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Erſter Titel. 
Von der Ehe. 


9. 1r 
Der Hauptzweck der Ehe iſt die Erzeugung und 
Erziehung der Kinder. N 
§. 2. Auch zur wechſelſeitigen Unterſtuͤtzung 
allein kann eine guͤltige Ehe geſchloſſen werden. 


Erſter Abſchnitt. 1 
Von den Erforderniſſen einer gültigen 


Eh e. 
$ 3. Ehen zwiſchen Verwandten in auf- und ghever⸗ 
abſteigender Linie find ganzlich verboten, ER I 
$ 4. Auch Ehen zwiſchen voll- und balbbirs naher 
tigen in oder außer der Ehe erzeugten Geſchwiſtern gat, 
ſind unzulaͤßig. ſchaft. 


$. 5. Stief⸗ oder Schwieger⸗Aeltern dürfen 
ſich mit ihren Stief- oder Schwieger-Kindern, ohne 

Unterſchied des Grades, nicht verheirathen 
§. 6. Dieſe Eheverbote (F. 5.) dauern fort, 
wenn gleich die Ehe, wodurch die Verbindung zwi⸗ 
ſchen Stief oder Schwieger⸗Aeltern und Kindern 
A 2 ent⸗ 
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— 


entſtanden war, durch Tod oder richterlichen Aus⸗ 
ſpruch wieder getrennt worden. 
§. 7. In allen übrigen Graden der Verwandt⸗ 
ſchaft und Schwägerfihaft iſt die Ehe erlaubt, und 
bedarf es dazu keiner Dispenſation. 
§. 8. Nur wenn Jemand die Schweſter feines 
Vaters, oder ſeiner Mutter, oder eines weitern Ver⸗ 
wandten in aufſteigender Linie, die an Jahren älter 
iſt, heirathen will, muß er dal die Erlaubniß des 
Staats nachſuchen. 
§. 9. Dieſe Erlaubniß ſoll nur aus erheblichen 
Gruͤnden, und wenn eine ſolche Ehe beiden Theilen 
augenſcheinlich vortheilhaft iſt, ertheilt werden. 
Anh. . 62, Ehen zwiſchen dem einen Ehegatten und des 
nen mit einem andern Vater oder Mutter vor dieſer 
Ehe erzeugten unehelichen Kindern, des Andern, gehͤͤren 
in der Regel zu den verbotenen. In außerordentlichen 
Fallen muß die Dispenfarion beim Oberhaupte des 
Staats nach geſucht werden. 


$. 10. In den durch die Geſetze des Staats 
ſchlechterdings verbotenen Graden (F. 3 — 6.) findet 
keine Dispenfation, ſie werde ertheilt von wem fe 
will, mit rechtlicher Wirkung Statt. 

& 11. In wie fern aber katholiſche Glaubens. 
genoſſen, in den durch die Landesgeſetze erlaubten 
Fällen, die Dispenſation der geiftlichen Obern, nach 
den Grundſaͤtzen ihrer Religion nachzufuchen haben, 
bleibt dem Gewiſſen derſelben uͤberlaſſen. 

§. 12. Doch verliert eine Ehe, welche nach den 
Landesgeſetzen erlaubt iſt, dadurch, daß die Dispen⸗ 
fation der geiſtlichen Obern nicht nachgeſucht oder ver⸗ 
ſagt worden, nichts von ihrer bürgerlichen Gültigkeit, 

Anh. 6. 63. Es macht dabei keinen Unterſchied: ob nur 

elner, oder ob beide Theile der Fache Nellglon zu⸗ 

gethan find, . 

§. 13. 
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§. 13. Zwiſchen Perſonen, deren eine die an⸗ Zwischen 
dere an Kindesſtatt angenommen hat, kann ſo lange, Yorke 
als die Adoption nicht auf geſetzmaͤßige Art wieder Altern 
aufgehoben worden, keine gültige Heirath gefihloffen den, Sim 
werden. 8 

§. 14. Ein Vormund ſoll während feiner Vor⸗ Zwischen 
mundſchaſt, ohne vorhergegangene Unterſuchung und dern un 
Genehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts, we⸗ Pfegebe⸗ 
der ſich ſelbſt, noch feine Kinder, mit feinen Pflege, (edlen, 
befohluen verehlichen. 

J. 15. Auf Curatoren, welche Pflegebefohfnen 
bloß zu einem mit keiner fortwährenden Adminiſtra⸗ 
tion verbundenen einzelnen Geſchaͤfte zugeordnet wor⸗ 
den, iſt dieſes Eheverbot nicht zu deuten. 

§. 16. Ein Mann kann nur Eine Frau, und Verbot 
8 Fran nur Einen Mann zu gleicher Zeit zur Ehe ane. 
haben. ] 

H. 17. Wer zur zweiten und ferneren Ehe Von 
ſchreiten will, muß die Trennung der letztvorherge⸗ 9 
benden Ehe ſowohl dem Pfarrer, welcher das Auf, heitather 
gebot, als demjenigen, welcher die Trauung verrich⸗ 1 
ten ſoll, nachweiſen. 5 . fonen, 

§. 18. Sind aus einer vorhergehenden Ehe 
Kinder vorhanden, welche wegen minderjährigen Al⸗ 
ters, oder ſonſt, ſich ſelbſt nicht vorſtehen konnen; fa 
muß deren geſetzliche Abfindung nachgewieſen; oder 
doch ein Erlaubnißſchein des vormundſchaftlichen 
Gerichts vor der Trauung beigebracht werden. 

$ 19. Wittwen und geſchiedene Frauen, wel⸗ 
che ſich aus der vorigen Ehe Gefländtich oder notoriſch 
ſchwanger befinden, muͤſſen, ehe fie zu einer ferneven 
Ehe fehreiten können, ihre Entbindung abwarten. 

§. 20. Außer dieſem Falle duͤrfen Wittwen 
und geſchiedene Frauen nicht eher, als Neun Mo⸗ 
nate nach Treunung der vorigen Ehe, fich wieder 
verheirathen. 8 

Auß. 
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W ETEEN! 
Auh. $. 64. Sucht die nach dem Tode ihres Mannes 

geſchwaͤngerte Wittwe, welche ihren angeblichen Schwaͤn⸗ 
gerer vor Ablauf des neunmonatlichen Zeltraums nach 
dem Tode ihres Mannes heſrathen will, die Dlspenſa⸗ 
tion nach, jo muß ihr dieſe unbedenklich ertheilt werden, 
in fo fern. nur dem Kinde feine Gerechtſame auf dem 
Fall vorbehalten bleiben, wenn die Zeit der Geburt die 
Vermuthung geſetzlich begruͤnden ſollte, daß ſolches in 
der durch den Tod getrennten Ehe erzeugt ſeyn koͤnute, 
welchenfalls es von dem Ermeſſen der vormundſchaftli⸗ 
chen Behoͤrde abhängig bleibt, die dem Kinde vorcheib 
hafteſte Wahl zu treffen. 

H. 21. Iſt jedoch die vorige Ehe wegen boͤs⸗ 
licher Beriafüng getrennt werden: fo kann der ges 
ſchiedene Theil ſogleich, nachdem das Urtel die 
Rechtskraft erlangt hat, zur ferueren Ehe ſchreiten. 

$. 22. Auch in anderen Faͤllen kann der ordent⸗ 
liche Richter einer Witte, oder geſchiedenen Frau, 
die anderweitige Verheteathung derſelben noch vor 
Ablauf der Meun Monate zulaſſen, wenn uach den 
Umfländen, und dem Urtheile der Sachverſtändigen, 
eine Schwangerſchaft nicht wahrſcheinlich iſt. 

§. 23. Doch ſoll dergleichen Dispenſation vor 
Ablauf Dreier Monate, nach getrennter voriger 
Ehe, niemals ertheilt werden. 

§. 24. Ein Wittwer kann erſt nach Verlauf 
von Sechs Wochen, nach dem Ableben der vorigen 
Frau, ſich wieder verheirathen. 

BR §. 25. Perſonen, welche wegen Ehebruchs ges 
zwischen ſchieden worden, durfen diejenigen, mit welchen fie 
BER den Ehebruch getrieben haben, nicht heivathen. 
Ehebrach §. 26. Auch diejenigen, welche durch verbaͤch⸗ 
0 tigen Umgang, oder ſonſt geſtiftete Mißhelligkeiten, 
trieben Anlaß zur Trennung der Ehe gegeben haben, ſollen 
haben. die geſchiedene Perſon nicht ehelichen. 
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b. 27. Iſt aber der Ehebruch, oder der ver⸗ 
dächtige Umgang, oder die Stiftung von Mißpellig⸗ 
keiten, in dem Scheidungsprozeſſe nicht geruͤgt, oder 
von dem Richter nicht als die Urſache der erkann⸗ 
ten Scheidung befunden worden: ſo verdient eine 
fpäter erfolgende Anzeige keine Ruͤckſicht. 

$. 28. Sind mit dem Ehebruche, oder dere 
dächtigen Umgange, Nachſtellungen gegen das Leben 
des andern Ehegatten verbunden geweſen: fo findet 
zwiſchen dem ſchuldigen Ehegatten, und deſſen Zu⸗ 
halter, eine Heirath auch alsdann nicht Statt, wenn 
gleich die vorige Ehe nur durch den Tod getrennt 
worden. 

$. 29. Vielmehr muß der Richter, wenn ihm 
ein ſolcher Vorfall angezeigt wird, die Unterſuchung 
deſſelben von Aintswegen in fo weit verfügen, als 
er dazu in Anſehung eines jeden ihm angezeigten 
Verbrechens ſchuldig iſt. 

F. 30. Mannsperſonen von Adel koͤnnen mit. twee 
Weibsperſonen aus dem Bauer- oder geringerem gen an 
Buͤrgerſtande keine Ehe zur rechten Hand ſchließen. des Sa 

$ 31. Zum hoͤheren Birgerftande werden hier des. 
gerechnet, alle öffentliche Beamte, (die geringeren 
Subalternen, deren Kinder in der Regel dem Gans 
ton unterworfen find, ausgenommen;) Gelehrte, 
Kuͤnſtler, Kaufleute, Unternehmer erheblicher Fabri⸗ 
ken, und diejenigen, welche gleiche Achtung mit die⸗ 
ſen in der bürgerlichen Geſellſchaft genießen. 

$. 32. Zu ungleichen Ehen eines Adelichen 
(. 30.) kann das Landes⸗Juſtiz⸗ Collegium der 
Provinz Dispenſatton ertheilen, wenn der, welcher 
eine ſolche Ehe ſchließen will, nachweiſet, daß Drey 
feiner nächſten Verwandten deſſelben Namens und 
Standes darein willigen. 5 

$. 33. Kann er dergleichen Einwilligung nicht 
beibringen, oder findet ſich von Verwandten, die 

mit 
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mit den Conſentirenden gleich nahe find, ein Wider 
ſpruch: fo kann die Dispenſation nur von dem Lan⸗ 
desherrn unmittelbar ertheilet werden. 
Si der F. 34. Offiziere, welche in wirklichen Kriegs: 
Perjonn, dienſten ſtehen, Können ohne Königliche Erlaubniß 
nicht heirathen. 
Anh. 6. 63. Siehe dle Eireufars Verordnung das Helra⸗ 
then der Offiziere und die Legitimation der unehelichen 
Kinder betreffend, vom iſten September 1798. 


§. 35. Bey Unteroffizieren, Soldaten, und 

allen, welche gleich dieſen zur Fahne geſchworen ha⸗ 
ben, wird die Einwilligung des Chefs oder Com⸗ 
mandeurs von dem Regimente, Bataillon, oder 
Corps, zu welchem fie gehoren, erfordert. 

Erferder⸗ . 36. Ein Chriſt kann mit ſolchen Perſdnen 

Aale keine Heirath ſchließen, weſche nach den Grundſaͤtzen 

sn in ihrer Religion, ſich den chriftlichen Ehegeſetzen zu 

der gelt Unterwerfen gehindert werden. 8 

gion, des Fg. 37). Manncperſonen ſollen vor zuruͤckge⸗ 

Allet, fegtem Achtzehnten, und Perſonen weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts, vor zuruͤckgelegtem Vierzehnten Jahre nicht 
heirathen. 


Anh. $. 66. Eine Ausnahme von dleſer Regel findet dann 
Statt, wenn das vormundſchaftliche Gericht die Verbin⸗ 
dung, der großen Jugend des männlichen Curanden un⸗ 
geachtet, für zuträglich halt, und die Braut und deren 
Vater ſich eine Verbindung gefallen laſſen, welche nach 
dem Landrechte Thell 2 Tit. 1. §. 1002, innerhalb ſechs 
Monaten nach zurückgelegtem achtzehnten Jahre wider⸗ 
rufen werden kann, 


der Frei- 6. 38. Ohne die freie Einwilligung beider 

Final Theile iſt keine Ehe verbindlich. 

gung, §. 39. So weit eine Willenserklärung über⸗ 
haupt, wegen Mangels perſonlicher Fahigkeiten, oder 
* 5 wegen 
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wegen Zwanges, Furcht, oder Betruges, unver⸗ 
bindlich iſt, ſo weit iſt auch eine unter ſolchen Um⸗ 
ſtaͤnden geſchloſſene Ehe nichtig. (Th. 1. Tit. 4. 
$. 31. faq.) g 

F. 40. So weit eine jede Willensaͤußerung we⸗ 
gen Irrthums unkraͤftig iſt, ſo weit heht ein ſolcher 
Iirrthum auch die Einwilligung in eine Heirath auf, 
weun in der Perſon des kuͤnftigen Ehegatten, oder in 
ſolchen perſoͤnlichen Eigenſchaften, welche bey Schlie⸗ 
ßung einer Ehe von dieſer Art vorausgeſetzt zu wer⸗ 
den pflegen, geirrt worden iſt. (Ebend. §. 75 — 83.) 

H. 41. Eine durch Zwang, Betrug, oder Irr⸗ 
thum veranlaßte Ehe wird verbindlich: wenn ſie 
nach entdecktem Jerthume oder Betruge, oder nach 
aufgehobenem Zwange, ausdrücklich genehmiget, oder 
länger als Sechs Wochen nach dieſem Zeitpunkte 
fortgeſetzt worden. 

$. 42. Iſt der angeblich gezwungene, betro⸗ 
gene, oder ſonſt im Irrthume geweſene Theil ver⸗ 
ſtorben, ohne die Nichtigkeit der Ehe zu ruͤgen: ſo 
kann die Ehe von deſſen Erben nicht mehr ange⸗ 
fochten werden. 

9. 43. Iſt jedoch aus einer angeblich erzwun⸗ 
genen Ehe kein Kind vorhanden: ſo haben die Er⸗ 
ben des unſchuldigen Theils ein Recht, auf die Nich⸗ 
tigkeit dieſer Ehe zu klagen. 

$. 44. Die Friſt, welche dem Erblaſſer noch 
übrig war, wird den Erben, vom Todestage an ge⸗ 
rechnet, verdoppelt. 

§. 45. Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand der Ein⸗ 
können ſich, ohne Einwilligung ihres leiblichen Va⸗ Bags 
ters, nicht gültig verheirathen. ters. 

9. 46. Auch ſolche Kinder, die ſchon verheira⸗ 
thet geweſen, ingleichen Söhne, die der väterlichen, 
Gewalt entlaſſen, und Töchter, die über fünf und 
zwanzig Jahre alt find, ſo wie Kinder aus einer Che 

. zur 
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zur linken Hand, muͤſſen die vaͤterliche Einwilligung 
nachſuchen. 4 

9. 47. Wer an Kindesſtatt förmlich angenom⸗ 
men worden, bedarf zu feiner Heirath nur der Ges 
nehmigung desjenigen, welcher ihn dazu angenom⸗ 
men hat. 4 

$. 48. Kinder, welche von ihren natürlichen 
Aeltern verlaſſen, und von andern aufgenommen 
worden, bedürfen zu ihrer Verheirathung nur der 
Einwilligung dererjenigen, welche alsdann in dem 
Verhaͤltniſſe eines Pflegevaters gegen fie ſtehen. 
(Tit 2. Abſchn. 12.) 2 

. 49. Bey noch minderjährigen vaterloſen Wai⸗ 
fen iſt die Einwilligung der Mutter und des Vor⸗ 
mundes nothwendig. 2 

$. 30. Iſt auch die Mutter verftorben: fo muß 
an ihrer Stelle die Einwilligung der Großältern 
nachgeſucht werden. 5 

$. 31. Unter mehreren Großältern haben dies 
jenigen den Vorzug, welche das Kind zu ſich ge⸗ 
nommen und erzogen haben. 

$. 52. Sonſt gehen die Großväter den Groß⸗ 
mättern, und die von des Vaters Seite denen von 
der Mutter Seite vor. 

$. 53. Sind auch keine Großaͤltern mehr vor⸗ 
banden; ſo iſt die Einwilligung des Vormundes als 
lein hinreichend. : 

§. 54. Der Vormund kann feinen Conſens 
ohne Genehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts 
nicht ertheifen. 

6. 55. Was vorſtehend (F. 49 — 54.) von 
Minderjährigen verordnet iſt, gilt auch von denen, 
welche als gerichtlich erklaͤrte Verſchwender unter 
Vormundſchaft genommen ſind. i 

$. 36. Steht derjenige, deſſen Einwilligung er⸗ 
fordere wird, ſelbſt unter Vormundſchaft, 05 
ein 
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ſein Aufenthalt unbekannt: fo iſt eben fo zu verfah⸗ 
5 5 als wenn er gar nicht mehr vorhanden wäre, 

57. Die Einwilligung ſolcher Aeltern und 
Sao welche außerhalb st leben, kann, 
wenn das Beſte des zu verheirathenden Kindes durch 
deren Abwartung leiden würde, von dem vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichte ergänzt werden. 

§. 58. Diejenigen, deren Einwilligung nach 
obigen Vorſchriften (F. 45. Lag.) erfordert wird, ſol⸗ 
len dieſelbe nicht ohne erheblichen Grund verſagen. 

§. 59. Erghebliche Gründe find alle dienigen, 
aus welchen eine vernünftige und wahrſcheinliche Be⸗ 
ſorgniß, daß die Fünftige Ehe ungluͤcklich und miß« 
vergnügt ſeyn dürfte, entſpringt. 

$. 60. Dahin iſt beſonders zu rechnen, wenn 
den kuͤnftigen Eheleuten das nörbige Auskommen 
fehlen wuͤrde. 

F. 61. Oder wenn der andere Theil zu einer 
infamirenden, oder auch nur ſonſt nach der gemeinen 
Meinung ſchimpflichen Strafe, durch ein rechtskraͤf⸗ 
tiges Criminal⸗Erkeuntniß verurtheilt worden. 

$ 62. Ferner, wenn derſelbe der Verſchwen⸗ 
dung, Trunkenheit, Liederlichkeit, oder ſonſt einem 
groben Laſter ergeben iſt. 

$. 63. Desgleichen, wenn er ſchon einmal ge⸗ 
ſchieden, und in dem Scheidungsurtel für den ſchul⸗ 
digen Theil erklart worden iſt. 

§. 64. Oder, wenn er mit epileptiſchen Zufaͤl⸗ 
len, der Schwindſucht, veneriſchen oder andern an⸗ 
ſteckenden Krankheiten behaftet iſt. 

§. 65. Endlich, wenn eine minderjähtige Ders 
ſon des Adels oder Höheren Bürgerſtandes, ſich 
mit einer ſolchen, die nach obigen Beſtimmungen 
(F. 30. 31.) zu einer niedrigen Claſſe gehört, ver⸗ 
heirathen will. 


$. 66, 
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§. 66 Aeltern und Großaͤltern verſagen ihre 
Einwilligung mit Grunde, wenn ſie von dem an⸗ 
dern Theile mit Beſchimpfungen oder Thaͤtlichkeiten 
groͤblich beleidiget worden. 
$. 67. Oder, wenn die Kinder die nicht erbe⸗ 
tene oder verweigerte Einwilligung durch heimliche 
Ehegeloͤbniſſe, Entführung, oder andere unerlaubte 
Mittel, zu erzwingen geſucht haben. 
Eradn⸗ §. 68. Wenn Aeltern oder Großaͤltern die Eins 
ER der willigung verweigern: fo muß, auf Anrufen der Kin⸗ 
Grund der, oder des andern Theils, über die Rechtmäßig⸗ 
Ea keit dieſer Weigerung von dem ordentlichen Richter 
gung, erkannt werden. 
§. 69. Verweigert der Vormund feine Einwil⸗ 
ligung: fo kann dieſelbe von dem vormundſchaftlichen 
Gerichte durch ein bloßes Dekret erſetzt werden. 
70. Beharret aber der Vormund auf ſeiner 
Weigerung: ſo ſteht ihm frey, auf richterliches Ge⸗ 
hoͤr und Erkenntniß darüber anzutragen. 
§. 71. Eben dazu iſt auch derjenige befugt, 
welchem die Heirath mit einer unter Vormundſchaft 
ſtehenden Perſon, von dem vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richte, mit oder ohne Beitritt des Vormundes, oder 
der Verwandten, unterſagt worden. 
$. 72. Sind mehrere Vormünder unter ſich 
nicht einig: fo giebt unter ihnen bloß der Schluß 
des vormundſchaftlichen Gerichts den Ausſchlag. 
$. 73. In wie fern die Einwilligung der Guts⸗ 
herrſchafteu erforderlich ſey, wird in dem Titel von 
den Rechten und Pflichten der Gutsunterthanen be⸗ 
ſtimmt. (Tit. 7. Abſchn. 4.) 
H. 74. Die rechtlichen Folgen der Vernachlaͤßi⸗ 
gung vorſtehender Erſorderniſſe einer gültigen Ele 
find im Zehnten Abſchnitte veſtgeſetzt. 


Zweiter 
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Zweiter Abſchnitt. 
Bon Ehegelöbniffen 


$ 75. Das Ehegelöbniß iſt ein Vertrag, wo, Erforder 
durch zwey Perſonen verſchiedenen Geſchlechts ein» nie Kr 
ander kuͤnftig zu heirathen verfprechen, x tigen 

H. 76. Unter Perſonen, und in Fallen, wo Flat 
keine rechtsbeſtändige Ehe Statt findet, kann auch h 
kein guͤltiges Ehegelöbniß errichtet werden. 

$. 77. Auch dadurch, daß ein zur Zeit des ers 
richteten Vertrages entgegen geſtandenes Eheverbot, 
durch Dispenſation, oder ſonſt, gehoben worden, 
erlangt das vom Anfange an ungültige Ehegelöbnig 
keine verbindliche Kraft. 

§. 78. Beſteht hingegen das Ehehinderniß nur 
in dem Mangel der Einwilligung dererjenigen, deren 
Conſens zur Guͤltigkeie der Ehe erfordert wird: fo 
iſt, bis zu deſſen Erfolge das Ehegeloͤbniß nur fir 
den, welcher einer ſolchen Einwilligung bedarf, un⸗ 
verbindlich. 

8. 79. Der andere Theil aber kann fo lange 
nicht zurücktreten, als die Perſonen, auf deren Ein⸗ 
willigung es ankommt, ſich darüber noch nicht er⸗ 
klart haben. (Th. 1. Tit. J. . 1g.) 

§. 80, So lange ein geſetzmaͤßiges Ehegeloͤbniß 
beſteht, ſoll keiner der Verlobten ſich in ein folgen⸗ 
des einlaſſen. (H. 132, 133. 134.) 2 

$. 81. Es iſt nicht nothwendig, daß vor jeder 
Che ein foͤrmliches Ehegeloͤbniß hergehe. 

H. 82. Wenn aber aus einem Ehege 
Recht auf Vollziehung der Ehe zu kla 
gen ſoll: fo muß daſſelbe gerichtlich, od 
Juſtizcommiſſario und Notario geſchlo 
dergeſchrieben werden. x 


Som 
E defeibet. 
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§. 83. Gemeine Landleute koͤnnen ihre Verlo⸗ 
bungen vor Schulzen und Schoͤppen vollziehen und 
niederſchreiben laſſen. 

H. 84. Fuͤr die ſchriftliche Aufnehmung des blo⸗ 
ßen Eheverſprechens an ordentlicher Gerichtsſtelle ſol⸗ 
len den Parteien keine Gebuͤhren abgeſordert werden. 

. 85. Bey der Aufnehmung des Ehegelöbniffes 
muͤſſen die Parteien in Perſon gegenwärtig ſeyn. 

§. 86. Wenn beide Theile ſich nicht an Einem 
Orte befinden: ſo muß die Aufnehmung des Ehege⸗ 
löbniffes an dem Aufenthaltsorte der Braut erfolgen. 

9 87. Alsdann kann der Bräutigam durch eis 
nen gerichtlich ernannten Bevollmaͤchtigten das Ge⸗ 
ſchaͤft vollziehen. ‘ 

§. 88. Iſt die Braut großjährig, und nicht 
mehr unter väterlicher Gewalt: fo muß fie mit ei⸗ 
nem von ihr ſelbſt gewaͤhlten maͤnnlichen Beiſtande 
erſcheinen. . 

§. 89. Der Richter oder Juſtizeommiſſarius iſt 
ſchuldig, vor Aufnehmung des Vertrages Erkundi⸗ 
gung einzuziehen: ob vielleicht Ehehinderniſſe vor⸗ 
walten. 

§. 90. Was die Verſchweigung wirklich vorhan⸗ 
dener Ehehinderniſſe in Anſehung desjenigen Theils, 
welcher ſich deren ſchuldig macht, für Folgen habe, 
iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Abſchn. 10.) 

§. 9m Ebegelöbniffe, bey welchen die geſetzliche 
Form nicht beobachtet worden, ſind fuͤr bloße Un⸗ 
terhandlungen zu achten. 

$. 92. Wenn jedoch mit beider Theile Bewil⸗ 
ligung ufgebot ſchon erfolgt iſt: fo finden zwi⸗ 
fü en die Rechte und Pflichten, wie aus 
en Ehegelöbniffe Statt. 

Wenn auch das Aufgebot nur ein-oder zwel⸗ 
mal erfolgt iſt, fo iſt demſelben doch die Verbindlichkeit 
eines foͤrmlichen Ehegeloͤbniſſes beizulegen. 


$. 93. 
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§. 93. Die der Guͤltigkeit eines foͤrmlichen Ehe⸗ 
geloͤbniſſes entgegenſtehende Mängel, werden durch 
den hinzukommenden Beiſchlaf nicht gehoben. 

§. 94. Was aber uͤberhaupt die Folgen eines 
unter dem Verſprechen der Ehe vollzogenen Beiſchla⸗ 
fes find, wird unten beſtimmt. (Abſchn. 11.) 

$. 95. Ehegeloͤbniſſe, deren Erfüllung von ei, Bedingte 
ner aufſchiebenden Bedingung abhaͤngig gemacht Gba 
worden, konnen, fo lange die Bedingung noch nicht 
eingetroffen iſt, von jedem Theile, auch einſeitig, 
widerrufen werden. 

§. 96. Ein Gleiches gilt von Ehegeloͤbniſſen, 
deren Erfüllung auf eine ungewiſſe Zeit hinausgeſetzt 
1 ſo lange der Zeitpunkt noch nicht eingetrof⸗ 
en iſt. . 

H. 97. Iſt in dem Vertrage wegen der Zeit 
zur Vollziehung der Ehe gar nichts beſtimmt: fo iſt 
ein Theil auf den andern nur zwey Jahre lang zu 
warten verbunden. 

9. 98. Ein Gleiches findet Statt, wenn die 
Vollziehung der Ehe in unbeſtimmten Ausdrucken, 
nach Moͤglichkeit, oder nach Gelegenheit verſprochen, 
oder wenn dieſelbe der Willkühr eines oder des an⸗ 
dern Theils ausdrücklich überlaſſen worden 

$. 99. Uebrigens aber ſoll Niemand, wider den Erfül- 
Willen des Andern, von einem gültigen Ehegelöb⸗ Gier 
niſſe, ohne rechelichen Grund zurücktreten. löbniffe. 

$. 100, Gründe, aus welchen eine ſchon voll- Gründe 
zogene Ehe getrennt werden koͤunte, rechtfertigen den er 
Nücteite von einem Ehegelöbniſſe. (Abſchn. 8.) f 

§. 101. Auch bloßer verdächtiger Umgang 
ringere ThätfichFeiten, ſchimpfliche oder vers 
Begegnung, koͤnnen, wenn ſie gleich zur 
einer ſchon vollzogenen Ehe noch nicht hin 
wären, dennoch den Rücktritt von einem E 
niſſe begrunden. 
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$. 102. Fehler in dem moraliſchen Verhalten 
des einen Verlobten, weswegen Aeltern ihre Einwil⸗ 
ligung nach H. 61. 62. 63. verſagen koͤnnten, berech⸗ 
tigen den andern Verlobten zum Nicktritte, wenn 
dieſelben erſt nach der Verlobung entſtanden, oder 
ihm bekannt geworden find, 

$. 103. Wegen einer erſt nach der Verlobung 
entdeckten ekelhaften, anſteckenden, beſonders vene⸗ 
riſchen, ingleichen wegen einer jeden unheilbaren 
Krankheit des einen Theils, kann der andere ſein 
Eheverſprechen zuruͤcknehmen. 

F. 104. Ein Gleiches gilt von einer auffallen⸗ 
den Haͤßlichkeit des Koͤrpers, oder einem andern 
Ekel und Widerwillen erregenden Gebrechen, welche 
ein Theil dem Andern vor der Verlobung verheim⸗ 
licht hat. 3 

$. 105. Ein nach der Verlobung enkdeckter Irr⸗ 
thum in Anſehung des Vermoͤgens, rechtfertiget den 
Rücktritt nur alsdann, wenn es den Fünftigen Ehe⸗ 
leuten an dem noͤthigen Auskommen fehlen wuͤrde. 
$, 106. Jeder, auch nur in Anſehung des Vers 
mögens, von einem Verlobten, oder deſſen Aeltern 
veruͤbter Betrug, giebt dem Andern ein Recht zum 
Ruͤcktritte. 
§. 107. Veränderungen, welche nach der Ver⸗ 
lobung in der Perſon, oder in den perfönlichen, oder 
Vermoͤgensumſtaͤnden eines Verlobten ſich ereignen, 
berechtigen denjenigen zum Rücktritte, welcher, wenn 
er den Fall hatte vorausſehen konnen, das Ehege⸗ 
iß wahrſcheinlich nicht eingegangen ſeyn wuͤrde. 
08. Religionsveränderung giebt nur dem 
Theile, nicht aber dem Veraͤndernden, ein 
Ruͤcktritte. 
09, Wenn ein Theil feine in dem Ehe⸗ 
ſſe, oder Ehevertrage ausdrücklich übernom⸗ 
mene 


geiöbni 
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mene Verbindlichkeit nicht erfuͤllen kann: ſo iſt der 
Andere zuruͤckzutreten berechtigt. 

§. 110. Die bloße Minderjaͤhrigkeit hingegen 
iſt kein vechtmäßiger Grund zum Ruͤcktritte, von 
einem unter den geſetzlichen Erforderniſſen geſchloſ⸗ 
ſenen Ehegelöbniffe. 

§. III. Wenn Umſtaͤnde, weswegen Aeltern, 
Großaͤltern, oder Vormuͤnder, ihre Genehmigung 
zu verſagen befugt find, ſich erſt in der Folge ers 
eignen, oder offenbaren: ſo koͤnnen dieſelben ihre 
ſchon ertheilte Einwilligung wieder zurücknehmen. 

§. 112. Wer ohne rechtlichen Grund die Er, Folgen 
füllung eines Ehegelöͤbniſſes beharrlich verweigert, Jacen 
oder ſich ſelbſt dazu außer Stand ſetzt; der verliert genom⸗ 
die dem andern Theile gemachten Geſchenke, muß die Neuen 
von demſelben erhaltenen zurückgeben, und glle we⸗ Ats. 
gen des Ehegeloͤbniſſes aufgewendete Koſten erſetzen. 

9. 113. Iſt auf den Fall des Ruͤcktritts eine 
Conventionalſtrafe verabredet: ſo muß dieſe noch 
außerdem entrichtet werden. 

$ 114. Sit keine Conventionalſtrafe vorbedun⸗ 
gen: fo muß der Schuldige noch über die $. 112. be⸗ 
ſtimmte Entſchaͤdigung, dem Unſchuldigen mit dem 
Vierten Theile desjenigen, was in dem Ehegeloͤbniſſe, 
oder in einem beſondern Ehevertrage, als Mitga⸗ 
be, oder als Gegenvermaͤchtniß ausgeſetzt worden, 
abfinden. 

§. 115. Iſt keine Mitgabe oder kein Gegenver⸗ 
maͤchtniß vorbedungen, wohl aber dem Unſchuldigen 
auf den Fall, wenn er den Andern überleben follte, 
eine gewiſſe in ſich beſtimmte Summe oder Sache 
zum Erbtheil verſchrieben worden: fo kann derſelbe 
den Vierten Theil davon, als Abfindung fordern. 

§. 116. Sind nach Verſchiedenheit der Faͤlle 
verſchiedene Summen beſtimmt: fo wird die Abfin⸗ 
dung nach der geringſten Summe gerechnet. 

Augen. Lanbr. Ul Sand. tt. 9.117. 


v 
6 . Toner 
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§. 117. Kann der Zuruͤcktretende die nach die⸗ 
fen Vorſchriften dem andern Theile gebuͤhrende Ab: 
findung aus eigenen Mitteln nicht aufbringen: ſo ſind 
feine Aeltern, in fo fern dieſelben in das Ehegeloͤbniß 
gewilligt, und den Ruͤcktritt veranlaßt oder geneh⸗ 
migt haben, zu deren Entrichtung verbunden. 
§. 118. Iſt keiner der vorſtehenden Falle zu 
Beſtimmung einer dem Unſchuldigen anzuweiſen⸗ 
den Abfindung vorhanden: ſo muß zwar derſelbe 
mit der H. 112. beſtimmten Entſchaͤdigung allein ſich 
begnügen; 
$. 119. Doch muß alsdann gegen den ohne 
rechtmäßigen Grund zurücktretenden Theil, nach Be⸗ 
wandniß feines bewieſenen Leichtſinnes, und der der 
verlaſſenen Braut zugefuͤgten Kraͤnkung, auf ver⸗ 
haͤltnißmaͤßige Geld⸗ oder Gefaͤngnißſtrafe erkannt 
werden. 
Salome $. 120. Noͤthigt ein Verlobter, durch fein mo⸗ 
heblichen raliſches Verhalten nach der Verlobung, den andern 
Gründen Theil zum Rücktritte: fo kaun letzterer die vorſtehend 
nen Nück, (F. 112 — 119.) beſtimmte Entſchaͤdigung und Abs 
Wins. findung fordern. 
$. 121. Bezieht ſich aber die rechtmaͤßige Urſach 
des Ruͤcktritts auf Umſtaͤnde, welche ſchon vor der 
Verlobung vorhanden geweſen, und dem andern Thei⸗ 
le nicht betrüglicher Weiſe verheimlicht worden ſind: 
ſo kemmt dem zurücktretenden Theile nur allein die 
H. 112. beſtimmte Entſchadigung zu. 
Folgen §. 122 Wird ein Ehegeloͤbniß mit beider Thei⸗ 
Schul ste Bewilligung, oder fonft aus rechtlichen Gründen 
einen oder getrennt, ohne daß einem oder dem andern Theile ein 
N un, Uebergewicht der Schuld zur Laſt fällt; fo muͤſſen die 
kelbleibenGeſchenke von beiden Seiten zurückgegeben werden. 
den Er⸗ $. 123. Wird die Erfüllung des Ehegeloͤbniſſes 
durch den Tod des einen Verlobten gehindert: fo 
hat der Ueberlebende die Wahl; ob er die empfange · 
nen 
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nen Geſchenke behalten, oder ſie zuruͤckgeben und die 
feinigen wiederfordern wolle. 1 575 

§. 424. Das Recht die $. 112 — 119. beſtimm⸗ Pfichten 
te Entſchaͤdigung und Abfindung zu ſordern, geht 1 1 
auf die Erben in der Regel nicht uͤber. gelbe 

§. 125. Doch kaun der Unſchuldige gegen die [Ei dit 
Erben des ſchuldigen Theils darauf antragen, wenn Ezllaſſer. 
Letzterer, auf die aus dem Eßegeloͤbniſſe angeftellce 
Klage, feine Weigerung, die Ehe zu vollziehen, ge⸗ 
richt ich, oder doch ſchriftlich erklart hat. 

$. 126. Desgleichen, wenn der Schuldige noch 
vor ſeinem Tode ſich an eine andere Perſon wirklich 
verheirathet hat. 5 

§. 127. Dagegen koͤnnen die Erben des unſchul⸗ 
digen Theiſs die Entſchadigung und Abfindung von 
dem Schulbigen nur in ſo fern fordern, als dieſelbe 
dem Erblaffer bereits rechtskraͤftig zuerkannt iſt. 

$. 123. Wer vom Ablauf der in dem Ehege⸗ , 
loͤbniſſe zur Vollziehung deſſelben beſtimmten Zeit, Hechts 
Ein Jahr verftreichen laßt, ohne den Andern zur Er⸗ aao 
füllung aufzufordern, der hat kein Recht mehr dar- ſen, 5 
aus zu klagen. 

$. 129. Iſt keine Zeit beſtimmt; und es hat, 
binnen Zwey Jahren vom Tage des geſchloſſenen Ehe⸗ 
geloͤbniſſes, keiner von beiden Theilen zur Erfuͤllung 
deſſelben bey dem Andern ſich gemeldet: fo hat das 
Ehegeloͤbniß ſelbſt feine Kraft verloren. (F. 97.) 

$. 130. Außerdem evföfcht die Klage zur Er⸗ 
fuͤlung eines ſolchen Ehegelöbniffes nach Verlauf Ei⸗ 
nes Jahres, von der letzten fruchtlos geſchehenen Auf⸗ 
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($. 122. 123.) erloͤſcht, wenn es nicht binnen Jah⸗ 
resfriſt ausgeübt worden. 
Bar 9.5133. Wer noch geſetzmäßig verlobt iſt, und 
gelbe eine andere Perſon zu einer ſpͤtern Verlobulig ver⸗ 
fen, leitet, muß derſelben, wenn fie zuruͤcktritt, alles das 
leiſten, was H 112 —119, veſtgeſetzt worden. 

§. 134 Iſt aber dem ſpäter Verlobten das 
frühere Verloͤbniß des andern Theils bekemnt ges. 
weſen: fo entſteben aus der ſpaͤtern Verlobung we⸗ 
der Rechte noch Pflichten. 

S. 135. Jede fpätere Verlobung des einen Theils 
giebt dem Erſtverlobten ein Recht, von der früs 
bern Verlobung zuruͤckzutreten, und nicht nur Ent⸗ 
ſchädigung, ſondern auch geſetzmaͤßige Abfindung 
zu fordern. 


Dritter Abſchnitt. 


Von der Vollziehung einer vollguͤltigen 
Ehe. 


§. 136. Eine vollgültige Ehe wird durch die 
prieſterliche Trauung vollzogen. 
$. 137. Zwiſchen Perſonen fremder im Staate 
geduldeter Religionen, wird die Vollziehung einer 
vollgültigen Ehe lediglich nach den Gebraͤuchen ihrer 
Religion beurtheilt. 5 
Aufgebot. §. 138. Das Aufgebot muß vor der Trauung 
hergehn. ! 
$. 139. Das Aufgebot muß in beider Verlob⸗ 
ten Parochie geſchehen. 
5 §. 140. Wer zu keiner Parochie gehöre, muß 
dennoch das Aufgebot in der Kirche, wohin ſein 
Wohnort gehöre, veranſtalten. 


§. 141. 
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§. 141. Wer noch nicht Ein Jahr an feinen 
gegenwärtigen Wohnorte fi aufhält, muß auch in 
der Kirche feines vormaligen Wohnorts aufgeboten 
werden. PM 
§. 142. Geſinde, welches noch nirgend einen Kb, 
veſten Wohnſitz aufgeſchlagen hat, muß ſich, außer / ER 
feiner gegenwartigen Parochie, auch an dem Orte AM 20. 
feiner Geburt, ohne Unterſchied der Zeit feiner Ent 
fernung von demſelben, aufbieten laſſen. (Tit, 11. 
Abſchn. 5.) ; N. 
H. 143. Auch ein Fremder, der in Königlichen 
Landen getraut ſeyn will, muß ſich in der Parochie 
ſeiner Heimath aufbieten laſſen. ? 
$. 144. Kann er dies nicht bewerkſtelligen: fo 
muß er durch gerichtliche oder beglaubte Notariats⸗ 
zeugniſſe nachweiſen, daß an dem Orte ſeiner Hei⸗ 
math kein Ehehinderniß wider ihn befanne ſey. 
Anh. §. 68. Bey den neu angekommenen Koloniſten, dle 
ſich noch kein Jahr in den Koͤniglichen Staaten aufge⸗ 
halten haben, genuͤget der Eid, daß ſie noch unverehe⸗ 
licht find, und daß ihnen auch kein ſonſtiges Ehehin⸗ 
derniß bekannt ſey. 
§. 145. Hat aber ein Fremder ſich in hieſigen 
Landen niedergelaſſen, und länger als Ein Jahr dax⸗ 
in aufgehalten; fo iſt das Aufgebot in feiner hieſi⸗ 
gen Parochie, ſo wie bey Eingebornen, hinreichend. 
Anh. §. 69. Wie viel Zelt ſelt dem eigentlichen Etabliſſe⸗ 
ment verlaufen iſt, koͤmmt hiebey in kelne Betrachtung. 
§. 146. Wird dem Pfarrer, welcher das Auf⸗ 
gebot verrichten ſoll, ein in beglaubter Form ausge⸗ 
fertigtes Ehegeloͤbniß nicht vorgezeigt: fo muß derſel⸗ 
be nach obigen Vorſchriften Erkundigung einziehen: 
ob vielleicht Ehehinderniſſe vorhanden ſind. 
Anh. F. 70. Königliche Civilofficanten muͤſſen vor dem 
Aufgebote und der Trauung nachwelſen, daß ſie die zu 
ihrer 
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ihrer Verheirgtung erforderliche Erlaubniß des ihnen 
vorgeſetzten Chefs erhalten haben. 


. 147. Findet der Pfarrer ein Bedenken: fo 
muß er um nähere Verhaltungsbefehle bey feinen Vor⸗ 


geſetzten anfragen. 


yo 


§. 48. Das Aufgebot behält inzwiſchen zwar 
ſeinen Fortgang; die Trauung aber muß bis zum 
Eingange der Vorbeſcheidung ausgeſetzt bleiben. 

§. 149. Hat der Pfarrer die Erkundigung uns 
terlaſſen; oder ein ihm bekannt gewordenes Hinder⸗ 
niß leichtſinnig uͤbergaugen: fo foll er deshalb mit vers 
haͤltnißmaͤßiger ſiscaliſcher Strafe belegt werden. 

$. 150. Das Aufgebot muß deutlich, mit Bes 
nennung des Standes, Vor⸗ und Zunamen beider 
Theile, und der Aeltern der Braut, geſchehen. 

§. 151. Es muß Drey Sonntage hinter, ein 
ander von der Kanzel verleſen werden. 

§. 152. Wer nur zweimal für dreimal aufge⸗ 
boten ſeyn will, dem kann, nach Bewandniß der 
Umſtaͤnde, die dem Pfarrer der Braut vorgeſetzte 
Obrigkeit Dispenfation dazu ertheilen. 

H. 153. Soll das Aufgebot nur ein⸗ für alle⸗ 


mal geſcheheu; fo muß die Dispenſation bey Hofe 


geſucht werden. 


Anh. §. 71. Wenn der Braͤutlgam von der lutherlſchen 
oder franzoͤſiſchen Kirche die Dispenſation vom drelma⸗ 
ligen Aufgebot erhalten hat, ſo bedarf es von Selten 
der Braut kelner beſondern Dispenſation. 

Anh. §. 72. Wegen Dispenfation beim Aufgebot eines 
militairifchen Brautpaars, hat es bey den Vorſchriſten 
des Milttair-Konſiſtortalreglements fein Bewenden. 


§. 154. Die unterlaffene Befolgung obiger Bora 
ſchriſten wegen des Aufgebots, macht zwar die Ehe 

nicht ungültig; 
9. 155. 
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e e RT: 
$. 155. Die Parteien aber, und der Pfarrer, 8 u * 


welcher die Trauung verrichtet, haben, nach Maaß⸗ 
gabe der verſchuldeten Unterlaſſung, und des daraus 


Jin 0. 


SCALE, 


für irgend Jemanden entſtandenen Nachtheils, ſis % u 


kaliſche Geld⸗ oder Gefängnißftrafe verwirkt. 

§. 156. Auch die Strafe fälle weg, wenn 
wegen plößlicher Todesgefahr die Trauung beſchleu⸗ 
nigt werden mußte, und weder bedenkliche Umſtaͤu⸗ 
de vorwalteten, noch die Verfugung der Vorgeſetz⸗ 
ten abgewartet werden konnte. 

§. 157. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Braͤutigam in Angelegenheiten des Staats eine 
langwierige oder gefährliche Reiſe fo ſchuell antre⸗ 
ten muß, daß zum Aufgebote oder zur Einholung 
der Dispenſation keine Zeit übrig iſt. 


$. 158. Wer Einſpruch thun will, kann den⸗Eſſpruch. 


ſelben nur auf ein älteres förmliches Ehegeloͤbniß, 
oder auf eine unter dem Verſprechen der Ehe er⸗ 
folgte Schwaͤngerung gruͤnden. ; 

§. 159. Wird dem Pfarrer ein dergleichen 
foͤrmliches Ehegeloͤbniß vorgelegt: ſo muß er mit 
Aufgebot und Trauung ſofort inne halten. 

$. 160. Soll eine unter dem Verſprechen 
der Ehe erfolgte Schwängerung den Einſpruch be⸗ 
gränden: fo muß dieſer Klagegrund bey der Obrig⸗ 
keit des Orts, wo das Aufgebot oder die Trauung 
geſchehen ſoll, beſcheinigt, und von dieſer das fer⸗ 
nere Aufgebot oder die Trauung unterſagt werden. 

H. 161. Entſteht daruber ein Prozeß: fo ges 
hoͤrt deſſen Erörterung vor dasjenige Gericht, wel⸗ 
chem der Angeſprochene in Sponſalien- und Ehe⸗ 
ſachen unterworfen iſt. 

§. 162. Erklärt ſich der angeſprochene Theil, die 
den Anſpruch machende Perſon nicht heirathen, ſon⸗ 
dern allenfalls nur nach den Geſetzen und ue 

hem 


r 


Trauung. 
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chem Ermeſſen abfinden zu wollen: ſo muß er dieſer 
Abfindung wegen annehmliche Sicherheit beſtellen. 

§. 163. Sobald dieſes geſchehen iſt, kann mit 
dem fernern Aufgebote und der Trauung verfahren 
werden. 


Anh. §. 73. Der Trauung unbeſchadet blelben der Ger 
ſchwaͤchten die wegen Führung des Namens zugeſicher⸗ 
ten Rechte dennoch vorbehalten. 


§. 164. Wird der Einſpruch in der Folge uns 
gegruͤndet befunden: fo ſoll der Einſprechende, als 
ein Injuriant, nachdrücklich beſtraft werden. 

§. 165. Wird dem Richter, vor der Trauung, 
ein oder anderes bis dahin nicht bekannt geweſenes 
Ehehinderniß glaubhaft angezeigt: fo muß Aufgebot 
ſowohl, als Trauung unterſagt werden. 

H. 166. Die Aufhebung eines ſolchen Verbots 
findet nicht eher Statt, als bis das Hinderniß ent⸗ 
weder gehoben, oder durch Urtel und Recht als 
unerheblich verworfen worden. 

§. 167. Privatperſonen konnen bey der Trauung 
durch Bevollmaͤchtigte nicht vertreten werden. 

§. 168. Welchem Pfarrer die Trauung zukom⸗ 
me, iſt nach den unten vorgeſchriebenen Grundfä- 
gen zu beſtimmen. (Tit. 11. Abſchn. 6.) 

H. 169. Daß die Trauung nicht von dem ge⸗ 
hoͤrigen Pfarrer vollſogen worden, macht die Ehe 
ſelbſt nicht ungültig. BR 

§. 170. Wer eber, um die Geſetze des Landes 
unwirkſam zu machen, in fremden Landen ſich trauen 
läßt, hat, außer den uͤbrigen rechtlichen Folgen der 
Nichtigkeit oder Ungültigkeit einer ſolchen geſetzwidri⸗ 
gen Ehe (Abſchn. 10.), auch noch eine fiskaliſche 
Strafe von Zehn bis Dreihundert Thalern verwirkt. 

§. 171. Die Koften des Aufgebots, der Trau⸗ 
ung, und der Hochzeit, tragen beide Eheleute ge⸗ 
mein 
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meinſchaftlich: wenn nicht ein Anderes ausdrücklich 
verabredet; oder an dem Orte, wo die Braut 
wohnt, unter der Claſſe, zu welcher fie gehoͤrt, her⸗ 
gebracht iſt. 

$. 172. Das Eigenthum der Hochzeitsgeſchen⸗ 
ke wird beiden Theilen gemein; in ſo fern nicht 
der Geſchenkgeber ein Anderes ausdrücklich veſtge⸗ 
fest hat; oder es aus der Beſchaffeußeit des Ge⸗ 
ſchenks abzunehmen iſt. 


Vierter Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der 
Eheleute, in Beziehung auf ihre Per⸗ 
ſonen. 


$. 173. Die Rechte und Pflichten der Ehe⸗ 
leu nehmen ſogleich nach vollzogener Trauung ih⸗ an 
ren Anfang. Rechte 
$. 174. Eheleute find ſchuſdig, ſich in allen uud 
Vorfallenheiten nach ihren Kräften wechſelſeitigen am he, 
Beiſtand zu leiſten. leute. 
§. 175. Sie muͤſſen vereint mit einander le⸗ 
ben, und dürfen ihre Verbindung eigenmächtig 
nicht aufheben. : 
$. 176. Auch wegen Widerwaͤrtigkeiten dürfen 
fie einander nicht verlaſſen. 
$. 177. Oeffentliche Gefchäfte, dringende Pri⸗ 
vak⸗ Angelegenheiten, und Geſundheits⸗Reiſen, ent⸗ 
ſchuldigen die Abweſenheit. 
§. 178. Eheleute durfen einander die eheliche 
Pflicht anhaltend nicht verſagen. 
$. 179. Wenn deren Leiſtung der Geſundheit 
des einen oder des andern Ehegatten nachtheilig 
ſeyn würde, kann fie nicht gefordert werden. 
$. 180, 


Rechte 
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$. 180. Auch fäugende Ehefrauen verweigern 
die Beiwohnung mit Recht. 

§. 181. Zur ehelichen Treue find beide Ehe⸗ 
gatten wechſelſeitig verpflichtet. 

§. 182. Die Verletzung derſelben von Seiten 
des einen Ehegatten berechtigt den Andern nicht 
zu gleichen Vergehungen. 

§. 183. Auch Handlungen, welche den Vers 
dacht einer ſolchen Verletzung erregen koͤnnten, muͤſ⸗ 
ſen vermieden werden. 

§. 184. Der Mann iſt das Haupt der eheli⸗ 


en bal hen Geſellſchaft; und ſein Entſchluß giebt in ge⸗ 
Mannes, meinſchaftlichen Angelegenheiten den Ausſchlag. 


$. 185. Er iſt verbunden, feiner Frau ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt zu gewähren. 

$. 186. Mit bem nothduͤrftigen Unterhalte muß 
fie ſich begnuͤgen, wenn ihr der Mann den ſtandes⸗ 
maͤßigen nicht verſchaffen kann. 

H. 187. Zum Unterhalte der Frau gehoͤren 
auch die fie betreffenden Cur⸗ und Prozeßkoſten. 
($. 229. 230.) 

§. 188. Der Mann iſt ſchuldig und befugt, 
die Perſon, die Ehre, und das Vermoͤgen ſeiner 
Frau, in und außer Gerichten zu vertheidigen. 
H. 189. In der Regel kann daher die Frau, 
ohne Zuziehung und Einwilligung des Mannes, 
mit Andern keine Prozeſſe führen. 

§. 190. Auch gegen angeſtellte Injurienklagen 
iſt der Mann die Frau auf ſeine Koſten zu ver⸗ 
theidigen ſchuldig. 

§. 191. Bey Criminal⸗Unterſuchungen gegen 
die Frau, bleibt der unſchuldige Mann von Tra⸗ 
gung der Koſten aus eigenen Mitteln in ſo fern 
ſrey, als das von der Frau begangene Verbrechen 
ihn auf Eheſcheidung auzutragen berechtigt. 


§. 192. 


Perf. Rechte und Pflichten der Eheleute. 27 


9. 192. Die Frau überkommt durch eine Ehe der Frau. 
zur rechten Hand den Namen des Mannes. 

§. 193. Sie nimmt Theil an den Rechten 
ſeines Standes, ſo weit dieſelben nicht allein an 
ſeine Perſon gebunden ſind. 

H. 194. Sie iſt ſchuldig, dem Hausweſen des 
Mannes nach deſſen Stande und Range vorzuſtehen. 

§. 195. Wider den Willen des Mannes darf 
ſie fuͤr ſich ſelbſt kein beſonderes Gewerbe treiben. 

$. 196. Ohne des Mannes Einwilligung kann 
die Frau keine Bedingungen eingehen, wodurch die 
Rechte auf ihre Perſon gekränkt werden. 

$ 197. Der Mann kann aber auch, ohne die 
Einwilligung der Frau, keine Verbindungen treffen, 
wodurch ihre Perſon einem Dritten verhaftet wird. 

§. 198. In allen Fällen, wo die Frau in ſtehen⸗ 
der Ehe zu etwas, wozu fie die Geſetze nicht verpflich⸗ 
ten, dem Manne, oder zu deſſen Vortheile, verbind⸗ 
lich gemacht werden ſoll, muß der Vertrag, oder die 


Verhandlung, e vollzogen werden. 

§. 199. Ats bloßen außergerichtlichen Verträ 
gen zwiſchen dem Manne und der Frau, koͤnnen 
daher für die Letztere zwar Befugniſſe, aber keine 
Verbindlichkeiten entſtehen. 

$. 200. Auch bey gerichtlichen Verhandlungen 
der Frau mit dem Manne iſt die Zuziehung eines 
entweder ſelbſt gewählten oder von dem Richter er⸗ 
nannten Beiftands für Erſtere erforderlich. 

$. 201. Doch muß der Richter zugleich ſelbſt 
von Amtswegen darauf ſehen, daß die Frau bey 
ſolchen Verhandlungen nicht uͤbereilt, oder hinter⸗ 
gangen werde. 

9. 202. Wenn der Mann ſich entfernt hat, oh⸗ 
ne wegen Beſorgung feiner Angelegenheiten Verfüͤ⸗ 
gungen zu treffen, und ſein Aufenthalt unbekannt 
iſt: fo iſt die Frau berechtigt, alles zu thun, was zu 
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einer ordentlichen und gewohnlichen Vermoͤgensver⸗ 


waltung erforderlich iſt. 

$. 203. Ein Gleiches findet wegen ſolcher Ge⸗ 
ſchaͤfte, wo Gefahr im Verzuge iſt, auch alsdann 
Statt, wenn der Aufenthalt des Mannes zwar be⸗ 
kannt, aber ſo entfernt iſt, daß ſeine Willensmei⸗ 
nung darüber nicht eingeholt werden kann. 

§. 204. Wie weit, in Abweſenheit des Man⸗ 
nes, die Frau zum Betriebe gerichtlicher Angelegen⸗ 
heiten für ihn, auf den Grund einer rechtlich zu 
vermuthenden Vollmacht zugelaſſen werde, beſtimmt 
die Gerichts⸗Ordnung. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der 
Eheleute, in Beziehung auf ihr Ver⸗ 
moͤgen. ; Ä 


F. 209. Durch die Vollziehung der Ehe geht 
das Vermögen der Frau in die Verwaltung des 
Mannes uͤber; in ſo fern dieſe Verwaltung der Frau 
durch Geſetze oder Verträge nicht ausdrücklich vor ⸗ 
behalten worden. i 

§. 206. Zum geſetzlich vorbehaltenen Vermoͤ⸗ 
gen gehoͤrt, was nach ſeiner Beſchaffenheit zum 
Gebrauche der Frau gewidmet iſt. 

H. 207. Ferner die bey Schließung der Ehe 


von dem Manne verſprochene Morgengabe- 


FH. 208. Was außerdem verbehaltenes Ver⸗ 
mögen ſeyn ſoll, muß durch Vertrage dazu aus⸗ 
drücklich beſtimmt werden. 

$. 209. Je nachdem dergleichen Vertrag vor, 
oder nach der Hochzeit errichtet wird, muß babey 
2 3 die 
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die $. 82. Iqd- oder $ 198. Jad: beſtimmte Form 
beobachtet werden. 9 

$. 210. Was weder durch ſolche Verträge, noch 92 5 
vermöge des Geſetzes, (H. 206. 207. der Frau von 
behalten iſt, hat die Eigenſchaft des Eingebrachten. 

9. 211. Was die Frau in ſtehender Ehe er⸗ 
wirbt, erwirbt ſie, der Regel uach, dem Manne. 
($. 219. 220.) 4 

§. 212. Was ſie aber während der Ehe, durch 
Erbſchaft, Geſchenke, oder Gluͤcksfaͤlle uͤberkommt, 
wird dem Eingebrachten beigerechnet. 

§. 213. Auch die darunter begriffenen Mobi⸗ 
lien und Koſtbarkeiten find nur dann als vorbehal⸗ 
ten anzuſehen, wenn fie die §. 206. angeführte Be⸗ 
ſchaffenheit haben. 

§. 214. Hat der Erblaſſer oder Geſchenkgeber 
über die Eigenſchaft, welehe der Anfall haben fol, 
etwas beſtimmt: fo dient dieſe Beſtimmung zur 
Richtſchnur. 

§. 215. Auch die Eheleute koͤnnen obige ges 
ſetzliche Beſtimmung (F. 210 — 212.) durch aus⸗ 
drückliche Vertrage unter ſich abaͤndern. 

§. 216. Sollen aber Grundſtuͤcke oder Capi⸗ 
talien, welche nach geſetzlicher Beſtimmung zum 
Eingebrachten gehören, durch ſolche Verträge die 
Eigenſchaft des Vorbehaltenen, auch in Beziehung 
auf einen Dritten, erlangen: ſo muͤſſen fie auf den 
Namen der Frau geſchrieben werden. 

§. 217. Was die Frau von den Einkuͤnften 
des vorbehaltenen Vermoͤgens erſpart, wͤchſt dieſem 
Vermoͤgen zu. 

$. 218. Es muß aber dergleichen Erſparniß, 
zur Zeit der Abſonderung des Vermögens beider Ehe⸗ 
leute, auf den Namen der Frau geſchrieben ſeyn; 
oder es muß ſonſt klar erhellen, daß fie den Er der 

x erſpar⸗ 
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Pig Sachen oder Gelder noch nicht aufgege⸗ 
en habe. 

5. 219. Grundſtüäcke und Capitalien, die von 
den Einkünften eines beſondern Gewerbes der Frau 
angeſchafft, und zur Zeit der Vermoͤgensabſonde⸗ 
rung auf ihren Namen geſchrieben find, gehoͤren 
ebenfalls zum Vermoͤgen der Frau. 

$. 220. Sie haben aber, wenn das Gewerbe 
nicht bloß mit dem vorbehaltenen Vermoͤgen der Frau 
getrieben, oder ſonſt ein Anderes ausdrücklich verab⸗ 
redet worden, nur die Eigenſchaft des Eingebrachten. 

§. 221. In Anſehung des vorbehaltenen Ver⸗ 
moͤgens gebuͤhret der Frau die Verwaltung, der 


mögen. Nießbrauch, und die freie Diſpoſition, wenn ſie 


ſich nicht des einen oder des andern ausdrücklich 
begeben hat. 

$. 222. Es find daher, der Regel nach, dit 
von der Frau uͤber das vorbehaltene Vermoͤgen ge⸗ 
troffenen Verfuͤgungen au ohne die Einwilligung 
des Mannes gültig. 

$ 223. Doch ſoll über Juwelen, Gold, Sil⸗ 
ber, und andere bloß zur Pracht beſtimmte Sa⸗ 
chen, ohne Unterſchied, ob ſie zum vorbehaltenen 
Vermoͤgen gehoͤren, oder nicht, Niemand mit einer 
Frau, ohne Vorbewußt des Mannes, in Pfand⸗ 
oder Veraͤußerungsvertraͤge ſich einlaſſen. 

§. 224. Macht die Frau, in Anſehung des ge⸗ 
ſetzlich vorbehaltenen Vermögens, ſich eines unwirth⸗ 
ſchaftlichen Betragens verdächtig: fo iſt der Mann be⸗ 
fugt, Maaßregeln zu deſſen Verhütung zu treffen. 

$. 225. In Anſehung des durch Vertrag vorbehal⸗ 
tenen Vermoͤgens aber, kann der Mann die Frau in 
ihrer Dispoſition nur alsdann einſchränken, wenn ſie 
ſich einer wirklichen Verſchwendung ſchuldig macht. 

§. 226. Solchenfalls muß ihr, gleich andern Ver⸗ 
ſchwendern, ein Curator gerichtlich beſtellt werden. 

227. 
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$. 227. In der Regel muß der Mant die Cu⸗ 
ratel, und mit derſelben, in Anſehung des vorbe⸗ 
haltenen Vermoͤgens, alle Pflichten eines fremden 
Curators ubernehmen. 5 . 

$. 228. Die Laften und Köſten wegen des ge⸗ 
ſetzlich vorbehaltenen Vermoͤgens muß der Mann 
in allen Fällen tragen; wenn die Frau keine vorbe⸗ 
haltene Capitalien oder Einkünfte beſitzt. 

$. 229. Dagegen müffen die Laſten und Koſten 
des durch Vertrag vorbehaltenen Vermoͤgens von der 
Frau aus dieſem Vermoͤgen beſtritten werden. 

$. 230. Prozeſſe, welche das durch Vertrag 
vorbehaltene Vermoͤgen betreſſen, kann die Frau auch 
ohne Zuziehung des Mannes gültig betreiben. 

§. 231. In Anſehung des eingebrachten Ver⸗ u 
mögens der Frau hat der Mann alle Rechte und nes in 
Pflichten eines Nießbrauchers. (Th. 1. Tit. 2 1. hen 
Abſchn. 1.) Vermö⸗ 

$. 232. Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten, wel⸗ gen, 
che zum Eingebrachten gehoͤren, kann der Mann, 
ohne die ausdruͤckliche Einwilligung der Frau, we⸗ 
der veraͤußern, noch verpfänden, noch ſonſt etwas 
dabey vornehmen, wodurch denſelben eine bleibende 
dingliche Laſt aufgelegt würde, 

$. 233. Capftalten, welche auf den Namen 
der Frau, oder ihrer Erblaſſer, oder Geſchenkgeber 
geſchrieben ſind, kann der Mann ohne Bewilligung 
der Frau nicht einziehen, verpfänden, veräußern, 
oder ſonſt abhanden bringen. 

9. 234. In die Veräußerung und Verpfaͤn⸗ 
dung eingebrachter Guͤter und Capitalien, desglei⸗ 
chen in die Einziehung der letztern, iſt die Frau 
nur in ſo fern zu willigen verbunden, als noth⸗ 
wendige die Subſtanz betreffende Ausgaben, wel⸗ 
che aus dem Nießbrauche nicht getragen werden 
dürfen, dergleichen Verfuͤgung erfordern, 4 

9. 235.7 
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§. 235. Ferner alsdann, wenn der Mann die 
Einziehung eines Capitals wegen beſorgter Unſicher⸗ 
heit noͤthig findet; 

§. 236. Desgleichen wenn das Capital von 
dem Schuldner ſelbſt aufgekuͤndigt wird. 

$. 237. Oder wenn der Mann ein Capital auf 
eine andere Art zu nutzen Gelegenheit findet. 

§. 238. Doch iſt in den zufetzt benannten 
drey Fallen der Mann ein ſolches Capital ander⸗ 
weit auf den Namen der Frau, entweder bey ſich 
ſelbſt, oder bey einem Dritten, gegen hinlaͤngliche 
Sicherheit zu belegen verbunden. 

$ 239. Wenn die Frau ihre Einwilligung in 
Fallen, wo fie dieſelbe zu ertheilen ſchuldig iſt, ver⸗ 
weigert: fo kann dieſe Einwilligung von dem ober⸗ 
vormundſchaftlichen Gerichte, nach vorhergegange⸗ 
ner Unterſuchung der Umſtaͤnde, ergänzt werden. 

§. 249, Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten, wel⸗ 
che wahrend der Ehe aus dem Eingebrachten der 
Frau annefchafft, oder Capitalien, welche von die⸗ 
ſem Vermögen ausgethan worden, werden nur in 
ſo fern ein Eigenthum der Frau, als ſie auf ihren 

Namen geſchrieben ſind. 

S. 241. Außer dieſem Falle iſt fie, wegen der 
ſolchergeſtalt verwendeten Summen, nur als Glau⸗ 
bigerin des Mannes anzuſehen. 

H. 242. Doch genießt ſie auch deshalb das in 
den Geſetzen dem Eingebrachten überhaupt vor an⸗ 
dern Schulden des Mannes beigelegte Vorrecht. 

§. 243. Sind Capitalien, welche zum Einge⸗ 
brachten gehoͤren, ohne die Einwilligung der Frau 
eingezogen worden: ſo muß fie fi) deshalb zuvör⸗ 
derſt an den Mann halten. 

$. 244. Kann fie aber von dieſem nicht befrie⸗ 
digt werden: ſo iſt fie von dem vorigen acer 

welcher 
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welcher ohne ihre Einwilligung gezahlt hat, Entſchä⸗ 
digung zu fordern wohl befugt. 
$. 245. Gerichtliche Angelegenheiten, welche 
die Subſtanz des Eingebrachten betreffen, kann der 
Mann nur mit Zuziehung der Frau betreiben. 
$. 245. Doch hat er in den gehörigen Orts nä⸗ 
her beſtimmten Fällen, die rechtliche Vermuthung, 
von der Frau bevollmächtigt zu feyn, für ſich. (Th. 1. 
Tit. 13. Abſchn. 1.) 
$. 247. Ueber die eingebrachten Mobilien hat Rechte 
der Mann die freie Verfügung. i die eg 
§. 248. Ueber die vorbehaltenen Mobilien iſt gebrach- 
er nur mit Bewilligung der Frau zu verfügen bes EN IN, 
rechtigt. benen 
§. 249. Einſeitige Verfuͤgungen des Mannes 15 0 
über ſolche Mobilien, welche zu den gefeglic) vorbe⸗ 
baltenen gehoren ($. 206.), find nichtig. 
$. 250. Dagegen hat, in Anfehung der nur 
durch Vertrag vorbehaltenen, und von dem Manne 
einſeitig veraͤußerten Mobilien, die Frau nur in fo 
weit ein Rückforderungsrecht, als daſſelbe jedem 
Eigenthuͤmer gegen einen dritten Beſitzer zuſteht. 
(Th. . Tit. 15.) 
$ 251. Was einmal zum eingebrachten oder Abaͤnde⸗ 
vorbehaltenen Vermögen ausgeſetzt worden, behält e 
dieſe Eigenſchaft, fo lange nicht ein Anderes duͤrch durch g 
ausdruͤckliche Verträge beſtimmt wird. et 
§. 252. Solche Verträge koͤnnen jedoch einem 
Dritten in feinen auf dergleichen Vermögen bereits 
erworbenen Rechten nicht ſehaͤdlich ſeyn. 
$. 253, Auch kann die Natur des geſetzlich 
vorbehaltenen Vermögens, durch dergleichen Vertraͤ⸗ 
ge, zum Nachtheile eines Dritten nicht geandert 
werden. 
$. 254. Wenn der Mann Grundstücke befist: erben 
fo kann die Frau, auch ohne beſondere Einwilligung wegen des 
Allgem. Landr. III. Band C deſſel 
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deſſelben, die wegen ihres Eingebrachten ihr zukom⸗ 
menden Rechte in dem Hypothekenbuche vermerken 
laſſen. „ 
5. 255. Außer dieſem Falle kann die Frau be⸗ 
ſondere Sicherheitsbeſtellung, wegen ihres Einge⸗ 
brachten, von dem Manne nur alsdann fordern, 
wenn ſich Umſtaͤnde ereignen, welche die wahrſchein⸗ 
liche Beſorgniß eines bevorſtehenden Verluſtes be⸗ 
gruͤnden. 

§. 256. So lange der Mann feiner Frau, und 
den mit ihr erzeugten Kindern, den nach Verhaͤltniß 
ihres Standes nothwendigen Unterhalt gewaͤhrt, iſt 
die Frau ihm die Verwaltung und den Nießbrauch 
des Eingebrachten zu entziehen nicht berechtigt. 

H. 257. Die, auch einſeitigen, Gläubiger ei⸗ 
nes Mannes find daher befugt, ſich an dieſen Nieß⸗ 
brauch zu halten. 2 

§. 258. Wenn aber der Mann dieſe Verbind⸗ 
lichkeit ($. 256.) nicht mehr zu erfüllen vermögend 
ift: fo kann die Frau ihr Eingebrachtes zurückfordern, 
und allenfalls auf Eröffnung des Concurſes über das 
Vermögen des Mannes antragen. 5 

$. 259. In welcher Ordnung die Frau aus der 
Maſſe befriedigt werden muͤſſe, wird in der Con⸗ 
cursordnung beſtimmt. 

$. 250. Zum Bemeiſe der gefchehenen Einbrin⸗ 
gung iſt, gegen die. Gläubiger des Mannes, die 
Quittung deſſelben allein nicht hinreichend. 

H. 261. Die Verwaltung und Nutzung des aus 
dem Concurſe geretteten Eingebrachten fällt an die 
Frau zuruck. 

$. 262. Doch muß aus den Einkuͤnften deſſel⸗ 
ben der noͤthige Unterhalt des Mannes, nebſt der 
Verpflegung und Erziehung der mit ihm erzeugten 
Kinder, ſo weit dieſe Einkuͤnfte dazu erforderlich und 
hinreichend ſind, beſorgt werden. 


$. 263. 
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$. 263. Die Verwaltung der Frau iſt in dieſem 
Falle eben den Einfehrönfungen von Seiten des Man⸗ 
nes unterworfen, welche ſonſt bey der Verwaltung 
des Mannes von Seiten der Frau Statt finden. 
(. 232. fg.) 

$ 264 Wenn der Mann wieder zu beſſern 
Vermoͤgensumſtanden gelangt: fo kann er fordern, 
daß ihm die Verwaltung und der Nießbrauch des 
Eingebrachten zuruͤckgegeben werden. 

$. 265. Doch hat die Frau ein Recht zum 
Widerſpruche, wenn der erſte Vermoͤgensverfall des 
Mannes durch feine nachläßige oder verſchwenderiſche 
Wirthſchaft entſtanden iſt. ; 

§. 266. So weit dem in Concurs verfallenen 
Ehemanne, durch Geſetze oder Verträge, ein Erb⸗ 
recht auf das Eingebrachte, deſſen Entziehung nicht 
von dem Willen der Frau abhaͤngt, verſichert iſt, 
kann die Fran die Herausgabe deſſelben nur gegen be⸗ 
ſtellte hinlaͤngliche Sicherheit fordern. = 

$. 267. Kann ſie dieſe nicht leiſten; fo muß fie 
ſich damit begnügen, daß ein zu ihrer Befriedigung 
binreichendes Capital, bis zur Trennung der Ehe, 
in der Maſſe zurückbleibe; und fie bis zu dieſem Er⸗ 
folge nur die Zinſen davon erhalte. 

H. 268. Hat die Frau, vor oder bey Schlie⸗ 
Fung der Ehe, durch einen an ſich rechtsbeſtäandigen 
Vertrag ſich die Befugniß vorbehalten, auch über 
dieſen Theil ihres Vermoͤgens, bey einem über den 
Mann ausbrechenden Concurſe, nach Gutbefinden zu 
verfuͤgen: fo iſt fie denſelben weder in der Maſſe 
zuruͤckzulaſſen, noch Sicherheit dafür zu beſtellen 
verpflichtet. 

$. 269. Die Rechte, welche der Frau, zur Si⸗ 
cherheit ihres Eingebrachten, in dem Vermoͤgen des 
Mannes zukommen, gebuͤhren ihr auch wegen der 

. C2 von 


36 Zweiter Theil, 


Erſter Titel. 


— —Ü—jñ́ ——⁊ͤ 
von dem Manne verſprocheuen, aber noch nicht aus 
gezahlten Morgengabe. 

F. 370. Auch wegen des vorbehaltenen und nieht 

— mehr in Natur vorhandenen Vermögens, deſſen Ber 

fis und Verwaltung der Mann in ſtehender Ehe uͤber⸗ 
kemmen hat, gebuͤhret der Frau, zu ihrer Sicher 

2 heit, ein in der Coneursordnung näher beſtimmtes 

Vorrecht vor andern Glaͤubigern. 

$. 271. Hat fie aber dem Manne zinsbare Dar⸗ 
lehne aus ihrem vorbehaltenen Vermoͤgen gemacht: 
fo wird ihr Rang unter den uͤbrigen Gläubigern le⸗ 
diglich nach der Beſchaffenheit der ſich ausdruͤcklich 
vorbedungenen Sicherheit beurtheilt. 

§. 272. Eine Entſagung der Frau auf ihre ge⸗ 
ſetzmaͤßigen Vorrechte in dem Vermoͤgen des Mans 
nes, iſt nicht anders, als wenn fie gerichtlich erklart 
wird, gültig. 

5 9. 273. Begiebt ſich eine Frau ihres gefeglichen 
Vorrechts zu Gunſten eines Gläubigers ihres Man⸗ 
nes: fo muß, das Eigenthum mag im Hypothe⸗ 
kenbuche vermerkt ſeyn, oder nicht, die bey Bürg- 
ſchaften vorgeſchriebene Verwarnung hinzukommen. 
(Th. 1. Tit. 14. §. 229. 230.) 

$. 274. Dagegen verliert die Frau ihr Vor⸗ 
recht, und ſteht allen andern Glaͤubigern des Man⸗ 
nes nach, wenn ſie in deſſen Abweſenheit ſein Ver⸗ 
mögen übel verwaltet, und dadurch zu feinem Vers 
falle Anſaß gegeben hat. 
H. 275. Ingleichen, wenn der Mann durch ſie zu 
einer verſchwenderiſchen Lebensart verleitet worden. 
Vomerb⸗ . 276. eltern, Verwandte, und Freunde, 
ſchate. welche den Eheleuten etwas aus ihrem eigenen Ver⸗ 
mögen zuwenden, find berechtigt, Bedingungen veſt⸗ 
zuſetzen, unter welchen die Ehelente daſſelbe beſitzen 
und genießen ſollen. 


5 0 H. 277. 
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$. 277. Verordnen fie, daß dergleichen Zuwen⸗ 
dung zum Beſten der aus dieſer Ehe erzeugten Kin⸗ 
der aufbewahrt werden ſolle: ſo heißt dieſes ein 
Erbſchatz. 

$ 278. Verwandte und Fremde koͤnnen alles, 
was fie den Eheleuten zuwenden, zum Erbſchatze 
beſtellen. 

$. 279. Aeltern haben gleiche Befugniß; jedoch 
mit Ausſchluß der Mobiliarausſtattung und mit Vor⸗ 
behalt des Rechts der Kinder wegen ihres Pflicht⸗ 
theiles, 

§. 280. Ein Erbſchatz kann nur in einer gewiſ⸗ 
ſen beſtimmten Summe beſtellt werden. 

9. 281. Die Beſtellung ſelbſt muß allemal ſchrift⸗ 
lich geſchehen. 

§. 282. Will der Beſteller des Erbſchatzes dem⸗ 
ſelben eine beſondere Sicherheit auf Grundſtuͤcke oder 
ausſtehende Capiralien verſchaffen: fo muß deren Re⸗ 
gulirung gerichtlich erfolgen. 

g. 283. Wird die zum Erbſchatze beſtellte Sum⸗ 
me auf ein Grundſtuck angewzeſen: fo muß der Rich⸗ 
ter dafür ſorgen, daß fie in das Hypothekenbuch eine 
getragen, und die Eigenſchaft des Erbſchatzes daben 
vermerkt werden. 

§. 283. Wird ein Capital zum Erbſchatze bes 
ſtellt: ſo muß dieſe Beſtimmung auf dem Inſtrumen⸗ 

te, und wenn daſſelbe eingetragen iſt, auch im Hy⸗ 
pothekenbuche bemerkt, und dem Schuldner davon 
Nachricht ertheilt werden. 

§. 285. Wo die über den Erbſchatz ausgeſtell⸗ 
ten Inſtrumente verwahrt werden ſollen, haͤngt von 
dem Willen des Beſtellers ab. 

$. 286. Hat dieſer ſich nicht erklart: fo gebuͤhrt 
die Verwahrung der Inſtrumente demjenigen, wel⸗ 
chem der Nießbrauch des Erbſchatzes zukommt. 


§. 287. 
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$. 287. So lange die Ehe, für welche der Erb⸗ 
ſchatz ausgeſetzt worden, beſteht, gebühret die Ver⸗ 
waltung und der Nießbrauch dem Manne; in ſo fern 

nicht der Beſteller ein Auderes ausdruͤcklich verord⸗ 
net hat. ö 

§. 288. Nach getrennter Ehe fälle der Nieß⸗ 
brauch dem uͤberlebenden oder unſchuldigen Ehegatten 
zu. (§. 541. faq.) 

$. 299. Auch das Eigenthum fälle demſelben 
anheim, wenn aus der Ehe, für welche der Erbſchatz 
beſtimmt war, keine Kinder vorhanden ſind. 

§. 290. Sind aber Kinder vorhanden: fo er⸗ 
langen dieſe das Eigenthum nach den im folgenden 
Titel enthaltenen Beſtimmungen. 

$. 291. Der zum Nießbrauche berechtigte Ehe⸗ 
gatte hat, wegen der Verwaltung des Erbſchatzes, 
nur eben die Rechte, welche einem Ehemanne in An⸗ 
ſehung der eingebrachten Capitalien feiner Frau bei⸗ 
gelegt ſind. 5 

$. 292. Nur unter denjenigen Umſtaͤnden, uns 
ter welchen ein ſolches Capital von dem Shemanne, 
auch ohne den Willen der Frau, eingezogen werden 
kann, iſt der Nießbraucher des Erbſchatzes zu deſſen 
Einziehung berechtigt. 

$. 293. War aber der Erbſchaß nach §. 282. 
fgg. gerichtlich verſichert: fo muß auch die Einzie⸗ 
hung gerichtlich geſchehen, und die dafuͤe anderweit 
zu beſtellende Sicherheit gerichtlich regulirt werden. 

$. 294. So lange der Beſteller noch am Leben 
iſt, kann derſelbe, mit Zuziehung der Eheleute, die 
Eigenſchaft des Erbſchatzes wieder aufheben, und 
demſelben die Eigenſchaft des eingebrachten oder vor⸗ 
behaltenen Vermoͤgens beilegen. 

F. 295. Ein gänzlicher Widerruf des Erbſcha⸗ 
tes aber kann nur von den Glaͤubigern des Beſtel⸗ 
lers, und nur unter eben den Limfländen erfolgen, 

unter 
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unter welchen eine Schenkung Schulden halber wider⸗ 
ruſen werden kann. (Th. 1. Tit. 11. §. 1129. Id.) 

§. 296. Iſt die zum Erbſchatze ausgeſetzte 
Summe dem Ehemaune ohne beſondere Sicherheit 
anvertrauet worden: ſo kann er zur Beſtellung einer 
fotchen Sicherheit nur in dem Falle, wo er derglei⸗ 
chen für das Eingebrachte zu leiſten verpflichtet iſt, 
angehalten werden. 

$. 297. Doch gilt, wegen Eintragung eines 
ſolchen Erbſchatzes auf die Grundſtuͤcke des Eheman⸗ 
nes, eben das, was wegen der Eintragung des Einge⸗ 
brachten verordnet iſt. (§. 254. 255.) 

$. 298. Nach dem Tode des Beſtellers kann 
die Subſtanz des Erbſchatzes, auch mit Einwilli⸗ 
gung beider Eheleute, nicht veräußert, verpfändet, 
oder fonft geſchmalert werden. 

§. 299. Doch koͤnnen die Eheleute, wenn fie 
unter einander einig find, die Hälfte des Erbſeha⸗ 
Ges zur Ausſtaktung der Kinder verwenden. 

H. 300. Wenn aus der Ehe, für welche der 
Erbſchatz beſtellt worden, keine Kinder vorhanden, 
auch nach dem Laufe der Natur, wegen hohen Als 
ters beider Eheleute, keine mehr zu erwarten ſind: 
ſo kann der Erbſchatz mit ihrer gemeinſchaftlichen Be⸗ 
willigung aufgehoben werden. 

$. 301. In allen Fällen, wo nach dem Ab⸗ 
gange des Beſtellers eine Veranderung mit dem Erb⸗ 
ſchatze vorgenommen werden ſoll, muß der Richter 
die alsdann vorhandenen großjährigen Kinder, oder 
einen den Minderjährigen zu beſtellenden Curgtor 
zuziehen. N 

H. 302. Iſt die Subſtanz des Erbſchaßes kei⸗ 
nem der beiden Eheleute in die Haͤnde gegeben, 
ſondeen bey einem Dritten auf fein Grundſtuͤck oder 
Capital angewieſen worden: fo kann derſelbe, bey ei⸗ 
nem uͤber das Vermoͤgen Eines oder beider 8 

entſte⸗ 
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entſtehenden Concurſe, nicht zur Maſſe gezogen 
werden. 

H. 303. Hat aber der Gemeinſchuldner den 
Erbſchatz in Handen gehabt: fo gebuͤhrt demſelben, 
wenn nicht eine beffere Sicherheit zusdruͤcklich beſtellt 
iſt, eben das Vorrecht, welches die Geſetze dem 
Eingebrachten beilegen. 

F. 304. Reicht die Maſſe zur Bezahlung des 
Eingebrachtem und des Erbſchatzes zugleich nicht hin: 
fo wird der Uleberreſt unter beide, nach Verhältniß 
ihres Betrages, vertheilt. 

$. 305. Sogleich als Über das Vermögen des 
Verwalters und Nießhrauchers eines Erbſchatzes 
Concurs entſteht, und der Richter von dem Daſeyn 
einer ſolchen Stiftung Nachricht erhält, muß er von 
Amtswegen dafür ſorgen, daß dem Erbſchatze ein 
Curator beſtellt werde. 

$. 306. Dieſer Curator uͤberkommt ſodann die 

Verwaltung des Erbſchatzes. 
H. 307. Die Einkünfte aber müffen nach der 
Verordnung des Beſtellers, und in deren Ermange⸗ 
lung, nach den Vorſchriften der Geſetze, zur Tra⸗ 
gung der Laſten des Eheſtandes, beſonders zum Un⸗ 
terhalte und zur Erziehung der Kinder, verwendet 
werden. 

$ 308. Bleibt ſodann von den Einkuͤnften noch 
etcbas uͤbrig: ſo gehört es den Glaͤubigern des in 
Concurs verfallenen Nießbrauchers. 

$. 309. Auch an die Subſtanz Finnen dieſe Glau⸗ 
biger ſich halten, ſo bald dieſelbe in der Folge dem Ge⸗ 


meinſchuldner als freies Eigenthum anheim fallt. 
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$. 310, Geſchenke unter Eheleuten find, wie 

unter Fremden, gültig. - A 
§. 311. Auch der Widerruf iſt nur unter ſol⸗ 
chen Umſtänden zuläſſig, unter welchen auch ein 
fremder Geſchenkgeber dazu berechtigt ſeyn würde, 
312. 
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S. 312. Doch koͤnnen Schenkungen eines in 
Concurs verfallenen Ehegatten, die auf einer blo⸗ 
ßen Freigebigkeit beruhen, ohne Unterſchied der Zeit, 
wann fie gemacht worden, von den Glaubigern deſ⸗ 
ſelben widerrufen werden. 


Anh. §. 74. Der Ausdruck ohne Unterſchied der 
Zelt bezieht ſich nur auf den §. 1129. bis 1132. Tit. 
11. Th. 1, des Landrechts, aber nicht auf den $. 1133. 
eben daſelbſt, und es koͤnnen daher die Glaͤubiger, auch 
die unter Eheleuten gemachten Geſchenke nicht widerru⸗ 
fen, woſern ſie früher als drey Jahre vor eröffneten 
Concurſe rechtsgültig erfolgt find, 


$. 313. Erhellet aber, daß die Schenkung zu 
einer Zeit geſchehen, wo der ſchenkende Ehegatte noch 
nicht über fein Vermögen verſchuldet war: fo findet 
der Widerruf nur in ſo fern Statt, als die geſchenk⸗ 
te Sache noch in dem Vermoͤgen des beſchenkten Ehe⸗ 
gatten vorhanden iſt; oder dieſer im Beſitze eines 
durch die Schenkung erlangten Vortheils ſich noch 
wirklich befindet. N 

$. 314. Was der Mann der Frau zum ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalte, an Kleidern, oder andern Sachen 
gegeben hat, wird ein freies Eigenthum derſelben. 

§. 315. Dergleichen Zuwendungen koͤnnen auch 
von den Glaͤubigern des Mannes, unter dem Vor⸗ 
wande einer Schenkung, nicht widerrufen werden. 

$ 316. Bey demjenigen hingegen, was die 
Frau an Juwelen, Gold, Silber, oder ſonſt zur 
Pracht, von dem Manne erhalten bat, gilt bey eis 
ner erfolgenden Abſonderung des Vermoͤgens die 
Vermuthung, daß ihr ſolches nur geliehen worden. 

$. 317. Kann die Schenkung erwieſen werden: 
ſo gilt auch von ſolchen Effekten alles das, was 
von Schenkungen unter Eheleuten überhaupt verord⸗ 
uet iſt. 

6. 378. 
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§. 318. Das vorbehaltene Vermögen kann die 
Frau, auch ohne Bewilligung des Mannes, mit 
Schulden belaſten. 

§. 319. Doch muß der, welcher einer Ehe⸗ 
frau auf ihr vorbehaltenes Vermoͤgen Credit giebt, 
wenn er ſeine Befriedigung während der Ehe fordern 
will, daſſelbe durch 5 in das Hypotheken⸗ 
buch, oder durch Uebrigabe des Obligations inſtru⸗ 
ments, oder der beweglichen Sache, ſich beſonders 
verſichern laſſen. 5 

$. 320. In Anſeßung des eingebrachten Ver⸗ 


moͤgens find alle von der Frau, während der Ehe, 


ohne Bewilligung des Mannes, gemachte. Schul⸗ 
den nichtig. 

H. 321. Hat jedoch die Frau zu gewöhnlichen 
Haushaltungsgeſchaͤſten oder Nothdurften, Waaren 
oder Sachen auf Borg genommen: ſo muß der 
Mann dergleichen Schuld als die ſeinige anerkennen. 

$. 322. Hat eine Frau dergleichen Schulden 
gemacht, ob ihr gleich von dem Manne das noͤthige 
Geld zur Beſorgung der Wirthſchaft eingehändige 
worden: fo iſt der Mann berechtigt, aus ihrem vor⸗ 
behaltenen, und in deſſen Ermangelung, aus der 
Subſtanz des eingebrachten Vermögens, Erſatz zu 
fordern. 

$. 323. Kann oder will er dieſes nicht: fo ſteht 
ihm frey, zur Verhütung künftiger Schulden dieſer 
Art, richterliche Huͤlfe durch öffentliche Bekanntma⸗ 
chung nachzuſuchen. 

H. 324. Hat die Frau Sachen oder Gelder er⸗ 
borgt, und zum gemeinſchaftlichen Beſten beider 
Eheleute nuͤtzlich verwendet: ſo wird dadurch die 
Schuld verbindlich, (§. 322, 323.) 

$. 325. Hat eine Frau, welcher von dem 
Manne ein Theil ſeines Gewerbes uͤbertragen wor⸗ 
den, während feiner Abweſenheit, zum Betriebe Hai 
ſelben 
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ſelben Schulden gemacht: fo find dieſelben gültig; 
wenn gleich weder die Verwendung geſchehen, noch 
der gehoffte Nutzen daraus erfolgt iſt. 

$. 326. Hat der Mann ſich entfernt, ohne we⸗ 
gen des Unterhalts feiner Familie, oder des Betrie⸗ 
bes ſeines Gewerbes, hinreichende Verfügungen zu 
treffen: fo muß er diejenigen Schulden, welche die 
Frau zu ſolchem Behufe hat aufnehmen müſſen, als 
die ſeinigen anerkennen. 

$. 327. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Mann durch eine anhaltende Krankheit völlig außer 
Stand geſetzt wird, wegen Unterhaltung der Haus⸗ 
wirthſchaft, oder zum Betriebe feines Gewerbes, 
die nöthigen Verſuͤgungen zu treffen. 

$. 328. In vorſtehend benannten Fällen, (§. 
321 — 327.) iſt der Glaͤubiger, wegen der von der 
Frau gemachten Schuld, ſich an den Mann zu hal⸗ 
ten wohl befugt. 

H. 329. Auch wegen einer ſolchen Schuld der 
Frau, in welche der Mann nur eingewilliget hat, 
u feine Perfon und Vermögen dem Gläubiger vers 
haftet. 0 

§. 330. Ausgenommen iſt der Fall, wenn der 
Mann, bey Erthellung feines Conſenſes, ſich gegen 
die Selbſthaſtung ausdrücklich verwahrt hat. 

H. 331. Alsdann aber muß der Mann, ver⸗ 
moͤge ſeiner Einwilligung, geſchehen laſſen, daß der 
Gläubiger ſeine Befriedigung gegen die Frau, al⸗ 
5 auch durch perfönlichen Arreſt derſelben nach⸗ 
ſuche. 

$. 332. Hat der Gläubiger, wegen der von 
der Frau gemachten Schuld, ſich ein Unterpfands⸗ 
recht in dem Vermögen der Frau beftellen laſſen: fo 
iſt ihm, der von dem Manne ertheilten Einwilligung 
ungeachtet, doch nur das Vermoͤgen der Frau ver⸗ 
haftet. 


H. 333. 
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§. 333. In allen Fällen, wo der Mann, bloß 
wegen ſeiner ertheilten Einwilligung, eine Schuld 
der Frau bezahlen muß, findet die Verordnung des 
§. 323. Auwendung. 3 

9.334, Iſt eine Schuld der Frau, wegen er⸗ 
mangelnder Einwilligung des Mannes, ganz ungüͤl⸗ 
tig: ſo kann der Glaͤubiger nur dasjenige zuruͤckfor⸗ 

dern, was von den gegebenen Sachen oder Geldern 

erweislich noch vorhanden, oder nuͤtzlich verwendet 
iſt. (Th. 1. Tit. 13. Abſchn. 3.) . 

§. 335. Die Schulden einer Frau, die für 
ſich ein eignes Gewerbe treibt, welches ſeiner Be⸗ 
ſchaffenheit nach Credit und Verlag erfordert, be⸗ 
dürfen in keinem Falle einer Genehmigung des 
Mannes. 

$. 336. Vielmehr koͤnnen die Gläubiger einer 
ſolchen Ehefrau die Execution in ihr bereiteſtes Ver 
mögen, fo wie gegen ihre Perſon, nachſuchen. 
S 337. Auch der Mann iſt ihnen verhaftet, 
wenn die Frau die Einfünfte eines folchen beſondern 
Gewerbes ſich nicht ausdrücklich vorbehalten hat. 

F. 338. Hat die Frau vor der Heirath Schul 
den gehabt: fo find die Gläubiger, ſich deshalb an 
ihre Perſon und Vermoͤgen ohne Einſchränkung zu 
halten, wohl befugt. 

1 F. 339. Wird durch ſolche Schulden, welche 
die Frau dem Manne verſchwiegen hatte, deren Ein⸗ 
gebrachtes vermindert: fo kann er den Erſatz dieſes 
Abgangs aus dem vorbehaltenen Vermögen fordern. 

H. 340. Ein Gleiches findet Statt, wenn die 
Frau dem Manne wiſſentlich fremde Sachen als 
ihre eigenen eingebracht hat, und dieſelben dem⸗ 
nächft, während der Ehe, wieder herausgegeben 
werden muͤſſen. 3 

FEN H. 341. Alles, was die Geſetze bey den Buͤrg⸗ 
ſchaſten ſchaften einer Frauensperſon uberhaupt erfordern, 
5 muß 
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muß auch bey den Verbuͤrgungen einer Ehefrau beob⸗ der Ehe 
achtet werden. (Th. 1. At. 140 f. 221. [d.) frauen, 
$. 342. Soll für die zum Beſten eines Frem⸗ 
den geleiftere Buͤrgſchaft auch das Eingebrachte der 
Ehefrau haften: fo iſt dazu die Eimilligung- des 
Mannes nothwendig. 3 
§. 343. In allen Fällen, wo die Frau, waͤh⸗ 
rend der Ehe, Buͤrgſchaft für den Mann leiſten, ſei⸗ 
ne Schulden ubernehmen, oder zum Beſten feiner 
Gläubiger ſich ihrer Vorrechte begeben will, muß die 
Handlung nicht nur gerichtlich, ſondern auch mit 
Zuziehung eines ihr beſtellten rechtskundigen Beiſtan⸗ 
des erſolgen. N 
Auh. §. 75. An Orten wo keine rechtsverſtaͤndige Aſſiſtenten 
zu haben find, koͤnnen auch andere vernuͤnftige, erfahrne 
und in den Gefihäften des bürgerlichen Lebens nicht uns 
geübte Maͤuner als Beiftände der Ehefrauen in ſolchen 
Fuͤͤllen zugelaſſen werden. — N 
§. 344. Auch muß ihr in allen dergleichen Faͤl⸗ 
len die vorgeſchriebene Verwarnung geſchehen, wenn 
ſie gleich bey einer unverheiratheten Frauensperſon 
nicht erforderlich waͤre. 


Sechster Abſchnikt. 


Von der Gemeinſchaft der Güter unter 
Eheleuten. 


§. 345. Die Gemeinſchaft der Güter unter Wie die 
Eheleuten findet nur da Statt, wo ſie durch Pro⸗ i 


vinzialgeſetze oder Statuten eingefuͤhrt iſt. ſchaft ent 
$. 346. Die bloße ſtatutariſche Gütergemein⸗ e 


ſchaft erſtreckt ſich nicht auf Eheleute, die zwar an 
dem 
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dem Orte leben, aber vermoͤge ihres Standes, von 
der Gerichtsbarkeit der ordentlichen Obrigkeit des Orts 
ausgenommen ſind. 

F. 347. Iſt Jemand einer doppelten perſoͤnli⸗ 
chen Gerichtsbarkeit unterworfen: und in Einer der⸗ 
ſelben findet Guͤtergemeinſchaft Statt, in der andern 
aber nicht: fo iſt anzunehmen, daß unter dieſen Ehe⸗ 
leuten keine Gütergemeinſchaft entftanden ſey. 

§. 348. Gilt unter der einen Gerichtsbarkeit 
die Gemeinſchaft aller Guͤter, unter der andern aber 
nur die Gemeinſchaft des Erwerbes: ſo findet nur 
die letztere Statt. 

$. 349. Sind bey einer in beyderley Gerichts: 
barkeit geltenden Gemeinſchaft von gleicher Art, 
nur verſchiedene Beſtimmungen vorgeſchrieben, fo gel⸗ 
ten diejenigen, welche mit den Vorſchriften des gegen⸗ 
waͤrtigen Abſchnitts am meiſten übereinkommen. 

$. 370. Durch Provinzialgeſetze und Statuten 
wird die Gemeinſchaft der Guter nur alsdann be⸗ 
gruͤndet, wenn an dem Orte, wo die Eheleute, nach 
vollzogener Heirath, ihren erſten Wohnſitz nehmen, 
dergleichen Geſetze vorhanden find. 

H. 351. Die Veränderung dieſes erſten Wohn⸗ 
ſitzes veraͤndert in der Regel nichts an den Rechten, 
welchen ſich die Eheleute vorher unterworfen haben. 

§. 352. Haben jedoch Eheleute ihren Wohn⸗ 
ſiß von einem Orte, wo keine Gütergemeinſchaft ob⸗ 
waltet, an einen andern Ort, wo dieſelbe Statt fin⸗ 
det, verlegt: fo muͤſſen alle von ihnen an dieſem lotz⸗ 
tern Orte vorgenommenen Handlungen, in Bezie⸗ 
hung auf einen Dritten, nach den Regeln der Guͤ⸗ 
tergemeinſchaft beurtheilt werden. 

$. 353. Was von Veränderungen des Wohn⸗ 
ſitzes der Eheleute vorſtehend verordnet iſt, gilt auch 
von andern Veränderungen des Gerichtsſtandes, wel⸗ 
chem 
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chem die Eheleute zur Zeit der geſchloſſenen Hei⸗ 
rath unterworfen waren. 

$. 354. An Orten, wo die Gütergemeinſchaft 
nichk aus Provinzialgeſetzen oder Statuten Statt 
findet, kann ſie durch einen Vertrag nur vor Voll⸗ 
ziehung der Heirath eingefuhrt werden. 

§. 355. Wenn jedoch Eheleute ihren Wohnſitz 
von einem Orte, wo keine Guͤtergemeinſchaft obwal⸗ 
tet, an einen andern, wo dieſelbe Statt findet, ver⸗ 
legt haben: fo koͤnnen fie ſich derſelben, auch in Anſe⸗ 
hung der Erbfolge, durch einen Vertrag unterwer⸗ 
fen. ($. 35.) 5 

8. 356. Jeder Vertrag, wodurch eine Guͤter⸗ 
gemeinſchaft entſtehen ſoll, muß gerichtlich vollzogen 
werden. . 

Anh. §. 76. Die Confirmatlon und Bekanntmachung des 
über die Guͤtergemeinſchaft geſchloſſenen Vertrags ge 
hoͤrt vor den Richter desjenigen Bezirks, innerhalb wel⸗ 
chem die Verlobten nach geſchloſſener Ehe ihren Wohn⸗ 
ſitz nehmen. 


§. 357. Dabey iſt in der Regel die Zuziehung 
des Vaters der Ehefrau erforderlich. 

§. 358. In deſſen Ermangelung muß der Frau 
ein rechtskundiger Beiſtand zugeordnet werden. 

§. 359. Iſt es, nach der Faſſung eines ſolchen 
Vertrages, zweifelhaft, ob dadurch eine Gemein⸗ 
ſchaft aller Güter, oder nur des Erwerbes, hat ein⸗ 
geführt werden ſollen: fo wird letzteres vermuthet. 

§. 360. Wo Verträge, Statuten, oder Pros I. Achte 
vinzialgeſetze nicht ein Anderes ausdrücklich verord⸗ Ge, 
nen, da finden, wegen der Guͤtergemeinſchaft, und CHR alı 
deren rechtlichen Folgen, nachſtehende allgemeine Vor⸗ “ Süter 
ſchriften Anwendung. 5 

H. 361. Die Gemeinſchaft der Guter nimmt un⸗ 
mittelbar nach vollzogener Trauung ihren Anfang, 

$. 362. 
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H. 362. Wird fie erſt während der Ehe durch 
einen Vertrag eingeführt: ſo entſteht fie vom Tage 
der gerichtlich abgegebenen Erklärung. . 

H. 363. Die Gemeinſchaft der Guͤter erſtreckt 
ſich über alles, was der freien Veraͤußerung eines je⸗ 
den der beiden Ehegatten unterworſen iſt. 

$. 364. Doch find die nothwendigen Kleidungs⸗ 
ſtuͤcke der Frau davon ausgenommen. 

$. 365. Beſitzt einer der Ehegatten Grundſtuͤcke 
unter einer andern Gerichtsbarkeit, wo ſonſt keine 
Guͤtergemeinſchaft Statt findet: ſo muß das, nach 
den Geſetzen des Wohnorts, dem andern Ehegatten 
angefallene Miteigenthum, im Hypothekenbuche ver ⸗ 
merkt werden. N 

§. 365. Ein Gleiches muß in Anſehung aller 
Grundſtucke geſchehen, wenn die Gemeinſchaft bloß 
durch einen Vertrag eingeführt wird. 

$. 367. Iſt die Eintragung unterblieben: fo 
kann die Guͤtergemeinſchaft dem Dritten, welcher 
ſich auf Verträge und andere Verhandlungen über 
ſolche Grundſtuͤcke nach den Regeln des gemeinen 
Rechts eingelaſſen hat, nicht nachtheilig werden. 

$. 368. Sind dergleichen unbewegliche Sachen 
außerhalb Landes gelegen: ſo muß die Verlautbarung 
bey den dortigen Gerichten, und nach den Geſetzen 
des Orts geſchehen. 

. 369. Iſt nach den Geſetzen des perſoͤnlichen 
Gerichtsſtandes der Eheleute, keine Güͤtergemein⸗ 
ſchaft unter ihnen vorhanden: fo gilt fie auch nicht; 
in Anſehung auswärtiger Grundſtücke; wenn gleich 
ſonſt an dem Orte, wo dieſe Grundſtüuͤcke liegen, die 
Gemeinſchaft der Guͤter obwaltet. 

$. 370. Auch von ſolchen Grundſtuͤcken, die 
an ſich der Gemeinſchaft nicht unterworfen ſind 
(J. 363.), gehören die Nutzungen in der Regel zum 
gemeinſchaftlichen Vermögen. 

8. 371. 
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$. 371. Der Erwerb beider Ehegatten wäͤchſt 
dem gemeinſchaftlichen Vermoͤgen zu. 

$. 372. Was während der Ehe durch Gluͤcks⸗ 
fälle, Geſchenke, Erbſchaften oder Vermächtniffe, ei⸗ 
nem der Ehegatten zufälle, und feiner Natur nach 
pe Bere fähig iſt ($- 363.), wird gemein 

aftlich. ; 

§. 373. Doch kann derjenige, welcher einem 
der Ehegatten ein Grundſtück oder ausſtehendes Ca⸗ 
pital ſolchergeſtalt zumendet, das Miteigenthum des 
andern Ehegatten durch eine ausdrückliche Erklärung 
ausſchließen. . 

$. 374. Er muß aber alsdann dafür ſorgen, 
daß die Ausſchließung in den Hypothekenbuche des 
Grundſtuͤcks vermerkt, oder dem Schuldner des Car 
pitals gerichtlich bekannt gemacht werde. 

$ 375. Iſt die Zuwendung in einer letzten 
Willensordnung geſchehen: fo muß der Richter, 
welcher dieſe Verordnung publicirt, der Ehefrau, fo 
weit dieſelbe dabey ein Jutereſſe hat, zur Beſor⸗ 
gung der Eintragung oder Bekanntmachung, einen 
Curator beſtellen. an 

$. 379. Iſt die Eintragung oder Bekanntma⸗ 
chung unterblieben: ſo gilt die Ausſchließung der 
Communion zwar unter den Eheleuten, aber nicht 
in Anſehung eines Dritten. . 

$. 377. Dem Ehemante gebührt die Verwal⸗ 
tung des gemeinfchaftlichen Vermögens. 

9 378. Doch kann er Grundſtücke und Ge 
rechtigkeiten nicht ohne Einwilligung der Frau ver⸗ 
pfänden oder veräußern. x 

S. 379. Capitalien, die auf den Namen der 
Frau, ihres Erblaſſers oder Geſchenkgebers, oder 
auf den Namen beider Eheleute gefchtieben ſind, 
kann er ohne Bewilligung der Frau nicht auffündie 
gen oder einziehen. 5 , 

Allgem. Lanbr. III. Band, E ö. 380. 
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. 380. Außerdem gelten alle von dem Manne, 
in Anſehung des gemeinſchaftlichen Vermögens, auch 
einſeitig getroffenen Verfügungen: und dies Vermoͤ⸗ 
gen haftet für alle während der Ehe von ihm ge⸗ 
machten Schulden. 

§. 381. Auch Schenkungen des Mannes aus 
dem gemeinſchaftlichen Vermoͤgen, kann die Frau 
der Regel nach nur in ſo weit anfechten, als ihr, 
wenn fie die Schenkung ſelbſt gemacht haͤtte, der 
Widerruf nach den Geſetzen verſtattet ſeyn würde. 

§. 382. In fo fern aber der Mann durch 

Schenkungen, die aus bloßer Freigebigkeit herruͤh⸗ 
ren, das gemeinſchaftliche Vermögen, ohne Einwil⸗ 
ligung der Frau, dergeſtalt erſchoͤpft hätte, daß nach 
getrennter Ehe die Frau nicht ſo viel, als ſie in die 
Gemeinſchaft gebracht hat, zurück erhalten koͤnnte: 
ſo iſt die Frau berechtiget, dergleichen Scheukungen 
in fo weit zu widerrufen, als es zur Ergaͤnzung des 
Fehlenden nothwendig iſt. 

§. 383. Einfeitige Schenkungen des Mannes, 

welche die Frau nach vorſtehenden Grundſätzen hätte 
widerruſen können, werden, wenn kein Widerruf 

erfolgt, bey der Auselnanderſetzung unter den Ehes 

leuten, auf den Antheil des Mannes gerechnet. 

F. 384. Geldſtrafen, in welche der Mann ver⸗ 
urtheilt wird, ingleichen die ihm zur Laſt fallenden 
Koflen einer gegen ihn verhängten Unterſuchung, 
koͤnnen aus dem gemeinſchaftlichen Vermoͤgen bei⸗ 
getrieben werden. 

$. 385. Doch muͤſſen dergleichen Geldſtrafen, 
o wie die Inquiſitionskoſten, bey erfolgender Auf 
5 der Gemeinſchaft, auf den Antheil des 
Mannes angerechnet werden. 

F§. 386. Grundſtuͤcke und Gerechtigkeiten, wel⸗ 
che die Frau in die Gemeinſchaft gebracht hat, koͤn⸗ 
nen wegen einſeitiger Schulden des Mannes, die 

0 der⸗ 
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derſelbe, bey erfolgender Auseinanderſetzung, auf 
feinen Antheil ſich anrechnen laſſen mußte, nur als⸗ 
dann angegriffen werden, wenn das übrige gemeine 
fepafeliche Vermögen zu deren Bezahlung nicht hin⸗ 
reicht. 3 

§. 387. Hat die Frau gegen eine vorhahende 
Verfügung des Mannes demjenigen, mit welchem 
ſie vollzogen werden ſoll, ihren Widerſpruch aus⸗ 
druͤcklich geaͤußert: fo muß die Erganzung ihrer Eins 
willigung durch den Richter abgewartet werden. 

§. 388. In allen Fällen, wo die Frau ihre 
Einwilligung verſagt, kann ſelbige von dem vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichte erganzt werden; wenn 
ſich nach vorhergegangener Unterſuchung findet, daß 
die Verfuͤgung des Mannes nach den Umſtanden 
nothwendig, oder dem Jutereſſe der Frau unnach⸗ 
teilig ſey. 

§. 389. Schulden einer in der Guͤtergemein⸗ 
fehaft lebenden Frau find nur in den §. 322. 325. 
bis 328. beſtimmten Fällen gültig, und in Anſe⸗ 
hung des gemeinſchaftlichen Vermoͤgens verbindlich. 

$. 390. Doch gilt wegen der Geldſtrafen, in 
welche die Frau verurtheilt worden, und wegen der 
Koſten einer gegen ſie verhaͤngten Unterſuchung, eben 
das, was in Anſehung des Mannes 5. 385, verord⸗ 
net iſt. 

§. 391. Auch ſolche Schulden beider Ehegat⸗ 
ten, welche ſchon vor vollzogener Heirath gemacht 
worden, werden der Regel nach dergeſtalt gemein⸗ 
ſchaftlich, daß die Gläubiger ſich deswegen an das 
gemeinfchaftliche Vermögen halten konnen. 

$ 392. Hat jedoch ein Ehegatte mehr Schul, 
den als Vermoͤgen in die Gemeinſchaft gebracht: fo 
känn der Andere innerhalb Zweier Jahre, nach voll⸗ 
zogener Ehe, auf die Abſonderung des Vermoͤgens 
antragen. 


DL 9. 393+ 


U. Ge⸗ 
mein⸗ 
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§. 393. Alsdann koͤnnen die Gläubiger, deren 
Forderungen vor der Heirath entſtanden ſind, nur 
an das abgeſonderte Vermögen ihres eigentlichen 
Schuldners ſich halten. } 

$. 394. Den während der Ehe gemachten 
Schulden hingegen bleibt auch in dieſem Falle das 
gemeinſchaftliche Vermoͤgen verhaftet. 

$ 395. Iſt die zweijährige Friſt verſtrichen: 
ſo kann ſelbſt dem verſchuldeten Ehegatten, oder 
deſſen Erben, bey der Auseinanderſetzung, wegen der 
vor der Ehe gemachten Schulden nichts angerechnet 
werden. 

$. 396. Iſt in den Vertragen, Provinzialgeſe⸗ 


ſchaft des ben, oder Statuten, nur eine Gemeinſchaft des Er⸗ 
Ermerbes, werbes veſtgeſetzt: ſo erſtreckt ſich dieſe der Regel 


nach auf den geſammten Erwerb beider Eheleute. 
$. 397. Gleich bey dem Eintritte in dieſe Ge⸗ 

meinſchaft ſoll über das Vermoͤgen eines jeden der 

Ehegatten ein Verzeichniß aufgenommen werden. 

$. 398. In dieſem Verzeichniſſe find ſowohl 
bewegliche als unbewegliche Sachen, zum Behufe 
einer kuͤnftigen Auseinanderſetzung, zu einem gewiſſen 
Werthe anzuſchlagen. i 

H. 399. Das Verzeichniß fol gerichtlich beglau⸗ 
biget, oder doch von beiden Eheleuten, mit Zuzie⸗ 
hung eines rechtskundigen Beiſtandes von Seiten 
der Frau, unterſchrieben werden. 

$ 400. Von allem, was in dieſem Verzeich⸗ 
niſſe nicht angegeben, und doch wirklich vorhanden 
iſt, wird vermuthet, daß es zum Erwerbe gehoͤre. 

F. 401. Si kein Verzeichniß aufgenommen wor⸗ 
den: ſo gilt dieſe Vermuthung von allem, was bey 
der Auseinanderſetzung vorhanden iſt. 

$ 402. Erbſchaften und Vermaͤchtniſſe, welche 
einem der Ehegatten zufallen, gehören nicht zu der 
Gemeinſchaft des Erwerbes. 

S. 403, 


Von d. Gemeinſch. d. Güter unter Eheleuten. 33 


— 


$. 403. Ein Gleiches gilt von Geſchenken, die 
auf einer bloßen Freigebigkeit beruhen. 

H. 404. Alle andere Gluͤcksfälle, die ſich nach 
eingegangener Gemeinſchaft ereignen, gehoͤren ohne 
Ausnahme zum Erwerbe. 

$. 405. Auch werden von allen Stuͤcken, bie 
an ſich zur Gemeinſchaft nicht gehören, die Nutzun⸗ 
gen dennoch zum gemeinſchaftlichen Erwerbe gezogen. 

§. 406, Durch die Gemeinſchaft des Erwerbes 
wird kein Ehegatte zur Bezahlung der beſonderen 
Schulden des Andern aus der Subſtanz ſeines Ver⸗ 
moͤgens verpflichtet. 

$. 407. Der gemeinſchaftliche Erwerb hingegen 
kann von den Gläubigern des Mannes, ohne Uns 
terſchied, ob die Schulden vor oder nach der Hei⸗ 
rath entſtanden ſind, angegriffen werden. 

$. 408. Auch die Gläubiger der Frau koͤnnen 
an den Erwerb ſich halten, wenn ihre Forderungen 
nach $. 389. gültig, oder noch vor der Heirath ent⸗ 
ſtanden ſind. 7 4 

$. 409. Wird durch die beſonderen Gläubiger 
des einen Ehegatten der gemeinſchaftliche Erwerb 
geſchwächt; fo kann der andere, Erſatz aus dem ei⸗ 
genthuͤmlichen Vermoͤgen des Erſteren fordern. 

H. 410. Hat der verſchuldete Ehegatte kein eis 
genthuͤmliches Vermoͤgen in die Ehe gebracht; fo kann 
der Andere, binnen Zwey Jahren nach eingegangener 
Gemeinſchaft, auf die Abſonderung des Erwerbes, 
jedoch nur in Anſehung der Zukunft, antragen. 

$. 411. Außer vorſtehenden Beſtimmungen 
(8.402 - 4100, gt, wegen der Rechte und Pflichten 
der Eheleute bey einer Gemeinſchaft des Erwel 
eben das, was wegen der Gemeinſchaft der Güter 
überhaupt H. 378 — 388. verordnet iſt. 


F. 412 


Ausſchlie⸗ 
beg und . 
Aufhe⸗ 
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F. 412. Die Gemeinſchaft der Güter, oder des 
Erwerßes, kann durch Verträge vor der Heirath 


bung nd ausgeſchloſſen werden. 


Geneil 
idait. 


$..413. Wahrend der Ehe hingegen findet die 
Aufhebung einer ſolchen auf Provinzialgeſetze oder 
Statuten ſich gründenden Gemeinſchaft, auch mit 
Bewilligung beider Eheleute, in der Regel nicht 
Statt. 

$. 414. Selbſt Minderjährige koͤnnen eine ſol⸗ 
che Gemeinſchaft, in ſo fern dieſelbe durch ihre Ver⸗ 
beirarbung elnmal entſtanden if, nach erlangter Voll⸗ 
jaͤhrigkeit nicht wider 

§. 415. In wie er aber die Eutſtehung der 
Communſon bei der Verheirathung minderjähriger 
Pflegebefohlnen weiblichen Geſchlechts ausgeſetzt blei⸗ 
be, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. (Tit, 18. Abſehn. 8.) 

H. 416. Wenn Eheleute ihren erſten Wohnſitz, 
wo keine Gütergemeinſchaft war, an einen andern, 
wo dieſelbe Statt finder, verlegen: ſo koͤnuen fie die 
nach §. 352. daraus entſtehenden Folgen durch ei⸗ 
nen Vertrag ansfehließen. 

$. 417. Geſchieht die Verlegung des Wohn⸗ 
ſitzes, in ſtehender Ehe, von einem Orte, wo Ge⸗ 
meinſchaft der Güter oder des Erwerbes obwaltet, 
an einen Andern, wo ſie nicht Statt findet: ſo kann 
die unter den Eheleuten eneſtandene Gemeinſchaft 
durch einen Vertrag wieder aufgehoben werden. 

$. 418. Ueberhaupt ſtehet es den Eheleuten zu 
allen Zeiten frey, die Folgen der Gemeinſchaft, fo 
weit ſich dieſelben nur auf ihre künftige Succeſſion 
erſtrecken, durch Vertraͤge aufzuheben oder abzu⸗ 
andern. 

$. 419. Eine bloß durch Vertrag entſtandene 
Gen inſchaft kann zu allen Zeiten auch durch Ver⸗ 
trag wieder aufgehoben werden. 


5 420, 
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§. 420, Auf den einſeitigen Aukrag des einen 
Ebegatten kann die Aufhebung der Gemeinſchaft in 
dem Falle des H. 392. 410. erfolgen. 

H. 421. Ferner alsdann, wenn der eine Ehe 
gatte in Concurs verſunken iſt, und der Andere von 
Be Gemeinſchaft für. die Zukunft wieder abgehen 
will. 

F. 422. In allen Fällen, da die Gemeinſchaft 
der Güter, oder des Erwerbes ausgeſchloſſen, oder 
aufgehoben werden ſoll, muß dieſes gerichtlich ver⸗ 
lautbaret, und in den Zeitungen oder Intelligenz⸗ 
blättern der Provinz, zu dreienmalen innerhalb Vier 
Wochen bekannt gemacht werden, 

$. 423. Bey Kaufleuten in Handelsſtädten muß 
außerdem die Bekanntmachung auf der Börfe, oder 
durch die Kaufmannsälteſten; und bey Zunftgenoſſen 
durch die Vorſteher der Zunft geſchehen. 

H. 424. Auch muß die geſchehene Aus ſchlie⸗ 
ßung oder Aufhebung der Gemeinſchaft bey allen 
Grundſtücken, welche ſonſt der Gemeinſchaft unter 
worfen ſeyn wuͤrden, im Hypothekenbuche vermerkt 
werden. 

§. 425. In dem Falle des F. 417. muß die 
Bekanntmachung an dem Orte des vorigen Wohn⸗ 
ſitzes geſchehen. 

$. 426. Wenn Eheleute, welche die an dem 
Orte ihres erſten Mohnfises obwaltende Gemein⸗ 
ſchaft durch einen Vertrag ausgeſchloſſen haben, an 
einen andern Ort ziehen, wo dergleichen Gemein⸗ 
ſchaft ebenfalls Statt findet: fo muß die Bekannt⸗ 
machung des ausſchließenden Vertrages daſelbſt wie⸗ 
derholt werden. g 

H. 427. Die Aufhebung der waͤhrend der Ehe 
einmal entſtandenen Gemeinſchaft äußert ihre, Wir⸗ 
kungen, in Anſehung der Eheleute ſelbſt, vom Tage 
der gerichtlichen Erklaͤrung. 

9. 428, 
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$. 428. In Anſehung eines Dritten aber, wel⸗ 
cher einer früheren Wiſſenſchaft nicht uͤberfuͤhrt wer⸗ 
den kann, außern ſich dieſe Wirkungen erſt nach 
Ablauf des zur Bekanntmachung beſtimmten vier⸗ 
wöchentlichen Zeitraumes. 

F. 429. Iſt die H. 423. vorgeſchriebene Art 
der Bekanntmachung unterblieben: ſo kann die ge⸗ 
ſchehene Aus ſehlteßung oder Aufhebung denjenigen, 
welchen ſie auf dieſe Art hätte bekannt gemacht 
werden ſollen, nicht entgegen geſetzt werden. 

§. 430. Iſt der §. 424. vorgeſchriebene Ver⸗ 
merk in den Hypethelenbuͤchern unterblieben: ſo kann 
die Aufpebuny der Gemeinſchaft, in Geſchaͤften, wel⸗ 
che dergleichen Grundſtücke betreffen, einem Dritten 
nicht nachtheilig ſeyn. 

$. 431. Ueberhaupt bleiben, auch nach Aufhe⸗ 
bung der Gemeinſchaft, den Glaͤubigern, deren For⸗ 
derungen während derſelben entſtanden ſind, ihre 
Rechte an das gemeinſchaftlich geweſene Vermoͤgen 
ungeaͤndert vorbehalten. 

§. 432. In allen übrigen Stuͤcken aber wer⸗ 
den die Rechte und Pflichten der Eheleute, ſowohl 
unter ſich, als gegen Andere, ſo beurtheilt, als ob 
gar keine Gemeinſchaft unter ihnen entſtar den wäre. 

9. 433. Wie alsdann bey der Auseinanderſe⸗ 
gung und Abſonderung des Vermögens zu verfah⸗ 
ren fen, it im folgenden Abſchnitte beſtimmt. 


Sieben⸗ 
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Stebenter Abſchuitt. 
Von Trennung der Ehe durch den Tod, 


F. 434. Wied die Ehe durch den Tod ger Begräͤbd 
trennt: fo muß der überlebende Ehegatte den ver⸗ MB. 
ſtorbenen anftändig begraben laſſen. 


b. 435. Können die Begraͤbnißkoſten aus dem 
Nachlaſſe nicht beſtritten werden: ſo iſt der Ueber⸗ 
lebende zu deren Bezahlung ſo weit, als ſein Ver⸗ 
mögen hinreicht, verbunden. 


H. 436. Die Witewe mag ein ganzes, der Tuner, 
Wittwer aber ein halbes Jahe um den verſtorbenen 
Ehegatten trauen. 


Anh, §. 77. Trab erreglement vom 7ten Oetober 1797, 


§. 437. Erfolge innerhalb der Trauerzeit eine 
anderweitige guͤltige Verheirathung: ſo wird dadurch 
die Trauer geendigt. 

$. 438. Die Rechte des uͤberlebenden Eheg, 
ten auf das Vermögen des Verſtorbenen, mi 
zuvoͤrderſt nach den obwaltenden Vertraͤgen; in 8 
ren Ermangelung nach guͤltig errichteten letztwilligen 
Verordnungen; wenn aber beide nicht vorhanden 
ſind, nach den Geſetzen beſtimmt werden. 


$. 439. Erbvertraͤge können Eheleute ſowoßhl 1 Aug 
vor als nach der Verhelrathung ſchließen. Beh 
$. 440. Was von Erbverträgen überhaupt, 
und von Verträgen unter Verlobten oder Eßbeſeu⸗ 
ten inſonderheit verordnet iſt, findet auch bey ſol⸗ 
chen . Anwendung. (Th. 1. Tit. 12. 
Abſchn. 2.) 
F. 441. Doch iſt die gerichtliche Nufnehmung 
eines Erbvertrages unter Eheleuten nur alsdann 


noth⸗ 


5 Erbfolge. 
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nothwendig, wenn die Frau dadurch an den nach 
den Geſetzen ihr zukommenden Rechten etwas ver⸗ 
lieren ſoll. . 

$. 342. Wenn Erbvereräge unter Eheleuten 
durch gegenſeitige Bewilligung wieder aufgehoben 
werden ſollen; fo muß dieſe Einwilligung, ſo bald 
dabey die Frau im Verhaͤltniſſe gegen die in dem 
Vertrage ihr zugeſicherten Rechte etwas verlieren 
ſoll, gerichtlich erklart werden. 

%. 443. So lange dergleichen gerichtliche Er⸗ 
flaͤrung nicht erfolgt iſt, beſtehet ein ſolcher Erb⸗ 
vertrag, wenn gleich aus der Ehe Kinder erzeugt 
worden, die aber vor den Aeltern wieder verſtorben 
ſind. : ; 

F. 444. Sind aber bey dem Tode des einen 
Ehegatten Kinder oder weitere Abkömmlinge aus 
dieſer Ehe vorhanden, und iſt ihrentwegen in dem 
Erbvertrage nichts beſtimmt: ſo finden eben die 
Vorſchriften Statt, wie in dem Falle, wenn in ei⸗ 
nem Teſtamente wegen nachgeborner Kinder nichts 
verordnet iſt. (Tit. 2. Abſchn. 5.) 

8. 445. Wenn es nach der Faſſung des Erb⸗ 
vertrages zweifelhaft iſt: ob der überlebende Ehegatte 
durch die darin ausgeworfene Summe oder Sache 
abgefunden, oder ob ihm felbige nur voraus beſchie⸗ 
den ſeyn ſolle: fo ſtreitet die Vermuthung für Erſteres. 

8. 446. Wenn jedoch der Verſtorbene Vermoͤ⸗ 
gen von verſchiedener Art, z. B. Lehn und freies 
Vermögen, beſeſſen hat, und im Vertrage nur be⸗ 
ſtimmt iſt, was der lleberlebende aus der einen Art 
des Vermoͤgens haben ſolle: ſo bleiben ihm in der 
andern ſeine Succeſſionsrechte vorbehalten. 

§. 447. Wenn es nach der Faſſung zweifelhaft 
iſt: ob Eheleute einen Erbvertrag, oder nur ein 
wechſelſeitiges Teſtament haben errichten wollen: ſo 
wird Letzteres vermuthet. 

8. 448. 
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F. 448. Iſt aber die Erbfolge durch einen wirk⸗ 
lichen Vertrag beſtimmt: ſo ſteht es nicht in der 
Macht des Ueberlebenden, von dem Vertrage abzu⸗ 
geben, und die geſetzliche Erbportion zu wahlen. 

$ 449. Doch kann dieſe Wahl, in dem Ver⸗ 
trage ſelbſt, dem uͤberlebenden Ehegatten vorbehalten 
werden. 

6. 450. Auch ohne dergleichen Vorbehalt bleibt 
die Wahl dem Ueberlebenden alsdann ſrey, wenn 
uͤber den Nachlaß des Verſtorbenen in dem Ver⸗ 
trage ausdrücklich zum Beſten einer gewiſſen be⸗ 
ſtimmten Perſon verordnet, und dieſe Perſon zur 
Zeit des eintretenden Sterbefalles nicht mehr vor⸗ 
handen iſt. 

§. 451. So weit in dem Erbvertrage wegen 
des eigenthuͤmlichen Vermoͤgens des überlebenden 
Ehegatten nichts beſtimmt iſt; ſo weit finden dar⸗ 
auf die bey der gefeglichen Erbfolge vorgeſchriebenen 
Grundfäge Anwendung. 

g. 452. Der Theil des Vermögens, welchen Ehever⸗ 
die Ehefrau dem Manne auf den Todesfall durch mächenif, 
Vertrag ausſetzt, heißt das Ehevermächtniß, 

§. 453, Während des Lebens beider Eheleute 
hat der Mann, des Ehevermaͤchtniſſes wegen, keine 
beſondere Rechte in dem Vermoͤgen der Frau. 

H. 454. Iſt dem Manne eine beitimmte-Sache 
oder Summe zum Ehevermaͤchtuiſſe beſchieden: ſo 
wird er, in Beziehung auf die Erben der Frau, 
als Legatarius angeſehen. 

§. 455. Beſteht aber das Ehevermaͤchtniß aus 
einem nur in Verhaͤltniß gegen das Ganze beſtimm⸗ 
ten Theile (pars quota) des Nachlaſſes: ſo hat der 
Mann die Rechte und Pflichten eines Miterben. gegen 

§. 456. Was der Mann der Frau aus ſeinem vermgche, 
Vermögen auf den Todesfall eigenthuͤmlich ausſett, ahne 
heißt das Gegenvermaͤchtniß. und Wit 

$ 457. thum, 
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§. 4½%/. Wird der Frau nur der Nießbrauch 
gewiſſer Guͤter oder Capitalien angewieſen: fo heißt 
es ein Leibgedinge. 

§. 458. Eine jährlihe Summe, die der Frau 
aus dem Nachlaſſe des Mannes zu ihrem Unter⸗ 
halte während des Witewenſtandes ausgeſetzt wor⸗ 
den, wird Witthum genannt, 

§. 479. Iſt die Summe des Gegenvermaͤcht⸗ 

niſſes im Vertrage nicht beſtimmt; wohl aber die 
Abſicht der Contrahenten, daß daſſelbe mit dem Ein⸗ 
gebrachten in Verhaͤltniß ſtehen ſolle, aus der Faf⸗ 
ſung und den Umſtaͤnden erſichtlich: fo iſt das Ges 
genvermaͤchtniß auf die Hälfte des Eingebrachten 
veſtzuſetzen. 
F. 460. Iſt eine ſolche Ruͤckſicht auf die Sum⸗ 
me des Eingebrachten aus dem Vertrage nicht zu 
eutnehmen: fo wird das Gegenvermächeniß dem Ehe 
vermaͤchtniſſe gleich geſetzt. 

S. 461. Iſt auch kein Ehevermaͤchtniß be⸗ 
ſtimmt: ſo iſt die Ausſetzung eines ſolchen ohne Be⸗ 
ſtimmung einer Summe angewieſenen Gegenver⸗ 
mächtniſſes ohne Wirkung; und die überlebende Ehe⸗ 
frau kaun nur auf die geſetzliche Erbfolge Anſpruch 
machen. h 
F. 462. Iſt die Summe des Witthums im 
Vertrage unbeſtimmt geblieben: fo muß der Richter 
dieſelbe auf den, nach Verhaͤltuiß des Standes der 
Frau, nothdürftigen Unterhalt, fo weit die Nutzun⸗ 
gen ihres eigenen Vermögens dazu nicht hinreichen, 
beſtimmen. a 

H. 463. Kann die Fran ſich dieſen nothdurfti⸗ 
gen Unterhalt aus eigenen Mitteln verſchaffen: fo 
iſt fie dennoch, in dem §. 462. angegebenen Falle, 
den vierten Theil der richterlich ausgemeſſenen Sum⸗ 
me aus dem Nachlaſſe des Mannes zu fordern be⸗ 
techtigel. 
Sr L. 464. 
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F. 464. Iſt eine beſtimmte Summe zum Wit⸗ 
thume verſchrieben, und auf die Nutzungen eines 
Grundſtuͤcks, oder die Zinſen eines Capitals bloß 
angewieſen: ſo muß, wenn dieſe Einkünfte oder Zin⸗ 
few unzureichend find, das Fehlende aus dem übris 
gen Nachlaſſe des Mannes erganzt werden. 

F. 465. Die Frau hat, wegen der, auf den 
Todesfall des Mannes, durch Verträge vor oder 
wahrend der Ehe ihr ausgeſetzten Vortheile, ein 
gleiches Recht, Sicherheitsbeſtellung von dem Manne 
zu fordern, wie wegen ihres Eingebrachten. 

$. 456. Auch genießt fie, bey entſtandenem Zah⸗ 
lungs⸗Unvermoͤgen des Mannes, die in der Con⸗ 
cursordnung näher beſtimmten Vorrechte. 

$. 467. So weit jedoch der Mann, zur Zeit 
der Einräumung dieſer Vortheile, erweislich ſchon 
über fein Vermögen verſchuldet war, muß die Frau 
damit allen andern Glaͤubigern nachſtehen. 

H. 468. Sind dieſe Vortheile auf einen nur im 
Verhältniß gegen das Ganze beſtimmten Theil der 
Verlaſſenſchaft des Mannes (pars quota) veſtge⸗ 
ſetzt: ſo kann die Frau, bey entſtandenem Zahlungs⸗ 
Unvermoͤgen des Mannes, deshalb keinen Anſpruch 
machen. > 

H. 469. Nach dem Tode des Mannes wird 
das Gegenvermaͤchtniß ein freies und unwiderruf⸗ 
liches Eigenthum der Frau. 

H. 470. Leibgedinge und Witthum aber fallen 
nach dem Tode der Frau an die Erben, oder Lehns⸗ 
oder Fideicommiß⸗Folger des Mannes zurück 

$. 471. Auch hören Leibgedinge und Witthum 
auf, wenn die Frau ſich wieder verheirathet. 

$. 472. Das einer Frau zur Bedingung geſetzte 
Verbot, ihren Wittwenſtand zu ändern, wird nicht 
nur in Anſehung des Leibgedinges oder Witthums, 
ſondern auch in Anſehung der von einem Dritten ihr 

unter 
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unter dieſer Bedingung zugewendeten Vortheile, au⸗ 
ßer dem Falle einer wirklichen Heirath, nur alsdann 
für übertreten geachtet, wenn dieſelbe einer zum oͤf⸗ 
fentlichen Aergerniß gefuͤhrten liederlichen Lebensart 
gerichtlich überwieſen worden. 

§. 473. Das durch anderweitige Heirath eins 
mal verlorne Recht, lebt in dem darauf folgenden 
verwittweten Stande nicht wieder auf. 

§. 4743. Hat die Frau, gegen Erhaltung des 
Leibgedinges oder Witthums, ihr Eingebrachtes ganz 
oder zum Theil in der Erbſchaftsmaſſe des Mannes 
zurüͤcklaſſen muͤſſen: fo koͤnnen ihr jene Vortheile 
auch aus dem F. 41. 47, angegebenen Gründen 
nicht wieder entzogen werden. 

H. 475. Iſt der Frau die Wahl gelaſſen: ob 
ſie ihr Vermoͤgen zurücknehmen, oder Witthum ſor⸗ 
dern wolle: fo iſt fie nicht ſehuldig, ſich vor Ablauf 
des Trauerjahres zu erklaren. 

§. 476. Hat fie aber alsdann einmal gewählt: 
fo kann fie von ihrer Erklarung nicht wieder abgehen. 

§. 477. Was fie in der Zwiſchenzeit aus dem Nach⸗ 
laſſe des Mannes erhalten hat, das wird ihr, nach 
Maaßgabe ihrer Erklaͤrung, auf ihr Eingebrachtes, 
oder auf das Leibgedinge oder Witthum angerechnet. 

$. 478. Ein Vertrag, wodurch Eheleute aus 
eigenem Vermögen einen Erbſchatz beſtellen, gilt nur 
als ein Erbvertrag. 

$. 479. Es kann aſſo dergleichen Beſtellung, 
wahrend des Lebens beider Eheleute, mit ihrer ge⸗ 
meinſchaftlichen Bewilligung, zu allen Zeiten; und 
wenn fie von einem unter ihnen bloß durch einſei⸗ 
tige Erklarung geſchehen iſt, von dem Beſteller auch 
einſeitig widerrufen werden. 

F. 480. Wenn aber einer der Ehegatten ver⸗ 
ſtorben iſt: ſo finden wegen der Succeſſion in den 
Erbſchatz die Vorſchriften H. 541. [gg- Re 
. 481, 
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$. 481. Sind Feine Verträge, wodurch die Erb: 1. Aus, 
ſolge beſtimmt wird, vorhanden: fo dient die von gent, 
dem verſtorbenen Ehegatten hinterlaſſene letzte Wil- erdnum 
lensverordnung zur Richtſehnur. ar 

§. 482. Nur Eheleuten iſt es erlaubt, wechſel⸗ 
ſeitige Teſtamente uͤber ihren Nachlaß zu errichten. 
(Th. 1. Tit. 12. F. 614. 1d.) 8 

$. 483. Um Betrug und Ueberliſtung zu ver⸗ 
meiden, ſollen nur ſolche Teſtamente als wechſelſei⸗ 
tig gelten, welche in Einem Inſtrumente errichtet 
worden. \ 

F. 484. Sind dergleichen Teſtamente von bei ⸗ 
den Theilen unterſchrieben, und dem Gerichte uͤber⸗ 
geben worden: ſo kommt es nicht darauf an, wer 
den Aufſatz ſelbſt gefertiget habe. 

§. 485. Dergleichen wechſelſeitige Teſtamente, 
in fo fern dieſelben nicht etwa als ein wirklicher 
Vertrag errichtet, und mit der bey Erbvertraͤgen 
vorgeſchriebenen Form verſehen ſind, werden ſehon 
durch den Widerruf, eines der Ehegatten vernichtet. 

§. 486. Hat jedoch der andere Ehegatte weder 
ſeines Orts ausdruͤcklich widerrufen, noch eine andere 
letztwillige Verordnung errichtet: ſo beſtehen diejeni⸗ 
gen Vermaͤchtniſſe, welche er in dem wechſelſeitigen 
Teſtamente andern als folchen Perſonen, die bloß 
mit dem Widerrufenden als Verwandte oder beſon⸗ 
dere Freunde verbunden ſind, ausgeſetzt hat. 

§. 487. Bloße Aenderungen und Zuſätze dey 
Vermaͤchtniſſen und andern dergleichen Verfugungen, 
wirken niemals die Vernichtung des gegenſetrigen 
Teſtaments. 

H. 488. Sie find aber ungültig, in fo fern fie 
bloß einſeitig gemacht worden, und zum Nachtheile 
der überlebenden Ehegatten abzielen. 5 

$. 489. Wenn die Ehe unter den wechſelſeitig 
teſtirenden Eheleuten durch Scheidung getrennt wor⸗ 

den: 


It. Aus 
Provln⸗ 
zialgeſe⸗ 
zen oder 
Statuten. 
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den: fo verliert das ganze wechſelſeitige Teſtament 
von ſelbſt ſeine Guͤltigkeit. 

9. 490. Auch nach dem Tode des einen Eher 
gatten hat der uͤberlebende die Wahl: ob er die 
Erbſchaft aus dem Teſtamente antreten, oder aus⸗ 
ſchlagen wolle. 
5. 491. Entſagt er der Erbſchaft aus dem Te⸗ 
ſtamente: ſo finden die Vorſchriſten des Neunten 
Titels im Erſten Theile F. 398. [ag. Anwendung. 

§. 492. Nimmt er die Erbſchaft aus dem Te⸗ 
ſtamente an: ſo kann er auch von ſeinen eigenen 
Verordnungen nicht wieder abgehen; in ſo fern aus 
der Faſſung oder aus den Umſtaͤnden erbellet, daß 
der Erſtverſtorbene ihm feinen Nachlaß, in Rüͤckſicht 
auf dieſe Verfügungen, zugewendet habe. 

§. 493. Dies wird hauptſaͤchlich bey ſolchen 
Verordnungen des uͤberlebenden Ehegatten vermu⸗ 
thet, welche zum Beſten der gemeinſchaftlichen Kin⸗ 
der, oder der Verwandten oder beſonderen Freunde 
des Erſtverſtorbenen abzielen. f 

H. 494. Wechſelſeitige Teſtamente, worin beide 
Theile ſich des Widerrufs ausdrücklich begeben ha⸗ 
benz ſind als Erbvertraͤge anzuſehen. 5 

§. 495. Haben die Eheleute die Erbfolge wer 
der durch Vertraͤge, noch durch letzte Willensverord⸗ 
nungen beſtimmt: fo wird nach den Stakuten oder 
Provinzialgeſetzen des letzten perſönlichen Gerichts⸗ 
ſtendes des Verſtorbenen verfahren. 

Anh. §. 78. Von dieſer Beſtimmung macht auch das un⸗ 
bewegliche Vermögen der Eheleute keine Ausnahme, ob 
dieſes ſich gleich unter einer andern Gerichtsbarkeit ber 
findet. 

$. 496. Haben die Eheleute während der Ehe 
ihren Wohnſitz verändert: fo hat der überlebende die 
Wahl: ob er nach den Geſetzen des letzten perſoͤnli⸗ 
ehen Gerichtsſtandes des Verſtorbenen, oder nach 
den 
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den Geſetzen desjenigen Orts, wo die Eheleute zur 
Zeit der vollzogenen Heirach ihren erſten Wopnſitz 
genommen Habe, erben wolle. 

H. 497, Jun zweifelhaften Fallen gilt die Ver⸗ 
muthung, daß der dem überlebenden Ehegatten durch 
ſolche Geſetze beſtimmte Erbtheil, demſelben durch 
Teſtamente nicht geſchmaͤlert oder gar genommen wer⸗ 
den konne. 

§. 498. Wenn alſo dem uͤberlebenden Cheat, 
ten in dem Teſtamente des Erſtverſtorbenen weniger, 
als fein ſtatutariſeher Erbtheil betragt, ausgeſetzt 
worden: ſo kann derſelbe die Ergaͤnzung des Fehlen ⸗ 
den aus dem übrigen Nachlaſſe fordern. ; 5 

§. 499. Mur in fo. fern, als der überlebende 
Ehegatte ſich ſolche Handlungen, die eine Scheidung 
begründen würden, hat zu Schulden kommen laſſen, 
kann ihm ſein ſtatutariſcher Erbthell durch letztwillige 
Verordnungen geſchmaͤlert, oder genommen werden. 

9. 500. Sind wegen der Erbfolge der Egeleute IV. Nach 
feine oder nicht hinreichende Beſtimmungen in den Zach blen 
Provinzial Geſetzbüchern ader Statuten enchalten: 
ſo ſoll nach folgenden allgemeinen Vorschriften ver⸗ 
fahren werden. 

§. 501. Zupörderſt werden die in dem Nach 1) Abtone 
laſſe befindlichen Lehne und Fideicommiſſe, nebſt Zu un 
bebir, demjenigen verabfolgt, auf welchen fie durch Parblaffe 
den Lod des legten Beſitzers gediehen ſind. len 

H. 502, Gleicherzeſtalt nehmen! diejenigen, wel Stu ke. 
chen: nach Provinzialgeſetzen oder Statuten, Hert⸗ 1 Bo 
geräthe, Gerade, oder Riftel EN? die Daj der Rite 
gehörenden Stucke. Wee 

§. 503. Heergeraͤthe verlußt nur eine Perſon rithes, 
männlichen Geſchlechts dem nachſten Anberwandten 
von männlicher Seite und männlichen Geſchlechte. 

8. 304. Sind mehrere männliche Anverwand⸗ 
ten in gleichem Grade vorhanden; ſo hat derjenige, 


Agent, Lande, II. Band. welcher 


icht 


56 Zweyker Theil. Erſter Titel. 


welcher in Kriegsdienſten des Staats ſich befindet, 
auf das Heergeraͤthe vorzüglichen Anſpruch. 

S. 505. Kann der Streit unter den mehrern 
gleich nahen Verwandten nach dieſem Beſtimmungs⸗ 
grunde nicht entſchieden werden: fo hat der ältere, 
den Jahren nach, den Vorzug. 5 

$. 506, Catholiſche Geiſtliche und proteſtanti⸗ 
ſche Prediger, die in einem wirklichen Kirchenamte 
ſtehen, nehmen und hinterlaſſen kein Heergeraͤthe. 

$. 507. Die Mitglieder geiſtlicher, auch ca⸗ 
tholiſcher Ritterorden, die nicht ſelbſt Prieſter ſind, 
bleiben hiervon ausgenommen. 

$. 508. Gerade nimmt die uͤberlebende Frau 
aus dem Nachlaſſe des Mannes. 

$. 509. Riftel verläßt eine Frauensperſon der⸗ 
jenigen Perſon weiblichen Geſchlechts, welche mit 
ihr durch Weiber am naͤchſten verwandt iſt. 

§. 510. Sind mehrere Verwandtinnen von 
gleichem Grade vorhanden: ſo erhalten dieſelben die 
Miftel zu gleichen Theilen. 

$. Ful. Eheliche Töchter. ſchließen die uneheli⸗ 
chen, ſo wie dieſe alle weitere Verwandtinnen aus. 

§. F512. Außer der abſteigenden Linie begruͤn⸗ 
det die Verwandtſchaft durch uneheliche Geburt kei⸗ 
nen Anſpruch auf die Niftel. 

$. 513. Denenjenigen, welchen ein Recht auf 
Heergeraͤthe, Gerade und Niftel zukommt, kann 
daſſelbe durch letztwillige Verordnungen nicht entzo⸗ 
gen werden. 

$. 514. Wohl aber find Verkaufe, Veraͤuße⸗ 
rungen, und andre Verfügungen unter Lebendigen, 
ſowahl in Anſehung des Ganzen, als einzelner das 
zu gehoͤrender Stucke gültig. 

$. 515. Dergleichen Verfuͤgungen koͤnnen we⸗ 
der unter dem Vorwande einer Simulation, noch 
einer Verletzung, angefochten werden. ER 

. 516. 
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$. 516. Der bedungene Preis oder Werth 
tritt auch hier nicht an die Stelle des Veräaͤußerten. 

$. 517. Diejenigen, welchen Heergeraͤthe oder 
Niftel zukommt, muſſen ſich binnen Jahresfriſt, 
nach erfolgtem Anfalle, zur Ausuͤbung ihres Rechts, 
bey Verluſt deſſelben, melden. 

§. 518. Wer Heergeräche oder Miftel zu ver⸗ 
laſſen nicht faͤhig iſt, der kann auch dergleichen 
von Andern nicht ziehen. 

§. 519. Nach Provinzen, oder Oertern, wo 
kein Heergeraͤthe, oder keine Niftel gegeben wird, 
darf auch dergleichen nicht verabfolgt werden. 

$. 520. In allen Fallen, wo Heergeräthe oder 
Niftel denjenigen, welche ſonſt duech Provinzialgeſetze 
oder Statuten dazu berufen ſind, aus einem oder 
dem andern der vorſtehenden Grunde nicht verabfolge 
werden dürfen, fallen dieſelben nicht dem Naͤchſten 
nach ihm zu, ſondern ſie bleiben in dem Nachlaſſe. 

§. 521. Wird jedoch unter mehrern gleich na⸗ 
ben Verwandtinnen eine oder die andere, aus den 
vorſtehenden Gründen, von der Niftel ausgefchlofs 
ſen: ſo waͤchſt ihr Antheil den übrigen zu. 

§. 522. Wo das Vermoͤgen durch Schulden 
erſchoͤpft wird, findet weder Gerade, Niftel, noch 
Heergeräthe Statt. 

g. 523. Das Heergeraͤthe begreift unter ſich das 
beſte Pferd; den Degen, deſſen ſich der Verſtorbene 
zum gewoͤhnlichen Gebrauche bedient hat; einen voll⸗ 
ſtaͤndigen Anzug von deſſen täglichen Kleidern; ein 
Gebete Bette, naͤchſt dem beſten, beſtehend aus einem 
Ober und Unterbette, einem Pfühl, zwey Kopfkiſ⸗ 
fen, nebſt dazu gehörigen Ueberzugen, und zwey Bett⸗ 
laken; ein Tiſchtuch, nebſt drey Servietten; und zioen 
Schüffeln von Zinn oder anderem gemeinen Metalle. 

H. 524. Bey den in wirklichen Kriegsdienſten 
ſtehenden Perſonen wird auch das, was fie im Felde, 
E 2 oder 
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oder in der Garniſon, zu oder bey Verrichtung ihres 
Dienſtes gewöhnlich gebrauchen, fo weit es vorhan⸗ 
den iſt, und nicht bey dem Regimente zuruͤckbleiben 
muß, zu ihrem Heergeraͤthe gerechnet. 9 

H. 525. Zur Niftelgerade gehören nur die zum 
weiblichen Gebrauche allein gewidmeten Geräthe, 
Kleidungsſtuͤcke, Wäſche und Koſtbarkeiten, nebſt 
den dazu gehoͤrigen Behaͤltniſſen. 

$. 526. Auch was zur Leibwäſche oder Kleidungs⸗ 
ftücken zugeſchuitten, in Arbeit gegeben, oder genom⸗ 
men iſt, wird zur Niftel gerechnet. 

$. 527. Dagegen hat die Niftelerbin auf Koſt⸗ 
barkeiten, welche der Frau von dem Manne zum Ge⸗ 
brauche gegeben worden, und nach obigen Vorſchrif⸗ 
ten nur als geliehen anzuſehen find, keinen Anſpruch. 

$. 528. Die volle Gerade begreift zuvoͤrderſt 
alles unter ſich, was nach $. 525. 526. zur Niftel⸗ 
Gerade gehört. 

$. 529. Außerdem werden dazu gerechnet die 
zum alltäglichen Gebrauche in der Hauswirchſchaft 
beſtimmten Mobilien. 

$. 530. Ferner alle Arten von Leinwand, ver: 
arbeitet oder unverarbeitet; wie auch Flachs und 
Garn, ſo weit alle dieſe Sachen zum Gebrauche in 
der Wirthſchaft beſtimmt ſind. 

531. Auch die zum Hausgebrauche gewidme⸗ 
ten Botiche an Eßwaaren werden zur vollen Gera⸗ 
de gerechnet. 

F. 532. Stall⸗ und Kellergeraͤchſchaften gehoͤ⸗ 
ren nicht zur Gerade. 

8. 533. Auch Mobilien, die bloß zur Pracht 
dienen, ſind darunter nicht mit begriffen. 

F. 534. Nur bey Adlichen werden Kutſche und 
Pferde, deren ſich die Eheleute zu ihrem perſönlichen 
Gebrauche gewohnlich bedient haben, zur vollen Ge⸗ 
rade gerechnet. 
$. 535. 
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§. 535. Sind mehrere Stücke von dieſer Art 
vorhanden: ſo kommt die Wahl der Wittwe zu. 

9. 536, Vorſtehende Beſtimmungen in Anſe⸗ 
hung der Gerade, der Niftel, und des Heergerä⸗ x 
thes, gelten insgeſammt nur auf den Fall, wenn in 
den Provinzial oder ſtatutariſchen Geſetzen ein As 
deres nicht ausdrücklich verordnet iſt. 

F. 537. Die Vorſchriften der Provinzial⸗ und 
ſtatutariſchen Geſetze muͤſſen genau nach den Wor⸗ 
ten angewendet werden; und es finden dabey Feine 
ausdehnende Erklärungen Statt, 

9. 538. Dunkle Vorſchriften ſoſcher Provinzial⸗ 
oder ſtatutariſchen Geſetze muͤſſen nach den Grundſä⸗ 
tzen dieſes allgemeinen Landrechts erklärt werden. 

$. 539. In Provinzen, wo bisher kein Heer⸗ 
geräthe oder keine Gerade üblich geweſen find; ſol⸗ 
len dieſelben auf den Grund des gegenwärtigen 
Landrechts nicht eingefuͤhrt werden. 

6, 340. Ferner wird der Erbſchatz, wenn der⸗ Asche 
gleichen vorhanden iſt, von dem Nachlaſſe abge- zes, 
ſondert. (S. 276. lag.) 

§. 541. Weder die Subſtanz des Erbſchatzes, 
noch die davon zu ziehenden Nutzungen können dem 
überlebenden Ehegatten auf fein gefesmäßiges Erb⸗ 
theil angerechnet werden. 

. 542. Wohl aber wird in dem Falle des 
$. 463. bey Beſtimmung des der uͤberlebenden Ehe⸗ 
frau auszuſetzenden Witthums, auf die ihr zu gute 
kommenden Nutzungen des Erbſchatzes mit Rüͤck⸗ 
ſicht genommen. 

8. 543. Auch das eigenthuͤmliche Vermögen donn 


genthuͤm⸗ 
des überlebenden Ehegatten iſt von dem Nachlaſſe chen 
des Verſtorbenen abzufondern. 1 


§. 544. Bey dieſer Abſonderung kommt dem Aberfe 


Manne, deſſen Erben oder Gläubigern, im zweifel, Lauben, 


haften ten. 
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haften Falle die Vermuthung zu ſtatten, daß das 
Vorhandene zu ſeinem Vermoͤgen gehoͤre. 
e §. 545. Das vorbehaltene Vermögen der Frau 
tenen muß der Regel nach in dem Zuſtande angenommen 
1955 werden, in welchem es zur Zeit, da die Ehe ge⸗ 
Frau, trennt worden, ſich befindet. 

§. 545. Hat der Mann einer Verfügung über 
das vorbehaltene Vermoͤgen der Frau ohne ihren 
Vorbewußt, oder gar wider ihren Willen, ſich an⸗ 
gemaßt: fo muß er ihr, oder ihren Erben, fir den 
daraus entſtandenen Verluſt und Schaden, gleich 
einem unredlichen Beſitzer, gerecht werden. (Th 1. 
Tit. 7. $. 222 faq.) 

9 547. Hat die Frau ihre vorbehaltenes Ver⸗ 
moͤgen ganz oder zum Theil dem Manne zur Verwal⸗ 
tung oder ſouſtigen Verfügung übergeben: fo hat 
daſſelbe, in Anſehung des Mannes, oder ſeiner Er⸗ 

ben, mit dem Eingebrachten gleiche Rechte. 
Diss F. 548. Das baar eingebrachte Vermoͤgen der 
an Sale Frau muß in gleich guter Muͤnzſorte, wie es der 
Cebit Mann erhalten hat, der Frau zuruͤckgegeben, oder 
ien. zu gute gerechnet werden. 

§. 549. Die Verzinſung aber koͤnnen die Frau, 
oder deren Erben, nur nach dem Ablaufe desjeni⸗ 
gen Quartals fordern, in welchem die Trennung der 
Ehe durch den Tod erfolge iſt. } 

§. 550. Hat der Mann das baar eingebrachte 
Geld auf den Namen der Frau ausgeliehen: fo 
haben die Frau, oder deren Erben, die Wahl: ob 
fie das ausgeliehene Capital übernehmen, oder baa⸗ 
re Rückzahlung fordern wollen. 

§. 551. Hat aber die Frau in die Belegung des 
Geldes auf ihren Namen, bey einem gewiſſen bes 
ſtimmten Schuldner, ausdruͤcklich, wenn auch nur 
außergerichtlich, eingewilligt: ſo wird ein ſolches in 

ſtehen⸗ 
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ſtehender Ehe ausgeliehenes Capital einem einge⸗ 
brachten gleich geachtet. 

§. 552. Von Capitalien, welche der Mann in 
ſtehender Ehe eingezogen, und auf den Namen der 
Frau wieder ausgeliehen hat, gilt eben das, was 
wegen der baar eingebrachten und von dem Manne 
auf den Namen der Frau ausgeliehenen Gelder 
verordnet iſt. f 

§. 553. Wegen der wirklich eingebrachten, oder 
denſelben gleich zu achtenden Capitalien, ſind der 
Mann oder deſſen Erben nur zur Ausantwortung der 
darüber vorhandenen Urkunden verpflichtet. 

9. 554. Doch muͤſſen der Mann, oder deſſen 
Erben, für jedes von Erſterem, ſowohl bey der Aus⸗ 
leihung, als bey Verwaltung der der Frau zugebö- 
renden Capitalien, bragngenes mäßiges Verſehen 
daften. re 

$. 555. Bey Beſtimmung des Grades der Ver⸗ 
ſchuldung aber muß auf die perfönlichen Faͤhigkeiten 
und Einſichten des Mannes Nückfihe genommen 
werden. 

$. 556. Hat der Mann die baar eingebrach⸗ 
ten Gelder, oder eingezogenen Capitalien der Frau, 
auf feinen Namen ausgeliehen: fo trifft jeder Bere 
luſt ihn oder ſeine Erben. 2 

$. 557. Sind Capitalien auf den Namen beider 
Eheleute gemeinſchaftlich ausgeliehen worden: fo find 
beide Eheleute als Miteigenthuͤmer anzuſehen. 

§. 558. Es gilt alſo von der Hälfte der Frau 
eben das, was wegen eines ganzen auf ihren alleini⸗ 
gen Namen ausgelichenen Capitals verordnet iſt. 5 

§. 559. Hat die Frau dem Manne Mobilien 20 
eingebracht, ohne daß dieſelben zu einem gewiſſen ken Mo⸗ 
Werthe angeſchlagen worden: fo gehören nur die bilien, 
zur Zeit der getrennten Ehe erweislich noch vor⸗ 
handenen Stuͤcke zu ihrem Vermögen. 

§. 560. 


Zweiter Theil. Erſter Titel. 


. 560. Sind an die Stelle der nicht mehr vor⸗ 
handenen Stücke andere angeſchafft worden: fo Föns 
nen die Frau oder deren Erben dieſe letztern, ſtatt der 
eingebrachten, zuruͤcknehmen. 

g. 551, Außerdem find aber der Mann, oder 
deſſen Erben, zu einer Schadloshaltung wegen der 
nicht mehr vorhandenen, oder am Werthe verringer⸗ 
ten Stücke nur in fo fern verbunden, als die Ver⸗ 
nichtung, Veräußerung, oder Verringerung, durch 
Vorſatz oder grohes Verſehen des Mannes erfolgt iſt. 

§. 362, Mobilien, welche die Frau von ihrem 
vorbehaltenen Vermoͤgen angeſchafft, und zum ge⸗ 
meinſchactlichen Gebrauche hergegeben hat, werden 
den eingebrachten gleich geachtet. 

K. 563. Hat die Frau ihre eingebrachten Mobi⸗ 
lien dem Manne zu einem gewiſſen Preife ausdrück⸗ 
lich verkauft: fo koͤnnen fie, oder ihre Erben, nur 
den rüͤckſtaͤndigen Kaufpreis von dem Manne oder 
aus deſſen Nachlaſſe fordern. 

§. 564. Sind die Mobilien dem Manne nicht 
verkauft, ſondern nur nach einem gewiſſen Anſchlage 
eingebracht worden: fo haben die Frau, oder deren 
Erben, die Wahl zwiſchen den Mobilien ſelbſt, und 
deren angeſchlagenen Werthe. 

$. 165. Fällt die Wahl auf die Mobilien: fo 
gelten die §. 559 - 561. vorgeſchriebenen Grundſaͤtze. 

§. 66. Wird der angeſchlagene Werth ges 
wählt; ſo findet daran kein Abzug State, wenn gleich 
die Mobilien ſelbſt ganz oder zum Theil nicht mehr 
vorhanden waͤren. 

H. 567. Hat jedoch die Frau ein oder andres 
Stück vorſätzlich oder aus grodem Verſehen vernich⸗ 
tet, oder am Werthe verringert, oder ohne Geneh⸗ 
migung des Mannes veräußert: fo iſt der Abzug des 
beſtimmten Werths zulaſſig. 

F. 568. 
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$. 568. Sind nur gerife einzelne Stücke zu ei⸗ 
nem beſtimmten Werthe eingebracht worden: fo ſteht 
bey einem jeden ſolcher Stucke, der Frau, oder ihrem 
Erben, die Wahl zu: oblſſte daſſelbe zuruͤcknehmen, 
oder den angeſchlagenen Werth fordern wollen. 

H. 369. In jedem Falle gilt wegen ſoleher 
einzelnen Stucke eben das, was oben wegen der 
Mobilien uberhaupt verordnet iſt. 8 

$. 570. Hat die Frau dem Manne Grund⸗ 1 
ſtuͤcke oder Gerechtigkeiten eingebracht: fo hat, 2 9 
wenn fle zuerſt ſtirbt, der Mann die Wahl, ob er Grunde 
das Grundſtuck zur Verlaſſenſchaft zurückgeben, oder an 
dafür den Werth bezahlen wolle. tigteiten, 

$. 571. Iſt das Grundſtück dem Manne nach 
einem gewiſſen Anſchlage eingebracht worden: fo 
muß der Mann, wenn er ſelbiges behalten will, 
den angeſchlagenen Werth zur Maſſe verguͤten. 

§. 77. Iſt die Einbringung nicht unter ei⸗ 
nem gewiſſen Anſchlage geſchehen: fo muſſen die 
Erben der Frau den Werth beſtimmen, und als⸗ 
dann ſteht es in der Wahl des Mannes: ob er 
das Grundſtuck dafür annehmen, oder den andern 
Erben überlaffen wolle. 

§. 573. Wähle der Mann das Grundſtuͤck: 
ſo muß er den von den Erben geſetzten Preis bey 
der Theilung einwerfen. 

$. 574. Ueberlaͤßt der Mann das Grundſtuͤck 
den Erben, ſo muß daſſelbe auch bey der Theilung 
nach dem von den Erben beſtimmten Werthe in 
Anfchlay gebracht werden. 

§. 373. Den Erben der Frau ſteht es frey, 
zu ihrer Information von dem Werthe des Grund⸗ 
ſtucks, eine gerichtliche Taxe aufnehmen zu laſſen, 
und der Mann iſt ſchuldig, den Taratoren die vor⸗ 
handenen Nachrichten und Rechnungen auf Erfor⸗ 
dern mitzutheilen. 

9.576. 
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§. 576. Doch find die Erben an die heraus⸗ 
gebrachte Taxe nicht gebunden, ſondern es ſteht ih⸗ 
nen frey, den Werth auch hoͤher oder niedriger zu 
beſtimmen. 

§. 577. Können mehrere Miterben der Frau 
uͤber die Beſtimmung des Werths ſich nicht verei⸗ 
nigen: ſo muß eine gerichtliche Taxe aufgenommen 


werden. 


§. 578. Dieſe Taxe dient jedoch nur unter 
den ſtreitenden Erben ſelbſt, bey Feſtſetzung des 
von ihnen nach §. 572. dem Manne zu beſtimmen⸗ 
den Werths zur Richtſchnur. 
$. 579. Zögern die Erben länger, als Sechs 
Monathe, nach erfolgter gerichtlicher Aufforderung, 
mit der Beſtimmung des Werths: fo muß der 
Richter von Amtswegen eine Taxe aufnehmen laſ⸗ 
ſen, und dieſelbe dem Manne zur Wahl vorlegen. 
$. 580. Gegen eine ſolche Taxe werden den 
Erben keine Ausſtellungen verſtattet. 
§. 581. Stirbt der Mann zuerſt, und iſt das 
Grundſtuͤck nach einem Anſchlage eingebracht wor⸗ 
den: ſo ſteht es in der Wahl der Frau: ob ſie das 
Grundſtuͤck zuruͤcknehmen, oder den angeſchlagenen 
Werth aus dem Nachlaſſe des Mannes fordern 
wolle. 
§. 582. Hat der verſtorbene Mann das Grund⸗ 
ſtuͤck zu keinem angeſchlagenen Werthe übernommen: 
ſo muß die Frau mit der Zurücknahme deſſelben 
ſich begnügen. 
H. 583. In allen Fällen, wo ein Grundſtuͤck 
nach einem Anſchlage eingebracht worden, kann 
derſelbe nur bey der Abſonderung des Vermoͤgens 
der Frau zur Richtſchnur dienen. 
§. 584. In ſo fern hingegen das Grundſtuͤck hier⸗ 
nächſt, bey dem Nachlaſſe der verſtorbenen Frau, zur 
Veſtſetzung der Erbtheile mit in Anſchlag kommen 16 
i 
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iſt keiner von den Erben an den Anſchlag weiter ge⸗ 
bunden. 2 
§ 585. In allen Fällen, wo das Grundſtuͤck 
ſelbſt der Frau oder ihren Erben zurückgegeben wird, 
muß daſſelbe in dem Zuſtande gewährt werden, in 
welchem es ſich zur Zeit der getrennten Ehe befun⸗ 
den hat. in 
9. 586. Wegen gemachter Verbeſſerungen koͤn⸗ Sr 
nen der Mann, oder deſſen Erben, nur in fo fern 47 
Verguͤtung fordern, als ein Nießbraucher uͤberhaupt S 
nach den Geſetzen dazu berechtigt iſt. (Th. 1. Tit. 21. Ad zu, 
Abſchn. 1.) nuͤckgege⸗ 
$. 587. Die Einwilligung der Frau in eine zu ben wid. 
machende Verbeſſerung, und in die darauf zu ver⸗ 
wendende Summe, iſt gültig; ſobald fie gerichtlich, 
oder auch nur ſchriftlich, jedoch in dieſem Falle mit 
Zuziehung eines ihrer naͤchſten Verwandten, oder ei⸗ 
nes andern wirthſchaftskundigen Beiſtandes, abgege⸗ 
ben worden. 
§. 588. Wenn die Frau zu einer offenbar vor⸗ 
theilhaften Verbeſſerung ihren Conſens, ohne hin⸗ 
länglichen Grund, beharrlich verſagt: fo kann derfel« 
be auf das Anrufen des Mannes, durch das vormund⸗ 
ſchaftliche Gericht erganzt werden. (F. 232. fqq.) 
9.589. Auch wegen der Vergütung für die, aus 
eignen Mitteln, von dem Manne bewirkte Befreiung 
des Grundſtücks von darauf haftenden Capitalien, 
oder andern Real⸗Laſten, wird der Mann einem ans 
dern Nießbraucher gleich geachtet. (Th. 1. Tit. 21. 
8.75 — 79.) 
$. 590. Eben das gilt von dem Erſatze der über 
den Betrag des Mießbrauchs verwendeten Erhal⸗ 
tungskoſten. (Sbend. H. 87. 88.89.) 
F. 59 Sind durch eine ausdrücklich dem Mau⸗ 
ne zugedachte Landesherrliche Gnade, Verbeſſerungen 
auf dem eigentlichen Gute veranſtaltet worden; ſo Dr 


en 
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ben der Mann, oder deſſen Erben, wegen deren 
Vergütung, die Rechte eines redlichen Beſitzers. 
(Th. 1. Tit. 7. $. 204. qq.) 

§. 592. ar der Mann, mit oder ohne Ein⸗ 
willigung der Frau, neue Grundſtücke oder Gerech⸗ 
tigkeiten, welche von dem eingebrachten Gute ehe⸗ 
bin getrennt worden, damit wieder vereinigt: fo 
können er, oder ſeine Erben, den Erſatz der dazu ver⸗ 
wendeten Koſten fordern. 

$: 593. Hat aber der Mann, ohne Einwilli⸗ 
gung der Frau, neue Grundſtuͤcke oder Gerechtigkei⸗ 
ten zugefauft: fo haben er, oder feine Erben, die 
Wahl: ob ſie dieſelben bey dem Gute laſſen, oder 
zurücknehmen wollen. 

§. 594. Waͤhlen ſie Erſteres: fo find die Frau, 
oder deren Erben, nur zum Erſatze des wahren 
Werths des zugeſchlagenen Stuͤcks, an und fir 
ſich betrachtet, ohne Ruͤckſicht auf die Verbindung 
mit dem Hauptgute, verpflichtet. 

§. 595. Auch wegen Verringerung des einge⸗ 
brachten Grundſtücks, haben der Mann, oder deſſen 
Erben, nur das zu vertreten, wozu ein jeder Nieß⸗ 
braucher ſchuldig iſt. (Th. 1. Tit. 21. §. 132. fgg.) 

§. 596. Hat der Mann Pertinenzſtuͤcke des 
Guts mit Einwilligung der Frau veräußert: fo 
kann Letztere, gleich ihren Erben, nur den dafuͤr 
gelöfeten Werth fordern, 

F. 597. Iſt die Veräußerung eines Perti⸗ 
nenzſtuͤcks ohne Conſens der Frau geſchehen: ſo 
haben Letztere, oder ihre Erben, die Wahl: entwe⸗ 
der das Veraͤußerte von dem dritten Beſitzer, nach 
Vorſchrift des Funſzehnten Titels im Erſten Theile, 
zurückzufordern; oder ſich wegen des erweislichen 
wahren Werths, wie derſelbe zur Zeit der Veraͤuße⸗ 
rung beſchaffen war, an den Mann oder deſſen Nach⸗ 
laß zu halten. 

9. 598. 
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S. 598. In allen Fällen, wo die Frau, oder 
deren Erben, den Werth eines einſeitig veränßer- 
ten Pertinenzſtücks von dem Manne, oder aus deſ⸗ 
fen Nachlaſſe fordern, kann denſelben die Compen⸗ 
ſation, wegen der daraus in den Nutzen der Frau 
geſchehenen Verwendungen, in fo fern entgegenge⸗ 
ſetzt werden, als die Frau, oder deren Nachlaß, ſich 
dadurch noch wirklich reicher befinden. (Th. 1. Tit. 13. 
§. 274.) 
§. 399. In gleichem Maaße koͤnnen auch, wenn 
das veraͤußerte Pertinenzſtück zurückgenommen wor⸗ 
den, der Mann, oder deſſen Erben, Beitrag zur Ent⸗ 
ſchaͤdigung des an den Mann oder deſſen Nachlaß ſich 
haltenden dritten Beſitzers, von der Frau, oder aus 
deren Nachlaſſe fordern. 
§. 600. Auch der dritte Beſitzer, welcher feine 
Schadloshaltung von dem Manne, oder aus deſſen 
Naczaffe, ganz oder zum Theil nicht erlangen kann, 
iſt dieſelbe in dem §. 598. beſtimmten Maaße von der 
Frau, oder aus deren Nachlaſſe zu fordern befugt. 
$. 601. In allen Fallen, wo ſtate des Grund⸗ 1 
ſtuͤcks der angeſchlagene Werth gefordert, oder genom- geb, wenn 
men wird, muß derſelbe der Frau, oder deren Erben, der, 
in der bedungenen Muͤnzſorte, oder wenn keine entrichtet 
Muͤnzſorte verabredet iſt, in dem zur Zeit der Veran- wird. 
ſchlagung im Gange geweſenen Courantgelde verguͤtet 
werden. 
$. 602. Verbeſſerungen begründen bey einer 
ſolchen Auseinanderſetzung keine Erhohung des ein⸗ 
mal angeſchlagenen Werths. 
§. 603, Auch durch zugeſchlagene Pertinenzſtuͤ⸗ 
cke, in ſo fern ſie von dem Manne erworben worden, 
wird der angeſchlagene Werth, zu feinem oder feiner 
Erben Nachtheile, nicht erhöht, 0 
$. 604. Iſt aber außerdem, während der Ehe, 
dem eingebrachten Grundſtuͤcke eine neue Serechen⸗ 
keit, 
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keit, oder ein für ſich ſelbſt beſtehendes Grundſtück 
zugewachſen: ſo wird dieſer Zuwachs als ein beſon⸗ 
deres Eingebrachtes betrachtet. 

$. 605. Es hänge alſo von der Frau oder des 
ren Erben ab, dergleichen Zuwachs entweder zus 
ruͤckzunehmen, oder ihn dem Manne, oder deſſen 
Erben, mit dem Hauptgute zu uͤberlaſſen. E 

§. 6:6 Im letztern Falle muß der Werth 
dieſes Zuwachſes, nach einer daruͤber aufzunehmen⸗ 
den Ertvagstaxe, der Frau oder ihren Erben beſon⸗ 
ders, und noch uͤber den Anſchlag des Hauptgutes, 
verguͤtet werden. 

$. 807. Doch wird alsdann nur der Ertrag 
des Zuwachſes, an und für ſich betrachtet, ohne 
Ruͤckſicht auf deſſen Verbindung mit dem Haupt⸗ 
gute, in Anſchlag gebracht. 

$. 608. Verringerungen berechtigen den Mann 
oder deſſen Erben, zu einem Abzuge von dem an⸗ 
geſchlagenen Werthe nur in dem einzigen Falle, 
wenn ein Theil von der Subſtanz des eingebrach⸗ 
ten Grundſtuͤcks, obne grobes oder maͤßiges Verſe⸗ 
hen des Mannes, verloren gegangen. 

$. 609. Behaͤlt, in dem Falle des §. 572. 
der Mann das Gut fuͤr eine von den Erben der 
Frau geſetzte Taxe: ſo kann er die Verguͤtung der 
von ihm gemachten Verbeſſerungen aus dem Nach⸗ 
laſſe eben fo fordern, als wenn das Gut ſelbſt waͤ⸗ 
re zuruͤckgegeben worden. 

$. 610. Erhaͤlt aber der Mann von dem Haupt 
gute ein von ihm zugefchlagenes Pertinenzſtück, wo⸗ 
für er nach §. 594. Verguͤrung aus der Maſſe zu 
fordern hat: ſo muß der Werth eines ſolchen Per⸗ 
tinenzſtücks nicht in deſſen Verbindung mit dem 
Hauptgute, ſondern nur einzeln und fuͤr ſich be⸗ 
trachtet, abgeſchätzt werden. 

§. 611. 
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$. 611. Mit dem Grundſtuͤcke, oder der Ge: 
rechtigkeit, muß dem Uebernehmer derſelben alles ge⸗ 
währt werden, was nach den Geſetzen als Zubehoͤr 
anzuſehen ift, 

§. 612. Inſonderheit muß ein Landgut mit dem 
Viehe und Ackergeraͤthe, wie es zur Zeit der getrenn⸗ 
ten Ehe beſchaffen geweſen, übergeben werden. 

$. 613. Offenbaren ſich dabey, gegen den Zur 
ſtand der Einbringung, Verbeſſerungen, oder Verrin⸗ 
gerungen: fo finden eben die Grundſatze Statt, wel⸗ 
che von Verbeſſerungen oder Verringerungen übers 
baupt obſtehend vorgeſchrieben find. 

9. 614. Der Nießbrauch des Mannes in dem 
Eingebrachten der Frau nimmt mit dem Tode eines 
oder des andern Ehegatten ein Ende. 

$. 615. Sowohl wegen der Nutzung des 


ed wegen 
des Nieß⸗ 
brauchs, 


Sterbejahres, als wegen der der fruͤhern Jahre, fin⸗ 


det alles das Anwendung, was wegen der Auseinan⸗ 
derſetzung zwiſchen dem Nießbraucher und Eigenthu⸗ 
mer, nach geendigtem Nießbrauche, verordnet iſt. 
(Th. 1. Tit. 21. Abſchn. 1.) 

$. 616. Doch muͤſſen, bey einem eingebrachten 
Landgute, aus den Einfünften des Sterbejahres die 
Zinſen auch ſolcher Capitalsſchulden der Frau, die 
nicht auf dem Gute ſelbſt haften, in ſo fern bezahlt 
werden, als dieſe Capitalsſchulden überhaupt, nach 
den Vorſchriften des gegenwärtigen Titels, auch in 
Beziehung auf den Ehemann gültig ſind, die Zinſen 
aber aus den Einkünften des übrigen Eingebrachten 
nicht berichtigt werden koͤnnen. 

$. 617. Auch muß in dem vorhandenen Haufe, 
es gehöre daſſelbe zum Eigenthume des Mannes, oder 
der Frau, dem überlebenden Ehegatten die bis daher 
inne gehabte Wohnung, wenigſtens bis zum Ablaufe 
des naͤchſten Vierteljahres, nach demjenigen, in wel⸗ 
chem der Sterbefall erfolgt iſt, frey verſtattet en: 

„ 618. 


() der 
Schulden. 
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§. 618. Von der nach obigen Regeln (5.543 
bis 617.) gusgemittelten Verlaſſenſchoft des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten mäffen, noch vor der Theilung 
die Schulden deſſelben abgerechnet werden. 

. 619. Für Schulden, welche die Frau waͤh⸗ 


rend der Ehe auf ihr vorbehaltenes Vermögen ein⸗ 


5 Sue⸗ 
ceſſions⸗ 
ordnung. 


ſeitig gemacht hat, kann der Gläubiger nur fo weit 
Bezahlung fordern, als das bey ihrem Ableben noch 
vorhandene vorbehaltene Vermögen hinreicht. 

$. 620. Hat aber die Frau mit Vorwiſſen des 
Mannes, und ohne deſſen Wioerſpruch, ein beſonde⸗ 
res Gewerbe getrieben: ſo koͤnnen ihre "Gläubiger, 
die ihr zu dieſem Gewerbe Credit gegeben haben, bey 
der Unzulänglichkeit des vorbehaltenen, auch an das 
eingebrachte Vermoͤgen, nach ihrem Tode ſich halten. 

§. 621. Der ſolchergeſtalt ausgemittelte veine 
Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten wird unter den 
nahen Blutsverwandten und dem überlebenden Eher 
gatten vertheilt. 

$. 522. Für nahe Verwandte werden diejeni⸗ 
gen geachtet, welche von dem Erblaſſer nicht wei⸗ 
ter, als im ſechsten Grade, voller oder halber Ge⸗ 
burt, entfernt ſind. 

§. 623. Hinterlaͤßt der Verſtorbene Verwand⸗ 
ten in abſteigender Linie: ſo iſt der uͤberlebende 
Ehegatte nur Erbe zum vierten Theile. 

§. 624. Sind mehr als dreh abſteigende Li⸗ 
nien vorhanden: ſo erbt der uͤberlebende Ehegatte 
nur Kindes Theil. 1 5 

$. 625. Hinkerlaͤßt der Verſtorbene nur Ver⸗ 
wandten in aufſteigender Linie, Geſchwiſter, oder 
Geſchwiſterkinder erſten Grades: ſo iſt der überle- 
bende Ehegatte Erbe zu einem Drittel. 

§. 626. Sind nur Verwandte in entferntern 
Graden vorhanden: ſo erbt der Überlebende Ehe⸗ 


arte die Hälfte. 
9 . 9. 627. 
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$. 62% Sind gar keine nahe Verwandte vor⸗ 
handen (H. 682.) fo erbt der überlebende Ehegatte 
den ganzen Nachlaß. 

$: 628, In allen Fällen, wo der uͤberlebende 
Ehegatte mit Verwandten des Verſtorbenen in der 
aufſteigenden oder Seitenlinie an der Erbſchaft Theil 
nimmt, gebuͤhrt demſelben alles Bett- und Tiſchzeug, 
welches die Eheleute im gewöhnlichen Gebrauche ges 
habt haben, zum voraus. 

§. 629. Ein Gleiches gilt von Möbeln und Haus⸗ 
rath, in fo fern dieſelben nicht als Zubehör eines 
Grundſtücks, oder einer Gerechtigkeit anzufehen find. 

§. 630. Von dieſen voraus verſchafften Stuͤ⸗ 
cken darf der uͤberlebende Ehegatte, zur Bezahlung 
der Schulden des Verſtorbenen, nur in ſo fern bei⸗ 
tragen, als der übrige Nachlaß dazu nicht hinreicht. 

§. 631. Die Hälfte der durch das Geſetz dem 
uͤberlebenden Ehegatten bestimmten Erbportion iſt als 
ein Pflichttheil anzuſehen. 

$. 632. Dieſen Pfliehttheil kann ein Ehegatte 
dem Andern nur wegen ſolcher Verſchuldungen ſchmä⸗ 
lern, oder gar entziehen, die ihn berechtiget haben 
wurden, auf Scheidung anzutragen. 

§. 633. Uebrigens gilt von dieſem Pflichttheile 
alles, was von der Legitima überhaupt im folgenden 
Titel verordnet iſt. ER 

§. 634. Die Gemeinſchaft der Güter unter Yon 
Eheleuten wird durch den Tod des Einen von ihnen Iran 
geendigt. 5 eins 

H. 635, Es muß daher vor allen Dingen das NÜrt., 
gemeinſchaftliche Vermoͤgen von dem, was nicht in Güter. 
die Gemeinſchaft gekommen iſt, abgeſondert werden. 

§. 636. Was von leszterem dem einen oder 
dem andern Ehegatten eigenthuͤmſich gehört, wird 
in Anſehung der Erbfolge, und ſonſt, nach den Vor⸗ 
fchriften ‚des gemeinen Rechts beurtheiltt. 

Allgem. Lande, Ill. Band. 8 a 


Theil nimmt, behaͤlt er den Nießbrauch des geſamm⸗ 
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F. 637. Von dein gemeinſchaftlichen Vermoͤgen 
nimmt der überlebende Ehegatte die eine Hälfte als 
ſein Eigenthum zurück. 

$. 638. Die andere Hälfte wird als der Nach⸗ 
laß des verſtorbenen Ehegatten angeſehen. 

g. 639. Hinterläßt der Verſtorbene Blutsver⸗ 
wandte in abſteigender Linie, welche aus dem ge⸗ 
meinſchaftlichen Vermoͤgen noch nicht abgefunden 
ſind: ſo muß der uͤberlebende Ehegatte mit ſeiner 
Haͤlfte ſich begnuͤgen. 

§. 640. Doch erhält er die zu feinem eigenen 
perſoͤnlichen Gebrauche beſtimmten Kleidungsſtuͤcke, 
Betten und Leibwäfche, vor der Theilung zum 
voraus. 

F. 641. Dagegen werden den Kindern des Ver⸗ 
ſtorbenen die zu deſſen perſönlichen Gebrauche be⸗ 
ſtimmt geweſene Kleidungsſtuͤcke, Betten und Leib⸗ 
waͤſche, ebenfalls zum voraus angewieſen. 

9. 642. Sind feine unabgefundene Kinder vor⸗ 
banden: ſo theilt der uͤberlebende Ehegatte die den 
Nachlaß des Verſtorbenen ausmachende Hälfte mit 
deſſen nahen Blutsverwandten, nach eben den Ver⸗ 
bältniffen, wie es bey der Erbfolge nach dem gemei⸗ 
nen Rechte vorgeſchrieben iſt. (H. 625. 626.) 

$. 643. Doc) erhält alsdann der uͤberlebende 
Ehegatte, außer den $. 628. 629. beſtimmten Effek⸗ 
ten, auch noch diejenigen, die nach §. 640. zu ſei⸗ 
nem eigenen Gebrauche gewidmet ſind, zum voraus. 

$. 644. Abgefundene Kinder haben bey dieſer 
Erbfolge⸗Ordnung, in Beziehung auf den uͤberle⸗ 
benden Ehegatten, nur mit Seitenverwandten des 
erſten Grades gleiche Rechte. 

§. 645. In allen Fällen, wo der uͤberlebende 
Ehegatte mit andern Verwandten, als unabgefunde⸗ 
nen Kindern, an dem Nachlaſſe des Verſtorbenen 


ten 
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ten gemeinſchaftlich geweſenen Vermoͤgens auf Les 
benslang. & a 5 

$ 646. Die Verwandten des Erſtverſtorbenen, 
oder deren alsdann vorhandene Erben, konnen alſo 
die Ausantwortung ihrer Erbtheile erſt nach dein 
Tode des Letztlebenden fordern. 2 

$. 647. Sind keine nahe Verwandten des Vera 
ſtorbenen (§. 622.) vorhanden: fo bleibt dem über« 
lebenden Ehegatten das ganze gemeinſchaftlich gewe⸗ 
ſene Vermoͤgen eigenthuͤmlich. 2 

1 648. Sind in dem zu theilenden gemein⸗ 
ſchaftlichen Vermoͤgen Grundſtuͤcke oder Gerechtig⸗ 
keiten vorhanden: fo hat der Überlebende Ehegatte, 
eben ſo, wie in dem Falle den F. 571. fgq. die 
Wahl, felbige für eine von den ubrigen Erben zu 
fesenve Taxe zu übernehmen. 

Anh. $. 79. Dem Vater, welcher ſich nach dem Tode ſel⸗ 
ner Ehefrau mit feinen minorennen Kindern auseinan⸗ 
derſetzt, kann das Eigenthum des auf feinen Namen eine 
getragenen Grundſtücks gegen Elnwerfung ſeines Erwer⸗ 
bungspreiſes in die zu thellende Maſſe unter dem auf 
das Grundſtuͤck einzutragenden Vorbehalte, daß bey ei⸗ 
nem hoheren Verkaufe dieſes Grundſtucks das Mehrere 
der gemeinſchaftlichen Maſſe zuwachſe, ohne gerichtliche 
Abfchaͤtzung oder Subhaſtation uberlaſſen werden. 


H. 649, Eben fo hangt es von dem überleben⸗ 
den Ehegatten ab, die zum täglichen Hausgebrauche 
beſtimmten Mobilien, in fo fern er dleſelben nach 
$. 644. nicht zum voraus empfängt, für eine ge⸗ 
hoͤrig aufgenommene Privattape zu behalten, oder 
ſie zur Theilung zu bringen. 

§. 650. In Auſehung aller übrigen Mobilien 
ſteht es in ſeiner Wahl, entweder auf die Natural⸗ 
theilung, oder auf den öffentlichen Verkauf anzu⸗ 


tragen. N 
52 . 65 t. 
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$ 651. Im erſteren Falle legen die Miterben 
die Theile, und der uͤberlebende Ehegatte waͤhlt. 

$. 652. Doch muͤſſen in einem ſolchen Falle den 
Miterben des uͤberlebenden Ehegatten die auf ihren 
Theil kommende Mobilien ſofort ausgeantwortet wer⸗ 
den; und fie find dem §. 645. 646, verordneten 
Nießbrauche nicht unterworfen. 

$. 653. Bis zur wirklichen Auseinanderſetzung 
bleibt der uͤberlebende Ehegatte mit den Verwandten 
des Verſtorbenen im Miteigenthume der zur Zeit des 
Sterbefalls vorhanden geweſenen gemeinſchaftlichen 
Maſſe. 

$. 654. Was alſo der ungetheilten Maſſe zu⸗ 
wärhft, oder von derſelben verloren geht, trifft ſammt⸗ 
liche Miteigenthuͤmer, nach Verhaͤltniß ihres An⸗ 
theils. 

F. 655. Die bey Trennung der Ehe ſchon an⸗ 
gefangenen Geſchaͤfte werden nach den Geſetzen der 
Handlungsgeſellſchaft fortgefuͤhrt und beendigt. 

$. 656. Der Überlebende Ehegatte bleibt, bis 
zur wirklichen Auseinanderſetzung, im Beſitze und in 
der Verwaltung des gemeinſchaftlichen Vermoͤgens. 

H. 657. Er muß aber von Letzterer, in fo fern 
ihm nicht nach H. 645. der Nießbrauch zukommt, 
ſeinen Miterben Rechnung legen. 

H. 658. Was nach getrennter Ehe durch Erb⸗ 
ſchaften, Vermaͤchtniſſe, Geſchenke, oder andere 
Gluͤcksfalle, einem der Ehegatten zu Theil wird, 
das gehoͤrt nicht mehr zum gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
moͤgen. N 
§. 659. Es kommt dabey auf den Tag an, wenn 
der Anfall ſich ereignet hat; nicht aber auf den, da 
er bekannt geworden iſt. 

$. 660. Was der uͤberlebende Ehegatte, nach 
dem Tode des Verſtorbenen, ohne Rückſicht 1 17 

— Beſiß 
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Beſitz der Erbſchaftsmaſſe erwirbt, darf er nicht zur 
Theilung bringen. 

$. 661. Wegen der Schulden, die auf dem 
gemeinſchaftlichen Vermoͤgen haften, und der Befug⸗ 
niß der Gläubiger, ſich auch nach erfolgter Auseinan⸗ 
derſetzung an die einzelnen Intereſſenten zu halten, 
finden eben die Vorſchriften, wie bey Erbtheilungen 
überhaupt, Anwendung. (Th. 1. Tit. 17. Abſchn. 3.) 

§. 662. Hat zwiſchen den Eheleuten nur eine 80 975 
Gemeinſchaft des Erwerbes obgewaltet, ſo muß das bes. 
beiderſeitige eigenthuͤmliche Vermoͤgen, nach den im 
Sechſten Abſchnitte vorgeſchriebenen Grundſaͤtzen, von 
dem Erwerbe abgeſondert werden. 

$. 663. In dem eigenthümlichen Vermögen des 
Verſtorbenen findet wegen der Erbfolge eben das 
Statt, was außerhalb der Gütergemeinfchaft ver⸗ 
ordnet iſt. 

g. 664. In Anſehung des gemeinſchaftlichen 
Erwerbes wird nach den F. 637. [ag. gegebenen 
Vorſchriften verfahren. 

$. 665. Wird ein Ehegatte durch Urtel und e 
Recht für todt erklärt: fo findet die Erbfolge in fein zungen. 
Vermoͤgen eben ſo Statt, als wenn er am Tage des 
publicirten Urtels wirklich geſtorben wäre. 

9. 666. Dem andern Ehegatten ſteht es als⸗ 
dann frey, ſich wieder zu verheirathen; und dieſe 
Ehe beſtehe, wenn auch der Verſchollene wieder zu⸗ 
rück kehrt. 

6. 667. Wenn aber die anderweitige Verhei⸗ 
rathung nicht geſchehen iſt, ſo wird bey erfolgender 
Rückkehr des Verfchollenen, die vorige Ehe als fort. 
dauernd angeſehen. 


Achter 
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Achter Abſchnitt. 
Von Trennung der Ehe durch richterli— 
chen Ausſpruch. 


$ 668. Eine an ſich guͤltige Ehe kann durch 
richterlichen Ausſpruch wieder getrennt werden. 

$. 669. Doch ſollen Eheſcheidungen nicht ans 
ders als aus ſehr erheblichen Urſachen Statt finden. 

$. 670. Ehebruch, deſſen ſich ein Ehegatte 
ſchuſdig macht, berechtiget den unſchuldigen Theil, 
auf Scheidung zu klagen. 

$. 671. Wenn aber die Frau ſich des Ehebruchs 
ſchuldig gemacht hat; ſo kann ſie, unter dem Vor⸗ 
wande, daß dem Manne ein gleiches Verſehen zur 
Laſt falle, der Scheidung nicht widerſprechen. 

$. 672. Sodomiterey, und andere unnatuͤrliche 
Laſter dieſer Art, werden dem Ehebruche gleich ge⸗ 
achtet. 

. 673. Eben das gilt von unerlaubtem Um⸗ 
gange, wodurch eine dringende Vermuthung der 
verletzten ehelichen Treue begründet wied. 

ö $. 674. Bloßer Verdacht iſt zur Trennung der 

Ehe nicht hinreichend. 

$ 675. Iſt jedoch ſcheinbarer Anlaß zu einem 
ſolchen Argwohne vorhanden: fo muß dem beſchul⸗ 
digten Ehegatten, auf Anrufen des Andern, der fer⸗ 
nere Umgang mit der verdaͤchtigen Perſon gerichtlich 
unterſagt werden. 

$. 676. Setzt derſelbe, dieſes Verbots ungeach⸗ 
tet, einen vertrauten Umgang mit der verdächtigen 
Perſon fort: ſo iſt dieſes ein erheblicher Grund zur 
Eheſcheidung. 5 


9. 677. 
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$. 677. Auch wegen böslicher Verlaſſung kann =) Bir 


iche Betr 


eine Ehe getrennt werden. laſfung. 


$. 678. Die bloße Veraͤnderung des bisherigen 
Aufenthalts iſt fur eine boͤsliche Verlaſſung noch 
nicht zu achten. 

§. 679. Vielmehr iſt, wenn der Mann einen 
neuen Wohnort waͤhlt, die Frau ihm dahin zu fol⸗ 
gen verbunden. 

$. 680. Wenn ſie fich deſſen auf ergehende 
richterliche Verfügung beharrlich weigert: fo iſt der 
Mann auf Scheidung anzutragen wohl befugt. 

§. 681. Dagegen iſt die Frau dem Manne zu 
folgen nicht ſchuldig, wenn derſelbe, wegen beganges 
ner Verbrechen, oder ſonſt wider die Geſetze, ſich 
aus den Koͤniglichen Landen entfernt hat. 

$. 682. Ingleichen, wenn der Frau die Pflicht, 
dem Manne zu folgen, durch einen vor der Heirath 
geſchloſſenen Vertrag erlaſſen worden. 

$. 683. In allen Fällen iſt der Mann die Frau, 
welche an feinen veränderten Wohnort ihm folgen 
will, anzunehmen in der Regel verpflichtet. 

§. 684. Weigert er ſich deſſen beharrlich, und 
ohne hinreichenden Grund (§. 687): ſo giebt er 
dadurch der Frau rechtmäßigen Anlaß, auf die 
Scheidung anzutragen. 

H. 685. Verlage die Frau den Mann ohne deſ⸗ 
fen Einwilligung, oder rechtmäßigen Grund der 
Entfernung, fo muß fie der Richter zur Rückkehr 
anhalten. 2 

§. 686. Bleibt die richterliche Verfügung Finchte 
los: fo kann der Mann auf Trennung der Ehe 
dringen. 

§. 687. In keinem Falle iſt der Mann die Frau, 
weſche ſich eigenmächtig, und ohne rechtmäßigen 
Grund von ihm getrennt hat, wenn ſie in der Folge 
zurückkehrt, eher anzunehmen ſchuldig, als x: fie 

. ihren 


2 


88 Zweiter Theil. Erſter Titel. Von Trennung 


ihren inzwiſchen geführten unbeſcholtenen Wandel 
durch glaubhafte Zeugniſſe nachgewieſen hat. 

$. 688. Iſt der Aufenthalt des entwichenen 

Ehegatten unbekannt; oder dergeſtalt außerhalb der 
Koͤniglichen Staaten entlegen, daß keine richterliche 
Verfügung zur Wiedervereinigung der getrennten 
Ehe Statt finden kann: fo iſt der zurückgebliebene 
Theil auf Öffentliche Vorladung, und wenn auch 
dieſe fruchtlos waͤre, auf die Scheidung anzutragen 
berechtiget. 

F. 689. Doch muͤſſen ſolche Umftände der Ente 

fernung beſcheiniget werden, die wenigſtens eine drin⸗ 
ende Vermuthung des Vorſatzes, den zurückgeblie⸗ 
enen Ehegatten zu verlaſſen, begründen. 

$. 690. Auch kann die öffentliche Vorladung 
erſt nach Verlauf Eines Jahres von der Zeit an, da 
die Entfernung des Entwichenen bemerkt worden, 
nachgeſucht werden. 

Anh. §. go. Die Ehefrau eines eutwichenen Soldaten iſt 
ſofort ohne Abwartung irgend elner Friſt auf Trennung 
der Ehe anzutragen berechtiget. Wenn aber die Frau 
ſich entfernt hat, fo ſoll nur in beſondern Fälfen, und 
bey obwaltenden vorzüglich dringenden Umſtanden, das 
Krlegsconſiſtorium von der Vorſchrift des allgemeinen 
Landrechts zu dispeuſiren, und den Scheidungsprozeß 
noch vor dem Ablaufe der beſtimmten Friſt zu veran⸗ 
laſſen berechtiget ſeyn. 


$. 691. Während dieſes Jahres muß der zus 
ruckgebliebene Ehegatte alle ihm mögliche Muͤhe an⸗ 
wenden, den Aufenthalt des Weggegangenen auszu⸗ 
forfchen, 8 

5 692. Erhellet aus den Umſtaͤnden, daß der 
abweſende Ehegatte aus erheblichen und erlaubten 
Güͤuden ſich entfernt habe: fo muß der Zurückgeblie⸗ 
bene den Zehnjaͤhrigen Zeitraum nach der Entfer⸗ 
nung 
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nung abwarten, und alsdann auf die Todeserklarung 
anfragen, 

H. 693. Kann von den eigentlichen Gründen 
der erſten Entfernung mit hinlaͤnglicher Wahrſchein 
lichkeit nichts ausgemittelt werden: ſo findet die 
Klage auf Trennung der Ehe nach Ablauf zweier 
Jahre von dem $. 690. beſtimmten Zeitpunkte, und 
unter der §. 69 1. beſtimmten Maasgabe Statt. 

§. 694. Halsſtarrige und fortdauernde Verſa⸗ 3) Derfu 
gung der ehelichen Pflicht ſoll der boͤslichen Ver⸗ hehe 
laſſung gleich geachtet werden. Pflicht. 

$. 695. Ein Ehegatte, welcher durch fein Bes 

tragen, bey oder nach der Beiwohnung, die Errei⸗ 

chung des gefegmäßigen Zwecks derſelben vorſaͤtzlich 
hindert, giebt dem Andern zur Scheidung rechtmaͤ⸗ 
ßigen Anlaß. 

$. 696. Ein auch während der Ehe erſt ent⸗ Hunger, 
ſtandenes, gaͤnzliches und unheilbares Unvermögen zur MI" 
Leiſtung der ehelichen Pflicht, begruͤndet ebenfalls 
die Scheidung. 

H. 697. Ein Gleiches gilt von andern unheil⸗ 
baren koͤrperlichen Gebrechen, welche Ekel und Abs 
ſcheu erregen, oder die Erfuͤllung der Zwecke des 
Eheſtandes gaͤnzlich verhindern. 

$. 698. Raſerey und Wahnſinn, in welche ein ) Nafer 
Ehegatte verfällt, koͤnnen die Scheidung nur alsdann Sehn 
begründen, wenn fie über Ein Jahr ohne wahrſchein. fin. 
liche Hoffnung zue Beſſerung fortdauern. ($. 759.) 

§. 699. Wenn ein Ehegatte dem Andern nach 9) Nach, 
dem Leben getrachtet; oder ſolche Thaͤtlichkeiten an alem 
ihm verübt hat, welche deſſelben Leben oder Geſund⸗ Leben. 
heit in Gefahr ſetzen: fo iſt der Beleidigte die Tren⸗ 
nung der Ehe zu ſuchen berechtiget. 

$. 700. Ein Gleiches gilt von groben und wi⸗ 
derrechtlichen Kraͤukungen der Ehre, oder der perſon⸗ 
lichen Freiheit des andern Ehegatten. 


F. 701. 
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$. 701. Wegen bloß muͤndlicher Beleidigungen 
oder Drohungen, ingleichen wegen geringerer Thaͤt⸗ 
lichkeiten, ſollen Eheleute gemeinen Standes nicht 
geſchieden werden. 
§. 702. Auch unter Perſonen mittleren und hoͤ⸗ 
heren Standes kann die Scheidung nur alsdann Statt 
finden, wenn der beleidigende Ehegatte ſich ſolcher 
Thaͤtlichkeiten und Beſchimpfungen, ohne dringende 
Veranlaſſung, muthwillig und wiederholt ſchuldig 
macht. a i 
$. 703: Unverträglichkeit und Zankſucht wer⸗ 
den eine gegruͤndete Scheidungsurſache, wenn ſie zu 
einem ſolchen Grade der Bosheit ſteigen, daß da⸗ 
durch des unſchuldigen Theiles Leben oder Geſund⸗ 
heit in Gefahr geſetzt wird. 0 
2 Grobe H. 704. Grobe Verbrechen gegen Andere, we⸗ 
che. gen welcher ein Ehegatte harte und ſchmähliche Zucht⸗ 
baus oder Veſtungsſtrafe nach Urtel und Recht er. 
litten hat, berechtigen den daran unſchuldigen Theil, 
die Scheidung zu ſuchen. 
| §. 705. Ein Gleiches findet Statt, wenn ein 
Ehegatte den Andern ſolcher Verbrechen vor Gericht, 
gegen beſſeres Bewußtſeyn, faͤlſchlich beſchuldigt. 
$. 706. Ferner, wenn ein Ehegatte durch vor⸗ 
j fägliche unerlaubte Handlungen den Andern in Ge⸗ 
5 . fahr bringt, Leben, Ehre, Amt, oder Gewerbe zu 
verlieren. ; 5 
$. 707. Wenn ein Ehegatte ein ſchimpfliches 
Gewerbe ergreift: ſo kann der Andere auf die Schei⸗ 
dung antragen. 
e) Unor- F. 708. Wegen Trunkenheit, Verſchwendung, 
ebene oder unordentlicher Wielhſchaft des einen Ehegatten, 
at. ſoll die Ehe nicht ſogleich getrennt werden. 
§. 709. Der Richter aber ſoll, auf Anrufen 
des andern Theiles, ſolche Verfuͤgungen treffen, wo⸗ 
durch der Schuldige gebeſſert, und den nachtheiligen 
; REN: Folgen 
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Folgen einer ſolchen unordentlichen Lebensart vorge⸗ 
beugt werden kann. 

$. 710. Vereitelt der ſchuldige Theil dieſe rich⸗ 
terlichen Veranſtaltungen; und fährt er in feinen 
Unordnungen beharrlich fort: ſo kann, auf ferneres 
Anrufen des Unſchuldigen, eine ſolche Ehe getrennt 
werden. 

§. J7rr. Mangel am Unkerhalte bevechtiger die 2) 15 
Frau nur alsdann zur Scheidung, wenn der Mann bes um 
durch begangene Verbrechen, Ausſchweifungen, oder terhalts. 
unordentliche Wirthſchaft, ſich ſelbſt außer Stand, 
fie zu ernähren, verſetzt hat. 

$. 712. Verſagt aber der Mann der Frau den 
Unterhalt; ſo muß der Richter die Verpflegung der 
Frau nach den Umfländen des Mannes beſtimmen, 
und Letztern dazu durch Zwangsmittel anhalten. 

$. 713. Faͤhrt deſſen ungeachtet der Mann 
beharrlich fort, der Frau den Unterhalt zu verſa⸗ 
gen: fo kann Letztere zur Eheſcheidungsklage gelaß⸗ 
ſen werden. “oh 

§. 714. Ueberhaupt muß in allen Fällen, wo 
die Scheidung geſucht wird, der Richter von Amts⸗ 
wegen bemüht ſeyn, das gute Vernehmen unter den 
in Zwietracht gerathenen Eheleuten wieder herzuſtel⸗ 
len, und die Urſachen der entſtaudenen Mißhelligkei⸗ 
ten aus dem Wege zu raumen. R 

$. 715. In ſo weit als der Unterſchied der Re⸗ . 
ligion von Anfang an ein Ehehinderniß iſt (H. 36.), der Kalk 
in ſo fern giebt ein Ehegatte, durch Veränderung gion. 
ſeiner bisherigen Religion, dem Andern rechtmaͤßigen 
Anlaß, auf die Scheidung zu klagen. 

$. 716. Ganz kinderloſe Ehen koͤnnen auf den 17) Mir 
Grund gegenſeitiger Einwilligung getrennt werden, wurbtige 
ſobald weder Leichtſinn oder Uebereilung, noch heim⸗ Abnei⸗ 
licher Zwang von einer oder der andern Seite zi Lung. 
beſorgen iſt. 5 

Sr 717. 
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§. 717. Außer dieſem Falle aber findet, bloß 
wegen behaupteter Abneigung, ſobald dieſelbe mit 
keinen geſetzmaͤßigen Grunden unterftüge iſt, die 
Trennung der Ehe in der Regel keinesweges Statt. 
$. 718. a. Doch ſoll dem Richter erlaubt ſeyn, 
in beſonderen Fällen, wo nach dem Juhalte der Ae⸗ 
ten der Widerwille ſo heftig und tief eingewurzelt 
iſt, daß zu einer Ausſoͤhnung und zur Erreichung 
der Zwecke des Eheſtandes gar keine Hoffnung mehr 
übrig bleibt, eine ſolche unglückliche Ehe zu trennen. 
§. 718. b. Es muß aber in dieſem Falle vers 
jenige Ehegatte, welcher ſolchergeſtalt ohne eigentli⸗ 
chen geſetzmäßigen Grund, wider den Willen des 
Andern, auf der Scheidung beharret, fuͤr den ſchul⸗ 
digen Theil erklärt, und in die Scheidungs⸗ Strafen 
nach $. 786. verurtheilt werden. 
Ba $. 719. Wenn der auf die Scheidung drin⸗ 
tagten bey gende Ehegatte den Andern, welcher die Ehe ſort⸗ 
Eee ſetzen will, zu denjenigen Vergehungen, worauf die 
gen. „ Klage gegruͤndet wird, durch fein unfittliches Ber 
tragen felbft veranlaßt hat: fo findet die Schei⸗ 
dungsklage nicht Statt, 
Von der F. 720. Beleidigungen, welche einmal ausdruck / 
demi lich verziehen worden, können in der Folge nicht wei 
ter als Eheſcheidungsurſachen gerügt werden. 
$. 721. Einer ausdrücklichen Verzeihung wird 
gleich geachtet, wenn der beleidigte Ehegatte, nach 
erhaltener überzeugender Kenntniß, die Ehe Ein 
Jahr hindurch fortgeſetzt hat. 
F. 722. Bloß aus Leiſtung der ehelichen Pflicht, 
wozu beide Theile vor Anſtellung der Klage verbun⸗ 
den waren, ſoll kein Verzicht auf das Recht zur 
Was wäh⸗Scheidungsklage gefolgert werden. 
vend, des 8. 723. Während des Scheidungsprozeſſes kann 
ie ein Theil, wider den Willen des Andern, ſich von 
in demſelben nicht eigenmächtig abfondgen, ; 
bi a 


Beet) 
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$. 724. Wenn aber die Scheidung aus Grün⸗ 
den geſucht wird, die eine dem Leben oder der Ge⸗ 
ſundheit des klagenden Theils drohende Gefahr enk⸗ 
halten; und dieſe Gruͤnde einigermaßen beſcheinigt 
ſind: ſo kann der Richter geſtatten, daß die Parteien 
während des Prozeſſes von einander getrennt leben. 
H. 725. Nur in dieſem Falle kann die Frau 
verlangen, daß dee Mann ihre Verpflegung auch 
außer dem Haufe beſorge. 
§. 726. Die Koſten des Prozeſſes muß der 
Mann, auf Verlangen der Frau, aus ihrem Einge⸗ 
brachten, und in deſſen Ermangelung aus eigenen 
Mitteln vorſchießen. l 
S. 727. Iſt die Scheidung nur aus den §. 675. 
676. 702. 703. 709. 710, 711. bemerkten minder 
wichtigen Urſachen verlangt, und bey dem Suhns⸗ 
verſuche noch einige Hoffnung einer Fünftigen Ver⸗ 
ſohnung bemerkt worden: fo kann der Richter die 
Publication des Erkenntniſſes eine Zeitlang, jedoch 
nicht uͤber Ein Jahr, ausſetzen. 
$. 728. Während dieſer Zeit kann den Eheleu⸗ 
ten erlaubt werden, von einander getrennt zu leben. 
§. 729. Wie es inzwiſchen mit dem Unterhalte 
der Ehefrau, mit Erziehung und Verpflegung der 
Kinder, auch mit einſtweiliger Sicherung des Ver⸗ 
moͤgens zu halten ſey, muß der Richter, den Um⸗ 
ſtänden gemäß, nach billigem Ermeſſen, ohne Geſtat⸗ 
tung eines beſondern Prozeſſes darüber, veſtſetzen. 
§. 730. Nach Verlauf der beſtimmten Friſt muß 
ein nochmaliger Suͤhnsverſuch von Amtswegen an⸗ 
geſtellt, und wenn auch dieſer fruchtlos iſt, das Er⸗ 
kenntniß ohne weiteren Verzug eröffnet werden. 
§. 731. Die Trennung des Ehebuͤndniſſes durch 
richterlichen Ausſpruch erfolgt von dem Zeitpunkte 
115 da das Scheidungsurtel die Rechtskraft erlangt 
hat. 


H. 732. 
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wann $. 732. Dergleichen Urtel wirkt eine gaͤnzliche 
Cheſche, Aufhebung der Ehe, und aller ihrer Folgen, in Ans 
dung. ſehung beider Theile. 
$. 733. Auf bloße Scheidung von Tiſch und 
Bette ſoll nicht erkannt werden, ſobald auch nur 
Einer der Ehegatten der proteſtantiſchen Religion 
zugethan iſt. 
$. 734. Wird unter katholiſchen Ehegatten auf 
eine beſtaͤndige Separation von Tiſch und Bette er⸗ 
kannt: ſo hat dieſes alle buͤrgerliche Wirkungen ei⸗ 
ner gaͤnzlichen Eheſcheidung. 

Anh. §. 81, Wird nur auf Separatlon unter der aufſchle⸗ 
benden Bedingung einer verhofften Wiederaus ſoͤhnung 
erkannt, ſo iſt dies zu betrachten, als wenn auf eine 

Separatlon auf beſtimmte Zeit erkannt wäre, und kann 
daher vom Civilrichter in fo fern die Handlungen der 
Eheleute nicht alle Wahrſchelnlichkett einer Wiederauss 
ſoͤhnung aus ſchlleßen, nur ein Interimiſtikum regulirt 
werden. 


$. 735. In wie fern aber ein geſchiedener Eher 
gatte, nach den Grundſaͤtzen feiner Religion, von 
dieſer erfolgten Trennung der vorigen Ehe zur Voll⸗ 
ziehung einer andern Gebrauch machen konne und 
duͤrfe, bleibt feinem Gewiſſen uͤberlaſſen. 5 

9. 736. Wenn bey dem Scheidungsprozeſſe ſich 
Umſtände offenbart haben, welche die Wiederverhei⸗ 
rathung des einen gefchiedenen Ehegatten mit einer 
beſtimmten andern Perſon, nach den Vorſchriften 
F. 25. [ad unzulaͤſſig machen: fo muß dieſem Ehe⸗ 
gatten in dem Urtel die anderweitige Verheirathung 
überhaupt, nur unter dem Vorbehalte einer beſon⸗ 

ders nachzuſuchenden Erlaubniß, geſtattet werden. 
§. 737. Dieſe Erlaubniß muß aber von dem 
Richter, welcher die Scheidung erkannt hat, ſofort 
ertheile werden, als aus denn Scheidungsacten 25 
erhel⸗ 
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erhellet, daß die Perſon, welche der geſchiedene Theil 
beirathen will, diejenige ſey, auf welche das ange⸗ 
führte Eheverbot Anwendung finder. 

H. 738. Die geſchiedene Frau behalt in der Re⸗ 
gel den bisherigen Stand und Rang des Mannes. 

$. 739. Iſt fie aber ausdrücklich für den ſchul⸗ 
gen Theil erklart: fo fällt fie in den vor der Ehe 
gehabten niedrigen Stand zuruͤck. 

H. 740. Iſt fie nicht für den ſchuldigen Theil 
erklaͤtt worden: fo kann fie in den hoͤheren Stand, 
welchen ſie vor der Heirath hatte, wieder hinauftreten. 

§. 741. In der Regel hat die Frau die Wahl: 
ob ſie den Namen des geſchiedenen Mannes beibehal⸗ 
ten, oder ob fie, beſonders in dem Falle des $. 740. 
ihren vorigen Geſchlechts- oder Wittwen⸗Namen 
wieder annehmen wolle. 

$. 742. Iſt fie aber ausdruͤcklich für den ſchul⸗ 
digen Theil erfläre: fo darf fie den Namen des 
Mannes wider deſſen Willen nicht ferner führen, 

$. 743. Nach getrennter Ehe müffen die ger ee 
weſenen Eheleute wegen ihres Vermögens ausein⸗ zung me: 
andergeſetzt werden. Veen, 

H. 744. Dieſe Auseinanderſetzung gehort, wenn gens. 
ſie gerichtlich etfolgen ſoll, vor den ordentlichen per⸗ 
ſönlichen Gerichtsſtand des Mannes. 

§. 745. Bey dem Eheſcheidungsprozeſſe aber 
muß die Frage: ob und welcher von den Ehegatten 
für den ſchuldigen Theil zu achten fen, mit zur Uns 
terſuchung gezogen, und das Erforderliche darüber in 
dem Scheidungsurtel veſtgeſetzt werden. 

§. 746. Haben beide Theile ſich gegenſeitiger 
Vergehungen ſchuldig gemacht: fo muß beſtimmt 
werden: ob und bey weſchem Theile ein Uebergewicht . 
der Schuld obwalte. 

$. 747. Vergehungen, welche eine unmittelba⸗ 
re Verletzung der aus dem Ehebündniſſe entſpringen⸗ 

den 
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den beſonderen Pflichten enthalten, wirken ein Ueber⸗ 
gewicht der Schuld gegen ſolche, wodurch dieſe 
Pflichten nur mittelbar verletzt worden. 

§. 748. Ehebruch (§. 670 — 673.), boͤsliche 
Verlaſſung (S. 677 — 692.), Verſagung der eheli⸗ 
chen Pflicht (H. 694. 695.), ſelbſtverſchuldetes Urs 
vermögen (§. 696. 697.), Nachſtellungen nach Les 
ben, Geſundheit, Freiheit und Ehre (H. 699. 700.) 
falſche Beſchuldigung begangener grober Verbrechen, 
Gefaͤhrdung des Lebens, der Ehre, oder des Amts 
(§. 705. 706. ), find in dieſer Ruͤckſicht für gleich 
ſchwere Vergehungen zu achten. \ 

$. 749. Wenn alfo ein Ehegatte ſich ſolcher 
Verletzungen ſchuldig gemacht hat; dem Andern aber 
nur minder ſchwere Vergehungen zur Laſt fallen: ſo 
iſt das Uebergewicht der Schuld auf der Seite des 
Erſtern. 

g. 750. Bey wechſelſeitigen Verſchuldungen 
von gleicher Art, ſoll ein Uebergewicht der Schuld 
nur alsdann angenommen werden, wenn erhellet, 
daß die Vergehungen des einen Ehegatten aus uͤber⸗ 
legtem Vorſatze, die des Andern aber nur aus Leicht⸗ 
ſinn, Uebereilung, oder Heftigkeit der Leidenſchaft 
entſtanden ſind. 

20 Tel $. 751. Iſt bey dem Scheidungsprozeſſe Fein Ue⸗ 
für den bergewicht der Schuld des einen Ehegatten ausgemit⸗ 
allet telt: fo erfolge zwar, wenn keine Guͤtergemeinſchaft 
werden, obgewaltet hat, die Auseinanderſetzung wegen des Ver⸗ 
moͤgens überhaupt, nach den bey der Trennung der 
Ehe durch den Tod vorgeſchriebenen Grundſätzen; 

$. 752. Doch fallt alsdann die in den L. 564. 
bis 584. dem überlebenden Ehegatten vorbehaltene 
Wahl hinweg; und die Frau nimmt die ihr zus 
kommenden Vermoͤgensſtuͤcke ſelbſt zuruck. 

6. 753. In Anſehung der an den eingebrachten 
Grundſtuͤcken gemachten Verbeſſerungen, oder Ver⸗ 

ringe⸗ 
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ringerungen, hat der Mann die Rechte und Pflichten 
eines redlichen Beſitzers. 

$. 754. Jeder Theil behält die von dem andern 
vor, bey, oder wahrend der Ehe ihm gemachten Ge⸗ 
ſchenke; und die Hochzeitsgeſchenke, die nicht ei⸗ 
nem oder dem andern Ehegatten zugedacht worden 
(S. 172.), werden für gemeinſchaftlich angeſehen. 

§. 755. Hat unter den geſchiedenen Eheleuten 
Gemeinſchaft der Güter obgewaltet: fo nimmt jeder 

Theil fein in die Ehe gebrachtes, oder während der⸗ 

felben durch Erbſchaften, Vermachtniſſe, Geſchenke, 
oder bloße Gluͤcksfaͤlle erlangtes Vermoͤgen zurück, und 
das uͤbrige wird unter beide Eheleute gleich getheilt. 

$. 786. Alles, wovon nicht nachgewieſen wer⸗ 
den kann, daß es von Einem der beiden Eheleute in 
die Ehe gebracht worden, wird als gemeinſchaftlich 
angeſehen. 

9. 757. Doch werden, durch dieſe Auseinander⸗ 
ſetzung, die Rechte der Gläubiger, in Anſehung des 
gemeinſchaftlich geweſenen Vermoͤgens, in nichts ge⸗ 
aͤndert. 

$. 758. Es finden aber auch in dieſem Falle die 
Vorſchriften des §. 659, Anwendung. 

§. 759. Wird die Ehe wegen Wahnſinnes oder 
Raſerey des einen Theils getrennt: fo bleibt der ans 
dre Ehegatte verpflichtet, für die nach Verhältniß 
des Standes norhbürftige Verpflegung des Uuglüͤckli⸗ 
chen, in ſo fern ihm dieſelbe aus eiguen Mitteln nicht 
verſchafft werden kann, nach feinem Vermoͤgen und 
Kraͤſten zu forgen. (§. 698.) 

§. 760. Ein Gleiches findet Statt, wenn ein 
Ehegatte, wegen eines dem Andern während der Ehe 
unverſchuldet zugeſtoßenen Unvermoͤgens zur Leiſtung 
der ehelichen Pflicht, oder wegen andern koͤrperlichen 
Gebrechens, (9. 695. 696.) die Scheidung geſucht 
hat. 

Allgem. Landr. II, Band. 6 $. 761, 
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$. 761. Iſt zum Beſten der getrennten Ehe ein 
Erbſchatz von einem Dritten beſtellt worden: fo fallt 
das Eigenthum den daraus erzeugten Kindern zu; 
und der Nießbrauch verbleibt beiden geſchiedenen Ehe⸗ 
leuten zu gleichen Theilen. 

$. 762. Sind keine Kinder vorhanden; und der 
Beſteller iſt noch am Leben; fo kann dieſer uber den 
Erbſchatz frey verfügen. 
S. 763. Iſt der Beſteller bereits verſtorben: fo 
fälle auch das Eigenthum des Erbſchatzes jedem der 
geſchiedenen Eheleute zur Hälfte zu. : 

$. 764. Iſt jedoch der Erbſchatz Hauprfächlich zu 
Gunſten des einen Ehegatten beſtellt worden: jo über⸗ 
kommt dieſer das Eigenchum des Ganzen; und dem 
andern Ehegatten bleibt nur der Nießbrauch der Haͤlf⸗ 
te auf Lebenslang. 0 

$. 765. Daß der Erbſchatz zu Gunſten des Ei⸗ 
nen Ehegatten beſtellt worden, wird vermuthet, wenn 
die Beſtellung von einem ſeiner Verwandten geſche⸗ 


ben iſt. 
1 $. 766. Iſt in dem Scheidungsprozeſſe der eine 
Kir cl Ehegatte für den ſchuldigen Theil erklärt worden: fo 
digerklärt erfolge, wenn keine Gütergemeinſchaft vorgewaltet 
an de hat, die Auseinanderſetzung wegen des Vermoͤgens, 

I überall nach den bey der Trennung der Ehe durch den 
Güter Tod vorgeſchriebenen Grundſätzen. 
gemäwv F. 757. Alle Begünftigungen, welche das Ges 
ſc ls, feß dem überlebenden Ehegatten beilegt, genießt in 

einans dieſem Falle der Unſchuldige. 

10 $. 768. Mur in dem Falle des F. 573. tritt 
155 an die Stelle der von den Erben der Frau zu be⸗ 
m ſtimmenden, eine gerichtlich aufzunehmende Taxe. 
gens. $. 769. Der Nießbrauch des Mannes in dem 

Eingebrachten der Frau endigt ſich allemal mit dem 
Tage, da das Scheidungsurtel publiciret worden. 


§. 770. 


der Ehe durch richterlichen Ausſpruch. 99 


§. 770. Hat der ſchuldige Theil die Rechtskraft 
des Urtels durch ungegründete Rechtsmittel aufgehal⸗ 
ten: ſo kann er daraus niemals einen Vortheil ziehen. 

$. 771. Es wird alfo der Zeitpunkt der Schei⸗ 
dung, fo weit es ihm nachtheilig it, auf den Tag des 
in den folgenden Inſtanzen beſtätigten erſten Schei⸗ 
dungsurtels zuruͤck gerechnet. 0 

§. 772. Iſt der Mann für den ſchuldigen Theil 
erklaͤrt: fo hänge es von der Wahl der Frau ab, die 
Verwaltung des eingebrachten Grundſtuͤcks, bis zum 
Ablaufe des Wirthſchaftsjahres, ſelbſt zu uͤberneh⸗ 
men, oder die Beſtellung eines gemeinſchaftlichen 
Verwalters auf Koſten des Mannes zu ſuchen. 

§. 773. Der unſchuldige Theil behält die em⸗ 
pfangenen Brautgeſchenke; und kann die gegebenen, 
in ſo fern fie noch vorhanden find, zurückfordern. 

H. 774. Der unſchuloige Mann behaͤlt die ver⸗ 
ſprochene Morgengabe; und kann die wirklich ſchon 
gegebene von dem Vermoͤgen der Frau als eine 
Schuld abziehen. 

$. 775. Auch die während der Ehe gemachten 
Schenkungen kann der unſchuldige Theil, wegen der 
von dem ſchuldigen begangenen Undankbarkeit, wi⸗ 
derrufen. (Th. 1. Tit. 11. 9. 1151. gg.) 

$. 776. Die zur Hochzeit, oder ſonſt, während 
der Ehe, von einem Dritten gemachten Schenkun⸗ 
gen werden, wenn fie nicht Einem Theile ausdruͤck⸗ 
lich zugewendet, oder ihrer Beſchaffenheit nach zu 
feinen alleinigen Gebrauche beflimme find, als ger 
meinſchaftlich angeſehen. 

§. 777. Wegen verwendeter Hochzeitskoſten fin⸗ 
det in keinem Falle ein gegenſeitiger al Statt. 

$. 778. Iſt ein von einem Dritten beſtellter 
Erbſchatz vorhanden: ſo bleibt der Nießbrauch davon 
dem unſchuldigen Theile; und das Eigenthum fällt 
den aus der geſchiedenen Ehe erzeugten Kindern zu. 

G 2 9.779. 
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§. 779. Der unſchuldige Theil kann ſich nicht 
entbrechen, von den Einkuͤnften des Erbſchatzes einen 
verhaͤltnißmaͤßigen Beitrag zur Erziehung und Ver⸗ 
pflegung der Kinder zu leiſten; in fo fern dieſe Koſten 
von dem Schuldigen ganz oder zum Theil nicht auf⸗ 
8 gebracht werden Fünnen, 

. $. 780. Sind keine Kinder vorhanden, und der 
Beſteller des Erbſchatzes iſt noch am Leben: fo kann 
dieſer frey daräber verfügen: 

§. 781. Iſt der Beſteller verſtorben, fo fälle 
Eigenthum und Nießbrauch des Erbſchatzes dem un ⸗ 
ſchuldigen Shegacten anheim. 
$. 782. Iſt aber der Erbſchatz nach $. 754. 765. 
zu Gunſten des ſchuldigen Theiles beſtellt worden: fo 
koͤnnen die Erben des Beſtellers das Eigenthum zu⸗ 
ruͤckfordern: und der unſchuldige Ehegatte behaͤlt 
nur den Nießbrauch auf Lebenslang. 
29 akt $. 783. Wenn nun nach obigen Vorſchriften 
auchn das Vermögen der beiden geſchiedenen Eheleute von 
digen einander abgeſondert worden: ſo iſt der ſchuldige 
. Theſls. Ehegatte den unſchuldigen, wegen der fünftigen Erb⸗ 
| folge, aus feinem Vermoͤgen abzufinden ſchuldig. 

N $. 784. Es wird alsdann angenommen, als ob 
der ſchuldige Theil an dem Tage des publicirten und 
rechtskräftig gewordenen Scheidungsurtels (F. 769. 
770. 77 T.) geſtorben wäre, 5 

$. 785. Sind über die Fünftige Erbfolge keine 
Bei! Verträge vorhanden; und ift die Ehe wegen der 


A $. 748. benannten groben Vergehungen getrennt wor⸗ 
den: fo beſteht die Abfindung des Unſchuldigen in 
dem Vierten Theile von dem Vermoͤgen des Schul⸗ 
digen. 


F. 786. Sind aber nur minder ſchwere Verge⸗ 

bungen die Urſache der Scheidung geweſen: fo wird 

die Abfindung auf den Sechſten Theil beſtimmt. 
§. 787. 


* 
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§. 787. Lehne, Fideicommiſſe, und was ſonſt 
der freien Veraͤußerung des ſchuldigen Theiles nicht 
unterworfen iſt, kommt bey der Berechnung ſeines 
Vermögens, zum Behufe der zu beſtimmenden Abs 
findung, nicht mit in Anſchlag. 

$. 788. Mobilien, Grundſtücke und Gerechtig⸗ 
keiten, wenn keine giftige Vereinbarung über ihren 
Werth Platz greift, werden nur nach einer gerichtlich 
aufzunehmenden Taxe gerechnet. 

$. 789. Es kann alſo auch der ſchuldige Theil 
zum Verkaufe ſolcher Vermoͤgenbſtuͤcke, bloß um den 
Werth derſelben auszumitteln, niemals gezwungen 
werden. 

$. 790. Von dem Vermögen des ſchuldigen Theis 
les werden nur ſolche Schulden abgerechnet, die zur 
Zeit der angemeldeten Scheidungsklage ſchon vorhan⸗ 
den waren. ; 

$. 791. Was der unſchuldige Theil aus dem 
Erbſchatze erhaͤlt, kann ihm auf ſeine Abfindung nie⸗ 
mals, und in keinem Falle, angerechnet werden. 

$. 792. Iſt die künftige Erbfolge durch Vertra⸗ 
ge beſtimmt: fo erhalt der unſchuldige Theil in der 
Regel alles das, was ihm darin, auf den Todesfall 
des Schuldigen, verſchrieben worden. 

$. 793. Sind die nach den Verträgen dem Un⸗ 
ſchuſdigen zukommenden Vortheile geringer, als die 
geſetzliche Abfindung: fo kann derſelbe dieſe letztere, 
ſtatt der Abfindung, aus den Vertragen wählen. 

$. 794. Sind aber Kinder aus dieſer Ehe vor⸗ 
handen: ſo kann der unſchuldige Theil nur die ge⸗ 
ringere vertragemaͤßige Abfindung fordern. 

$. 795. Iſt die vertragsmäßige Abfindung des 
unſchuldigen Theiles ſtärker, als die geſetzliche; und 
es ſind aus der getrennten Ehe Kinder vorhanden: ſo 
muß der Unſchuldige mit der geſetzlichen Abfindung 
ſich begnuͤgen. { 

9.796. 
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§. 796. Sind keine Kinder vorhanden: fo kann 
zwar der unſchuldige Theil an den Vertrag ſich halten. 

$. 797. Doch kann auch alsdann dem Schul⸗ 
digen niemals mehr, als hoͤchſtens die Haͤlfte von der 
Subſtanz, oder dem Nießbrauche ſeines Vermoͤgens, 
genommen werden. 

$. 798. Statt der Abfindung, welche nach obi⸗ 
gen Vorſchriften dem unſchuldigen Theile aus Vertraͤ⸗ 
gen oder Geſetzen zukommt, kann die Frau ſtandes⸗ 
mäßige Verpflegung, bis an ihren Tod, aus den 
Mitteln des ſchuldigen Mannes fordern. 

H. 799. Dieſen ſtandesmaͤßigen Unterhalt muͤſ⸗ 
ſen die Gerichte, nach Verhaͤltniß des Gewerbes oder 
Verdienſtes, oder der ſonſtigen Einkünfte des ſchul⸗ 
digen Ehemannes, beſtimmen. 

§. 800. Jedem Theile ſteht frey, zum Behufe 
dieſer nähern Beſtimmung, einen Standes s oder 
Zunftgenoſſen des Mannes vorzuſchlagen, und zwi⸗ 
ſchen dem Gutachten derſelben giebt der Befund des 
Richters den Ausſchlag, 5 

§. 801. Die Einkuͤnfte des zuruͤckgenommenen 
eigenthuͤmlichen Vermoͤgens der Frau, ingleichen der 
ihr etwa zugefallene Nießbrauch eines Erbſchatzes, 
werden ihr auf die ausgemittelten Verpflegungsgelder 
angerechnet. 3 

$. goa. Der Mann ift verbunden, die der Frau 
zu reichenden Verpflegungsgelder aus ſeinem bereite⸗ 
ſten Vermoͤgen anzuweiſen, und zu verſichern. 

H. 803. Bey verbeſſerten Vermoͤgensumſtänden 
des Mannes kaun zwar die Frau keine Erhoͤhung, 
wohl aber eine beſſere Verſicherung ihrer Verpfle⸗ 
gungsgelder fordern. 

F. 804. Uebrigens kann die geſchiedene Frau, 
wenn fie einmal Verpflegungsgelder gewählt hat, da⸗ 
von in der Regel nicht wieder abgehen, und die geſetz⸗ 
oder vertragsmaͤßige Abfindung fordern. 

$. 805. 
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§. 805. Dagegen behält fie aber auch die Ver⸗ 
pflegungsgelder, wenn fie gleich zu einer andern Ehe 
ſchreitet. N a 

$. 806, Nur in dem Falle, wenn bey dem Abs 
leben des Mannes ſo wenig Vermögen vorhanden iſt, 
daß die Verpflegungsgelder mehr, als die Haͤlfte von 
dem Ertrage des Nachlaſſes ausmachen, hat die 
Frau die Wahl: ob fie ſich eine Herunterſetzung bis 
auf diefe Hälfte gefallen laſſen, oder aus der Sub⸗ 
ſtanz des Nachlaſſes die geſetzliche Abfindung Ein⸗ 
für allemal fordern wolle. 

S. 807. Den dieſer Abfindung wird der Betrag 
des bey der Scheidung vorhanden geweſenen Vermoͤ⸗ 
gens, oder der des Nachlaſſes, je nachdem einer oder 
der andere geringer iſt, zum Grunde genommen. 

$. 808. Dagegen aber duͤrfen auch der Frau die 
bis zum Tode des geſchiedenen Mannes genoſſene 
Werpflegungsgelder auf ihre Abfindung nicht anges 
rechnet werden. 

F. 899. Iſt der unſchuldige Ehemann wegen Als 
ters, Krankheik, oder anderer Unglücksfälle, ſich ſei⸗ 
nen Unterhalt ſelbſt zu verdienen nicht im Stande: ſo 
kann er, ſtatt der aus dem Vermögen der ſchuldigen 
Frau ihm gebührenden Abfindung, ſtandesmaͤßige 
Verpflegung waͤhlen. 

H. 810. Solchenfalls gilt für ihn alles, was 
zum Beſten der unſchuldigen Ehefrau vorſtehend 
re iſt. 1 

. SIT. Hat unter den geſchiedenen Eheleuten B. Wehn 
eine Gemeinſchaft aller e fo kann Rae 
der unſchuldige Theil wählen: ob er die Hälfte des hat 


gemeinſchaftlichen Vermögens fordern, oder auf Abs a 
ſonderung der Güter antragen wolle. hat. 


S. 812. Wählt er letzteres: fo erfolge die Abs 
ſonderung nach den $ 755 758, ertheilten Vor⸗ 


ſchriften. 
Anh. 
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Anh. $. 82. Der gemeinſchaftliche Erwerb wird nach den 
Grundſätzen des §. 822, gethellt. 

$. 813. Aus dem ſolchergeſtalt ausgemittelten 

beſondern Vermögen des ſchuldigen Theiles gebührt 

dem Unſchuldigen eben die Abfindung, welche er, 

außer dem Falle der Gütergemeinſchaft, zu fordern 


at. 

$. 814. Wählt der unſchuldige Theil die Hälfte 
des gemeinfchaftlichen Vermoͤgens: fo kann er, außer 
derſelben, weiter keine beſondere Abfindung fordern. 

S. 815. Doch erhält, bey der Theilung, der 
Unſchuldige die 8. 639. beſtimmten Effekten zum 
Voraus. 

$. 816. Wegen der übrigen Effekten hat er 
eben die Wahl, welche §. 648. 649. und 650. dem 
uͤberlebenden Ehegatten vorbehalten iſt. 

$. 817. Sind Grundſtücke und Gerechtigkei⸗ 
ten in dem zu theilenden gemeinſchaftlichen Vermoͤ⸗ 
gen vorhanden; ſo muß der Werth derſelben, wenn 
keine guͤtliche Vereinbarung Statt findet, nach ei⸗ 
ner gerichtlich aufzunehmenden Taxe in Anſchlag ger 
bracht werden. 8 

$. 818. Alsdann hat der unſchuldige Theil die 
Wahl: ob er dieſe Güter für die Taxe annehmen, 
oder dem Schuldigen überlaffen wolle. 

$. 819. Auch ſteht dem unſchuldigen Theile 
frey, auf eine Privatverſteigerung zwiſchen ihm und 
dem Schuldigen anzutragen. 

$. 820, Nur ſolche Schulden, welche vor an⸗ 
gemeldeter Scheidungsklage entſtanden ſind, koͤnnen, 
zur Laſt des unſchuldigen Theiles, von dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Vermögen abgezogen werden. 

§. 821. Haben die Eheleute nur in einer Ges 
meinſchaft des Erwerbes gelebt: fo geſchieht die Ab⸗ 
ſonderung des eigenthuͤmlichen Vermoͤgens beider 
Theile nach der Vorſchrift $, 662. 4. 


$. 822. 


\ 
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$. 822. Der Erwerb wird getheilt, und die 
dem ſchuldigen Ehegatten zufallende Hälfte wird dem 
Vermoͤgen beigerechnet, woraus dem Unſchuldigen 
die geſetzliche Abfindung gebuͤhrt. 5 

$. 823. Kann der ſchuldige Ehegatte dem um der dc 
ſchuldigen weder Abfindung, noch Verpflegungsgel dige“ 
der gewähren: fü ſoll Erſterer für die Vergehungen, 0 9 
wodurch er zur Scheidung Anlaß gegeben hat, nach mögen 5 
Verhältniß der Groͤße und Schwere derſelben, und hat. 
nach Bewandniß der übrigen vorkommenden Umſtän⸗ 
de, mit Gefängniß oder Strafarbeit auf Vierzehn 
Tage bis Drey Monate belegt werden. 

$. 824. Außergerichtliche Verträge, wodurch Verträge 
der unſchuldige Ebegatte der nach den Geſetzen ihm ae 
zukommenden Abfindung ſich begiebt, find für den⸗ dung. 
ſelben unverbindlich. 

$. 825. Vertraͤge hingegen, wodurch die Abfin⸗ 
dung, zur Vermeidung von Weitlauftigkeiten und 
Prozeſſen, auf gewiſſe Summen oder Sachen be⸗ 
ſtimmt worden, find, fo wie andre Verträge unter 
Eheleuten, gültig. i 

H. 826. Doch koͤnnen auch durch folche Verträge 
weder die Glaͤubiger, noch die aus der Ehe erzeug⸗ 
ten Kinder, an ihren Rechten verkürzt werden. 

H. 827. Die Erben des beleidigten Ehegatten Rechte 
find befugt, die Scheidungsklage, zum Behufe der denn 
Auseinanderſetzung des Vermögens, zu verfolgen; 
in fo fern der Erblaſſer erſt nach fruchtlos angeſtelltem 
Sühnsverſüche geſtorben iſt. 

$ 828. Auch konnen fie ſelbſt auf die Heraus⸗ 
gabe des geſammten Vermögens ihres Erblaſſers kla⸗ 
gen, wenn der überlebende Ehegatte den Tod des 
Erblaſſers verurſacht, oder ihn durch gewaltſame 
Mittel zu klagen verhindert hat. 

$. 829. In beiden Fällen H. 827. 828. muß 
die Abſonderung des Vermoͤgens nach den Vorſchrif⸗ 2 

ten ‘ 


Begriff. 


frau beilegen. 
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ten $. 766. fgg. erfolgen; und der ſchuldige Ehe⸗ 
gatte verliert alle Voctheile, die er ſonſt aus dem 
Machlaſſe des Verſtorbenen zu erwarten hatte. 

§. 830. Dagegen koͤnnen die Erben des unſchul⸗ 
digen Theils eine Abfindung aus dem Vermoͤgen des 
Schuldigen nur alsdann fordern, wenn dieſelbe dem 
Erblaſſer bey ſeinem Leben bereits zuerkannt war; und 
das Urtel, vor oder nach ſeinem Tode, rechtskraͤftig, 
oder in den folgenden Inſtanzen beſtaͤtigt wird. 
95. 831. Doch bleibt, bey vorgewalteter Guͤter⸗ 
gemeinſchaft, auch den Erben des unſchuldigen Theils, 
in allen Faͤllen, die dem Erblaſſer nach . 811. 
zugeſtandene Wahl vorbehalten. 

$ 832. Iſt ſtatt der Abfindung auf ſtandesmaͤ⸗ 
ßige Verpflegungsgelder erkannt, fo koͤnnen die Er⸗ 
ben nur die bis zum Ableben des Erblaſſers etwa 
verbliebenen Ruͤckſtaͤnde fordern. 

$. 833 Stirbt der ſchuſdige Ehegatte vor rechts 
kraͤftig entſchiedenem Prozeſſe; fo find alle von ihm 
hinterlaſſene letztwillige Verordnungen, fo weit die⸗ 
ſelben auf Schmälerung des dem Unſchuldigen aus 
Geſetzen oder Verträgen zukommenden Erbtheils abs 
zielen, unkraͤftig. 

§. 834 Was bey Eheſcheidungen wegen Erzie⸗ 
hung, Verpflegung, und Verſorgung der Kinder 
Statt finde, iſt im folgenden Titel vorgeſchrieben. 


Neunter Abſchnikt. 
Von der Ehe zur linken Hand. 


§. 835. Ehen zur linken Hand unterſcheiden 
ſich von andern Ehen bloß darin, daß die Frau 
durch ſelbige nicht alle Standes⸗ und Familienrech⸗ 
te erlangt, welche die Geſetze einer wirklichen Ehe⸗ 


8. 836. 
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§. 835. Dergleichen Ehen find in der Regel Fäte, in 
nicht zulaſſig; vielmehr erfordern fie allemal, wenn 8 95 
fie Statt finden ſollen, die unmittelbare Landes: Shen 
herrliche Erlaubniß. 

§. 837. Dieſe Exlaubniß kann nur von Manns 
perſonen hoͤhern Standes, in außerordentlichen 
Fallen, und aus erheblichen Gruͤnden nachgeſucht 
werben. 

$ 838. Zu den erheblichen Grunden gehöre ber 
ſonders, wenn der Mann nicht Vermögen oder Ein⸗ 
künfte genug beſitzt, um eine Fran und Familie ſtan⸗ 
desmaͤßig zu ernähren und zu verſoegen. 

§. 839. Ferner, wenn er durch eine zweite ſtan⸗ 
desmaͤßige Heirath das den Kindern erſter Ehe ber 
ſtimmte Familien Vermögen zu ſehr zu belaſten oder 
zu ſchmälern beſorgt. 8 

9. 840. Die Richtigkeit diefer Gruͤnde muß ſo⸗ 
fort beſcheinigt, oder gehörig unterſucht werden. 

H. Sar. Die Beurtheilung ihrer Erheblichkeit 
200 bleibt dem hoͤchſten Landesherrn allein vorbe⸗ 
alten. 

$. 842. Alles was die Schließung einer Ehe erſorder⸗ 
überhaupt hindert, das ſteht auch einer Ehe zur ellen 
linken Hand entgegen. 

$. 943. Nur die Ungleichheit des Standes 
macht hier kein Hinderniß. 

$. 844. So welt zu einer vollgültigen Ehe die 
Einwilligung der Aeltern und Vormünder erfordert 
wird, iſt dieſelbe auch bey Ehen zur linken Hand 
nothwendig. 

$. 845. Dieſe Einwilligung kann, wenn fie 
verweigert worden, von dem Richter niemals ergänzt 
werden. 

$. 846. Die Schließung einer Ehe zur linken Che Con 


Hand ſetzt einen ſchriftlichen Contract nothwendig tract. 
voraus. 


dig 
ſind. 


H. 837. 
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$. 847. Bey deſſen Errichtung muß alles beob⸗ 
achtet werden, was in Anſehung der Form der Ehe⸗ 
geloͤbniſſe vorgeſchrieben iſt. (§. 82. lag.) 

$. 848. In dem Ehe ⸗Contracte muß der Verlob⸗ 
ten jedesmal eine gewiſſe Abfindung, zu ihrem aus⸗ 
koͤmmlichen Unterhalte auf den Fall der getrennten 
Ehe, beſtimmt ſeyn. 8 

H. 849. Dieſe Abfindung kann in RR 
Verpflegungsgeldern, oder auch in einer ein für alle» 
mal zu entrichtenden Capitalsſumme beſtehen. 

$. 850. In dem Contracte muß zugleich be⸗ 
ſtimmt ſeyn: wie der Verlobten dieſe Abfindung ver⸗ 
ſichert werden ſolle. ö 

$. 851. Iſt darin nichts beſtimmt, fo hat die⸗ 
ſelbe eben die Rechte, welche bey einer vollguͤlti⸗ 
gen Ehe dem Gegenvermaͤchtniſſe beigelegt worden. 
(S. 466. ldd.) 

$. 852. Vor Errichtung eines ſolchen Contracts, 
in welchem die Abfindung der Verlobten beſtimmt 
iſt, ſoll die Erlaubniß zur Vollziehung der Ehe nicht 
ertheilt werden. = 

$. 853. Wenn nach wirklich gefchloffenem Ehe⸗ 
contracte ein oder beide Theile vor der Vollziehung 
der Ehe wiederum davon abgehen wollen, ſo findet 
eben das Statt, als bey dem Ruͤcktritte von einem 
gültigen Ehegeloͤbniſſe. (§. 99. Lag.) 

H. 854. Wer alſo ohne Grund zuruͤcktritt, oder 
den andern Theil zum Rücktritte veranlaßt, muß 
demſelben fo viel, als der vierte Theil des im Ehe⸗ 
contracte beſtimmten Capitals, oder der zu Capital 
zu rechnenden Verpflegungsgelder ausmacht, zur 
Schadloshaltung entrichten. 

$. 855. Der Vollziehung der Ehe zur linken 
Hand muß, fo wie bey einer vollguͤltigen Ehe, das 
Aufgebot vorangehen. 


$. 856. 
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$. 856. Es iſt jedoch hinteichend, wenn in Ans 
ſehung eines jeden Theils nur bekannt gemacht wird, 
daß derſelbe eine eheliche Verbindung ſchließen wolle. 

F. 857. Daß bey der Proklamation des Braͤu⸗ 
tigams der Name der Braut, oder bey dem Auf⸗ 
gebote der Braut der Name des Braͤurigams genannt 
werde, iſt nicht nothwendig. 

$. 838. Nach erhaltener Landes herrlicher Er⸗ lit 
laubniß, muͤſſen beide Theile beh dem Landes Juſtiz⸗ Che 555 
collegio der Provinz ſich melden, und den unter ih⸗ 
nen geſchloſſenen Contract zur Beſtatigung vorlegen. 

H. 859. Zu dieſem Colitracte muͤſſen fie ſich vor 
dem Gerichte, oder einem Commiſſario deſſelben pers 
ſönlich bekennen, und die Feſthaltung durch Hand⸗ 
ſchlag angeloben. l 

F. 860. Nach dieſer geſchehenen Verlautbarung 
muß die Ehe durch die wirkliche Trauung an die 
linke Hand vollzogen werden. 

$. 861. Bey der Eintragung der erfolgten Co⸗ 
pulation in das Kirchenbuch muß ausdrücklich bemerkt 
werden, daß die Ehe zur linken Hand geſchloſſen 
worden. 

H. 862. Alle perſönliche Pflichten, welche bey Rechte 
der vollgültigen Ehe Statt finden, gelten der Regel 1 
nach auch zwiſchen denjenigen, welche ſich durch eine dieſer 
Ehe zur linken Hand verbinden. 0 

$. 863. Die Frau erlangt jedoch weder den Na⸗ 
men, noch den Stand und Rang des Mannes, ſon⸗ 
dern behält diejenigen, welche ſie vor der Ehe ge⸗ 
habt hat. „ 

$. 864. War fie Wittwe, fo muß fie ihren Ges 
ſchlechtsnamen wieder annehmen, 

F. 855. Sie tritt nicht in die Familie des Man⸗ 
nes, und darf ſich ſeines Titels und Wappens nicht 
bedienen. 


F. 866. 
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F. 866. Doch geht fie in diejenige Gerichts⸗ 
barkeit über, welcher der Mann unterworfen iſt. 
§. 867. Steht fie noch unter Vormundſchaft, 
ſo wird dieſe bis zur erlangten Volljaͤhrigkeit unge⸗ 
aͤndert fortgeſetzt. 
§. 868. Außerdem aber wird eine ſolche Frau, 
in Anſehung der Befugniß, mit Andern verbindliche 
Geſchaͤfte vorzunehmen, wie eine unverheirathete voll⸗ 
jährige Frauensperſon betrachtet. 
§. 869. Doch kann ſie, ohne des Mannes Ein⸗ 
willigung, keine Verbindungen eingehen, wodurch ih⸗ 
re Perſon während der Ehe verhaftet wird. 
$. 870. Die Frau zur linken Hand kann von 
dem Manne nur einen ihrem Stande gemäßen Unter⸗ 
halt fordern. 
$. 871. Curkoſten find unter dieſem Unterhalte 
mit begriffen; nicht aber Prozeßkoſten, als in ſo fern 
dieſe bloß die Perſon der Frau betreffen. 8 
$. 872. Den Mann macht die Frau zur linken 
Hand, ohne ſeine ausdrückliche Einwilligung, nur in 
ſo fern verbindlich, als er durch die Handlungen der 
Ehefrau verhaftet wird. (§. 322. lg.) 
besonders F. 873. Iſt die Frau zur linken Hand noch mins 
dunn des derjahrig, To behält ihr Vater oder Vormund die Vers 
Bernd waltung ihres Vermögens. 
gens. b. 874. Iſt fie volljährig, fo verbleibt ihr ſelbſt 
die uneingeſchraͤnkte Verwaltung deſſelben. 
§. 875. Der Mann kann auf den Nießbrauch 
davon niemals Anſpruch machen. 
§. 876. Die nach Statuten oder Provinzialge⸗ 
ſezen unter Eheleuten obwaltende Gemeinſchaft der 
Guͤter oder des Erwerbes, entſteht niemals durch 
eine Ehe zur linken Hand. 
§. 877. Auch durch Vertrage kann unter ſol⸗ 
chen Eheleuten eine Guͤtergemeinſchaft nicht einge⸗ 
führe werden. 
9,878. 
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§. 878. Hat die Frau etwas von ihrem Ver⸗ 
mögen deim Manne zum Gebrauch, zur Verwah⸗ 
rung, oder Verwaltung uͤberlaſſen, ſo hat ſie des⸗ 
halb eben die Rechte gegen ihn, als gegen einen 
Fremden. 7 \ f 

9. 879. Hat der Mann ſich etwas von ihrem 
Vermoͤgen eigenmächtig angemaßk, fo kaun fie dafs l 
ſelbe auch noch in ſtehender Ehe zurück fordern. 

$. 880. Geräth der Mann in Concurs, fo hat 
die Frau, wegen ihrer von demſelben a 8 alt 
ſich genommenen Vermoͤgensſtücke, eben die Rech⸗ 
te, wie die Ehefrau wegen ihres vorbehaltenen Ver⸗ 
moͤgens. 5 

§. 881. Hat der Mann von dem eigenmächtig 
an ſich genommenen Vermoͤgen der Frau etwas ver⸗ 
zehrt, veräußert, oder ſonſt abhanden gebracht, oder 
auch die Sache beſchaͤdige, oder ſonſt verringert, fo 
muß er auch in Anſeßung des Werths alles vertreten, 
wozu ein unredlicher Befiser verpflichtet iſt. (Th. rs 
Tit. 7. F. 222. lag.) 

$. 882. Sind aber bewegliche Sachen der Frau 
in der Wirthſchaft des Mannes verbrauche oder abs 
genutzt worden, fo wird der Mann, in Kückfiche der 
Vertretung, als ein Leiher angeſehen. (Th. 1. Tit. 
21. $. 248. lag.) f 

$. 883. Während der Ehe kann der Mann der che 
ſeiner Frau zur linken Hand keine Geſchenke ma: ſcheuke. 
chen, ſo lange Kinder oder Enkel aus einer voll⸗ 
gültigen Ehe vorhanden find, 

9. 884. Auch durch den nachher erfolgenden Ab⸗ 
gang ſolcher Kinder oder Enkel gelangen die vorhin 
gemachten Geſchenke nicht zur Gültigkeit. 

§. 885. Hat aber der Mann keine Verwand⸗ 
ten in abſteigender Line, ſo find feine der Frau 
zur linken Hand gemachten Geſchenke, wie unter 
Fremden, gültig. 


§. 886. 
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. 886. Was die Frau von dem Männe an 
Juwelen, Koſtbarkeiten, und überhaupt zur Pracht 
erhält, wird im zweifelhaften Falle nur für geliehen 
geachtet. Eh 5 

F. 887. Dergleichen Sachen kann der Mann 
von der Frau, oder auch von einem Dritten, wel⸗ 
cher ſie von ihr ohne des Mannes Einwilligung erhal⸗ 
ten hat, zu allen Zeiten zurückfordern. 

$. 888. Auch gültige Geſchenke fallen, jedoch 
nur in fo fern, als fie noch vorhanden find, an den 
Mann zurück, wenn die Frau vor dem Manne ſtirbt, 
und keine Abkoͤmmlinge aus der mit ihm geführten 
Ehe verlaͤßt. ; 

b. 889. Dagegen bleibt jederzeit, und ohne Un⸗ 
terſchied der Faͤlle, dasjenige, was der Mann ſeiner 
Frau zur linken Hand an Kleidern, Waͤſche oder 
fonft, zu einem ihrem Stande gemäßen Unkerhalte 

gegeben hat, wenn es auch zur Zeit der getrennten 
Ehe noch vorhanden iſt, ihr unwiderrufliches Ei⸗ 
genthum. 5 

9. 890. Alles, was vorſtehend $. 88 3. 884.885. 
von Geſchenken des Mannes verordnet iſt, gilt auch 
von ſolchen, welche die Frau dem Manne macht, je 
nachdem dieſelbe andere, als mit ihm erzeugte Ab⸗ 
koͤmmlinge hat, oder nicht. 


ur 


der urg K. 891. Will eine Frau zur linken Hand ſich für 


ſchaften. den Mann. verbürgen, fo muͤſſen die Vorſchriften 
$. 344. 345. beobachtet werden. 
$, 892. Wegen Buͤrgſchaften für. Fremde wird 
eine folche Frau nur als eine andere unverheirathe⸗ 
te Frauensperſon angeſehen. 
Trengung F. 893. Wird die Ehe zur linken Hand durch 
zur ken den Tod getrennt: fo findet wegen der Beerdigung 
Ba und Trauer alles Statt, was bey vollgültigen Ehen 


Tod. verordnet iſt. 


$, 894. 


Von der Ehe zur linken Hand. 113 


§. 894. Doch darf die Frau zur linken Hand 
nur ihrem Stande gemaͤß begraben werden; und nach 
dem Tode des Mannes, die Trauer nur fo, wie fie uns 
ter Leuten ihres Standes gewöhnlich iſt, anlegen. 

H. 895, Auf den Nachlaß der Frau kann der 
überlebende Mann ſich kein Erbrecht anmaßen. 

H. 896. Sie kann aber darüber, auch zum 
Beſten des Mannes, durch Erbvertrag oder Teſta⸗ 
ment, wie für einen Fremden, verfügen. 

F. 897. Sind aus der Ehe zur linken Hand 
Kinder vorhanden, fo bleibt dieſen die in dem Eher 
Contracte der Murter verſchriebene Abfindung. 

§. 898. Andere Erben der Frau hingegen koͤn⸗ 
nen auf dieſe Abfindung keinen Anſpruch machen. 

$. 899. Nach dem Tode des Mannes, erhält 
die uͤberlebende Frau die ihr im Ehe⸗Contracte ver⸗ 
ſchriebene Abfindung aus dem Nachlaſſe, als eine 
Schuld. 

H. 900. Verläßt jedoch der Maun Kinder oder 
Enkel aus vollgültiger Ehe, und nicht fo viel Ders 
mögen, daß dieſelben zuſammen wenigſtens halb fo 
viel, als die Abfindung betragt, zum Erbtheile übrig 
behalten; fo muß das an dieſer Hälfte Fehlende 
aus der Abfindung ergänzt werden. N 

S. 901. Ein Gleiches findet Statt, wenn die 
Abfindung in Verpflegungogeldern beſteht, und der 
Ertrag des den Abkommlingen übrig bleibenden 
Nachlaſſes nicht halb ſo viel, als dieſe Verpfle⸗ 
gungsgelder, ausmacht. A 

5: 902. Die Frau zur linken Hand -bebäfe 
aber auch die Verpflegungsgelder, ſelbſt wenn fie 
wieder beitathet. 2 

$. 903. Außer der Abfindung hat die Frau 
zur linken Hand an dem Nachlaſſe des Mannes 
kein geſetzliches Erbrecht. 


Allgem. Lanbr, II. Band. E F. 904. 


wandlung 
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$. 504. Durch Erbvertrag oder Teſtament kann 
der Mann, zum Vortheile der Frau, wie für einen 
Fremden verordnen, wenn er zur Zeit der geſchlof⸗ 
ſenen Heirach keine Kinder aus einer vollguͤltigen 
Ehe am Leben hatte. 

6. 905. Waren aber damals dergleichen Kin⸗ 
der vorhanden, ſo kann, ſelbſt wenn dieſelben in der 
Zwiſchenzeit geftorben find, der Mann feiner. Frau 
zur linken Hand nicht mehr, als den Zehnten Theil 
feines. eigenthuͤmlichen freien Nachlaſſes, letztwillig 
zuwenden. N 

$. 906. Die Abfindung aus dem Che: Contracte 
wird, wenn die Maſſe zum Behufe der Ausmitte⸗ 
lung dieſes Zehntels beſtimmt werden ſoll, als eine 
Schuld abgerechnet. 

$. 907. Die Frau erhalt alſo ein ſolches nach 
den Geſetzen zuläffiges Vermaͤchtniß noch über ihre 
Abfindung. 

$. 908. Beträge das Vermaͤchtniß mehr als 
den Zehnten Theil des Nachlaſſes, ſo muß daſſelbe 
auf ſo weit heruntergeſetzt werden. 5 

H. 909. Die Ehe zur linken Hand kann in 


in eine eine vollgultige Ehe verwandelt werden. 
vollgulti⸗ 


$. 910. Dazu wird die freie Einwilligung bei» 
der Theile, und wenn eine gänzliche Ungleichheit 
des Standes obwaltet, auch der Conſens der naͤch⸗ 
ſten Anverwandten erfordert. (§. 30 — 33.) 

$. 911. Hatten die Aeltern des Mannes nur 
in eine Ehe zur linken Hand gewilligt, ſo iſt zu 
deren Verwandlung in eine vollgültige Ehe ein 
nochmaliger Conſens derſelben nothwendig. 

$. 912. Ueberhaupt aber muß in allen Fällen 
die ausdrückliche Landesherrliche Erlaubniß hinzu⸗ 
kommen. 
$. 913. Auf dieſe Erlaubniß fol niemals ange⸗ 
tragen werden, wenn die Kinder aus einer vollgülti⸗ 
gen 
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gen Ede, zu deren Beguͤnſtigung die Heirath zur 
linken Hand geſchloſſen worden, in der Zwiſchenzeit 
geſtorben oder ſonſt abgegangen find; und auch nur 
ein entfernter Verdacht vorhanden iſt, daß dieſer 
Abgang durch Vernachlaͤſſigung, üble Behandlung, 
oder auf andre Art, von Seiten der Aeltern ver⸗ 
anlaßt oder befoͤrdert worden. ö 

$. 914. Nach erfolgter Landesherrlichen Er⸗ 
laubuiß muß der Mann vor dem Landes⸗Juſtizeol⸗ 
legio der Provinz, oder einem Commiſſario deſſel⸗ 
ben, perſoͤnlich erklaͤren, daß er die Frau nunmehr 
fuͤr ſeine wirkliche Ehefrau erkenne, und ihr alle 
mit dieſem Stande verbundenen Rechte einränme, 

F. 915. Dieſe Erklarung muß die Frau, der 
Regel nach, in Perſon annehmen. 

9. 916. Ihr muß darüber eine foͤrmliche Auge 
fertigung ertheilt werden. 

§. 917. Ein Aufgebot iſt ſo wenig, als eine 
nochmalige Trauung nothwendig. Ä 

$. 918. Doch muß davon dem gehörigen Pfar⸗ 
rer, zur Eintragung in das Kirchenbuch, Anzeige 
geſchehen. 

$ 919. Die Trennung einer Ehe zur linken hte 
Hand kann, dur: richterlichen Ausſpruch, nur in chen Aut⸗ 
eben den Fallen erfolgen, in welchen eine andere Ehe, Mind. 
nach den Vorſchriften des Achten Abſchnitts, getrennt 
werden kann. 

$. 920. Doch find Vergehungen, welche zwi⸗ 
fehen anderen Eheleuten die Trennung der Ehe nach 
$. 699 — 703. nur in einem böhern Grade begruͤnden 
können, auch in einem mindern Grade ſchon hinrei⸗ 
chend, den Mann zu dem Antrage auf Scheidung einer 
Ehe zur linken Hand zu berechtigen. 3 

§. 921. Auch muß der Richter, wenn die Frau 
wegen bloß mündlicher Beleidigungen, oder geringe 
rer Thaͤtlichkeiten die Scheidung verlange, auf die 

32 Der 
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Verſchiedenheit des Standes zwiſchen ſolchen Eheleu⸗ 
ten billige Ruͤckſicht nehmen. 
1 §. 922. Wird die Ehe zur linken Hand durch 
ee Urtel und Recht getrennt, und die Frau für den ſchul 
digen Theil erklart, fo verliert fie die im Ehe⸗Con⸗ 
tracte ihr verſprochene Abfindung. 

$, 923. Auch muß fie die Braut⸗ und die von 
dem Manne während der Ehe erhaltenen Geſchenke, 
in ſo fern dieſelben noch vorhanden ſind, oder ſie da⸗ 
durch noch wirklich reicher iſt, zurückgeben. 

6. 924. Die $, 889. bemerkten Sachen ſind 
jedoch auch in dieſem Falle keiner Ruͤckgabe unter⸗ 
worfen. 

F. 925: Kommt der Anlaß zur Scheidung zwar 
von Seiten der Frau, aber ohne moraliſches Verſchul⸗ 
den derſelben; fo behält fie die Geſchenke, und der 
Mann muß ihr die im Ehe⸗Contracte verſchriebene 
Abfindung entrichten. 

$, 926. Iſt der Mann dek ſchuldige Theil; fo 

wird die der Frau gebührende Abfindung nach richter, 
lichem Ermeſſen beſtimmt. 

$. 927. Dieſe Abfindung kann, bewandten Um⸗ 
ſtaͤnden nach, bis auf das Doppelte der im Ehe⸗Con⸗ 
tracte verſchriehenen Summe. erhöht werden. 

$. 928. Giebt der Mann zwar, jedoch ohne 
fein moraliſches Verſchulden, Anlaß zur Scheidung; 
jo findet die Vorſchrift $. 925. Anwendung. 

§. 929. In allen Fällen, wo der Frau Ver⸗ 
pflegungsgelder ſtatt der Abfindung zuerkannt ſind, 

„ bebätr fie dieſelben auch nach geſchloſſener anderwei⸗ 
ligen Ehe. 

$. 930. Die Frau kann für dieſe Verpflegungs⸗ 
gelder Eintragung auf die Grundſtucke des Mannes 
fordern. 5 

9.93 7. Iſt dergleichen beſondere Sicherheit nicht 
beſtellt, fo haben ſolche Verpfiegungsgelber das 6 
recht 
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recht der auf gerichtliche Verſchreibungen gegründeten 
Anſpruͤche. 

§. 932. Von den Rechten und Pflichten der aus 
einer Ehe zur linken Hand erzeugten Kinder wird im 
Achten Abſchnitt des folgenden Titels gehandelt. 


Zehnter Abſchnitt. 


Von den rechtlichen Folgen geſetzwidrig 
geſchloſſener Ehen. 


6. 933. Ehen, welche wegen obwaltender Ver⸗ Begrüßt. 
bote geſetze niemals beſtehen konnen, heißen nichtig. 

9.934. Ehen, welchen zwar von Anfang an ges 
ſetzliche Hinderniſſe im Wege ſtehen, die aber doch in 
der Folge, durch Hebung diefer Hinderniſſe, verbindli⸗ 
che Kraft erlangen koͤnnen, werden ungültig genannt. 

§. 93. Nichtig find Ehen, welche innerhalb der nchen 
durch die Geſetze verbotenen Grade geſchloſſen wor- Ehen. 
den. (F. 3. 4. 5.) 

$. 936. Ferner diejenigen, bey deren Schlie⸗ 
ßung Einer oder beide Theile annoch anderweitig 
verheirathet waren. (F. 16.) 

9. 937. Ein Gleiches gilt von Ehen zwiſchen ei ⸗ 
ner geſchiedenen Perſon, und derjenigen, welche ſie 
wegen des zur Scheidung gegebenen Anlaſſes, nach 
den Geſetzen nicht heirathen darf. ($. 25 — 29.) } 

$. 938. Auch ſolche Ehen, die von Militair⸗ 
perſonen, ohne die, in Auſehung ihrer, nach den Ges 
ſetzen beſonders erforderliche Einwilligung geſchloſſen 
worden, find nichtig. (§. 34. 35.) 

$. 939. Eben das finder in Fällen Statt, wo 
der Unterſchied der Religionen ein geſetzliches Ehe⸗ 
hinderniß ausmacht. ($. 36.) : 

9. 940, 
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$. 940. Ehen, welche die Geſetze wegen Un⸗ 
gleichheit des Standes verbieten, werden, wenn ſie 
ohne die erforderliche Diſpenſation dennoch geſchloſ⸗ 
fen worden, ebenfalls für nichtig angeſehen. (H. 30 
— 33.0 

§. 941. Auch wenn in den Fällen des §. 936. 
938, 839. 940. das Ehehinderniß in der Folge 
gehoben werden koͤnnte; bleibt die Ehe in der Re⸗ 
gel dennoch nichtig. 

§. 942. Nur in dem Falle des $. 936. wenn 
die vorige Ehe aus einem unverſchuldeten Irrthu⸗ 
me für getrennt augenommen worden, da fie doch 
noch wirklich beſtanden hat, iſt die fpätere Ehe kei⸗ 
nesweges nichtig, ſondern nur ungültig. 

§. 943. Wenn alſo das der ſpaͤtern Ehe zur 
Zeit ihrer Vollziehung entgegen geſtandene Ehehin⸗ 
derniß durch eine nachher wirkſich erfolgende Tren⸗ 
nung der früher gehoben worden: ſo iſt die ſpäͤ⸗ 
tere Ehe als von Anfang an güleig anzuſehn. 

H. 944. Für einen unverſchuldeten Irrthum 
iſt es zu halten, wenn der wirklich noch nicht er⸗ 
folgte Tod des vorigen Ehegatten geſetzmäßig be⸗ 
ſcheinigt war; oder wenn die vorige Ehe durch ein 
richterliches Erkeuntniß, dem aber ein wefentliches 
Erforderuiß der Gültigkeit ermangelte, für getrennt 
erklaͤrt worden. 

$. 945. Hat aber der vor Trennung der früs 
ben zu einer nachherigen Ehe ſchreitende Theil 
den vorgefallenen Fehler vorſaͤtzlich, oder durch fein 
eignes grobes oder mäßiges Verſehen, ſelbſt ver⸗ 
aulaße; fo bleibt die Ehe von Anfang an nichtig. 

§. 946. Soll außer dem Falle des F. 936. die 
nichtige Ehe nach gehobenem Hinderniſſe zur Gültig⸗ 
keit gelangen: ſo muß ſie auf die in den Geſetzen vor⸗ 
geſchriebene Art nochmals feierlich vollzogen werden. 


9. 947 


— — 
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$. 947. Mit dem Zeitpunkte dieſer nochmali⸗ 
gen Vollziehung nimmt die Guͤſtigkeit einer ſolchen 
Ehe erſt ihren Anfaug. 

§. 948. Iſt eine Ehe, in dem Falle des F. 8. 
ohne die erforderliche Dispenſation geſchloſſen wor⸗ 
den: ſo iſt fie nicht nichtig, fondern ner ungültig; 
und beſteht alſo von Anfang an, wenn die Dispen⸗ 
ſation in der Folge noch ertheilt wird. 

9. 949. Doch finden, wegen des uͤbertretenen 
Ehegefeges, auch in dieſem Falle die unten perord⸗ 
neten Strafen Statt, 

$. 950. Die Fortſetzung nichtiger Ehen iſt der 
Richter zu dulden nicht befugt. 

5 951. Vielmehr muß er, fobald dieſelben zu 
feiner Kenntniß gelangen, die Verbundenen von 
towegen trennen, und einen ſiskaliſchen Bedien⸗ 
ten auweiſen, auf die förmliche Nichtigkeicserklaͤ⸗ 
rung anzutragen. 

$. 952. Aus einer ſolchen nichtigen Verbin⸗ 
dung entſtehen daher auch unter den Verbundnen 
ſelbſt niemals Rechte und Pflichten, wie aus einer 
wirklichen Ehe. 

$ 953. Hat der Mann das Vermoͤgen der 
Frau in ſeine Verwaltung uͤberkommen: ſo muß er 
alles leiſten und vertreten, wozu ein Verwalter ſrem⸗ 
der Güter verpflichtet iſt. (Th. 1. Tit. 13. Abſchn. 30 

$. 954. Doch darf er von den während die⸗ 
ſer Verbindung gezogenen Nutzungen in der Regel 
keine Rechnung ablegen. 

§. 955. Vielmehr werden dieſe Nutzungen ges 
gen das, was zum Unterhalte der Frau verwendet 
worden, aufgehoben. 

$. 956. Hat aber der Mann das Ehehinderniß 
gewußt; und der Frau iſt ſelbiges unbekannt gewe⸗ 
ſen: ſo wird der Mann als ein unredlicher par 

es 
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des in feine Verwaltung übernommenen Vermo⸗ 
gens der Frau angefehen, 
FS. 957. Er muß alſo auch wegen der Nutzun⸗ 
gen dieſes Vermögens alles vertreten, wozu ein un⸗ 
redlicher Beſitzer verpflichtet wird; und kann nur das, 
was zum Unterhalte der Frau, oder ſonſt in ihren Nu⸗ 
ten erweislich verwendet worden, davon abziehen. 
9. 958. In allen Fallen, wo das Ehehinder⸗ 
niß der Frau unbekannt geweſen iſt, hat dieſelbe 
zur Sicherheit ihres dem Manne uͤberlaſſenen Ver⸗ 
mögeng das Vorzugsrecht der Fuͤnften Claſſe, von 
dem Tage an, da der Mann die Verwaltung uͤber⸗ 
nommen hat. - 
§. 959. SE das Egehinderniß der Frau bes 
kannt, dem Manne aber unbeksunt geweſen; fo darf 
Letzterer, bey feiner Verwaltung, nur für ein gro⸗ 
bes Verſehen haften. 
$. 960. Daraus, daß eine Ehe für nichtig 
erklart wird, kann einem Dritten, welchem das ob⸗ 
waltende Ehehinderniß unbekannt geweſen, niemals 
ein Nachthell erwachſen. 
§. 961. Wer alſo mit einem oder dem andern 
der vermeinten Eheleute redlichev Weiſe in Ge⸗ 
fchäfte ſich eingelaſſen hat, der erlangt daraus eben 
die Rechte, als wenn unter ihnen eine gültige Ehe 
beſtanden hätte. 5 
$. 962. Doch koͤnnen in dem Falle des §. 936. 
durch die Verhandlungen eines Dritten mit dem 
vermeinten zweiten Ehegatten, die Rechte des er⸗ 
ſten und wahren Ehegatten nicht gekraͤnkt werden. 
$. 983. Wenn ein Theil den andern, durch 
Verſchweigung oder Verheimſichung des obwalten⸗ 
den Ehehinderniſſes, oder ſonſt durch betrügliche 
Vorſpiegelungen, zur Schließung einer nichtigen 
Ehe verleitet hat: jo muß der Schuldige den Un⸗ 
ſchuldigen ſchadlos halten. 
5 §. 964. 
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8. 964. Zur Beſtimmung dieſer Schadloshal⸗ 
tung dienen die Eheſcheidungsſtrafen, welche, bey 
Trennung einer an ſich gültigen Ehe, der ſchuldi⸗ 
ge Theil dem Unfchuldigen entrichten muß, zum 
Maaßſtabe. 8 . 

H. 965. Doch muß in der Regel auf den hoͤch⸗ 
ſten Satz der Eheſcheidungsſtrafen erkannt werden. 

$. 966. Entſteht die Nichtigkeit der Che aus ei⸗ 
ner Ungleichheit des Standes, fo bat die Unſchuldige 
die Wahl: ob und wie lange ſie auf die von dem 
Schuldigen nachzuſuchende Diſpenſation warten; oder 
ob fie ſogleich auf die Strafen der Eheſcheidung an 
tragen wolle. 

F. 967. Hat derjenige Theil, welcher an Schlie⸗ 
ßung einer nichtigen Ehe unſchuldig war, während 
derſelben ſolche Nan begangen, welche die 
Trennung einer gültigen Ehe, und die Eheſcherdungs⸗ 
ſtrafe nach ſich ziehen würden: fo hat er fein Recht 
auf Schadlos haltung verloren. 

H. 968. Ungültig find Ehen, die ein Vormund u. Bon 
für fi, oder feine Kinder, mit feinen Pflegebefoh⸗ genehen. 
lenen, ohne Erlaubniß des vormundſchaftlichen Ges 
richts, geſchloſſen hat. (G. 14.) 

S. 969. Ferner ſolche, die mit einer an Kindes⸗ 
ſtatt angenommenen Perſon, ohne vorhergegangene 
Aufhebung der Adoption, geſchloſſen worden (5. 13.) 

$. 970. Ein Gleiches gilt von Heirachen mit 
einer Perſon, die das mannbare Alter noch nicht er⸗ 
reicht hat. (H. 37.) . 

. 971. Auch Hetrathen, wobey es von der ei⸗ 
nen Seite an der freien Einwilligung ermangelt, find 
ungültig. (§. 38 — 44.) 

H. 972. Eben das findet von Ehen Statt, bey 
welchen die Einwilligung derjenigen, deren Conſens 
die Geſetze zur Gultigkeit einer Ehe erfordern, nicht 
beigebracht iſt. (5. 4. 49. 50. 52) 

8. 973. 
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§. 973. Unguͤltige Ehen können nur auf das 
Anrufen desjenigen, welcher das Thehinderniß zu ruͤ⸗ 
gen, nach den Geſetzen berechtigt iſt, als nichtig auf⸗ 
gehoben werden. 

§. 974. Erfolgt dergleichen Nichtigkeitserklaͤ⸗ 
rung: fo findet bey ungültigen Ehen alles das An⸗ 
wendung, was von den abſolut nichtigen vorſtehend 
$. 932 — 965. 985. verordnet iſt. 

§. 975. Wird aber das Ehehinderniß in der Fol · 
ge gehoben: fo muß angenommen werden, daß die 
Ehe von Anfang an gültig geweſen ſey. 

9 976. Iſt das Ehehinderniß von dem, wel⸗ 
cher dazu berechtigt iſt, innerhalb der durch die Ge⸗ 
ſetze beſtimmten Friſt nicht geruͤgt worden: fo wird 
daſſelbe für gehoben augeſehen. (§. 41 — 44.) 

Fabel 9 977. Hat ein Vormund ſich ſelbſt, oder fein 

von Ehen Kind, mit einer ſeiner Pflege befohlenen Perſon ge⸗ 

155 ſetzwidrig verheirathet: fo muß er der Vormundſchaft 

er a ſofort entſetzt, und dem Pflegebefohlenen ein anderer 

Be Vormund beſtellt werden. 

leben. §. 978. Dieſer muß unter Auſſicht des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts genau prüfen: ob die pfle⸗ 
gebefohlene Perſon die Ehe fortſetzen wolle, und ob 
ihr deren Fortſetzung zuträglich ſey. 

F. 979. Findet ſich dabey eine wirkliche Abnei⸗ 
gung der Pflegebefohlenen; oder fonft ein uͤberwie⸗ 
gender Nachtheil für fies fo muß auf die förmliche 
Michtigkeitserklarung bey dem Richter angetragen 
werden. 

d. 980. Wird aber die Fortſetzung der Ehe von 
dem vormundſchaftlichen Gerichte nachgegeben: fo 
verbleibt dennoch das Vermögen der Frau bis zur er⸗ 
langten Volljaͤhrigkeir, unter der Verwaltung des 
neubeſtellten Vormundes. 

6. 987. Der Mann kann bis dahin auf die Ein⸗ 
Fünfte dieſes Vermögens nur in fo weit Anſpruch a 

en, 
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chen, als dieſelben zum ſtandesmaͤßigen Unterhalte 
der Frau, nach dem Ermeſſen des vormundſchaftli⸗ 
chen Gerichts, nothwendig ſind. 

§. 982. Alle Zuwendungen, welche die Fran 
einem ſolchen Manne in einem vor erreichter Volljaͤh⸗ 
rigkeit gemachten Vertrage oder Teſtamente boſtimme 
bat, find ungültig. 

$ 983. Nach erlangter Volljährigkeit hänge 
es von dem freien Eutfchluffe der Frau ab, was fe 
von ihrem Vermoͤgen dem Manne einbringen, oder 
ſich vorbehalten wolle. 

$ 584. Iſt während der Minderjährigkeit eis 
ner ſolchergeſtalt geſetzwidrig verheiratheten pflegebe⸗ 
fohlenen Perſon, die Ungültigkeit der Ehe nicht ge⸗ 
rügt worden: fo bleibt ihr ſelbſt das Recht dazu noch 
innerhalb ſechs Monathen nach zuruͤckgelegtem vier 
und zwanzigſtem Jahre vorbehalten. 


H. 985. Hat Jemand fein angenommenes Kind Zwischen 0 
wider die Geſetze geheirathet; und iſt daſſelbe noch nome; 
minderjäbrig: fo muß dem angenommenen Kinde nen Ael⸗ 
ein Curator beſtellt, und alsdann eben ſo, wie bey Ae 
der geſetzwidrigen Heirach eines Vormundes mit ſei⸗ 
ner Pflegebefohlenen, verfahren werden. 

8. 986, War die an Kindesſtatt angenommene 
Perſon bereits volljaͤhrig: fo kann dieſelbe die Unguͤl⸗ 
tigkeit der Ehe nur innerhalb Sechs Monathen nach 
deren Vollziehung rügen. 

§. 987. In allen Fällen, wo eine ſolche Ehe 
für nichtig erklaͤrt wird, verliert der Mann alle aus 
der Annahme an Kindesſtatt, über die Perſon und 
das Vermoͤgen der Adoptirten entſtandenen Rechte. 

§. 988. Dagegen bleiben der Adoptirten die 
ihr auf das Vermögen des angenommenen Naters, 
ſo wohl unter Lebendigen, als von Todeswegen zur 
kommende Anfprüche vorbehalten. 


9. 989. 
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$. 989. Wird eine ſolche Ehe in der Folge 
guͤltig: fo werden alle an der Annahme an Kindess 
ſtatt wechſelſeitig entſtandene Rechte und Verbindlich ⸗ 
keiten für erloſchen angeſehen. ; 

mit noc) H. 990. Beſtand das Ehehinderniß in dem 

9 noch nicht erreichten gefeßmäßigen Alter; fo wird die 

ren Pere Ehe gültig, wenn der Mangel nieht innerhalb Sechs 

fenen, Nonathen, nach Zurücklegung dieſes Alters, ge⸗ 
ruͤgt worden. 

9. 991. Sollte jedoch eine Perſon, die weder 
unter vaͤterlicher Gewalt, noch unter einem Vormun⸗ 
de ſteht, ſolchergeſtalt geſetzwidrig verheirathet werden, 
fo muß ihr der Richter, ſobald er davon Kenntniß exe 
langt, einen Vormund von Amtswegen beſtellen. 

§. 992. Von dieſem muß aledann nach den 
Vorſchriften ö. 978 — 983. weiter verfahren werden. 

11 §. 993. Wegen des aus dem Mangel der 
milligung freien Einwilligung bey einer der verheiratheten Per⸗ 
oder fonen entſtehenden Hinderniffes hat es bey den Vor⸗ 
ſchriften 9. 41 — 44. ſein Bewenden. 
ber Con⸗ F. 994. Die Ungültigkeit einer Ehe, bey wel⸗ 
2 5 cher es von der einen oder andern Seite an der Ein⸗ 
erna, willigung des leiblichen Vaters ermangelt, muß von 
gelt. dieſem innerhalb Sechs Monathen, nach erhaltener 
Nachricht von der Vollziehung der Ehe, gerichtlich 
gerügt werden. * 

§. 995. Iſt dieſes nicht geſchehen; fo behält 
zwar die Ehe ſelbſt ihre volle Wirkung; 

F. 996. Doch iſt der Vater alsdann das unge⸗ 
horſame Kind bis auf die Hälfte des Pflichttheils zu 
enterben berechtigt. 

$. 997. Hat ein Sohn, der nicht mehr unter 
vaͤterlicher Gewalt ſich befindet, oder eine Tochter 
nach zurückgelegtem vier und zwanzigſten Jahre, obs 

ne vaͤterliche Einwilligung geheirathet: fo bewirkt die⸗ 
ſer Mangel keine Ungültigkeit der Ehe. . 
9. 958. 
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§. 998. Dem Varer bleibt aber, auch in die⸗ 
ſem Falle, das Recht zur Enterbung bis auf die 
Hälfte des Pflichttheils vorbehalten. 2 

§. 999. Wenn minderjährige vaterloſe Wai⸗ 
fen, ohne Einwilligung der Mutter, Großältern 
oder Vormüͤnder beirathen: fo findet eben das Statt, 
was bey einer zwiſchen dem Vormunde und ſeinen 
Pflegebefohlenen ohne obervormundſchaftliche Erlaub⸗ 
niß geſchloſſenen Ehe . 978 — 9844 verordnet iſt. 

F. 1000. Die Murter kaun ein, nach des Das 
ters Tode, ohne ihre Einwilligung, heirathendes mins 
der ⸗ oder größjahriges Kind, auf die Hälfte des 
Pflichttheils, gleich dem Vater, enterben. 1 

F. 1001. Schreitet Jemand zu einer fernern Ehe, baten. 
ohne ſich zuvor mit feinen Kindern aus voriger Ehe kung an⸗ 
auseinander geſetzt zu haben ($. 18.); fo entſteht ee 
zwar daraus keine Unguͤlkigkeit der neuen Ehe; de. 

$. 1002. Der Vater verliert aber die Verwal 
tung des Vermoͤgens der Kinder, und kann aus dem 
Nießbrauche deſſelben nur fo viel verlangen, als zum 
Unterhalte der Kinder, in fo fern ſich ſelbige noch in 
ſeiner Verpflegung befinden, nach dem Ermeſſen des 
vormundſchaftlichen Gerichts erforderlich iſt. 

$. 1093. Sind die Kinder noch minderjährig: 
fo muß das vormundſchaftliche Gericht die Ausein⸗ 
anderſetzung derſelben, mit den zur fernern Ehe ge⸗ 
ſchrittenen Aeltern, von Amkswegen betreiben. 

$. 1004. So lange, bis den Kindern ihr Vers 
mögen gehörig nachgewieſen und ausgeantwortet, 
oder verſichert worden, kann der neue Ehegatte in 
den Gütern des Andern keine Rechte, zum Nach⸗ 
theile dieſes Vermögens der Kinder aus voriger Ehe 
erlangen. 

$ 1005. Vielmehr paftet das eigne Vermögen 
des Stiefvaters, oder der Stiefmutter, den Kin⸗ 
dern zu ihrer Sicherheit, in ſo fern dieſelben aus dem 

Ver⸗ 


IV. Stra⸗ 
fen derer, 
welche 
Ehegeſel⸗ 
ze übers 
treten. 
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Vermoͤgen ihrer leiblichen Aeltern ihre Befriedigung 
nicht erhalten koͤnnen. 5 

$. 1006, Wenn verwittwete oder geſchiedene 
Perſonen früher heirathen, als es ihnen die Geſetze 
verſtatten: (H. 19. ag.) fo entſteht zwar daraus eben⸗ 
falls keine Ungalrigkeit einer ſolchen Ehe; 

$. 1007. War aber die zu fruͤhzeitig heirathen⸗ 
de Wittwe oder Geſchiedene ſchwanger: fo bleiben 
dem Kinde ſeine Rechte, ſowohl in Anſehung der 
Ause!vanderſetzung, als ſonſt, nach den Vorſchrif⸗ 
ten des folgenden Titels vorbehalten. 

$. 2008. Wenn bey Schließung einer Ehe, 
eins der vorſtehend angeführten Ehegeſetze wiſſentlich 
uͤbertreten worden, muß dieſe Uebertretung an dem 
ſchuldigen Theile zur öffentlichen Genugthunng ges 
ahndet werden. 

$. 1009. Ju fo fern die Ueberkretung des Ehege⸗ 
ſetzes zugleich ein Verbrechen enthält, auf welches 
ſchon an und für ſich eine gewiſſe Strafe in den Ge⸗ 
ſetzen beſtimmt iſt, hat es bey dieſer fein Bewenden. 

§. zoro. Außerdem aber muß der vorſätzliche 
Uebertreter eines Ehegeſetzes, nach Bewandniß der 
Umſtande, des Grades der Moralität, und des aus 
der Ulebertretung wirklich entſtandenen, oder doch zu 
fürchten geweſenen Schadens, mit einer fiskalischen 
Geldbuße von Zehn bis Dreihundert Thalern, oder 
verhältnißmäßiger Gefaͤngnißſtraſe, belegt werden. 

§. 1011. Wird in den Fällen des $. 971. 972. 
die Ungültigkeit der Ehe ſelbſt von dem unſchuldigen 
Theile, oder von dem Vater, nicht geruͤgt: fo iſt der 
Richter Unterſuchung und Beſtrafung von Amts⸗ 
wegen zu verfügen nicht berechtigt. 8 

$. 1012. Ueberhaupt fälle die Strafe weg, for 
bald das Recht zur Rügung der Ungültigkeit der Ehe 
ſelbſt erloſchen iſt. 

0 H. 1013, 
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$. 1013. Die Strafen der Prediger, welche 
mit Uebertretung oder Vernachlaͤßigung eines Ehege⸗ 
ſetzes, eine ungültige Ehe durch die Trauung vollzie⸗ 
hen, werden unten beſtimmt. (Tit. 11. Abſchn. 6.) 

$. 1014. Was die Aufhebung einer nichtigen 
oder unguͤltigen Ehe, in Anſehung der daraus erzeug⸗ 
den Kinder für rechtliche Folgen habe, iſt im Zwei⸗ 
ten Titel feſtgeſetzt. 


Silfter Abſchnitt. 


Von den rechtlichen Folgen des uneheli⸗ 
chen Beiſchlafes. 


$, 1015. Wer eine Perſon außer der Ehe ſchwaͤn⸗ 

gert, muß die Geſchwaͤchte entſchaͤdigen, und das 
Kind verſorgen. 

Anh. F. 43. 1) Der Betrag, der für ein uneheliches Kind J. Erſte 
zu bezahlenden Verpflegungs⸗ und Erziehungskoſten, Catch 
welchen das Landrecht Theil 2. Tit. 2. F. 626. 627. der digung, 
richterlichen Veſtimmung, nach Unterſchled der Fälle, le 
uͤberlaſſen hat, wird, wenn der Vater ein gemeiner und Wo⸗ 
Soldat iſt, auf 16 Gr., wenn er ein Unteroffizier iſt, Denke: 
auf 20 Gr., bey Offizieren aber, nach Unterſchled des 
Ranges auf 2 Rthlr bis 4 Rihlr. monatlich feſtgeſetzt. 

2) Für Taufr, Entbindungss und Wochenkoſten, fol 
einem Uuteroffizler und gemeinen Soldaten nicht mehr 
als 1 Rthlr 8 Gr. bis 2 Nthlr. abgefordert werden. 

3) Wegen der Alimente des Kindes ſoll von dem 
Traktement eines Unteroffizlers oder gemeinen Soldaten 
kein Abzug Statt finden. Wenn alſo ein ſolcher Schwaͤu⸗ 
gerer außer feinem Solde weiter kein Vermögen oder 
Erwerb hat, jo muß inzwiſchen die Mutter für die Er 
nahrung des Kindes ſorgen, und bis zu verbefferten Ver⸗ 
moͤgens umſtaͤnden des unehelichen Vaters ſich gedulden. 
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4) In Anſehung derjenigen Milltalrperſonen, wel⸗ 
che ſolchergeſtalt von ihrem Solde keinen Abzug leiden 
dürfen, kann auch die §. 1020, — 1023, verordnete 
vorläufige Niederlegung der Taufr, Entbindungs⸗ und 
Wochenkoſten nicht Sratt finden. 

5) So wie es ſich nach den Vorſchriften des Land⸗ 
rechts ſchon von ſelbſt verſteht, daß elne Frauensperſon, 
welche mlt einem Offizier, Unteroffizier oder gemeinen 
Soldaten in unerlaubten Umgang ſich einläßt, und dem⸗ 
ſelben auch unter dem Verſprechen der Ehe, den Bei⸗ 
ſchlaf geſtattet, auf ole Entſchaͤdigung, welche das Ger 
ſetz einer unter dein Verſprechen der Ehe verfuͤhrten und 

geſchwängerten Perſon beſtimmt hat 5 niemals Anſpruch 
machen koͤnne, ſondern dieſe Art der Entſchaͤdtgung nur 
in dem einzigen Falle Statt finde, wenn der Schwängerer 
den erforderlichen Conſens zur Helrath ſchon erhalten hat 
te, und hlernächſt gleichwohl die Ehe mit der Geſchwän⸗ 
gerten wirklich zu vollziehen ſich weigert; ſo fol auch die 
in dem $. 1060. verordnete nündere Abfindung der Ger 
ſchwäugerten gänzlich wegfallen, wenn der Schwängerer 
nur zu den Unteroffizieren oder gemeinen Soldaten ge 
hoͤrt. In Anſehung der Oberoffiztere aber, welche eine 
unſchuldige Perſon durch allerley Künſte, durch Vorſple⸗ 
gelungen des ſchon nachgeſuchten und in kurzem zu er⸗ 
wartenden Confenfes u. ſ. w. zum Belſchlaf verleitet Ha 
ben, ſoll es bel den Vorſchriften des Landrechts $. 1065. 
10666. und 1067, fein Bewenden haben. 

F. 1016. In der Regel kaun jede Gefchwächte 
von dem Schwängerer Niederkunfts⸗ und Tauf⸗ 
koſten, ingſeichen ſechs wöchentliche ihrem Stande 
gemäße Verpflegung fordern. 

$, 1017. Auch andere während der Schwan⸗ 
gerſchaft, oder nach der Niederkunft, aufgelaufen. 
unvermeidlich geweſene Koſten, iſt der Schwängerer 
zu ubernehmen verbunden. 

$. 1018. 
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F. 1018. Wenn die Gefchwächte während der 
Wochen ſtirbt: fo muß der Schwängerer die Be⸗ 
graͤbnißkoſten tragen: in fo fern dieſelben aus ihrem 
Nachlaſſe nicht beſtritten werden konnen. 


Anh. F. 84. Stirbt das unehelſche Kind zu einer Zelt, 
da ihm der Schwängerer Unterhalt zu geben verbunden 
geweſen iſt, fo muß derſelbe die Begraͤbnißkoſten tragen, 
und die ausgelegten der Mutter erſtatten. 7 


$. 1019. Dies, 1016. beſchriebene Koſten und 
Verpflegungsgelder kann die Geſchwächte noch vor 
der Niederkunft einklagen. 

H. 1020, Iſt die Schwangerſchaft ausgemit⸗ 
telt, und der Beiſchlaf übergaupt eingeſtanden, oder 
einigermaßen beſcheinigt: fo muß der Richter die 
Summe dieſer Kosten durch ein vorſaͤufiges Dekret 
veſtſetzen. 

H. 10g t. Doch ſteht dem Beklagten frey, dies 
fen veſtgeſetzten Betrag, bis zur erfolgenden Entbin⸗ 
dung, gerichtlich niederzulegen. 

$. 1022. Erfolgt innerhalb der geſetzmaͤßigen 
Zeit (1077:) keine Entbindung: fo kann er die nie⸗ 
dergelegte Summe zurückfordern. n 

$. 1023, Auch findet die Zurückforderung in ſo 
fern Statt, als wegen erfolgten Abſterbens der Mut⸗ 
ter oder des Kindes, die Verpflegungs⸗ oder Tauf. 
koſten nicht gebraucht worden ſind. 

$. 1024. Der Einwand, daß die Geſchwöchte 
auch Andern den Beiſchlaf geſtacket habe, befreiet 
den Beklagten nicht von dieſer erſten Art der Ent⸗ 
ſchädigun. 

$. 1025. Frauensperſonen, die ſich in oͤffent e 
lichen Hurenhaͤuſern aufhalten, konnen ſelbſt auf 10 
dieſe geringere Entſchädigung keinen Anſpruch aid "2 


dern koͤn⸗ 
machen. ne. 


Allgem. Landr. II. Bond, 3 F. 1026. 
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$. 1026. Ein Gleiches gilt von ſolchen, die ſich 
- Manneperfonen gegen Bezahlung zur Wolluſt über 
laſſen. 
§. 1027. Ferner von Ehefrauen, die bey ih⸗ 
ren Männern leben, wenn fie auch während der 
Ehe ſich mit Andern fleiſchlich vermiſcht hätten. 
S. 1028. Frauensperſonen, welche die Manns⸗ 
perſonen zum Beiſchlafe verleitet haben, können dieſe 
geringere Art der Entſchaͤdigung nur alsdann fordern, 
wenn fie die Koſten der Riederkunft, der Taufe, und 
der Wochen, ganz oder zum Theil, aus eignen Mit⸗ 
teln zu beſtreiten nicht vermoͤgend ſind. 
Wer ſſch. H. 1029. Mit dieſer erſten Art der Entſchaͤdi⸗ 
EN e gung muͤſſen diejenigen fuͤr ihre Perſon ſich begüͤngen, 
maße die vorhin ſchon außer der Ehe geſchwängert worden, 
„H. 1030. Ferner die Ehefrauen, welche zwar 
noch in der Ehe, aber von ihren Männern getrennt 
leben. N n 
„F. 1031. Desgleichen diejenigen, welche ſich 
vormals in Hurenhaͤuſern aufgehalten haben, oder 
wegen eines unzuͤchtigen Lebenswandels berüͤchtiget 
ind. * 
bre $. 1032. Wer aber eine unbeſcholtene ledige 
Auch, Weibsperſon außer der Ehe ſchwäͤngert, der iſt ihr 
digung. deshalb moͤglichſt vollſtändige Genugehuung zu lei⸗ 
ſten verbunden. 
§. 1033. Wittwen werden, in ähnlichen. Faͤl⸗ 


— 
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werden, die Ehe mit der Geſchwaͤchten wirklich zu gen fer 
vollziehen. be. 

$. 1036. Weigert er ſich deſſen beharrlich, fo 
ſoll zwar kein Zwang zur Vollziehung der Ehe durch 
prieſterliche Copulation Statt finden. 3 

§. 1037. Dagegen ſollen aber in dem abzufaſ⸗ 
ſenden Erkenntniſſe der Geſchwaͤchten der Name, 
Stand und Rang des Schwaͤngerers, ſo wie üͤber⸗ 
haupt alle Rechte einer geſchiedenen für den un⸗ 
ſchuldigen Theil erklaͤtten Ehefrau deſſelben, beige⸗ 
legt werden. NE 11 

§. 1038 Dieſer Rechte ſoll ſie ſich im buͤe⸗ 
gerlichen Leben, und bey allen Verhandlungen deſ⸗ 
ſelben, wirklich zu erfreuen haben. BROT. 2. 
FS. 1039. Auch ſind ihr, zu ihrer Abfindung, 
die geſetzlichen Ehefcheidungsffräfen aus dem Ver⸗ 
mögen, oder den Einkuͤnften des Schwaͤngerers zu⸗ 
zuerkennen. e r 

. 7048. Ob dleſe Strafen nach F. 78 J. auf 
den Vierten, oder nach $. 786. nur auf den Sech⸗ 
ſten Theil zu beſtimmen, bleibt nach Bewandniß der 
Unmſtaͤnde eines jeden Falles, der mehrern oder min⸗ 
dern von dem Verführer gebrauchten Argliſt, der 
Groͤße feines Vermögens, und des Standes der Ger, 
ſchwächten, kichtetlichem Ermeſſen vorbehalten. 
F. 1041. Wenn der Ehe des Schwaͤngerers 2) Wenn 
mit der Geſchwaͤchten geſetzlche Hinderniſſe, außer dau 
der Unzledgee des Standes, (§. 1054.) entgegen. entgegen 
ſteben, ſo muß dei Nichter gleich bey Aufnehmung den 
der Klage prüfen; ob dieſe 18 gehoben wer 
den können; N. eo 

G. 1042 Einp nie n ſo befshaffen, 
daß eine Hebung derfel en Rach gefeßlichen Vorſchrif⸗ 
ten erfolgen kann: ſo inuß dein Schwaͤngerer eine 
verhaͤltnißmaͤßige Zeit ale werden, binnen wel⸗ 

y a 


cher 
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cher derſelbe das Hinderniß aus dem Wege räumen, 

und ſodann die Ehe wirklich vollziehen ſolle. 
$. 1043. Kaun oder will er dieſes nicht bewür⸗ 
ken: ſo kann zwar auf Vollziehung der Ehe nicht 

geklagt werden. a . 

9. rogg. Dagegen muß aber der Schwänge⸗ 
rer der Geſchwaͤchten die Eheſcheidungsſtrafen, nach 

Beſtimmung $ 1040., zu ihrer Abfindung ent⸗ 

richten. ; - ; 

b. 1045. Auch wird der Geſchwaͤchten in dem 
Urtel die Befugniß beigelegt, bis zu ihrer wirkli⸗ 
chen Verheirathung den Namen des Schwaͤngerers 
zu führen, 1 

F. 1046. Vermoͤge eben dieſes Urtels hat fie 
ſich in der bürgerlichen, Geſellſchaft aller Beſugniſſe 
einer rechtmaͤßigen, obwohl geſchiedenen Ehefrau zu 
erfreuen. ir 

$ 1047. Bey dem Genuffe dieſer Rechte ſoll 
ſie gegen Jeden, der ihr den begangenen Fehler auf 
irgend eine Art vorruͤcken wollte, von dem Richter 
nachdrücklich geſchützt werden. 

$. 1048. Ergiebt ſich ſchon bey Aufnehmung 
der Klage, daß das Hinderniß nicht gehoben werden 
koͤnne oder wolle, (§. 1042.) fo bedarf es zwar keiner 
Beſtimmung einer Friſt zur Vollziehung der Ehe; 

$. 1049. Dagegen finden alle Vorſchriften $. 
1044 - 1047, auch in dieſem Falle Anwendung. 

§. 1050, Auf Führung des Namens des 

Schwaͤugerers ſoll nicht erkannt werden, wenn das 
Ehehinderniß in zu naher Verwandtſchaft beſteht. 

$. 1051. Auch alsdann nicht, wenn der Schwaͤn⸗ 
gerer ſchon verheirathet iſt. * 

S. 1052. Ueberhaupt kann die Geſchwaͤchte, 
wenn ſie nicht ſelbſt adelichen Standes iſt, ſich des 
adlichen Namens und Wappens des Schwängerers 
in keinem Falle (F. 1037 — 1045.) bedienen. 

$. 1053. 
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§. 1053. In allen Fällen, wo der Geſchwäch⸗ 
ten der Name des Schwaͤngerers nicht beigelegt 
werden kann, muß fie von demſelben dafür noch bes 
ſonders, außer der eigentlichen Abfindung, entſchä⸗ 
digt werden. 4 

$. 1054. Beſteht das Ehehinderniß bloß in der 1 
Ungleichheit des Standes, (F. 30 — 33.) ſo muß heit des 
der Schwaͤngerer binnen einer zu beſtimmenden Friſt eh 
erklaͤren: ob er die landesherrliche Erlaubniß zu ei. hindernig 
ner Ehe zur linken Hand mit der Geſchwächten nach⸗ If 
ſuchen koͤnne und wolle. 

$. 1055. Sucht und erhält er dieſe Erlaubniß 
wirklich, fo iſt ferner nach den Vorſchriften des Reun⸗ 
ten Abſchnitts zu verfahren. 5 

$. 1056, Kann oder will er die Erlaubniß nicht 
ſuchen, oder wird ihm dieſelbe verſagt; fo finden die 
Vorſchriften H. 1044. 1046, 1047. und 1053. Ans 
wendung. x 

H. 1057. Mach eben dieſen Vorſchriften iſt zu 
verfahren, wenn die Geſchwächte vom Anfauge an er⸗ 
kläret, den Schwängerer zur linken Hand nicht hei⸗ 
rathen zu wollen; oder wenn gleich bey Aufnehmung 
der Klage ſich mit Gewißheit ergiebt, daß der Schwän« 
gerer die Erlaubniß nicht ſuchen koͤnne, oder dieſelbe 
nicht ſuchen zu wollen, feſt eutfchloffen ſey. 

$. 1058. In beiden Fällen ($. 1056. 1057.) 
ſoll jedoch nur auf die Chefcheidungsftrafen nach 
F. 786. erkannt werden. 

§. 1059, Alle obige Vorſchriften (S. TO4T bis ) Wenn 
1058.) gelten nur in dem Falle, wenn der Geſchwaͤch⸗ movie 
ten das Ehehinderniß unbekannt geweſen. das Eher 

$. 1060. Hat fie aber daſſelbe gewußt, und iſt wut 
ihr inſonderheit bekannt geweſen, daß der Schwänge⸗ hat. 
rer unter Aeltern, Vormuͤndern, oder andern Per⸗ 
ſonen ſtehe, ohne deren Conſens er keine gültige Ehe 

fies 
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0 ſchließen kann, fo muß ſie mit einer bloßen Abfin⸗ 
dung ſich begnügen. 

en $. 1061. Ein Gleiches findet Statt, wenn die 

verſpre Schwaͤngerung nicht unter dem Verſprechen der Ehe 

BERG geſchehen ift, und der Schwängerer die Gefchwächte 
nicht heirathen will. 

© Wenn §. 1062. Ferner, wenn kein lebendiges Kind 


deen ge⸗ $. 1063. Iſt die Frucht in der Geburt, oder 
verſtorben; ſo kann die Geſchwaͤchte ebenfalls nur 
Abfindung fordern. 

2 Wenn F. 1064. Was Rechtens fey, wenn die Ges 

ſchwächte ſchwaͤchte ſelbſt den Schwängerer zum Beiſchlaſe 

die Ber, verleitet hat, iſt $. 1028. verordnet, 

8 $. 1055. Die Ausſtattung muß in allen Fällen, 

Nähere wo darauf erkannt wird, nach dem Stande der Ges 

5 1 ſchwaͤchten, und dem Vermoͤgen des Schwaͤugerers 

wegen der beſtimmt werden. ; 

use $ 1066. Inſonderheit iſt bey dieſer Beſtim ⸗ 

mung darauf zu ſehen, daß die Gefihwächte Hoffe 

nung erhalte, eine ihrem Stande gemäße Heirath 
zu finden. 

H. 1067. Iſt nur die beharrliche Weigerung des 
Schwängerers, die Gefchwächte zu heirathen, der 
Grund, warum Ausſtattung gegeben werden muß: 
fo iſt fie Höher zu beſtimmen, als wenn geſetzliche Ehe⸗ 
hinderniſſe im Wege ſtehen. (§. 1059.) 

$. 1068. Mit einer geringern Ausſtattung muß 
die Gefchtwächte ſich begnügen, wenn aus dem Bei⸗ 
ſchlafe zwar eine Schwangerſchaft erfolgt, aber kein 
lebendiges Kind zur Welt gekommen iſt. (§. 1064.) 

$ 1069, Auch die Höchfte Ausſtattung darf den 
5 Satz der Eßeſcheidungsſtrafe nicht uͤber⸗ 

eigen. 


$. 1070. 
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$ 1070, Ob die erkannte Ausſtattung der Ges 
ſchwachten ſogleich zu verabfolgen; oder nur gericht⸗ 
uch ficher zu ſtellen, und bis zu ihrer wirklichen Ver⸗ 
beirathung zu verzinſen ſey; bleibt richterlichem Er⸗ 
meſſen, nach Bewandniß der Umſtände, vorbehalten. 

§. 1071. Kann die Geſchwaͤchte von dem 

Schwängerer, aus Mangel an Capitals⸗Vermoͤgen, 
nicht nach §8. 1066. hinreichend ausgeſtattet wer⸗ 
den: ſo iſt er ſchuldig, ihr aus feinen Einkuͤnften 

oder Erwerbe, einen jährlichen damit in Verhältniß 

ſtehenden Beitrag zu ihrem ſtandesmäßigen Unter⸗ 

halte, zu entrichten. 

H. 1072. Dieſen Beitrag muß er in beſtimm: 
ten Antheilen, und zwar zu Anfange eines jeden 
Termins, voraus bezahlen. 

§. 1073. Auch muß felbiger der Geſchwäch⸗ 
ten aus den ſicherſten und bereieften Einkünften 

oder Erwerbniſſen des Schwaͤngerers angewieſen 

werden. 

$. 1074. Die Geſchwaͤchte verliert dieſen Bei⸗ 
trag nicht, wenn ſie ſich gleich wirklich verheirathet. 

$. 1075 Gelangt der Verführer zu beſſern 

Vermoͤgensumſtänden: fo kann die Geſchwaͤchte Era 

höhung des Beitrages, oder an deſſen Stelle, Bes 
zabtung eines Capitals zu ihrer vollſtändigen Aus⸗ 
ſtattung fordern. 

§. 1076. Die Aeltern des Verfuͤhrers find nur 
alsdann ſchuldig, zur Ausſtattung beizutragen, wenn 

die Geſchwächte ſeinen Namen zu fuͤhren berechtigt 
iſt, und fie ſich dieſes nicht gefallen laſſen wollen. 

N $. roi. Alle vorſtehend, beſtimmten geſeßli⸗ IV. Site 
chen Entſchädigun gen kann die Geſchwächte nur als- Eheſchä, 
dann fordern, wenn die Miederkunſt innerhalb des gl 
Zweilhundert und zehnten, und Zweihundert fünf e 
und achtzigſten Tages, nach dem Beiſchlafe er⸗ 
folgt iſt. 


F. 1078. 
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$ 1078. Doch verliert fie durch eine fruͤhere 
Niederkunft das Recht zu der §. 1016, 1017, bes 
ſtimmten Entſchaͤdigung, ingleichen zur Ausſtattung 
noch nicht, wenn das Alter der Frucht, nach dent 
Urtheile der Sachverſtaͤndigen, mit der Zeit des Bei ⸗ 
ſchlafes uͤbereinſtimmt. m 

F. 1079: Hat die Geſchwaͤchte ſich nach dem 
Beiſchlafe ſolcher 8 3 die 
nach den Geſetzen die Trennung, ſelbſt einer gültigen 
Ehe begründen konnen: fo verliert fie dadurch ihr 
Recht, auf Eheſichung oder Ausſtattung zu klagen. 

$. 1080 Ein Gleiches finder Statt, wenn fie 
ſich, vor angeſtelltee Klage gegen den Schwaͤngerer 
mit einem Andern wirklich verheirathet. 

H. 1081. Iſt der Schwängerer erboͤtig, die Ehe 
mit der Geſchwaͤchten zu vollziehen, und dieſe weis 
gert ſich deſſen: ſo kann ſie auch keine Ausſtattung 
verlangen. 

H. 1082. Doch iſt ſie zu einer Ausſtattung als⸗ 
dann berechtigt, wenn ihr der Schwängerer, durch 
fein Betragen nach der Schwängerung, ſolchen Ans 
laß zur Abneigung gegeben hat, welcher den Ruͤck⸗ 
tritt von einem gültigen Ehegeloͤbniſſe rechtfertigen 
wurde. (F. 1200 . 

$. 1083. Die ganze Klage aus der Schwänge- 
rung erlöfcht, wenn fie nichk binnen Zweh Jahren 

nach erfolgter Niederkunft angemeldet worden. 

$. 1084. Hat der Schwängerer während dieſer 
vn Jahre für den Unterhalt der Geſchwaͤchten ge⸗ 

orgt; fo kann Letztere, nach Ablauf derſelben, zwar 
nicht mehr auf Vollziehung der Che, wohl aber auf 
Ausſtattung klagen. 

$. 1085. Hat der Schwaͤngerer innerhalb dies 
1 Jahre feinen bisherigen Aufenthalt verlafr 

en: fo wird die Zeit, während welcher fein 
* Auf⸗ 
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Aufenthalt der Geſchwaͤchten unbekannt geweſen, von 
der Verjaͤhrungsfriſt abgerechnet. | 

$: 1086. Den Tag, wo die Geſchwaͤchte den 
nachherigen Aufenthalt des abweſenden Schwaͤnge⸗ 
vers erfahren hat, muß dieſelbe allenfalls eidlich 
angeben. i 

$. 1087. Auch wenn der Schwaͤngerer feinen 
Wohnſig veraͤndert hat, iſt die Geſchwaͤchte ihre Kla⸗ 

2 deſſen vorigen Gerichtsſtande anzustellen wohl. 
efugt. 5 

$ 1088. Die Erben der Geſchwaͤchten können 
von dem Schwaͤngerer eine Ausſtattung nur in fo fern 
fordern, als dieſelbe der Erblaſſerin in einer Capi⸗ 
talsſumme bereits rechtskräftig zuerkannt war. 

§. 1089. Dagegen ift die Gefchwächre gegen 
die Erben des Schwangerers in allen Fällen, auch 
wenn ſie von ihm ſelbſt Vollziehung der Ehe fordern 
koͤnnte, auf Ausſtattung zu klagen berechtigt. 

$. rogo. Wenn mehrere Geſchwaͤchte gegen 
eben denſelben Schwängerer auf Vollziehung der Ehe 
klagen: fo kann darauf nur zum Beſten derjenigen, 
deren Recht durch den fruͤhern dergleichen Klage bes 
gründenden Beiſchlaf zuerſt entſtanden iſt, erkannt 
werden. ; 

$. 1091. Die übrigen müffen, wegen des ih⸗ 
nen ſolchergeſtalt entgegenſtehenden Ehehinderniſſes, 
mit einer Ausſtattung ſich begnügen. 

H. 1092. Wird bey einer angeſtellten Schwän⸗ iche de 
gerungsklage der Beiſchlaf geleugnet, fo muß der mathun⸗ 
Richter im Mangel eines vollſtändigen Beweiſes, 8 l 
allemal eher auf einen nothwendigen, als auf einen der Bei 
zugeſchobenen Eid erkennen. un 
9. 1093. Ein zugeſchobener Eid finder alſo nur gets 
in ſolchen Fällen Statt, wo auch keine Vermuthun⸗ wird; 
gen, welche den Richter zu einem nothwendigen Ei⸗ 
de beſtimmen koͤnnten, vorhanden ſind. 


$. 1094. 
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§. 1094. Ob die Klägerin zun Erfüllungs⸗ 
ober der Beklagte zum Reinigungseide zu laſſen ſey, 
bleibt hauptſachlich richterlichem Ermeſſen, nach den 
wegen der nothwendigen Eide uͤberhaupt gegebenen 
Auweiſungen, vorbehalten. 

8. 1095. Doch ſoll der Richter dabey, in Faͤl⸗ 
len dieſer Art, auf nachſtehende geſetzliche Vermu⸗ 
thungen, in fo fern dieſelben nicht durch andere be⸗ 
ſondere Umſtaͤnde entkraͤftet werden, vorzügliche Ruͤck⸗ 
ſicht nehmen. 

F. 1096. Wenn ein vorhergegangener vertrau⸗ 

ter Umgang zwiſchen beiden Theilen nachgewie ſen; 
die Klägerin ſonſt von unbeſcholtener Aufführung, | 
der Lebenswandel des Beklagten aber ſo beſchaffen ge⸗ 
weſen iſt, daß man ſich der That zu ihm wohl ver⸗ 
ſehen kann: fo iſt eher auf den Erfuͤllungs⸗ als auf 
den Reinigungseid zu erkennen. 
§. 1097. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 

Beklagte den Beiſchlaf außergerichtlich zugeſtanden 

hat, obwohl die Zeit deſſelben nicht genau angege⸗ 
ben worden. 

9. 1098. Privatunterhandlungen, welche mit der 
Beklagten, wegen ihrer Abfindung gepflogen worden, 
werden einem ſolchen außergerichtlichen Geſtändniſſe 
nur alsdann gleich geachtet, wenn der bisherige Lebens⸗ 
wandel beider Theile dieſe Vermuthung unkerſtüͤtzt. 

$. 1099. Hat der Beklagte ſich unzüchtiger 

Vertraulichkeiten mit der Klägerin beruͤhmt, fo kann 
dieſes die Zulaſſung der Letztern zum Erfuͤllungseide 
begruͤnden. 

$. 1100. Der Einwand, daß dergleichen Aeuſ⸗ 

ſerungen (S. 1097 — 1099.) nur Scherz geweſen, 
ſoll dieſe geſetzliche Vermuthung nicht entkräften. 

$. 1101. Zum Reinigungseide muß der Bes 

klagte vornehmlich alsdann gelaſſen werden, wenn er 
bis dahin einen unbeſcholtenen Wandel geführt, 17 
ds 
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Klägerin aber ſich einer ſchlechten Aufführung ver⸗ 
dächtig gemacht hat. 

$. 1102, Der Verdacht einer ſchlechten Auf⸗ 
führung (§. 1096 — 110.) trifft diejenigen, die 
eines vorhin mit Andern gepflogenen unehelichen Bei⸗ 
ſchlafes überführe find. 

H. 1303, Ferner diejenigen, welche unzuͤchtige 
oder der Hurerey wegen verdaͤchtige Haͤuſer beſuchen, 
ohne daß ihr Beruf ſie dazu veranlaßt. 

$. 1104. Desgleichen diejenigen, welche mehr⸗ 
malen an einſamen Orten mit verdaͤchtigen Perſo⸗ 
nen betroffen worden. 

H. 1105. Endlich diejenigen, welche ſich unau⸗ 
ſtändige und freche Reden, Gebärden, oder Hand⸗ 
lungen zur Gewohuheit werden laſſen. 

$. 1106. Iſt wegen der gegen beide Theile vor⸗ 
handenen geſetzlichen Vermuthungen, das Erkenntniß 


zwiſchen dem Erfüllungs- und Reinigungseide zwei⸗ 


felhaft; fo iſt allemal eher auf erſteren, als auf letz⸗ 
teren zu erkennen. 

$. 1107. Doch kann in einem ſolchen ſehr zwei⸗ 
felhaften Falle der Beklagte niemals zu etwas anderm, 
als zu der $. 1016, beſtimmten Entſchaͤdigung, und 
zu einer minder beträchtlichen. Ausſtattung verur⸗ 
theilt werden. 

§. 1108. Iſt der Beiſchlaf ſelbſt ausgemittelt, 
die Angabe der Klägerin aber von der Zeit deſſelben 
widerſprochen: fo finden die aus dem Charakter und 
bisherigen Lebenswandel der Parteien hergenommenen 
geſetzlichen Vermuthungen hier ebenfalls Anwendung. 

$. 1109. Beſonders aber muß die Klägerin zum 
Erfüllungseide gelaffen werden, wenn der Beklagte 
den Beiſchlaf oder verdächtigen Umgang anfänglich 
geleugnet, nachher aber eingeſtanden hat, oder deſſen 
uͤberfuͤhrt worden iſt. ? 


$. 1110. 


a) wenn 
die Zeit 

deſſelben 
geleugnet 
wird. 
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4 e 9. 1110. Wenn die Schwaͤngerung zwar ein⸗ 
A geſtanden, oder bewieſen, das Eheverſprechen aber 
Dr ge, geleugnet worden: fo iſt die Klägerin, in Ermange⸗ 
wird. fung anderer Beweismittel, vornehmlich alsdann zum 
Erfullungseide zu laſſen, wenn der Beklagte ſie für 
feine Braut ausgegeben, oder gegen Andre, fie hei⸗ 
rathen zu wollen, ſich hat verlauten laſſen . 
2 Henn $. 1111. Wenn der Beklagte behauptet, daß er 
zuin oon von der Klägerin zum Beiſchlafe verleitet, oder das 
Seiten Eheverſprechen ihm abgelockt worden fey: fo finden, 
Than bey der Beftimmung zwiſchen dem Erfüllungs⸗ und 
gelten le, Reinigungseide, eben die aus dem perfönlichen Charak⸗ 
wbt ler und bisherigen Lebenswandel beider Theile her 
genommenen Vermuthungen gleichfalls Anwendung. 
$. 1112. Beſonders aber wird eine geſetzliche Ver⸗ 
muthung gegen die Klägerin dadurch begründet, wenn 
fie bereits die Volljaͤhrigkeit, der Beklagte aber die⸗ 
ſelbe noch nicht erreicht hat. 
§. 1113. Sind beide Theile noch minderjährig; 
oder beide bereits volljährig: fo ſtreitet die Vermu⸗ 
thung für die Maunsperſon, wenn dieſelbe Ein, Zwey 
oder mehrere Jahre jünger ift, als die Geſchwängerte. 
$. 1114. Gleiche Vermuthung für den Beklag ⸗ 
ken findet Statt, wenn der Beiſchlaf in ſeinem Wohn⸗ 
gelaſſe vollzogen worden, und die Klägerin keine er⸗ 
hebliche Veranlaſſung, warum ſie ſich damals daſelbſt 
eingefunden habe, nachweiſen kann, 5 
VI. Fol. §. 1115. Iſt ein Beiſehlaf durch Nothzucht im 
a geſeßlichen Verſtande bewerkſtelligt worden: fo muß 


Art 9 
dh, der Verführer der Geſchwaͤchten alles das leiſten, wo⸗ 


Abbe er“ zu er in dem Falle einer unter dem Verſprechen der 

Bei, Ehe erfolgten Schwängerung verpflichtet ſeyn würde. 

ſchlafs. §. 1116. Kann oder will die Geſchwächte die 
Ehe mit ihm nicht vollziehen und fortſetzen; fo ift fie 
die Eteſcheidungsſtrafe, nach dem hoͤchſten Satze, zu 
fordern berechtigt. 

§. 1117. 
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— 


$. 1117. Wenn eine Mannsperſon, welche we- vn. Fol⸗ 
gen unehelicher Schwaͤngerung belangt worden, nach ee 
angemeldeter Klage heimlich entweicht: fo wird diefel- nung des 
be ſo lange fuͤr den wirklichen Vater angeſehen, bis Echnen, 
das Gegentheil klar gemacht worden. I u... gering 
§. 1118. Es wird daher fein zurückgelaſſenes flug 
Vermögen fd lange in Beſchlag genommen, bis ent⸗ . 
weder das Gegentheil der Vermuthung ausgemittelt, 
oder der Geſchwängerten gefegmäßige Genugthuung 
geleiſtet worden! 2 
Anh. F. 65. Die Almehte, wozu ein Deſerteur ſelnem 
0 zuruͤckgelaſſenen unehellchen Kinde rechtlich verpflichtet 
iſt, muͤſſen eben jo wie bey ehelichen von dem der Snvar 
üUüdeneaſſe anheim fallenden Vermögen gleich andern 
rechtmäßigen Schulden abgezogen, oder darin ſicher ger 
ſtellt werden, 
§. 1119. Stirbt der angegebene Vater, ohne 
die wider ihn ſtreitende Vermuthung abgelehnt zu ha⸗ 
ben: ſo muͤſſen Mutter und Kind aus feinem Nach⸗ 
laſſe befriedigt werden. 


Zweiter Titel. 

Von den wechſelſeitigen Rechten 
und Pflichten der Aeltern und 
Kinder. 

Erſter Abſchnitt. 

Von ehelichen Kindern. 


§. 1. \ Rache, 
8 mäßige 
Die Gefeße gründen die Vermuthung, daß Kinder, Bit ST 
die während einer Ehe erzeugt, oder geboren worden, welche 
von dem Manne erzeugt ſind. ee 


§. a. Ehe; 
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H. 2. Gegen dieſe geſetzliche Vermuthung ſoll der 
Mann nur alsdann gehoͤrt werden, wenn er uͤberzeu⸗ 
gend nachweiſen kann, daß er der Frau in dem Zwi⸗ 
ſchenraume, vom dreihundert zweiten, bis zum zwei⸗ 
hundert zehnten Tage vor der Geburt des Kindes, 
nicht ehelich beigewohnt habe. 171 

§. 3. Gründer er ſich dabey in einem Zeugungs⸗ 
unvermoͤgen: ſo muß er nachweiſen, daß dergleichen 
voͤlliges Unvermoͤgen, während. dieſes ganzen Zeit⸗ 
raums bey ihm obgewaltet habe. 

§. 4. Gruͤndet er ſich in der Abweſenheit; fo 
muß nachgewieſen werden, daß der Mann in eben 
dieſem ganzen Zeitraume dergeſtalt ununterbrochen 
von der Frau entfernt geweſen, daß er ihr die ehe⸗ 
liche Pflicht nicht leiſten koͤnnen. 0 

H. 5. Der bloße Nachweis, daß die Mutter 
um die Zeit, da das Kind gezeugt worden, Ehe⸗ 
bruch getrieben habe, iſt noch nicht hinreichend, dem 
Kinde die Rechte der ehelichen Geburt zu entziehen. 

. 6. Das Zeugniß der Mutter ſoll weder für, 
noch wider die Rechtmäßigkeit eines in ſtehender Ehe 
erzeugten oder gebornen Kindes, etwas beweiſen. 

9. 7. Der Ehemann, welcher ſolchergeſtalt die 
Rechtmaͤßigkeit eines von ſeiner Frau während der 
Ehe gebornen Kindes anfechten will, muß ſich dar⸗ 
über, binnen Jahresfriſt, nach erhaltener Nachricht 
von der Geburt deſſelben, bey Verluſt feines Rechts, 
gerichtlich erklaͤren. 

$ 8. Wird dieſe Erklarung vor einem andern, 
als dem ordentlichen Gerichte des Orts, wo die Mut⸗ 
ter mit dem Kinde wohnet, nbgegeheu: fo muß der 

Mann dafür ſorgen, daß dieſelbe dieſem Gerichte 
ohne Verzug bekannt gemacht werde. 

H. 9. Das ordentliche Gericht muß fuͤr die Be⸗ 
ſtellung eines Curators, welcher die Rechte des Kin⸗ 
des wahrnehme, von Amtswegen Sorge 1 

13 
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§. 10. Bis zur rechtskraͤftigen Entſcheidung der 
Sache muß der Ehemann die Koſten zur Verpfle⸗ 
gung des Kindes hergeben. ; 

§. 11. Wird das Kind durch richterlichen Aus⸗ 
ſpruch fuͤr unehelich erklaͤrt: ſo fallen zwiſchen ihm 
und dem Ehemanne alle Rechte und Pflichten, welche 
zwiſchen Aeltern und Kindern Statt finden, hinweg. 

H. 12. Der Ehemann kaum die auf das Kind 
verwendeten Koſten von dem unehelichen Vater, oder 
aus dem vorbehaltenen Vermögen der Mutter, oder 
aus der Subſtanz ihres Eingebrachten zurückfordern. 

§. 13. In Anſehung der Mutter hingegen, und 
des naturlichen Vaters, bleiben dem Kinde feine Rech⸗ 
te vorbehalten. (Abſchn. 9.) 3 

$..14., Hat der Shemann nach Vorſchrift H. 7. 
und 8. ſich gehoͤrig erklart, daß er das Kind nicht für 
das ſeinige erkenne: ſo ſind, wenn er auch vor dem 
Austrage der Sache verſtirbt, feine Verwandten zu 
deren Fortſetzung wohl befugt. 

H. 15. Eine gleiche Beſugniß ſteht den Verwand⸗ 
ten innerhalb der §. 7. beſtimmten Friſt zu, wenn 

der Mann, vor dem Ablaufe derſelben, ohne ſich 
zu erklaren, verſtorben iſt. 

H. 16, Hat aber der Mann, bey ſeiner Lebens⸗ 
zeit, das Kind für das feinige ausdruͤcklich oder Hill 
ſchweigend anerkannt: ſo koͤnnen die Verwandten 
deſſelben die Rechtmäßigkeit des Kinder niemals an⸗ 
fechten. in) ' 

9. 17. Dagegen können Lehns⸗ und Fideicom⸗ 
miß⸗Anwarter die Rechtmäßigkeit eines Kindes, fo 
weit deſſen Succeſſion in das Lehn oder Fideicom⸗ 
miß davon abhaͤngt, annoch binnen Drey Jahren 
nach dem Tode des vorgeblichen Vaters anfechten. 

§. 18. Auch durch das Anerkenneniß dieſes Letz⸗ 
tern kann den Lehns⸗ und Fideicommiß⸗Anwartern 
ihr Recht nicht benommen werden, 5 

H. 19. 
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Nds $. 19. Ein Kind, welches bis zum Dreyhun⸗ 
\ den obe dert zweiten Tage nach dem Tode des Ehemannes ges 
mans; a worden, wird für das eheliche Kind deſſelben 
| geachtet. : 

H. 20. Die Erben des Mannes koͤnnen die ehe⸗ 
liche Geburt eines ſolchen Kindes nur innerhalb der 
Zeit, und nur aus den Gründen anfechten, wo und 
aus welchen der Verſtorbene ſelbſt dazu berechtigt ſeyn 

- wide (F. 2. 3. 4. 7) 5 

§. ar. Ergiebt ſich jedoch aus der Beſchaffenheit 
"N eines zu früßzeitig gebornen Kindes, daß nach dem 
ordentlichen Laufe der Natur, der Zeitpunkt ſeiner 
Erzeugung nicht mehr in das Leben des Ehemannes 
0 treffe; und kann zugleich die Wittwe eines nach ſei⸗ 
Bi. nem Tode mit andern Mannsperfonen gepflogenen 
1 verdächtigen Umgangs überführt werden: ſo iſt das 
| Kind für ein uneheliches zu achten. ; 

H. 22. Hat die Witwe wider die Vorſchrift 
der Geſetze (Tit. I. F. 20.) zu früh geheirathet, ders 
geſtalt, daß gezweifelt werden kann: ob das nach 
der anderweitigen Trauung geborne Kind in dieſer 

oder in der vorigen Ehe erzeugt worden: ſo iſt auf 
H| f den gewöhnlichen Zeitpunkt, namlich den Zweihun⸗ 
Ye dert und fiebenzigften Tag vor der Geburt) Rück⸗ 
1 ſicht zu nehmen. 

F. 23. Fällt dieſer noch in die Lebenszeit des 
ö vorigen Mannes: fo iſt die Frucht fuͤr ein eheliches 
Kind deſſelben zu achten, welches alſo zu ſeiner Fami⸗ 
lie gehört, und an ſeinem Nachlaſſe Theil nimmt. 

H. 24. Es muß aber auch der zweite Ehemann, 
welcher durch die zu ſruͤhe Verheirathung mit der 
vi Mutter den Stand des Kindes zweifelhaft gemacht 
\ bat, demſelben alle Pflichten eines leiblichen Vaters 
>feiften, ohne ſich der diesfälligen Rechte über ſelbi⸗ 
ges anmaßen zu durfen. 


$. 25. 
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§. 25. Doch hat ein ſolches Kind auf den Mach⸗ 
laß des zweiten Ehemannes kein geſetzliches Erbrecht. 

$. 26. Mach dem Tode eines Ehemannes koͤn⸗ 
nen die Erben von der Wittwe Erklarung fordern: 
ob fie ſich fir ſchwanger halte. 

H. 27. Behauptet oder vermuther die Wittwe 
eine Schwangerſchaft: ſo Fönnen die Erben verlan⸗ 
gen, daß auf ihre Koſten der Wittwe eine anſtän⸗ 
dige Geſellſchafterin zugeordnet werde. 

§. 28. Bleibt nach Ablauf von Fünf Mona 
ten, ſeit des Mannes Tode, die Wittwe bey der 
Angabe einer Schwangerſchaft: ſo muß ſie, auf Ver⸗ 
langen der Erben, Unterſuchung durch eine Hebam⸗ 
mie geſtatten. 

F. 29. Ein Gleiches muß geſchehen, ſobald die 
Wittwe eine anfänglich niche bemerkte noch vermu⸗ 
there Schwangerſchaft angiebt. 

$. 30, Findet in beiden Faͤllen die Hebamme 
keine Zeichen einer vorhandenen Schwangerschaft; 
und die Wittwe beharret dennoch bey ihrer Behaup⸗ 
tung: ſo muß die Beobachtung durch die Geſellſchaf⸗ 
terin bis zum Verlaufe des geſetzmaͤßigen Termins 
fortgeſetzt, auch die Unterſuchung durch die Hebam⸗ 
me von Zeit zu Zeit wiederholt werden. 

§. 31. Selbſt wenn die Wirklichkeit der 
Schwangerſchaft ausgemittelt iſt, ſteht es den Er⸗ 
ben frey, die Aufſicht durch die Geſellſchafterin bis 
zur Entbindung, oder bis zum Ablaufe des geſetz⸗ 
mäßigen Termius, fortſetzen zu laſſen. 

H. 32. Außerdem koͤnnen fie verlangen, daß 
eine von dem Gerichte auf ihre Koſten zu beſtel⸗ 
lende ehrbare Matrone bey der Entbindung zuge⸗ 
gen ſey. 

H. 33. Sowohl dieſe Matrone, als die noch 
H. 27. zu beſtellende Geſellſchafterin, muͤſſen un⸗ 
beſcholtene vertragſame Perſonen ſeyn, die mit 
Algen, Landr, U. Band. K der 


3) nach 
geſchiede⸗ 
ner Ehe 
geboren 
worden. 
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je Wittwe nicht in Feindſchaft und Widerwillen 
leben. 

§. 34. Auch muͤſſen dazu ſolche Perſonen ges 
wählt werden, denen keiner von beiden Theilen Nuss 
ſtellungen, die einen Zeugen verwerflich oder ver⸗ 
daͤchtig machen, entgegen ſetzen kann. 

§. 35. Ihre wirkliche Vereidung aber iſt erſt 
alsdann nothwendig, wenn fie über Thatſachen, die 
waͤhrend der Schwangerſchaft, oder bey der Entbin⸗ 
dung vorgefallen find, Zeugniß ablegen ſollen. 
F. 36. Die Hebamme ſowohl, als die Geſell⸗ 
ſchafterin, ingleichen die Hausgenoſſen der Wittwe, 
muͤſſen, wenn die Entbindung herannahet, dafür 
ſorgen, daß die vom Gerichte beſtellte Matrone in 
Zeiten herbeigerufen werde. 

§. 37. Daraus, daß die Entbindung in Ab⸗ 
weſeuheit dieſer Matrone erfolgt iſt, entſteht zwar 
einiger Verdacht gegen die Rechtmaͤßigkeit des 
Kindes; 

$. 38. Doch iſt derſelbe für ſich allein, und 
wenn nicht andere den Beweis eines vorgefallenen 
Betruges begruͤndende Umſtände hinzu treten, noch 
nicht hinreichend, die für das Kind ſtreitende geſetz · 
liche Vermuthung aufzuheben. 

H. 39. Eine Wittwe aber, welche gegen obſte⸗ 
hende geſetzliche Vorſchriften, ihre Schwangerſchaft 
oder Niederkunft aus Vorſatz verheimlicht hat, foll 
um den Vierten Theil alles deſſen, was ſie aus dem 
Nachlaſſe des Mannes erbt, zum Vortheile der Ver⸗ 
wandten deſſelben beſtraft werden. 

§. 40. Wird eine Ehe durch richterlichen Aus⸗ 
ſpruch getrennt: ſo hat das nachgeborne Kind die 
Rechte eines ehelichen, wenn es bis zum Dreihun⸗ 
bert und zweiten Tage nach rechtskraͤftig Beate: 
Scheidung zur Welt gekommen iſt. 


. 4. 
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H. Ar. Will der geſchiedene Mann das Kind 
nicht fuͤr das ſeinige erkennen: fo findet alles das 
Anwendung, was §. 2 — 18. verordnet iſt. 

H. 42. Auch ſtehet dem Manne frey, die den 
Erben §. 25 lag. nachgelaſſenen Sicherheits-Maaß⸗ 
regeln vorzukehren. N 

§. 43. Eine Frau, welche ſchon vor der Schei⸗ 
dung von dem Manne abgeſondert gelebt hat, muß, 
ſohald fie nach dieſer Abſonderung eine Schwanger⸗ 
ſchaft verſpuͤrt, dem Manne davon ſofort gerichtlich 
Anzeige machen. f 

$. 44. Alsdann iſt der Mann auf eben dieſe 
Sicherheits: Maaßregeln anzutragen berechtiget. 

F. 48. Die Unterlassung diefer Anzeige iſt zwar, 
für ſich allein, noch nicht hinreichend, dem Kinde 
die Rechte der ehelichen Geburt zu entziehen; 

$. 46. Die Mutter aber, welche die Anzeige 
unterlaſſen hat, kann durch ein ſolches Kind nie⸗ 
mals irgend einige Rechte oder Vortheile aus dem 
Vermögen des geſchiedenen Mannes erlangen. 

§. 47. Wenn der Mann eine Schwangerſchaft 
der geſchiedenen Frau behauptet, oder vermuthet; 
die Frau aber dieſelbe leugnet: ſo iſt erſterer auf 
Unterſuchung einer vereideten Hebamme anzutragen 
berechtiget . 5 
F. 48. Erklaͤrt dieſe die Frau für ſchwanger: 
fo kann der Mann die Vorkehrung der H. 27. [gg- 
beſtimmten Sicherheits⸗Maaßregeln, zur Verhuͤtung 
alles Unterſchleifs oder Unterſchlagung des Kindes, 
verlangen. ; 

§. 49. Hat deſſen ungeachtet die Frau das 
Kind 1 fo ſoll fie dafür, als eine Be⸗ 
truͤgerin, peinlich beſtraft werden. N 

5 30. Wird eine Ehe aus den Uhr, 6.940. Jen a 
936. 937. 939. angeführten Gründen für nichtig unten 
erklaͤrt: fo haben die daraus erzeugten Kinder, in anleigen 

K 2 Anfes Eben. 
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Anſehung ihrer unmittelbaren Aeltern, dennoch alle 
Rechte der ehelichen. 

§. 51. Sie treten aber nicht in die Familie, 
weder des Einen noch des Andern von heiden Ael⸗ 
tern, und koͤnnen alſo auch auf die Erbfolge, weder 
der aufſteigenden, noch der Seitenverwandten, noch 
der Abkoͤmmlinge der Aeltern aus andern Verbin⸗ 
dungen, Anſpruch machen. 

$. 52. Unter ſich ſelbſt aber haben fie alle 
Rechte ehelicher Geſchwiſter. 

H. 53. Auch führen ſolche Kinder in der Regel 
den Namen der Mutter. 

$ 54. In ſo fern beide Aeltern oder auch eins 
von ihnen dergleichen nichtige Ehe wiſſentlich ge⸗ 
ſchloſſen haben, erlangen fie über die daraus erzeug⸗ 
ten Kinder keine älterlichen Rechte. 

H. 55. Doch kommen ihnen, in fo fern fie die 
Erziehung und Verpflegung der Kinder beſorgen, 
diejenigen perſoͤnlichen Rechte zu, welche die Geſetze 
den Pflegeältern beilegen. (Abſchn. 12.) 

§. 56. Sind Ehen aus den Tit. 1. §. 938. 
940. angeführten Gründen nichtig: fo haben die 
daraus erzeugten Kinder die Rechte der Kinder aus 
einer Ehe zur linken Hand. (Abſchn. 8.) 

§. 57. Werden ungültige Ehen in der Folge 
als nichtig wieder aufgehoben: ſo gilt von den dar⸗ 
aus erzeugten Kindern alles, was von Kindern aus 
einer an ſich nichtigen Ehe vorſtehend §. 50 — 35. 
verordnet iſt. 


Zweiter 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von den Rechten und Pflichten der Aeltern und 
der aus einer Che zur rechten Hand erzeugten Kin⸗ 
der, ſo lange die letzteren unter väterlicher Gewalt 


ſtehen. 
$. 18. Kinder aus einer Ehe zur rechten Hand ale 
führen den Namen des Vaters. Rechte 


§. 59. Sie erlangen die Rechte ſeiner Familie Eng 
und feines Standes, in ſo fern letztere durch die 5 
bloße Geburt fortgepflanzt worden. 

S. 60. Sie find eben der Gerichtsbarkeit, wie 
der Vater, unterworfen, und bleiben darunter auch 
nach ſeinem Tode, ſo lange ſie dieſen Gerichtsſtaud 
auf eine geſezmaͤßige Art nicht verändert haben. 

$. 61. Kinder find beiden Altern Ehrfurcht e 
und Gehorſam ſchuldig. t lichten 

$. 62. Vorzüglich aber ſtehen fie, unter väter derſelben. 
licher Gewalt. 

$. 63. Sie find verbunden, die Aeltern in Un⸗ 
gluͤck und Dürftigfeit nach ihren Kräften und Ver⸗ 
mögen zu unterſtuͤtzen, und beſonders in Krankheiten 
deren Pflege und Wartung zu übernehmen. 

$, 64. Beide Eheleute muͤſſen für ſtandesmaͤ⸗ 7555 
ßigen Unterhalt und Erziehung der Kinder mit ver⸗ f 155 


ee 5 Sorge tragen. Yen: 
Hauptſächlich muß jedoch der Vater die 1) wegen 
su, 45 Verpflegung der Kinder hergeben. der Ver⸗ 


§. 66. Körperliche Pflege und Wartung: jo Pleawns 
lange die Kinder deren bedürfen, muß die Mutter 
ſelbſt, oder unter ihrer Auſſicht beſorgen. 

$. 67. Eine geſunde Mutter ER ihr Kind ſelbſt h 
zu fäugen verpflichtet. 


U 
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F. 68. Wie lange fie aber dem Kinde die 
Bruſt reichen folle, hänge von der Beflimmung des 
Valers ab. 

$. 69. Doch muß dieſer, wenn die Geſundheit 
der Mutter oder des Kindes unter ſeiner Beſtimmung 
leiden würde, dem Gutachten der Sachverſtandigen 
ſich unterwerfen. N 

§. 70. Vor zurückgelegtem Vierten Jahre kaun 
der Vater das Kind, wider den Willen der Mutter, 
ihrer Aufſicht und Pflege nicht entziehen. 

6. 71. Es wäre denn, daß es der Mutter an 
Kräften, oder am Willen fehlte, ihrer Obliegenheit 
eine Genüge zu leiſten. 5 

§. 72. Entſteht darüber ein Streit unter den 
Eheleuten: ſo muß das vormundſchaftliche Gericht 
die Sache unterſuchen, und den Streit, jedoch ohne 
Zulaſſung eines foͤrmlichen Prozeſſes entſcheiden. 

$. 73. Bey der Unterſuchung muß jedoch ein 
am Orte befindlicher Verwandter von Seiten eines 
jeden der beiden Eheleute, oder in deren Ermange⸗ 
lung, zwey Bekannte und Standesgenoſſen zugezo⸗ 
gen werden. . 

§. 74. Die Anordnung der Art, wie das Kind 
erzogen werden ſoll, kommt hauptſächlieh dem Va⸗ 
ter zu. 8 

. 75. Dieſer muß vorzüglich dafür ſorgen, 
daß das Kind in der Religion und nützlichen Kennt⸗ 
niſſen den noͤchigen Unterricht, nach feinem Stande 
und Umſtänden, erhalte. 3 

§. 76. Sind die Aeltern verſchiedenen Glaubens⸗ 
bekenntniſſen zugethan; fo muͤſſen, bis nach zuruͤck⸗ 
gelegtem Vierzehnten Jahre, die Soͤhne in der Re⸗ 
ligion des Vaters, die Toͤchter aber in dem Glau⸗ 
bensbekenntniſſe der Mutter unterrichtet N 
„ 77. 
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$. 77. Zu Abweichungen von dieſen geſetzlichen 
Vorſchrikten kann Keines der Aeltern das Andere, 
auch nicht durch Vertrage, verpflichten. 

$. 78: So lange jedoch Aeltern über den ihren 
Kindern zu ertheilenden Religionsunterricht einig find, 
dat kein Dritter ein Recht, ihnen darin zu wider⸗ 
ſprechen. a 

$. 79. Uebrigens benimmt die Verſchiedenheit 
des kirchlichen Glaubensbekenntniſſes Keinem der 
Aeltern die ihm ſonſt wegen der Erziehung zuſte⸗ 
henden Rechte. 5 

$. 80. Auch nach dem Tode der Aeltern muß 
der Unterricht der Kinder in dem Glaubensbekennt⸗ 
niſſe desjenigen von ihnen, zu deſſen Geſchlecht ſie 
gehören, fortgeſetzt werden. 

$. 81. Auf eine in der letzten Krankheit erſt 
erfolgte Religions veraͤnderung wird dabey keine Ruͤck⸗ 
ſicht genommen. 

§. 82. Hat aber der verſtorbene Ehegatte ein 
zu feinem Geſchlechte gehoͤriges Kind, wenigſtens 
durch das ganze letzte Jahr vor ſeinem Tode, in dem 
Glaubensbekenntniſſe des andern Ehegatten unter⸗ 
richten laſſen: fo muß dieſer Unterricht in eben der 
Art, auch nach ſeinem Tode, bis zum vollendeten 
Vierzehnten Jahre des Kindes, fortgeſetzt werden. 

$. 83. Vor zuruͤckgelegtem Vierzehnten Jahre 
darf keine Religionsgeſellſchaft ein Kind zur Annah⸗ 
me, oder zum öffentlichen Bekenntniſſe einer andern 
Religion, als wozu daſſelbe nach vorſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen gehöre, ſelbſt nicht mir Ein⸗ 
willigung der Aeltern feines Geſchlechts, zulaſſen. 

H. 84. Nach zurückgelegtem Vierzehuten Jahre 
hingegen ſteht es lediglich in der Wahl der Kinder, 
zu welcher Religſonspartey fie ſich bekennen wollen. 
g. 85. Auch wenn das Kind eine andere, als 
die Religion beider Aeltern waͤhlt, wird dadurch in 

den 
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den Rechten und Pflichten der Aeltern, wegen der 
Erziehung, Verpflegung und Verſorgung, nichts 
geändert, 


) Rechte F. 85. Die Aeltern find berechtiget, zur Bil: 


bei au er⸗ 


Sur, 


Jul 


dung der Kinder alle der Geſundheit derſelben un⸗ 
ſchaͤdliche Zwangsmittel zu gebrauchen. 

H. 87. Finden fie dieſe nicht hinreichend: fo 
muß ihnen das vormundſchaftliche Gericht, auf ge⸗ 
buͤhrendes Anmelden, huͤffreiche Hand leiſten. 

$ 88. Dies Gericht muß das Verhalten der 
Aeltern ſowohl, als des Kindes, ſummariſch, und 
ohne Zulaſſung eines förmlichen Prozeſſes unter⸗ 
ſuchen. 

§. 89. Nach Befinden der Umſtande muß als⸗ 
dann die Art und Dauer der anzuwendenden Beſſe⸗ 
rungsmittel von ihm beſtimmt werden. 

$. 90. Sollten Aeltern ihre Kinder grauſam 
miß andeln; oder zum Boͤſen verleiten; oder ihnen 
den nothduͤrftigen Unterhalt verſagen: fo iſt das 
vormundſchaftliche Gericht ſchuldig, ſich der Kinder 
von Amts wegen anzunehmen. 

$. 92. Mach Befund der Umſtaͤnde kann den 
Aeltern, in einem ſolchen Falle, die Erziehung ge⸗ 
nommen, und auf ihre Koſten andern zuverläffigen 
um anvertrauet werden. 


Non 
Wee . 92. Sind die Aeltern geſchieden worden: fo 


der Kin⸗ 
der aus 
geſchiede⸗ 


nen Ehen. 


Er die Kinder der Regel nach bey dem un⸗ 
ſchuldigen Theile erzogen werden. 

H. 93. Iſt der Vater zwar der ſchuldige Theil; 
die Urſache der Scheidung aber nicht ſo beſchaffen, 
daß daraus die gegründete Beſorgniß einer ſchlech⸗ 
ten Erziehung entſteht; fo kann er verlangen, daß 
ihm die Erziehung der Soͤhne gelaſſen werde. 

§. 94. Die Pflege der Kinder, welche das Vierte 


Jahr noch nicht zurückgelegt haben, verbleibt, ohne 
Unterſchied des Geſchlechts, bis zur Zurücklegung 


„dieſes 


» 
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dieſes Alters der auch für ſchuldig erklaͤrten Mutter; 
in ſo fern die vorgekommenen Scheidungsurſachen 
nicht von einer ſolchen Verderbniß des moraliſchen 
Charakters zeugen, daß dadurch erhebliche Beſorg⸗ 
niſſe einer Bernachläffigung der Kinder begruͤndet 
werden. 

$. 95. Iſt Keines der Aeltern für den ſchul⸗ 
digen Theil erklaͤrt: fo werden die Kinder bis nach 
vollendeten Vierten Jahre bey der Mutter, ſodann 
aber bey dem Vater erzogen. 

§. 96. Doch kann, wenn Töchter darunter find, 
der Richter die Erziehung derſelben überhaupt, be⸗ 
wandten Umſtänden nach, der Mutter anvertrauen. 

F. 97. Die Anordnungen, welche wegen Erzie⸗ 
hung der Kinder bey dem Einen der geweſenen Ehe⸗ 
gatten nach obigen Grundſaͤtzen getroffen worden, 
koͤnnen auf das Anrufen des Andern wieder aufge⸗ 
boben werden, wenn eine erhebliche VBeſorgniß der 
Vernachlaͤſſigung, oder ſchlechten Erziehung erſt in 
der Folge eintritt, oder zum Vorſchein kommt. 

g. 98. Hat dergleichen Beſorgniß ſich bey der 
Scheidung in Anfehung beider geweſenen Eheleute 
offenbart; fo muß der den Kindern beſtellte Cura⸗ 
tor, wegen deren Erziehung an einem dritten Orte 
Vorſchlaͤge machen. 

$. 99. Der Richter muß alsdann das Roͤ⸗ 
thige deshalb von Amts wegen verordnen. nt 

9. 100, Ein Gleiches kann geſchehen, ohne 
daß es noͤthig iſt, den Antrag des andern geſchiede⸗ 
nen Theils abzuwarten, wenn die Gruͤnde einer ſol⸗ 
chen erheblichen Beſorgniß erſt nach der Scheidung 
eintreten, oder bekannt werden. 

H. 101. Sind beide Aeltern, oder eins derſel⸗ 
ben, von der Erziehung ausgefchleffen, fo ſoll ihnen 

doch der Zutritt zu den Kindern nicht gänzlich. vers 
ſagt werden. 


F. 10% 
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$. 102. Es bleibt aber richterlichem Ermeſſen 
vorbehalten, wie oft, und unter welcher Aufſicht der⸗ 
gleichen Beſuche zu geſtatten ſind. 

H. 103. Die Koſten der Erziehung muͤſſen, auch 
nach der Scheidung, hauptſachlich von dem Vater 
getragen werden. f 

$, 104. Doch kann derſelbe von der für ſchul⸗ 
dig erklaͤrten Mutter einen Beitrag, nach Verhalt⸗ 
niß ihres Vermoͤgens oder Erwerbes, bis hoͤchſtens 
auf die Haͤlfte des erforderlichen baaren Aufwandes 
verlangen. 9 

2 S. 105. In ſo fern nach b. 94. der für fehle 
dig erklärten Mutter dennoch die Erziehung der 
Kinder bis zum Vierten Jahre gelaſſen wird, muß 
fie die Koſten derſelben allein übernehmen. 

$. 106, Muß die Pflege der Kinder bis zu 
dieſem Alter Andern anvertraut werden: fo fallen 
die dabey auflaufenden baaren Auslagen bauptfüch- 
lich der Mutter zur Laſt. 0 

b. 107, Iſt der Vater die Koſten der Erziehung 
ganz oder zum Theil aufzubringen unvermoͤgend: fo 
bleibt allemal, und ohne Unterſchied der Falle, den 
Kindern ihr Recht deshalb an die auch unſchuldige 

“Mutter vorbehalten. 

§. 108. Die Aeltern find ſchuldig, ihre Kinder 
zu künftigen brauchbaren Mitgliedern des Staats, 
in einer nützlichen Wiſſenſchaft, Kunſt, oder Ges 
werbe, vorzubereiten. 

Woh $. 109. Die Beſtimmung der künftigen Lebens, 
ten der art der Söhne hängt zunächſt von dem Ermeſſen 
nn der des Vaters ab. 

ner . ei, 6. 110. Er muß aber dabey auf die Neigung, 
bensart Fahigkeiten, und koͤrperlichen Umſtände des Sohnes 
für die vorzuͤgliche Ruͤckſicht nehmen. 
Kinder z l §. sın 
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§. 11. Bis nach zurückgelegtem Vierzehnten 
Jaßre muß ſich der Sohn der Anordnung des Va⸗ 
ters ſchlechterdings unterwerfen. 
$. 112. Bey alsdann ſortdauernder gaͤnzlicher 
Abneigung des Sohnes gegen die von dem Vater 
gewählte Lebensart, muß das vormundſchaftliche Ger 
richt, mit Zuziehung eines oder zweier am Orte bes 
findlichen vächſten Verwandten, und der Lehrer des 
Sohnes, die beiderfeitigen Gruͤnde prüfen. 5 
$ 113. Das Gericht muß ſolche Einrichtungen 
zu treffen ben ſeyn, daß die der Neigung und Faͤ⸗ 
higkeit des Sohnes, fo wie dem Staude und Vermoͤ⸗ 
gen des Vaters gemaͤßeſte Lebensart gewählt werde. 
9. 174. In zweifelhaften Fällen if} diejenige 
Einrichtung, welche der Vater treffen will, zu ge⸗ 
nehmigen; und von dieſer kann nur alsdann abge» 
gangen werden, wenn auf eine überzeugende Art ers 
bellet, daß dieſelbe zu einem erheblichen und daueru⸗ 
den Nachtheile fuͤr den Sohn ausſchlagen moͤchte. 
9. 115. Doch ſoll der Sohn wider feinen Wil⸗ 
len zum Studiren niemals angehalten; noch der Va⸗ 
ter, die Koſten des Studirens fuͤr den Sohn herzu⸗ 
geben, wider ſeinen Willen jemals genoͤthiget werden. 
$ 116. Will der Sohn von der einmal mit 
Zuſtimmung des Vaters, oder ſonſt, freiwillig ge⸗ 
wählten Lebensart zu einer andern übergehen: fo ift 
der Vater, die durch eine ſolche Veränderung ent⸗ 
ſtehenden groͤßeren Koſten herzugeben, in der Regel 
nicht ſchuldig. 1 ! 
$. 117. Kann jedoch der Sohn erhebliche 
Gründe dazu anführen: fo muß nach der Borfchrife 
$. 112 — 113. verfahren werden. 
S. 118. In wie fern nach des Vaters Tode 
der Mutter ein Einfluß auf die Wahl der Lebens⸗ 
art der Kinder gebuͤhre, wird in dem Titel von Vor⸗ 
mundſchaften verordnet. 


9. 119. 
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Da $. 119. Aeltern können ihre Kinder zur Wahl 
kathung eines künftigen Ehegatten nicht zwingen. 
der Kinder. §. 120. In wie fern aber die Einwilligung der 
Aeltern zur Verheirathung der Kinder erforderlich 
ſey, oder von dem Richter egaͤnzt werden koͤnne, iſt 
im Erſten Titel vorgeſchrieben. (Tit. 1. §. 45 — 74.) 
Je, Ant F. 121. Die Kinder find ſchuldig, den Aeltern 
der zu, in deren Wirthſchaft und Gewerbe nach ihren Kräf⸗ 
Dient ten Bülfreiche Hand zu leiſten. 
enten. g. 122. Es darf aber den Kindern dadurch die 
zu ihrem Unterrichte und Ausbildung noͤthige Zeit 
nicht entzogen werden. 
Bea F. 133. Was die Kinder bey ſolchen Gelegen⸗ 
der etwas beiten erwerben, das erwerben ſie den Aeltern. 
erwerben, §. 124. Bey jeder andern Gelegenheit koͤnnen 
ober de die Kinder Vermögen und Gerechtſame für ſich ſelbſt, 
Aeltern auch ohne den Beitritt des Vaters erwerben. 
17 $. 125. Wenn aber mit dergleichen Vortheilen 
nen. zugleich Laſten und Verbindlichkeiten übernommen 
werden follen: fo hänge die Rechtsbeſtaͤndigkeit der 
Handlung des Kindes von der vorhergehenden oder 
hinzukommenden Einwilligung des Vaters ab. (T. 1. 
Tit. J. §. 21. 22. Tit. 5. §. 11. 12. 13.) 
$. 125. Nur in fo fern, als Jemand uͤber⸗ 
haupt durch die Handlung eines Dritten, vermoͤge 
feines Auftkages, feiner Genehmigung, oder einer in 
ſeinen Nutzen erfolgten Verwendung verpflichtet wird, 
kann auch ein Vater durch die Handlungen feiner 
Kinder verpflichtet werden. 
$. 127. Wenn ein Vater fein Kind zu einer 
gewiſſen Beſtimmung außer feinem Haufe widmek: 
ſo genehmigt er eben dadurch alle Handlungen und 
Vertraͤge deſſelben, ohne welche das Kind dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht erfüllen kann. 
§. 128. Dagegen ſoll daraus, daß ein Vater 
die Schulden des Kindes einmal, oder auch öfteren, 
bezahlt 
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bezahlt hat, eine Genehmigung mehrerer oder neuer 
Schulden niemals gefolgert werden. 

§. 129. Nur das, was Jemand einem außer⸗ 
halb des väterlichen Hauſes lebenden Kinde zu den 
nothwendigſten und dringendſten Beduͤrfniſſen des 
Lebens giebt, ſoll in allen Fällen, als in den Nutzen 
des Vaters verwendet, angeſehen werden. 

H. 130. Fuͤr Sachen und Gelder, die zu an⸗ 
dern Bedüͤrfniſſen des Kindes gegeben und verwen⸗ 
det worden, haftet das Vermoͤgen des Vaters nur 
alsdann, wenn die Kinder keine Gelegenheit ge⸗ 
habt, die noͤthige Unterſtuͤtzung von ihm ſelbſt zu 
erhalten. 9 

§. 131. In allen Fällen, wo die Handlungen 
und Verträge der Kinder in Anſehung des Vaters 
unverbindlich find, find fie auch in Anſehung ihrer 
ſelbſt der Regel nach unguͤltig. 

$. 132. Auch nach aufgehobener voͤterlichen 
Gewalt ſind daher die Kinder, dergleichen von An⸗ 
fang an ungültige Schulden zu bezahlen, nicht ver⸗ 
bunden. 

$. 133. Nur in Fallen, wo für Perſonen, die 
nach ihrer Qualität für ſich Vertrage zu ſchließen 
unfähig find, vermöge allgemeiner geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, die Verbindlichkeit zum Erſatze aus der 
bloßen miglichen Verwendung entſteht, muͤſſen Kin⸗ 
der dergleichen Erſatz, nach aufgehobener väterlichen 
Gewalt, aus eigenem Vermoͤgen leiſten. (Th. I. 
Tit. 13. Abſchn. 3.) 

§. 134. Der Vorwand, daß ſich Jemand für 
einen ſolchen, der nicht mehr unter väterlicher Ges 
walt ſteht, ausgegeben habe, macht den Vertrag 
oder die Schuld nicht gültig. 

$. 135. Doch kann der Gläubiger, der von 
einem ſolchen Schuldner, ohne fein eigenes mäßiges 
Verſehen, wirklich hintergangen worden, aus Bi 

ſelben 
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felben Vermögen, nach allgemeinen gefeslichen Vor⸗ 
Schriften, Schadloshalkung fordern. (Th. 1. Tit. 5. 
$. 33 — 36. Tit. 6. $. 10. fgg.) 
$. 136, Die von einem unter väterlicher Ges 
walt ſtehenden Kinde von Anfang an ungültig ger 
machten Schulden werden gültig, wenn ſich der 
Schuldner, nach aufgehobener väterlichen Gewalt, 
zu deren Bezahlung verpflichtet. (Th. k. Tit. 5. 
$. 37. 38.) x 
$. 137. Doch ſoll nur auf ein ausdrückliches, 
vor Gerichten, oder vor einem Juſtiſcommiſſario er⸗ 
klartes Auerkenntniß, Ruͤckſſcht genommen werden. 
§. 138. Was auf die an ſich ungültige Schuf- 
den eines Kindes, vor oder nach aufgehobener vä- 
terlichen Gewalt, wirklich bezahlt worden, kann der 
Zahlende nicht zuruͤckfordern. 
„ Von §. 139. Den aus Verbrechen der Kinder ent⸗ 
dich ſtehenden Schaden darf der Vater aus eigenem Ver⸗ 
gen aus mogen der Regel nach nicht vertreten. 
ben Hand Se 40, Er muß ihn aber vertreten, wenn er 
lungen der die unerlaubte Handlung veranlaßt, oder das Kind 
Ander. durch fein Beiſpiel dazu verleitet hat. 
§. 141. Aus einer nach der That erklärten Bil⸗ 
ligung derſelben entſteht gegen den Vater die Ver⸗ 
muthung, daß er fie veranlaßt habe. 
F. 142. Auch haftet der Vater für den ent⸗ 
ſtandenen Schaden, wenn er denſelben nicht verhü⸗ 
Hi hat, da es doch in feinem Vermögen geſtanden 
ätte. 
$ 143. Ferner alsdann, wenn er den Unter⸗ 
richt, die Erziehung, und die Aufficht über die Kin⸗ 
der gröblich vernachläßiget hat. 
H. 144. In den Fällen des §. 140 — 142. 
haftet auch die Mutter für den aus dem Verbre⸗ 
chen des Kindes entſtandenen Schaden. 


8. 145. 
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§. 145. Ein Gleiches findet auch in dem Faſle 
des §. 143. Statt, wenn, nach dem Abgange des 


Vaters, die Erziehung des Kindes der Mutter übers - 


laſſen geweſen. 

$. 146. Das Kind ſelbſt bleibt zum Schadens⸗ 
erſatze verhaftet, wenn es eigenthuͤmliches Vermögen 
bat, oder nach aufgehobener vaͤterlichen Gewalt dazu 
gelangt. 


* 


Dritter Abſchnitt. 


Von dem eigenthuͤmlichen Vermögen der 
Kinder 


§. 147. Das eigenthuͤmliche Vermoͤgen der Was lu 


Kinder, welches dem daͤterlichen Nießbrauche nicht 
unterworfen iſt, wird ihr freies Vermögen genannt. 

§. 148. Zum freien Vermoͤgen der Kinder ge- 
hoͤrt alles, was dieſelben, außerhalb des Betriebes 
der väterlichen Gefchäfte, durch Fleiß und Geſchick⸗ 
lichkeit erwerben. 

$. 149. Desgleichen dasjenige, was fie in 
Kriegs» oder Civildienſten vor ſich bringen, oder bey 
Gelegenheit derſelben, von ihren Aeltern oder Ans 
dern, zur Ausrüſtung oder Beihälfe erhalten. 

$. 150. Auch Lehne, die den Kindern verliehen, 
oder wozu dieſelben in die Geſammtehand mit auf⸗ 
genommen worden, werden, ſobald ſie zum Beſitze 
gelangen, in Beziehung auf den Vater, ihrem freien 
Vermoͤgen beigerechnet. : 

§. 151. Ferner die Belohnungen ihres Fleißes 
und ihrer Geſchicklichkeit, die ihnen von den Aeltern, 
oder auch von Andern ertheilet worden, 

$. 152. Alle Geſchenke und Vermaͤchtniſſe, die 
ihnen aus Erkenntlichkeit für geleiſtete Dienfte, oder 
für erwieſene Gefaͤlligkeiten zuffießen, 

H. 153. 


dem frei⸗ 
en, Ver⸗ 
mögen 

der Kin⸗ 
er/ 
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‚$. 153. Alles, was fie von demjenigen erſpa⸗ 
ren, was ihnen von den Aeltern zu ihrem Unter⸗ 
halte außer dem väterlichen Haufe, oder fonft zu 
ihren Ausgaben, angewieſen worden. 

§. 154. Endlich alles, was ihnen von Aeltern, 
Verwandten, oder Freunden, unter der ausdruͤck⸗ 
lichen Beſtimmung, daß es dem vaͤterlichen Nieß⸗ 
brauche nicht unterworfen ſeyn ſolle, zugewendet 
wird. 

$. 155. Nur Verwandte in aufſteigender Linie, 
die den Kindern einen Pflichttheil zu verlaſſen ſchul⸗ 
dig find, koͤnnen den Vater von dem Nießbrauche 
deſſelben nicht ausſchließen. 

was mie F. 156. Alles andere, was den Kindern durch 
freien icht bloße Schenkungen, Exbfehaften, Vermäͤchtniſſe, oder 
Vermögen Glücksfaͤlle zukommt, gehöre zu ihrem nicht freien 
SON Dermoͤgen. 

§. 157. Auch die Pathengeſchenke werden dem 
nicht freien Vermögen der Kinder beigerechnet. 

I. gachte H. 158. Ueber das freie Vermögen haben die 

teig und Kinder eben die Nechte, die einem nicht unter va⸗ 

der Kin, terlicher Gewalt ſtehenden Menſchen über fein Ei⸗ 

Auehans genthum zukommen. 

55 ne §. 159. Wenn fie noch minderjährig, oder 

gent. ſonſt ihren Sachen ſelbſt vorzuſtehen unfähig find: 
fo gebuͤhrt dem Vater die vormundſchaftliche Ver⸗ 
waltung deſſelben. 

9. 160. Doch ſteht es bey dem, welcher derglei⸗ 
chen Vermoͤgen den Kindern, unter Lebendigen, oder 

von Todes wegen zuwendet, zu beſtimmen: ob die 
Verwaltung dem Vater, oder einem Dritten auver⸗ 
trauet, und wie dieſelbe geführt werden ſolle. 

§. 161. Die Nutzungen dieſes freien Vermoͤ⸗ 

1355 kann der Vater zur Verpflegung und Erziehung 


der Kinder, ſo weit ſie dazu nach dem Ermeſſen des 
vor⸗ 
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vormundſchaftlichen Gerichts erforderlich find, mit 
verwenden. 

H. 162. So weit dieſe Nutzungen hiezu nicht 
gebraucht werden, wachſen ſie der Vermoͤgens⸗Sub⸗ 
ſtanz zu. 

§. 163. Nach erlangter Großjaͤhrigkeit, oder 
wegfallenden anderweitigen Gruͤnden einer vormund⸗ 
ſchaftlichen Verwaltung, koͤnnen die Kinder über ihr 
freies Vermoͤgen eben ſo, als wenn ſie nicht mehr 
unter vaͤterlicher Gewalt wären, verfügen. 

$. 164. Doch muͤſſen fie auch alsdann die Ein⸗ 
Fünfte dieſes Vermoͤgens zu ihrem eigenen Unterhalte, 
ſo weit dieſelben dazu hinreichen, auf Verlangen des 
Vaters vorzüglich anwenden. 5 

§. 165. Alle Verträge, die fie nach erlangter 
Großjaͤhrigkeit in Anſehung ihres freien Vermoͤgens 
ſchließen, find auch ohne Beitritt des Vaters gültig. 

§. 166. Doch muß der, welcher einem noch 
unter vaͤterlicher Gewalt ftehenden, obwohl großjaͤh⸗ 
rigen Kinde, auf ſein freies Vermoͤgen Credit geben 
will, ſich daſſelbe durch Eintragung in das Hypo⸗ 
thekenbuch, oder durch Uebergabe des Obligations⸗ 
Inſtruments, oder der verpfaͤndeten beweglichen Sa⸗ 
che, beſonders verfichern laſſen. 

$. 167. Der Erſatz des von einem Kinde durch 
unerlaubte Handlungen verurſachten Schadens muß 
hauptſächlich aus deffen freiem Vermoͤgen erfolgen. 

$. 168. Von dem nicht freien Vermögen der Rah 
Kinder gebührt dem Vater, fo lange die väter⸗ des nicht 
9 dauert, die Verwaltung und der Hand 
Nießbrauch. gell. 

§. 169. Ausſtehende Capitalien der Kinder ae 
kann der Vater nach Gucbefinden einziehen, auder⸗ bein 
weitig belegen, oder auch ſich ſelbſt zum Schuldner deu. 
der Kinder Dafür beſtellen; in fo fern nicht ein ſolches 
Capital den Kindern zur Sicherheit beſonders ver» 

Allgem. Lande, Ill Band. L ſchris⸗ 
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ſchrieben, oder die Verwaltung des Vaters darüber 
durch befondere Geſetze oder rechtsguͤltige Willens⸗ 
erklärungen eingefchränfe iſt. 
$. 170. Bey andern Vermoͤgenaſtuͤcken muß 
der Vater, fo lange die Kinder noch minderjährig 
find, zu allen Veranderungen der Subſtanz, die 
ein Nießbraucher nicht ohne den Eigentzümer vor⸗ 
nehmen kann, die Einwilligung des vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichts einholen. (Th. 1. Tit. 21. Abſchn 1.) 
$. 171. Dies muß beſonders geſchehen, wenn 
Grundſtucke, oder Gerechtigkeiten, waͤhrend der 
Minderjährigkeit der Kinder veraͤußert, verpfaͤndet, 
oder mit andern bleibenden Reallaſten belegt werden 
ſollen. 
$. 172. Das Gericht darf die Einwilligung 
nicht verſagen, wenn der Vater die Nothwendig⸗ 
keit der Verpfändung oder Veräußerung, oder einen 
den Kindern daraus entſtehenden erheblichen Nutzen 
nachweiſt. 
$. 173. Außer dieſer Einwilligung find zur 
Gültigkeit des Geſchafts keine weitere Foͤrmlichkeiten 
erforderlich. 
$. 174. Geſchieht jedoch eine ſoſche Veraͤu 
ßevung bloß des Nutzens wegen: fo muß das geloͤſete 
Kaufgeld entweder anderweitig zu Grundſtücken auf 
den Namen der Kinder verwendet; oder auf Hypo⸗ 
thek angelegt; oder von dem Vater beſondere Cau⸗ 
tion dafür beftellt werden. ’ 
§. 175. So weit ein Nießbraucher zur Begruͤn⸗ 
dung einer Meſiorationsforderung der Einwilligung 
des Eigenthuͤmers bedarf, muß der Vater minder⸗ 
jähriger Kinder, wenn er dergleichen Verguͤtung kuͤnf⸗ 
tig verlangen will, um die Einwilligung des vor⸗ 
mundſchaftlichen Gerichts zu den vorzunehmenden 
Verbeſſerungen ſich bewerben. 
H. 176. 
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§. 176. Zur Sicherheit des Vermoͤgens, wel- Gefestis 
ches auf die Kinder von der Mutter gediehen iſt, be⸗ e 
balten die Kinder in den Gütern des Vaters eben das 
Vorrecht, welches der Mutter, wegen ihres Einge⸗ 
brachten, in dem Vermögen des Mannes zuſtand. 
(Tit. 1. f. 254. gg.) 

§. 177. Auch wegen des übrigen nicht freien 
Vermoͤnens haben die Kinder in den Guͤtern des Va⸗ 
ters das Vorrecht der Vierten Claſſe von der Zeit an, 
da der Vater das Vermoͤgen der Kinder an ſich ge⸗ 
nommen hat. 

§. 178. Außer dieſem geſetzlichen Vorrechte 
iſt der Vater, beſondere Sicherheit für das ſeiner 
Verwaltung anvertrauete Vermögen der Kinder zu 
beſtellen, in der Regel nicht ſchuldig. 

$. 179. Nur alsdann kann dem Vater derglei⸗ F 
chen beſondere Sicherftellung abgefordert werden, Eicher: 
wenn er auf Behandlung oder Indult gegen feine dale we, 
Glaͤubiger antrat: wenn Sequeſtratton feiner Grund- den muß. 
flüce, oder Auspfaͤndung feiner Mobilien verhaͤngt, 
oder Wechſelereeution gegen ihn vollſtreckt wirdz 
oder wenn er ſonſt offenbar in Verfall ſeines Ver⸗ 
moͤgens zu gerathen anfangt, 

$. 180. Ferner, wenn er wegen eines Amts, 
einer Caſſe oder Pachtung, dem Fiskus oder einer 
andern mit fiskaliſchen Rechten verſehenen Anftale 
verhaftet iſt; oder dergleichen Amt, Cafe oder Pach⸗ 
tung auch erſt nachher, da er das Vermögen der 
Kinder ſchon erhalten hat, uͤbernimmt, 

§. 181. Desgleichen alsdann, wenn er zu ber 
Zeit, da das Vermoͤgen der Kinder in [eine Verwal⸗ 
tung gelangt, ſchon in den Dienſten einer andern 
Öffentlichen Auſtalt ſteht, welcher die Geſetze das Vor⸗ 
techt der Vierten Claſſe in den Gutern ihrer Caſſen⸗ 
bedienten und Adminiſtratoren einräumen, 


L 2 Anh. 
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Anh. §. 66, a) Unter Amt it eine ſolche Bedienung 
zu verſtehen, vermöge deren der Beamte Gelder oder 
andere Vermoͤgensſtuͤcke des Fiſkus oder einer andern prl⸗ 
vilegirten offentlichen Anſtalt zur Adminiſtration oder 
Aufbewahrung uͤberkoͤmmt. 0 

9. 87. b) Dieſe geſetzliche Vorſchriften And keineswe⸗ 
ges auf Andere, die, ohne Caſſenbediente und Adminl⸗ 
ſtratores zu ſeyn, Gelder des Fiskus oder einer anbern 
privileglrten Anſtalt in die Hände bekommen tunen, 
zu extendiren, 

9. 66. o) Es bedarf ber geſetzlichen Sicherſtellung nicht, 
einmal, wenn die Mutter den Vater durch ein Teſta⸗ 

ment von derſelben befreit, anderntheils, wenn der 
Fiskus durch eine von dem Vater beſtimmt geleiſtete 
Caution, aus den vorher mit dieſem Statt gefundenen 
Verhaͤltniſſen heraustritt. 2 

$. 182. Kann oder will der Vater in allen dies 

ten Fällen keine Sicherheit leiſten: fo muß ihm die 
Verwaltung des Vermögens der Kinder genommen, 
und einem beſondern Curator, unter näherer Auf⸗ 
ſicht des vormundſchaftlichen Gerichts, uͤbertragen 
werden. 

$. 183. Nur alsdann kann das Gericht dem 

Vater, in den Faͤllen des §. 180. 18 1., die beſon⸗ 
dere Sicherſtellung erlaſſen, wenn erhellet, daß er 
ſonſt die Bedienung nicht erlangen oder behalten 
könnte; und er gleichwohl ohne dieſelbe, den Unter⸗ 
halt und die Erziehung der Kinder gehörig zu beſor⸗ 
gen, außer Stande ſeyn wuͤrde. 

§. 184. Doch muß ein ſolcher Vater dem vor⸗ 

mundſchaftlichen Gerichte ein Atteſt ſeiner vorgeſetzten 
Behoͤrde über den richtigen Befund der Caſſe und 
Rechnung alljährlich vorlegen. 
$. 185. Unterläße er dieſes: fo muß nach der 
Vorſchrift H. 182 wider ihn verfahren 5 7 
+ 186, 
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$. 186. In wie fern eine Amtscaution, welche 
für den Vater aus dem den Kindern zugefallenen 
Vermoͤgen beſtellt ift, waͤhrend der Minderjährigkeit 
der Kinder ſtehen gelaſſen, oder aus dem Vermoͤgen 
derſelben neu beſtellt werden könne, iſt nach den für 
einen aͤhnlichen Fall in dem Titel von Vormund⸗ 
ſchaften vorgeſchriebenen Grundſaͤtzen zu beſtimmen. 
(Tit. 18. Abſchn. 8.) 

$. 187. Schreitet ein Vater, welcher liͤgende 
Gründe oder Gerechtigkeiten beſitzt, zur anderwei⸗ 
tigen Verehelichung: ſo muß er das Vermoͤgen der 
Kinder aus voriger Ehe auf dieſe Grundſtuͤcke ein⸗ 
tragen laſſen. 

Anh. §. 89. So lauge der Vater nicht wieder heirathet, 
genügt es, wenn in der Betätigung des Auseinander⸗ 
ſetzungsrezeſſes, oder in dem Atteſte daruͤber ausdrücklich 
notirt wird, daß der Vater für das Vermögen der Kin⸗ 
der noch Feine Sicherheit beſtellt hat. Der Geiſtliche, 
welcher eine ſolche Ehe durch Proclamatiou und Trau⸗ 
ung vollziehen ſoll, iſt ſchuldig, dem vormundſchaftlichen 
Gerichte davon in Zeiten Anzeige zu machen. 

§. 188. Dieſe Eintragung hat jedoch nur eben 
die Rechte, wie eine eingetragene vormundſchaftliche 
Caution. 


$. 189. Sind die Kinder großjaͤhrig, und auch Wer für 


ſonſt ihren eignen Sachen vorzuſtehen fähig: ſo kön- ch 


ieſe 


er 


Eis 
el⸗ 


nen dieſelben, auch wenn fie noch unter väterlicher Iung zu 
Gewalt find, in den Fällen des F. 179. 180: 181. forgen 


187. auf die von dem Vater zu leiſtende Sicherheit 

ſelbſt antragen, - 
$. 130. Außer ihnen hat alsdann Niemand ein 

Recht, ſich in dieſe Angeſegenheit zu miſchen. 
$. 191. Sind aber dieſe Kinder noch minder⸗ 
jäbrig, oder ſonſt unfähig, ihren Sachen ſelbſt vor⸗ 
zuſtehen: ſo muß der bey der Auseinanderſetzung mit 
dem 
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dem Vater ihnen zugeordnete Curator für die Beſtel⸗ 
lung der Sicherheit, nach näherer Anwerſung des 
Vormundſchaſtsrechts ſorgen. 

$. 192. Iſt den Kindern noch kein Curator bes 
ſtellt; ſo muß das vormundſchaftliche Gericht für defr 
ſen Anordnung von Amtswegen ſorgen, ſobald der 
Fall, wo es einer beſondern Sicherheit bedarf, zu 
ſeiner Wiſſenſchaft gelanget. 

$. 193 Zu einer desfalls dem Gerichte zu mas 
chenden Anzeige iſt beſonders die Mutter, und in des 
ten Ermaugelung derjenige befugt, welchem nächft 
dem Vater das Erbrecht zuſteht. 

$. 194. Iſt dieſer ſelbſt noch minderjaͤhrig: fo 
trittt der nachſte nach ihm an feine Stelle. 

$. 15. Auch ‚den fisfalifchen Bedienten liegt 
ob, ſobald ein Fall, der für das Vermoͤ en minder⸗ 
jähriger Kinder von deren Vater zu leiſtenden Sicher⸗ 
heit zu ihrer Kenntniß gelangt, dem vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichte davon Anzeige zu machen. 

$ 156, Wird durch dieſe Anzeige das Vermoͤ⸗ 
gen der Kinder von der Gefahr eines beſorglichen Ver⸗ 
luſts gerettet: ſo ſoll aus den Nutzungen deſſelben 
dem ſiskaliſchen Bedienten eine verhältnißmaͤßige Be⸗ 
lohnung ſeiner Wachſamkeit angewieſen werden. 

H. 197. Auch diejenigen, welche Jemanden ein 
Amt übertragen, wodurch das Vermoͤgen deſſelben 
einem geſetzmaßigen Vorrechte unterworfen wird, ſol⸗ 
len ſchuldig ſeyn, dem ordentlichen perſoͤnlichen Ges 
richtsſtande des Beamten, ſogleich nach feiner Ein⸗ 
führung, davon Nachricht zu geben. 

§. 198. Iſt dieſes von ihnen vorſätzlich, oder 
aus grobem Verſehen unterlaſſen worden: fo bleiben 
ſie den Kindern, wegen des daraus entſtehenden 
Nachtheils, verantwortlich. 

N 199. Hauptſächlich aber muß jeder Vater, 
welcher Vermoͤgen von ſeinen Kindern in * 
at, 
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hat, ſobald der Fall eintritt, wo er nach den Geſetzen 
befondere Sicherheit dafür zu beſtellen verbunden iſt, 
es dem vormundſchaftlichen Gerichte ſelbſt anzeigen. 

$. 200. Ein Vater, der dieſe Pflicht mit Vor⸗ 
ſatz verabſaumt, wird ſeines Mieß brauchs verluſtig. 

$. 201. So lande Kinder noch unter vaterli⸗ 1 
cher Gewalt find, konnen fie über ihr nicht freies Ver- der Bi 
niögen, ohne Beitritt und Einwilligung des Vaters, ung. 
unter Lebendigen keine gültige Verſuͤgung treffen. 2 

$. 202. Vielmehr gilt von den Vertragen und Bermds 
Schulden auch ſolcher Kinder, eben das, was in Les 
Sue der noch unter vaͤterlicher Gewalt ſtehenden 
Kinder überhaupt H. 124 lag. verordnet iſt. 

§. 203. Haben Kinder durch unerlaubte Hands 
lungen Jemand Schaden zugefügt: To muß der Er⸗ 
ſatz, in Ermangelung eines freien Veemoͤgens, aus 
dem nicht freien, fo weit daſſelbe hinreicht, fo fort 
erfolgen. 

$. 204. So lange der Vater, der Kinder ſtan⸗ Are 
desmaͤßigen Unterhalt und Erziehung beforge, hangt Niet: 
die Verwendung der Einkünfte ihres nicht freien Ver⸗ biauche. 
moͤgens lediglich von feinem Gutbeffnden ab. 

§. 205, Auch feine eigene Gläubiger koͤnnen aus 
dieſen Einkünften ihre Befriedigung ſuchen. 

§. 206. Wenn aber der Vater in Concurs ver⸗ 
fällt, oder ſonſt außer Stand kommt, die Kinder 
ſtandesmaßig zu verpflegen und zu erziehen: fo der⸗ 
liert er die Verwaltung und den Nießbrauch ihres u 
uicht freien Vermoͤgens. 

$. 207. Beides fällt den Kindern anheim, in 
fo fern dieſelben großjahrig, und ſonſt ihren Sachen 
ſelbſt vorzuſtehen fahig find. 

$. 208. Außerdem muß den Kindern ein Cura⸗ 
tor beſtellt, und durch dieſen ihr nicht freies Vermoͤ⸗ 
gen, unter Auſſicht des vormundſehaſtlichen Gerichts, 
zum Beſten der Kinder verwaltet werden. 5 


—— 


$. 209. 


Auſhe⸗ 


bug der 


vaͤterli⸗ 
chen Ge⸗ 
walt bey 
einen, 
großjäh⸗ 
rigen 
Sohne; 
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§. 209. Doch iſt der Vater, die benoͤthigte 
Unterſtuͤtzung zu feinem Unterhalte aus den Ein⸗ 
Eünften dieſes Vermögens zu fordern, in jedem 
Falle wohl befugt. N 


Vierter Abſchnitt. 


Von Aufhebung der väterlichen 
Gewalt. 


$. 210. Wenn ein Sohn nach erlangter Groß- 
jaͤhrigkeit eine eigene von den Aeltern abgeſonderte 
Wirthſchaft errichtet: fo geht er dadurch aus der 
väterlichen Gewalt. 

§. 211. Wenn der Vater ihn feiner Gewalt 
noch nicht entlaffen will: fo muß er feinen Wider⸗ 
ſpruch gerichtlich anzeigen, und Gruͤnde dazu bei⸗ 
bringen, welche hinreichen, den Sohn fuͤr einen 
Verſchwender erklaͤren zu laſſen. 

$. 212, a) Wenn ein großjähriger Sohn ein 
eigenes Gewerbe treibt, oder ein Öffentliches Amt 
bekleidet: fo iſt er für entlaſſen aus der väterlichen 
Gewalt anzuſehen. 0 

$. 212. b) Die fortwaͤhrende Unterſtuͤtzung von 
Seiten des Vaters, durch Gebung des Tiſches, und 
ſonſt, macht dabey keinen Unterſchied. 


Anh. $. 90. Ein Ofſtzler wird durch Erlangung der Mas 
jorennität von der väterlichen Gewalt nur alsdann 
befreit, wenn er zu einem ſolchen Poſten avaueirt, in 
welchem er der vaͤterlichen Hülfe zu feinem Unterhalte 
nicht mehr bedarf; welches in dem Falle angenommen 
werden ſoll, da er entweder eine Compagnle oder Es⸗ 
quadron erhält, oder doch zum Rittmeiſter oder Capi⸗ 
tain ernannt wird, und das mit dleſer Charge vers 
knüpfte Gehalt zu genießen hat. 

F. 213. 
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$. 213. Einem großjährigen Sohne, welcher 
ſich mit feinem Gewerbe ohne weitere Unterſtuͤtzung 
des Vaters ernähren kann, iſt letzterer die Anſtellung 
eines ſolchen Gewerbes zu verſtatten, und ihn dadurch 
aus ſeiner Gewalt zu entlaſſen verbunden. \ 

$ 214. Ein noch minderjähriger Sohn kann 2 
vor zuruͤckgelegtem Zwanzigſten Jahre, ſelbſt mit Ein⸗ deriährls, 
willigung des Vaters, der väterlichen Gewalt nicht gen; 
entlaſſen werden. 

§. 215. Nach zuruͤckgelegtem Zwanzigſten Jah⸗ 
re, und bis zur erlangten Volljährigkeit des Soh⸗ 
nes, kann der Vater nicht gensthigt werden, den⸗ 
ſelben aus ſeiner Gewalt zu entlaſſen. 

§. 216. Wenn aber der Vater in dieſem Zeit⸗ 
raume ſeinen Willen, den Sohn zu entlaſſen, mit 
Beiſtimmung des Sohnes, bey dem vormundſchaftli⸗ 
chen Gerichte verlautbart: ſo hat dieſes zugleich alle 
Wirkungen einer Majorennitaͤts⸗Erklaͤrung. 

Anh. H. 91. Dieſe geſetzliche Vorſchrift findet bey der 

Entlaſſung von Töchtern keine analogiſche Anwendung, 

§. 217. Dem Sohne muß ein beglaubtes Zeugs 
niß daruͤber von dem vormundſchaftlichen Gerichte 
ausgefertigt werden. 

§. 218. Wenn der Vater ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend einwilligt, daß der noch minderjaͤhrige 
Sohn ein beſonderes Gewerbe fuͤr eigene Rechnung 
anfange: fo hat diefes die Wirkung einer ausdruͤck⸗ 
lich erklaͤrten Entlaſſung. 

$. 219. Durch die Uebernehmung eines oͤffent⸗ 
lichen Amts geht ein noch minderſaͤhriger Sohn, auch 
wenn er zugleich eine beſondre Wirkgſchaft anſtellt, 
doch noch nicht aus der väterlichen Gewalt. 

H. 220. Will ihn aber der Vater derſelben 
entlaſſen: ſo muß er dieſen ſeinen Willen nach 
Vorſchrift F. 216, 217, gerichtlich erklaren. 


H. 221. 
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§. 221. So lange der Vater dergleichen Erklaͤ⸗ 
rung noch nicht abgegeben hat, iſt der Sohn zwar in 
den Gefchäften feines Amts, nicht aber in feinen Pri⸗ 
vatangelegenheiten, für einen ſoſchen, der nicht mehr 
unter väterlicher Gewalt ſtehet, zu achten. a 

$. 222. Caſſenbedienungen und Pachtungen, 
wodurch Jemand dem Fiskus oder einer öffentlichen 
Anſtalt verhaftet wird, follen einem Minderjährigen, 
der noch unter väterlicher Gewalt ſteht, nicht anders 
uͤbertragen werden, als wenn er zuvor von dem Vater 
ausdrücklich und gerichtlich entlaſſen worden. 

$. 223. Auch daraus, daß der Vater feinem 
noch minderjährigen Sohne die Errichtung einer be⸗ 
ſondern Wirthſchaft, aus feinem eignen, oder dem 
Vermo den feiner Frau geſtattet hat, folge noch nicht, 


daß derſelbe der vaͤterlichen Gewalt entlaffen ſey. 


$. 224. Wer alſo mit einem Minderjährigen, 
deſſen Vater noch am Leben iſt, ſich einlaffen will, 
muß ſich Überzeugen, daß derſelbe entweder mit Eins 
willigung des Vaters ein beſonderes Gewerbe für eige⸗ 
ne Rechnung treibe, oder daß ihn der Vater aus⸗ 
drücklich entlaſſen habe. 5 

H. 225. In allen Fällen aber, wo der Sohn eis 
ne zuerſt ohne vaͤterliche Einwilligung oder Entlaſſung 
angefangene beſondere Wirthſchaft, bis nach zuruck⸗ 
gelegtem Vier und zwanzigſten Jahre fortſetzt, ohne 
daß der Vater feinen Widerſpruch gerichtlich erklärt, 
und ihn zur Wiederaufgebung dieſer abseſonderten 
Wirthſchaft wirklich angehalten hat, geht er mit dem 
Zeitpunkte der erlangten Volljaͤhrigkeit zugleich aus 
der väterlichen Gewalt. 

§. 226. Ein Sohn, welcher während der Min⸗ 
derjahrigkeit der väterlichen Gewalt entlaſſen wor⸗ 
den, kann dennoch feine Grundſtücke und Gerech⸗ 
tigkeiten nur mit Beitritt feines Vaters verpfänden 
und veräußern. 


$. 227. 
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§ 227. Sobald aber der Vater ſeine Einwil⸗ 
ligung in ſolche Verfügungen gerichtlich erklart, 
bevarf es weiter keiner Unterſuchung oder Geneh⸗ 
migung von Seiten des vormundſchaftlichen Ger 

richts. 

9. 228. Wenn eine Tochter, unter ertheilter, e 
oder von dem Richter ergaͤnzter Einwilligung des 
Vaters heirathet: ſo hört die vaͤterliche Gewalt 
über fie auf, 

$ 229. Iſt fie aber noch minderjaͤhrig: ſo 
bleiben dem Vater, bis zur erlangten Volljährigkeit, 
alle Rechte und Pflichten eines, einer verheiratheten 
Pflegebefohlnen, beſtellten Vormundes. (Tit. 18. 
Abſchu. 8.) 5 

9. 230. Eine unverheirathete Tochter kann, auch 
wenn fie großjahrig iſt, nicht anders, als durch aus⸗ 
drückliche Erklarung, der vaͤterlichen Gewalt entlaffen 
werden,. 

$. 231. Nach aufgehobener väterlichen Gewalt Feen 
iſt der Vater ſchuldig, dem Kinde das bisher unter Auſe, 
ſeiner Verwaltung geſtandene eigenthuͤmliehe Vermoͤ⸗ bung: 
gen deſſelben, nach den im folgenden Abſchnitte vorge⸗ ER 
ſchriebenen Beſtimmungen, beraus zu geben. des eig⸗ 

$. 232. Söhne, welche eine abgeſouderte Wirth⸗ yuigens 
ſchaft anfangen, muſſen zu deren erſten Einrichtung, der Kin⸗ 
und zur Anſchaffung der Geräthſchaften, welche zum az Aus, 
Berriebe ihres Gewerbes unentbehrlich find, mit einer ae 
Aueſtattung verſehen werden. terjekan, 

$ 233. Auch den heirathenden Töchtern ge⸗ 
buhrt dergleichen Ausſtattung, fo weit dieſelbe zur 
Hochzeit, und zur erſten Einrichtung ihres Hauswe⸗ 
jens erforderlich iſt. 

9. 234. Haben die Kinder eigenes Vermoͤgen: 
ſo koͤnnen die Koſten der Ausſtattung aus der Babe 
fan deſſelben genommen werden. 


9. 235. 
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$. 235. So weit fie kein eigenes, oder kein 
hinreichendes Vermoͤgen haben, iſt der Vater aus 
dem Seinigen für dieſe Ausſtattung zu ſorgen ver⸗ 
pflichtet. Ä 

$. 236. Iſt der Vater nicht mehr am Leben; 
oder ſelbſt unvermoͤgend: fo muß die Mutter, in Ans 
ſehung dieſer Pflicht, an ſeine Stelle treten. 

§. 237. Der Regel nach haͤngt es lediglich von 
dem Ermeſſen der Aeltern ab, wie viel ſie zu vorge⸗ 
dachter Ausſtattung der Kinder aus ihrem Vermögen 
hergeben wollen. 

$. 238. Sollten jedoch Aeltern ſich dieſer ihrer 
Pflicht dergeſtalt entziehen wollen, daß ſie ihren Kin⸗ 
dern gar keine, oder nur eine ganz unzureichende Aus⸗ 
ſtattung bewilligten: fo ſteht den Kindern frey, den 
Beiſtand des vormundſchaftlichen Gerichts nachzu⸗ 
uchen, 
; $. 239. Dieſes muß mit Zuziehung zweier der 
naͤchſten Verwandten, oder zweier Standes- oder 
Zunftgenoſſen des Vaters, billig ermeſſen: wie viel 
zur Ausſtattung des Kindes nach den H. 232. 233. 
angegebenen Beſtimmungen erforderlich ſey; und ſo⸗ 
dann den Vater zur Bewilligung dieſer Nothdurft zu 
vermögen, ſich angelegen ſeyn laſſen. 

$. 240. Es muß aber daruber kein Prozeß zuge⸗ 
laſſen, und am wenigſten der Vater zur Offenlegung 
feines Vermoͤgenszuſtandes genoͤthigt werden. 

$. 241. Vielmehr, wenn die Aeltern auf Pflicht 
und Gewiſſen verſichern, daß fie nach ihren Umſtaͤn⸗ 
den, ohne wirklichen Nachtheil für ſich und ihre üͤbri⸗ 
gen Kinder, dem Auszuſtattenden ſo viel, als das 
vormundſchaftliche Gericht billig gefunden hat, nicht 
ausſetzen konnen: fo müſſen dieſes Gericht ſowohl, als 
das auszuſtattende Kind, bey einer ſolchen Verſiche⸗ 
rung ſich beruhigen. 


9.242: 
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§. 242. Kinder, die ſchon einmal ausgeſtattet 
find, haben, unter keinerley Umſtänden, das Recht, 
eine nochmalige Ausſtattung zu verlangen. 

§. 243. Außer der vorbeſtimmten Ausſtattung 
find Kinder, vermoͤge der Geſetze, niemals befugt, 
eine Mitgabe oder Brautſchatz von den Aeltern zu 
fordern. 5 

§. 244. Auch wenn die Aeltern eine Mitgabe, 
ohne weitere Beſtimmung einer gewiſſen Summe oder 
Sache, verſprochen haben, find fie nur zu dieſer Aus⸗ 
ſtattung ($. 232. 233.) verpflichtet. 

9. 245. Haben fie aber den Kindern einen 
Brautſchatz oder Mitgabe, über die Ausſtattung, aus 
eigener Bewegung wirklich zukommen laſſen: ſo wird 
im zweifelhaften Falle vermuthet, daß dieſelben aus 
dem eigenthümlichen Vermoͤgen der Kinder, fo weit 
daſſelbe dazu hingereicht hat, genommen worden. 

$. 246. Haben die Kinder kein eigenthumli⸗ 
ches Vermoͤgen: ſo gilt die Vermuthung, daß der 
Brautſchatz oder die Mitgabe aus dem Vermoͤgen 
des Vaters gegeben ſey. 

§. 247. Iſt der Vater nicht mehr am Leben: 
ſo wird der Brautſchatz oder die Mitgabe aus dem 
Vermoͤgen der Mutter, ohne Beitrag des Stief⸗ 
vaters, genommen zu ſeyn geachtet, wenn gleich 
Letzterer ausdrücklich darein gewilligt hätte. 

9. 248. Nur bey der Gemeinſchaft aller Git« 
ter wird jederzeit vermuthet, daß der den Kindern 
gegebene, und nicht aus ihrem eigenthuͤmlichen 
Vermögen gefloſſene Brautſchatz, aus dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Vermoͤgen genommen worden. 

§. 249. Auch nach aufgehobener väterlichen Naht: 
Gewalt find die Kinder den Aeltern kindliche Ehr- tern bach 
erbietung ſchuldig. . baer 

. 250. Die Pflicht, ihre Einwilligung zu ei- wan. 
ner Heirath nachzuſuchen, wird durch Endigung 
' der 


1 ir 
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der väterlichen Gewalt nicht aufgehoben. (Tit. . 


$. 997. lad.) 
1 8 9.251. Auch nach aufgehobenet väterlichen Ge⸗ 
gen wech walt find Kinder und Eltern einander wechſelſeitig zu 
ne unterftügen, und eins des andere, wenn es ſich 
ſelbſt nicht ernähren kann, mit Unterhalt zu verfehen 
ſchuldig. 

§. 252. Iſt das Unvermöoͤgen, fich ſelbſt zu er. 
näbren, durch Krankheit, Unglücksfälle, oder font 
unverſchuldet entſtanden: fo find die Kinder den Nel- 
tern, und dieſe jenen, anſtaͤndigen Unterhalt nach ih⸗ 
rem Vermögen zu reichen verbunden. 

§. 253. it aber der huͤlfsbeduͤrftige Theil durch 
eigene Schuld verarmt; oder hat er ſich gegen den 
andern ſo betragen, daß dieſer ihn zu enterben berech⸗ 
tigt ſeyn würde: fo muß er mit dem bloß nothduͤrfti⸗ 
gen Unterhalte ſich begnügen. 

H. 254. Kinder, die nach aufgehobener vaͤterli⸗ 
chen Gewalt von den Aeltern noch ernährt werden 
muſſen, find alsdann auch verbunden, den Aeltern in 
deren Wirthſchaſt und Gewerbe nach ihren Kräften 
behulflich zu ſeyn 1 
Veſonde⸗ $ 255. Außer den $. 210 230 beſtimmten 
un gewöhnlichen Faͤllen, höre die väterliche Gewalt von 
terliche ſelbſt auf, wenn der Vater wegen grober Verbre⸗ 
Kl chen zu harter und fihmähficher Zuchrhaus- oder 

Feſtungsarbeit, zu Zehnjährigem oder lebenswieri⸗ 
gem Gefaͤngniſſe, oder zur Landesverweiſung ver⸗ 
urtheiſt worden. 

$ 256. Ferner alsdann, wenn er gerichtlich 
für einen Verſchwender erkläre wird. 

§. 257. Auch alsdann, wenn er ohne Bor: 
wiſſen des Staats in der Abſicht, ſich feinen Un⸗ 
terthanspflichten zu entziehen, aus den Königlichen 
Landen entweicht. 


5 b $. 258. 
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$ 258. Endlich, wenn er vorſaätzlicher Weiſe 
die Kinder huͤlſtos und ohne Aufſicht verlaſſen hat. 

§. 259. In allen dieſen Fällen erlangt er die 
väterliche Gewalt nicht wieder, auch wenn der Grund 
ihres Verluſtes in der Folge gehoben worden. 

$. 260. Dagegen ruht die väterliche Gewalt, 
wenn der Vater nur zu bürgerlichem oder Feſtungs⸗ 
gefaͤngniſſe, auf länger als Zwey, aber weniger als 
Zehn Jahre, verurtheilt worden. 

$. 261. Ingleichen alsdann, wenn der Vater 
in Raſerey oder Bloͤdſinn verfallen iſt. 

$. 262. Nach ausgeſtandener Strafe, erhalte⸗ 
ner Begnadigung, oder erfolgter Wiederherſtellung, 
tritt der Vater wiederum in alle ſeine Rechte. 

$. 263. Sind die Kinder zur Zeit der ſolcher⸗ 
geſtalt aufgehobenen oder außer Wirkung geſetzten 
väterlichen Gewalt noch minderjaͤhrig: fo muß ih⸗ 
nen ein Vormund beſtellt werden. 

§. 264. Der Nießbrauch ihres Vermoͤgens wird, 
ſo weit er zu ihrer Verpflegung und Erziehung, oder 
zur Unterſtutzung des Vaters nicht erforderlich iſt, 
der Subſtauz zugeſchlagen. 1 

§. 265. Waren die Kinder zu der Zeit, als 
die väterliche Gewalt außer Wirkung geſetzt wurde, 
bereits großjaͤhrig; oder find fie es in der Zwiſchen⸗ 
zeit geworden: fo fallen fie nicht mehr unter dieſel⸗ 
be zurück, 

9. 266. Eingeſchränkt wird die väterliche Ge: 1 55 
walt in Auſehung der Erziehung, wenn der Vater dagen 
dieſelbe veruachläſſigt; die Kinder grauſam mißhan⸗ derſelben 
delt; ‚fie zum Boͤſen verleitet; oder ihnen den noͤ⸗ 
thigen Unterhalt verſagt. ($. 90. 91.) 

8. 267. Ferner in Anſehung der Verwaltung des 
Vermoͤgens der Kinder, wenn der Vater die beſon⸗ 
dere Sicherheit dafür, wozu er aus geſetzlichen Grün- 

den 
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den verpflichtet iſt, nicht beſtellen kann oder will. 
G. 179. Id.) a 

$ 268. Endlich in Anſehung der Verwaltung 
und des Nießbrauchs zugleich, wenn der Vater in 
Concurs verfällt, oder ſonſt die Kinder ſtandesmaͤ⸗ 
ßig zu ernähren und zu erziehen, unvermoͤgend wird. 
(§. 204 — 209.) 

$. 269. In allen Fallen, da ſolchergeſtalt die 
Rechte der vaͤterlichen Gewalt aufgehoben, außer 
Wirkung geſetzt, oder eingeſchraͤnkt worden (H. 255. 
bis 268.), bleiben der Vaker und ſein Vermoͤgen 
zur Erfuͤllung der damit verbundenen Pflichten den⸗ 
noch verhaftet. 

$. 270. Durch den bürgerlichen oder natuͤrli⸗ 
chen Tod des Vaters nehmen ſowol die Rechte als 
Pflichten der väterlichen Gewalt ein Ende, 


Fuͤnfter Abſchnitt. 


Von der Erbfolge der Kinder und ande⸗ 
rer Verwandten in abſteigender Linie 


$. ar. Die Erbfolge in den Nachlaß verſtorbe⸗ 
ner Aeltern wird entweder durch Vertraͤge, oder, in 
deren Ermangelung, durch letztwillige Verordnungen, 
oder, wenn auch dieſe nicht vorhanden ſind, durch 
Statuten oder Provinzialgeſetze beſtimmt. 

$ 272. Sind in den Statuten oder Provin⸗ 
zialgeſetzen keine oder nicht hinreichende Verordnun⸗ 
gen enthalten: ſo ſoll nach folgenden Vorſchriften 
verfahren werden. 

§. 273. Vor allen Dingen werden Lehne, Fi⸗ 
deicommiſſe und andere Vermoͤgensſtuͤcke, in welche 
e nach Geſetzen oder Familienvertraͤgen eine eigene 


den Suceeſſionsorduung Statt findet, von dem Nach⸗ 


laſſe abgeſondert. (Tit, 1. . 302 — 539.0 
§. 274. 


Von der Erbfolge in abfteigender Linie. 177 


S. 274. fi ein uͤberlebender Ehegatte vorhan⸗ 
den: fo wird demſelben fein eigenthuͤmliches Vermoͤ⸗ 
gen nach den Vorſchriften des Erſten Titels verab⸗ 
folgt. (Tit. 1. $. 544. lag.) 

H. 275. Hat der verſtorbene Vater eigenes Infonder 
Vermögen der Kinder zur Verwaltung gehabt: fo ges 
muß jedem Kinde das Seinige aus dem Nachlaſſe, chu, 
als eine Schuld, herausgegeben werden. 1 8 

6. 276. Bey der Abſonderung des eigenen Ver⸗ der Kin 
moͤgens der Kinder von dem väterlichen Nachlaſſe, der. 
finden überhaupt diejenigen Grundſaͤtze Statt, welche 
im Erſten Titel auf den Fall vorgeſchrieben ſind, 
wenn die Frau nach dem Tode des Mannes ihr Ver⸗ 
mögen aus deſſen Nachlaß zurücknimmt. (Tit. 1. 
§. 544. Nad) ; 

$. 277. Das eigenthuͤmliche freie Vermoͤgen 
der Kinder wird dabey dem vorbehaltenen Vermoͤ⸗ 
gen der Frau, und das nichtfreie dem Eingebrach⸗ 
ten gleich geachtet. 

H. 278. In allen Fällen, wo durch jene Vor⸗ 
ſchriften der Frau die Wahl gelaſſen iſt, gebuͤhret 
ſie hier dem Kinde. 

§. 279. Hat der Vater Mobilien und Effek⸗ 
ten des Kindes in ſeiner Gewahrſam gehabt: ſo 
muß das Kind dieſelben vollſtändig zuruͤck erhalten. 

$. 280. Sind fie in dem Zuſtande, wie fie der 
Vater übernommen hat, nicht mehr vorhanden: fo 
muß dem Kinde der wahre Werth, nach dem Zeit⸗ 
punkte der Uebernehmung, verguͤtet werden. 

L. 281. Doch iſt der Vater für einen durch 
Zufall entſtandenen Verluſt oder Verminderung des 
Werths fo wenig, wie ein anderer Verwahrer, zu 
haften ſchuldig. 

$. 282. Ein mäßiger Gebrauch der Effekten des 
Kindes, fo weit er ohne Abnutzung derſelben Statt 
finden kann, iſt dem Vater vergoͤnnt. 

Allgem. Landr. UI. Band. M 9 283. 
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§. 283. Will er ſich aber ſolcher Mobilien, die 
ohne Abnutzung nicht gebraucht werden koͤnnen, zu 
ſeinem Gebrauche bedienen: ſo muß er dafuͤr ſor⸗ 
gen, daß fie gerichtlich abgeſchaͤtzt werden. 

§. 284. Alsdann hat das Kind, wenn ihm 
fein Vermögen verabſolgt werden ſoll, die Wahl: ob 
es die Mobilien, ſo wie ſie ſind, annehmen, oder 
den taxirten Werth fordern wolle. 

$. 285. Hat der Vater keine Taxe aufnehmen 
laſſen: fo muͤſſen dergleichen von ihm gebrauchte Mo⸗ 
bilien dem Kinde nach dem Werthe, welchen voll» 
kommen brauchbare Sachen dieſer Art zur Zeit der 
Uebernehmung gehabt haben, verguͤtet werden. 
S. 286. Doch darf von ſolchen Effekten, die 
zum alleinigen perfönlichen Gebrauche des Kindes 
verwendet worden, der Vater, in keinem Falle, we⸗ 
der den Verbrauch, noch die Abnutzung vertreten. 

$. 287. Koſten, welche der Vater auf die Kinder 
verwendet hat, werden denſelben auf die Subſtanz 
ihres eigenthuͤmlichen Vermoͤgens nicht angerechnet. 

H. 288. Selbſt bey der eigenthuͤmlichen Aus⸗ 
ſtattung findet dergleichen Anrechnung in der Regel 
nicht Statt. 

$. 289. Wenn aber der Vater ausdrücklich er⸗ 
klaͤrt hat, daß dergleichen Verwendungen den Kin⸗ 
dern auf ihr eigenthümliches Vermoͤgen angerechnet 
werden ſollen: ſo muͤſſen dieſe ſich die Anrechnung 
in ſo weit gefallen laſſen, als die Verwendungen den 
Nießbrauch, welchen der Vater von ihrem Vermoͤ⸗ 
gen gehabt hat, üͤberſteigen. 

$. 290. Es wird aber alsdann eine deutliche, 
beſtimmte, und gewiſſe, wenn gleich nur mündliche, 
Willenserklärung des Vaters erfordert. 

$. 291. Die bloße Anzeichnung der auf ein 
Kind verwendeten Koſten iſt für eine ſolche Erkla⸗ 
rung nicht zu achten. 
8 5 §. 292. 
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§. 292. Hat der Vater Kindern, die eigenes 
Vermoͤgen beſitzen, bey ihrer Verheirathung oder 
anderweitigen Riederlaſſung, außer der eigentlichen 
Ausſtattung, einen Brautſchatz oder Mitgabe zuge⸗ 
wendet: fo gilt die rechtliche Vermuthung, daß es 
aus dem eigenthuͤmlichen Vermoͤgen der Kinder ge⸗ 
ſchehen ſeh. (F. 245.) 

$. 293. Dergleichen beſondere Mitgabe muß 
ſich alſo das Kind auf fein Vermoͤgen anrechnen laſ⸗ 
ſen; in ſo fern nicht der Vater das Gegentheil deut⸗ 
lich und beſtimmt erklaͤrt hat. 

§. 294. Auch der Erbſchatz, welcher für die des Erbe 
durch den Tod Eines der Aeltern getrennte Ehe ſchabes. 
beſtellt worden, muß von dem Nachlaſſe des Ver⸗ 
ſtorbenen abgeſondert werden. 

§. 295. Das Eigenthum deſſelben faͤllt den 
Abkoͤmmlingen aus dieſer Ehe nach den Regeln der 
geſetzlichen Erbfolge zu. 

$. 296. Jeder derſelben kann über feinen. An⸗ 
theil, als uͤber ſein freies Eigenthum, jedoch mit Vor⸗ 
behalt des dem letztlebenden Ehegatten zukommenden 
Nießbrauchs, verfügen. (Tit, 1. §. 288. Ig.) 

$. 297. Haben einige Kinder aus dem Erbſcha⸗ 
tze eine Ausſtattung erhalten: ſo muß den andern 
eben ſo viel, vor der Theilung, zum Voraus bezahlt 
werden. (Ebend. §. 299.) 

$. 298. Reicht der noch vorhandene Theil des 
Erbſchatzes nicht hin, um die unausgeſtatteten Kin⸗ 
der den ausgeſtatteten gleich zu ſetzen, fo muß das 
Fehlende aus dem Vermoͤgen oder Nachlaſſe des Aus⸗ 
ſtattenden als eine Schuld erganzt werden. 

§. 299. Kann dieſes, wegen Unzulaͤuglichkeit 
des Vermögens: oder Nachlaſſes, nicht geſchehen: fo 
muͤſſen die ausgeſtatteten Kinder, nach Verhaͤltniß 
des Empfangenen, ſo viel zurückgeben, daß ihre Ge⸗ 

M 2 ſchwiſter 
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ſchwiſter zur gleichen Theilnahme mit ihnen an dem 
Erbſchatze gelangen koͤnnen. 
e ed $. 300. Wenn nun nach obigen Anweiſuugen 
ſoſge der (§. 273 — 299.) von dem Nachlaſſe des Verſtorbe · 
W u nen dasjenige, was zu ſeiner Erbſchaft nicht gehört, 
Grades, abgeſondert worden: fo gelangen in das Uebrige feine 
ſaͤmmtlichen aus einer Ehe zur rechten Hand erzeug⸗ 
ten Kinder zur Erbfolge. i 


$. 301. In wie fern der Überlebende Ehegatte 
mit den Kindern zugleich an der Erbſchaft Theil neh⸗ 
me, iſt im Erſten Titel $. 623. 624. verordnet. 


$. 302. Kinder beerben ihre Aeltern zu glei⸗ 
chen Theilen. 
Angler $. 303. Haben einige Kinder von dem Erblaſ⸗ 
2 15 ſer, bey deſſen Lebenszeit, etwas zur Ausſtattung er⸗ 
ſelben we⸗ halten: fo muß jedem der übrigen eben fo viel aus 
AD, der Erbſchaft, vor deren Theiſung, zum Voraus 
fungen verabfolgt werden. 


8 FS. 304. Unter Ausſtattung wird hier Alles ver- 


mendune ſtanden, was Kinder, bey ihrer Verheirathung, bey 

* Errichtung einer beſondern Wirthſchaft, bey Auſtel⸗ 
lung eines eigenen Gewerbes, oder bey Uebernehmung 
eines Amte, von den Aeltern erhalten haben. 

$. 305. Die Mitgabe der Töchter; ein für fie 

oder die Söhne aus dem Vermoͤgen der Aeltern be⸗ 
ſtellter Erbſchatz; Ehevermaͤchtniß; Gegenvermäche 
niß oder Witthum; die Koſten einer dem Kinde zu 
feiner Verſorgung angekauften Praͤbende, oder an⸗ 
dern Rente; die Brautgeſchenke; und überhaupt Al⸗ 
les, was von den Aeltern zu dem Ende gegeben wor⸗ 
den, damit das Kind in den Stand geſetzt werde, 
feine Heirath zu vollziehen, oder die abgeſonderte 
Wirthſchaft, das Gewerbe oder Amt anzutreten, 
gehoͤren in dieſem Verſtande zur Ausſtattung. 

H. 306. 
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$- 306. Ob dergleichen Ausſtattung noch vor⸗ 
handen ſey, oder nicht, macht bey der Erbtheilung 
in der Regel keinen Unterſchied. ($. 347.) 

g. 307. Zinſen oder andere Nutzungen aber 
ommen dabey niemals in Anrechnung. 

H. 309. Eine durch ſchriftlichen Vertrag ver⸗ 
prochene, aber noch nicht wirklich gegebene Ausſtat⸗ 
tung, wird als Schuld von dem Nachlaſſe abgezo⸗ 
gen; und hat übrigens mit der wirklich gegebenen 
gleiche Rechte. . 

. 309. Sind mehrere Kinder ausgeſtattet, und 
haben fie dazu nicht gleich viel erhalten; ſo konnen 
die weniger Beguͤnſtigten das zur völligen Aus. 
gleichung Erforderliche aus der Erbſchaft voraus 
verlangen, x 

$. 310. Wird die Erbſchaft durch dieſe Aus⸗ 
gleichung der entweder noch gar nicht, oder minder 
reichlich ausgeſtatteten Kinder mit den reichlicher ver⸗ 
ſorgten erſchoͤpft; ſo bleiben Letztere von der Theilung 
ausgeſchloſſen. 

$. 311. Die übrigen entweder noch gar nicht, 
oder minder reichlich verſorgten Kinder theilen ſich 
alsdann in die Erbſchaft dergeſtalt, daß unter ih⸗ 
nen die moͤglichſte Gleichheit beobachtet werde. 

§. 312. Die von dem Erblaſſer bey ſeiner Le⸗ 
benszeit ausgeſtatteten Kinder, dürfen von dem Er⸗ 
wege an ihre Geſchwiſter niemals etwas heraus⸗ 
geben. P 
$. 313. Iſt jedoch in dem Nachlaſſe des vers 
ſtorbenen Vaters nicht ſo viel vorhanden, daß die 
noch unverſorgten Kinder die §. 232. 233. beſchrie⸗ 
bene nothdürftige Austattung daraus erhalten koͤn⸗ 
nen: fo muͤſſen ihre verſorgten Geſchwiſter das dar⸗ 
an Fehlende ergaͤnzen. 8 

$. 314. Sind mehrere ausgeſtattete Geſchwi⸗ 
ſter vorhanden: ſo muͤſſen ſie zu dieſer Ausſtattung 

— 
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der noch unverſorgten, nach Verhaͤltniß des Empfan⸗ 
genen, beitragen. 

$. 315. Doch kann keinem derſelben ein hoͤ⸗ 
herer Beitrag, als Ein Drittel der ſelbſt erhalte⸗ 
nen Ausſtattung, abgefordert werden. 

$. 316. Dieſer den unverſorgten Geſchwiſtern 
von den ausgeſtatteten zu leiſtende Beitrag, muß 
zwar ſogleich bey der Erbtheilung ausgemittelt und 
veſtgeſetzt werden; 

$. 317. Doch bleibt derſelbe bey denjenigen, die 
ihn zu leiſten haben, ſo lange ohne Verzinſung ſtehen, 
bis der Fall, wo die unverſorgten Geſchwiſter wirk⸗ 
lich ausgeſtattet werden ſollen, eintritt. 

§. 318. Bis dahin haben die unausgeſtatteten 
Kinder, zur Sicherheit dieſes Beitrags, in dem 
Vermoͤgen der ausgeſtatteten das Vorrecht der Fuͤnf⸗ 
ten Claſſe vom Tage der erfolgten Erbtheilung. 

§. 319. Stirbt das unausgeſtattete Kind, ehe 
es der Ausſtattung wirklich bedarf; fo fällt der aus⸗ 
geſetzte Beitrag in das Vermoͤgen desjenigen, der 
zu deſſen Leiſtung verbunden war, zuruͤck. 

§. 320. Ein Gleiches findet Statt, wenn das 
unverſorgte Kind, durch Erbſchaften oder andere 
Gluͤcksfälle, ſich in ſolchen Umſtänden befindet, oder 
auch nach des Vaters Tode darein verſetzt wird, daß 
es zu ſeiner nothdürftigen Ausſtattung eines Beitrags 
der Geſchwiſter nicht bedarf. 

$. 321. Dagegen müffen aber auch Geſchwi⸗ 
ſter, die bey des Vaters Lebenszeit verſorgt worden, 
die Koſten der nothduͤrſtigen Erziehung und Verpfle⸗ 
gung ihrer noch unerzogenen von dem Vater huͤlf⸗ 
los zurückgelaſſenen Geſchwiſter uͤbernehmen. 

$. 322. Doch tritt die §. 313. Lg. beſtimmte 
Verbindlichkeit der verſorgten Geſchwiſter zur Erzie⸗ 
hung, Verpflegung und Ausſtattung der noch unver⸗ 
ſorgten nur in ſo fern ein, als dieſe dergleichen Unter⸗ 
ſtüͤtzung 
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ſtützung auch von der Mutter nicht erhalten koͤn⸗ 
nen. (F. 236. lag.) 

$. 323. Die F. 303. beſchriebene Ausgleichung 
wegen der Ausſtattungen geſchieht nur zwiſchen den 
Kindern unter ſich; und gehet den miterbenden uͤber⸗ 
lebenden Ehegatten vichts an. 

H. 324. Dieſer nimmt alſo den ihm zukommen⸗ 
den Erbtheil aus der Maſſe, ehe noch die Ausglei⸗ 
chungsſummen für die ungusgeſtatteten Kinder das 
von abgezogen werden. 

H. 325. Dagegen kann aber auch der uͤberleben⸗ 
de Ehegatte den ausgeſtatteten Kindern niemals es 
was anrechnen, noch von ihnen zurückfordern. 

§. 326. Hat jedoch ein in der Gütergemeins 
Schaft lebender Ehemann feine Kinder aus fruͤhern 
Chen, während einer folgenden, ohne Einwilligung, 
der Ehefrau reichlich ausgeſtattet; und beträgt, nach 
ſeinem Abgange, das gemeinſchaftliche Vermoͤgen 
nicht ſo viel, daß die Ehefrau wenigſtens das, was 
fie in die Gemeinſchaft gebracht hat, zurückerhalten 
kann: ſo muͤſſen ihr die ausgeſtatteten Kinder das 
Fehlende fo weit, und in dem Verhäͤltniſſe erſetzen, 
wie fie mehr, als die eigentliche Nothdurft, zur Aus⸗ 
ſtattung erhalten haben. 

$. 327. Alles, was von der Ausſtattung der 
Kinder, und der deshalb unter ihnen zu treffenden 
Gleichheit vorſtehend §. 303. [ag. verordnet iſt, gilt 
auch in Anſehung der denſelben von dem Erblaſſer 
gemachten Geſchenke. 

$ 328. Doch iſt dieſes nur auf ſolche Schen⸗ 
kungen zu deuten, die in Grundſtuͤcken, Gerech⸗ 
rigkeiten, oder ausſtehenden Capitalien beſtanden 

aben. 
0 H. 329. Auf alles Uebrige, was außer der Aus⸗ 
ſtattung, von den vorgeſchriebenen Schenkungen, 
ein und anderes Kind von den Aeltern, bey ae Le⸗ 
ens⸗ 


* 
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benszeit, erhalten hat, wird bey der Theilung des 
Nachlaſſes, nach den Regeln der geſetzlichen Erb⸗ 
folge, keine Rückſicht genommen. 

$. 330. Doch haben, wegen des Widerrufs, 
uͤbermaͤßiger Schenkungen, die andern Kinder, fo 
wie der uͤberlebende Ehegatte, gegen das beſchenkte 
Kind eben die Rechte, wie gegen einen Fremden. 
(Th. 1. Tit. 11. $. 1091. [gg.) 

Grundla⸗ $. 331. Der Betrag desjenigen, was einige 

1 Kinder bey des Erblaſſers Lebenszeit von ihm erhal⸗ 

des Des ten haben, und den übrigen Kindern, nach vorſte⸗ 

ae benden Grundſätzen, aus dem Nachlaſſe zum vor⸗ 
ae und ke 0 ſoll nach folgenden Regeln beſtimmt 
werden. 

89 5 $. 332. Sind baare Gelder oder ausſtehende 
Capitalien gegeben worden: ſo iſt deren eigentlicher 
Betrag aus zumitteln. 

$. 333. Sind Grundſtuͤcke oder Gerechtigfeis 
ten, ohne Beſtimmung eines Werths, gegeben wor⸗ 
den: ſo muß der Werth, welchen ſie zur Zeit der 
Zuwendung gehabt haben, nach dem damaligen Er⸗ 
trage derfelben ausgemittelt werden. ‘ 
§. 334. Kann diefer Ertrag, aus Mangel an 
Nachrichten, nicht mit hinlänglicher Zuverlaſſigkeit 
beſtimmt werden: ſo dient der ehemalige Erwerbungs⸗ 
preis, für welchen der Erblaſſer das Grundſtück oder 
„ an ſich gebracht hat, zum Maaß⸗ 
abe. 
§. 335. Doch bleibt den Parteien der Nach⸗ 
weis offen, daß und um wie viel das Grundſtück, 
während der Beſißzeit des Erblaſſers, bis zur Zu⸗ 
wendung au das damit ausgeſtattete oder beſchenk⸗ 
te Kind, an ſeiner Subſtanz verbeſſert oder verrin⸗ 
gert worden. N 
$. 336. Hat der Erblaſſer, bey der Zuwen⸗ 
dung des Grundſtuͤcks oder der Gerechtigkeit, einen 
gewiſ⸗ 
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gewiſſen Werth beſtimmt: ſo muß dieſer zur Richt⸗ 
ſchnur angenommen werden. : 

$. 337. Auf die Angabe der Parteien, daß 
dieſer Werth zu hoch oder zu niedrig ſey, iſt in der 
Regel keine Rückſicht zu nehmen. 

$. 338. Iſt jedoch der angeſchlagene Werth 
dergeſtalt offenbar zu niedrig, daß der wahre Werth 
zur Zeit der Zuwendung, den Anſchlag um mehr als 
die Haͤlfte überfteige: fo muß das ausgeſtattete Kind 
ſich die Haͤlſte des eigentlichen Werths, ſtatt des 
Anſchlages anrechnen laſſen. 

. 339. Sobald daher die übrigen Kinder eine 
erhebliche Abweichung des angeſchlagenen von dem 
wirklichen Werthe einigermaßen beſcheinigen koͤn⸗ 
nen, ſind ſie auf die Ausmittelung des letztern, nach 
den Vorſchriften H. 333 — 335, anzutragen wohl 
befugt. 
$. 340. Ein Kind, welches ein Grundſtuͤck, 
oder eine Gerechtigkeit, fuͤr einen von dem Erblaſſer 
beſtimmten Werth einmal übernommen hat, kann 
dieſe Beſtimmung unter dem Vorwande, daß ſie zu 
hoch ſey, niemals anfechten. 

$. 341. Hat aber der Erblaſſer den Werth, 
nach der Uebernehmung, bloß einſeitig beſtimmt: fo 
iſt das Kind auf die Ausmittelung des wahren 
Werths, zur Zeit der Uebernehmung, anzutragen 
berechtigt. 

F. 342. Alsdann hat das ausgeſtattete Kind 
die Wahl: ob es das Grundſtück für den ausgemit⸗ 
telten Werth behalten, und ſich denſelben anrechnen 
laſſen, oder ob es das Geundſtück ſelbſt zur Maſſe 
zurückgeben, und alsdann mit feinen Geſchwiſtern 
gleich theilen wolle. 

9. 343. Wähle es das Letztere: fo muß es die 
ſeit der Uebernahme entſtandenen Verringerungen, 
gleich einem redlichen Beſitzer, zur Maſſe vergüten. 

H. 344. 
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§. 344. Verbeſſerungen kann es gegen ſolche 
Verringerungen nur compenſiren; nicht aber Erſatz 
aus der Maſſe fordern. 
$. 345. Sind Mobilien zur Ausſtattung gege⸗ 
ben worden, und der Erblaſſer hat den Werth der⸗ 
ſelben zum Behufe der Aurechuung beſtimmt: fo 
dient dieſer Anſchlag zur alleinigen Richtſchnur. 
$. 346. Iſt keine ſolche Beſtimmung des Erb⸗ 
laſſers vorhanden: ſo muß der Werth nur ſo, wie 
er zur Zeit der Erbtheilung wirklich iſt, angeſchla⸗ 
gen werden. 
$. 347. Auf Stücke, die durch den Gebrauch 
eder ſonſt, ohne eigenes grobes Verſehen des ausge⸗ 
ſtatteten Kindes, vernichtet oder verloren worden, 
wird bey der Anrechnung der Ausſtattung keine 
Ruͤckſicht genommen. 
20 Geſes⸗ . 348. Enkel und Abkoͤmmliuge weiterer Grade 
ohe gelangen zur Erbfolge nach den Linien, in welchen 
Entelund fie von dem Erblaſſer abſtammen. 
Shine §. 349. Sind alſo Kinder des erſten Grades, 
linge weis und Enkel oder Urenkel von andern vor dem Erblaſſer 
95 verſtorbenen Kindern vorhanden: fo muͤſſen fo viel 
Theile gemacht werden, als Linien ſind, die von dem 
Erblaſſer unmittelbar entſpringen. 
$. 350. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn 
gar keine Kinder erſten Grades, ſondern nur noch 
lauter Abkoͤmmlinge weiterer Grade vorhanden find. 
$. 351. So wie in den ganzen Nachlaß die un⸗ 
mittelbar von dem Erblaſſer entſpringenden Haupt⸗ 
linien ſuccediren: ſo ſuecediren die unter einer Haupt⸗ 
linie ſtehenden Unterlinien in den Antheil dieſer Haupt⸗ 
linie, 
§. 352. So oft daher in einer Linie der nähere 
Deſcendent nicht Erbe ſeyn kann, oder will, faͤllt fein 
Erbrecht auf die von ihm abſtammenden weitern 
Deſcendenten. 
$. 353 
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F. 353. Enkel gelangen alſo zur Erfolge der 
Großaͤltern, auch wenn ſie ihrer vorher verſtorbe⸗ 
nen Aeltern Erben nicht geworden find. 

H. 354. Nicht weniger alsdann, wenn ihre Ael⸗ 
tern von den Großaͤltern enterbt worden ſind. 

H. 355. Sngleichen alsdann, wenn ihre Aeltern 
der Erbſchaft der Großaͤltern entſagt haben. 

H. 356. Wie weit ein Kind der Erbſchaft ſei⸗ 
ner Aeltern zum Nachtheile ſeiner Glaͤubiger ent⸗ 
ſagen koͤnne, iſt nach den allgemeinen Grundfägen 
von Entſagungen zu beurtheilen. (Th. r. Tit. 16. 
Abſchn. 7.) . 

$. 357. Haben Kinder über ihr Erbrecht auf 
den Nachlaß der Aeltern, durch einen mit den Ael⸗ 
tern ſelbſt, oder auch mit Andern geſchloſſenen Ver⸗ 
trag verfüge: fo koͤnnen, in fo fern fie ſelbſt den Erb⸗ 
anfall erleben, ihre Abkoͤmmlinge dergleichen Vertrag 
nicht anfechten. 5 

F. 358. Sind aber die Kinder, welche derglei⸗ 
chen Vertrag geſchloſſen haben, vor wirklich eingetre⸗ 
tenem Erbanfalle verftorben: fo find deren Deſcen⸗ 
denten nur fo weit, als fie ihrer Aeltern Erben ges 
worden, an den Vertrag gebunden. 

$ 359. In allen Fällen, wo nach den §. 303. [q. 
vorgeſchriebenen Grundfägen, eine Ausgleichusg un⸗ 
ter den Kindern erſten Grades wegen der Ausſtat⸗ 
tungen und Geſchenke erfolgen muͤßte, muß dieſelbe 
auch unter den Linien geſchehen; wenn gleich in einer 
oder der andern Linie nur entferntere Abkoͤmmlinge 
zur Erbfolge gelangen. 

H. 360. So muͤſſen, z. B., Enkel, die den 
Großvater unmittelbar beerben, die Ausſtattung, 
die ihr Vater erhalten hat, von deſſen Geſchwiſtern 
ſich anrechnen laſſen. 

H. 367. Dagegen ſind aber auch, umgekehrt, En⸗ 
kel von einem unausgeſtatteten Kinde, ihres Vaters 
ausge 
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ausgeſtatteten Geſchwiſtern das, was dieſe von dem 
Erblaſſer erhalten haben, anzurechnen wohl befugt. 

$. 362. Bey dieſer Ausgleichung unter den Li⸗ 
nien macht es keinen Unterſchied: ob die zur Suc⸗ 
ceſſion gelangenden Abkoͤmmlinge weiterer Grade 
ihrer unmittelbaren Aeltern Erben geworden ſind, 
oder nicht. 

9. 363. Was Enkel oder Abkoͤmmlinge weiterer 
Grade, während der Lebenszeit ihrer unmittelbaren 
Aeltern, von den Großaͤltern erhalten haben, kann 
weder den Aeltern, noch ihnen ſelbſt, bey der Thei⸗ 
lung mit den andern Linien, angerechnet werden. 

§. 364. Haben aber Großältern, nach dem Tode 
ihrer Kinder, einem von ſelbigen hinterlaſſenen Enkel 
eine Ausſtattung, oder ein nach . 328. der Anrech⸗ 
nung uberhaupt unterworfenes Geſchenk zugewendet: 
fo wird daſſelbe der Linie, wozu der Ausgeſtattete oder 
Beſchenkte gehoͤrt, allerdings angerechnet. 

H. 365. Unter den Theilnehmern in einer und 
derſelben Linie geſchieht die Ausgleichung eben ſo, als 
wenn der begünftigte Enkel die Ausſtattung oder das 
ee von ſeinen unmittelbaren Aeltern erhalten 

aͤtte. 

$. 366. Hat der Erblaſſer in der Guͤtergemein⸗ 
ſchaft gelebt: fo finden, wegen der Auseinanderſetzung, 
zwiſchen den hinterlaſſenen Ehegatten und den Kin⸗ 
dern, die Vorſchriften des erſten Titels H. 635. qq. 
Anwendung. 

$. 367. In demjenigen, was nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften der Nachlaß des Verſtorbenen ausmacht, ers 
ben deſſen Abkoͤmmlinge eben fo, als vorſtehend me 
gen der geſetzlichen Erbfolge nach gemeinem Rechte 
verordnet iſt. 

9. 368. Doch ſteht den Aeltern frey, die Kin⸗ 
der ſchon bey ihrer Lebenszeit wegen des Erbrechts 
an den künftigen Nachlaß abzufinden. 5 

$. 369. 
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§. 369. Dergleichen Abfindung muß aber durch 
einen foͤrmlichen Erbvertrag veſtgeſetzt werden. 

$. 370. Der Regel nach erſtreckt ſich die Abs 
findung nur auf den Nachſaß desjenigen von beiden 
Aeltern, welcher zuerſt verſtirbt. 5 

$. 371. Sie geht aber auf alles, was dieſer zu⸗ 
erſt verſterbende an freiem Vermoͤgen hinterlaͤßt; es 
mag in die Gemeinſchaft gekommen ſeyn, oder nicht. 

5. 372. In der Regel wird angenommen, daß 
die Abfindung nur zu Gunſten des uͤberlebenden Ehe⸗ 
gatten geſchehen ſey. 3 i 

$. 373, Stirbt alſo eins von den abfindenden 
Aeltern: fo kaun das abgefundene Kind an den Mach⸗ 
laß deſſelben gar keinen Anſpruch machen. 8 

$ 374. Vielmehr verbleibt dasjenige, was ihm 
etwa noch von dieſem Nachlaſſe, nach den Regeln 
der gefeßlichen Erbfolge, zukommen wuͤrde, dem 
Ueberlebenden der Aeltern. 

$. 375. Stirbt aber auch dieſer: fü beerbt ihn 
das abgefundene Kind eben ſo, als wenn gar keine 
Abfindung geſchehen ware. 

$. 376. Sind alsdann abgefundene und unab⸗ 
gefundene Kinder vorhanden: ſo geſchiehet zwiſchen 
denſelben die Ausgleichung, wegen der Abfindung der 
erſten, und der aus dem Nachlaſſe des erſtverſtorbe⸗ 
nen Ehegatten erhaltenen Erbtheile der letztern, nach 
eben den Regeln, welche §. 303. [ag. wegen der Aus⸗ 
ſtattungen vorgeſchrieben ſind. N 

§. 377. Soll durch einen ſolchen Abfindungs⸗ 
vertrag ein Kind von dem Nachlaſſe beider Aeltern, 
auch zu Gunſten feiner übrigen Geſchwiſter, oder ei⸗ 
nes Dritten, ausgeſchloſſen werden: fo iſt der Ver⸗ 
trag nach den wegen der Erbverträge zwiſchen Ael⸗ 
tern und Kindern überhaupt vorgeſchriebenen Grunde 
fügen zu beurtheilen. 5 . 


1 §. 378. 
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aut 6378. Von vorſtehenden Gefegen uber die 

Defense Erbfolge der Kinder und weitern Abkömmlinge 

ln (. 300 — 376.) können die Aeltern durch letztwil. 

u lige Verordnungen abweichen. 

1 0 $. 379. Soll dadurch den Kindern und weitern 
Abkoͤmmlingen ihr Erbrecht genommen werden: ſo 
muß dergleichen letztwillige Verordnung mit allen 
gefeglichen Erſorderniſſen eines gültigen Teſtaments 
verſehen ſeyn. (S. 431.) 

H. 380. a. Betrifft hingegen die Verordnung 
nur die Grumdfäße, oder die Art der Theilung unter 
den Kindern: ſo iſt es genug, wenn ſie nur von dem 
Erblaſſer eigenhändig geſchrieben und unterſchrieben, 
oder vor einem Juſtizcommiſſario und zweien Zeugen 
mündlich zum Protokolle erklart worden. 

H. 380. b. Auch iſt es zur Gultigkeit einer fol- 
chen Verordnung unter den Kindern hinreichend, wenn 
der Erblaſſer eine zwar nicht von ihm ſelbſt geſchrie⸗ 
bene, aber doch auf allen Blaͤttern und am Schluſſe 
unterſchriebene Dispoſition, vor einem Juſtizeom⸗ 
miſſario und zweien Zeugen, als die ſeinige, unter 
der ausdruͤcklichen Verſicherung, ſie vorher durchge⸗ 
leſen zu haben, anerkennt, und dies Anerkenntniß 
unter dem Originale gehoͤrig verzeichnet wird. 

§. 380. c. Iſt in dieſem Falle (§. 380. b.) 
der Verordnende aus dem Bauer» oder gemeinen 
Buͤrgerſtande: fo muß der Juſtizcommiſſarius ſich 
vergewiſſern, daß derſelbe Geſchriebenes leſen koͤnne; 
und wie ſolches geſchehen, in der aufzunehmenden 
Regiſtratur mit bemerken. 

§. 380. d. Doch ſchadet die Unterlaſſung dies 
ſes Vermerks der Gültigkeit der Verordnung nichts, 

wenn nur die Faͤhigkeit des Verordnenden, Geſchrie⸗ 
ue zu leſen, auf andere Art nachgewieſen werden 
ann. 


§. 381. 


Von der Erbfolge in abſteigender Linie. 191 


$. 381. Iſt in einer ſolchen ohne die Foͤrmlich⸗ 
keiten eines eigentlichen Teſtaments abgefaßten letzt⸗ 
willigen Verordnung ($. 380. a. 380. b.), zu Guns 
ſten des überlebenden Ehegatten, oder auch eines 
Dritten, etwas verfüge: fo wird daſſelbe für nicht 
geſchrieben angeſehen. 

H. 382. Die Verordnung ſelbſt aber bleibt, fo 
weit ſie die Kinder betrifft, dennoch bey Kräften. 

$ 383. Aeltern koͤnnen durch letztwillige, ent⸗ 
weder in der Form eines wirklichen Teſtaments, oder 
auch einer privilegirten Diſpoſition unter Kindern, 
abgefaßte Verordnungen, ihren Nachlaß unter die 
Kinder ungleich vertheilen. 

§. 384. Sie koͤnnen verfügen, daß die noch 
Unausgeſtatteten vor den Ausgeſtatteten weniger, als 
die Ausſtattungen oder Schenkungen der Letztern be⸗ 
tragen, oder auch gar nichts zum Voraus nehmen 
ſollen. 

§. 385. Sie koͤnnen beſtimmen: wie boch die 
Ausſtattungen oder Schenkungen, die einige Kinder 
von ihnen erhalten haben, bey der Theilung mit den 
übrigen angerechnet werden follen. . 

$. 386. Sie konnen eins oder das andere von 
den Kindern verpflichten, ſich auch ſolche von ihnen 
erhaltene Gelder oder Sachen, oder auf ſie verwen⸗ 
dete Koſten, auf ihren Erbtheil anrechnen zu laſſen, 
auf welche ſonſt bey der geſetzlichen Erbfolge keine 
Rückfiche genommen wird. (§. 329) 

$. 387. Wenn jedoch die Aeltern dergleichen 
Anrechnung (§. 385. 386.) verordnen: ſo müſſen 
ſie den Betrag entweder in der Dispoſition ſelbſt, 
oder durch Bezug auf eine von ihnen anderswo ge⸗ 
ſchehene Anzeichnung, hinlaͤnglich beſtimmen. 

$. 388. Ermangelt dieſe Beſtimmung: fo wird 
der Befehl der Anrechnung ſelbſt für nicht gefchrie- 
ben geachtet. 1 

§. 389. 
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§. 389. Auch durch letztwillige Verordnungen 
koͤnnen Aeltern ein Kind nicht verpflichten, etwas von 
demjenigen, was daſſelbe einmal von ihnen eigen⸗ 
thuͤmſich erhalten hat, wieder heraus zu geben. 

$. 390. Was in der letztwilligen Verordnung 
der Aeltern nicht beſtimmt iſt, muß nach den Regeln 
der geſetzlichen Erbfolge beurtheilt werden. 

$. 391. Alles, was vorſtehend §. 383. lgg. 
von der Befugniß der Aeltern, über ihr Vermögen 
unter den Kindern nach Willkuͤhr zu verfügen, veſt⸗ 
geſetzt iſt, verſteht ſich jedoch mit Vorbehalt des 
den Kindern zukommenden Pflichttheils. 

6. 392. Der Pflichttheil iſt, wenn uur Ein oder 
nur Zwey Kinder vorhanden ſind, Ein Drittel; wenn 
Drey oder Vier Kinder vorhanden find, die Hälfte, 
und wenn mehr als Vier Kinder vorhanden ſind, 
Zwey Drittel desjenigen, was jedes Kind zum Erb⸗ 
theile erhalten haben würde, wenn die geſetzliche Erb⸗ 
folge Statt gefunden hatte. 8 

§. 393. Mur den wirklichen Betrag der erhalte 
nen Ausſtattung, und der §. 328. beſchriebenen Ge⸗ 
ſchenke, iſt ein Kind ſich auf dieſen Pflichttheil au⸗ 
rechnen zu ſaſſen ſchuldig G. 331. 149.0). 

H. 394. Durch andre Anrechnungen konnen die 
Aeltern denſelben nicht ſchmaͤlern. 

§. 395. Hat jedoch der Erblaſſer für einen ſei⸗ 
ner Abkommlinge Schulden, zu deren Anerkennung 
er nach den Geſetzen nicht verpflichtet war, dennoch 
bezahlt: ſo iſt er das Gezahlte demſelben auch auf 
ſeinen Pflichttheil anzurechnen wohl befugt. 

§. 396. Alles was einem Kinde auf den Ster⸗ 
befall, es ſey unter welchem Namen es wolle, von 
den Aeltern zugewendet wird, iſt auf den Pflichttheil 
anzurechnen. 85 

F. 397. Gerade, Niftel, Heergeraͤthe, Lehne, 
Jidelcommiſſe, und überhaupt Alles, was die 1 

er 
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der nicht von den Aeltern, ſondern nur durch die 
Aeltern erhalten, iſt darunter nicht mit begriffen. 

$. 398. Der Pflichteheil kann mit Bedingungen 
oder andern Einſchraͤnkungen nicht belaſtet werden. 


$. 399. Doch ſollen die Aeltern zur gänzlichen Pon der 


Enterbung eines Kindes berechtiget ſeyn: 1) wenn b 
daſſelbe des Hochverraths, oder des Laſters der be⸗ 
leidigten Maſeſtat gegen die Perſon des Oberhaupts 
im Staate, ſchuldig erkannt worden; 

\ H. 400. 2) Wenn es Einem der leiblichen ode 
Stiefaͤltern nach dem Leben getrachtet hatz 

§. 401, 3) Wenn es Eins der leiblichen Ael⸗ 
tern eines Verbrechens, auf welches eine härtere als 
Geld- oder bloße bürgerliche Gefaugnißſtrafe verord⸗ 
net iſt, wider beſſeres Wiſſen, falſchlich in Gerichten 
angeſchuldigt hat; 

H. 402. 4) Wenn es fich an einem der leib⸗ 
lichen Aeltern mit Thaͤtlichkeiten, außer dem Falle 
einer wirklichen Nothwehr, vergriffen hat; 

H. 403. 5) Wenn es die Ehre des Erblaſſers 
mit groben Schmaͤhungen angetaſtet hat. 

H. 404. Ob die §. 400 — 403. beſchriebenen 
Beleidigungen den Aeltern von dem Kinde unmit⸗ 
telbar, oder durch Andere zugefuͤgt worden, macht 
keinen Unterſchied. 

b. 405. 6) Wenn Kinder mit dem andern 
Theile der leiblichen oder Stiefältern blutſchaͤn⸗ 
pr oder ehebrecheriſchen Umgang gepflogen 
aben; 1 

§. 406, 7) Wenn das Kind durch grobe Ver⸗ 
brechen dem Erblaſſer einen beträchtlichen Theil ſei⸗ 
nes Vermögens entzogen hat. . 1 

§. 407. Fuͤr beträchtlich wird ein ſolcher Schade 
angeſehen, wenn er wenigſtens den Betrag des dem 
Kinde ſonſt zukommenden Pflichttheils erreicht. 


Allgem. Landr. II. Band, N b. 408 
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$. 408. 8) Wenn das Kind den Erblaſſer, 
als derſelbe nothleidend geweſen, nicht hat unter⸗ 
fügen wollen. 

$. 409. 9) Wenn es, bey erhaltener ehrba⸗ 
ren Erziehung, durch grobe Laſter, ſchaͤndliche Auf⸗ 
führung, oder durch die Wahl einer niedertraͤchtigen 
Lebensart, ſich bey ſeinen Standesgenoſſen oͤffentlich 
entehrt hat. 

§. 410. Nur aus dieſen $. 399 — 409. ange⸗ 
führen, nicht aber aus andern, wenn auch demſel⸗ 
ben gleich oder ähnlich ſcheinenden Urſachen, kann 
die gänzliche Enterbung eines Kindes Statt finden. 

8. 411. Aus eben dieſen Urſachen können die 
Aeltern dem Kinde den Pflichttheil fchmälern. 

$. 412. Daß Aeltern ein Kind, welches ohne 
ihre ertheilte, oder von dem Richter ergänzte Eins 
willigung heirathet, bis auf die Halfte des Pflicht⸗ 
theils enterben konnen, iſt im Erſten Titel . 996, 
998. 1000. verordnet. 

8. 413. Ein Gleiches findet Statt, wenn ein 
Kind durch unehelichen Beiſchlaf die Einwilligung 
der Aeltern in ſeine Heirath erzwingen wollen. 

§. 414. Die in einem Teſtamente geſchehene 
Enterbung beſteht ſo lange, als der Erblaſſer dies 
Teſtament nicht widerrufen, oder ſeinen Willen, 
die Enterbung wieder aufzuheben, nicht deutlich ers 
klaͤrt hat. e 

$. 415. Dergleichen Erklärung muß, in Ans 
ſehung der aͤußern Form, wenigſtens mit den bey 
einer letztwilligen Verordnung unter Kindern §. 380. 

vorgeſchriebenen Erforderniſſen verſehen ſeyn. 

$. 416. Die bloße Verſöhnung mit dem Kinde, 
fo wie deſſen Wiederaufnebmung in das väterliche 
Haus, iſt für einen Widerruf der Enterbung noch 
nicht zu achten. - 


H. 417. 
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$. 417. Ein rechtmaͤßig enterbtes Kind wird 
120% des Pflichttheils der übrigen mit⸗ 
gezaͤhlt. x 

$. 418. Aus eben den Gründen, warum Ael⸗ 
tern ihren Kindern den Pflichttheil zu nehmen, oder 
zu ſchmaͤlern berechtiget find, können fie auch dene 
ſelben mit Bedingungen belaſten, oder die Verfü⸗ 
gung des Kindes darüber ſowohl unter Lebendigen, 
als von Todes wegen, einſchraͤnken. 

G 419. Außerdem konnen Aeltern die Kinder Von der 
in der Verfügung über den Pflichttheil alsdann ein due 
ſchränken, wenn das Kind dergeſtalt in Schulden ver auer Ab⸗ 
ſunken iſt, daß durch ſelbige fein Pflichttheil ganz, ſicht. 
oder doch fo weit, daß ihm davon der nörbige Uns 
terhalt nicht übrig bliebe, verzehrt werden würde. 

$. 420. Ferner alsdann, wenn das Kind ſich 
einer unordentlichen und verſchwenderiſchen Wirth⸗ 
ſchaft ſchuldig gemacht hat. 

H. 421. Endlich, wenn das Kind wegen Wahn⸗ 
oder Bloͤdſinnes, feinen. Sachen ſelbſt vorzuſtehen, 
unfähig iſt. l 

% 422. In allen Fallen aber muß die geſetz⸗ 
mäßige Urſache der Einſchraͤnkung ausdrücklich an⸗ 
gefuͤhrt ſeyn. 1 1 N 

H. 423. Aus einer ſolchen geſetzmaͤßigen Urſache 
koͤnnen Aeltern dem Kinde die Verfügung unter Le⸗ 
bendigen, auch in Anſehung des Pflichttheils, ganze 
lich unterſagen. . A 

H. 424. Sie koͤnnen verordnen, daß die gegen⸗ 
märtigen und künftigen Gläubiger des Kindes ſich 
an die Subſtanz des Erbtheils zu halten nicht be⸗ 
rechtiget ſeyn ſollen. 

§. 425, Sie können aber dem Kinde den Mieß⸗ 
brauch des Pflichttheils nicht entziehen. 2 
S. 426. Auch koͤnnen fie daſſelbe in der Ver⸗ 
fügung auf den Todesfall, in Anſehung des Pflicht⸗ 

N 2 theils, 
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theils, nur zum Beſten feiner Abkoͤmmlinge ein⸗ 
ſcheaͤnken. 
$. 427. Doch koͤnnen fie ihm, wenn er ohne 
Kinder verſterben ſollte, ſeine Geſchwiſter, und deren 
Abkoͤmmlinge, auch im Pflichttheile ſubſtituiren. 
6. 428. Wenn Aeltern ihre Kinder ſolcherge⸗ 
ſtalt in der Verfügung über ihren Antheil eingeſchraͤnkt 
haben: ſo muß der Richter dergleichen Einſchraͤnkun⸗ 
gen auf die unbeweglichen Güter eintragen laſſen; 
dieſelben öffentlich. bekannt machen; auch, nach Be 
finden der Umſtande, dem Kinde einen Curator bes 
ſtellen. 
§. 429. Auf den nach $. 425. dem Kinde ver⸗ 
bleibenden Nießbrauch koͤnnen die Glaͤubiger deſſel⸗ 
ben nur in ſo fern Anſpruch machen, als er zum noth⸗ 
duͤrftigen Unterhalte des Kindes nicht erforderlich iſt. 
§. 430, Verlaſſen Aeltern einem Kinde fein vol⸗ 
les Erbtheil; verfügen aber daben, daß ſelbiges für 
die Enkel erhalten werden foll: fo muß das Kind 
bh dieſer Verordnung unterwerfen, und kann ſtatt 
eſſen den Pflichttheil nicht wählen. 
F. 431. Alle ſetztwillige Verfügungen, wodurch 
den Kindern ihr Pflichttheil genommen, geſchmalert, 
oder belaſtet werden ſoll, mäffen, bey Strafe der 
Nichtigkeit, in der Form eines wirklichen Teſtaments 
abgefaßt ſeyn; und die Form einer privilegirten Dis⸗ 
poſition unter Kindern iſt dazu nicht hinreichend. 
Rechtliche F. 432. Behauptet ein in feinem Pflichteheile 
e enterbtes, verkurztes, oder fonft belaſtetes Kind, daß 
gesetz“ ihm ein ſolcher Nachtheil aus einer nicht geſetzmäßi⸗ 
Aba gen, oder nicht gegründeten Urſache zugefügt wor⸗ 
ober de, den: fo muß demſelben rechtliches Gehör daruͤber 
befgehüng,perſtattet werden. 
$. 433. Findet der Richter die Beſchwerde ges 
gründet: fo muß dem Kinde fein Pflicheeheil aus der 
Erbſchaft verabfolgt, oder ergänzt, oder die darauf 
gelegte 
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gelegte Laſt oder Einſchraͤnkung durch Urtel und 
Recht für aufgehoben erklart werden. ® 

H. 434: Zur Enfeichtung oder Ergänzung des 
einem ſolchen Kinde zukommenden Pflichttheils, müͤſ⸗ 
fen die übrigen Erben und Legatarien nach Verhaͤlt⸗ 
niß ihrer Portionen beitragen. 

§. 435. Hat aber der Erblaſſer den dem enk⸗ 
erbten Kinde entzogenen Erbtheil einem der Mit⸗ 
erben oder Legatarien ausdrücklich beſchieden: fo 
muß dieſer allein das zur Ungebuͤhr enterbte Kind 
abfinden. 5 

$. 436, In allen andern die Enterbung nicht 
betreffenden Stücken bleibt die letztwillige Verord⸗ 
nung bey Kräften. 8 

$. 437. Was im Vorſtehenden von Enterbung 
der Kinder verordnet iſt, gilt auch von Enkeln und 
andern Abkoͤmmlingen weiterer Grade, in ſo weit 
denſelben ein geſetzmaͤßiges Erbrecht zuſteht. 

F. 438 Wenn der Enterbte das Teſtament ein⸗ 
mal ausdruͤcklich anerkannt hat: fo kann er daſſelbe 
in der Folge nicht mehr anfechten. 2 

$. 439. Die bloße Annahme eines im Teſta⸗ 
mente ausgeſetzten Vermäͤchtniſſes iſt für ein ſolches 
Anerkenntniß noch nicht zu achten. x 

§. 440, Wenn der Enterbte die Verfügung der 
Aeltern zwey Jahre lang, nachdem er Kenntniß da⸗ 
von erhalten, gerichtlich nicht angefochten hat: fo 
iſt feine Befugniß dazu durch Verjährung erloſchen. 

$. 441, Haben Aeltern ein Kind zwar enterbt, 
aber gar keine Urſache der Enterbung, oder einen 
nicht geſetzmäßigen Grund angeführt: fo finden die 
Vorſchriften 9. 432 — 435. Anwendung. 

§. 442. Eben das gilt, wenn ein Kind oder 
Enkel in der letzten Willensverordnung ganz mit 
Stillſchweigen übergangen worden, 88 


F. 443. 
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$. 443. Iſt aber ein im Teſtamente eingeſetztes 
Kind vor dem Erblaſſer verſtorben: fo treten deſſen 
Abkoͤmmlinge ganz an feine Stelle, wenn auch Ihrer 
im Teſtamente nicht ausdrücklich gedacht waͤre. 

H. 444. Wenn erhellet, daß die Uebergehung 
eines Kindes oder Enkels nut daher ruͤhre, weil der 
Erblaſſer das Daſeyn deſſelben nicht gewußt; oder 
ſelbiges aus Jerthum für todt gehalten habe: ſo 
muß der Lebergangene aus dem Nachlaffe fo viel 
erhalten, als im Teſtamente dem am mindeſten bes 
günftigten Erben ausgeſetzt worden. 

9. 44. Iſt nur Ein Erbe, oder find mehrere 
zu gleichen Theilen eingeſetzt? fo muß der Uebergan⸗ 
gene ſo viel, als jener der Eingeſetzten erhalten. 

F. 446. Iſt dem am wenigſten Begünftigten 
weniger beſchieden, als der Pflichttheil des Ueber⸗ 
gangenen ausmachen wuͤrde: ſo muß Letzterer den 
Pflichttheil erhalten. 

$. 447. Zu dieſer Abfindung des Uebergange⸗ 
nen müffen die eingeſetzten Erben und Legatarien, 
nach Vorſehrift $. 434., beitragen. 

F. 448. Auch der minder Begüͤnſtigte, welchem 
der Uebergangene gleich gefegt werden ſoll, kann ſich 
dieſem Beitrage, nach Verhältniß feiner Erbquote, 
nicht entziehen. 

8. 449. In allen andern Stücken bleibt auch 
eine ſolche letzte Willensverordnung ($. 444.) bey 
Kraͤften. 

$. 450. Iſt jedoch der aus Irrthum Uebergan⸗ 
gene nach errichtetem Teſtamente zuruͤckgekehrt; oder 
ſonſt dem Erblaſſer das Daſeyn oder Leben deſſel⸗ 
ben erweislich bekannt geworden; und hat der Erb 


-Taffer nach dieſem Zeitpunkte Ein Jahr verſtreichen 


laſſen, ohne in Anſehung feiner etwas zu verfugen: 
ſo verliert das Teſtament feine Kraft. 


9. 451. 
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F. 451. Es wird alſo in einem ſolchen Falle 
den Kindern die geſetzliche Erbfolge eröffnet. 

§. 452. Wird ein Abweſender, welcher im Te⸗ 
ſtamente übergangen worden, erſt nach erfolgtem Erb⸗ 
anfalle, weil der eigentliche Zeitpunkt feines Ablebens 
nicht ausgemittelt werden kann, durch Urtel und 1 
Recht für todt erklart: fo kann wegen dieſer ſpaͤter 
erfolgten Todeserklaͤrung, doch noch nicht angenom⸗ 
men werden, daß er den Erbanfall erlebt habe. 

$. 453. Vielmehr muß die Befugniß feiner et⸗ 
wanigen Erben, auf den Nachlaß des Teſtators aus 
dem F. 444. Auſpruch zu machen, lediglich nach der 
Vorſchrift des Erſten Theils Tit. 2. $. 38. beurtheilt 
werden. 

8. 454. Werden dem Erblaſſer nach errichtetem 
Teſtamente, Kinder oder Enkel, die zur unmittelba⸗ 
ren Erbfolge berechtiget ſind, geboren; und er ver⸗ 
ſtirbt nach Verlauf Eines Jahres, ohne in Anſehung 
ihrer erwas verfügt zu haben: fo finden die Vor⸗ i 
ſchriften F. 450. 451. Anwendung. 

$. 455. Iſt aber der Erblaſſer vor Ablauf 
Eines Jahres nach der Geburt eines ſolchen Kindes 
oder Enkels verſtorben: fo bleibt es bey den Vor⸗ 
ſchriſten S. 444 — 449. 

H. 456. Hat Jemand, nach errichtetem Teſta⸗ 
mente, einen Andern foͤrmlich an Kindesſtatt ange⸗ 
nommen, ohne wegen der Erbfolge deſſelben etw 
verfüge zu haben: fo verliert das Teſtament eben 
dadurch ſeine Kraft. 

$. 457. Nur in einem einzigen Falle fi 
tern ſchuldig, ihren Kindern, noch bey Lebe 
einen Pflichttheil auszusetzen. - H 

$. 458. Wenn nämlich bey Ehefcheidungen Ei \enenen. 
ner von den Aeltern für den ſchuldigen Theil e 
wird: fo muß er den aus ſolcher Ehe erzeugten Fan 
dern fo viel ausſetzen, als ihr Pflichttheil betragen har 

ben 
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ben würde, wenn die Ehe durch feinen Tod wäre - 
getrennt worden. i 

5. 459. Bey der Berechnung dieſes Pflicht, 
theils kommt das Vermögen des Schuldigen uur nach 
Abzug der dem Unſchuldigen daraus gebührenden 
Abfindung in Anſchlag. 

$. 460. Findet ſich bey der Scheidung, daß 
beide Aeltern in gleichem Grade ſchuldig ſind, fo 
muß den Kindern ihr Pflichttheil aus beider Wer 
moͤgen angewieſen werden. 


Anh. §. 92. Auf einen den Kindern aus dem Vermoͤgen 
ſchuldig befundener Ehegarten auszuſetzenden Pflicht: 
theil ſoll nur alsdann erkannt werden, wenn der une 
ſchuldige Theil, oder der den Kindern zu beſtellende 
Vormund ausdrücklich darauf antraͤgt, und behauptet, 
auch im Leugnungsfalle beſcheiniget, daß der ſchuldige 
Ehegatte ſich der Verſchweudung des Vermoͤgens vers 
daͤchtig gemacht hat. N 

Diefer Antrag kann auch nach rechtskräftig getrenn⸗ 
ter Ehe nachgeholt werden, wenn ein fuͤr den ſchuldigen 
Theil erklärter Ehegatte uͤberfuͤhrt wird, daß er fein 
Vermoͤgen zu verſchwenden anfange. Wird dies erwie⸗ 
fen, fo wird bey Berechnung des Pflichttheils ſowohl 
in Anſehung des Betrags des Vermögens, als in Anr 
ſehung der Zahl der Kinder auf den Zeitpunkt gefehen, 
wo die Verurthellung des ſchuldigen Ehegatten zur Aus⸗ 
ſetzung des Pflchttheils der Kinder vom Richter durch ein 
deshalb abzufaſſendes Erkenntuiß nachgeholt wird. 


$. 467. Dieſer den Kindern ausgeſetzte Pflicht⸗ 
theil wird das wahre Eigenthum derſelben. 

H. 462. Doch bleibt demjenigen, aus deſſen 
Vermoͤgen der Ausfas geſehehen iſt, die Verwaltung 
und der Nießbrauch davon auf Lebenslang. 

HF. 463. Sicherheit darf er dafur nur in den⸗ 
jenigen Fällen leiſten, wo ein Vater dergleichen fuͤr 
das 
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das eigenthuͤmliche Vermoͤgen der Kinder zu beſtellen 
ſchuldig iſt. 

H. 464. Iſt keine beſondere Sicherheit beſtellt 
worden; fo haben die Kinder deshalb in dem Bew 
mögen des Ausſetzenden eben das Vorrecht, was 
ihnen die Geſetze, wegen ihres eigenthümlichen nicht 
freien Vermögens, in den Gütern des Vaters bei⸗ 
legen. 

$. 465. So lange derjenige, aus deſſen Ver⸗ 
mögen der Pflichttheil ausgeſetzt worden, noch am 
Leben iſt, koͤnnen die Kinder, weder unter Lebendi⸗ 
gen, noch von Todes wegen, daruͤber verfügen, 

§. 466. Doch vererben fie deiſelben auf ihre 
Abkoͤmmlinge, nach den Regeln der geſetzlichen Erb⸗ 
olge. — g . 
f $. 467. Stirbt ein ſolches Kind ohne erbfaͤhige 
Abkoͤmmlinge: fo waͤchſt der Pflichttheil feinen voll⸗ 

buͤrtigen Geſchwiſtern und deren Abkoͤmmlingen zu. 

H. 468. Sind dergleichen Geſchwiſter oder Ges 

ſchwiſter⸗Kinder nicht vorhanden: fo- fälle derſelbe 

in das Vermoͤgen des Ausſetzenden zuruck; und der 
andere Theil der geſchiedenen Aeltern har darauf 
keinen Auſpruch. 

$. 469. Geht ein noch nicht ausgeſtattetes Kind, 
welchem der Pflichttheil ausgeſetzt worden, aus der 
väterlichen Gewalt, und errichtet eine. befondere 
Wirthſchaft: fo kann er die Ausantwortung der aus⸗ 
geſetzten Summe, ſtatt der ihm ſonſt gebührenden 
Ausſtattung fordern. 

§. 470. Alsdaun erlangt es darüber ein unein⸗ 
gefchränftes Eigenthum. 

§. 471. Durch die vorläufige Ausfesung des 
Pflichttheils werden die Kinder von der künftigen Erb⸗ 
folge der geſchiedenen Aeltern nicht ausgeſchloſſen. 

$. 472. Iſt der, welcher ihnen den Pflichttheil 
bat ausſetzen wuͤſſen, ohne letztwillige Verordnung 


geſtor⸗ 
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geſtorben: fo haben fie in ſeinem Nachlaſſe ein vol⸗ 
les geſetzliches Erbrecht, gleich jedem andern Ver⸗ 
wandten in abſteigender Linie. 

$. 473. Auch ihnen iſt ein ſolcher Erblaſſer, 
wenn er letztwillig verfügen will, wenigſtens den 
Pflichttheil aus ſeinem vorhandenen Vermoͤgen zu 
hinterlaſſen verbunden, 

§. 474. Den bey der Scheidung ausgeſetzten 
Pſſichttheil nehmen fie aus dem Nachlaſſe gleich 
einer Schuld. 

b. 475. Nur in dem einzigen Falle, wenn 
Holbgeſchwiſter vorhanden find, welche der Ausſe⸗ 
gende aus einer andern Ehe erzeugt hat, müffen fie 
ſich dieſen erſten Pflichttheil eben ſo, wie oben wegen 
der Ausſtattungen verordnet iſt, anrechnen laſſen. 

F. 476. Sind zur Zeit der Scheidung die Kine 
der aus der zu trennenden Ehe bereits volljährig: fo 
bleibt es ihnen überlaffen, in wie fern fie von der 
Befugniß, auf die Ausſetzung des Pflichttheils ans 
utragen, gegen den ſchuldigen Theil der Aeltern Ge 
brauch machen wollen. 

9. 477, Sind aber die Kinder noch minderjät⸗ 
rig: ſo muß der in dem Scheidungsprozeſſe ihnen 
zu beſtellende Curator für die Ausmittelung, und 
erforderlichen Falls auch für die Sicherſtellung dieſes 
Pflichttheils ſorgen. i 

H. 478. Iſt der Betrag des Pflichttheils durch 
ein Abkommen zwiſchen dem ſchuldigen und unſchul⸗ 
digen Theile der Aeltern veſtgeſetzt worden: fo muß 
in der Regel der Curator ſich dabey beruhigen. 

8. 479. Eben das findet Statt, wenn beide ſchul⸗ 
dige Theile dergleichen Beſtimmung, in Anſehung ih⸗ 
res beiderſeitigen Vermögens, unter ſich veſtgeſetzt 
haben; und jeder Theil erboͤtig iſt, die Richtigkeit 
derſelben, ſowohl in Anfehung feines eigenen, 170 1 

1 nſe 
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Anſehung feiner Wiſſenſchaft von dem Vermoͤgen des 
Andern, an Eidesſtatt zu beftärfen. 

§. 480. Doch muß, in beiden Faͤllen, der Cu⸗ 
rator mit dem Antrage auf nähere Ausmittelung des 
Pflichttheils gehoͤrt werden, wenn er erhebliche Gruͤnde 
des Verdachts, daß die Kinder durch die Beſtim⸗ 
mung der Aeltern darin verfürze worden, anführen 
und beſcheinigen kann. 


Anh. §. 93. Der Sſcherſtellung bedarf es nicht mehr, 
wenn die geſchledenen Eheleute einander wleder hel⸗ 
rathen. 


$. 481. Auch durch Vertraͤge kann die Erb⸗ Kue 


folge der Kinder beſtimmt werden. 


D. 
$. 482. Dergleichen Verträge, welche die Mel: denten 


tern unter ſich, oder mit einem Dritten geſchloſſen 
haben, müffen die Kinder ſich gefallen laſſen; in fo 
fern fie dadurch in dem aus dem kuͤnftigen Nach⸗ 
laſſe der Aeltern ihnen gebuͤhrenden Pflichecheile 
nicht verkuͤrzt werden. x 

$. 483. Auch mit den Kindern ſelbſt koͤnnen 
Aeltern dergleichen Erbvertraͤge ſchließen. 

$. 484. Doch koͤnnen Verträge, wodurch ein 
Kind von dem Nachlaſſe der Aeltern ganz ausge⸗ 
ſchloſſen, oder im Pflichteheile verkuͤrzt werden ſoll, 
nur mit volljährigen der väterlichen Gewalt entlaſſe⸗ 
nen Kindern, und nur vor deren ordentlichen Ges 
richten geſchloſſen werden. 

H. 485. Iſt aber der Vertrag folchergeftalt ges 
ſchloſſen worden: ſo kann das Kind denſelben unter 
keinerlen Vorwande, auch nicht wegen veränderter 
Vermoͤgensumſtände der Aeltern, weiter anfechten. 

$. 486. Sind aber die andern Kinder, oder der 
Ehegatte, oder zu weſſen Gunſten ſouſt der Vertrag 
geſchloſſen worden, vor dem Eintritte des Erbanfalls 
abgegangen; und hat auch der den Vertrag schließende 
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Theil der Aeſtern keine letzte Willensverordnung hin⸗ 
terlaſſen: fo gelangt das vorhin ausgeſchloſſene Kind 
dennoch zur. geſetzlichen Erbfolge. 

§. 487. Verwandten in der aufſtelgenden und 
Seitenlinie koͤnnen daher ein ſolches Kind von dem 
Nachlaſſe der Aeltern nur in ſo fern ausſchließen, 
als der Vertrag mit demſelben ausdruͤcklich zu ihren 
Gunſten errichtet worden. 

$ 488. Kinder, die ihrem Erbrechte durch ei⸗ 
nen gültigen Vertrag entſagt haben, werden bey Be⸗ 
rechnung des Pflichttheils der übrigen mitgezaͤhlt. 


Sechster Abſchnitt. 


Von der Erbfolge der Aeltern und ande⸗ 
rer Verwandten in aufſteigender Linie. 


1 05 $. 489. In Ermangelung der Verwandten ab⸗ 
tern er ſteigender Linie, gelangen die ſeiblichen Aeltern des 
fen Gra- Verſtorbenen, mit Aus ſchließung feiner Geſchwiſter, 
zur geſetzlichen Erbfolge. 
95 49, Sind beide Aeltern noch am Leben: fo 
erben dieſelben zu gleichen Theilen. 
H. 49 T. Iſt nur noch Eins von den Aelteru bare 
handen: fo uͤberkommt daffelbe den ganzen Nachlaß. 
an 7 g. 492. Iſt Keines von den Aeltern mehr ain 
Siberian, Leben; fo werden die weitern Verwandten in aufſtei⸗ 
gender Linie von den vorhandenen vollbürtigen Ger 
ſchwiſtern des Erblaſſers und deren Abkoͤmmlingen 
ausgefhloffen. 
$. 493. Hinterlaͤßt der Verſtorbene nur halb⸗ 
buͤrtige Geſchwiſter, oder davon Abkömmlinge: ſo 
gelangen dieſe, mit den auſſteigenden Verwandten 
weiterer Grade, zugleich zur Erbfoſge. 
S. 494. Die Halbgeſchwiſter und deren Deſcen⸗ 
denten nehmen alsdann die eine, und die Verwand⸗ 
x ten 


Von der Erbfolge in auffteigender Linie. 205 


ten in aufſteigender Linie die andere Hälfte des 
Nachlaſſes. 

$. 495. Hinterlaͤßt der Verſtorbene gar keine 
Geſchwiſter, noch deren Deſcendenten: ſo beerben 
ihn die Verwandten in aufſteigender Linie allein; mit 
Ausſchließung aller ubrigen Seitenverwandten. 

$. 496. In weicher Ordnung Geſchwiſter und 
Geſchwiſter⸗Kinder unter ſich dem Verſtorbenen fol⸗ 
gen, iſt im Dritten Titel vorgeſchrieben. 

H. 497. Unter den Verwandten in aufſteigen⸗ 
der Linie, fie mögen allein, oder mit Halbgeſchwi⸗ 
fern zugleich zur Erbfolge gelangen, ſchließt allemal 
der dem Grade nach nahere die entfernteren aus. 

$: 498. Sind mehrere gleich nahe Verwandte 
in aufſteigender Linſe vorhanden: ſo erben dieſelben 
die Portion dieſer Linie zu gleichen Theilen. 

H. 49 Bey der ganzen Erbfolge in aufſtejgen⸗ 
der Linie, und bey der Thellung des Nachlaſſes unter 
die väterlichen und mütterlichen Verwandten, macht 
es keinen Unterſchied: woher und von welcher Seite 
das Vermögen dem verſtorbenen Kinde zugefallen ſey. 

§. 500. Die Kinder find berechtiget, dieſe ge⸗ Lextivit, 
fegliche Erbfolge der Verwandten in aufſteigender ine Ber: 
Einte durch ein mit den gehörigen Erforderniſſen ver- gen der 
ſehenes Teſtament zu andern. Kinder. 

§. Fox. Doch koͤnnen fie, auch durch eine fol ice 
che letztwillige Verordnung, den Aeltern und übrigen 8 
durch das Geſetz zur Erbfolge berufenen Afcenden- denken, 
ten den Pflichttheil nicht entziehen. 8 

$. 502. Der Pflichttheil ift bey jedem Verwand⸗ 
ten in aufſteigender Linſe, ohne Unterſchied der Zahl, 
die Hälfte des ihm nach der geſetzlichen Erbfolge zu⸗ 
kommenden Antheils. 
9. 503. Dieſen Pflichttheil koͤnnen die Kinder 
nicht ſchrmaͤlern, noch durch Bedingungen einſchraͤn⸗ 
ken, oder mit Laſten beſchweren. 

5 8. 504. 


Enters 
bungsurs 


ſachen. 
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§. 504. Hinterläßt der Verſtorbene zwar Ver⸗ 
wandte in abſteigender Linie, die er aber aus einer 
wahren und geſetzmaͤßigen Urſache enterbt hat: ſo 
muß er denjenigen Aſcendenten, welche das Geſetz, 
in Ermangelung der Abkömmlinge, zur Erbfolge 
ruft, den Pflichttheil verlaſſen. 

H. 505. Haben aber die Abkoͤmmlinge des Ver⸗ 
ſtorbenen ſich ihres Erbrechts begeben: fo koͤnnen, 
wenn dieſe den Erbanfall erleben, die Aſcendenten 
einen Pflichttheil nur in ſo weit fordern, als die 
et ausdrücklich zu ihren Gunſten geſche⸗ 
en iſt. 

$. 506, Kinder konnen ihre Aeltern und weitere 
Aſcendenten auch im Pflichttheile enterben, 1) wenn 
dieſelben des Hochverraths, oder des Laſters der be⸗ 
leidigten Majeftät gegen die Perſon des Oberhaupts 
im Staate ſchuldig erkannt worden. 

$. 507. 2) Wenn fie dem Erblaſſer, oder deſſen 
Ehegatten, oder Abkoͤmmlingen, nach dem Leben ge⸗ 
trachtet haben; 

$. 508. 3) Wenn fie durch üble Behandlung 
der Geſundheit des Erblaſſers einen erheblichen 
a. dauernden Schaden boshafter Weiſe zugefügt 

en; 

5 §. 509. 4) Wenn ſie denſelben eines groben 
Verbrechens, worauf in den Geſetzen Zuchthaus⸗ 
oder Veſtungsſtrafe verordnet iſt, wider beſſeres Wiſ⸗ 
fen, faͤlſchlich in Gerichten angeſchuldigt haben. 

§. 510. Auch bey dieſen Enterbungsurſachen 
($ 50% — 509.) findet die Vorſchrift §. 407. Ans 
wendung. 

§. Ftr. 5) Wenn der enterbte Aſcendent mit 
dem Ehegatten des enterbenden Kindes, waͤhrend 
der Ehe, ehebrecheriſchen Umgang gepflogen hat. 

§. 512. 6) Wenn der Enterbte bey der koͤrper⸗ 
lichen oder ſictlichen Erziehung des Enterbenden 5 
na 
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nach den Geſetzen ihm obliegenden Pflichten groͤb⸗ 
lich verletzt hat. 

$. 513. 7) Wenn er ſich der gefegmäfigen Ob⸗ 
liegenheit zur Ernährung des ohne grobes Ver⸗ 
ſchulden in Mangel und Elend gerachenen Kindes, 
bey eigenem hinreichenden Vermögen dazu, vorſätz⸗ 
lich entzogen hat. 

§. 514 Aus eben dieſen Urſachen ($. 506. 
bis 513.) kann das Kind den Pflichttheil der Aſcen⸗ 
denten ſchmaͤlern, durch Bedingungen eiufchränfen, 
oder mit Laſten beſchweren. 

§. 515. Wegen Enterbung der Aſeendenten 
aus guter Abſicht finden eben die Vorſchriften An⸗ 
wendung, welche wegen dieſer Art von Enterbung 
bey Kindern §. 419. g. veſtgeſetzt find. N 

$. 516. Auch gilt von der Befugniß der zur Selen 
Ungebühr enterbten, oder übergangenen, oder im bertecht 


Pflichteheile belaſteten Aeltern, Ales das, was für (dr 


die gleichen Fälle, in Anſehung der Kinder, $. 432, ung oder 
144. verordnet if, 2 1 


$. 517. Nur treten in dem Falle, wenn die 
im Teſtamente eingeſetzten Aeltern erſten Grades 
vor dem Erblaſſer verſtorben find, deren Aeltern 
nicht an ihre Stelle. (5. 443.) 

$. 518. Vielmehr koͤnnen dieſe, wenn ihrer im 
Teſtamente nicht gedacht worden, nur den Pflichttheil, 
und auch dieſen nur in fo fern fordern, als bey dem 
Ableben des Erblaſſers keine vollbürtige Geſchwiſter, 
noch deren Kinder vorhanden ſind. 

H. 519. An Orten, wo Gemeinſchaft der Gü- Erbfolge 
ter obwaltet, bleibt es wegen der Erbfolge in dem dentalen 
Nachlaſſe abgefundener oder unabgeſundener Kin- der Gis 
der, bey den Vorſchriſten der ſtatutariſchen oder nen 
Provinzialgeſetze. ſchaft. 

$. 520. Wo dieſe nichts Beſonderes verordnen, 
da finden wegen der Erbfolge der Verwandten 55 

auf 


. 
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aufſteigender Linie die Regeln der geſehlichen Erb⸗ 
folge nach gemeinen Rechten Anwendung. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von der Pupillar-Subſtitution. 


Subfitw 6. 321. Aeltern ſind berechtigt, uͤber das Ver⸗ 
1 1 mogen, welches die Kinder von ihnen erben, auf 
dige Kin den Fall, wenn Letztere die Jahre der Mündigkeit 
det. nicht erreichen ſollten, gleich jedem andern Erblaſſer, 
letztwillig zu verordnen. 
§. 522. Dieſe Befugniß erſtreckt ſich, in An⸗ 
ſehung beider Aeltern, auch auf den von ſedem der⸗ 
ſelben dem Kinde hinterlaſſenen Pflichttheil. 
§. 523. Dagegen hat nur der Vater das Recht, 
über das eigenthlimliche Vermoͤgen der Kinder, auf 
den Fall, wenn dieſe in der Unmündigkeit verſterben, 
dergleichen Subſtitution zu errichten. 
$. 524. Enterbten Kindern kann der Vater ſol⸗ 
chergeſtalt uur alsdann ſubſtituicen, wenn die Ent⸗ 
1 nach §. 419. [add: aus guter Abſicht geſche⸗ 
en iſt. 
5 §. 525. Die H. 523. beſchriebene Subſtitntion 
kann der Vater in ſeiner eigenen letztwilligen Ver⸗ 
ordnung errichten, wenn dieſe mit den Foͤrmlichkei⸗ 
ten eines Teſtaments verſehen iſt. 
$. 526. Er kann aber auch ein beſonderes Te⸗ 
ſtament für ſich, und ein beſonderes für das Kind 
errichten. 
F. 527. Selbſt wenn er über feinen eigenen 
Nachlaß ein Teſtament zu binterlaſſen nicht nöthig 
findet, kann er dennoch für das Kind in einer be⸗ 
ſondern letztwilligen Verordnung disponiren. 
§. 528. Auch wenn die Verfügung des Vaters 
über feinen eigenen Nachlaß, und über das Berind« 
N e 
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gen des Kindes, nur in Einer Verordnung enchal⸗ 
ten iſt, wird dennoch jede dieſer Verfügungen als eis 
ne für ſich ſelbſt beſtehende Dispoſitton angeſehen. 

$. 529. Wenn alſo gleich der Vater eben den⸗ 
jenigen, welchen er zu ſeinem eigenen Erben einſetzt, 
auch in dem Vermoͤgen des Kindes ſubſtitutrt: ſo 
ſteht es dieſem dennoch frey, nur die eine von beiden 
79 anzunehmen, und der andern zu ent⸗ 
agen. a 5 

$. 530. Denjenigen, welchen ein Pflichttheil Ze der 
aus dem Nachlaſſe des Kindes ‚gebührer, kann ihr disvonie 
geſetzlicher Erbtheil, auch in einer von dem Vater für, "Enke, 
das Kind errichteten Dispoſition, nicht genommen 
oder geſchmälert werden. 

9. 531. Doch kann der Vater einem ſolchen 
nothwendigen Erben auch den Pflichttheil aus dem 
Nachlaſſe des Kindes wegen ſolcher Urfachen ent⸗ 
ziehen, aus welchen das Kind ſelbſt, wenn er Teßt« 
willig verfuͤgen koͤnnte, zur Enterbung berechtigt ſeyn 
wuͤrde. 

$. 57e. Hat das Kind Geſchwiſter voller oder 
halber Geburt, oder Geſchwiſter Kinder: ſo kann 
der Vater, außer dem Falle des $. 53 ., keins der⸗ 
ſelben von der geſetzlichen Erbfolge ganz ausſchließen. 

$. 533. Er kann aber den Nachlaß des Kindes 
unter ſie auch ungleich vertheilen. 

§. 534. Doch muß er jedem derſelben wenige 
ſtens die Hälfte desjenigen laſſen, was ihm nach den 
Regeln der geſetzlichen Erbfolge zukommen würde. 

§. 535. Hat das Kind weder Verwandte in 
aufſteigender Linie, noch Geſchwiſter oder Geſchwi⸗ 
ſter⸗ Kinder, ſondern nur entferntere Verwandte: 
ſo kann der Vater unter dieſen über den Nachlaß des 
Kindes nach Gutbefinden verfügen. 8 
. 536. Er kann alſo, State des nähern, ent⸗ 
ferntere, oder auch aus mehrern gleich nahen Ver⸗ 

Allgem. Landr. III. Baud. O wand⸗ 
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wandten nur Einen, zur Erbfolge des Kindes be⸗ 
rufen. 
ir 537. Fremden, mie dem Kinde in gar kei⸗ 
ner Blutsverwandtſchaft ſtehenden Perſonen, kann 
der Vater den Nachlaß des Kindes weder ganz, noch 
zum Theil, zuwenden. 
$. 538. So weit der Vater in feiner fur das 
Kind gemachten Verordnung dieſe geſetzmaͤßigen 
Schranken uͤberſchritten hat, wird es fuͤr nicht ger 
ſchrieben geachtet. 
$. 539. Hat er bloß Fremde zur Erbfolge be⸗ 
rufen: ſo iſt die Verordnung ungültig. 
Wie anne 5. 540. Eben ſo verliert dergleichen Verordnung 
liche Sub ibre Kraft, ſobald das Kind, für welches fie er⸗ 
fütution richtet worden, die Jahre der Unmuͤndigkeit zurück 
gelte. gelegt hat. 
§. 541. Es macht dabey keinen Unterſchied, 
ob ein folches, Kind ſelbſt letztwillig verordnet hat, 
oder nicht. 5 
H. 542. Wenn das Kind, nach errichteter Sud- 
ſtitution, von einem Dritten mit Bewilligung des 
Vaters förmlich an Kindesſtatt angenommen wird: 
fo erloͤſcht die Subſtitution. 
§. 543. Wenn der, welcher in den Nachlaß 
des Kindes ſubſtituirt worden, vor dem Kinde ver 
ſtirbt: fo. geht das Recht aus der Subſtitution auf 
ſeine Erben nicht uͤber. 
ae §. 544: Alles, was vorſtehend von der Befug⸗ 
non von uiß des Vaters, dem Kinde in fein eigenthuͤmliches 
Gunter. Vermögen, mit Inbegriff des von ihm ererbten 
Pflichttheils, zu ſubſtituiren verordnet iſt, gilt auch 
von der Mutter, in Anſehung des von ihr dem Kinde 
verlaſſenen Pflichttheils. (§. 525 — 543.) 
Nupillar / H. 54. Fuͤr Kinder, welche wegen Wahn ⸗ 
n für oder Blödſinnes eine eigene leßte . 
1 0 nicht 
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nicht errichten koͤnnen, iſt der Vater eben ſo auf wahn⸗ 
ihren Todesfall zu verfügen berechtigt. und blöd⸗ 

$. 546. Ein Gleiches gilt von Tauben und Kah 
Stummen, in fo fern fie ſelbſt ein Teſtament zu N 
errichten unfähig find, 

H. 547. Iſt eine ſolche Unfaͤhigkeit der Kinder, 
ſelbſt letztwillig zu verordnen (H. 545. 546.), bey 
dem Ableben des Vaters wirklich vorhanden: ſo 
gilt die Subſtitution; auch wenn zu der Zeit, da 
ſie errichtet wurde, dergleichen Unfaͤhigkeit noch 
nicht da geweſen waͤre. 

§. 548. Hat jedoch das Kind, ehe es noch in 
die Wahn⸗ oder Bloͤdſinnigkeit verfallen iſt, ein an 
ſich rechtsbeſtändiges Teſtament errichtet:; ſo kann 
der Vater dergleichen Verfügung, durch feine Sub⸗ 
ſtitution, weder in Anſehung des eigenthumlichen 
Vermoͤgens des Kindes, noch in Anſehung des von 
ihm dem Kinde verlaſſenen Pflichttheils, entkraͤften. 

$ 549. So weit der Vater wahn» oder bloͤd⸗ 
finnigen, oder taubſtummen Kindern in ihren Nach⸗ 
laß ſubſtituiren kann, ſo weit kommt dieſe Befug⸗ 
niß auch der Mutter zu, wenn der Vater von ſei⸗ 
nem Rechte keinen Gebrauch gemacht hat. 

$. 550. Bey dieſer Art der Subſtitution 
(C. 545. [ad-) muß übrigens alles das beobachtet 
werden, was vorſtehend auf den Fall der Unmün⸗ 
digkeit verordnet iſt. 3 

§. 551. Dergleichen Subſtitution verliert ihre Warn 
Kraft, wenn das Kind mit Hinterlaſſung einer Che in 
frau, oder ehelicher Abkoͤmmlinge verſtirbt. aufböre, 

9. 552. Ein Gleiches geſchieht, wenn das Kind 
wieder zu Verſtande kommt, und daher der Vor⸗ 
mundſchaft entlaſſen wird. 

§. 553. Muß wegen eines Rückfalls das Kind 
abermals unter Vormundſchaft genommen werden: 
ſo gelangt dennoch die Subſtitutlon nicht wieder zu 

O 2 Krüͤf · 
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Kraͤften; auch alsdaun nicht, wenn das Kind in 
der Zwiſchenzeit nicht ſelbſt verfuͤgt hat. 
9.554. Uebrigens hindert die Pupillar⸗Sub⸗ 
ſtitution in keinem Falle die uͤber das Vermoͤgen des 
Kindes unter Lebendigen zu treffenden Verfügungen, 
ſobald das Beſte des Kindes dergleichen erfordert. 


Achter Abſchnitt. 


Von den Kindern aus einer Ehe zur lin 
ken Hand. 


§. 535. Von Kindern aus einer Ehe zur linken 
Hand gilt alles, was in Anſehung der ehelichen Kin⸗ 
der überhaupt im Vorſtehenden verordnet iſt; in ſo⸗ 
fern die Geſetze Ausnahmen davon nicht ausdruͤcklich 
beſtimmen. 

§. 556, In dieſen ausgenommenen Fällen aber 
koͤnnen ſolchen Kindern die Rechte der Kinder aus eis 
ner Ehe zur rechten Hand, nur durch Vollziehung 
einer ſolchen Ehe mit der Mutter, oder durch Legi⸗ 
timation beigelegt werden. 


Stand F. 557. Kinder aus einer Ehe zur linken Hand 
anch führen nicht den Namen des Vaters. 


solcher . 558. Sie treten nicht in feine Familie, und 
Kinder. können auf die Vorrechte feines Standes und Cha 
rakters keinen Anſpruch machen. 

$. 559. Dagegen führen ſolche Kinder den Ge: 
ſchlechtsnamen der Mutter. 

9. 550. Sie treten in die Familie derſelben, fo 
weit als die Mutter Familienrechte hat, und auf ihre 
ehelichen Abkoͤmmlinge uͤbertragen kann. 

$ 561. Ueber die Perſon ſolcher Kinder hat der 
Vater alle Rechte der väterlichen Gewalt; über ihr 
Vermoͤgen hingegen kann er ſich dieſe Rechte nicht 
anmaßen. 

§. 562. 
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§. 562. Kinder aus einer Ehe zur linken Hand unter. 
haben von den Aeltern Unterhalt und Erziehung zu in 
fordern. Dung. 

$. 563. Beides muß der Regel nach dem Stans 
de der Mutter gemäß eingerichtet werden. 

9 864. Iſt jedoch die Mutter von bürgerlicher 
Herkunft: fo iſt der Vater die Erziehung und den 
Unterhalt der Kinder nur ſo einzurichten verbunden, 
wie ein handwerktreibender Bürger feine ehelichen 
Kinder zu ernähren und zu erziehen pflegt. 

$. 565. Eben dieſes Verhältniß dient auch bey 
der Wahl 65 kuͤnftigen Lebensart, und bey der Aus⸗ 
ſtattung ſolcher Kinder zur Richtſchnur. 5 
ö $ 99998 Von Pr Pe Vermögen 1 
ſolcher Kinder gebuͤhrt dem Vater kein Nießbrauch. A tehung 

$. 567. Wohl aber kommt ihm die Verwal⸗ Mig 
tung deſſelben bis zur erlangten Großjaͤhrigkeit des 
Kindes zu. 5 

§. 568. Dabey hat er die Rechte und Pflichten 
eines Vormundes. 

$. 569. So lange das Kind noch minderjährig 
iſt, wird es, in Anſehung der Fähigkeit ſich zu 
verpflichten, einem andern Pflegebefohlenen gleich 
geachtet. 

§. 570. Sind Kinder aus einer Ehe zur linken zugt 
Hand bey des Vaters Abſterben noch nicht erzogen Erbſchaſt 
und ausgeſtattet: ſo muß das zu ihrer Verpflegung 0 
und Ausſtattung Erforderliche aus dem Nachlaſſe an⸗ 
gewieſen, und von den Erben ſicher geſtellt werden. 

$ 571. Wie hoch die Erziehungskoſten zu be⸗ 
ſtimmen, und bis zu welchem Alter des Kindes ſie 
zu rechnen find, muß bey entſtehendem Streite nach 
der Art, wie der Vater das Kind zu erziehen ſchul⸗ 
dig geweſen, und der Beſtimmung, wozu er ſelbi⸗ 
ges gewidmet hat, von dem Richter billig ermeſſen 
werden. 

$ 372 
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$. 572. Sind keine Kinder aus einer Ehe 
zur rechten Hand vorhanden: ſo nehmen die Kinder 
aus der Ehe zur linken Hand dieſe Erziehungs- und 
Ausſtattungskoſten, nach Art einer Schuld, aus 
dem Nachlaſſe vorweg, 

$. 573. Sind aber Kinder zur rechten Hand 
vorhanden: ſo koͤnnen zwar die zur linken Hand die 
nach H. 571. ihnen gebührende Ausſtattung auch 
alsdann aus dem Nachlaſſe fordern; 

$. 574. Doch muß, wenn der Nachlaß unzu⸗ 
reichend iſt, die Eintheilung ſo gemacht werden, 
daß jedes Kind zur rechten Hand wenigſtens noch 
einmal ſo viel, als ein Kind zur linken Hand, aus 
dem Vermögen des Vaters erhält, 

$. 375. Uebrigens bleibt es, wegen der den 
Kindern zur rechten Hand obliegenden Verpflegung 
ihrer Geſchwiſter aus einer Ehe zur linken Hand, 
bey der den Geſchwiſtern überhaupt im folgenden 

"Titel vorgeſchriebenen Verbindlichkeit. 

§. 576. Hat der Vater in Anſehung der Erb⸗ 
folge ſolcher Kinder in feinem Nachlaſſe etwas ver 
füge: fo hat es dabey fein Bewenden. 

$. 577. Doch kann er auch durch eine ſolche 
Verfugung den Kindern die nach H. 571. ihnen ge⸗ 
Beer Verpflegung und Ausſtattung nicht ent⸗ 
ziehen. 

F. 578. Auch iſt er zu einer Pupillar⸗Sub⸗ 
ſtitution in dem eigenen Vermoͤgen dieſer Kinder 
nicht berechtigt. 

H. 579. Hat der Vater nichts verfügt, und hin⸗ 
terlaͤßt er Abkoͤmmlinge aus einer Ehe zur rechten 
Hand: fo gebührt den andern Kindern kein Erbtheil. 

$. 580. Verlaͤßt er aber keine Abkoͤmmlinge aus 
einer Ehe zur rechten Hand: fo erhalten die Kinder 
aus der Ehe zur linken Hand, wenn deren nur Drey 

oder 
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oder weniger find, den Dritten Theil, und wenn ih⸗ 
rer mehr als Drey find, die Hälfte der Erbſchaft. 

$. 581. Mehrere dergleichen aus einer Ehe zur 
linken Hand abſtammende Deſcendenten, rheilen ſich 
in dieſe geſetzliche Erbportion, nach den im Fünf⸗ 
ten Abschnitte, wegen der Erbfelge der Deſcenden ⸗ 
ten uͤberhaupt, vorgeſchriebenen Grundſaͤtzen. 

F. 82. Verlaͤßt der Vater zwar keine andere 
Deſcendenten; wohl aber eine Ehefrau: ſo erhalten 
die Kinder zur linken Hand ihren Antheil erſt nach 
Abzug der der Ehefrau gebührenden Erbportion. 

$. 583. Auch die Abfindung der zurückgelaſſe⸗ 
nen Hausfrau, es mag die Mutter der Kinder ſeyn, 
oder nicht, wird vor Berechnung des den Kindern 
zukommenden Antheils, von der Erbſchaft abgezogen. 

$. 584. Sind weder eine Ehefrau, noch an⸗ 
dere nahe Verwandten (Tit. 1. F. 622.) vorhan⸗ 
den: ſo gelangen die Kinder zur linken Hand zur 
vollen geſetzlichen Erbfolge in den eigenthuͤmlichen 
freien Rachlaß des Vaters. 

$. 585. Einen Pflichttheil iſt der Vater ſeinen 
Kindern aus einer Ehe zur linken Hand in keinem 
Falle zu hinterlaſſen ſchuldig. 

$. 586. In dem Nachlaſſe der Mutter haben 
die Kinder, fie mögen aus einer Ehe zur rechten 
oder zur linken Hand geboren ſeyn, ein geſetzliches 
Erbrecht. ! 

$. 587. Auch die mütterlichen Verwandten ber 
erben ſie eben ſo, als wenn ſie aus einer Ehe zur 
rechten Hand abſtammten. 

9. 588. In dem Vermögen des Kindes haben 
der Vater und deſſen Verwandten kein geſetzliches 
Erbrecht. 

§. 589. Dagegen finden, wegen der Erbfolge 
der Mutter und deren Verwandten, eben die Vor⸗ 


ſchriſ⸗ 


Auf den 
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fehriften Statt, wie bey Kindern aus einer Ehe 

zur rechten Hand. 
Aehtebee. §. 590. Wird die Ehe zur linken Hand durch 
gertennter richterlichen Spruch getrennt: ſo muß die ſchuldige 
en Mutter den daraus erzeugten Kindern den Pflicht⸗ 
Hand. theil eben fo ausſetzen, wie in Anſehung der Kinder 
aus einer Ehe zur rechten Hand vorgeſchrieben iſt. 
9. 591, Eben fo muß der fir ſchuldig erkannte 
Vater, den Kindern zur linken Hand die ihnen ge 
buͤhrende Ausſtattung von feinem Vermögen aus 


ſetzen. 


9 Neunter Abſchnitt.“ 


Von den aus unehelichem Beiſchlafe er⸗ 
zeugten Kindern. 


Legitima⸗ H. 592. Die aus unehelichem Beiſchlafe erzeug⸗ 
en ten Kinder erhalten in allen Fällen, wo der Mutter 

0 die Rechte einer wirklichen Ehefrau des Schwaͤn⸗ 
ER gerers durch richterlichen Ausſpruch beigelegt wor⸗ 
Aus den, die Rechte der aus einer vollgültigen Ehe er⸗ 
ſpruch. zeugten Kinder. 

Anh. §. 94. Alle außer der Ehe erzeugten Kinder ſollen 
von jetzt an nie auf den Namen ihrer Vater, ſondern 
auf den ihrer Mütter (ohne jedoch, wenn letztere von 
Adel ſind, dem Staude derſelben zu folgen) getauft 
werden, und den Namen der Mutter auch dann beibe⸗ 
halten, wenn ihnen diejenige Legitimation ertheilt wird, 
welche bloß das beſſere Fortkommen im bürgerlichen Les 
ben bey Zuͤnften, Handwerken und Gewerben, und die 
Aus ſchließung des Vorwurfſs der unehelichen Geburt zum 
Zwecke hat. 


$. 593. Dieſe Rechte verbleiben ihnen, auch 


wenn die Ehe zwiſchen den Aeltern, wegen 1 
er 
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cher Weigerung des Vaters, durch die Trauung 


nicht vollzogen wird. 

F. 594. Hat aber die Mutter innerhalb der 
geſetzlichen Friſt (Tit. . §. 1095.) auf die Vollzie⸗ 
bung der Ehe nicht geklagt: fo koͤnnen die Kinder 
die davon abhangenden Rechte der ehelichen Geburt 
ſich niemals aumaßen. 

F. 595. Doch koͤnnen die Kinder den von 
der Mutter bereits angeſtellten Prozeß, wenn ſie 
vor deſſen Entſcheidung verſtirbt, zu dem Ende 
fortſetzen, daß ihnen ſelbſt die Rechte ehelicher Kin⸗ 
der zuerkannt werden moͤgen. 

§. 596. Wenn ein Schwängerer die Gefchwäch. 
te, auch ohne Prozeß und Erkenntniß, wirklich hei⸗ 
rathet: ſo erlangt das aus dem unehelichen Bei⸗ 
ſchlafe erzeugte Kind, eben dadurch, in allen durch 
beſondere Geſetze nicht ausdrücklich ausgenommenen 
Bi die Rechte und Verbindlichkeiten eines ehe⸗ 
lichen. 5 

$. 597. Ein mit einer förmlich verlobten Braut 
erzeugtes Kind, erlangt die Rechte eines ehelichen 
ſchon durch die bloße gerichtliche Erklarung des 
Vaters, wenn gleich die Ehe mit der Mutter nicht 
wirklich vollzogen worden. 5 5 

9. 598. Wenn die Legitimation eines unehelich 
erzeugten Kindes durch wirkliche Verheirathung mit 
der Mutter erfolgt: ſo beſtimmt die Trauung, und in 
dem Falle des §. 597. die gerichtliche Erklarung, den 
Zeitpunkt, wo die Rechte und Pflichten des Kindes 
als eines ehelichen ihren Anfang nehmen. 

$ 599, In dem Falle des $. 592. hingegen 
wird dieſer Zeitpunkt auf den Tag der angemelde⸗ 
ten Klage zurückgeſetzt. 

$. 500. Iſt zur Zeit der unter den Aeltern ges 
ſchloſſenen Ehe, das aus dem unehelichen Beiſchlafe 
erzeugte Kind bereits verſtorben: hat aber etliche Abs 
oͤmm⸗ 


durch 
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rich 
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koͤmmlinge verlaſſen: fo erlangen dieſe, auch in An⸗ 
febung der Großaͤltern, alle Rechte und Pflichten 
ehelicher Deſcendenten. 
durch. $. 501. Hat unter den Aeltern keine Ehe 
ih de Statt gefunden: ſo kann dennoch der Vater auf 
elarasion. die Legitimation des unehelich erzeugten Kindes bey 
Hofe antragen. 
6. 602, Bey der Prüfung eines folchen Ger 
ſuchs muß zugleich darauf: ob die Legitimation dem 
Kinde zutraͤglich ſey, geſehen, und wenn dabey ein 
Bedenken ſich findet, das Kind ſelbſt, oder wenn 
daſſelbe noch minderjährig iſt, ein ihm zu beſtellen⸗ 
der Curator vernommen werden. 
$. 603. Durch dieſe Legitimation erhält das 
Kind den Stand des Vaters, und in Anſehung 
ſeiner, alle Rechte und Pflichten eines ehelichen 
Kindes. 
H. 604. Es tritt aber dadurch nicht in die 
Familie des Vaters. 
$. 605. Soll es auch in dieſe aufgenommen 
werden: fo muß ſolches durch einen Familienvertrag 
geſchehen. \ a 
$. 606. Doch entſteht zwiſchen den ehelichen 
Kindern des Legitimirenden, und dem Legitimirten 
ſelbſt, das Verhältniß, wie zwifchen ehelichen Halb; 
geſchwiſtern von Einem Vater. : 
§. 607. Hatte der Vater zu der Zeit, als er das 
uneheliche Kind legitimiren ließ, ſchon eheliche De⸗ 
ſcendenten, und verläßt er in der Folge einem derſel⸗ 
ben nur den Pflichttheil; fo wird bey deſſen Berech⸗ 
nung das legitimirte Kind nicht mit gezählt. 
§. 60g. Auch zwiſchen dem Legitimirten, und 
den Verwandten ſeiner Mutter, wird durch eine oh⸗ 
ne deren ausdrückliche Einwilligung erfolgte Legiti ⸗ 
mation kein anderes Familienverhaͤleniß, als aus 
der 
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der unehelichen Geburt ſelbſt ſchon eutſtanden war, 
begruͤndet. x 

$. 609. Kindern, die aus einer Ehe zur linken 
Hand erzeugt worden, kann die Eigenſchaft eines rech« 
ten Kindes, in Anſehung des Vaters, durch Landes 
herrliche Legitimation beigelegt werden. 

H. 610. Doch hat es, wenn zur Zeit der Los 
gitimation ſchon Abkoͤmmlinge aus einer Ehe zur 
rechten Hand da find, bey der Vorſchrift des §. 607. 
ſein Bewenden. 

$. 611. Ihre Aufnahme in die Familie des 
Vaters aber kann ebenfalls nur durch einen Fami⸗ 
lienvertrag geſchehen. 5 5 

§. 612, Unegelich geborne Kinder, welche mes Reste, 
der durch eine nachfolgende Verheirathung der Ael⸗- ehelichen 
tern, noch durch richterlichen Ausſpruch, noch durch 0 
Legitimation, die Rechte der ehelichen erlangt ha gung und 
ben, konnen von dem Vater bloß Unterhalt und Er⸗ Erster 
ziehung fordern. Bang. 

H. 613. Dazu iſt der Vater verpflichtet, auch 
wenn die Mutter, nach dem Eilften Abſchnitte des 
Eeſten Titels, entweder gar keine, oder nur die gerin⸗ 
gere Art der Entſchaͤdigung zu fordern hat. 

$. 614. Sobald das Daſeyn eines unehelichen 
Kindes, es ſey durch einen unter den Aeltern ent⸗ 
ſtehenden Prozeß, oder ſonſt durch glaubwuͤrdige 
Anzeigen, dem vormundſchaftlichen Gerichte bekaunt 
wird, muß daſſelbe dem Kinde von Amtswegen einen 
Docmund beſtellen. 


Anh. H. 93. Steht die Mutter noch unter väterlicher Ger 
walt, ſo iſt es hinlänglich, wenn der muͤtterliche Groß⸗ 


vater aufgefordert wird, für das Beſto ſeines unehelichen 
Enkels zu ſorgen. 


$. 615. Dieſer muß die Rechte des Kindes ge 


ben unehelichen Vater wahrnehmen; und mit 
beiden 
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beiden Aeltern, wegen deſſen Erziehung und Verpfle⸗ 
gung, die noͤthigen Einrichtungen, unter Aufſicht des 
vormundſchaftlichen Gerichts, verabreden. 

$. 616. Der Vormund iſt befugt und ſchul⸗ 
dig, darauf zu ſehen, daß die getroffene Einrich⸗ 
tung befolgt werde; und wenn dieſes nicht geſchieht, 
dem vormundſchaftlichen Gerichte davon, zur wei⸗ 
tern Verfügung Anzeige zu machen. 

$. 617. Leugnet der angegebene Vater, daß 
das Kind von ihm erzeugt ſey: ſo muß der Vor⸗ 
mund, auch wenn es die Mutter auf den Prozeß 
nicht ankommen laſſen will, dennoch zum Beſten 
des Kindes auf rechtliches Gehoͤr und Erkenntniß 
daruͤber antragen. 

§. 618. Bey der Uuterſuchung und Beurthei⸗ 
lung: ob das Kind von dem angegebenen Vater er⸗ 
zeugt ſey, muß nach den im Eilften Abſchnitte des 
vorigen Titels enthaltenen Grundfäßen verfahren 
werden. z 

$. 619. Hat die Mutter in dem Zeitraume, 
in welchem, nach dieſen Grundſaͤtzen, die Erzeugung 
des Kindes trifft, mit mehrern Mannsperſonen Zur 
gehalten: fo hängt es von dem nach den Umſtaͤn⸗ 
den ſich richtenden Befunde des Vormundes ab, 
welchen derſelben er, auf Erfuͤllung der einem uns 
ehelichen Kinde ſchuldigen Pflichten, zuerſt in An⸗ 
ſpruch nehmen wolle. 

§. 620. Wird aber dieſer entbunden; oder iſt 
er dieſe Pflichten zu erfüllen unvermoͤgend: ſo kann 
der Vormund die Rechte des Kindes, auch gegen 
die übrigen Zuhalter, einen nach dem andern, gel⸗ 
tend machen. 

§. 621. Die Verpflegung und Erziehung des 
Kindes, bis nach zurückgelegtem Vierten Jahre, 
muß in der Regel der Mutter, auf Koſten des Bas 
ters, überlaffen werden. 

H. 623. 


Von unehelichen Kindern. 221 


$. 622. Nach zuruͤckgelegtem Vierten Jahre 
hängt es von der Wahl des Vaters ab, die Ver⸗ 
pflegung und Erziehung des Kindes ſelbſt zu beſor⸗ 
gen, oder fie der Mutter auf feine Koſten ferner zu 
überlaffen, 

$. 623. Will die Mutter die Erziehung und 
Verpflegung des Kindes auf ihre alleinige Koſten 
uͤbernehmen: ſo hat der Vater kein Recht zum Wi⸗ 
derſpruche. 5 

$. 624. Findet das vormundſchaftliche Gericht, 
daß dem Vater, ohne Beſorgniß eines Nachtheils für 
das Kind, die Erziehung nicht auvertrauet werden 
koͤnne: ſo kann es dieſelbe, auf Koſten des Vaters, 
der Mutter übertragen. ; 

$. 625. Iſt die Aufführung beider Aeltern fo 
beſchaffen, daß Keinem von ihnen die Erziehung des 
Kindes anvertrauet werden kann: fo muß das vor⸗ 
mundſchaftliche Gericht nach der Vorſchrift F. 98. (qq. 
verfahren. 

H. 626. In allen Fällen, wo die Verpfle⸗ 
gungs- und Erziehungskoſten nach Gelde beſtimmt 
werden ſollen, iſt nur auf das zu rechnen, was Leu⸗ 
ten vom Bauer⸗ oder gemeinen Buͤrgerſtande die 
Erziehung eines ehelichen Kindes, nebſt dem Schul⸗ 
und Lehrgelde, koſten wuͤrde. 

§. 627. Dabey muß auf die jeden Orts ge⸗ 
woͤhnlichen Preiſe, und auf die mit zunehmenden 
Jahren wachſenden Beduͤrfniſſe des Kindes Ruͤck⸗ 
ſicht genommen werden. 

H. 628. Iſt der Vater für den Unterhalt und 
die Erziehung des Kindes ſolchergeſtalt zu ſorgen 
nicht vermoͤgend: fo geht dieſe Pflicht auf die Groß⸗ 
altern von väterlicher Seite über. 

$. 629. Erſt in deren Ermangelung, oder bey 
deren Unvermoͤgen, ſind die Mutter und die muͤt⸗ 
terlichen Großältern dazu verpflichtet. 5 

9. 630. 


Dauer. 


deren 
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§. 630. Beſitzt jedoch die Mutter fo viel eigen⸗ 
thuͤmſiches Vermoͤgen, daß ſie aus den Einkuͤnften 
deſſelben, ohne Abbruch ihres eigenen Unterhalts, das 
Kind ernähren kaun: ſeo iſt fie dazu nächſt dem unehe⸗ 
lichen Vater, und vorzüglich vor, deſſen Aeltern ver 
bunden. 

§. 631. Kann der Vater eines unehelichen 
Kindes nicht ausgemittelt werden: fo falle die Pflicht 
der Verpflegung und Erziehung unmittelbar auf die 
Mutter, und deren Aeltern. 

$. 632. Sind auch dieſe nicht mehr vorhanden, 
oder unvermögend: fo iſt der Staat fur den Unter⸗ 
halt und die Erziehung ſoſcher Kinder, durch die je⸗ 
den Orts beſtehenden Armenanſtalten, zu ſorgen ver⸗ 
pflichtet 

§. 633. Die Verbindlichkeit der Aeltern zur Ver⸗ 
pflegung unehelicher Kinder dauert nur bis nach zu⸗ 
ruͤckgelegtem Vierzehnten Jahre. 

H. 634. Nach dieſem Zeitpunkte muͤſſen die Kin⸗ 
der ſich ihren Unterhalt ſelbſt erwerben. 

$. 635. Sind jedoch unehelich geborne Söhne 
zu einem Handwerke oder Profeſſion gegeben worden; 
fo muß der Vater auch das fernere Lehr- ingleichen 
das Losſprechegeld berichtigen. 

§. 636 Hat, auch außerdem, der Vater das 
Kind zu einem Gewerbe erziehen laſſen, mit welchem 
es ſich nach zurückgelegtem Vierzehnten Jahre feinen 
Unterhalt noch nicht verdienen kann, ſo muß der 
Vater die Verpflegung ſo lange fortſetzen, bis das 
Kind mit dieſem von ihm gewählten Gewerbe ſich 
ſelbſt zu ernähren vermoͤgend iſt. 

§. 637. Werden uneheliche Kinder durch Krank⸗ 
heit, oder ſonſt fehlerhafte Leibes oder Gemüthsbe⸗ 
ſchaffenheit, außer Stand geſetzt, ſich ihren Unter⸗ 
halt zu erwerben, fo Fönnen fie von den gg oder 

roß⸗ 
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Großältern die nothwendige Verpflegung auch ferner 
fordern. 

H. 638. Dagegen muͤſſen aber auch uneheliche 
Kinder die nothleidenden Aeltern und Großältern, in 
Ermangelung anderer dazu naͤher verpflichteten Perſo⸗ 
nen, nach ihrem Vermögen unterflügen. 

$. 639. Uneheliche Kinder treten weder in die Rechte 
Familie des Vaters, noch der Mutter. 1 

H. 640. Doch führen fie den Geſchlechtsnamen der gam, 
der Mutter, und gehoͤren zu demjenigen Stande, in lie, 
welchem die Mutter, zur Zeit der Geburt, ſich befun⸗ 
den hat. 5 


Anh. 9. 96. Uneheliche Söhne der Kantons und dienfie 
pflichtigen Soldaten, wenn die Mucter zu einem kan⸗ 
tonfreien Ort gehört, find als Soldaten-Soͤhne dem 
Regimente oder Bataillon, zu welchem der Vater ge⸗ 
Hört, obligat, und hängt die Wahl der Lebensart eines 
ſolchen unehelichen Sohnes, wenn er zum Dienſt und 
zur Einftellung tächtig iſt, von dem Negimente oder 
Batalllon ab. 


§. 641. Iſt aber die Mutter von adlicher Her⸗ 
kunft: ſo kann dennoch das uneheliche Kind den adli⸗ 
chen Namen und das Wappen ſich nicht aumaßen. 

H. 642. Uneheliche Kinder werden bis zum ges 
endigten Vierzehnten Jahre in dem Glaubens bekennt⸗ 
niſſe der Mutter erzogen. 

$. 643. Doch muß, wenn der Vater ein Chriſt, 
die Mutter aber irgend einer andern Religions- Par 
tey zugethan iſt, ein ſolches uneheliches Kind, bis 
nach zuruͤckgelegtem Vierzehnten Jahre, in der chrift⸗ 
lichen Religion erzogen werden. 

H. 644. Uneheliche Kinder ſtehen nicht unter der 
Gewalt des Vaters, ſondern nur unter der von 
Staate fuͤr ſie verordneten Vormundſchaft. 


§. 645. 
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9. 645. Die perſönlichen Rechte der Aeltern 
über fie erſtrecken ſich nicht weiter, als es der Zweck 
der Erziehung erfordert. 

§ 646. Inſonderheit hänge die Wahl der Le⸗ 
bensart, zu welcher das Kind gewidmet werden ſoll, 
nicht von dem Vater, ſondern von der Vormund⸗ 
ſchaft ab. 

FS. 647. Stirbt der Vater vor vollendeter Er⸗ 
ziehung: ſo koͤnnen die unehelichen Kinder die Aus⸗ 
ſetzung des dazu noch Fehlenden aus den Nachlaſſe 
fordern. 

$. 648. Sind eheliche Kinder vorhanden: fo 
kann dieſer Ausſatz nur auf die Nutzung des Nach⸗ 

laſſes angewieſen werden, und darf dieſelbe nicht 
uͤberſteigen. ; 

§. 649. Sind aber keine eheliche Kinder vor⸗ 
banden: jo muß das Fehlende, erforderlichen Falls, 
auch aus der Subſtanz genommen werden. 

%. 650, Sind alle vorhandenen ehelichen Kin⸗ 
der, oder einige derſelben, ebenfalls noch unerzogenz 
und ſind die Nutzungen des Nachlaſſes zu ihrer al⸗ 
ler Erziehung nicht hinreichend; fo iſt die Einrich⸗ 
tung ſo zu treffen, daß den ehelichen noch einmal 
ſo viel, als den unehelichen ausgeſetzt werde. 

§. 651. Außerdem haben uneheliche Kinder, 
wenn der Vater Abkoͤmmlinge aus einer Ehe zur 
rechten oder zur linken Hand hinterläßt, in ſeinem 
Nachlaſſe gar kein geſetzliches Erbrecht. 

F. 652. Sind keine dergleichen eheliche Abkoͤmm⸗ 
linge, und auch keine letztwillige Verordnung des Va⸗ 
ters vorhanden: ſo gebührt den unehelichen Kindern 
der Sechſte Theil des Nachlaſſes nach den §. 38 f. 
582. 583. enthaltenen nähern Beſtimmungen. 

Anh. §. 97. Doch gebühren dem unehelichen Kinde nicht 


zu gleicher Zeit geſetzliche und, verſprochene Alimente, 
viel: 
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vielmehr ſteht hm nur zu, die gedachten Allmente oder 
den ſechſten Theil des Nachlaſſes zu wählen. 
$. 653. Umedeliche Kinder, deren Mutter um 
die Zeit ihrer Erzeugung mit mehreren Mannsperſo⸗ 
nen zugehalten hat, koͤnnen dergleichen Erbtheil nicht 
fordern. 
$. 654. Es müffen daher uneheliche Kinder, die 
ſich ein ſolches Erbrecht aumaßen wollen, entwe⸗ 
der ein freiwilliges Anerkenntniß des vorgeblichen Bas 
ters nachweiſen; oder ein rechtskräftiges Urtel, wo⸗ 
durch ihnen noch bey Lebens zeit des Vaters ein dek⸗ 
gleichen Erbrecht vorbehalten worden, beibringen. 
Anh. $. 98. Von dieſer gefeglichen Vorſchrift findet ſelbſt 
dann keine Ausnahme Statt, wenn der Vater vor der > 
Geburt des Kindes verſtorben, und damals die Schwan⸗ 
gerſchaft der Mutter weder ihm noch der Mutter ſelbſt 
bekannt geweſen iſt, ober auch andere Umſtaͤnde vorger 
waltet haben, um deren Willen weder das Anerfenntnig 
des Vaters noch der Vorbehalt des Erbrechts der Kinder 
in einem rechtskraͤftigem Erkenntulſſe möglicherweife hat 
erfolgen konnen. N 


$. 655. Einen Pflichttheil iſt der Vater in kei⸗ 
nem Falle feinen unehelichen Kindern zu hinterlaſſen 
ſchuldig. 


$. 656. Auf den Nachlaß der Mutter hat das Auf den 
uneheliche Kind derſelben ein gleiches geſetzliches Erb⸗ . 
recht mit den ehelichen Kindern. tee. 
Anh. §. 99. Heirathet Jemand elne Frauensperſon, wel 
che uneheliche Kinder hat, ohne vor der Hand auf Abs 
findung und Abguͤterung des unehelichen Kindes zu ber 
ſtehen, fo erbt im Folle der Gütergemelnſchaſt das uns 
eheliche Kind die der Mutter zuſtehende Hälfte des ger 
mein ſchaftlichen Vermögens mit den ehelichen Kindern 
zu gleichen Theilen. 


Allgem. Lande, ut, Band. » 9.657. 


10% 
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§. 657. Doch erhalten die Letztern dasjenige zum 
Voraus, was die Mutter von dem Vater dieſer Kin⸗ 
der, oder deſſen Aſcendenten, durch Verträge, lest: 
willige Verordnungen, oder geſetzliche Erbfolge über: 
kommen hat. j 3 
Fel 5. 658. An dem Nachlaſſe eines unehelichen Kin⸗ 
zan in des gebührt dem Vater deſſelben gar kein Anſpruch. 
1 9. 69. Von der Mutter hingegen wird ein 
Alben ſolches Kind mit eben dem Rechte, wie die eheli⸗ 
chen, beerbt. 
Erbrechte F. 660. Zwiſchen unehelichen Kindern, und den 
der n Verwandten beiderley Aeltern, ſindet in der Regel 
dem Nachs keine geſetzliche Erbfolge Statt. (Tit. 3. H. 6. 7. 8.) 
1 55 H. 661. Uneheliche Kinder haben alſo auch aus 
chen und dem Nachlaſſe der mütterlichen Großaͤltern keinen 
19 Pflichttheil zu fordern. 
wandten. . 662. In den Angelegenheiten des buͤrgerli⸗ 
chen Lebens haben uneheliche Kinder mit den ehe⸗ 
lich gebornen, oder dafuͤr erklaͤrten, gleiche Rechte. 
Legitim F. 563. Wird zum beſſern Fortkommen der 
Heben Kinder eine beſondere Ausfertigung daruͤber erfor⸗ 
Beßufe dert: fo kann dieſelbe von Einem der Aeltern, oder 
ferner, auch von dem Kinde ſelbſt, oder von deſſen Vor⸗ 
kommens. munde nachgeſucht werden. 
$. 664. Die Ausfertigung einer ſolchen Legi⸗ 
timation gehoͤrt für das Obergericht der Provinz. 
§. 665. Es wird aber dadurch in dem übrigen 
Verhaͤltniſſe des Kindes gegen die Aeltern und de⸗ 
ren Familien nichts geaͤndert. 


Zehnter Abſchnitt. 
Von der Annahme an Kindesſtatt. 


Wie die §. 666. Die Annahme an Kindesſtatt kann nur 
en durch einen ſchriftlichen Vertrag erfolgen. 
könne. §. 667. 
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H. 667. Dieſer Vertrag muß dem Obergerichte 
der Provinz, in welcher der Annehmende ſeinen 
Wohnſitz hat, zur Prüfung und Beſtätigung vorge⸗ 
legt werden. 


Anh. $. 100. Einer BerſchtsErſtattung au das Lehnsde⸗ 
partement zum Immediatvortrage bedarf es nur in den 
Fallen: 

3) wenn der Adoptirende von Adel und der Adoptirte 
von bürgerlicher Herkunft iſt, i 

2) wenn mit der Adoptian zugleich die Annahme und 
Fuͤhrung elnes Adelſchen Namens und Wappens ver⸗ 
bunden ſeyn ſoll. 5 


$. 668. Nur Perſonen, die das Funfzigſte Jahr Wer 
zurückgelegt haben, ſoll es erlaubt ſehn, Andere an alben 
Kindesſtatt anzunehmen. 

$. 669. Doch kann es auch jüngern Perſonen, 
aber nur unter beſonderer Landes herrlichen Erlaubniß, 
geſtattet werden; wenn nach ihrem koͤrperlichen oder 
Geſundheitszuſtande, die Erzeugung natürlicher Kin⸗ 
der von ihnen nicht zu vermuthen iſt. 8 

§. 670. Uebrigens werden nur diejenigen, wel⸗ 
che vermöge ihres Standes zur Eheloſigkeit verpflich⸗ 
tet ſind, von der Befugniß, an Kindesſtatt anzu⸗ 
nehmen, ausgeſchloſſen. 

H. 671. Wer noch eheliche Abkoͤmmlinge am 
Leben hat, kann nicht an Kindesſtatt annehmen. 

$. 672. Die Einwilligung der Aeltern des An⸗ 
nehmenden iſt, der Regel nach, erforderlich. 

§. 673. Doch wirkt der Abgang dieſer Einwilli⸗ 
gung nur ſoviel, daß den Aeltern ihr Recht auf den 
Pflichttheil von dem Nachlaſſe des Annehmenden, 
bey deſſen kuͤnftigem Ableben, vorbehalten bleibt. 

$. 67. Auch Perſonen weiblichen Geſchlechts 
koͤnnen an Kindesſtatt annehmen, 


P 2 §. 675. 
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§. 675. Sind fie aber verheirathet: fo kann die · 
ſes nur mit Einwilligung des Mannes geſchehen. 
$. 676. Hat der Mann Jemand ohne Einwil⸗ 
ligung der Frau an Kindesſtatt angenommen: ſo 
wird dadurch in dem Erbrechte dieſer Letztern auf den 
kuͤnftigen Nachlaß des Mannes nichts geaͤndert. 
Wer $. 677. Derjenige, welcher an Kindesſtatt an⸗ 
wort genommen werden ſoll, muß den Jahren nach jün- 
könne. ger ſeyn, als der Annehmende. 
$. 678. Hat er die Jahre der Unmuͤndigkeit 
beute fo iſt feine freie Einwilligung erfor» 
derlich. 
§. 679. Iſt fein Vater noch am Leben: fo iſt 
auch deſſen Einwilligung nothwendig. 
§. 680. Steht er unter Vormundſchaft: fo 
muß die Genehmigung des vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richts beigebracht werden. 
Wirkun⸗ $. 681. Durch die Adoption entſtehen zwiſchen 
Fasten dem angenommenen Vater und Kinde in der Regel 
die Rechte und Pflichten, wie zwiſchen leiblichen Ael- 
tern, und den aus einer Ehe zur rechten Hand er⸗ 
zeugten Kindern. 
598 b $. 682. Das angenommene Kind erhält den 
erſon, Namen des annehmenden Vaters. 
$. 683. Es überfomme alle Rechte feines 
Standes, ſoweit dieſelben durch die Geburt aus 
einer wirklichen Ehe zur rechten Hand fortgepflanzt 
werden. l 
$. 684. Iſt jedoch der Annehmende von Adel, 
und der Angenommene von buͤrgerlicher Herkunft: ſo 
kann Letzterer die Vorrechte und Unterſcheidungen 
des Adels nur mittelſt beſonderer Landesherrlichen 
Begnadigung erhalten. 
$. 685. Iſt der Annehmende buͤrgerlichen Stan⸗ 
des, und der Angenommene adelicher Herkunft: ſo 
verliert Letzterer zwar nicht die Rechte des Adels; 5 
mu 
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muß aber, außer dem Namen des Adoptirenden 
(8. 682.), zugleich feinen adelichen Familiennamen 
beibehalten. ! 

H. 686. Iſt der Annehmende verheirathet: fo 
entſtehen zwiſchen ſeiner Frau, und dem angenom⸗ 
menen Kinde, nur die Verhaͤltniſſe, wie zwiſchen 
Stiefältern und Stiefkindern. 

$. 687. Iſt aber die Annahme an Kindesſtatt 
von beiden Eheleuten gemeinſchaftlich geſchehen: fo 
tritt der Angenommene auch gegen beide in das Ver⸗ 
haͤltniß eines leiblichen Kindes. 

$. 688. Hat eine Perſon weiblichen Geſchlechts 
Jemand an Kindesſtatt angenommen: fo erhalt der⸗ 
ſelbe den Geſchlechtsnamen der Mutter, und den 
Stand, zu welchem dieſelbe zur Zeit der Annahme 
gehoͤrt hat. 5 57 

$. 589. Der Name und Stand des geweſenen 
Mannes kann einem ſolchen Kinde nur unter beſon⸗ 
dern Umſtaͤnden, welche die Beſorgniß eines Wider⸗ 
ſpruchs von der Familie des Mannes ausſchließen, 
und nur durch ausdrückliche Laudesherrliche Begna⸗ 
digung, beigelegt werden. 

F. 690, Uebrigens erlangt die annehmende 
Mutter gegen das angenommene Kind alle Rechte 
und Pflichten einer leiblichen Mutter. 

$. 691. Auch auf das Vermögen der anneß⸗ in Auf 
menden Aeltern, ſo weit daſſelbe der freien Verfuͤ⸗ 1 
gung derſelben unterworfen iſt, erlangt das angenom⸗ gun des 
mene Kind alle Rechte der aus einer Ehe zur rech⸗ 25 175 
ten Hand herſtammenden Kinder. und 

$. 692. Alles daher, was von der Verpflegung, 
Erziehung, Ausſtattung, und Erbfolge ſolcher Kin⸗ 
der verordnet iſt, gilt auch von angenommenen 
Kindern. 

$. 693. Auch mit leiblichen Kindern, die der 
Annehmende nach der Adoption etwa noch ar 

at, 


nn nenn 


des Adop⸗ 
tirten. 
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hat, kommen dem Angenommenen, in Anſehung ſei⸗ 
ner, gleiche Rechte zu. 
$. 694. Hingegen erlangt der annehmende Bas 
ter, über das Vermögen des angenommenen Kin⸗ 
des, die Rechte des natürlichen Vaters weder un⸗ 
ter Lebendigen, noch auf den Todesfall, 
Anh. g. 101. Es ſoll daher die Extraditlon des Vermögens 
an den adoptirten Sohn auf den Grund der Entlaſſung 
deſſelben aus der pAterlicher Gewalt von Seiten des adop⸗ 
ttlrenden Vaters allein nicht erfolgen, vielmehr bedarf es 
der Ausfertigung der Maſorennitätserklarung Behufs des 
Gtabiſſſements des Sohnes, nach Anleitung des Lands 
rechts Th. 2. Tit. 18. §. 807. 


H. 695. Iſt das angenommene Kind großjaͤh⸗ 
rig: fo muß ihm fein eigenthuͤmliches Vermögen zur 
freien Verwaltung und Nutzung überlaffen werden. 
H. 696. Iſt es noch minderjährig: fo bleibt 
ſein eigenthuͤmliches Vermoͤgen unter der bisherigen 
vaͤterlichen oder vormundſchaftlichen Verwaltung. 

H. 697. Aber auch der natürliche Vater ver⸗ 
liert den ihm ſonſt zukommenden Nießbrauch. 

H. 698. Er muß alſo das Vermoͤgen des Kin⸗ 
des nur fur deſſen Rechnung verwalten, und die 
Einkuͤnfte davon, zur Vermehrung des Hauptſtuhls, 
oder ſonſt zum Behuſe des Kindes, nuͤtzlich vers 
wenden. 

§. 699. Stirbt der natürliche Vater des ange⸗ 

nommenen Kindes nach der Adoption: ſo kann die 
Vormundſchaft über das Vermögen des Kindes dem 
angenommenen Vater aufgetragen werden. 

§. 700. Doch iſt das vormundſchaftliche Ges 
richt an die Perſon deſſelben nicht gebunden. 

$. 701. Stirbt das angenommene Kind vor 
den natürlichen Aeltern: fo wird letzteren, und nicht 
den Annehmenden, die geſetzliche Erbfolge eröffnet. 


6. 702. 


€ 
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$. 702. Dagegen bleibt dem angenommenen 
Kinde fein geſetzliches Erbrecht auch auf den Nach⸗ 
laß feiner natürlichen Aeltern. 


§. 703, Borfiehende gefegliche Beſtimmungen Bee 5 


(S. 682 — 702.) können durch den bey der Annahme 2 5 


geſchloſſenen Vertrag anders veſtgeſetzt werden. Nag, 
Anh. $. 102. Die Befugniß, die geſetzlichen Beſtimmun⸗ ge. 
gen in dem Adoptlons Vertrage anders veſtzuſetzen, kann 
auf die Vorſchriften der 58. 684. und 689. nicht gedeu⸗ 
tet werden, da dleſe landesherrlichen Rechte beſtim⸗ 
men, worüber durch Privatvertraͤge nicht disponirt wer⸗ 
den darf. He i 2 


F. 704. In Anſehung der perſönlichen Ver⸗ 
Haͤltniſſe finden dergleichen Abänderungen in ſoweit 
Statt, als dadurch das Mefentliche des Geſchäfts 
nicht aufgehoben wird. RN 

$. 705. Sollen die geſetzlichen Beſtimmungen 
in Anſehung des Vermoͤgens durch den Vertrag ge⸗ 
aͤndert werden; und iſt das anzunehmende Kind noch 
minderjährig: ſo muß das vormundſchaftliche Ge⸗ 0 
richt dergleichen Aenderungen, und ob unter den⸗ 
ſelben die Adoption dem Kinde zutraͤglich ſey, ben 
ſonders pruͤfen. 5 

§. 706. Ein Vertrag, wodurch dem zu adop⸗ 
tirenden Kinde ſogar der Pflichttheil von dem künſ⸗ 
tigen Nachlaſſe, ſeiner natuͤrlichen Aeltern entzogen 
wird, kann nur mit einem Großjährigen geſchloſſen 
werden. ve / 

9. 70%. Durch die Adoption treten aluch die Sant: 


lienver⸗ 


damals ſchon vorhandenen, und nachher erzeugten haltniffe. 


Abkoͤmmlinge des angenommenen Kindes, gegen die 
annehmenden Aeltern in eben das Verhaͤlkniß, wie 
Blutsverwandte in abſteigender gegen die in auf⸗ 
ſteigender Linie. ’ 
* 
$. 706. 


. 
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$ 708. Uebrigens aber entſteht zwiſchen dem 
N angenommenen Kinde, und der Familie des Anneh⸗ 
| menden, durch die Adoption gar keine Verbindung. 
$. 709. Auch die nach der Adoption etwa er⸗ 
. zeugten natuͤrlichen Kinder des Annehmenden treten 
1 mit dem Angenommenen nicht in das Verhältniß 
als Geſchwiſter. 
$. 710. Soll durch die Adoption zugleich eine 
Familienverbindung bewirkt werden: ſo muß dieſes 
durch einen beſondern Familienvertrag geſchehen. 
. 711. Dagegen verbleibt das angenommene 
Kind ein Mitglied der Familie, in welcher es ge⸗ 
boren worden. 

FS. 712. Es beſtehen alſo zwiſchen ihm, und ſei⸗ 
nen natürlichen Verwandten, alle Rechte und Pflich⸗ 
ren eben ſo, als wenn keine Adoption erfolgt wäre. 

$. 713. Um die Verdunkelung dieſer Rechte zu 

verhuͤten, iſt das angenommene Kind, mit dem Mar 

men des Annehmenden zugleich, ſeinen eigenen Fa⸗ 
miliennamen zu führen, berechtigt. 

ee, $. 714. Die einmal geſetzmaͤßig erfolgte Adop⸗ 

Adoption tion kaun nur eben ſo, wie ſie zu Stande gekommen 

iſt, mit Einwilligung der Intereſſeuten, und unter 

gerichtlicher Beſtaͤtigung, wieder aufgehoben werden. 

9. 715. Dadurch verliert fie alle Wirkungen, 

und die Rechte und Pflichten der Intereſſenten find 

fo, als wenn niemals eine Adoption geſchehen waͤ⸗ 

re, zu beurtheilen. 8 

9. 716. Die aus der Adoption entſpringende 
väterliche Gewalt des Annehmenden wird eben fo, wie 
die des natuͤrlichen Vaters, geendigt und aufgehoben. 


Eilfter 
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Eilfter Abſchnitt. 5 
Von der Einkindſchaft. 


$. 717. Zwiſchen Stiefaͤltern und Stiefkin⸗ 
dern beſtehen keine Familienverhaͤltniſſe. 

$. 718. Doch koͤnnen ſolche Verhaͤltniſſe in ge» 
wiſſer Maaße durch Einkindſchaft begründet werden. 

$. 719. Dergleichen Einkindſchaft findet Statt, 
wenn von Perſonen, die einander zur rechten Hand 
heirathen, entweder einer oder beide, aus einer ſolchen 
vorhergehenden Ehe Kinder am Leben haben. 


Anh. g. 103, Die Elnkindſchaft aſt auch in der deltten und 
folgenden Ehe zu verſtatten mit der Einfchränkung, daß 
in jeglichem Fall nur die Verletzung des Pflichttheils der 
Nachkinder ſowohl als de Vorkinder bey Errichtung der 
Einklndſchaft verhütet wird, 


$. 720. Die Abſcht der Einkindſchaft iſt, daß 
zwiſchen den Stiefaͤlten, und Stiefkindern, die pers 
ſönlichen Rechte und Pflichten, wie zwiſchen leibli⸗ 
chen Aeltern und Kindern, ingleichen wechſelſeitige 
Succeſſionsrechte hrvorgebracht werden ſollen. 

$. 721. Die Einkindſchaft kann nur durch ei⸗ 
nen gerichtlich volzogenen und beflätigten Vertrag 
errichtet werden. 

$. 722. Deſes kann ſowohl in dem Chever⸗ 
trage unter den ſich heirathenden Aeltern, als nach 
bereits geſchloſſaer Ehe durch ein beſouderes Ab⸗ 
kommen geſcheſen. 

9. 723. Die freie Einwilligung der Aeltern for 
wohl, als de zuſammen zu bringenden Kinder, iſt 
dazu nothweidig. 

9. 724: Sind die Kinder noch minderjaͤhrig: 
ſo muß das vormundſchaftliche Gericht mit Zuziehung 
ihres Curabirs prüfen: ob die Einkindſchaft, und 

die 
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die Bedingungen des darüber geſchloſſenen Abkom⸗ 


mens, den Kindern zuträglich find. 


§. 725. Jedes der Aektern, welches ſchon vor⸗ 
handene Kinder in die Einkindſchaft bringt, muß 
denſelben aus ſeinem alsdann beſitzenden Vermoͤgen 
eine gewiſſe Summe, auf ſeinen künftigen Todes⸗ 
fall, zum Voraus beſcheiden. 

$. 726. Dieſer Ausſatz muß wenigſtens die Hälf⸗ 
te des Vermoͤgens betragen, welches von den aus⸗ 
ſetzenden Aeltern in die neue Ehe gebracht wird. 

§. 727. Wegen Beſtimmung der Summe dies 
ſes Ausſatzes, muß der Richter bey der pflichtmaͤßi⸗ 
gen Angabe der Aeltem ſich beruhigen, und kann 
dieſelben zur Offenlegun; ihres Vermoͤgenszuſtandes 
nicht anhalten. x 

§. 728. Hat Einer od'r der Andere der die Ein 
kindſchaft errichtenden Ehegetten Verwandte in auf⸗ 
ſteigender Linie; fo muß er die Einwilligung derſel⸗ 
ben beibringen. 

$. 729. Iſt dieſe nicht erplgt: fo bleibt ſolchen 
Aſcendenten ihr Recht auf denppflichttheil von dem 
kuͤnftigen Nachlaſſe des die Ebckindſchaft ſchließen⸗ 
den Abkoͤmmlings vorbehalten. 

$. 730. Stammen die zuſanmen zu bringen⸗ 
den Kinder aus einer durch richtrlichen Spruch ger 
trennten Ehe: ſo finden, wegen bezubringender Ein⸗ 
willigung des andern Theils der zeſchiedenen Ael⸗ 
tern, eben die Vorſchriften F. 726 729. wie bey 
den Aſcendenten Anwendung 

§. 731. Die rechtlichen Folgen er Einkindſchaft 
werden hauptſächlich durch den Inhalt des darüber 
errichteten Vertrages beſtimmt. e 

§. 732. Iſt in dieſem nichts beonders veſige⸗ 
ſetzt: ſo erlangen der Stiefvater, odr die Stief⸗ 
mutter, über die Perſon der in die Eilkindſchaft ges 
brachten Stiefkinder alle Rechte leiblicer Aeltern. 
9. 733. 
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9. 733. Dagegen erwirbt der Stiefvater auf 
das Vermögen der Stiefkinder keinesweges die ei⸗ 
nem leiblichen Vater unter Lebendigen zukommen⸗ 
den Rechte. 

$. 734. Wohl aber werden dadurch gleiche und 
gegenſeitige Erbrechte zwiſchen den Aeltern und den 
in die Einkindſchaft gebrachten Kindern begründet, 

H. 735. Dieſe Rechte erſtrecken ſich jedoch nur 
über das der freien Verfügung eines Jeden unter⸗ 
worfene Vermögen. 

$. 736. Auch dasjenige Vermoͤgen, welches den 
Kindern nach geſchloſſener Einkindſchaft anderwärts 
her, als von den dieſelbe ſchließenden Aeltern, zuge⸗ 
fallen, iſt dieſen Succeſſlonsrechten nicht unter⸗ 
worfen. 

§. 737. Wenn Eins der Aeltern verſtirbt: fo 
erben die leiblichen und Stiefkinder den Nachlaß 
deſſelben mit gleichem Rechte. 

$. 738. Doch nehmen alsdann die leiblichen Kin⸗ 
der des Erblaſſers aus voriger Ehe das ihnen nach 
§. 725. bey Schließung der Einkindſchaft ausge 
ſetzte Quantum zum Voraus. 

§. 739. Die leiblichen Kinder des Erblaſſers aus 
derjenigen Ehe, zu deren Behuf die Einkindſchaft ge⸗ 
ſchloſſen worden, koͤnnen auf einen ſolchen vorzuͤgli⸗ 
chen Antheil, als ihren Halbgeſchwiſtern ausgeſetzt 
iſt, keinen Anſpruch machen. 

§. 740. Vielmehr wird der übrige Nachlaß 
unter die ſämmtlichen leiblichen und Stiefkinder des 
Verſtorbenen, nach der Regel der geſetzlichen Erb⸗ 
folge, gleich getheilt. N 

§. 741. Auch wenn nur Stiefkinder vorhan⸗ 
den ſind, ſchließen dieſe die Verwandten des Ver⸗ 
ſtorbenen in der aufſteigenden und Seitenlinie von 

der Erbſchaft deſſelben aus, } 


§. 742. 
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6. 742. Doch hat es in Anſehung des den 
Aſcendenten zukommenden Pflichttheils, wenn dieſe 
in die Einkindſchaft nicht gewilligt haben, bey dem 
Vorbehalte des §. 729. fein Bewenden. 

$. 743. Wenn Eins von den in die Einkind⸗ 
ſchaft gebrachten Kindern ohne eheliche Abkoͤmmlin⸗ 
ge verſtirbt: fo wird felbiges von den leiblichen und 
Stiefältern mit gleichem Rechte beerbr. 

$: 744. Auch wenn nur der Stiefvater oder die 
Stiefmutter noch am Leben iſt, werden die Bluts⸗ 
verwandten des Kindes von dieſen ausgeſchloſſen. 

$. 743. Doch erſtreckt ſich dieſes Erbrecht der 
Stiefältern nur auf das in die Einkindſchaft gekom⸗ 
mene Vermoͤgen. 

$. 746. In dasjenige, was nach §. 736. da» 
von ausgenommen iſt, findet die gemeine geſetzliche 
Erbfolge Statt. 

§. 747. Die durch den Vertrag begruͤndete 
Erbfolge kann der eine Theil, zum Schaden des An⸗ 
dern, durch letztwillige Verfügungen nicht aufheben. 

. 748. Aeltern koͤnnen alſo nur über dasjenige 
Vermögen, was bey der Einkindſchaft etwa aus⸗ 
drücklich vorbehalten worden, und Kinder nur uͤber 
das, was nach §. 736, in die Einkindſchaft nicht 
gekommen iſt, letztwillig verordnen. 

H. 749. Doch koͤnnen zuſammengebrachte Ael⸗ 
tern und Kinder aus eben den Urſachen, wie leib⸗ 
liche Aeltern und Kinder, einander enterben. ($. 399. 
faq. $. 506. [.) 

9. 75% Wird die Ehe, zu deren Behufe die 
Einkindſchaft geſchloſſen worden, durch richterlichen 
Spruch wieder getrennt: fo höre die Einkindſchaft 
mit allen ihren rechtlichen Folgen von ſelbſt auf. 

§. 751. Außerdem kann dieſelbe nur mit freier 
gerichtlich erklaͤrten Einſtimmung ſammtlicher In⸗ 
tereſſenten wieder aufgehoben werden. 


§. 752. 
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F. 752. Durch die Einkindſchaft entſteht we⸗ 
der Verwandtſchaft, noch Erbrecht, unter den zu⸗ 
ſammengebrachten Kindern, noch mik oder unter ih⸗ 
ren wechſelſeitigen Familien. 


Zoolfter Abſchnitt. 
Bon Pflegekindern. 


6. 753. Wer ein von feinen Aeltern verlaſſenes 
Kind in ſeine Pflege nimmt, erlangt über daſſelbe 
alle perſoͤnlichen Rechte leiblicher Aeltern. 

§. 754. Er iſt ſchuldig, das Kind in einer 
von den im Staate aufgenommenen Religionen zu 
erziehen, und daſſelbe zu irgend einem nüßlichen Ge⸗ 
werbe anzufuͤhren. 

Anh. §. 104. Den Pflegeältern gebührt die Befugniß dle 
Religlon zu beſtimmen, in welcher die von ihnen anger 
nommenen Kinder bis zum zuruͤckgelegten Vierzehnten 
Jahre Ihres Alters erzogen werden ſollen, wenn gleich 
die leiblichen Aeltern des angenommenen Kindes einem 
andern Glaubensbekenntuiſſe zugethan geweſen. 


F. 755. Sind die Aeltern des Kindes mit dem 
Pflegevater von gleichem oder höherem Stande: fo 
iſt Letzterer ſchuldig, das Kind, wie ſeine eigenen 
zu verpflegen und zu erziehen. 

$. 756. Sind die Aeltern von geringerem Stans 
de, oder iſt der Stand derſelben ganz unbekannt: fo 
hänge es lediglich von dem Pflegevater ab, welche 
Art des Unterhalts und der Erziehung er dem Kin⸗ 
de will angedeihen laſſen. 

§. 757. Auch bey der Wahl der Fünftigen Le⸗ 
bensart des Kindes hat der Pflegevater alle Rechte 
des leiblichen Vaters. 

k 9 578. 
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9. 758. Bey der Verbeirathung der Pflege⸗ 
kinder iſt feine, und nicht der leiblichen Aeltern 
Einwilligung erforderlich. 

$. 759. Hingegen erlangt der Pflegevater auf 
das etwanige Vermoͤgen des Kindes gar kein Recht. 

$. 760. Vielmehr wird es mit dieſem Ver⸗ 
mögen eben fo gehalten, wie wegen des Vermoͤgens an⸗ 
genommener Kinder verordnet iſt. (§. 694. Ig.) 

$. 761. Auch entſtehen zwiſchen Pflegeaͤltern 
und Kindern keine geſetzlichen Erbrechte. 

$. 762. Doch treten die Pflegeältern, bey der 
geſetzlichen Erbfolge, in die Stelle ſolcher Verwand⸗ 
ten des Kindes, die ſich deſſelben, da es verlaſſen 
war, anzunehmen wiſſentlich und vorfäglich gewei⸗ 
gert haben. 

$. 673. Auch koͤnnen die Pflegeältern die außer 
dem Unterhalte und der gewöhnlichen Bekleidung dem 
Pflegekinde gemachten Geſchenke aus dem Nachlaſſe 
deſſelben, ſo weit ſie darin noch vorhanden ſind, 
zurücknehmen. 

§. 764. Von Pflegekindern gemeiner oder uns 
bekannter Herkunft konnen die Pflegeältern Dienſt⸗ 
leiſtungen zur Entſchaͤdigung fordern. 

$. 765. Das Kind muß alsdann, nach zurück⸗ 
gelegtem Vierzehnten Jahre, ſoviel Jahre ohne Lohn 
dienen, als es vorher verpflegt worden. 

9. 766. Waͤhrend der Dienſtzeit muß dem 
Kinde, außer der nothwendigen Kleidung, ein ſol⸗ 
cher Lebensunterhalt gereicht werden, wie ihn ande⸗ 
re gleiche Dienſte leiſtende Perſonen erhalten. 

§. 767. Die Dienſte der Pflegekinder dürfen 
an Fremde nicht uͤberlaſſen werden. 

$. 768. Sie hören auf, wenn die Pflegeäl- 
tern mit Tode abgehen. 

H. 769. Zu einer Heirath des Pflegekindes koͤn⸗ 

nen die Pflegeaͤltern bloß um deswillen, weil die 
Dienſt⸗ 
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Dienſtzeit deſſelben noch nicht geendigt iſt, ihre Ein⸗ 
willigung nicht verſagen. \ 
779. Mißbrauchen die Pflegeältern ihre Rech⸗ 
te dergeſtalt, daß Leben, Geſündheit, Ehre, Sit⸗ 
ten, oder Gewiſſensfreiheit des Kindes daruber in 
Gefahr kommen: ſo iſt das Kind von fernerer 
Dienſtleiſtung freizuſprechen. 1 
H. 771. Alle perfönlichen Rechte der Pflegeaͤl⸗ 
tern über das Kind gehen verloren, wenn jfie vor vol⸗ 
lendeter Erziehung deſſelben ihren Beiſtand wieder 
zuruͤcknehmen. 3 
$. 772. Wenn Jemand ein fremdes Kind, au⸗ 
ßer dem Falle der Huͤlfloſigkeit, zur Verpflegung und 
Erziehung übernimmt: ſo muͤſſen feine Verhaltniſſe 
gegen daſſelbe hauptſachlich nach dem Inhalte des 
daruber geſchloſſenen Vertrages beurtheilt werden. 
$. 773. In ſo fern feine Rechte und Pflichten 
ſolchergeſtalt nicht beſtimmt ſind, erſtrecken ſie ſich 
nicht weiter, als es der Zweck der übernommenen Er⸗ 
ziehung unmittelbar erfordert. 


Dritter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten 
der übrigen Mitglieder einer 
Familie. 


g. k. 
Perſonen, die durch Blutsfreundſchaft mit einander 1 
verwandt find, werden zu Einer Familie gerechnet. verbin- 
(Th. 1. Tit. 1. §. 42 — 45.) 1 
$. 2. Die Ehefrau nimmt nur für ihre Perſon bet, 
an den Rechten der Familie des Mannes durch die 
Heirath ſo weit Antheil, als ihr dieſe Rechte durch 
den 
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den Mann übertragen werden koͤnnen. (Tit. 1. 
§. 192.) 8 x 
b. 3. In wie fern durch Zeugung und Geburt 
aus einer Ehe zur linken Hand, aus unehelichem 
Beiſchlafe, durch Landesherrliche oder obrigkeitliche 
Legitimation, durch Annahme an Kindesftatt, oder 
durch Einkindſchaft, Famiſienverbindungen entſtehen, 
oder nicht, iſt im vorigen Titel verordnet. 
§. 4. Kinder, die von einerley Vater und Mut⸗ 
ter in rechtmaͤßiger Ehe erzeugt, oder durch eine ſol⸗ 
che Ehe legitimiret werden, haben unter einander 
die Rechte vollbuͤrtiger Geſchwiſter. 
$. 5. Haben fie nur einen gemeinſchaftlichen Va⸗ 
ter, oder nur eine gemeinſchaſtliche Mutter: fo find 
ſie nur als Halbgeſchwiſter mit einander verbunden. 
§. 6. Uneheliche Kinder eben derſelben Mutter 
werden, wenn ſie auch einen gemeinſchaftlichen Va⸗ 
ter haben, dennoch, ſo lange die Aeltern einander 
nicht heirathen, nur als Halbgeſchwiſter von der Mut⸗ 
ter» Seite angeſehen. 
§. 7. Zwiſchen unehelichen Kindern, die eben⸗ 
derſelbe Vater mit verſchiedenen Muͤttern erzeugt hat, 
beſteht gar kein buͤrgerliches Familien⸗Verhältuiß. 
H. 8. Uneheliche Kinder befinden ſich mit den⸗ 
jenigen, welche die Mutter in der mit einem andern 
Vater geſchloſſenen Ehe erzeugt, ebenfalls in keiner 
dergleichen Verbindung. 
An $. 9. Alle Mitglieder einer Familie haben, als 
lienrechte ſolche, vermoͤge der Geſetze, gewiſſe allgemeine Rech⸗ 
ten ich te und Pflichten. 
0 Sorge H. 10. Darunter wird vornehmlich die Sorge 
Due, für die zur Familie gehörenden Kinder und andre 
der bir Perſonen, die fie) ſelbſt vorzuſtehen nicht faͤhig find, 
Feige gerechnet. 
ſich ſelbſt $. IT. Wenn Aeltern die gegen ihre Kinder ih⸗ 
9 nen obliegenden Pflichten der Erziehung und Pflege 
können. groͤb⸗ 
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groͤblich hintenanſezen: fo find die Familien: Mies ‘ 
glieder, ohne Rückſicht des Grades der Verwandt⸗ 

ſchaft, befugt und ſchuldig, dem vormundſchaftlichen 

Gerichte davon Anzeige zu machen, und Unterſu⸗ 

chung zu fordern. 

$. 12. Von der Pflicht der Verwandten, für 
die Bevormundung ſolcher Famiſienmitglieder, welche 
deren beduͤrfen, zu ſorgen, und dergleichen Vor⸗ 
mundſchaften ſelbſt zu uͤbernehmen, wird in dem 
Titel von Vormundſchaften gehandelt. (Tit. 18. 

Abſchn. 2. 3.) 

$. 13. Ob und wie lange Mitglieder einer Fa, 2) Fa⸗ 
milie einander betrauern dürfen, beſtimmen die Po; der. 
lizeiordnungen. 

$. 14. Verwandte in auf⸗ und abſteigender 3) Hide 
Linie find einander, nach den wegen der Aeltern iu, 
und Kinder im vorigen Titel enthaltenen naͤheren sen Un 
Beſtimmungen, zu ernähren verbunden. (Tit. 2) lg. 
$: 251 — 254.) KA 

$ 15. Auch Geſchwiſter erſten Grades muͤſſen) „ %, 
ihren Geſchwiſtern, die ſich ſelbſt zu ernähren ganz FA. 48, 
unfähig find, den nothduͤrftigen Unterhalt reichen. [XII. 763, 

§. 16. Es macht dabey keinen Unterſchied: ob u 
fie mit ſolchen Geſchwiſtern durch volle oder halbe Mee. | 
Geburt, aus einer Ehe zur rechten oder zur linken 
Hand verwandt ſind. 

H. 17. Doch richtet ſich uͤberhaupt die Verbind⸗ 
lichkeit der Verwandten, hülfloſe Familienmitglies 
der zu ernähren, nach den Regeln der geſetzlichen 
Erbfolge. } 

§. 18. Derſenige alſo, welcher der nächte Elbe 
des zu ernaͤhrenden Verwandten ſeyn wurde, hat 
auch die nächfte Verbindlichkeit, für feinen Unterhalt 
zu forgen: 


‚ Allgem, Lande, I. Band. A H. 19. 
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$. 19. Wenn jedoch der zunaͤchſt Verpflichtete 
ſelbſt unvermoͤgend ift; fo muß der auf ihn Folgende 
an ſeine Stelle treten. 

§. 20. Mehrere gleich nahe Verwandten muͤſ⸗ 
fen den Unterhalt des duͤrſtigen Familienmitgliedes 
gemeinſchaftlich, jedoch nach Verhaͤltniß ihres Ver ⸗ 
moͤgens beſtreiten. 

§. 21. Nur Geſchwiſter find berechtiget, das, 
was der Unterhalt ihrer unvermoͤgenden Geſchwiſter 
fie gekoſtet hat, von dieſen zuruͤckzuſordern; wenn die 
Umſtaͤnde der letztern ſich in der Folge dergeſtalt ver⸗ 
beſſern, daß fie dieſen Erſatz ohne Abbruch ihres ei⸗ 
genen und der Ihrigen Nothdurft leiſten koͤnnen. 

F. 22. Andere Seitenverwandte, außer den 
Geſchwiſtern erſten Grades, koͤnnen zur Ernährung 
unvermoͤgender Familienmitglieder nicht gezwungen 
werden. 

H. 23. Doch verlieren diejenigen, die ihre uns 
vermoͤgenden Verwandten gegen ihre natürliche 
Pflicht hülflos laſſen, ihr geſetzliches Erbrecht. 

§. 24. Dieſer Verluſt des Erbrechts kann aber 
nur alsdann Statt finden, wenn der Verwandte, 
welchen derſelbe treffen ſoll, zur Ernährung ſeines 
unvermoͤgenden Verwandten ausdrücklich aufgefordert 
worden iſt, und ſich deſſen geweigert hat. 

$ 25. Alsdann tritt derjenige an feine Stelle, 

welcher ſich eines ſolchen huͤlfloſen Menſchen ange⸗ 
nommen hat. 
9. 26. Haben Mehrere zu der Vorſorge für 
den Unterhalt und die Verpflegung deſſelben ſich mit 
einander vereinigt: fo beerben fie ihn nach Verhäͤlt⸗ 
niß ihrer Beitraͤge. 

$. 27. Bloße Almoſen und Geſchenke, wenn 
fie auch in gewiſſen beſtimmten Summen und Ter⸗ 
minen gegeben worden, begründen niemals ein 
Erbrecht. 

$. 28. 
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H. 28. Von dem Erbrechte öffentlicher Anſtal⸗ 
ten in den Nachlaß der darin aufgenommenen Per⸗ 
ſonen, wird im Titel von Armenauſtalten gehandelt. 
(Tit. 19.) 
$. 29. Verwandte, die nue durch eigenes Uns 
vermögen ihre huͤlfloſen Verwandte zu ernähren ver⸗ 
hindert worden, koͤnnen niemals mit dem Verluſte 
ihres Erbrechts beſtraft werden. 
$. 30. Sie müͤſſen aber demjenigen, der den 
Erblaſſer ernaͤhrt hat, die darauf verwendeten Kos 
ſten, als eine Schuld aus dem Nachlaſſe erſetzen. 7 
§. 31. Unter den Seitenverwandten werden e 
me die Geſchwiſter zur geſezlichen Erbfolge ber che, 
§. 32. Sie koͤnnen aber davon durch Verträge 
und letzte Willensverordnungen völlig ausgeſchloſſen 
werden. ? N ; 
. 33. Geſchwiſter haben von einander keinen 
Pflichttheil zu fordern. N 
§. 34. In wiefern fie die Verwandten in aufs 
ſteigender Linie ausſchließen, oder mit ihnen zugleich 
erben, iſt im vorigen Titel beſtimmt. 
$ 35. Vollburtige Geſchwiſter und deren Ab⸗ ber Holle 


koͤmmlinge fehließen die halbbürtigen aus. ie 

H. 36. Mehrere vollbürtige Geſchwiſter theilen 
unter ſich die Erbſchaft nach der Perſonenzahl. 

9. 37. Sind von denſelben einige oder alle, 
mit Hinterlaſſung von Abkoͤmmlingen, vor dem Erb⸗ 
laſſer geſtorben: ſo wird die Erbſchaft nach den Li⸗ 
nien getheilt. 3 4 

H. 38. In die Portion jeder Linie theilen ſich 
die unter denſelben ſtehenden Unterlinien, nach eben 
den Regeln, die bey der Erbfolge der Deſeendenten 
im Zweiten Titel §. 351 — 338, vorgeſchrieben 
worden. 0 


Q 2 8. 39. 


0 244 Zweiter Theil. Dritter Titel. 


6. 39. So oft daher in Einer Linie eine dem 
Erblaſſer dem Grade nach nähere Perſon deſſen Erbe 
nicht ſeyn kann oder will, fälle ibr Erbrecht auf die 
von ihr abſtammenden weitern Deſcendenten. 

$. 40. Wenn gleich Abkoͤmmlinge von Geſchwi⸗ 
ſtern ihrer eigenen Aeltern Erben nicht geworden ſind: 
fo hat doch dieſes auf ihr Erbrecht in dem Nachlaſſe 
der Geſchwiſter ihrer Aeltern keinen Einfluß. 

| ber sa, 6. 41. Sind weder vollbürtige Geſchwiſter, noch 

. Abkoͤmmlinge von ſelbigen vorhanden: fo gelangen 

| 5 . die Halbgeſchwiſter und deren 8 zur Erb⸗ 

) 


folge. 

$. 42. Bey dieſen, wenn ihrer mehrere find, 
findet eben die Succeſſionsordnung nach Linien Statt, 
wie unter den vollbuͤrtigen Geſchwiſtern und deren 
Abkoͤmmlingen. 

H. 43. Zwiſchen Halbgeſchwiſtern von väterli⸗ 
| cher und muͤtterlicher Seite ift der Regel nach kein 
| 5 Unterſchied. 
| $. 44. Auch kommt es darauf nicht an: ob 
das Vermögen des Erblaſſers demſelben von der 
väterlichen oder von der mütterlichen Seite zugefal⸗ 
len ſey. 

$. 45. In wie fern bey Lehnen, Fideicommiſ⸗ 
ſen, und Stammguͤtern, eee e von Va⸗ 
tersſeite mit den Vollbürtigen zugleich zur Succeſſion 
gelangen, und die Halbgeſchwiſter von Seiten der 
N Mutter ausſchließen, ift gehörigen Orts veſtseſetze. 

} der ubri⸗ $. 46. Sind weder Verwandten in auf⸗ oder 

1 abſteigender Linie, noch Geſchwiſter oder deren Ab⸗ 

wandten. kömmlinge vorhanden: ſo gelangen die uͤbrigen Sei⸗ 

tenverwandten zur Erbfolge. 

§. 47. In wiefern dieſe mit dem überfebenden 

Ehegatten zugleich an der Erbſchaft Theil nehmen, 

oder von demſelben ausgeſchloſſen werden; iſt im 
Erſten Titel H. 622. [gg. beſtimmt. 

9. 48. 
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§. 48. Seitenverwandten erben nach der Nähe 
des Grades ihrer Verwandſchaft mit dem Erblaſſer. 

§. 49. Der nähere Grad ſchließt die Entſern⸗ 
teren aus. 

$. 50. Aeltern, die vor dem Erblaſſer verſtor⸗ 
ben find, verfällen dabey niemals ihr Erbrecht auf 
ihre Kinder. 

$. 51. Mehrere Perſonen gleichen Grades er⸗ 
ben zu gleichen Theilen, 

2. Es macht keinen Unterſchied: ob die 
Seitenverwandten von des Vaters oder von der Mut⸗ 
terſeite durch volle oder nur durch halbe Geburt, mit 
dem Erblaſſer verbunden ſind. 

§. 53. Wegen der Folge der Seitenverwand⸗ , 
ten in Lehne, Fideicommiſſe, oder Stammguͤter, hat 
es bey den vorgeſchriebenen beſondern Succeſſions⸗ 
ordnungen fein Bewenden. 


Vierter Titel. 
Von gemeinſchaftlichen Familien⸗ 


rechten. *, 
Erſter Abſchnitt. + 
Von gemeinſchaftlichen Samilienrehten 
überhaupt. 
§. 1. 

An gemeinſchaftlichen Familienrechten nehmen ſämmt⸗ Thel ⸗ 
liche Mitglieder der Familie, ohne Unterſchied der Art nabeguuß 
oder des Grades der Verwandtſchaft, Antheil. 1 


§. 2. Wenn von Familienrechten überhaupt die ken 
Rede iſt: ſo kommen dieſelben auch Perſonen weib⸗ 
lichen Geſchlechts, und denenjenigen zu, welche durch 
Abſtam⸗ 
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Abſtammung von ſolchen Perſonen mit der Familie 
verbunden ſind. 

H. 3. Nur in Fällen, wo Stiftungsbriefe, Far 
milienvertraͤge, oder beſondere Geſetze dieſes beſtim⸗ 
men, werden Weibsperſonen, und die durch ſie mit 
der Familie verwandt find, von ſolchen Gerechtſa⸗ 

ö men ausgeſchloſſen. 7 7 

Faden . 4. Iſt ein gemeinſchaftliches Familienrecht 

een ſo beſchaffen, daß es nicht von allen zugleich, ſon⸗ 
dern nur von Einem ausgeübt werden kann: fo 
kommt, wenn nicht Stiftungsbriefe oder Familien⸗ 
verträge ein Anderes mit fich bringen, die Ausübung 
eines ſolchen Rechts demjenigen zu, welcher dem 
erſten Erwerber, dem Grade nach, am nächiten ver⸗ 
wandt iſt. 

H. 5. Iſt kein erſter Erwerber bekannt; oder 
ſind mehrere ihm gleich nahe Familienmitglieder vor⸗ 

handen: ſo kommt die Ausübung des Familienrechts 
demjenigen zu, welcher der Aeltere den Jahren 
nach iſt. 

§. 6. Giebt auch das Alter keine entſcheidende 
Beſtimmung: fo muß dieſelbe dem Looſe überlaffen 
werden. 

Famitken⸗ F. 7. Gemeinſchaftliche Familienangelegenheiten 
ſchläſſe. muͤſſen durch Berathſchlagungen und Schlüffe der 
ganzen Familie angeordnet werden. 

$. 8. In wie fern dieſes durch die Mehrheit der 
Stimmen, oder nur durch den einhelligen Schluß 
ſaͤmmtlicher Familienmitglieder geſchehen koͤnne, iſt, 
in fo fern Stiftungsbriefe oder Familienverträge 
nichts Beſonderes veſtſetzen, nach den allgemeinen 
Vorſchriften vom Rechte der Geſellſchaften zu be⸗ 

immen. 
1 $. 9. Zu dergleichen Berathſchlagungen muß 
weils der Vorſteher der Familie dieſelbe zuſammenbe⸗ 
rufen. 
. 10. 
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— 


$. 10, Wer als Vorſteher der Familie anzu⸗ 
ſehen ſey, wird durch die Wahl der übrigen Mit⸗ 
glieder, und wenn keine Wahl geſchehen, oder über- 
haupt in der Familie nicht gewöhnlich iſt, durch das 
Alter den Jahren nach beſtimmt. 

$. 17. Perſonen weiblichen Geſchlechts konnen 
nur durch Stiftungsbriefe, oder durch die Wahl der 
übrigen Mitglieder, zu Vorſtehern der Familie be⸗ 
ſtellt werden. j 

$. 12. Dem Vorſteher der Familie liegt vor⸗ 
züglich ob, für die Erhaltung der Familienrechte zu 
ſorgen. 

§. 13. Doch muß er in Prozeſſen Vollmacht 
von den übrigen Familienmitgliedern beibringen. 

§. 14. In Fällen aber, wo Gefahr aus dem 
Verzuge fuͤr die Familie entſtehen koͤnnte, muß er, 
vermöge einer zu vermuthenden Vollmacht, zugelaſ⸗ 
fen werden. (Th. 1. Tit. 13. F. 119. aq.) 

H. 15. Die von ihm auf den Grund einer ſol⸗ 
chen wirklich ertheilten, oder zu vermuthenden Voll⸗ 
macht aufgewendeten Koſten, muß ihm die Familie 
erſtatten. 8 

§. 16. Die Vertheilung dieſer Koſten geſchieht 
in der Regel nach der Zahl der zu der Familie ge⸗ 
hoͤrenden Perſonen. 

§. 17. Doch werden Kinder, deren Aeltern 
noch am Leben ſind, nur in ſo fern gerechnet, als 
ſie eigenthuͤmliches freies Vermögen beſitzen, oder 
bereits eine abgeſonderte Wirthſchaft angeſtellt haben. 

§. 18. Unvermögende Familienmitglieder muͤſ⸗ 
fen von den Vermoͤgenden übertragen werden, 

§. 19. Die Verwahrung der die gemeinfchafte 
lichen Familienrechte betreffenden Urkunden gebuͤhret 
dem Vorſteher der Familie. 
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$. 20. Iſt aber ein gemeinſchaftliches Stamm⸗ 
haus vorhanden: fo müuͤſſen die Familienurkunden 
der Regel nach in dieſem aufbewahrt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 

Von Familienſtiftungen. 
mien, §. 21. Unter Familienſtiftungen werden hier 
tungen, Anordnungen verſtanden, wodurch Jemand gewiſſe 
und Hebungen von beſtimmten Grundſtuͤcken oder Capi⸗ 

talien für eine Familie ausſetzt und anweiſet. 
§. 22. Auch iſt es für eine Familienſtiftung zu 
achten, wenn Jemand die Ausübung gewiſſer Vor⸗ 
rechte und Befugniſſe einer Familie verſchafft und 
zueignet. 
Fideicoem, F. 23. Wenn aber Jemand verordnet, daß ein 
miſſe ind. ge wiſſes Grundſtͤck oder Capital, entweder für ber 
ſtaͤndig, oder doch durch mehrere Geſchlechtsfolgen, 
bey einer Familie verbleiben ſolle: fo wird ſolches 
ein Familien⸗Fideicommiß genannt. 
F. 24. Wenn Jemand verordnet, daß die Zin⸗ 
ſen eines gewiſſen Capitals einer Familie zu gute 
kommen ſollen: ſo iſt dergleichen Verordnung, im 
zweifelhaften Falle, eher für eine bloße Familteuſtif⸗ 
kung, als fur ein Fideicommiß zu achten. 
$ 25. Iſt ein beſtimmter Zinsfuß eines gewiſ⸗ 
Capitals als der Maaßſtab der der Familie zuge⸗ 
dachten „jährlichen Hebung vorgeſchrieben: fo muͤſ⸗ 
fen, bey erfolgender Verminderung des Zinsfußes, 
auch die Theilnehmer eine Verminderung ihrer jaͤhr⸗ 
lichen Hebungen ſich gefallen laſſen. 
§. 26. Iſt jedoch das Capital ſelbſt bey dem 
Schuldner deſſelben auf eine ihn rechtlich verpflich⸗ 
tende Art unabloͤslich beſtatiget worden: fo kann 
derſelbe auf eine Herabſetzung der Zinſen niemals 
antragen. 
§. 27. 
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8. 27. Famiſienſtiftungen zu machen, iſt jeder Von Er 
Einwohner des Staats in fo weit berechtigt, als er dch as 
uberhaupt über fein Vermoͤgen ſchalten kann. miliel⸗ 

§. ag. Dergleichen Familienſtiftungen können gehen 
durch Verträge, durch einfeitige Verfügungen unter 
Lebendigen, und durch letzte Willensverordnungen 
errichtet werden. . 

H. 29. Dieſe Stiftungsurkunden ſollen Fünftig 
allemal vor dem ordentlichen perfönlichen Richter des 
Stifters verlautbart, und demſelben zur Beſtaͤtigung 
vorgelegt werden. 

$. 30. Dieſe Verlautbarung muß, wenn ſie 
der Stifter nicht ſelbſt ſchon bey feiner Lebenszeit 
bewirkt, durch den Vorſteher der zum Genuſſe der 
Stiftung berufenen Familie beſorgt werden. 

§. 31. Der Richter iſt ſchuldig, nach näherer 
Anweiſung der Geſetze, welche die gerichtliche Ders 
fahrungsart in nicht ſtreitigen Rechtsangelegenheiten 
vorſchreiben, darauf zu ſehen, daß dergleichen Ur⸗ 
kunden deutlich und beſtimmt gefaßt, auch kuͤnftigen 
Zweifeln und Prozeſſen moͤglichſt vorgebeugt werde. 

F. 32. So lange die Stiftungsurkunde nicht 
gerichtlich verlautbart worden, ſoll keine Klage dar⸗ 
aus angenommen werden. 

H. 33. Wird aber die Gultigkeit der Urkunde 
ſelbſt, vor oder nach der Verlautbarung angefochten; 
ſo muß daruͤber rechtliches Gehoͤr verſtattet werden. 

§. 34. Die wegen einer ſolchen Stiftung den Rechte 
Familtenmitgliedern zukommenden Rechte und Pfich⸗ n 


5 Pflichten 
ten, find lediglich nach dem Inhalte der Stiftungs. ae 
urkunde zu beſtimmen. lientnit⸗ 


H. 35. Bey eutſtehendem Streite: in welcher babe. 
Ordnung die Familienmitglieder zum Genuſſe der 
Stiftung gelangen follen, gilt die Vermuthung, daß 
der Stifter auf die Regeln der geſetzlichen Erbfolge, 
in Beziehung auf den gemeinſchaftlichen Stans 

vater 
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babe der berufenen Familie, Ruͤckſicht genommen 
abe. 
$. 36. Hat der Stifter eine gewiſſe namentlich 
bezeichnete Familie zum Genuſſe der Stiftung beru⸗ 
fen: ſo ſind diejenigen, welche den Familiennamen 
nicht führen, wenn fir gleich ſonſt zur Verwandt⸗ 
ſchaft gehoͤren, Weber fuͤr ausgeſchloſſen zu achten. 
$ 37. Hat aber der Stifter in allgemeinen Aus⸗ 
drücken, zum Beſten feiner Verwandten, Nachkom⸗ 
men u. ſ. w. verordnet: fo nehmen auch Verwandte 
weiblichen Geſchlechts, und die durch felbige zu der 
Familie gehoͤren, an der Stiftung Theil. 

$. 38. Die Sorge für die Beobachtung der 
Stiftungsurkunde, und fuͤr die Aufrechthaltung der 
daraus der Familie zukommenden Rechte, liegt, 
wenn der Stifter nichts beſonderes daruͤber veſtge⸗ 
be IR dem Vorſteher der Familie hauptſaͤch⸗ 
lich oh. 

Wie weit F. 39. Oer weſentliche Inhalt der Stiftungs- 

Der urkunde kann durch einen auch einſtimmigen Schluß 

über fol: der Familie nicht aufgehoben, noch abgeändert 

De SUP werden. 

gelten, $: 40. Dagegen iſt die Erflärung einer undeut⸗ 
lichen, oder die Ergänzung einer mangelhaften Vor⸗ 
ſchrift dieſer Urkunde, durch einen ſolchen einſtimmi⸗ 
gen Familienſchluß zulaͤßig. 

H. 41. Durch eben dergleichen Schluß konnen 
auch in der Art der Sicherſtellung oder Verwen⸗ 
dung der Stiftungseinkuͤnfte, die den veränderten 
Zeitumftänden angemeſſenen Veranderungen getroffen 
werden. 

$ 42. Zur Abfaffung eines ſolchen Familien⸗ 
ſchluſſes muͤſſen alle Mitglieder zugezogen, und den⸗ 
jenigen, welche wegen minderjährigen Alters, oder 
ſonſt, ihren Sachen nicht ſelbſt vorſtehen koͤnnen, 
Vormünder beſtellt werden. ; 

. 43“ 
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$. 43. Letzteres muß geſchehen, auch wenn die 
Väter ſolcher minderjährigen Familienmitglieder noch 
am Leben ſind. 

9. 44. Wenn neue Familienmitglieder inner⸗ 
balb des Dreihundert zweiten Tages nach der von 
ihren Aeltern geſchehenen Vollzietzung des Familien⸗ 
ſchluſſes geboren werden: ſo ſind in Anſehung ihrer 
die Vorſchriften §. 41. 42. zu beobachten. 

§. 45. Später geborne Familienmitglieder muͤſ⸗ 
ſen den Schluß der Familie ſchlechterdings aner⸗ 
kennen. $ 

H. 46. Dergleichen Familienſchlüſſe follen ge. 
richtlich geprüft und beftätige werden. (5.29 — 33.) 


Dritter Abſchnitt. 


Von beſtaͤndigen Familien-Fideicom⸗ 
miſſen. 


$. 47. Jedem Einwohner des Staats iſt er⸗ 
laubt, in feinem Vermoͤgen nach eigenem Gutbefin⸗ 
den Fideicommiß⸗Subſtitutionen, nach näherer Ber 
ſtimmung des Titels von letztwilligen Verordnungen, 
auch zum Beſten einer gewiſſen Familie zu errichten. 
(Th. 1. Tit. 12. §. 53. Lad.) 

$. 48. Zu beſtaͤndigen Familien⸗Fideicommiſſen Was je 
aber koͤnnen nur Capitalien und Grundſtücke, mit A 
welchen Ackerbau und Viehzucht verbunden iſt, ges willen 
widmet werden. HR 

49. Nur freie und keiner grundherrſchaftli⸗ fen ge, 
chen Botmaͤßigkeit unterworfene Grundſtücke koͤnnen et 
mit einem ſolchen beftändigen Familien⸗Fideicommiß könne. 
belegt werden. 

§. 50. Lehne koͤnnen zwar in Fideicommiſſe 
nicht verwandelt; wohl aber darin eine Sucreſſions⸗ 

ordnung, 


i 
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ordnung, wird bey Fideicommiſſen, mit Beiſtimmung 
ſaͤmmtlicher Intereſſenten, eingeführt werden. 

$ 51. Ein Landgut, welches zum beftändigen 
Familien Fideteommiß gewidmet werden ſoll, muß 
wenigſtens einen reinen Ertrag von Zweitauſend 
Funfhundert Thalern, nach einem landuͤblichen Wirth⸗ 
ſchaftsanſchlage gewähren. 

H. 52. Dieſer Ertrag darf weder mit Zinſen 
von Schuldpoſten, die auf dem Gute haften, noch 
mit Abgaben an Familienmitglieder oder Fremde be⸗ 
laſtet ſeyn. 

$. 53. Nur mit Praͤſtationen zum Beſten der 
Kinder des jedesmaligen Fideicommiß⸗Beſitzers; 
zur Aufſammlung eines Capitals für künftige Un⸗ 
gluͤcksfaͤlle; oder zur Erweiterung und Verbeſſerung 
des Fideicommiſſes, kann der Ertrag deſſelben, bis 
zur Hälfte der gefegmäßigen Summe, in dem Stif⸗ 
tungsbriefe belegt werden. 

6. 54. Es muß alſo bey jedem kuͤnftig zu er⸗ 
richtenden Fideicommiß, dem zeitigen Beſitzer we⸗ 
nigſtens ein reiner Ertrag von Zwoͤlfgundert und 
Funfzig Thalern zur freien Verwendung uͤbrig 
bleiben. 

§. 55. Grundſtuͤcke, die ſchon an und für ſich 
den reinen Ertrag von Zweitauſend Fuͤnfhundert 
Thalern nicht gewaͤhren, koͤnnen nur in ſo fern zu 
einem beſtandigen Fideicommiß gewidmet werden, 
als damit ein Capital, deſſen Nutzung das Fehlende 
ergaͤnzt, unzertrennbar verbunden wird. 

§. 56. . Für eben dieſelbe Familie ſoll in Zu⸗ 
kunft kein Fideicommiß, welches den reinen Ertrag 
von Zehntauſend Thalern überſteigt, ohne beſondere 
Landesherrliche Genehmigung geſtiftet werden. 

§. 57. Auch ein nachfolgender Fideicommiß⸗ 
Beſitzer kann das von ſeinen Vorfahren bf 955 
ällte, 
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fällte Fideicommiß über dieſen Ertrag nicht vers 
groͤßern. 

§. 58. Sobald aber eine Familie in mehrere 
neben einander fortlaufende Linien ſich theilt, kann 
für jede dieſer Linien ein beſonderes Fideicommiß 
geſtiftet werden. 

§. 5%. Zu einem bloßen für ſich allein beſte⸗ 
henden Geld⸗Fideicommiß iſt ein Capital von Zehn⸗ 
tauſend Thalern hinreichend. 

$. 60. Aus bloßen Hänfern und Gebäuden, 
ingleichen aus Mobilien und Koſtbarkeiten allein, 
kann kein beſtändiges Familien ⸗Fideicommiß errich⸗ 
tet werden. A 

$. 61. Wohl aber Fönnen dergleichen Gebäude, 
Mobilien, und Koſtbarkeiten, einem andern für ſich 
beſtehenden Fideicommiß zugeſchlagen werden. 

$. 62. Von Errichtung und Verlautbarung Bon Er 
der Fideicommiß⸗Urkunden gilt eben das, was zich es 


in Anſehung der Familienſtiftungen verordnet iſt. 11 
(8 29. 14d.) Bun 


§. 63. Doch muß, wenn das Fideicommiß in mife, 
einem Grundſtücke beſteht, die Verlautbarung vor 
demjenigen Richter geſchehen, unter welchem das 
Grundſtuͤck belegen iſt. 

H. 64. Dieſer muß von Amts wegen dafur ſor⸗ 
gen, daß das Fideicommiß auf das dazu gewidmete 
Grundſtück im Hypothekenbuche eingetragen werde. 

§. 65. Auch die zur Zeit der Errichtung des 
Fideicommiſſes vorhandenen bekannten Familienmit⸗ 
glieder, welche dazu mit berufen find, müſſen ihre 
Namen, und die Art ihrer Verwandtſchaft mit dem 
Stifter, im Hypothekenbuche vermerken laſſen. 

$. 65. Iſt nach dem Inhalte der Stiftungs⸗ 
urkunde zu vermuthen, daß noch unbekannte Theil⸗ 
nehmer vorhanden ſeyn möchten: fo muß der Richter 

dieſel⸗ 
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dieſelben zur Anmeldung ihrer Gerechtſame, zum 
Behufe der Eintragung, öffentlich auffordern. 

H. 67. Auch in der Folge, wenn neue Familien⸗ 
mitglieder entſtehen, ſind dieſelben, ſobald ſie aus 
der väterlichen Gewalt kommen und eine abgeſon⸗ 
derte Wirthſchaft anfangen, ſich in der Eigenſchaft, 
als Anwarter zum Fideicommiß, im Hypothekenbuche 
vermerken zu laſſen ſchuldig. 

$. 68. Nur die aus dem Hypothekenbuche be⸗ 
kannten 3 iſt der Richter bey Ver⸗ 
handlungeſ über das Fideicommiß zuzuziehen ver⸗ 
bunden. 2 

$. 69. Diejenigen, welche ſich zur Eintragung 
nicht gemeldet haben, muͤſſen ſich alles, was mit den 
Eingetragenen gerichtlich verhandelt, und von dieſen 
e worden, ohne alle Widerrede gefallen 
laſſen. 

$. 70. In allen Fällen, wo ein nicht eingetra⸗ 
genes Mitglied ſeinen Anſpruch auf das Fideicommiß 
durch eine beſondere Legitimation nachweiſen muß, iſt 
daſſelbe ſchuldig, auch wenn es in der Hauptſache 
ein obſiegliches Urtel erhält, alle durch dieſe Legitima⸗ 
tionsfuͤhrung verurſachten Koſten allein zu tragen. 

§. 71. Uebrigens ſoll künftig, bey Errichtung 
eines jeden Fideicommiſſes, von den dazu gehörens 
den Pertinenz⸗ und Inventarienſtuͤcken ein vollſtaͤn⸗ 
diges beglaubtes Verzeichniß aufgenommen, und ein 
Exemplar davon bey den Acten des Hypothekenbuchs 
verwahrt werden. a 5 

Rechte $. 72. Dem jedesmaligen Fideicommiß⸗Beſißer 
and daa h gebührt das nutzbare Eigenthum des Fideicommiſſes. 
Fideicom⸗ 9. 73. Das Obereigenthum befindet ſich bey 
155 der ganzen Familie. 

F. 74. Die Rechte und Pflichten des Fideicom⸗ 
miß⸗Beſitzers find hauptſächlich nach dem Inhalte 
des Stiftungsbriefes, übrigens. aber nach N hie 

rif⸗ 
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ſchriften der Geſetze vom nutzbaren Eigenthume zu 
beurtheilen. N 

§. 75. Wenn der Sinn des Stiftungsbriefes 
nicht klar iſt: fo muß derſelbe jedesmal fo gedeutet 
werden, wie es dem Zwecke der Erhaltung des Fi⸗ 
deicommiſſes bey der Familie am gemaͤßeſten iſt. 

H. 76. In allen Fällen, wenn bey getheiltem 
Eigenthume die Einwilligung des Obereigenthuͤmers 
zu einer Verfügung erforderlich iſt, muß bieſelbe bey 
. Sideicommiffen durch einen Familienſchluß getroffen 
werden. F 
$ 77. Wegen Aufnehmung eines ſolchen Far 
milienſchluſſes gilt bey Fideicommiſſen alles das, 
1 Familienſtiftungen vorgeſchrieben iſt. (§. 41. 
44 


& 


H. Fr. Fuͤr nothwendige Schulden find dieje⸗ feg, 


S. 82. Doch ſoll kuͤnftig jeder Fideicommiß⸗ 
Beſitzer ſchuldig ſeyn, die zum Fideicommiſſe gehoͤri⸗ 
gen 


onmiſ⸗ 
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gen Gebaͤude in die Feuer- Verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaft aufnehmen zu laſſen. 

§. 83. Iſt dieſes durch feine Schuld unterblie⸗ 
ben; fo kann er wegen Feuerſchaͤden, deren Vergüͤ⸗ 
tung durch Beitraͤge der Geſellſchaft erfolgt ſeyn 
wuͤrde, die Einkünfte des Fideicommiſſes, zum 
Nachtheile kuͤnftiger Beſitzer, mit Schulden nicht 
beſchweren. 

§. 84. Dagegen iſt ein Fideicommiß⸗Folger, 
welcher die Gebaͤude von ſeinen Vorfahren in ſo 
ſchlechten Umftänden uͤberkommen hat, daß fie eines 


neuen Baues, oder einer Hauptreparatur bedürfen, 


die dazu erforderliche Summe auf die Nutzungen 
des Fideicommiſſes aufzunehmen berechtiget, wenn 
das freie Vermögen des Vorfahren zum Erſatze ders 
ſelben nicht hinreicht. 

§. 85. Wenn an dem Fideicommiß⸗Inventa⸗ 
rio überhaupt, oder auch an einzelnen Rubriken deſ⸗ 
ſelben, durch Brand, Krieg, Waſſerfluthen, oder 
andere Ungluͤcksfalle, ein ſolcher Schaden entſtanden 
iſt, daß derſelbe, zu Gelde gerechnet, den vierten 
Theil der Fideicommiß⸗ Einkünfte, nach einem ums 
geſuͤhren Anſchlag, uͤberſteigt: fo iſt der Beſitzer 
ebenfalls berechtiget, die zur Wiederherſtellung des 
Juventarii noͤthige Summe auf die Nutzungen des 
Fideicommiſſes aufzunehmen. 5 

$. 86. Menn das Gut durch Krieg, oder fonft 
durch höhere Gewalt dergeſtalt verheert worden, daß 
der Beſitzer in einem oder dem andern Jahre nicht ſo 
viel Nutzungen, als zur Abführung der ſtiftungsmaͤ⸗ 
ßigen Präftationen erforderlich find, daraus hat zie⸗ 
ben koͤnnen: fo iſt er berechtiget, fo viel, als zu 
dieſer Abgeltung ermangelt, auf die künftigen Re⸗ 
venüen aufzunehmen und zu verſichern. 2 

$. 87. In allen Fällen, wo das Fideleommiß 
mit einer neuen Schuld beſchwert werden ſoll, ni 

i en 
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ſen bey Regulirung der Sache Zwey der Fideicom⸗ 
miß - Anwarter zugezogen werden. 

H. 88. Beſteht die zum Fideicommiß berufene 
Familie aus mehrern Linien: ſo wird die Zuziehung 
des nächften Anwarters aus der im Beſißze befind⸗ 
lichen, und des Aelteſten aus derjenigen Linie, wel⸗ 
che nach ihr die naͤchſte iſt, erfordert. 

$. 89. Iſt nur Eine Linie vorhanden: fo muͤſ⸗ 
fen aus dieſer die beiden naͤchſten Anwarter zuge⸗ 
zogen werden. 

$. 90. Unter die zuzuziehenden Fideicommiß⸗ 
Anmwarter find die Kinder des Beſitzers nicht mite 
zurechnen. 

§. 91. Stehen die zuzuziehenden Anwarter un⸗ 
ter Vormundſchaft: fo müſſen fie, auch bey dieſem 
Geſchaͤfte, von ihren Vormuͤndern vertreten werden. 

$. 92. Sind keine andere Anwarter, außer den 
Kindern des Fideicommiß⸗Beſitzers, vorhanden: fo 
iſt deren Zuziehung hinreichend. 

$. 93. Ihnen muß, wenn fie ihren Sachen 
nicht ſelbſt vorſtehen koͤnnen, ein beſonderer Cura⸗ 
tor zu dieſem Geſchaͤfte beſtellt werden 

§. 94. Iſt überhaupt nur Ein Anwarter vor⸗ 
handen: fo iſt deſſen Einwilligung hinreichend. 

§. 95. Iſt kein Anwarter bekannt; doch aber 
auch noch nicht entſchieden; ob das Fideteommiß in 
den Händen des gegenwartigen Beſitzers erloͤſchen 
werde: fo muß dieſer, wenn er ein Darlehn aufe 
nehmen will, bey dem Richter der Sache auf Ber 
ſtellung eines Curators für das Fideicommiß, und 
auf deſſen Zuziehung antragen, 

$. 96. Bey Aufnehmung eines ſolchen Dar⸗ 
lehns ſind allemal gewiſſe Termine zu deſſen Ruͤck⸗ 
zahlung, durch Uebereinkommen mit den zugezoge⸗ 
nen Anwartern, oder in deſſen Ermangelung nach 
richterlichem Ermeſſen, zu beſtimmen. 

Allgem, Landr. IU, Band. R 9. 97. 
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§. 97. Der Fideicommiß⸗Beſitzer iſt nicht 
ſchuldig, höhere Ruͤckzahlungstermine auf Ein Jahr 
zu übernehmen, als der Vierte Theil der gewöhnli» 
chen Einfünfte, nach einem ungefähren Ueberſchlage 
betraͤgt. 

9 98. Dieſer Ueberſchlag iſt jedoch nicht nach 
der gegenwartigen etwa verfallenen Beſchaffenheit 
des Gutes, fondern darnach einzurichten, was das 
Gut, wenn es ſich in gewoͤhnlich gutem Wirth⸗ 
ſchaftsſtande befunden, ſonſt getragen hat. 

§. 99. Dem Beſitzer muß aber auch, zur 
Wiederherſtellung des Gutes durch Verwendung 
der aufzunehmenden Summe, eine verhaͤltnißmaͤßige 
Zeit gelaſſen werden, ehe er mit den Rückzahlungen 
anzufangen ſchuldig iſt. 1 

$. 100. Mindere Termine, als das Viertel der 
gewohnlichen Einfünfte betraͤgt, find die zugezoge⸗ 
nen Anwarter dem Beſitzer zu bewilligen nur in fo 
fern befugt, als das Fideicommiß dadurch dennoch 
binnen Zehn Jahren von der Schuld wieder ber 
freiet werden kaun. 

$. 101. Die Regulirung eines ſolchen Dar⸗ 
lehnsgeſchaͤfts muß allemal gerichtlich erfolgen. 

$. 102. Der Richter, unter welchem das Fir 
deicommiß gelegen iſt, muß dabey von Amtswegen 
dahin ſehen, daß die vorſtehenden Erforderniſſe bes 
obachtet werden. 

$. 103. Giebt der Gläubiger wegen der ber 
ſtimmten Ruͤckzahlungstermine freiwillig Nachſicht: 
fo geſchieht es anf feine Gefahr. (Th. 1. Tit. 18. 
. 252. 233.) 

$. 104. Schulden des Fideicommiß Stifters, 
mit welchen er ſelbſt das Fideicommiß bey deſſen Er⸗ 
richtung belaſtet bat; oder die aus feinem übrigen 
Vermoͤgen nicht bezahlt werden konnen, find als ur» 
fprüng« 
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fprüngfiche, die Subſtanz angehende Fideicommiß 
Schulden anzuſehen. 

H. 105. Dergleichen Schulden iſt der Fideicom⸗ 
miß⸗Folger aus den Einfünften zu bezahlen nicht 
verbunden. 

$. 106. Hat er fie bezahlt: fo findet dabey eben 
das Statt, was wegen der Lehnsſchulden verordnet iſt. 
(Th. T. Tit, 18. 9. 292. ad.) 

H. 107. Ein Gleiches gilt auch alsdann, wenn 
der Fideicommiß⸗Beſitzer auf die terminlich zurück 
zuzahlenden Schulden Zahlungen, die erſt in die 
Zeiten ſeines Nachfolgers treffen würden, zum Vor⸗ 
aus geleiſtet hat. 

$. 108. Wegen ſolcher Schulden, die nach 
F. 80. [ag. in gewiſſen Terminen aus den Einkünf⸗ 
ten wieder abgeſtoßen werden ſollen, kann die Sub⸗ 
haſtation des Fideicommißgutes ſelbſt niemals er⸗ 
folgen 

$. 209, Vielmehr kann der Gläubiger, wegen 
ſolcher zuruͤckbleibenden Zahlungen, nur an die Eine. 
Fünfte durch den Weg der gerichtlichen Sequeſtra⸗ 
tion ſich halten. 

$. 110 Wegen ſolcher Schulden aber, die 
nach §. 104. aus der Subſtanz des Fideicommiſſes 
ſelbſt bezahlt werden müffen, kann der Gläubiger, 
im Verfolge der Execution, auch auf den gerichtli⸗ 
chen Verkauf des Guts ſelbſt antragen. 

§. 111. Was aber von dem Kaufgelde, nach 
Abzug dieſer Schulden, noch übrig bleibt, muß 
zum Fideirommiß angelegt werden. 

$. 112. Der Käufer eines ſoſchen Guts kann 
alſo nur in das gerichtliche Depofitum mit Sicher⸗ 
heit zahlen. 

6. 113. Wie die anderweitige Anſegung zum 
Fideicommiß geſchehen ſolle, muß durch einen Zar 
milienſchluß angeordnet eig rel . 

1 3 


$. 114. 
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§. 114. Ein ſolcher Familienſchluß iſt auch 
alsdann nothwendig, wenn in außerordentlichen Faͤl⸗ 
len zur Wiederherſtellung eines ruinirten Fideicom⸗ 
miſſes ein ſo ſtarker Vorſchuß erforderlich iſt, daß 
derſelbe aus den bloßen Einfünften nicht zuruͤckge⸗ 
zahlt werden kann. 

§. 115. Wird durch Verſandungen, oder an⸗ 
dere dergleichen aus hoͤherer Macht herruͤhrende 
Ungluͤcksfalle, das Fideicommißgut dergeſtalt verrin« 
gert, daß die nach $. 53. auf das Gut gelegten 
ſtiftungsmaͤßigen Praͤſtationen daraus nicht mehr 
genommen werden können: fo muͤſſen dieſe fo weit 
zuruckſtehen, als es nothwendig iſt, um dem Fidei⸗ 
commiß⸗Beſitzer den §. 54. ausgemeſſenen reinen 
Ertrag zu gewähren. 

$. 116. Doch dauert dieſer Nachlaß nur fo 
lange, bis das Gut ſo weit, als zur Aufbringung 
der vorigen Praͤſtationen erforderlich iſt, wieder hat 
hergeſtellt werden koͤnnen. % 

H. 117. Bey Prozeſſen, welche die Subſtanz 
des Fideicommiſſes betreffen, iſt zwar der jedesma⸗ 
lige Beſitzer die Rechte deſſelben, auf den Grund 
einer zu vermuthenden Vollmacht, wahrzunehmen 
befugt und ſchuldig; 

§. 118. Er muß aber im Fortgange des Pro⸗ 
zeſſes die naͤchſten Anwarter, nach obiger Beſtim⸗ 
mung (G. 87.) zuziehen, oder Vollmacht von ſelbi⸗ 
gen beibringen. 

$. 179. Was in einem ſolchergeſtalt geführten 
Prozeſſe entſchieden, oder mit Beitritt der Auwar⸗ 
ter durch Vergleich veſtgeſetzt worden, daran iſt die 
ganze Familie, und jeder kuͤnftige Fideicommiß - Be⸗ 
figer aus ſelbiger gebunden. 
F. 120. Alle Prozeß und andere Gerichtsko⸗ 
ſten iſt der Fideicommiß⸗Beſitzer aus den Einkunf⸗ 
ten zu tragen verpflichtet. 5 
„Lal. 
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S. 121. Iſt aber der Beſitzer, wider feinen 
Willen, auf Verlangen der Anwarter, einen Pro⸗ 
zeß fortzuſetzen genoͤthigt worden; und geht derſelbe 
demnächſt verloren: ſo fallen diejenigen Koſten, wel⸗ 
che ſeit dem Zeitpunkte, wo der Beſitzer ſich verglei⸗ 
chen, oder dem Prozeſſe entfagen wollen, aufgelau⸗ 
fen find, den Anwartern, auf deren Andringen die 
Sache hat fortgeſetzt werden müffen, allein zur Laſt. 

$. 128. Einzelne Rechte des Fideicommiſſes, deze, 
oder auf daſſelbe, koͤnnen durch dreißigjahrige Pra⸗ hre. 
feription erloͤſchen, oder gegen das Fideicommiß er⸗ 
worben werden. 

§. 123. Die Eigenſchaft des Fideicommiſſes 
ſelbſt aber kaun durch keine Verjährung verloren 
gehen. 

§. 124. Wenn alſo das Succeſſionsrecht eines 
zum Fideicommiß mitberufenen Anwarters durch Ver⸗ 
jährung erloſchen iſt: fo ſteht dieſe Verjährung ihm 
und ſeinen Abkoͤmmlingen, in Anſehung aller uͤbrigen 
zum Fideicommiß berechtigten Perſonen, nicht aber 
in Anſehung eines Fremden, entgegen. 

$. 125. Wenn daher alle übrige zum Fidei⸗ 
commiß berufene Perſonen abgegangen ſind: ſo kann 
der durch Verjährung ausgeſchloſſene auf den Be⸗ 
ſitz deſſelben wiederum Anſpruch machen. 

$. 126. Bey Geldſideicommiſſen ſchraͤnkt ſich Zen, 
das Recht des Defigers der Regel nach bloß auf deten, 
die Erhebung und den Genuß der Zinfen ein. miſſen. 

9. 127. Er iſt nicht berechtigt, das Capital ſelbſt 
eigenmächtig einzuziehen, an Andere abzutreten, zu 
verpfänden, oder ſonſt zu belaſten. 

$. 128. Ereignet ſich etwas, wodurch die Gi« 
cherheit des Capitals bedenklich wird: ſo muß er, 
mit Zuziebung der naͤchſten Anwarter, nach obiger 
Beſtimmung F. 87. lad. fir deſſen Einziehung und 
anderweitige Unterbringung ſorgen. s 

129. 
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$. 129. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn der 
Schuldner das Capital aufzukündigen berechtigt iſt, 
und wirklich auſkundigt. 2 

H. 13% In beiden Fällen muß, wenn die Stif⸗ 
tungsurkunde nicht das Gegentheil verordnet, die 
anderweitige Belegung unter gerichtlicher Aufſicht 
erfolgen. 

§. 356. Der Schuldner eines Fideicommiß⸗ 
Gopttals, der dieſe Eigenſchaft deſſelben weiß, oder 
zu wiſſen ſchuldig iſt, kann daſſelbe nur auf rich⸗ 
terlichen Befehl, oder in das gerichtliche Depoſitum 
ſicher bezahlen. 

§. 132. Alle bey ſolcher Gelegenheit vorfallende 
Koften muß der zeitige Beſitzer des Fideicommiſſes 
tragen; und die Subſtanz des Letztern kann dadurch 
niemals geſchmalert werden. 

H. 133. Sollen mit dem Fidelcommiß⸗Capitale 
andere Veränderungen vorgenommen, oder Grund⸗ 
ſtuͤcke ſtatt des Capitals dazu gewidmet werden: fü 
kaun ſolches nur durch einen Faunlienſchluß ger 
ſchehen. 


Vierter Abſchnitt. 


Von der Succeſſionsordnung in Fami⸗ 
lien-Fideicommiſſe. 

Feed, F. 134. In den bisher ſchon, unter ausdruck 
zung bey licher oder ſtillſchweigender Genehmigung des Staats 
Tom 8% errichteten Familien⸗Fideicommiſſen, hat es bey der 
Fideicom von dem Stifter vorgeſchriebenen Succeſſionsord⸗ 
miſſen. nung lediglich fein Bewenden. 
Von Se⸗ H. 135. Hat der Stifter verordnet, daß jedes ⸗ 
Bögen. mal der Aelteſte aus der Familie zur Succeſſton 

gelangen ſolle: fo heißt die Stiftung ein Seniorat. 

9. 136. Auf Seniorate haben alle männliche 
Nachkommen des Stifters Anſpruch. 


9. 137. 
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6. 137. Es ſuccedirt alfo, bey dem Abgange 
des jedesmaligen Beſitzers, der Aelteſte den Jahren 
nach, ohne Ruͤckſicht auf die Linie oder den Grad 
der Verwandtſchaſt. 

§. 138. Machen zwey Familienmitglieder, wel⸗ 
che den Jahren nach die gleich älteiten find, An⸗ 
ſpruch; und der genaue Zeitpunkt ihrer Geburt kann 
nicht ausgemittelt werden: ſo muß das Loos unter 
ihnen entſcheiden. 

§. 139. Iſt die maͤnnſiche Nachkommenſchaſt 
ganz erloſchen; und der Stifter hat auf dieſen Fall 
nichts Ausdrückliches verordnet: ſo wird das Fidei⸗ 
commiß ein freies Vermögen des letzten Beſitzers. 

$. 140. In Zukunft ſollen Landgüter zu Ges Sueeſe 


nioraten nicht mehr gewidmet werden. 1 
§. 141. Auch ſollen Verordnungen, vermöge fünftigin. 


welcher ein Lendgut ſich in einer Familie nur nach de dier 


den Regeln der geſetzlichen Erbfolge verfallen wuͤr⸗ decom⸗ 
de, künftig nur als ſideicommiſſariſche Subſtitutio- wiſßen. 
nen gelten. (Th. 1. Tit. 1 2. H. 53. [d.) 
9. 142. Ein Fünftiger Fideicommißſtifter muß 
alſo eine ſolche Succeſſionsordnung beſtimmen, nach 
welcher ein dazu gewidmetes einzelnes Landgut immer 
nur Einem aus der Familie zu Theil werde. 
$. 143. Beſteht das Fideicommiß aus mehrern 
abgeſonderten Landgütern: ſo kann zwar der Stif⸗ 
ter eine Theilung derſelben unter mehrern Linien, 
ſowohl von Anfang an, als bey Fünftig vorkom⸗ 
menden ae anordnen; 7 
$. 144. Doch iſt dergleichen Anordnung nur 
in fo fern zu Recht beftändig, als jeder felcher Ans 
rheil, für ſich allein, feinem kuͤnftigen Beſitzer we⸗ 
nigſtens den §. 30. Lag. beſtimmten reinen geſetz⸗ 
mäßigen Ertrag gewähren kann. 
$. 145. Verordnet der Stifter, daß zwar der Ben Ma; 
nächſte aus der Familie, dem Grade nach, zur 7 9855 
ceſſion 


Von Mis 
noraten, 


Von Pri⸗ u 
ede erſtgeborne Sohn des Stifters, mit Ausſchlie⸗ 
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ceſſion gelangen, unter mehrern gleich nahen aber 
der ältere, den Jahren nach, die jüngern ausſchließen 
ſolle: fo heißt die Stiftung ein Majorat. 

$ 146. Iſt die Succeſſion zwar ebenfalls nach 
der Nähe des Grades, jedoch dergeſtalt augeorduet, 
daß unter mehrern gleich nahen der jüngere den aͤl⸗ 
tern ausſchließt: fo wird ein ſolches Fideicommiß 
ein Minorat genannt. 

§. 147. Primogenituren heißen ſolche Fideieom⸗ 
miſſe, wo die Sucreſſion nach Linien mit dem Rechte 
der Erſtgeburt angeordnet iſt. 

$. 148. Bey der Succeſſion in Majorate und Mi⸗ 
norate finden die bey den Senioraten §. 135 — 139: 
vorgeſchriebenen Regeln ebenfalls Anwendung. 

$. 149. In Primogenituren gelangt zuvoͤrderſt 


ßung aller feiner nachgebornen Bruder, zum Bes 
fise des Fideicommiſſes. 

$ 150. Bey deſſen vor oder nach dem Stif⸗ 
ter erfolgenden Abgange, ſuccedirt hinwiederum fein 
erſtgeborner Sohn. 

$ 151. Mit gleicher Ordnung geſchieht die Suc⸗ 
ceſſion in den übrigen Geſchlechtsfolgen; dergeſtalt, 
daß immer der erſtgeborne Sohn des Beſißers, und 
deſſelben Deſcendenten, die nachgebornen Bruͤder 
und uͤbrigen Verwandten ausſchließen. 

H. 152. Geht ein Nebenaſt in der erſtgebor⸗ 
nen Hauptlinie gaͤnzlich aus: fo gelangt die Suc⸗ 
ceffion an den zweiten Nebenaſt, fo wie ſich der⸗ 
ſelbe der Erſtgeburt am naͤchſten zieht. 

§. 153. Auf den Grad der Verwandſchaft mit 
dem letzten Beſitzer kommt es dabey gar nicht an. 

§. 154. Hinterlaͤßt alſo der letzte Beſißer keine 
männliche Deſcendenz; wohl aber Bruͤder, Bru⸗ 


dersſoͤhne, oder maͤunliche Nachkommen von Bruͤ⸗ 


dern in weiteren Graden: fo ſuccedirt unter dieſen 
5 der 
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der ältere Bruder, oder deſſen erſtgeborner Sohn, 
oder des erſtgebornen Sohnes aͤlteſter Sohn, mit 
gänzlicher Ausſchließung aller nachgebornen, ſo wis 
der etwa vorhandenen Vatersbruͤder. 

H. 155. Eben fo, wenn der letzte Beſitzer wer 
der Deſcendenten, noch Bruͤder, noch maͤnnliche 
Nachkommen von Brüdern verläßt, gelangt die 
Succeſſion auf den naͤchſtgebornen Bruder feines 
Vaters, und deſſen männliche Deſcendenz, nach 
gleicher Ordnung der Erſtgeburt. N 

§. 156. Sind auch keine Vatersbruͤder oder 
männliche Nachkommen von ſelbigen mehr vorhan⸗ 
den: fo wird der naͤchſtgeborne Bruder von dem 
Großvater des letzten Beſitzers, nebſt deſſen maͤnn⸗ 
lichen Nachkommen, überall nach der Ordnung der 
Erſtgeburt, zur Succeſſion berufen. 

9. 157. So lange von dem erſtgebornen Sohne 
des Stifters noch ein männlicher Abkoͤmmling vor⸗ 
handen ift, bleibt das Fideicommiß immer in der⸗ 
ſelben Linie, mit Ausſchließung aller uͤbrigen. 

$. 158. Nach gaͤnzlicher Erloͤſchung dieſer Linie 
gelangt die Linie von dem zweiten Sohne des Stif⸗ 
ters zur Sueceſſion, und ſchließt die jüngeren Li⸗ 
nien aus. 

§. 159. In dieſer zweiten Linie gilt, wegen der 
beftändig zu beobachtenden Ordnung der Succeſſion 
nach dem Rechte der Erſtgeburt, ohne Ruͤckſicht 
auf den Grad der Verwandtſchaft mit dem letzten 
Beſitzer, eben das, was wegen der erſten Linie vor⸗ 
geſchrieben iſt. 

H. 160. Es gelangt alſo, nach erloſchener er⸗ 
ſten Linie, unter den männlichen Deſcendenten von 
des Stifters zweitem Sohne, derjenige zur Suc⸗ 
ceſſion, welcher von deffelben erſtgebornem Sohne 
berſtammt, und unter den uͤbrigen ſich am naͤchſten 
zur Erſtgeburt zieht. 

$. 161. 
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$. 161. Nach eben dieſen Grundfägen wird die 
Succeſſionsordnung auch in der dritten, vierten, 
und den folgenden Linien, welche von dem Stifter 
abſteigen, beſtimmt. 

$. 162. Uebrigens wird, bey dieſer ganzen Suc⸗ 
ceffion, auf Halbbruder von der Mutterſeite, und 
deren Abkoͤmmlinge, keine Ruͤckſicht genommen. 

§. 163. Dagegen iſt zwiſchen vollbürtigen und 
Halbbrüdern von des Vaters Seite, nebſt ihren 
männlichen Deſcendenten kein Unterſchied. 

b. 164. Es hängt zwar von dem Stifter ab, zu 
verordnen, daß nicht die erſtgebornen, ſondern eine 
der nachgebornen von ihm abſtammenden Linien, zuerſt 
zur Succeffion in das Fideicommiß gelangen ſoſle. 

§. 165. Iſt aber dieſe zuerſt berufene Linie 
erloſchen, und der Stifter hat auf ſolchen Fall we⸗ 
gen der Suceeſſion der übrigen Linien nicht aus⸗ 
druͤcklich verfügt: fo richtet ſich die Sueceſſionsord⸗ 
nung dennoch nach der Erſtgeburt; dergeſtalt, daß 
die jüngeren Linien immer von den aͤltern ausge⸗ 
ſchloſſen werden. 
Wenn in §. 166. Hat aber der Stifter Zwey oder mehr 
mil eh vere Fideicommiſſe, eines für die erſtgeborne, und 
rere Sidei- die andern zum Beſten der Nachgebornen Linien 
e errichtet: ſo gelangen die Deſcendenten des Stifters 
Stifter, aus der erſten Linie in dem Zweiten Fideicommiſſe 
det niemals zur Succeſſion, fo lange noch ein anderer 
von den Stiftern entſproſſener Mannsſtamm vor⸗ 
handen iſt. g 
§. 167. Geht die Zweite männliche Linie aus; 
oder gelangt dieſelde, durch Erloͤſchung der aͤltern, 
zur Succeſſion in dem Erſten Fideicommiſſe: fo 
verfällt das Zweite an die von dem Dritten Sohne 
des Stifters abſtammende Linie. 
$. 168. Nach gleichen Grundſützen geht die 
Sutcceſſion auf die Vierte und folgenden von a 
Stif · 
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Stifter entſproſſenen Linien, in fo fern dergleichen 
noch vorhanden ſind. 

$. 169. Sind zuletzt alle von dem Stifter 
herſtammende maͤnnliche Linien bis auf Eine erlo⸗ 
ſchen: fo kommen zwar in dieſer beide Fideicom⸗ 
miſſe zuammen; 

§. 170. Sind aber in dieſer Linie noch Zwey 
oder mehrere Nebenaͤſte vorhanden: ſo fällt das 
Zweite Fideicommiß an denjenigen Aſt, welcher nicht 
im Beſitze des Erſten, jedoch zur Succeſſion in ſel⸗ 
biges, nach den Grundſaͤtzen der Primogenitur, am 
naͤchſten iſt. 

v. 171. Dasjenige Mitglied dieſes Mebenaſtes 
gelangt zur Sueceffion, welches ſich unter den uͤbri⸗ 
gen der Erſtgeburt, im Verhältniß gegen den Stif⸗ 
ter, am nächften zieht. 

$. 172. Sind in der noch übrigen Linie keine 
weitern Abkoͤmmlinge des Stifters mehr vorhanden, 
als der Beſitzer des Erſten Fideicommiſſes, und deſſen 
Defvendenz: fo erhält dieſer beide Fideicommiſſe. 

$. 173. Sie bleiben alsdann fo lange bey 
einander, bis wiederum Zwey oder mehrere Linien 
entſtehen. 3 

9. 174. Geſchieht dieſes: fo bleibt das Erſte 
Fideicommiß bey der erſtgebornen Linie, und das 
Zweite verfällt auf die naͤchſte nach ihr. 

9. 175. Nach eben dieſen Grundſaͤtzen ift die 
Succeſſions⸗Ordnung zu beſtimmen, wenn in einer 
Familie Drey oder mehrere von eben demſelben Stif⸗ 
ter herruhrende Fideicommiſſe vorhanden find. 

9. 176. Hat der Stifter jeder von ihm abflams 
menden Linien ein Fideicommiß hinterlaſſen: ſo ge⸗ 
langt, wenn eine dieſer Linien erlöſcht, das für fie 
geſtiftete Fideicommiß an die erſtgeborne, oder, wenn 
auch dieſe ſchon erloſchen iſt, an diejenige Linie, die 
ſich nach ihr der Erſtgeburt am nächſten zieht. 

. 9, 177. 
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g. 177. Beſteht dieſe Linie aus mehrern Ne⸗ 
benäften: fo finden auch alsdann die Vorſchriften 
§. 169. 170. Anwendung. 

$. 178. In allen Fallen, da ein Mitglied der 
Familie ein nach der Succeſſtons Ordnung auf ihn 
verfälltes Fideicommiß bloß um deswillen nicht er⸗ 
langen kann, weil er ſich ſchon im Beſitze eines 
andern befindet, hat derſelbe die Wahl: ob er das 
neu auf ihn verfällte Fideicommiß übernehmen, und 
dagegen das bisher beſeſſene abgeben wolle. 

von Here F. 179. Hat für eine ſchon mit einem Fideicom 

9 5 miß verſehene Familie, eine andere von dem Er⸗ 

find. ſten Stifter verſchiedene Perſon ein beſonderes Fir 
deicommiß errichtet: ſo wird bey der Succeſſions⸗ 
Ordnung in dieſes auf den Erſten Stifter, und das 
Verhaͤltniß der Perſonen und Linien gegen denſel⸗ 
ben, gar keine Ruͤckſicht genommen. 

$. 180, Sind alſo die von dem Zweiten Stife 
tet zur Succeſſion berufenen Linien erloſchen; und 
es ſoll, ſeiner Verordnung zu Folge, das Fideicom⸗ 

1 miß dennoch bey der Familie bleiben: fo kommt in 
daſſelbe dasjenige Familienmitglied zur Succeſſion, 
welches dem letzten Befiger aus den von dem Zwei, 
ten Stifter berufenen Linien dem Grade nach am 
nächſten iſt. 
§. 181. Dabey macht es keinen Unterſchied, 
wenn auch das hiernach zur Succeſſion in das Zweite 
Fideicommiß gelangende Familienmitglied ſich ſchon 
im Beſitze des von dem Erſten Stifter herruͤhren⸗ 
den Fideicommiſſes befindet. 
§. 182. Hat aber der Zweite Stifter ausdruͤck⸗ 
1 lich erklärt, daß das von ihm nn mit dem von 
| dem Erſten Stifter herruͤhrenden Fideicommiſſe nie⸗ 
mals zufammenfommen ſolle: fo iſt doch dergleichen 
Erklarung im zweifelhaften Falle nur fo zu deuten, 
daß 
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daß die Vereinigung beider Fideicommiſſe nicht in 
Einer Perſon geſchehen ſolle. 

$. 183. Es kommt daher alsdann, wenn der 
Nächfte dem Grade nach im Beſitze des Erſten Fir 
deicommiſſes iſt, der Nächſte nach ihm zur Suc⸗ 
ceſſion in das Zweite. 

§. 184. Sind bey dem Abgange der von dem 
Zweiten Stifter berufenen Linien, Zwei oder meh⸗ 
rere gleich nahe ſucceſſionsfaͤhige Verwandten des 
letzten Beſitzers vorhanden; fo hängt es von dieſem 
ab: welchem unter ihnen er das Zweite Fideicom⸗ 
miß beſcheiden wolle. 

$. 185. Hat er ſich darüber nicht erklart: fo 
muß unter dieſen mehrern gleich nahen ſucceſſions⸗ 
faͤhigen Anwartern das Loos entſcheiden. 

§. 186. Iſt in dem Falle des F. 18 t. nur noch 
Ein Mitglied der von dem Zweiten Stifter berufenen 
Familie vorhanden: ſo erlangt zwar derſelbe, wenn 
der Stifter auf dieſen Fall nicht ausdruͤcklich ver⸗ 
ordnet hat, den Beſitz beider Fideicommiſſe. 

$ 187. Sobald aber von ihm mehrere ſucceſ⸗ 
ſionsfaͤhige Familienmitglieder entſpringen: fo muͤſ⸗ 
ſen die Fideicommiſſe unter ſelbige nach den obigen 
Regeln $. 172. 173. wiederum getheilt werden. 

$. 188. Wenn Zwey oder mehrere von An⸗ 
fang an abgeſonderte Fideicommiſſe in der Folge 
der Succeſſion auf Eine Perſon zuſammen fallen: 
fo macht ein den geſetzmaͤßigen Satz §. 36. Uber 
ſteigender Ertrag dabey kein Hinderniß. Ne 

§. 189. Wenn die geſammte männliche Deſcen⸗ BL 8 
denz eines Fideicommiß⸗ Stifters erlöſcht; und der- cen.“ 
ſelbe zum Beſten ſeiner weiblichen Nachkommen 
nichts verordnet hat: ſo wird das Fideicommiß in 
den Händen des letzten maͤnnlichen Deſcendenten 
freies eigenthuͤmliches Vermoͤgen. 

8 $. 190. 
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$. 190. Hat aber der Stifter auch die weibli⸗ 
che Deſcendenz zum Fideicommiß berufen, und für 
dieſelbe eine Sueceſſions⸗Ordnung beſtimmt: fo muß 
dieſe genau beobachtet werden. f 

H. 191. Hat er keine dergleichen Succeſſions⸗ 
Ordnung beſtimmt: ſo gelangen, nach dem Tode 
des letztern männlichen Deſcendenten, die erſtgebor⸗ 
ne Tochter deſſelben, und deren männliche Abkoͤmm⸗ 
linge, zur Suceeſſion. 

$. 192. Wenn alſo die ältefte Tochter des letz⸗ 
ten Befißers vor oder nach dem Vater mit Tode 
abgeht: fo füllt das Fideicommiß auf ihre Söhne, 
und deren männliche Deſcendenten, überall nach der 
Regel der Erſtgeburt. 

§. 193. Hat ſie weder Soͤhne, noch Enkel von 
Söhnen: fo kommen die Enkel ihrer Töchter, nach 
der Ordnung der Erſtgeburt, zur Succeſſion. 

§. 194. Iſt bey dem Ableben des letzten maͤnn⸗ 
lichen Deſeendenten von dem Stifter, deſſen ältefte 
Tochter noch am Leben: fo gelangt fie zum Beſitze 
des Fideicommiſſes; auch wenn ſie alsdann noch 
keine ſucceſſtonsfahige männliche Nachkommen hätte, 

§. 195. Stirbt ſie aber, ohne dergleichen Nach⸗ 
kommen zu hinterlaſſen: ſo geht die Succeſſion auf 
die Zweite Tochter des letzten Beſizers, und deren 
maͤnnliche Deſcendenten, nach eben den Regeln über. 

$. 196. Ein Gleiches findet Statt, wenn die 
ältefte Tochter des letzten Beſitzetrs vor dem Vater 
verſtorben iſt, und auch bey ſeinem Ableben noch 
keine ſucreſſionsfahige männliche Nachkommen von 
dieſer altern Tochter vorhanden find. 

$. 197. Nach eben den Grundſaͤtzen beſtimmt 
ſich das Succeſſions⸗Recht der Dritten und meh⸗ 
rerer folgender Töchter des letzten Beſißers, und 


folg 
ihrer männlichen Deſeendenten. 


9. 198. 
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§. 198. Iſt nach dieſen Grundſatzen, ein durch 
Weiber von dem Erſten Stifter abſtammender maͤnn⸗ 
licher Deſcendent einmal zum Beſitze des Fideicom⸗ 
miſſes gelangt: fo fangt mit ihm eine neue Suc⸗ 
ceſſions⸗Ordnung an; und nach dem Verhaͤltniſſe 
gegen ihn richtet ſich die Fideicommißfolge unter 
ſeiner Nachkommenſchaft. . 

$. 199. Sind bey dem Ableben des letzten von 
dem Erſten Stifter herſtammenden männlichen Abs 
koͤmmlings, keine Töchter und keine zur Succeſſion 
faͤhige Deſeendeuten derſelben vorhanden; oder fer» 
ben ſeine hinterlaſſenen Töchter insgeſammt, ohne 
dergleichen ſucceſſionsfaͤhige Nachkommenſchaft: fo 
geht das Fideicommiß auf die andern von dem Er⸗ 
ſten Stifter durch Weiber abſtammende maͤnnliche 
Deſcendenten über, 

$. 200. Dabey wird wiederum auf die Ord⸗ 
nung der Erſtgeburt, in Verhaͤltniß gegen den Er⸗ 
ſten Stifter oder Erwerber, Küdfiche genommen. 

$. 201. Es ſchließt alſo z. B. die Linie der 
altern Tochter des Erſten Stifters alle jüngere Linien, 
und in dieſer Altern Linie, der ſich am nächften zur 
Primogenitur ziehende Nebennſt, alle übrigen aus. 

$. 202. Wenn aber, nach dieſer Regel, ein 
durch Weiber von dem Erſten Stiſter entſproſſener 
männlicher Defeendent einmal zum Beſitze des Fir 
deicommiſſes gelangt iſt: fo findet wegen der durch 
ihn entſtehenden neuen Succeſſions⸗Ordnung die 
Vorſchrift des H. 198. ebenfalls Anwendung. 

H. 203. Bey jedem Anfalle eines Fideicommiſz Auugemei⸗ 
fes wird, fo fern nicht im Vorſtehenden etwas Be, wege ber 
ſonderes ausdrücklich verordnet iſt, nach dem Zeit Fibel 
punkte, wo der letzte Beſitzer geſtorben iſt, beſtimmt: Euren 
wer unter den alsdann vorhandenen Mitgliedern fon. 

zur Succeſſion der Naͤchſte ſey. 0 


5. 204. 
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— 


$. 204. Wenn alſo auch in einem Minorate 
derjenige, welcher bey dem Ableben des letzten Be: 
figers der Juͤngſte war, das Fideicommiß einmal 
erhalten hat; und in der Folge ein noch Juͤugerer 
geboren wird: fo kann doch dieſer letztere die be- 
reits erworbenen Gerechtſame des nunmehrigen Be⸗ 
ſitzers nicht weiter anfechten. 

H. 205. Doch werden in der ganzen Fideicom⸗ 
mig Succeſſion diejenigen, welche innerhalb des 
Dreihundert und Zweiten Tages nach dem Ableben 
des letzten Beſitzers zur Welk kommen, dafür, daß 
fie in dem Zeitpunkte der eroͤffneten Succeſſion 
ſchon vorhanden geweſen, angefeben. 


Fünfter Abſchnitt. 


Von der Aus einanderſetzung zwiſchen dem 
Fideicommiß-Folger und den Erben des 
letzten Beſitzers. 


$. 205. Das nutzbare Eigenthum des Fidei⸗ 
commiſſes geht mit dem Augenblicke, da der bis⸗ 
berige Beſißer verſtirbt, auf den Nachfolger über. 

§. 207. Dieſem muͤſſen die Erben des letzten 
Beſitzers das Fideicommiß fo ausantworten, wie 
Fig: von dem Stifter auf ihren Erblaſſer gedier 
hen iſt. 

$. 208. Beſteht das Fideicommiß in liegenden 
Gruͤnden: ſo muß das bey Errichtung deſſelben 
aufgenommene Inventarium (§. 71.) vollſtaͤndig ge⸗ 
waͤhrt werden. 

§. 209. Wegen eines dabey ſich ereignenden 
Mangels oder Ueberſchuſſes gilt alles, was wegen 
der Lehns⸗Inventarien verordnet iſt. (Th. 1. Tit. 18. 
9. 511. 14d.) E 

1 §. 210. 
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— 


— 


$. 270. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die bey 
Lehnen wegen Zuziehung und Mitwirkung des Lehns⸗ 
herrn ertheilten Vorſchriften bey Fideicommiſſen kei⸗ 
ne Anwendung ſinden. 

§. 211. Wegen der bey der Subſtanz des Fi⸗ 
deicommiſſes ſelbſt ſich ereignenden Verbeſſerungen, 
oder Verringerungen, finden eben die Vorſchriften 
Anwendung, welche für die Auseinanderſetzung zwi⸗ 
ſchen dem Lehnsfolger und Allodialerben ertheilt 
worden. (Th. 1. Tit. 18. $. 527. faq.) 

§. 212. Wegen der Nutzungen des letzten Jah⸗ 
res, ingleichen wegen der noch vorhandenen Früchte, 
und der noch ruͤckſtändigen Laſten früherer Jahre, ge 
ſchieht die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Fideicom⸗ 
mißfolger, und den Erben des letzten Beſitzers, 
nach den bey der Lehre vom Nießbrauche ertheilten 
Vorſchriften. (Th. 1. Tit. 21. $. 143. gg.) 

§. 213. An Schulden darf der Fideicommiß⸗ 
folger nur diejenigen übernehmen, welche nach Vor⸗ 
ſchrift $. 104: aus der Subſtanz, oder nach Vor⸗ 
ſchrift H. 8 1. aq. aus den Einkünften des Fidei⸗ 
commiſſes zu bezahlen ſind. 

$. 214. Dieſe letztern muß er auch alsdann 
uͤbernehmen, wenn er damals, als das Darlehn ge⸗ 
macht worden, unter die naͤchſten Anwarter nicht 
gehoͤrt hat, und daher ſeine Einwilligung nicht er⸗ 
fordert worden. 

. 215. Doch iſt er nur zur Entrichtung der⸗ 
jenigen Termine verbunden, welche nach den gleich 
von Anfang veſtgeſetzten Beſtimmungen ($. 96.) auf 
die Jahre feiner Beſitzzeit treffen. 

$. 216. Hat der Gläubiger, we zen der fruͤ⸗ 
bern Termine, auf feine Gefahr Nachſicht gegeben 
(F. 10g. ): fo kann er ſich dieſerhalb nur an den uͤbri⸗ 
gen Nachlaß halten. 


Algen. Landr, DI, Band. S §. 217. 
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$. 217. Der Termin desjenigen Jahres, in 
welchem der letzte Beſitzer geſtorben iſt, muß aus 
den Einkuͤnften dieſes Jahres berichtigt werden. 

§. 218. Hat der Fideicommißbeſitzer in Fäl- 
len, wo er die Aufnehmung eines Darlehns in die 
Einkuͤuſte des Fideicommiſſes zu ſuchen berechtigt ge⸗ 
weſen, folches nicht gethan, ſondern die Wiederher⸗ 
ſtellung aus eignen Mitteln oder durch Privatcredit 
bewerkſtelligt: ſo koͤnnen feine Allodialerben dafür 
Feine Verguͤtung fordern. 

$. 219. Auch der Gläubiger, welcher Privat⸗ 
vorſchͤſſe dazu gemacht hat, kann an die dem Fir 
deicommißfolger zukommenden Einkünfte des Fidei⸗ 
commiſſes ſich nicht halten, wann er gleich nachwei⸗ 
fen konnte, daß das von ihm gegebene Darlehn in 
das Fideicommiß wirklich verwendet worden. 

H. 220. Hat hingegen der Fideicommiß⸗Beſi⸗ 
ber die Wiederherſtellung, wegen obwaltender Ge⸗ 
fahr im Verzuge, zwar aus eignen Mitteln oder auf 
Privateredit bewirkt, aber zugleich den Conſens zu 
Aufnehmung eines Darlehns nachgeſucht: ſo muß 
der Nachfolger dieſes Darlehn anerkennen, wenn 
gleich der Conſens erſt nach geſchehener Verwen⸗ 
dung, oder erſt nach dem Tode des vorigen Beſi⸗ 
tzers, ertheilt oder erganzt worden iſt. 

H. 221. In fo weit, als der verſtorbene Beſi⸗ 
tzer, zur Abgeltung ſtiftungsmäßiger Praͤſtationen, 
ein Darlehn auf die Einkuͤnſte des Fideicommiſſes 
aufzunehmen berechtigt geweſen wäre (S. 86.), iſt 
der neue Beſitzer das im Ruͤckſtande Verbliebene aus 
den folgenden Einkünften zu entrichten verbunden. 

§. 222. Halten ſich die Berechtigten wegen ſol⸗ 
cher Rückſtaͤnde an den Allodialnachlaß: fo können 
die Erben den Erſatz aus den Fideicommißeinkuͤnf⸗ 
ten fordern. 


% 223. 
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§. 223. Doch finder auch in dieſem Falle die 
Vorſchrift des §. 561. 562. im Titel von Lehnen 
Anwendung,. 

H. 224. Andere, als die vorſtehend beſtimmten 
Schulden, iſt der Nachfolger aus dem Fideicommiſſe 
zu bezahlen nicht verbundenz auch wenn er zugleich 
des vorigen Beſitzers Erbe geworden wäre. 

$. 225. Vielmehr muß der Glaͤubiger ſich an 
den übrigen freien Nachlaß feines Schuldners ledig 
lich halten. 

§. 226. Hat jedoch der Fideicommißfolger in 
eine andre als eigentliche Fideicommißſchuld aus⸗ 
drücklich gewilligt; oder find die Termine, welche der 
vorige Beſitzer entrichten ſollen, mit feiner ausdruͤck⸗ 
lichen Genehmigung verlängert worden: fo iſt der 
Gläubiger berechtigt, ſich dieſerhalb an die Nutzun⸗ 
gen des Fideicommiſſes, ſo lange ſie der Einwilli⸗ 
gende genießt, zu halten. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von dem Naͤherrechte auf Familiengüͤter. 


H. 227. Aus der bloßen Familienverbindung 
entſteht fuͤr die Mitglieder derſelben kein Recht, die 
ehemals bey der Familie geweſenen Guter von einem 
Dritten zuruͤckzufordern. 

$. 228, Wo alſo dergleichen Naherrecht durch 
Provinzialgeſetze, Statuten, oder gültige Familien⸗ 
vertraͤge nicht bereits eingeführt tft, ſoll daſſelbe kunf⸗ 
tig nicht ausgeüht werden. 

$. 229. Alle Naherrechte, die bloß auf Fami⸗ 
lienvertraͤge ſich gruͤnden, ſollen, bey Verluſt der⸗ 
ſelben, binnen Drey Jahren nach der Bekanntma⸗ 
chung des gegenwaͤrtigen Fandreiüte, auf fümmeliche 

S 2 Güter, 
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Güter, über welche der Vertrag ſich erſtreckt, im 
Hypothekenbuche eingetragen werden. 

S. 230. In fo fern die Ausuͤbung des Familien 
Näherrechts durch beſondere Geſetze oder Verträge 
nicht anders beſtimmt iſt, ſollen dabey folgende Vor⸗ 
ſchriften zur Richtſchnur dienen. 

$. 231. Das Naͤherrecht erſtreckt ſich nur auf 
Güter, die wenigſtens ſchon von Zwey Mitgliedern 
der Familie nach einander, den gegenwaͤrtigen Ver⸗ 
äußerer ungerechnet, befeffen worden. 

$. 232. Es findet nur Statt, wenn die Ver⸗ 
außerung an einen Fremden, nicht aber, wenn fie 
an ein, obgleich entfernteres, Mitglied der Familie 
erfolgt. 

§. 233. Weibliche Mitglieder der Familie, und 
deren, obgleich maͤnnliche, Deſcendenten koͤnnen das 
Naͤherrecht nicht ausüben. N 

$. 234. Unter den männlichen Mitgliedern rich⸗ 
ter ſich die Befugniß zu deſſen Ausübung nach der 
Ordnung der geſetzlichen Erbfolge. 

$. 235. Der nähere Verwandte des Verzuße⸗ 
rers ſchließt alſo die Entfernteren aus. 

§. 236. Es kommt dabey auf den Zeitpunkt an, 
wo der Vertrag von beiden Theilen, oder doch von 
dem Veraͤußerer, unterſchrieben worden. 

$. 237. Unter mehrern gleich nahen Verwand⸗ 
ten hat derjenige, welcher ſich zuerſt bey dem Rich⸗ 
ter der Sache meldet, den Vorzug. 

$. 238. Melden ſich mehrere gleich nahe Ver⸗ 
wandten zu gleicher Zeit, ſo entſcheidet unter ihnen 
das Loos. 

$. 239. Wenn der, welcher zur Zeit der Voll⸗ 
ziehung des Vertrags der Nächfte war, vor Ablauf 
der geſetzmaͤßigen Verjaͤhrungsfriſt des Naͤherrechts 
ſtirbt: fo geht die Befugniß zur Ausübung e 

au 
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auf feinen geſetzlichen Erben über, auch wenn der⸗ 
elbe dem Grade nach entfernter wäre. 

$. 240. Uebrigens aber kommt dieſe Befug⸗ 
niß den Verwandten aus eignem Rechte zu. 

$ 241. Es kann alſo auch der Sohn das Naͤ⸗ 
herrecht ausüben, wenn er feines veräußernden Va⸗ 
ters Erbe entweder gar nicht, oder nur im Pflicht 
cheile geworden iſt. 

$. 242. Wenn der mächfte Verwandte dieſes 
Recht nicht ausüben kann, oder will: fo geht ſel⸗ 
1 75 auf den Nächften nach ihm, und fo ferner, 
über. 

$. 243. Es müſſen daher auch entferntere Ver⸗ 
wandte innerhalb der geſetzmaßigen Verjaͤhrungsfriſt 
zur Ausübung des Naͤherrechts ſich melden. 

$. 244. Doch muß, ehe dies Recht von ih⸗ 
nen wirklich ausgeübt werden kann, der Ablauf dies 
ſer Friſt, und ob innerhalb derſelben kein Naͤherer 
Anſpruch mache, abgewartet werden. 

$. 245. So lange das Gut ſich noch in den 
Händen eines Familienglieds befindet, bleibt der 
Familie ihr Näherrecht darauf vorbehalten. 

$. 246. Es kann alſo kein Familienmitglied 
durch feine bloße Erklärung: daß er das Gut nur als 
ein Fremder kaufe, der Familie ihr Näherrecht bey 
künftigen Veraͤußerungsfaͤllen benehmen. 

H. 247. Mur wenn bey der nothwendigen Sub⸗ 
haftation eines ſolchen Guts Jemand aus der Fa ⸗ 
milie mitbierees ſo geht durch den an ihn erfolgen. 
den Zuſchlag, wenn kein anderes Familienmitglied 
das Naherrecht dabey ausübt, dieſes Recht fön 
verloren. 

§. 248. Wenn aber ein Gut einmal aus der 
Familie herausgegangen, und das Näherreche durch 
Verjährung erloſchen iſt: ſo lebt letzteres nicht wieder 

auf, 


278 Zweiter Theil. Fuͤnfter Titel. 


auf, wenn gleich in der Folge wieder ein Familien⸗ 
mitglied zum Beſitze des Guts gelangt. 

$. 249. Hat jedoch der fremde Erwerber eines 
ſolchen Guts daſſelbe, noch ehe er feinen Beſitztitel 
darauf im Hypotgekenbuche eintragen laſſen, wieder 
einem Familtenmitgliede übereignet; ſo wird das 
Mäherrecht nicht für erloſchen geachtet. 

$. 250. Uebrigens gilt von dem Familien⸗Nä⸗ 
berrechte alles, was von dem Naͤherrechte überhaupt 
verordnet iſt. (Th. 1. Tit 20, Abſchn. 3.9 


Fünfter Titel. 


Von den Rechten und Pflichten der 
Herrſchaften und des Geſindes. 


K 1. £ . 

Aang“ Das Verhältniß zwiſchen Herrſchaft und Geſinde 

Geſinde, gründet ſich auf einen Vertrag, wodurch der eine Theil 
zur Leiſtung gewiſſer häuslichen Dienſte auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit, fo wie der andere zu einer dafür zu 
gebenden beſtimmten Belohnung ſich verpflichtet. 

Wer Ge, H. 2. In der ehelichen Geſellſehaft kommt es 

e dem Manne zu, das noͤthige Geſinde zum Gebrau⸗ 
che der Familie zu miethen. 

H. 3. Weibliche Dienſtboten kann die Frau an⸗ 
nehmen, ohne daß es dazu der ausdruͤcklichen Ein⸗ 
willigung des Mannes bedarf. 

§. 4. Doch kann der Mann, wenn ihm das an⸗ 

’ genommene Geſinde nicht anftändig iſt, deſſen Weg⸗ 
ſchaffung, nach verfloſſener gefegmäßigen Dienſtzeit, 
ohne Ruͤckſicht auf die im Contracte beſtimmte, ver⸗ 

Wer als fügen. 

Hainde H. 5. Wer ſich als Geſinde vermiethen will, muß 

1 über feine Perſon frey zu ſchalten berechtigt 5 N 
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9 6. Kinder, die unter vaͤterlicher Gewalt ſte⸗ 
ben, duͤrfen ohne Einwilligung des Vaters, und 
Minderjaͤhrige ohne Genehmigung ihres Vormundes, 
ich nicht vermiethen. 

$ 7. Verheirathete Frauen dürfen nur mit Ein⸗ 
willigung ihrer Männer als Ammen, oder ſonſt, in 
Dienſte gehen. 

§. 8. Rur wenn die Einwilligung in den Faͤl⸗ 
len des H. 6. und 7. auf eine gewiſſe Zeit, oder zu ei⸗ 
ner beſtimmten Dienſtherrſchaft, ausdrücklich einge⸗ 
ſchraͤnkt worden, iſt die Erneuerung derſelben zug 
Verlängerung der Zeit, oder bey einer Veranderung 
der Herrſchaft, erforderlich, — 

$. 9. Dienſtboten, welche ſchon vermiethet ges 
weſen, müſſen bey dem Antritte eines neuen Dien⸗ 
ſtes die rechtmaͤßige Verlaſſung der vorigen Herr⸗ 
ſchaft nachweiſen. 

$. 10. Leute, die bisher noch nicht gedient zu 
haben angeben, muͤſſen durch ein Zeugniß ihrer Obrig⸗ 
keit darthun, daß bey ihrer Annehmung als Geſin⸗ 
de kein Bedenken obwalte. 

§. 11. Hat Jemand mit Verabſaͤumung der 
Vorſchriften $. 9. 10. ein Geſinde angenommen: fo 
muß, wenn ein Anderer, dem ein Recht uͤber die 
Perſon oder auf die Dienſte des Angenommenen zu⸗ 
ſteht, ſich meldet, der Mierheontract, als ungültig, 
ſofort wieder aufgehoben werden. 

$ 12. Außerdem hat der Annehmende, durch 
Uebertrecung dieſer Vorſchriften, eine Geldbuße von 
Einem bis Zehn Thalern an die Armencaſſe des Orts 
verwirkt. 

§. 13. Niemand darf mit Geſindemaͤkeln ſich Gender 
abgeben, der nicht dazu von der Obrigkeit des Orts maler. 
beſtellt und verpflichtet worden. 


§. 14. 
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$. 14. Dergleichen Geſindemaͤkler muͤſſen ſich 
nach den Perſonen, die durch ihre Vermittelung in 
Dienſte kommen wollen, ſorgfaͤltig erkundigen. 

H. 15. Inſonderheit muͤſſen fie nachforſchen: ob 
dieſelben, nach den geſetzlichen Vorſchriften, ſich zu 
vermiethen berechtigt find. 

$. 16. Geſinde, welches ſchon in Dienſten ſteht, 
muͤſſen fie unter keinerley Vorwande zu deren Ver⸗ 
laſſung und Annehmung anderer Dienſte aureizen. 

$. 17. Thun fie diefes: fo muͤſſen fie dafür das 
erſtemal mit Zwey bis Fünf Thaler Geld oder ver- 
hältnißmäßiger Gefängnißſtrafe angeſehen; im Wie⸗ 
derholungsfalle aber noch außerdem von fernerer 


-Treibung des Mäklergewerbes ausgeſchloſſen werden. 


᷑. 18. Sie muüſſen den Herrſchaften, die durch 
ihre Vermittelung Geſinde annehmen wollen, die Ei⸗ 
genſchaften der vorgeſchlagenen Perſon getreulich und 
nach ihrem beſten Wiſſen anzeigen. 

§. 19. Wenn fie untaugliches oder untreues 
Geſinde, wider beſſeres Wiſſen, als brauchbar oder 
zuverlaͤßig empfohlen: fo muͤſſen fie für den durch der⸗ 
gleichen Geſinde verurſachten Schaden ſelbſt haften. 

§. 20. Außerdem muͤſſen fie nach Vorſchrift 
$. 17. ernſtlich beſtraft, und dieſe Strafe, bey ih⸗ 
rem Unvermoͤgen zum Schadenserſatz, allenfalls bis 
zum doppelten geſchaͤrft werden. 

$ 21. Die Beſtimmung des Maͤklerlohns bleibt 
den Polizey⸗ und Geſindeordnungen jedes Orts vor⸗ 
behalten. N 

F. 22. Zur Annehmung des gemeinen Geſin⸗ 
des bedarf es keines ſchriftlichen Contracts. 


vertrages. F. 23. Die Gebung und Annehmung des Mieth⸗ 


geldes vertritt die Stelle deſſelben. 
§. 24. Wo der Betrag des Miethgeldes durch 
beſondere Geſetze nicht beſtimmt iſt, haͤngt derſelbe 
von dem Uebereinkommen der Intereſſenten ab. 
7 §. 25. 
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9. 25. Das Miethgeld wird der Regel nach 
auf den Lohn abgerechnet. 5 

$. 26. Auch da, wo dergleichen Abrechnung 
ſonſt nicht Statt finder, iſt dennoch die Herrſchaft 
dazu berechtigt, wenn das Geſinde aus eigner Schuld 
die verabredete Dienſtzeit nicht aushält. 

$. 27 Hat ſich ein Dienſtbote bey mehrern 
Herrſchaften zugleich vermiethet: fo gebührt derjeni⸗ 
gen, von welcher er das Miethgeld zuerſt angenom⸗ 

. men: bat, der Vorzug. i 

H. 28. Die Hersfchaft, welche nachſtehen muß, 
oder ſich ihres Auſpruchs freiwillig begiebt, kann 
das Miethgeld und Maͤklerlohn von den Dienſtbo⸗ 
ten zurückfordern. 

$ 29. Auch muß ihr, wenn fie die frühere Bere 
miethung nicht gewußt hat, der Dienſtbote den 
Schaden erſeßen, welcher daraus entſteht, daß fie 
ein anderes Geſinde fuͤr hoͤhern Lohn miethen muß. 

H. 30. Die Herrſchaft, bey welcher der Dienſt⸗ 
bote bleibt, muß auf Verlangen dieſen Betrag 
(§. 28, 29.) von feinem Lohne abziehen, und der 
andern Herrſchaft zuſtellen. 

$. 31. Außerdem muß der Dienſtbote, der ſich 
ſolchergeſtalt an mehrere Herrſchaften zugleich ver⸗ 
miethet hat, den Betrag des von der zweiten und 
folgenden erhaltenen Miethgeldes, als Strafe, zur 
Armenkaſſe des Orts entrichten. 

6. 32. Lohn und Koſtgeld des Geſindes, wel⸗ zus 
ches befondere Geſetze beſtimmen, darf nicht übers 
ſchritten werden. 0 

$. 33. Verabredungen, welche ſolchen Geſe⸗ 
tzen zuwider laufen, ſind unverbindlich. 

H. 34. Weihnachts ⸗Neuſahrs⸗ und andre der⸗ 
gleichen Geſchenke kann das Geſinde, auch auf den 
Grund eines Verſprechens, niemals gerichtlich ein⸗ 
klagen. 


H. 35. 


auer der 
ieh, 
leit. 
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$. 35. Wo keine geſetzliche Beſtimmung vor⸗ 
handen iſt, haͤngt dieſelbe, ſowohl wegen des Lohnes 
und Koſtgeldes, als wegen der Gefchenfe, von dem 
bey Schließung des Miethcontraets getroffenen Lies 
bereinkommen ab. 

§. 36. In allen Fällen, wo Weihnachts ⸗ oder 
Neujahrsgeſchenke, während eines Dienſtjahres, ſchon 
wirklich gegeben worden, kann die Herrſchaft die⸗ 
ſelben auf den Lohn anrechnen, wenn der Contract 
im Laufe dieſes Jahres durch Schuld des Geſindes 
wieder aufgehoben wird. N 

$. 37. Bey männlichen Bedienten iſt die Livree 
ein Theil des Lohnes; und fällt, nach Ablauf der 
durch Vertrag oder Gewohnheit des Orts beſtimm⸗ 
ten Zeit, denſelben eigenthümlich zu. 

$ 38. Wird außer derſelben noch beſondere 
Staats livree gegeben: fo hat auf dieſe der Bedien⸗ 
te keinen Anſpeuch. 

§. 39. Mäntel, Kutſcherpelze, und dergleichen, 
gehören nicht zur ordinairen Livree. 

§. 40. Wo die Dauer der Dienſtzeit nicht durch 
beſondere Geſetze beſtimmt iſt, haͤngt dieſelbe von 
der Verabredung der Intereſſenten ab. 

F. ar. Iſt nichts Beſonderes verabredet wor⸗ 
den: fo wird die Miethe, bey ſtaͤdtiſchem Geſinde, 
auf ein Vierteljahr; bey Landgeſinde aber auf Ein 
ganzes Jahr für geſchloſſen angenommen. 

§. 42. Die Antrittszeit iſt in Anſehung des ſtaͤd⸗ 
tiſchen Geſindes der zweite Januar, April, Julius 
und Oktober jedes Jahres. 

$. 43. Bey Landgeſinde wird dieſelbe, wenn 
nicht Provinzial⸗Geſindeordnungen ein Anderes be⸗ 
ſtimmen, auf den zweiten Januar veſtgeſetzt. 

S. 44. Vor dem Antrittstage darf das Geſin⸗ 
de den Dienſt der vorigen Herrſchaft, wider deren 
Willen, nicht verlaſſen. 

§. 45. 
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H. 45. Nach einmal gegebenem und genomme⸗ 
nem Miethgelde iſt die Herrſchaft ſchuldig, das Ger 
ſinde anzunehmen; und letzteres, den Dienſt zur be⸗ 
ſtimmten Zeit anzutreten. 

$. 46. Weder der eine noch der andere Theil 
kann ſich davon durch Ueberlaſſung oder Zuruͤckgabe 
des Miethgeldes losmachen 

H. 47. Weigert ſich die Herrſchaft, das Ges 
finde anzunehmen: fo verliert fie das Miethgeld, und 
muß das Geſinde eben ſo ſchadlos halten, wie auf 
den Fall, wenn das Geſinde unter der Zeit ohne 
rechtlichen Grund entlaſſen worden, unten verordnet 
wird. (§. 160. fgg.) 

L. 48. Doch kann die Herrſchaft von dem Con⸗ 
tracte, vor Antritt des Dienſtes, aus eben den Grüns 
den abgehen, aus welchen fie berechtigt ſeyn würde, 
das Geſinde vor Ablauf der Dienſtzeit wieder zu ent⸗ 
laffen. (H. 116. 14.) 

F. 49. Auch iſt fie dazu berechtige, wenn das 
en zuerſt den Dienſt anzutreten ſich geweigert 

at. 

$. 50. In beiderley Fällen kann die Herrſchaft 
das gegebene Miethgeld zuruͤckfordern. 

8. 51. Weigert ſich das Geſinde, den Dienft 
anzutreten; fo muß es dazu von der Obrigkeit durch 
Zwangsmittel angehalten werden. 

$. 52. Verurſacht das Geſinde durch beharrliche 
Weigerung, daß die Herrſchaft einen andern Dienſt⸗ 
boten an ſeine Stelle mit mehrern Koſten annehmen 
muß: ſo muß es dieſen Schaden erſetzen, und das 
Miethgeld zurückgeben. 

§. 33. Wird das Geſinde durch Zufall, ohne 
feine Schuld, den Dienſt anzutreten verhindert: fo 
muß die Herrſchaft mit Zuruͤckgabe des Miethgel⸗ 
des ſich begnuͤgen. 
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F. 54. Erhalt weibliches Geſinde vor dem An⸗ 


tritte der Dienſtzeit Gelegenheit, zu heirathen: ſo 


ſteht demſelben frey, eine andere taugliche Perſon, zur 
Verſehung des Dienſtes an ſeiner Statt, zu ſtellen. 

§. 35 Iſt es dazu nicht im Stande: fo muß 
auch dergleichen Geſinde den Dienſt in Städten auf 
ein Viertel⸗, und bey Laudwirthſchaften auf ein hal⸗ 
bes Jahr antreten. 

H. 56. Nur zu erlaubten Gefchäften koͤnnen 
Dienſtboten gemiethet werden. 

§. 57, Gemnieines Geſinde, welches nicht aus⸗ 
ſchließend zu gewiſſen beſtimmten Gefchäften gemie⸗ 
thet worden, muß ſich allen häuslichen Verrichtungen 
nach dem Willen der Herrſchaft unterziehen. 

$. 58. Allen zur herrſchaftlichen Familie gehoͤ⸗ 
renden, oder darin aufgenommenen Perſonen, iſt es 
dieſe Dienſte zu leiſten ſchuldig. 

§. 59. Dem Haupte der Familie kommt es 
zu, die Art und Ordnung zu beſtimmen, in wel⸗ 
cher ein jedes Mitglied der Familie die Dienſte ge⸗ 
brauchen ſoll. 

§. 60. Auch Geſinde, welches zu gewiſſen Ar⸗ 
ten der Dienſte angenommen iſt, muß dennoch, auf 
Verlangen der Herrſchaft, andere haͤusliche Verrich⸗ 
tungen mit übernehmen, wenn das dazu beſtimmte 
Nebengeſinde durch Krankheit, oder ſonſt, auf eine 
Zeitlang daran verhindert wird. 

$. 61. Wenn unter dem Geſinde Streit ent⸗ 
ſteht, welcher von ihnen dieſe oder jene Arbeit nach 
ſeiner Beſtimmung zu verrichten ſchuldig ſey: ſo ent⸗ 
ſcheidet allein der Wille der Herrſchaft. 

FS. 62. Das Geſinde iſt ohne Erlaubniß der 
Herrſchaft nicht berechtigt, ſich in den ihm aufge⸗ 
tragenen Geſchaͤften von Andern vertreten zu laſſen. 

$. 63. Hat das Geſinde der Herrſchaft eine uns 
taugliche oder verdaͤchtige Perſon zu feiner 3 
x 5 wiſſent⸗ 
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wiſſentlich vorgeſchlagen: fo muß es füt den durch 
ſelbige verurfachten Schaden haften. 

§. 64. Das Geſinde iſt ſchuldig, feine Dienſte 
treu, fleißig, und auſmerkſam zu verrichten. 

$. 65. Füge es der Herrſchaft vorfäglich, oder 
aus grobem oder maͤßigem Verſehen Schaden zu: 
ſo muß es denſelben erſetzen. . 1 
S. 66. Wegen geringer Berfehen iſt ein Dienſt⸗ 
bote nur alsdann zum Schadenserſatze verpflichtet, 
wenn er wider den ausdrücklichen Befehl der Herr⸗ 
ſchaft gehandelt hat. } 

H. 67. Desgleichen, wenn er ſich zu ſolchen Ar⸗ 
ten der Gefchäfte hat annehmen laſſen, die einen 
vorzüglichen Grad von Aufmerkſamkeit oder Geſchick⸗ 
lichkeit vorausſetzen. . 

$. 68. Wegen der Entfhädigung, zu welcher 
ein Dienſtbote verpflichtet iſt, kann die Herrſchaft 
an den Lohn deſſelben ſich halten. 

$. 69. Kann der Schade weder aus rüͤckſtaͤndi⸗ 
gem Lohne, noch aus andern Habſeligkeiten des 
Dienſtboten erſetzt werden: ſo muß er denſelben 
durch unentgeltliche Dienſtleiſtung, auf eine verhält 
nißmaßige Zeit verguͤten. 

$ 70. Auch außer feinen Dienſten iſt das Ge außer ſei⸗ 
ſinde ſchuldig, der Herrſchaft Beſtes zu beſoͤrdern, W 
Schaden und Nachtheil aber, ſo viel an ihm iſt, 
abzuwenden. 2 

9. 71. Bemerkte Untreue des Nebengeſindes 
iſt es der Herrſchaft anzuzeigen verbunden. 

9. 72. Verſchweigt es dieſelbe: fo muß es für 
allen Schaden, welcher durch die Anzeige hätte vers 
huͤtet werden koͤnnen, bey dem Unvermögen des 
Hauptſchuldners, feibft haften. 

9. 73. Allen häuslichen Einrichtungen und An⸗ 
ordnungen der Herrſchaft muß das Geſinde ſich un⸗ 
terwerfen. 

; $. 74 
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S. 74. Ohne Vorwiſſen und Genehmigung der 
Herrſchaft darf es ſich, auch in eigenen Angelegen⸗ 
heiten, von Hauſe nicht entfernen. 

$. 79. Die dazu von der Herrſchaft gegebene 
Erlaubniß darf nicht uͤberſchritten werden. 

§. 76. Die Befehle der Herrſchaft, und ihre 
Verweiſe, muß das Geſinde mit Ehrerbietung und 
Beſcheidenheit annehmen. 

$. 77. Reizt das Geſinde die Herrſchaft durch 
ungebuͤhrliches Betragen zum Zorn, und wird in fels 
bigem von ihr mit Scheltworten, oder geringen 
Thätlichkeiten behandelt: fo kann es dafuͤr keine ge⸗ 
richtliche Genugthuung fordern. 

F. 78. Auch ſolche Ausdrücke oder Handlungen, 
die zwiſchen andern Perſonen als Zeichen der Ge⸗ 
ringſchaͤtzung oder Verachtung anerkannt find, bes 
gruͤnden gegen die Herrſchaft noch nicht die Ver⸗ 
muthung, daß fie die Ehre des Geſindes dadurch 
habe kraͤnken wollen. 

§. 79. Außer dem Falle, wo das Leben oder die 
Geſundheit des Dienſtboten durch Mißhandlungen 
der Herrſchaft in gegenwärtige und unvermeidliche 
Gefahr geräth, darf er ſich der Herrſchaft nicht tha⸗ 
tig widerſetzen. ; 

$. 80. Vergehungen des Geſindes gegen die 
Herrſchaft muͤſſen durch Gefängniß, oder oͤffentliche 
Strafarbeit, nach den Grundſaͤtzen des Criminal⸗ 
rechts, geahndet werden. 

$. 81. Auf die Zeit, durch welche das Geſin⸗ 
de, wegen Erleidung ſolcher Strafen, feine Dien⸗ 
ſte nicht verrichten kann, iſt die Herrſchaft befugt, 
dieſelben durch Andere auf deſſen Koſten beſorgen 
zu laſſen. 

$. 82. Die Herrſchaft iſt ſchuldig, dem Geſin⸗ 
de Lohn und Kleidung zu den beſtimmten Zeiten promt 
zu entrichten. 
§ 83. 


Rechte der Herrſchaften und des Geſindes. 287 


H. 83. Iſt auch Koſt verſprochen worden: fo 
muß ſelbige in den jedes Orts gewohnlichen Spei⸗ 
fen, bis zur Sättigung gegebam werden. 

§. 84. Die Herrſchaft muß dem Geſinde die 
noͤthige Zeit zur Abwartung dei öffentlichen Gottes⸗ 
dienſtes laſſen, und daſſelbe dazu fleißig anhalten. 

$. 85. Sie muß ihm nicht mehrere noch ſchwe⸗ 
rere Dienſte zumuthen, als das Geſinde, nach feir 
ner Leibesbeſchaffenheit und Kräften, ohne Verluſt 
ſeiner Geſundheit beſtreiten kann. 

H. 86. Zieht ein Dienſtbote ſich durch den Dienſt, 
oder bey Gelegenheit deſſelben, eine Krankheit zu: 
fo it die Herrſchaft ſchuldig, für feine Cur und 
Verpflegung zu ſorgen. 

$. 87. Dafür darf dem Geſinde an feinem Loh⸗ 
ne nichts abgezogen werden. 

5% 88. Außerdem iſt die Herrſchaft zur Vor⸗ 
ſorge für kranke Dienſtboten nur alsdann verpflich« 
tet, wenn dieſelben keine Verwandten in der Nähe 
baben, die ſich ihrer anzunehmen vermoͤgend, und 
nach den Gefegen ſchuldig find. 

§. 89. Weigern ſich die Verwandten dieſer 
Pflicht: ſo muß die Herrſchaft dieſelbe einſtweilen, 
und bis zum Austrage der Sache, mit Vorbehalt 
ihres Rechts, ubernehmen. 

H. 90. Sind öffentliche Auſtalten vorhanden, 
wo dergleichen Kranke aufgenommen werden: ſo muß 
das Geſinde es ſich gefallen laſſen, wenn die Herr⸗ 
ſchaft feine Unterbringung daſelbſt veranſtaltet. 

H. 91. In dem H. 88. beſtimmten Falle kannt 
die Herrſchaft die Eurfoften von dem auf dieſen Zeit⸗ 
raum fallenden Lohn des kranken Dienſtboten ab⸗ 
ziehen. 

H. 92. Dauert eine ſolche Krankheit über die 
Dienſtzeit hinaus: fo hört mit dieſer die äußere Ver⸗ 

bind⸗ 
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bindlichkeit der Herrſchaft, Für die Eur und Pflege 
des kranken Dienſtboten zu ſorgen. 5 

§. 93. Doch muß fie davon der Obrigkeit des 
Orts in Zeiten Anzeige machen, damit dieſe für das 
Unterkommen eines dergleichen verlaſſenen Kranken 
ſorgen koͤnne. 

$. 94. Unter den Umſtänden, wo ein Macht ⸗ 
geber einen dem Bevollmächtigten bey Ausrichtung 
des Geſchaͤfts durch Zufall zugeſtoßenen Schaden 
verguͤten muß, iſt auch die Herrſchaft ſchuldig, fuͤr 
das in ihrem Dienſte, oder bey Gelegenheit deſſelben, 
zu Schaden gekommene Geſinde, auch über die Dienſt⸗ 
zeit hinaus zu ſorgen. (Th. 1. Tit. 13. §. 80. 81.) 

$. 95. Dieſe Pflicht erſtreckt ſich jedoch nur auf 
die Curkoſten, und auf den norbdürftigen Unterhalt 
des Geſindes, ſo lange, bis daſſelbe ſich ſein Brod 
ſelbſt zu verdienen wieder in Stand kommt. 

$. 96. Iſt aber der Dienſtbote durch Mißhand⸗ 
lungen der Herrfchaft, ohne fein grobes Verſchulden, 
an ſeiner Geſundheit beſchaͤdigt worden: fo hat er von 
ihr vollſtaͤndige Schadloshaltung, nach den allgemei⸗ 
nen Vorſchriften der Geſetze, zu fordern. 

§. 97. Auch für ſolche Beſchimpfungen und üble 
Nachreden, wodurch dem Geſinde ſein künftiges Fort⸗ 
kommen erſchwert wird, gebührt demſelben gericht⸗ 
liche Genugthuung. 

. 98. In wie fern eine Herrſchaft durch Hand⸗ 
lungen des Geſindes, in oder außer ſeinem Dienſte, 
verantwortlich werde, iſt gehoͤrigen Orts beſtimmt. 
(Th., 1. Tit. 6. §. 60. dd.) 

$. 99. Stirbt ein Dienſtbote: fo koͤnnen ſeine 
Erben Lohn und Koſtgeld nur ſo weit fordern, als 
ſelbiges nach Verhältniß der Zeit bis zum Kranken⸗ 

lager ruͤckſtändig iſt. 
$. too. Begraͤbnißkoſten ift die Herrſchaft für 
das Geſinde zu bezahlen in keinem Falle en 
0 . 10. 
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$. ror, Stirbt die Herrſchaft vor Ablauf der 
gewoͤhnlichen Aufkündigungsfriſt: ſo find die Erben 
dem Geſinde Lohn und Koſt nur bis zum Ende des 
laufenden Quartals zu reichen verbunden. 5 

$. 102. Erfolgt der Todesfall nach Verlauf der 
Aufkündigungsfriſt, und die Erben wollen das Ge⸗ 
finde nicht langer behalten: fo müſſen fie demſelben, 
außer dem Lohne und der Koſt des laufenden, an⸗ 
noch den Lohn für das folgende Vierteljahr, jedoch 
ohne Koſt vergüten. ö 

$. 103. "Männliche Dienſtboten behalten die 
ganze Livree, wenn fie der verſtorbenen Herrſchaft 
ſchon ein halbes Jahr oder länger gedient haben. 

§. 104. Sind fie noch nicht fo lange in ihrem 
Dienſten geweſen: ſo muͤſſen fie Rock, Weſte und 
Hut zuruͤcklaſſen. F 

$. 105. War der: Bediente nur monatweiſe 
gemiethet: fo erhält er Lohn und Koſtgeld, wenn die 
Herrſchaft vor dem Funfzehnten Monatstage ſtirbt, 
nur auf den laufenden, ſonſt aber auch auf den fol⸗ 
genden Monat. N 

$. 106. Entſteht Coneurs über das Vermögen 
der Herrſchaft: fo finden die Vorſchriften $. 101. 
bis 105. Anwendung. > 

$. 107. Der Tag des eröffneten Coneurſes 
11 in dieſer Beziehung dem Todestage gleich ge⸗ 
achtet. 

$. 108. Wegen des alsdann ruͤckſtaͤndigen Ges 
ſindelohus bleibt es bey den Vorſchriſten der Com 
cursordnung. 

$. 109. Außer dieſen Fällen kann der Mieth⸗ hach vor, 
contract, während der Dienstzeit, einfeitig nicht auf, fenen 
gehoben werden. Auffün⸗ 

$. 110. Welcher Theil denſelben nach Ablauf dung. 
der Dienſtzeit nicht fortſetzen will, muß innerhalb 
der gehoͤrigen Friſt aufkuͤndigen. 

Allgem. Landr. III. Band. T $ 111. 
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F. rır, Iſt die Auffündigungsfrift durch be⸗ 
ſondere Geſetze nicht beſtimmt: ſo wird fie bey ſtäd⸗ 
tiſchem Gefinde auf Sechs Wochen, und bey Land» 
geſinde auf Drey, Mouate vor dem Ablaufe der 
Dienſtzeit angenommen. 

8.112, Bey mongtweiſe gemietheten Dienſt⸗ 

boten findet die Aufkündigung noch am Funfzehnten 
eines jeden Mona Statt. 
F. 113. Sf keine Aufkündigung erfolgt: fo wird 
der Vertrag als ſtillſchweigend verlaͤngert angeſehen. 
F. 114. Bey ſtaͤdtiſchem Geſinde wird die Ver- 
läugerung auf Ein Viertel⸗, und bey Landgeſinde auf 
Ein ganzes She gerechnet. 

9. 115. ey monatweiſe gemiethetem Geſinde 
recht ſich die Verlängerung. immer nur auf Einen 

onat. 


ohne Auf, f. 116. Ohne Aufkuͤndigung kann die Herr⸗ 


kündigung 
von Sei⸗ 


ſchaft ein Geſinde fo fort entlaſſen: 1) wenn daſſelbe 


ten der die Herrſchaft, oder deren Familie, durch Thaͤtlich⸗ 


Ders 


ſchaft. 


keiten, Schimpf⸗ und Schmaͤhworte, oder ehrenruͤh⸗ 
rige Nachreden beleidigt; oder durch boshafte Ver⸗ 
een Zwiſtigkeiten in der Familie anzurichten 
ſucht; 

‚9. 117. 2) Wenn es ſich beharrlichen Unge⸗ 
borſam und Widerſpenſtigkeit gegen die Befehle der 
Herrſchaft zu Schulden kommen läßt; 

H. 118. 3) Wenn es ſich den zur Auſſicht über 
das gemeine Geſinde beſtellten Hausofjicianren mit 
Thaͤtlichkeiten, oder groben Schimpf⸗ und Schmaͤh⸗ 
reden in ihrem Amte widerſetzt; 

§. 119. 4) Wenn es die Kinder der Herr⸗ 
ſchaft zum Boͤſen verleitet; oder verdächtigen Um⸗ 
gang mit ihnen pflegt; 

H. 120. 5) Wenn es ſich des Diebſtahls oder 
der Veruntreuung gegen die Herrſchaft ſchuldig 
macht z 
§. 121. 
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$. 121. 6) Wenn es fein Nebengeſinde zu der⸗ 
gleichen Laſtern verleitet; 

J. 122. 7) Wenn es auf der Herrſchaft Nas 
men, ohne deren Vorwiſſen, Geld oder Waaren auf 
Borg nimmt; 

$. 123, 8) Wenn es die noch nicht verdiente 
Livree ganz oder zum Theil verkauft, oder verfeßt; 

$. 124. 9) Wenn es ſich zur Gewohnheit macht, 
ohne Vorwiſſen und Erlaubniß der Herrſchaft, über 
Nacht aus dem Hauſe zu bleiben; 

. 125. 10) Wenn es mit Feuer und Licht, 
gegen vorhergegangene Warnungen, unvorſichtig 
umgeht; 

$. 126. 11) Wenn, auch ohne vorhergegan⸗ 
gene Warnung, aus dergleichen unvorſichtigem Des 
tragen wirklich ſchon Feuer entſtanden iſt; 

§. 127. 12) Wenn das Geſinde ſich durch lie⸗ 
derliche Aufführung anſteckende oder efelhafte Krank⸗ 
heiten zugezogen hat; 

H. 128. 13) Wenn ein Dienſtbote von der 
Obrigkeit auf längere Zeit, als Acht Tage, gefäng- 
lich eingezogen wird; 5 

$. 129. 14) Wenn ein Gefinde weiblichen Ges 
ſchlechts ſchwanger wird; in welchem Falle jedoch 
der Obrigkeit Anzeige geſchehen, und die wirkliche 
Entlaſſung nicht eher, als bis von dieſer die geſetz⸗ 
mäßigen Anſtalten zur Verhütung alles Ungluͤcks 
getroffen worden, erfolgen muß; 

$. 130. 15) Wenn die Herrſchaft von dem 
Geſinde bey der Annahme durch Vorzeigung falſcher 
Zeugniſſe hintergangen worden; 

$. 131. 16) Wenn das Geſinde in feinem vo⸗ 
rigen Dienſte ſich eines ſolchen Betragens, weshalb 
daſſelbe nach §. 116 — 127. haͤtte erlaſſen werden 
koͤnnen, ſchuldig gemacht, und die vorige Herrſchaft 
dieſes in dem ausgeſtellten Zeugniſſe verſchwiegen, 

T 2 auch 
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auch das Geſinde ſelbſt es der neuen Herrſchaft bey 
der Annahme nicht offenherzig bekannt hat. 
von Sei, . 132. Dos Gesinde kann den Dienſt ohne 
Gebe vorhergehende Aufkündigung verlaſſen; 1) wenn es 
durch Mißhandlungen der Herrſchaft in Gefahr des 
Lebens oder der Geſundheit verſetzt worden; 8 
§. 133. 2) Wenn die Herrſchaft daſſelbe auch 
ohne ſolche Gefahr, jedoch mit ausſchweiſender und 
ungewöhnlicher Härte, behandelt hat; 

F. 134. 3) Wenn die Herrſchaft daſſelbe zu 
Handlungen, welche wider die Geſetze oder wider die 
guten Sitten laufen, bat verleiten wollen; 

§. 135. 4) Wenn dieſelbe das Geſinde vor 
dergleichen unerlaubten Anmuthungen gegen Perſo⸗ 
nen, die zur Familie gehören, oder fonft im Haufe 
aus- und eingehen, nicht hat ſchützen wollen; 

§. 136. 5) Wenn die Herrſehaft dem Geſinde 
das Koſtgeld gänzlich vorenthaͤlt, oder ihm ſelbſt die 
nothduͤrſtige Koſt verweigert; 

$. 137. 6) Wenn die Herrſchaft auf eine das 
laufende Dienſtjahr uͤberſteigende Zeit bloße Privat⸗ 
reiſen in fremde Länder vornimmt; 

9. 138. 7) Wenn fie in offentlichen Angele⸗ 
genheiten außer Landes verſchickt wird; oder wenn ſie 
ihren Wohnſitz an einen andern Ort innerhalb der 
Königlichen Lande verlegt; und in beiden Fällen es 
nicht übernehmen will, den Dienſtboten nach abge⸗ 
laufener Dienſtzeit auf ihre Koſten zurückzuſchicken. 

$. 139. 8) Wenn der Dienſtbote durch ſchwere 
Krankheit zur Fortſetzung des Dienſtes unvermoͤ⸗ 
gend wird. 

unter der . 140. Vor Ablauf der Dienſtzeit, aber doch 
dach dos nach vorbergegangener Aufkündigung kaum die Herr⸗ 
hergegan, [haft einen Dienſtboten entlaſſen: t) wenn demſel⸗ 
Ant ben die noͤthige Geſchicklichkeit zu den nach feiner Be⸗ 
gung: ſtimmung ihm obliegenden Geſchaͤften ermangelt; 

8. 147. 
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$. 141. 2) Wenn das Geſinde, ohne Erlaub⸗ von Set 
niß der Herrſchaft, feines Vergnuͤgeus wegen aus⸗ er 
läuft; oder ohne Noth über die erlaubte oder zu (haft; 
dem Geſchaͤfte erforderliche Zeit auszubleiben pflegt; 
oder ſonſt den Dienſt muthwillig vernachlaͤßigt; 

$. 142. 3) Wenn der Dienſtbote dem Trunk 
oder Spiele ergeben iſt; oder durch Zänfereien oder 
Schlägereien mie feinem Nebengeſinde den Hausfrie⸗ 
den ſtoͤrt, und ſich von ſolchem Betragen, auf ge⸗ 
ſchehene Vermahnung, nicht beſſert; 

H. 143. 4) Wenn nach geſchloſſenem Mieths⸗ 
vertrage die Vermoͤgensumſtaͤnde der Herrſchaft ders 
geſtalt in Abnahme gerathen, daß fie ſich entweder 
ganz ohne Geſinde behelfen, oder doch deſſen Zahl 
einſchränken muß. 

§. 144. Dienſtboten koͤnnen vor Ablauf der von Ser 
Dienſtzeit, jedoch nach vorhergegangener Aufkuͤndi⸗ Geldes 
gung, den Dienſt verfaffen: 1) wenn die Herrſchaft ; 
den bedungenen Lohn in den veftgefesten Terminen 
nicht richtig bezahlt; 

§. 145. 5 Wenn die Herrſchaft das Geſinde ei⸗ 
ner öffentlichen Beſchimpfung eigenmächtig ausſetzt; 

§. 146. 3) Wenn der Dienſtbote durch Hei⸗ 
rath, oder auf andere Art, zur Anſtellung einer ei⸗ 
genen Wirthſchaft vortheilhaſte Gelegenheit erhalt, 
die er durch Ausdaurung der Miethszeit verfaumen 
müßte, 

$. 147. In allen Fällen, wo der Miethvertrag 
innerhalb der Dieuſtzeit, jedoch nur nach vorherge⸗ 
gangener Aufkuͤndigung, aufgehoben werden kann, 
muß dennoch das laufende Vierteljahr, und bey Mo⸗ 
natweiſe gemiethetem Geſinde der laufende Monat, 
ausgehalten werden. 

§. 148. Wenn die Aeltern der Dienſtboten, 
wegen einer erſt nach der Vermiethung vorgefallenen 
Veranderung ihrer Umſtaͤnde, ihn in ihrer Wirth⸗ 

ſchaft 
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ſchaft nicht entbehren können; oder der Dienſtbote in 
eigenen Angelegenheiten eine weite Reiſe zu unter⸗ 
nehmen genothigt wird: fo kann er zwar ebenfalls 
ſeine Entlaſſung fordern; 

9. 149: Er muß aber alsdann einen andern 
tauglichen Dienſtboten ſtatt ſeiner ſtellen, und ſich 
mit demſelben, wegen Lohn, Koſt, und Livree, ohne 
Schaden der Herrſchaft, abfinden. 

Was all- 9. 150, In allen Fällen, wo die Herrſchaſt einen 

daun mes m: 5 f R 5 

gen ohn, Dienſtboten, wahrend der Dienſtzeit, mit oder ohne 

Hosen Aufkündigung zu entlaſſen berechtiget iſt (ö. 116. 

Rechtens bis 13 7. H. 140 —143.), kann der Dienftbore Lohn 
und Koſt, oder Koftgeld, nur nach Verhältniß der 
Zeit fordern, wo er wirklich gedient hat. 

§. 151. Ein Gleiches gilt von denjenigen Faͤl⸗ 
len, wo der Dienſthote zwar vor Ablauf der Dienſt⸗ 
zeit, aber doch nach vorhergaͤngiger Aufkuͤndigung, 
den Dienſt verlaſſen kann. ($. 144. 145. 146.) 

§. 152. In Fällen, wo der Dienſtbote ſofort, 
und ohne Auffündigung, den Dienſt zu verlaſſen bes 
rechtiget it (F. 132 —139.), muß ihm Lohn und 
Koſt auf das laufende Vierteljahr, und wenn er mo⸗ 
natweiſe gemiethet worden, auf den laufenden Mo⸗ 
nat verguͤtet werden. 

H. 153. Hat die Urſache zum geſetzmaͤßigen Aus⸗ 
tritte erſt nach Ablauf der Aufkuͤndigungsfriſt ſich 
ereignet: fo muß die Herrſchaft dieſe Verguͤtung 
auch für das folgende Vierteljahr, oder für den fol⸗ 
genden Monat leiſten. 

$. 154. In der Regel behält der Dienſtbote die 
als ein Theil des Lohns anzuſehende Livree vollſtaͤn⸗ 
dig, wenn er aus den F. 132 — 139, beſtimmten 
Urſachen den Dienſt verläßt. 

§. 153. Geſchieht der Austritt nur aus den 
5. 140 — 143. enthaltenen Gründen; und hat der 

Bedien⸗ 
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Bediente noch kein halbes Jahr gedient: ſo muß er 
Rock und Huth zurücklaſſen. 

$. 156. In den Fällen, wo das Geſinde nach 
§. 116 — 131. 140 - 143. von der Herrſchaft ent⸗ 
laſſen wird, kaun letztere der Regel nach die ganze 
Livree zurückbehalten. 

H. 157. Doch gebühren dem Bedienten die 
kleinen Montirungsſtͤͤcke, wenn er ſchon ein halbes 
Jahr gedient hat, und nur aus den F. 140 — 143. 
angeführten Gründen entlaſſen wird. 

§. 158. Wenn das Geſinde aus dem F. 144. 
und 145. angeführten Grunde, nach vorhergegange⸗ 
ner Aufkuͤndigung feinen Abſchied nimmt: fo finden 
die Vorſchriften §. 154. 155. Atzwendung. 

$ 159. Erfolgt aber der Austritt nur aus der 
F. 146. beſtimmten Urſache: fo muß der Dienſtbote 
mit den kleinen Montirungsſtuͤcken ſich begnügen. 

H. 160. Eine Herrſchaft, die aus andern, als Rechtli⸗ 
geſetzmaͤßigen Urſachen, das Geſinde vor Ablauf der 25 a 
Dienſtzeit entlaßt, muß von der Obrigkeit, daſſelbe ahne 
wieder anzunehmen und den Contract fortzuſetzen, her 
angehalten werden. nen Ent? 

$. 161. Weigert fie ſich deſſen beharrlich: fo ales 
muß ſie dem Dienſtboten Lohn und Livree auf die 
noch ruͤckſtändige Dienſtzeit entrichten. 

$. 162. Auch für die Koſt muß die Herrſchaft 
bis dahin ſorgen. 

§. 163. Kann aber das Geſinde, noch vor Ab⸗ 
lauf der Dienſtzeit, ein anderweitiges Unterkommen 
erhalten: ſo erſtreckt ſich die Vergütigungs⸗Verbind⸗ 
lichkeit der Herrſchaft nur bis zu dieſem Zeitpunkte; 
und weiter hinaus nur in ſo fern, als das Geſinde 
ſich in dem neuen Dienſte mit einem geringeren ’ 
Lohne hat begnügen müffen. . 

$. 164. Iſt die Herrſchaft das entlaſſene Ges 
finde wieder anzunehmen bereit; das Geſinde hinges 

z gen 


Verlaß 
ſung des 
Dienſtes, 


Albſthied. 
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gen weigert ſich, den Dienſt wieder anzutreten: ſo 
kaun Letzteres in der Regel gar keine Verguͤtung 
ſordern. 

H. 165. Weiſt aber das Geſinde einen ſolchen 
Grund feiner Weigerung nach, weswegen es, ſeines 
Orts, den Dienſt zu verlaſſen berechtigt ſeyn wurde: 
fo gebührt demſelben die $. 152. Iq. beſtimmite 
Vergütung. 

$. 166. Kann das Geſinde den vorigen Dienft, 
wegen eines inzwiſchen erhaltenen anderweitigen Un⸗ 
terkommens, nicht wieder antreten: fo findet die Vor⸗ 
ſchrift H. 163. Anwendung. 

9. 167. Geſinde, welches vor Ablauf der Dienſt⸗ 
zeit, ohne geſetzmaͤßige Urſache, den Dienſt verläßt, 
muß durch Zwaugsmittel zu deſſen Fortſetzung an ⸗ 
gehalten werden. 

$. 168. Will aber die Herrſchaft ein folches 
Geſinde nicht wieder annehmen: ſo iſt fie berechtigt, 
ein anderes an ſeiner Stelle zu miethen; und der 
ausgetretene Dienſtbote iſt ſchuldig, die dadurch ver⸗ 
urſachten mehreren Koſten zu erſtatten. 

§. 169. Das abziehende Geſinde iſt ſchuldig, 
alles was ihm zum Gebrauche in feinen Gefchäften, 
oder ſonſt zu ſeiner Aufbewahrung anvertraut wor⸗ 
den, der Herrſchaft richtig zuruck zu liefern. 

$. 170. Den daran durch feine Schuld ent⸗ 
ſtandenen Schaden muß es der Herrſchaft erſetzen. 
G. 65 — 89.) 
$. 171. Bey dem Abzuge iſt die Herrſchaft dem 
Geſinde einen ſchriftlichen Abſchied, und ein der 
Wahrheit gemaͤßes Zeugniß über ſeine geleiſteten 
Dienſte zu ertheilen ſchuldig. 

8. 172. Werden dem Geſinde in dieſem Ab⸗ 
ſchiede Beſchuldigungen zur Laſt gelegt, die ſein wei. 
teres Fortkommen hindern würden; fo kann es auf 
richterliche Unterſuchung antragen. 

5 $. 173. 
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9 173. Wird dabey die Beſchuldigung unges 
gründet befunden: ſo muß die Obrigkeit dem Geſinde 
den Abſchied anf Koſten der Herrſchaft ausfertigen 
luſſen, und Letzterer fernere üble Nachreden, bey 
namhafter Geldſtrafe, unterſagen. ; 

H. 174. Hat hingegen die Herrſchaft einem Ge⸗ 
finde, welches ſich grober Laſter und Veruntreuungen 
ſchuldig gemacht hat, das Gegentheil wider beſſeres. 
Wiſſen bezeugt: fo muß fie für allen einem Dritten 
daraus entſtehenden Schaden haften. 5 

9. 175. Die folgende Herrſchaft kann fich. alfo 
an fie, wegen des derſelben durch ſolche Laſter oder 
Veruntreuungen des Dienſtboten verurſachten Nach⸗ 
en. 7 N 
176. Auch ſoll eine ſolche Herrſchaft mit 
einer Geloſtraſe, von Einem bis Fünf Thaler, zum 
Beſten der Armencaſſe des Orts belegt werden. 

$. 177. Hausoffictanten, denen nur ein gewiſ⸗ U. Von 
fes beſtimmtes Gefhäft in der Haushaltung oder Pit 
Wirthſchaft, oder die Aufſicht Über einen gewiſſen 
Theil derſelben aufgetragen wird, muͤſſen durch einen 
ſchriftlichen Contract angenommen werden. 5 

§. 178. Mündliche Verabredungen find unguͤl⸗ 
tig, wenn auch Miethgeld gegeben und angenommen 
worden. 2 

9. 179. Doch muß derjenige Theil, welcher von 
der muͤndlichen Verabredung wieder abgehen will, 
das Miethgeld fahren laſſen, oder zurück geben. 

F. 180. Iſt der Dienſt auf den Grund eines 
bloß mündlichen Vertrages wirklich angetreten: fo 
kann der eine, ſo wie der andere Theil, mit Ablauf 
eines jeden Vierteljahres, jedoch unter Beobachtung 
einer ſechswoͤchentſichen Aufkündigungsfriſt, wieder 
abgehen. 

§. 181. Die Belohnung für die in der Zwi⸗ 
ſchenzeit geleiſteten Dienſte wird nach der muͤndlichen 
Abrede; 
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Abrede; und in deren Ermangelung nach dem, was 
dem Hansofſicianten bisher wirklich gegeben wor, 
den; oder, wenn auch hiernach der Streit nicht 
entſchieden werden kaun, nach dem, was Leute dieſer 
Claſſe an demſelben Orte gewohnlich erhalten, durch 
richterliches Ermeſſen beſtimmt. N 

$. 182. Hausofficianten find nur zu ſolchen 
Verrichtungen ſchuldig, weſche mit dem Dienſte, 
wozu ſie angenommen worden, nach ſeiner Beſtim⸗ 
mung verbunden ſind. 

$. 183. Andern häuslichen Geſchaͤften ſich zu 
unterziehen, ſind ſie nur im dringenden Nothſalle 
verpflichtet. 

§. 184. In dem Gefchäfte, wozu fie angenom⸗ 
men worden, müffen fie für jedes mäßige Verſehen 
haften. 

$. 185. Wegen grober Schimpf⸗ und Schmaͤh⸗ 
worte, ingleichen wegen Thaͤtlichkeiten, womit Haus⸗ 
officianten von der Heerſchaft unverſchuldet behan⸗ 
delt worden, koͤnnen fie, noch vor Ablauf der Dienſt⸗ 
zeit, Entlaſſung fordern. 

§. 186. In allen übrigen Stücken haben Haus⸗ 
officianten mit dem gemeinen Geſinde gleiche Rechte 
und Pflichten. 


Fat cer $. 157. Perſonen beiderley Geſchlechts, welche 


nen. 


1 N 
2 5 75 zur Erziehung der Kinder angenommen worden, ins 


gleichen Privatſekretairs, Kapläne, und andere, die 
mit erlernten Wiſſenſchaften und fchönen Künſten im 
Hauſe Dienſte leiſten, find nicht für bloße Hausoſ⸗ 
ſicianten zu achten. 

$. 188. Vielmehr muͤſſen die Rechte und Pflich⸗ 
ten derſelben nach dem Inhalte des mit ihuen geſchloſ⸗ 
ſenen ſchriftlichen Vertrages; nach der Natur, der 
Abſicht, und den Erforderniſſen des übernommenen 
Geſchaͤfts; und nach den allgemeinen geſetzlichen 
Vor⸗ 
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Vorſchriften von Vertragen, und von Veräußerung 
der Sachen gegen Handlungen, beurtheilt werden. 
(Th. 1. Tit. Tf. H. 869. dd.) 
§. 189. Dergleichen Perſonen find zu haͤus⸗ 
n Dienſten in keinem Falle verbunden. 

$. 190. Sie gehören unter diejenigen Mitglie⸗ 
der der Familie, denen das gemeine Geſinde, nach 
der Anordnung der Herrſchaft, feine Dienfte leiſten 
muß. (S. 58. 59.) 

$. 191. Erzieher und Erzieherinnen koͤnnen me 


lie 


gen bloßer Zuͤchtigungen der Kinder, die in keine 


Mißhandlungen ausarten, nicht entlaſſen werden. 
$. 192. Sind auch bloße körperliche Züchtiguns 
gen bey Schließung des Vertrages unterſagt worden: 


fo begründet eine Uebertretung dieſes Verbots das 


Recht zur Aufkündigung. 

8. 193. Die geſetzmaͤßige Dauer der Dienſt⸗ 
zeit ſolcher F. 187. beſchriebenen Perſonen wird, wenn 
der Vertrag nicht ein Anderes beſtimmt, auf Ein 
Jahr gerechnet. 

$. 194. Wegen deren ſtillſchweigenden Verlaͤn⸗ 
gerung gilt alles das, was bey dem gemeinen Ge⸗ 
ſinde vorgeſchrieben iſt. 

§. 195. Die Aufkuͤndigungsfriſt wird, wenn 
im Contracte nicht ein Anderes veſtgeſetzt iſt, auf 
ein Vierteljahr beſtimmt. 


$. 196. Sklavexey ſoll in den Königlichen Staa» u. Von 


ten nicht geduldet werden. 

H. 157. Kein Koͤniglicher Unterthan kann und 
darf ſich zur Sklaveren verpflichten. 

$. 198. Fremde, die ſich nur eine Zeitlang in 
Koͤniglichen Landen befinden, behalten ihre Rechte 
uͤber die mitgebrachten Sklaven. 

$. 199. Doch muß ihnen die Obrigkeit Schran⸗ 
ken ſetzen, wenn ſie dieſe Rechte bis zu lebens⸗ 


geſahr⸗ 


Sklaven. 
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gefägrlichen Mißhandlungen der Sklaven ausdehnen 
wollten. 5 

$. 200. Wenn dergleichen Fremde ſich in Kö⸗ 
niglichen Landen niederlaſſen; oder auch, wenn Koͤ⸗ 
nigliche Unterthanen auswärts erkaufte Sklaven in 
hieſige Lande bringen: ſo hoͤrt die Sklaverey auf. 

H. 201. Der Herr hat alſo kein perfönliches 
Eigenthum uͤber den geweſenen Sklaven. 

$. 202. Doch muß Letzterer von ſolcher Zeit 
an dem Herrn ohne Lohn ſo lange dienen, bis er 
denſelben dadurch für die auf ſeinen Ankauf etwa 
verwendeten Koſten entſchaͤdigt hat. 

9.203. Bey der Berechnung dieſer Entſchaͤ⸗ 
digung wird der Lohn, welchen das Geſinde, für 
Dienſte dieſer Art, am Orte oder in der Provinz 
gewoͤhnlich erhalt, zum Maasſtabe angenommen. 

$. 204. Während der unentgeldlichen Dienſt⸗ 
zeit muß dem geweſenen Sklaven nothduͤrftige Klei⸗ 
dung und Koſt, gleich dem Geſinde, gereicht werden. 

H. 205. Auch in allen übrigen Stuͤcken hat er 
gleiche Rechte und Pflichten mit dem gemeinen und 
freien Geſinde. 

§. 206. Hat die Herrſchaft der von einem ſolchen 
geweſenen Sklaven erzeugten Kinder ſich angenom⸗ 
men: ſo gebuͤhren ihr auf die Dienſte derſelben gleiche 
Rechte, wie auf andere in Pflege und Erziehung ge⸗ 
nommene verlaſſene Kinder. (Tit. 2. 8.753 — 77 f.) 

$. 207. Einen geweſenen Sklaven kann der 
Herr auch einem Landgute als Unterthanen zus 
ſchlagen. . 

F. 208. Geſchieht dieſes: fo hat derſelbe mit 
andern Gutsunterthanen gleiche Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten. 


Sechſter 
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Von Geſellſchaften überhaupt, und 
von Corporationen und Gemeinen 
in ſonderheit. 8 


GT, y 
Unter Geſellſchaften überhaupt werden hier Verbin, al 
dungen mehrerer Mitglieder des Staats zu einem le 
gemeinſchaftlichen Endzwecke verſtanden. baupt, 
. 2. u fo fern dieſer Zweck mit dem geimeis erlaubte; 
nen Wohl beſtehen kann, ſind dergleichen Geſell⸗ 
ſchaften erlanbt. i > 
§. 3. Geſellſchaften aber, deren Zweck und Ge- puer 
fehäfte der gemeinen Ruße, Sicherheit und Ordnung laabte. 
zuwiderlaufen, find unzulͤßig, und ſollen im Staate 
nicht geduldet werden. 
§. 4. Auch an ſich nicht unzulaͤßige Geſellſchaf, 
ten kann der Staat verbia n, ſobald ſich findet, daß 
dieſelben andern gemeinnützigen Absichten oder Ans 
falten hinderlich oder nachtheilig find, 
§. 5. Dergleichen ausdrücklich verbotene Geſell⸗ 
ſchaften ſind, von Zeit des ergaugenen Verbots, den 
an ſich unzulaͤßigen gleich zu achten. 
§. 6. Unzuläßige und verbotene Geſellſchaften 
baben, als ſolche, gar keine Rechte, weder gegen 
ihre Mitglieder, noch gegen Andere. 
9. 7. Die Mieglieder derſelben find, wegen un⸗ 
erlaubter Handlungen, die von ihnen gemeinſchaft⸗ 
lich, oder auch von Einzelnen nach dem Zwecke der 
Geſellſchaft vorgenommen worden, zum Schadens: 
erfage und zur Strafe eben fo verhaftet, wie andere 
Mitgenoſſen eines Verbrechens. 
§. 8. Doch find diejenigen Mitglieder davon 
befreit, welche weder von dem gemeinſchaͤdlichen 
Zwecke 
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Zwecke der Geſellſchaft gewußt, noch an den uner⸗ 
laubten Handlungen der übrigen Theil genommen 
haben. 

§. 9. Dergleichen Mitglieder koͤnnen vielmehr, 
wenn ihnen aus einer ſolchen Verbindung Schaden 
entſteht, den Erſatz deſſelben von denjenigen, durch 
welche ſie zum Beitritte verleitet worden, ſo wie von 
den Vorſtehern der Geſellſchaft fordern. 

H. 10. Wer einer vom Staate ausdruͤcklich ver⸗ 
botenen Geſellſchaft beitritt, kann gegen die in dem 
Verbotsgeſetze beſtimmte Strafe, durch Vorſchuͤtzung 
der Unwiſſenheit des unerlaubten Zwecks ſich nicht 
entſchuldigen. 


Rechte der H. 11. Die Rechte und Pflichten der Mitglieder 


erlaubten 
rivatt 


Fal 


ten. 


erlaubter Geſellſchaften unter ſich, werden nach dem 
unter ihnen beſtehenden Vertrage, in deſſen Erman⸗ 
gelung, nach den fuͤr die verſchiedenen Arten ſolcher 
Geſellſchaften ergangenen beſondern Geſetzen, und 
wo auch dieſe nicht entſcheiden, nach dem Zwecke 
ihrer Verbindung beurtheik. 

§. 12. Bey Handlungen, woraus Rechte und 
Verbindlichkeiten gegen Andere entſtehen, werden fie 
nur als Theilnehmer eines gemeinſamen Rechts, oder 
einer gemeinſamen Verbindlichkeit betrachtet. 

$. 13. Dergleichen Geſellſchaften ſtellen im Vers 
haͤltniſſe gegen Andere, außer ihnen, keine morali⸗ 
ſche Perſon vor, und koͤnnen daher auch, als ſolche, 
weder Geundſtuͤcke, noch Capitalien auf den Namen 
der Geſellſchaft erwerben. 

§. 14. Unter ſich aber haben dergleichen Geſell⸗ 
ſchaften, ſo lange ſie beſtehen, die inneren Rechte 
der Corporationen und Gemeinen. ($. 25. fqq.) 

$. 15. Es kann daher ein ausſcheidendes Mies 
glied von dem Geſellſchaftsvermoͤgen nur in fo fern 
einen Antheil fordern, als das Mitglied einer Cor⸗ 
poration und Gemeine dazu berechtiget iſt. 25 
. 16. 
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§. 16. Handlungsgeſellſchaften werden lediglich 
nach den Vorſchriften des Dritten Abſchnitts des 
Siebzehnten Titels im Erſten Theile, und des Sie⸗ 
benten Abſchnitts, Achten Titels, im Zweiten Theile, 
beurtheilt. 

§. 17. Alles, was einer ſolchen Geſellſchaft zu⸗ 
fällt, wird nur das gemeinſchaftliche Eigenthum der 
dermaligen Mitglieder. 

$. 18.- Es kann alſo jedes ausſcheidende Mit; 
glied feinen Antheil davon, fo wie von dem übrigen 
im gemeinfchaftlichen Elgenthume befindlichen Ver⸗ 
moͤgen fordern, 

§. 19. Iſt bey der Erwerbung oder Zuwendung 
das Gegentheil ausdrücklich veſtgeſetzt worden: fo 
bat zwar, fo lange die Geſellſchaft beſteht, ein aus» 
ſcheidendes Mitglied an dergleichen Sachen keinen 
Anſpruch; 

§. 20. Wenn aber die Geſellſchaft ganz auf⸗ 
hoͤrt: fo wird auch eine folche Sache, gleich dem 
uͤbrigen gemeinſchaftlichen Vermoͤgen, unter die als⸗ 
dann vorhandenen Mitglieder getheilt. 

$. 21. Schenkungen, die einer erlaubten Pri⸗ 
vatgeſellſchaft, welche aber keine Handlungsgeſell⸗ 
ſchaft iſt, zu einem gewiſſen Zwecke gemacht worden, 
ſallen, wenn bey erfolgender Aufhebung der Geſell⸗ 
ſchaft der Zweck nicht mehr erreicht werden kann, in 
ſo fern fie noch vorhanden ſind, an den Geſchenkge⸗ 
ber, oder deſſen Erben zurück, (Th. 1. Tit. 16. 
H. 201, 14.) 

H. 22. Die Rechte und Verhältniſſe einer vom Brisite- 
Staate ausdrücklich genehmigten oder privilegirten re 
Geſellſchaft, muͤſſen hauptfächlich nach dem Inhalte sen. 
des ihr ertheilten Pewilegti beurtheilt werden. 

$. 23. So weit aber in dieſem nichts Beſonde⸗ 
res veſtgeſetzt iſt, haben dergleichen privilegirte Ge⸗ 

ſellſchaf⸗ 


tionen und 
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ſellſchaften mit andern erlaubten in der Regel nur 
gleiche Rechte. ö 

$. 24. Doch kann der Staat eine von ihm 
ausdrücklich privilegirte Geſellſchaft nur aus eben 
den Gründen, aus welchen ein Privilegium uͤber⸗ 
225 zuruͤckgenommen werden kann, wieder auf⸗ 
eben. 

9. 25. Die Rechte der Corporationen und Ge⸗ 


Gemeinen meinen kommen nur ſolchen vom Staate genehmig⸗ 


ten Geſellſchaften zu, die ſich zu einem fortdauern⸗ 
den gemeinnützigen Zwecke verbunden haben. 

F. 26. Die Verhättniffe und Rechte der Corz 
porationen und Gemeinen ſind hauptſachſich nach ben 
bey ihrer Errichtung geſchloſſenen Verträgen, oder 
ergangenen Stiftungsbriefen; nach den vom Staate 
erhaltenen Privilegien und Conceſſionen; und nach 
den auch in der Folge unter Genehmigung des Staats 
abgefaßten Schlüſſen zu beurtheilen. 

$. 27. Die ſolchergeſtalt beſtimmten Rechte und 
Pflichten der Geſellſchaft und ihrer Mitglieder, ſo 
wie die wegen des Betriebes der gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten getroffenen Einrichtungen, machen 
die Verfaſſung dieſer Corporation aus. 

§. 28. So weit dadurch der Zweck der Geſell⸗ 
ſchaft, und ſolche Mittel, ohne welche dieſer Zweck 
nicht erreicht werden kann, beſtimmt find, gehoͤren 
dieſelben zur Grundverfaſſung. 

§. 29. Grundverfaſſungen können nur in fo weit 
geändert oder abgeſchafft werden, als die Corpora⸗ 
tion ſelbſt aufgehoben werden kann. 

H. 30. Auch andere Verfaſſungen kann die Cor⸗ 
poration eigenmächtig, ohne Vorwiſſen und Geneh⸗ 
migung des Staats, nicht abändern. 

$. 31. Wie weit aber dergleichen Aenderungen 
durch einen nach Mehrheit der Stimmen abzufaſ⸗ 
fenden Geſellſchaftsſchluß, unter Approbation des 

Staats, 
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Staats, erfolgen koͤnnen, iſt nach den unten vor⸗ 
kommenden Regeln zu beurtheilen. 

H. 32. Bey der Auslegung dunkler und zwei⸗ 
felhafter Stellen in den Verfaſſungsgeſetzen einer 
Geſellſchaft, finden die allgemeinen Regeln von Aus⸗ 
legung der Vertraͤge, Geſetze, und Privilegien über 
haupt, Anwendung. f 

F. 33. Doch iſt dabey auch auf die bisherige 
Gewohnheit bey der Geſellſchaft, ſo weit dieſelbe 
ihrer Grundverfaſſung und den allgemeinen Geſe⸗ 
Gen des Staats nicht widerſpricht, vorzuͤgliche Ruͤck⸗ 
ſicht zu nehmen. bi 

$. 34. Soll über dergleichen dunkle oder zwei⸗ 
felhafte Stellen eine allgemeine Erklarung für die 
Zukunſt abgefaßt werden: fo kann dies nur durch 
Schluͤſſe der Corporation, unter Genehmigung des 
Staats geſchehen. 

H. 35. Kann kein ſolcher Schluß zu Stande 
kommen; oder betrifft die Sache Rechte und Pflich⸗ 
ten der Corporation gegen andre außer ihr: ſo kommt 
dieſes Erklärungsrecht nur allein dem Staate zu. 

§. 36. Behauptet aber ein Dritter, daß er 
durch ſolche Deklarationen in ſeinen ſchon erworbe⸗ 
nen Befugniſſen gekränkt ſey: fo muß ihm darüber 
rechtliches Gehör verſtattet werden. 

§. 37. Jedes in die Corporation neu eintreten 
de Mitglied unterwirft ſich eben dadurch den Verfaſ⸗ 
ſungen derſelben. n 

§. 38. Von deren Beobachtung, fo weit es da⸗ 
bey auf Grundverfaſſungen ankommt, koͤnnen auch 
einzelne Mitglieder niemals befreit werden. 

H. 39. In wie fern aber Corporationen, oder 
deren Vorgeſetzte, einzelne Mitglieder von andern 
zur Grundverfaſſung nicht gehörenden Verbindlich⸗ 
keiten und Laſten diſpenſiren koͤnnen, haͤngt von den 

Allgem. Landr. III. Bond. u beſon⸗ 
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beſondern Einrichtungen einer jeden Art der Eorpo- 
rationen ab. 

§. 40. So weit die Verfaſſung einer Corpora⸗ 
tion aus den bisher (§. 26 — 36.) angegebenen 
Quellen nicht zu beſtimmen iſt, muß auf die wegen 
der verſchiedenen Arten der Corporationen ergange⸗ 
nen beſondern Geſetze Ruͤckſicht genommen werden. 

H. 41. Wo auch dieſe nichts näheres beſtim⸗ 
men, da treten nachſtehende allgemeine Vorſchrif⸗ 
ten ein. 


annere F. 42. Jedes Mitglied einer Corporation iſt 


echte. 


ſchuldig, ſeine Handlungen dem gemeinſchaftlichen 
wecke gemäß einzurichten, und zur Erreichung deſ⸗ 
ſelben mitzuwirken. a 

$. 43. Die Corporation iſt berechtigt, Mitglie⸗ 
der, welche dieſem Zwecke vorſaͤtzlich, oder ſonſt bes 
harrlich zuwider handeln, auszuſtoßen. 

$. 44. Sie kann aber dieſe Befugniß nur un⸗ 
ter Aufſicht des Staats, und nach den von ihm 
vorgeſchriebenen Geſetzen ausüben, 

$. 4. Ein eigentliches Strafrecht gegen ihre 
Mitglieder kann einer Corporation nur wegen Ders 
gehungen, die von den Mitgliedern in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft begangen worden, und nur in ſo fern zukom⸗ 
men, als ihr der Staat dergleichen Recht ausdrücklich 
verliehen hat. 

F. 45. Aber auch in dieſem Falle muß die Cor⸗ 
poration, bey Ausübung ihres Strafrechts, die in 
den Gefetzen allgemein vorgeſchriebene Ordnung und 
Verfahrungsart beobachten. 

$. 47. Auch findet gegen ſolche Strafverfuͤgun⸗ 
gen die Berufung auf die vom Staate angeordne⸗ 
ten Nichterftühle Statt. 

$. 48. Die Corporation hat das Recht, neue 
Mitglieder, mit Vorwiſſen und Beiſtimmung des 
Staats aufzunehmen. 

L. 49. 
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F. 49. Rechte und Vorzüge, welche einer Cor⸗ 
poration oder Gemeine vom Staake beigelegt ſind, 
kommen der Regel nach allen gegenwaͤrtigen und kuͤnf⸗ 
tigen Mitgliedern derſelben zu ſtatten. 

$. 50. Doch konnen auf Vorrechte, welche nur 
der ganzen Geſellſchaft, als einer moraliſchen Perſon 
betrachtet, verliehen ſind, einzelne Mitglieder fuͤr 
ihre Perſonen, und in ihren Privatangelegenheiten, 
keinen Anſpruch machen. 

H. 81, Die innern Angelegenheiten einer Cor⸗ Berath⸗ 
poration werden durch Berathſchlagungen und Schlüf e aud 
ſe der Mitglieder angeordnet. Schluͤſe: 

$. 52. Bey gewoͤhnlichen Vorſaͤllen, und in 
den ein für allemal dazu beſtimmten Verſammlun⸗ 
gen, entſcheidet der Schluß der in dieſer Verſamm⸗ 
lung gegenwärtigen Mitglieder. 

H. 53. Bey außerordentlichen Vorfuͤllen, des 
ren Verhandlung in den Stiftungsgeſetzen den or⸗ 
dinairen Verſammlungen nicht beigelegt iſt, muͤſ⸗ 
fen ſaͤmmtliche Mitglieder ausdrücklich eingeladen 
werden. 8 

$. 54. Iſt bey der Einladung zu ſolchen außer⸗ 
ordentlichen Verſammlungen zugleich der Gegenſtand 
der Berathſchlagung angezeigt worden: ſo koͤnnen die 
erſcheinenden Mitglieder, ohne Ruͤckſicht auf ihre 
Anzahl, einen gültigen Schluß abfaſſen. 

§. 55. Iſt aber eine ſolche ausdruͤckliche Be⸗ 
kanntmachung des Gegenſtandes der Berachſchlagung 
nicht geſchehen: ſo muͤſſen wenigſtens zwey Drittel 
der Mitglieder gegenwärtig ſeyn, wenn ein Schluß 
zu Stande kommen foll. 

H. 56. Iſt die Einladung nicht gehörig geſche⸗ 
hen, oder in dem Falle des §. 55. nicht die erfor⸗ 
derliche Anzahl von Mitgliedern gegenwärtig gewe⸗ 
fen: fo iſt ein dennoch abgefaßter Schluß nichtig. 


1% $. 57. 


inſonder⸗ 
heit bey 
neuen its 
lagen; 
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F. 57. Es iſt hinreichend, wenn die Einladung 
an dem gewöhnlichen Wohnorte eines jeden Mit, 
gliedes, auf die in der Prozeßordnung vorgeſchrie⸗ 
bene Art inſinuirt wird. 

§ 58. Mitglieder, welche ihren bisherigen be 
kannten Aufenthaltsort verändern, ohne den Vor⸗ 
ſtehern der Corporation Nachricht zu geben, wo ſie 
anzutreffen find, iſt die Corporation beſonders ein⸗ 
zuladen nicht ſchuldig. 

9. 59. Eben das gilt wegen ſolcher Mieglie⸗ 
der, die ihren Wohnſitz aus der Provinz verlegen, 
ohne der Corporation einen Bevollmächtigten anzu⸗ 
zeigen, an welchen die Einladung in vorkommenden 
Faͤllen gerichtet werden ſolle. 

$. 60. Abweſende Mitglieder koͤnnen den Ver⸗ 
ſammlungen auch durch Bevollmächtigte beiwohnen. 

9. 67. Dergleichen Vollmacht kann aber nur eis 
nem Mitgliede der Corporation aufgetragen werden. 

H. 62. Die Schluͤſſe der Geſellſchaft werden 
nach der Mehrheit der Stimmen abgefaßt. 

§. 63. Bey vorhandener Stimmengleichheit ger 
buͤhrt die Entſcheidung derjenigen Behörde, der es 
ſelbſt zukommt, die Schluͤſſe der Corporation zu be⸗ 
ſtaͤtigen. 

§. 64. Zu neuen Beiträgen, die weder in der 
Stiftungsverfaſſung, noch in den allgemeinen Ge⸗ 
ſetzen des Staats gegruͤndet find, iſt die Einwilligung 
aller Mitglieder erforderlich. 

$. 65. Sind jedoch dergleichen Anlagen zur Er⸗ 
fuͤllung des Zwecks der Corporation, oder einer von 
ihr vorhin ſchon rechtsguͤltig uͤbernommenen Verbind⸗ 
lichkeit nothwendig: ſo muß auch in dergleichen An⸗ 
gelegenheiten die geringere Zahl der Mehrheit der 
Stimmen ſich unterwerfen. 


8 66. 
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$. 66. In keinem Falle können neue Anlagen 
ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Staats ge⸗ 
macht werden. 

§. 67. Was von neuen Verträgen verordnet 
iſt, gilt auch von Erhöhung der bisher nur gewoͤhn⸗ 
lichen. 


8. 68. Geſellſchaftliche Rechte, welche nicht 


ſaͤmmtlichen Mitgliedern, ſondern nur Einem oder 
dem Andern unter ihnen, als Mitgliede, zukom⸗ 
men, koͤnnen denſelben, wider ihren Willen, durch 
die bloße Stimmenmehrheit nicht genommen oder 
eingeſchraͤnkt werden. 

b. 69. Eben das gilt, wenn nicht allen, ſondern 
nur Einem oder etlichen Mitgliedern, neue Laſten 
oder Verbindlichkeiten aufgelegt werden ſollen. 

§. 70. Auch die Verwaltung und Nutzung des 
der Corporation zuſtehenden gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
moͤgens wird durch Schluͤſſe der Corporation ange⸗ 
ordnet. 

9. 71. Die Verwendung muß zur Beförderung 
des gemeinfchaftlichen Beſten der Geſellſchaft, und 
zur Erreichung ihres Endzwecks geſchehen . 

§. 72. Derjenige Theil des Geſellſchaftsvermoͤ⸗ 
gens, wovon die Nutzungen für die einzelnen Mit⸗ 
glieder beſtimmt ſind, muß nach den Rechten des ge⸗ 
meinſamen Eigenthums behandelt werden. (Th. 1. 
Tit. 17. Abſchn. 1.) 

§. 73. Die Corporation iſt nicht befugt, von 
demjenigen, was ein Mitglied, oder auch ein Frem⸗ 
der, ihr zu einem gewiſſen beſtimmten Zwecke zuge⸗ 
wendet hat, ohne deſſen Genehmigung einen andern 
Gebrauch zu machen. 

$. 74. In wie fern aber bey veränderten Um⸗ 
ſtänden der Staat, nach dem Ableben des Stifters, 
der Stiftung eine andere Richtung geben koͤnne, ist 

nach 


wegen 
des Ver⸗ 
moͤgens; 


wegen 
der Stif⸗ 
tungen. 
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nach dem unten F. 193. vorkommenden Geundſatze 
zu beurtheilen. 

H. 79. In allen Fällen, wo dergleichen Berfüs 
gung getroffen werden ſoll, muß die noch beſtehende 
Corporation mit ihrem Gutachten zuvoͤrderſt darüber 
vernommen, und von dieſem Gutachten, ohne übers 
wiegende Gründe, nicht abgewichen werden. 

$. 76. Auch von den zur Erreichung des Zwecks 
einer ſolchen Stiftung vorgeſchriebenen Mitteln darf 
die Corporation eigenmaͤchtig nicht abgehen. 

H. 77. Der Staat ſelbſt iſt, dieſe Mittel und 
Einkichtungen abzuändern, nur alsdann berechtigt, 
wenn klar erhellet, daß dadurch der Zweck nicht 
erreicht werden koͤnne, oder gar verfehlt werden 
wuͤrde. 

$. 78. Sind dabey Verordnungen zu Gunſten 
gewiſſer beſtimmter Perſonen gemacht: ſo kann da⸗ 
von, ohne die Einwilligung oder vollſtaͤndige Entſchaͤ⸗ 
digung ſolcher Perfonen, nicht abgegangen werden. 

. 79. Iſt in dem Falle, wenn die Eiurichtun⸗ 
gen des Stifters nicht buchftäblich befolgt würden, 
einem Dritten ein Recht auf die zur Stiftung ge⸗ 
widmete Sache oder Summe beigelegt: fo findet 
eine Aenderung ohne die Zuziehung oder Einwilli⸗ 
gung dieſes Dritten nicht Statt. 

t F. 80. Werden die von dem Stifter gemachten 
Einrichtungen ſchon zu der Zeit, da die Stiftung 
errichtet, und der Corporation aufgetragen wor⸗ 

den, zweckwidrig befunden: ſo muß der Corporation 
die Annahme einer ſolchen Stiftung nicht geſtattet 
werden. 


Be $. 81. Corporationen und Gemeinen ſtellen in 


e; den Gefchäften des bürgerlichen Lebens Eine mora⸗ 
liſche Perſon vor. 
H. 82. Sie werden in Ruͤckſicht auf ihre Rechte 
W Vabindüchkeczen gegen Andre, außer ihnen, a 
a eben 
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eben den Geſetzen, wie andre einzelne Mitglieder 
des Staats, beurtheiſt. 

§. 83. Doch koͤnnen fie, ohne beſondere Ein 
villigung der ihnen vorgeſetzten Behörde, unbeweg⸗ 
iche Sachen weder an ſich bringen, noch veräu⸗ 
Jern oder verpfaͤnden. 

§. 84. Dergleichen von einem Dritten ohne 
dieſe Einwilligung mit ihnen vollzogene Handlungen 
find nichtig, 

§. 85. Auch bey Schulden, für welche die Sub⸗ 
ſtanz des unbeweglichen Geſellſchaftsvermoͤgens, oder 
die Nutzungen deſſelben, auf länger als Ein Jahr 
haften ſollen, iſt die Einwilligung der vorgeſetzten 
Behörde nothwendig. g 

$. 86. Die Ausübung der Außen Geſellſchafts⸗ 
rechte wird durch Schlüſſe der Corporation ange⸗ 
ordnet. 5 

§. 87. Von Abfaſſung dieſer Schlüffe gilt alles 
das, was bey den innern Angelegenheiten der Cor⸗ 
voratton beſtimmt iſt. a 

$. 88. Auch diejenigen Angelegenheiten, wel⸗ 
cher zwar nicht die Corporation, als Eine moraliſche 
Herſon betrachtet, aber doch die ſaͤmmtlichen Mita 
glieder derſelben, als ſolche, betreffen, werden durch 
Schlüſſe der Corporation beſtimmt. 

$. 89. Iſt jedoch von Beſugniſſen oder Leiſtun⸗ 
gen die Rede, welche auf die einzelnen Mitglieder 
dergeſtalt vertheilt werden konnen, daß jeder für. ſich 
das Recht ausüben, oder die Pflicht leiſten kann, oh⸗ 
ne dadurch die Rechte der Andern einzuſchränken, oder 
ihre Pflichten zu erſchweren: ſo find die einzelnen 
Mitalteder an einen durch Mehrheit der Stimmen 
der uͤbrigen gefaßten Schluß nicht gebunden. 

$. go, Sie überkommen alſo auch durch die, 
vermöge eines ſolchen Schluſſes, ferner erfolgenden 


Ver⸗ 
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Verhandlungen, für ihre Perſonen weder Rechte, 
noch Verbindlichkeiten. 

§. 91. Für die von der Corporation gehörig 
übernommenen Schulden haftet das gemeinſchaftliche 


Schulden, Vermoͤgen derſelben. 


$. 92. An denjenigen Theil des Geſellſchafts⸗ 
vermoͤgens, wovon die Nutzungen den einzelnen Mit⸗ 
gliedern zukommen, kann der Gläubiger nur in Erz 
mangelung eines andern gemeinfchaftlichen Vermoͤ⸗ 
gens ſich halten. 

$. 93. Auch kann dieſer Theil des Geſellſchafts⸗ 
vermoͤgens nur in ſo fern angegriffen werden, als der 
Schluß, wodurch die Verbindlichkeit übernommen 
worden, nach Vorſehrift H. 62 — 69. jedes einzelne 
Mitglied verpflichtet. 

H. 94. Das Privatvermoͤgen der Mitglieder haf⸗ 
tet nur alsdann, wenn ſich dieſelben dazu ausdruͤck⸗ 
lich anheiſchig gemacht haben. 

$. 95, Zu einer ſolchen Verpflichtung konnen 
die Widerſprechenden auch durch eine überwiegende 
Stimmenmehrheit nicht angehalten werden. 

$. 96. Dagegen haften die einzelnen Mitglie⸗ 
der, ſelbſt ohne ausdrückliche Einwilligung, für 
Schulden, die zu ſolchen Beduͤrfniſſen der Com⸗ 
mune gemacht worden, zu deren Beſtreitung ſie neue 
oder erhöhete Beiträge, auch wider ihren Willen, 
haͤtten übernehmen muͤſſen. ($. 65. 

§. 97. Iſt eine wahre Geſellſchaftsſchuld vor⸗ 
handen, welche durch neue oder erhößete Beiträge ger 
tilgt werden muß: ſo hat die Geſellſchaft das Recht, 
dieſe Beiträge, unter Aufſicht und Genehmigung des 
Staats, dergeſtalt einzurichten, daß das Erforder⸗ 
liche nur nach und nach zuſammen gebracht, und 
die Laſt ſowohl unter die gegenwärtigen als Fünfti- 
gen Mitglieder billig vertheilt werde. 


§. 98. 
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$. 98. Auch der Gläubiger muß ſich eine ſol⸗ 
che nur nach und nach zu leiſtende Zahlung gefallen 
laſſen, wenn nicht ein gemeinſchaftliches Vermoͤgen, 
an welches er ſich halten kann, vorhanden, oder in 
dem Vertrage mit der Geſellſchaft ein Anderes ver⸗ 
abredet iſt. 5 

H. 99. So weit nach Vorſchrift $. 97. Geſell⸗ 
ſchaftsſchulden durch Beitraͤge der Mitglieder nach 
und nach getilgt werden muͤſſen; ſo weit ſind auch 
neue Mitglieder dieſe fortlaufenden Beiträge mit zu 
übernehmen verbunden. 

§. 100. Doch muß ihnen dieſes bey ihrer Auf⸗ 
nahme bekannt gemacht werden. 8 

§. 101. Weigern ſich ſich alsdann, die ſernern 
Beiträge zu übernehmen: fo kann ihnen die Auf⸗ 
nahme in die Geſellſchaft verſagt werden. 

$. 102, Iſt die Bekanntmachung nicht geſche⸗ 
ben: fo haften die Vorſteher der Geſellſchaft, durch 
deren Schuld dieſelbe unterblieben iſt, für die Bei⸗ 
traͤge ſolcher Mitglieder. 

§. 103. Durch den Austritt aus der Geſell⸗ 
ſchaft werden einzelne Mitglieder von ferneren Bei⸗ 
trägen in der Regel frey. 

$. 104. Auch die Erben verſtorbener Mitglie⸗ 
der find, als ſolche, zu fernern Beiträgen nicht ver 
pflichtet. 

9. 105. Von dieſen Regeln ($. 103. 104.) 
findet eine Ausnahme Statt, wenn ein Mitglied eine 
Geſellſchaftsſchuld, ganz oder zum Theil, nicht bloß 
in der Eigenſchaft eines Mitgliedes, ſondern als 
ſeine Privatſchuld, ausdruͤcklich übernommen hat. 

§. 106. Sind Privatgrundſtücke oder Gerech⸗ 
tigkeiten für eine Geſellſchaftsſchuld verpfändet wor⸗ 
den: fo geht die Schuld auf jeden Befiger derſel⸗ 
ben uͤber. 


$. 107. 
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$. 107. Haben die Mitglieder einer Corpora⸗ 
tion zwar durch einen an ſich rechts beſtaͤndigen Schluß, 
oder zu einem Behufe, welcher nicht das fortwah⸗ 
rende Beſte der Corporation, ſondern nur die gegen⸗ 
wärtigen Mitglieder betrifft, Schulden gemacht: ſo 
ſind auch nur dieſe, und ihre Erben, zu deren Ab⸗ 
tragung verpflichtet. 

H. 108. Von dieſer Pflicht koͤnnen fie ſich durch 
den Austritt aus der Geſellſchaft nur alsdann be⸗ 
freien, wenn ſie ein anderes Mitglied ſtellen, wel⸗ 
ches die fernern Beiträge an ihrer Statt zu uͤberneh⸗ 
men erbötig und dafür hinlänglich ſicher iſt. 

§. 109. Dagegen iſt die Weigerung eines neuen 
Mitgliedes, Beiträge zu Schulden von dieſer Art zu 
ubernehmen, für ſich allein noch kein hinreichender 
Grund, demſelben die Aufnahme zu verſagen. 

§ 110. Das gemeinſchaftliche Vermoͤgen der 
Geſellſchaft haftet dem Glaͤubiger, welcher mit ihr, 
unter Beobachtung der geſetzlichen Erforderniſſe, einen 
gültigen Vertrag geſchloſſen hat: wenn gleich das 
Gegebene oder Geleiſtete nicht zum Beſten der Ge⸗ 
ſellſchaft verwendet worden. 

§. 111. Der Staat aber ift, fo wie die Geſell⸗ 
ſchaft ſelbſt, in einem ſolchen Falle dafür zu ſorgen 
berechtigt, daß das gemeinſchaftliche Vermögen von 
der darauf gelegten Verpflichtung durch diejenigen, 
welche den Vortheil davon gezogen haben, oder durch 
deren Verſchulden die Verwendung zum Beſten der 
Geſellſchaft unterblieben iſt, wieder befreiet werde. 

§. 112. Eben dieſe Vorſchriften ($. 110. 111.) 
finden auch Anwendung, wenn wegen Schulden von 
ders. 170. beſchriebenen Art das Geſellſchaftsver⸗ 
moͤgen angegriffen worden. 

H. 113. Auch wenn kein Vertrag vorhanden iſt, 
oder es demſelben an den geſetzlichen Erforderniſſen 


mangelt, wird die Corporation durch die geſchehene 


Ver⸗ 
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Verwendung in den gemeinſchaftlichen Nutzen, gleich 
einer Privatperſon verhaftet. (Th. 1. Tit. 13. Ab⸗ 
ſchnitt 3) . 

§. 114. Die Ausübung der Geſellſchaftsrechte 1 
kann einzelnen Perſonen, als Repraͤſentanten oder kanten. 
Stellvertretern der Geſellſchaft, übertragen werden. 

§. 115. Iſt die Beſtellung von Nepräfentanten 
in den Stiftungsvertraͤgen oder Geſetzen nicht ange⸗ 
ordnet: fo gehört die Eueſcheidung der Frage: ob 
Repräſentauten beſtellt werden ſollen, zu denjenigen 
Angelegenheiten, welche in außerordentlichen Ver⸗ 
ſanunlungen, nach vorhergegangener Einladung 

ſaͤmmtlicher Mitglieder, abgethan werden müſſen. 
$. 116. Zur bejahenden Entſcheidung dieſer 
Frage wird eine Mehrheit von zwey Dritteln der 
Stimmen der auf gehoͤrige Einladung erſchienenen 
Mitglieder; zur Wahl der Perſonen aber nur eine 
Mehrheit der Stimmen überhaupt erfordert, 

$. 117. Den Repraͤſentanten einer Corporation 
kommt nur die Ausübung der aͤußern Rechte der Ges 
ſellſchaft, und die Beſorgung der Geſchaͤſte derſelben 
mit Fremden außer ihr zu. 

§. 118. Dergleichen Gefchäfte find die Repraͤ⸗ 
ſentanten in der Regel ohne weitere Rückfrage mit 
der Geſellſchaft abzuthun berechtigt. 

H. 119. Dagegen find fie, wegen ſolcher Ges 
fhäfte, mit der Geſellſchaft Ruͤckſprache zu nehmen 
verbunden, wodurch unbewegliche Sachen derſelben 
veräußert, oder verſchuldet, oder die Mitglieder zu 
Ran oder erhoͤheten Beiträgen verpflichtet werden 
ollen. 

$. 120. Sind den Repraͤſentanten mehrere Ein⸗ 
ſchraͤnkungen nur durch ihre Inſtruktion, oder ver⸗ 
moͤge eines beſondern Herkommens in der Corpora⸗ 
tion, gemacht: ſo iſt ein Fremder, der mit ihnen in 
Verhandlungen ſich einläßt, an ſolche Einſchraͤnkun⸗ 

gen 
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gen nur fo weit gebunden, als ihm dieſelben hät« 
ten bekannt ſeyn koͤnnen und ſollen. 

$. 121. Daß eigentliche Repräfentanten durch 
beſondere Inſtruktionen mehr, als die öffentlich be⸗ 
kannte Verfaſſung der Geſellſchaft, oder die Landes⸗ 
geſetze mit ſich bringen, eingeſchraͤnkt ſind, wird 
nicht vermuthet. b 

§. 122. Eine Corporation alſo, welche ſolche 
beſondere Einſchraͤnkungen machen will, muß dafür 
ſorgen, die ihren Repraͤſentanten ertheilte Inſtruk⸗ 
tion dergeſtalt oͤffentlich bekannt zu machen, daß dies 
ſelbe Niemanden, der mit den Repräſentanten etwas 
verhandelt, ohne fein eignes grobes oder mäßiges Ver⸗ 
ſehen verborgen bleiben koͤnne. 

$ 123. Dagegen muß der fremde Contrahent 
die gewoͤhnliche Aufmerkſamkeit anwenden, daß er 
ſolchen Einfchränfungen der Repraͤſentanten, welche 
auf einem ununterbrochenen Herkommen bey der Ge⸗ 
ſellſchaft beruhen, nicht zuwider handle. 

§. 124. Ob Repraͤſentanten, welche mit einem 
Fremden in ihrem eignen Namen Verhandlungen 
vornehmen, denſelben dadurch nur ſich ſelbſt, oder 
die Geſellſchaft verpflichten, muß nach eben den Re⸗ 
gef, wie bey Bevollmächtigten, beurtheilt werden. 
(Th. 1. Tit. 13. $. 153 — 156.) 

H. 125. Innere Geſellſchaftsrechte kommen den 
Repräſentanten nur in ſo fern zu, als ihnen derglei⸗ 
chen durch die Stiftungsgeſetze, durch ihre Inſtruk⸗ 
tion, oder durch ein ununterbrochenes Herkommen 
übertragen worden. 

$. 126. Von den Schluͤſſen der Repraͤſentan⸗ 
ten gilt in der Regel alles, was von den Schluͤſſen 
der Geſellſchaft ſelbſt verordnet iſt. 

§. 127. Wenn die Zahl der Repraͤſenkanten 
beſtimmt; und eine Stelle darunter durch den Tod 
oder ſonſt erledigt iſt: fo muͤſſen alle . ar 


bey 


Von Geſellſchaften überhaupt. 317 


bey welchen keine Gefahr im Verzuge obwaltet, bis 
zu deren Wiederbeſetzung verſchoben werden. 

$. 128. Iſt der Auftrag der Repraͤſentanten 
durch die Verfaſſung der Corporation auf eine gewiſſe 
Zeit eingeſchraͤnkt: fo find alle nach Ablauf dieſer 
Zeit vorgenommene Handlungen derſelben für die Ges 
ſellſchaft unverbindlich. 3 

$. 129. Iſt keine Zeit dazu beftimmer fo dau⸗ 
ert ihr Auftrag ſo lange, als er nicht durch einen 
Schluß der Geſellſchaft widerrufen, oder von ihnen 
ſelbſt aufgekuͤndigt worden. RR 

§. 130, Sollen Repraͤſenkanten in Anſehung 
der Dauer ihres Auftrags nur durch ihre Inſtruk⸗ 
tion, oder durch beſondere Geſellſchaftsſchluſſe eins 
geſchränkt werden: ſo gilt, wegen öffentlicher Be⸗ 
kanntmachung ſolcher Enmſchränkungen, eben das, 
was F. 122. verordnet iſt, 

$. 131, Die Repraͤſentanten find der Corpo⸗ 
ration von ihren Handlungen Rechenſchaft abzule⸗ 
gen verbunden. / 

$. 132. Dabey, fo wie überhaupt wegen aller 
den Keptäfentanten gegen die Corporation zukommen⸗ 
den Rechte und Verbindlichkeiten, worüber in den 
Stiftungsgeſetzen, in ihrer Juſtruktion, oder in be⸗ 
ſondern geſetzlichen Vorſchriſten nicht abweichende 
Beſtimmungen vorhanden find, werden die Reprä⸗ 
ſentanten als Bevollmaͤchtigte, und wenn ſie zu⸗ 
aleich das Geſellſchaftsvermögen adminiftriven, als 
Verwalter fremder Güter angeſehen und beurtheilt. 
(Th. 1. Tit. 13. Abſchu. 1. Tit. 14. Abſchn. 2.) 

§. 133. Die Corporation hat das Recht, ihre 
gefaßten Schluͤſſe wieder aufzuheben, und die von 
ihnen getroffenen Anordnungen zu widerrufen. 

§. 134. Die Mißbilligung der Corporation 
giebt ihr aber nicht die Befugnif, von Verhand⸗ 
lungen, welche die Repraͤſentanten mit Andern au⸗ 

8 ßer 


V. Vor⸗ 
ſteher. 
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ßer der Geſellſchaft einmal guͤltig geſchloſſen, und 
woraus Letztere ein Recht erworben haben, abzu⸗ 
gehen. 0 

$. 135. Diejenigen, welche von der Geſellſchaft 
nur zu einem gewiſſen beſtimmten Geſchaͤfte beſtellt 
worden, ſind, wenn ſie gleich den Namen der Re⸗ 
präſentanten führen, dennoch nur als Bevollmäaͤch⸗ 
tigte der Geſellſchaft anzuſehen. 

$. 136. Die Ausſtellung einer Vollmacht im 
Namen der Geſellſchaft gehoͤrt zu denjenigen Ange⸗ 
legenheiten, welche in außerordentlichen Verſamm⸗ 
lungen, nach vorhergegangener Einladung ſämmtli⸗ 
cher Mitglieder, verhandeſt, und nach der Mehr⸗ 
beit der Stimmen berichtigt werden muͤſſen. 

$. 137. Jede Corporation muß wenigſtens Ei⸗ 
nen Vorſteher haben. 

§. 138. Ob deren mehrere, und wie viele ſeyn 
ſollen, hangt, wenn es in der Verfaſſung nicht ein⸗ 
für allemal beſtimmt iſt, von dein Beſchluſſe der 
Corporation ab. 

$. 139. Die Wahl der Vorſteher gebührt in 
der Regel der Corporation. 

$. 140. Dieſe Wahl gehört zu den außeror⸗ 
dentlichen Angelegenheiten, welche durch die Mehr: 
heit der Stimmen, nach vorhergegangener Einla⸗ 
dung ſämmtlicher Mitglieder, entſchieden werden 
muͤſſen. 

F. 141. Die Vorſteher der Geſellſehaſt haben 
das Recht und die Pflicht, alles zu thun, was zur 
guten Ordnung in den Geſchaͤften und Verhandlun⸗ 
gen, und zum gewoͤhnlichen nützlichen Betriebe der 
gemeinſamen Angelegenheiten erforderlich iſt. 

$. 142. Zu ihrem Amte gehört es, Verſamm⸗ 
lungen zu berufen; die Direktion in ſelbigen zu fuͤh⸗ 
ren; die Gegenftände der Berathſchlagung vorzutra⸗ 
gen; 
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gen: die Stimmen zu ſammlen; und nach ſelbigen 
den Schluß abzufaſſen. 

§. 143. Inſonderheit iſt es ihre Pflicht, darauf 
zu ſehen, daß nichts wider die Stiftungsgeſetze, 
und wider die Rechte des Staats vorgenommen und 
beſchloſſen werde. 

$ 144. Die Unterbedienten der Geſellſchaft find 
ihrer Direktion und Auffiche unterworfen. 

H. 145. Die Befugniß, die Vorſteher über ihre 
Amtsführung zur Rechenſchaft zu ziehen, kann der 
Corporation durch einen auch einmuͤthigen Beſchluß 
ſammtlicher gegenwärtigen Mitglieder, fuͤr die Zus 
kunft nicht entzogen werden. 

§. 146. Bey erfolgendem Abgange eines Vor⸗ 
ſtehers, muß ſein Amt bis zu deſſen anderweitig ge⸗ 
ſchehener Beſetzung, von demjenigen, welcher ihm 
nach der in der Geſellſchaft eingeführten Ordnung 
der nächfte iſt, wahrgenommen werden. 

H. 147. Auch die Verwaltung der gemeinſchaft⸗ 
lichen Güter einer Corporation kann gewiſſen Ber 
amten uͤbertragen werden. 

$. 148. Zur Betreibung ihrer Rechtsangele⸗ 
geuheiten kann die Corporation einen Syndicum be⸗ 
ſtellen. 3 
$. 149. Zur Beſtellung eines Syndiei kann kei⸗ 
ne Corporation gezwungen; wohl aber, wenn ſie 
aus mehr als Drey Perſonen beſteht, von dem Rich⸗ 
ter angehalten werden, die Verhandlung ihrer Rechts⸗ 
angelegenheiten durch zwey oder drey aus ihrer Mitte 
zu waͤhlende Deputirte abzuwarten. N 

§. 150. Zur Uebernehmung eines Auftrages als 
Deputirte in einzelnen Fällen, koͤnnen Mitgliever ge⸗ 
gen hinlaͤngliche Entſchädigung, auch wider ihren 
Willen, angehalten werden. 

9. 151. Die Rechte und Pflichten eines Geſell⸗ 
ſchaftsbeamten und Syndiei find nach ihren Bes 
ſtal⸗ 


VI, Be⸗ 
amte. 
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ſtallungen und Amttinſtruktionen, uͤbtigens aber 
nach der Lehre von Vollmachtsauftraͤgen zu beur⸗ 
theilen. rc 

§. 152. Auch ein wirklicher Syndicus iſt nicht 
berechtigt, ohne Rückfrage mit der Corporation, Kla⸗ 
gen in ihren Namen anzuſtellen, oder auf ſolche, die 
wider fie angeſtellt worden, ſich einzulaſſen. 

$. 153. Die Verwalter der Geſellſchaftsguͤter 
ſind nicht befugt, Grundſtuͤcke, Gerechtigkeiten, und 
Capitalien der Geſellſchaft zu veräußern, oder auf 
irgend eine Art zu belaſten. 

S. 154. Aus den von ihnen allein geſchloſſenen 
Verträgen wird die Geſellſchaft nicht verhaftet. 

§. 155. Doch muß ſie, wenn daraus etwas in 
ihren gemeinfamen Nutzen verwendet worden, dem 
andern Contrahenten, nach allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften, dafür gerecht werden. 

§. 156. Auch muß fie die Handlungen und Vers 
traͤge der Beamten ſo weit vertreten, als dieſe nach 
der Natur ihres Auftrages, denſelben, ohne derglei⸗ 
chen Handlungen vorzunehmen, nicht wuͤrden aus⸗ 
führen können, 

$. 157. Hat eine Commune ihre Vorſteher oder 
Beamten überhaupt zur Veräußerung und Verpfaͤn⸗ 
dung des Communvermoͤgens nach Gutbefinden im 
Voraus bevollmächtigt: ſo iſt dieſes dennoch nur 
von dem Falle, wenn eine ſolche Veraͤußerung oder 
Verpfuͤndung zur Beſtreitung gemeinſchaftlicher Bes 
duͤrfniſſe nothwendig iſt, zu verſtehen. 

$. 158. Doch bindet dieſe Einſchraͤnkung nur 
die Vorſteher oder Beamten; ſteht aber einem Drit⸗ 
ten, welcher ſich mit ihnen auf den Grund einer ſol⸗ 
chen uneingeſchraͤnkten Bevollmaͤchtigung eingelaſſen 
hat, nicht entgegen. N 

$. 199. Der Regel nach iſt die Corporation bes 
fugt, ſich ihre Beamten ſelbſt zu wählen, 

3 $, 160. 
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§. 160. Es muß jedoch die Wahl der vorge⸗ 
ſetzten Obrigkeit zur Genehmigung angezeigt werden. 
§. 161. Ein Mitglied der Corporation iſt die 
auf ihn gefallene Wahl anzunehmen verbunden, 
wenn ihm nicht eben die Gründe der Entſchuldi⸗ 
gung, aus welchen eine aufgetragene Vormundſchaft 
abgelehnt werden kann, zu ſtatten kommen. 2 
§. 162. Die Beurtheilung der angeführten Ente 
ſchuldigungsnrſachen gebührt der Obrigkeit, \ 
$. 163. Die von der Corporation geſchehene 
und von dem Gewaͤßlten angenommene Wahl kann 
die Obrigkeit dennoch verwerfen, wenn der Gewählte 
die Eigenſchaften nicht beſitzt, welche nach allge⸗ 
meinen eder nach den Geſetzen der Geſellſchaft zu 
dieſer Stelle erforderlich ſind. 
$. 164. Wird die Wahl verworſen: fo muß 
die Corporation, von neuem waͤhlen. ah 
$. 165. Bälle auch dieſe Wahl auf einen Un⸗ 
kuͤchtigen: ſo verliert die Corporation für dieſen Fall 
ihr Wahlrecht, und die Stelle wird von der Obrig⸗ 
keit beſetzt. 5 
$. 166, Abweichungen von obigen Regeln be⸗ 
ruhen auf beſondern Gefegen und Verfaſſungen. 
$. 167. Die Wahl der Vorſteher und Beam⸗ 
ten gehört zu den innern Rechten der Geſellſchaft. 
b. 168. Sie iſt ein Gegenſtand der außeror⸗ 
dentlichen Zuſammenkuͤnfte. (§. 33. [gg. 7 
$. 169. Iſt die Dauer ihrer Amtsführung 
weder in der Verfaſſung, noch durch die Natue 
des Auftrages ſelbſt beſtimmt; fo hänge fie von dem 
Schluſſe der Geſellſchaft bey der Wahl ab. 
$. 170. Iſt auch dadurch keine gewiſſe Zeit 
beſtimmt: fo wird angenommen, daß Vorſteher und 
Beamte auf Lebenszeit beſtellt worden. 
§. 171. Weder die auf Lebenslang, noch die 
auf eine kürzere beſtimmte Zelt angelegten Vorſteher 
Allgem. Sandy, ML. Band, % und 
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und Beamte, koͤnnen von der Corporation nach 
bloßer Willkuͤhr wieder abgeſetzt werden. 
S. 172. Der Staat aber kann fie aus eben den 
Gruͤnden, aus weſchen Beamte überhaupt ihres 
Amtes verluſtig erklaͤrt werden koͤnnen, abſetzen 
oder entlaſſen. 

$. 173. Die Corporation hat nur das Recht, 
bemerkte Gründe dieſer Art dem Staate zur Unter⸗ 
ſuchung anzuzeigen. 

$. 174. Doch kann fie, bis zur erfolgenden 
Verfuͤgung der Obrigkeit, den angeſchuldigten Be⸗ 
amten in der Verwaltung ſeines Amtes ſo weit 
einſchränken, als es nothwendig iſt, um fernern bes 
ſorglichen Schaden abzuwenden. 

$. 175. Auch Beamte koͤnnen ihr ohne Ein⸗ 
ſchraͤnkung auf eine gewiſſe Zeit uͤbernommenes Amt 
niemals, und wenn eine Zeit beſtimmt iſt, nicht vor 
Ablauf derſelben eher niederlegen, als bis zu deſſen 
Wiedererſetzung die noͤthige Verfügung getroffen iſt. 
S. 176. Wenn es aber an tauglichen Perſonen 
dazu nicht ermangelt; und die Corporation gleichwohl 
mit Vornehmung einer nenen Wahl zögert: fo kann 
der abgehende Beamte bey dem Staate darauf ans 
tragen, daß ihr die Anſtellung einer ſolchen Wahl in 
einer zu beſtimmenden Friſt aufgegeben, und wenn 
dieſe fruchtſos verläuft, die Stelle für diesmal von 
dem Staate unmittelbar beſetzt werde. 
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fort, wenn auch nur noch Ein Mitglied vorhan⸗ 
den iſt. ; 
$. 178. Diefes Mitglied kann alle Rechte der 
Geſellſchaft in deren Namen ausüben; es muß aber 
auch alle ihre Pflichten erfüllen. 

$. 179. Kann ſetzteres nach der Natur und dem 
Zwecke der Geſellſchaft nicht geſchehen: oder erloͤſcht 
die Geſellſchaft durch das Abſterben auch des letzten 
Mit · 
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Mitgliedes von ſelbſt: fo finden die Vorſchriſten 
$. 192, fqg. Anwendung. 
$. 180. Auch mit Einwilligung ſaͤmmtlicher 
Mitglieder kann eine öffentliche Gefellſchaft niche 
anders, als unter Genehmigung des Staats auf⸗ 
gehoben werden. 
§. 181. Auch unter Genehmigung des Staats 
kann zum Nachtheiſe eines Dritten, der ein ges 
grundetes Recht, auf der Fortdauer der Corpora⸗ 
tion zu beſtehen, nachzuweiſen vermag, die Aufhe⸗ 
bung derſelben nicht erfolgen. 5 : 
$. 182. In der Regel kann jedes Mitglied von, Aus: 
einer Corporation dieſelbe nach Gutbefinden wieder zelnen 
verlaſſen. 3 glieder, 
§. 183. Das austretende Mitglied muß aber 
feinen Vorſatz dem Vorſteher der Geſellſchaft gehö⸗ 
rig anzeigen. 
$. 184. Der Austritt ſelbſt muß bis zum Ablaufe 
eines ſolchen Zeitraumes ausgeſetzt werden, in wel⸗ 
chem die Vortheile und Laſten, die aus der geſellſchaft⸗ 
lichen Verbindung auf einzelne Mitglieder treffen, 
ſich am füglichiten gegen einander abwoͤgen laſſen. 
$. 185. Es kann alſo, zum Beiſpiel, ein Mit⸗ 
glied, welches die geſellſchaftlichen Vortheile Eines 
Jahres ganz oder zum Theil bereits genoſſen hat, vor 
Ablauf dieſes Jahres nicht anders austreten, als 
wenn es auch alle in dies Jahr fallende Laſten entrich« 
tet hat, oder die Corporation dafür entſchaͤdigt. 
$. 186. Auch in Fällen, wo ſonſt die Aufneh⸗ 
mung neuer Mitglieder nur der Corporation zu⸗ 
kommt, iſt der Staat dazu berechtigt, wenn zu be⸗ 
ſorgen iſt, daß durch den Abgang der bisherigen 
die Geſellſchaft erloͤſchen würde. 5 
$. 187. Eine gleiche Befugniß ſteht dem Staate 
in allen Fallen zu, wo wegen des Austrittes mehre⸗ 
rer Mitglieder, oder wegen veraͤnderter Umſtande 
2 3 uͤber⸗ 
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uͤberhaupt, die gegruͤndete Beſorgniß entſteht, daß 
die noch vorhandene Anzahl nicht hinreichen werde, 
dem Zwecke ein Genüge zu leiſten, zu welchem die 
Corporation von dem Staate geſtiftet, oder privile⸗ 
girt worden iſt. 
F. 188. Doch muß bey ſoſchen Vermehrungen 
(L. 187.) auch auf die Conſervation der ſchon vor⸗ 
handenen Mitglieder allemal Ruckſicht genommen 
werden. ; 
N. Aufhe⸗ H. 189, Wenn der im Grundvertrage vorge 
Calder, schriebene Zweck einer Corporation oder Gemeine nicht 
klonen und ſerner erreicht werden kann, oder ganzlich hinweg ⸗ 
un fallt: fo iſt der Staat berechtigt, fie aufzuheben. 
$. 190. Ein Gleiches findet Statt, wenn dieſer 
Zweck, wegen veränderter Umſtaͤnde, dem gemeinen 
Wohl offenbar ſchaͤdlich wird. 
§. 191. Wird nur durch Mißbraͤuche oder 
Mängel der innern Verfaſſungen die Erreichung 
des Zweckes gehindert, oder Nachtheil für das ge⸗ 
meine Wohl hervorgebracht: ſo iſt der Staat nur 
befugt, zur Abschaffung der Mißbräuche, und Wie⸗ 
derherſtellung der guten Ordnung, zweckmäßige Mit⸗ 
tel vorzukehren, 5 
$..192. Wird eine oͤffentliche Geſellſchaft ganz 
aufgeboben, und find für dieſen Fall über das ge⸗ 
meeinſchaftliche Vermoͤgen derſelben keine anderwei⸗ 
tigen Beſtimmungen in ihren Stiftungsgeſetzen vor⸗ 
geſchrieben: fo fallt dieſes Vermoͤgen dem Staate 
zur anderweitigen Verwendung fuͤr das gemeine 
Wohl anheim. 
§. 193. Sind jedoch darunter Gelder oder Sa⸗ 
chen, die zu einer gewiſſen beſtimmten Abſicht und 
Verwendung der Verwaltung, der aufgehobenen Cor⸗ 
poration anvertraut geweſen: ſo muß der Staat da⸗ 
für ſorgen, daß die Abſicht des Stifters, nach der 
- . von 
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von ſelbigem vorgeſchriebenen Beſtimmung, ferner⸗ 
bin, fo viel als möglich, erreicht werde. 

$. 194. Kann oder will der Staat dieſes nicht 
thun: ſo ſind der Stifter, oder deſſen Erben, die 
Stiſtungsguͤter oder Capitalien zurückzunehmen bes 
rechtigt. 

$. 195. Iſt der Stifter nicht mehr vorhanden, 
und ſind ſeine Erben nicht auszumitteln: ſo gebuͤhret 
das, was zu der ehemaligen Stiftung gewidmet war, 
als eine herrnloſe Sache, nach Maaßgabe §. 192. 
dem Staate. 

§. 176. Dasjenige, was die noch vorhandenen 
Mitglieder, bey ihrem Eiutritte, oder ſonſt, durch 
außerordentliche Beiträge oder Zuwendungen, zur 
Vermehrung des Geſellſchaftsvermoͤgens, oder Bes 
zahlung der Capitalsſchulden entrichtet haben, muß 
ihnen daraus zurückgegeben werden. 

H. 197. Die ordinaire zur Beſtreitung der ge⸗ 
wöhnlichen fortlaufenden Bedürfniſſe der Geſellſchaft 
geleifteren Beiträge, find unter dieſer Vorſchrift nicht 
mit begriffen. 

$. 198. Von demjenigen Geſellſchaftsvermoͤgen, 
deſſen Nutzung den einzelnen Mitgliedern beſtimmt 
war, muß den zur Zeit der Aufhebung noch vorhan⸗ 
denen Mitgliedern derjenige Antheil, den fie bis das 
bin genoſſen haben, auf Lebenslang gelaſſen werden. 

§. 199. Eben fo muß der Staat aus demje⸗ 
nigen Gefellfehaftsvermögen, welches zum Unterhal⸗ 
te der Mitglieder uͤberhaupt beſtimmt war, den zur 
Zeit der Aufgebung vorhandenen Mitgliedern lebens⸗ 
längliche Verpflegung, fo wie fie dieſelbe bisher ges 
noſſen haben, anweſſen. 

$. 200. Doch iſt der Staat, von den nach 
$. 199. ihm obliegenden Leiſtungen, landuͤbliche Zin⸗ 
fen deſſen, was den Mitgliedern nach §. 196. jur 
rückgegeben wird, in Abzug zu bringen berechtigt. 
§. 201. 
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$ 201. Gegen diejenigen, welche Forderun⸗ 
gen an die erloſchene Geſellſchaft haben, tritt der 
Staat an die Stelle derfelben, 

. 22. Auch diejenigen Perſonen oder Fami⸗ 
lien, welche zur Zeit der Aufpebung im wohler⸗ 
worbenen Beſitze gewiſſer Ehrenrechte in Beziehung 
auf die Geſellſchaft ſich befanden, muͤſſen dabey 
ferner gelaſſen, oder wenn dies nicht geſchehen 
kann, dafur entſchaͤdigt werden. 


Siebenter Titel. 
Vom Bauerſtande. 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Bauerſtande uͤberhaupt⸗ 


h 1 ’ 


Wer Dane} Inter dem Bauerſtande find alle Bewohner des plat⸗ 


er fen, 


ten Landes begriffen, welche ſich mit dem unmittel⸗ 
baren Betriebe des Ackerbaues und der Landwirth⸗ 
ſchaft beſchäftigen; in fo fern fie nicht durch adli⸗ 
che Geburt, Amt, oder beſondere Rechte, von Dies 
ſem Stande ausgenommen ſind. 

§. 2 Wer zum Vauerſtande gehört, darf, 
ohne Erlaubniß des Staats, weder ſelbſt ein buͤr⸗ 
gerliches Gewerbe treiben, noch ſeine Kinder dazu 
widmen. (J. 173.) 

§. 3. Welche Arten der Gewerbe, außer dem 
Ackerbaue und der Landwirthſchaft, auch ohne be⸗ 
ſondere Erlaubniß, auf dem Lande getrieben werden 
dürfen, iſt im folgenden Titel beſtimmt. 

H. 4. Durch die Erlaubniß, ein buͤrgerliches 
Gewerbe zu treiben, verändert der Landmann ſeinen 
Stand und perfönliche Beziehungen noch 1 

BR: 
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§. J. Der bloße Erwerb und Beſitz eines bauer⸗ 
lichen Grundſtuͤcks, benimmt dem zu einem andern 
Stande gehoͤrigen Bürger des Staats nichts von 
feinen perfönlichen Rechten. 

$. 6. Er tritt aber in den Bauerſtand über, 
wenn er den Stand, in welchem er bisher gelebt hat, 
gänzlich verlaͤßt, und ſich bloß als Bauer naͤhret. 

H. 7. In beiden Fällen (§. 5. 6.) uͤbernimmt 
er, mit dem Bauergute zugleich, alle auf demſel⸗ 
ben haftenden Pflichten. 5 

$. 8. Ein jeder Landmann iſt die Cuſtur ſei⸗ Ale: 
nes Grundſtücks, auch zur Unterſtützung der gemei⸗ Rechte u. 
nen Nothdurft, wirchſchaftlich zu betreiben ſchuldig. 1 

§. 9. Er kaun alſo dazu pon dem Staate auch erſtandes. 
durch Zchangsmittel genöthigt, und bey beharrlicher 
Vernachlaßigung, fein Grundſtück an einen Andern 
zu überlaſſen, angehalten werden. 

$. 10. Veranderungen und Verbeſſerungen in 
der Cultur ſtehen einem Jeden ſo weit frey, als da⸗ 
durch das Recht eines Dritten nicht gekränkt wird. 

$. 11. Sobald es eine dringende Norhdurft des 
Staats erfordert, kann auch der Landmann ange⸗ 
halten werden, den Ueberſchuß feiner Erzeugniſſe zum 
Verkauf auszubieten. (Th. I. Tit. 11. $. 7.) 

$. 12. Keinem Bauer iſt es erlaubt, feine 
Fruͤchte auf dem Halme zu verkaufen. 

$. 13. Der Bauerſtand iſt dem Staate zu 
Hand- und Spanndienſten beſonders verpflichtet. 

H. 14. Die Anzahl der bäuerlichen Beſſtzun ⸗ 
gen auf dem Lande ſoll weder durch Einziehung 
der Stellen, und der dazu gehoͤrigen Realitäten, 
noch durch das Alammenfigiogen derſelben vermin⸗ 
dert werden. 

§. 18. Vielmehr find die Gutsherrſchafteu, für 
die gehörige. Beſetzung der vorhandenen beackerten 

Stel · 
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Stellen und Mabrungen in den Dörfern, bey eigner 
Vertretung zu ſorgen ſchuldig. 

$. 16. Auch Verwandlungen ſolcher Bauernah⸗ 
rungen, auf welchen Geſpann gehalten werden muß, 
in andere, wo dergleichen nicht gehalten wird, duͤr⸗ 
fen, ohne beſondere Genehmigung des Staats, 
nicht vorgenommen werden. 
HF. 17. In allen nicht beſonders ausgenomme⸗ 
nen Fallen wird der Bauerſtand nach den im Staate 
geltenden gemeinen Rechten beurtheilt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von Dorf gemeinen. 


Ba 0 §. 18. Die Beſitzer der in einem Dorfe oder 
ten der in deſſen Feldmark gelegenen bäuerlichen Grund⸗ 


Dorſge⸗ ſtücke, machen zuſammen die Dorfgemeine aus. 


8 §. 19. Dorfgemeinen haben die Rechte der öf⸗ 
fentlichen Corporationen, (Tit. 6.) 
§. 20. Nur die angeſeſſenen Wirthe nehmen, 
als Mitglieder der Gemeinen, an den Berachſchla⸗ 
gungen derſelben Theil, 

$. 21. Die Gemeine kann aber, zum Mache 
theil der Rechte der übrigen Dorfseinwohner, nichts 
beſchließen. 

$. 22. Die Stimmen werden in der Regel nach 
den Derfonen der angeſeſſenen Wirthe gezählt. 

9. 23. Wo aber von Rechten oder Leiſtungen, 
welche auf die verſchiedenen Claſſen oder Gemeinde⸗ 
glieder ſich beziehen, die Rede iſt, da koͤnnen die 
Mitglieder der einen Claſſe, na fie auch an fich 
eine überwiegende Stimmenmehrheit ausmachen, zum 
Nachtheil der andern Claſſen nichts veſtſetzen. 

F. 24. Die Mitglieder der einzelnen Claſſen 
machen unter ſich keine beſondere Corporation 1 2 

25. 
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$. 25. In fo fern fie, zuſammen genommen, ger 
meinſchaftliche Angelegenheiten betreiben, find fie als 4 
bloße Privatgeſellſchaften auzuſehen. (Tir. 6.) 

H. 25. Wenn ein vorkommendes Geſchäft nur 
eine ſolche einzelne Claſſe allein betrifft: fo ſind auch 
nur die Mitglieder dieſer Claſſe allein zum Stim⸗ 
men berechtigt. 

§. 27. In ſolchen Fällen wird der Schluß, fo 
wie bey wirklichen Corporationen, durch die Mehr⸗ 
heit der Stimmen in dieſer Claſſe veſtgeſetzt. 

9. 28. Alle Glieder der Dorfgemeinen find zur Rechte 
Nutzung der Gemeingründe durch Hütung, Holzung gene nel 
u. ſ. w. berechtigt; in fo fern ihnen nicht ausdruck alieder, 
liche Geſetze oder Verträge entgegen ſtehen. 

$. 29. Sie nehmen an den gemeinſchaftlichen 
Nutzungen nach eben dem Maaßſtabe Theil, nach wels 
chem ſie die gemeinen Laſten zu tragen ſchuldig ſind. 

$. 30. Auf Gemeinweiden mag jeder Dorfs⸗ 
einwohner fo viel Vieh treiben, als zur gehörigen 
Beſtellung feiner Wirthſchaft von ihm gehalten 
werden muß. 

$. 31. Wo zwiſchen den angeſeſſenen Wirthen, 
und den übrigen Dorfseinwohnern, oder auch zwi⸗ 
ſchen den verſchiedenen Claſſen der erſtern, gewiſſe 
Verhaͤltniſſe in Anſehung der Nutzungen, und der 
gemeinen Laſten, durch Vertrage oder hergebrachte 
Gewohnheit veſtgeſetzt find, hat es dabey auch fer⸗ 
ner ſein Bewenden. 

H. 32. Bey erfolgender Theilung der Gemein⸗ 
gründe, muß ein gleiches Verhältniß, wie bey der 
Dugung, beobachtet werden. (Th. 1. Tit. 17. Ab⸗ 
ſchn. 4.) 

g. 33. Dorfgemeinen konnen, ohne Vorwiſſen Su 
und Erlaubniß ihrer Gerichtsobrigkeit, keine unbe⸗ a 
weglichen Güter durch einen läſtigen Vertrag au weinen, 
ſich bringen. 

F. 34. 


Gemeine 
arbeiten. 
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$. 34. Auch wenn eine Gemeine eine Pach⸗ 
tung außerhalb der Feldflur eingehen will, wird 
dazu die Genehmigung der Gerichtsobrigkeit er⸗ 
erfordert. 

$. 35. Zur Veräußerung von Gemeingruͤnden 
und Gerechtigkeiten, ſo wie zu Schulden, welche 
die Gemeine verpflichten ſollen, iſt ebenfalls die 
Einwilligung der Gerichtsobrigkeit nothwendig. 

$. 36. Verſagt die Gerichtsobrigkeit ihre Er⸗ 
laubniß oder Genehmigung ohne erheblichen Grund: 
fo kann die Gemeine auf deren Ergänzung durch 
die Behoͤrde antragen. 

F. 37. Zu den Gemeinarbeiten, und andern 
nachbarlichen Pflichten, zu welchen ein jedes Mit⸗ 
glied der Gemeine Dienſte und Beiträge leiſten 
muß, werden der Regel nach gerechnet: 


1) die Ausbeſſerung der gemeinfchaftlichen Wege 
und Bruͤcken; 

2) die Raͤumung der Dorf- und gemeinen Feld⸗ 
graben; 

3) die Einhegung der Nachtkoppeln und Vieh⸗ 
triften; 

4) der Bau und die Beſſerung gemeinſchaftli⸗ 
cher Dorfgebäude, Schmieden, Hirtenhäuſer, 
Brunnen u. ſ. w. 

5) die Verſorgung der Dorfhirten, und anderer 
im Dienſte der Gemeine ſtehenden Perſonen; 

6) die Verſehung der Nachtwachen, oder die Ver⸗ 
ſorgung des Dorfwächters; 

7) die Anhaltung und Bewachung der Verbrecher; 

8) der Transport, und die Begleitung, der nach 
Landes» Polizeigefeßen von einem Orte zum ans 
dern zu bringenden Verbrecher, oder Land⸗ 
ſtreicher; 

9) die ſogenannten Deſerteurwachen; 

10) 
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10) das Herbeiholen und Zurückführen des Ges 
richtshalters, und anderer zur gehoͤrigen Bes 
fegung des Gerichts, ingleichen bey Criminal⸗ 
Unterſuchungen noͤthigen Perſonen; 
11 35 die Unterhaltung des Dorfbullen und Zucht⸗ 
ebers; 
12) die Unterhaltung der Dorfſprüßen, und ande⸗ 
rer gemeinſchaftlichen Feuer⸗Loͤſchinſtrumente; 
13) das Feuerloͤſchen im Dorfe, und den dazu 
gehoͤrenden Waldungen. 
§. 38: In ſo fern die hierunter begriffenen 
Gemeindienſte mit Geſpann zu verrichten ſind, muͤſ⸗ 
fen dieſelben von den damit verſehenen Gemeineglie⸗ 
dern allein beſorgt werden. 8 

§. 39. In wie fern die darunter mit begriffe⸗ 
nen Handdienſte nur von den mit keinem Geſpann 
verſehenen Gemeinegliedern, oder von allen angeſeſſe⸗ 
nen Wirthen ohne Unterſchied zu verrichten ſind, iſt 
bauptſaͤchlich nach den jedes Orts beſtehenden Ver⸗ 
kraͤgen, oder hergebrachten Gewohnheiten zu bes 
ſtimmen. 

§. 40. Im zweifelhaften Falle wird vermu⸗ 

thet, daß die beſpannten Ackerbeſitzer nur bey ſol⸗ 
chen Arbeiten, bey welchen zugleich Spanndienſte 
vorkommen, von den Handdienſten frey ſind. 
§. 41. Die Leiſtung der gemeinen Spanndien⸗ 
ſte geſchieht nach Verhältniß der Claſſen, in wel⸗ 
chen die beſpannten Ackerbeſitzer, als Vierſpaͤnner, 
Dreifpänner, Zweiſpaänner u. .. f., an jedem Orte 
eingetheilt werden. ; 

$. 42. Die Handdienſte bingenen werden nach 
der Zahl der dazu verpflichteten Wirthe vertheilt. 

§ 43. Die baaren Geldausgaben werden in 
der Regel nach dem Verhaͤltniſſe der Landesherrli⸗ 
chen Steuern aufgebracht,. 


F. 44 
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F. 44. Unangeſeſſene Dorſseinwohner ſind zu 
ſolchen Gemeinlaſten, wovon bloß die angeſeſſe⸗ 
nen Wirthe den Vortheil ziehen, beizutragen nicht 
ſchuldig. 8 

$. 45. Wenn in einem Dorfe mehrere Gerichts⸗ 
barkeiten find: fo tragen zu den $. 37. Nr. 7. 8. 10. 
bemerkten Laſten nur diejenigen bey, welche der 
Gerichtsbarkeit, in welcher der Fall ſich ereignet, 
unterworfen ſind. 


9. 46. Der Schulze oder Dorfrichter iſt der 


oder Borf,Vorſteher der Gemeine. 


richten. 


9 47. Er wird von der Gutsherrſchaft ernannt, 
die aber dazu ein angeſeſſenes Mitglied aus der 
Gemeine, ſo kange es darunter an einer mit den 
erforderlichen Eigenſchaften verſehenen Perſon nicht 


ermangelt, beſtellen muß. 


§. 48. Iſt dieſes Amt mit dem Beſitze eines 
beſtimmten Guts verbunden: ſo muß der neue Be⸗ 
ſitz er eines ſolchen Guts, vor Antritt feines Amts, 
der Gerichtsobrigkeit zur Prüfung und Beſtaͤtigung 
vorgeſtellt werden. 

§. 49. Fehlt es ihm an den erforderlichen Ei⸗ 
genſchaften und Faͤhigkeiten: fo iſt die Herrſchaſt 
einen Stellvertreter zu ernennen berechtigt. 

$. 50. Dieſem muß, für die Uebernehmung 


des Amts, eine billige Belohnung ausgeſetzt, und 


von dem Lehn⸗ oder Erbſchulzen entrichtet werden. 
§. 11. Wer zum Schulzenamte beſtellt wer⸗ 
den ſoll, muß des Leſens und Schreibens nothduͤrf⸗ 
tig kundig, und von untadelhaften Sitten ſeyn. 
§. 52. Dem Schulzen kommt es zu, bey noͤ. 
thigen Berathſchlagungen die Gemeine zuſammen 
zu rufen, die Verſammlung zu dirigiren, und den 


Schluß nach der Mehrheit der Stimmen abzufaſſen. 


9. 33. 
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$ 53. Er muß der Gemeine die Landesherr⸗ 
lichen und ‚obrigfeitlichen Verfügungen bekaunt ma⸗ 
chen, und für deren Befolgung ſorgen. 

ö. 54. Die Steuern und andere Öffentliche 
Abgaben müſſen, wenn es die Gemeine verlangt, 
von dem Schulzen eingeſammelt, und gehoͤrigen 
Orts abgeliefert werden. 

§. 55. Bey oͤffentlichen Arbeiten und Dien⸗ 
ſten, welche die Gemeine dem Staate zu leiſten 
ſchuldig iſt, ingleichen bey Vertheilung der das 
Dorf treffenden Einquartierungen, fuͤhrt der Schulze 
die Aufſicht. 

$. 56. Dem Schulzen gebührt, mit Zuziehung 
der Schoͤppen oder Dorfgerichte, die Verwaltung 
des Vermögens der Gemeine; und er iſt ſchuldig, 
Rechnung darüber abzulegen. 

F. 57. Wo beſondere Verwalter der Gemein 
guͤter beſtellt find, hat der Schulze die Aufſicht 
über dieſelben; und muß fie zur Rechnungslegung 
anhalten. ? 

$. 58. Er muß dafür forgen, daß die Grän⸗ 
zen des Dorfs und der Feldmarken nicht verrückt 
oder verdunkelt werden. 

H. 59. Auf genaue Befolgung der Dorf- und 
Landes⸗Polizeiordnungen zu halten, liegt ihm vor⸗ 
zuͤglich ob. x f 8 

$. 60. Beſonders muß er bey ausbrechenden 
Viehſeuchen, und andern dergleichen Landplagen, 
dem Landrache ſofort Anzeige davon machen. 

5. 61. Müßiggaͤnger, Bettler, unvergeleitete 
Juden, Zigeuner, und andere unbekannte oder ver⸗ 
daͤchtige Perſonen, welche ſich durch obrigkeitliche 
Päſſe und glaubwürdige Zeugniſſe nicht ausweiſen 
koͤnneu, muß er im Dorfe nicht dulden, ſondern 
dieſelben als Landſtreicher ſofort in Verhaft neh⸗ 
men, und an bie Behörde abliefern. 5 

8 62. 
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$. 62. Bey vorkommendem Zanke und Schlaͤ⸗ 
gereien muß der Schulze ſich ſofort ins Mittel legen, 
und allen Gewaltthaͤtigkeiten vorbeugen. 5 

$. 63. Bey Viſitationen, die im Dorfe auf Ver⸗ 
langen der Obrigkeit, oder andrer von den Polizey⸗ 
Acelſe- oder ſonſtigen Behörden dazu legitimirten Per⸗ 
ſonen angeſtellt werden ſollen, muß er den noͤthigen 
Beiſtand unweigerlich leiſten. N 

$. 64. Wer ſich bey dergleichen Fällen ($. Er. 
62. 63.) der Anordnung des Schulen, oder der 
Dorfgerichte widerſetzt, oder ſich gar an denſelben 
vergreift, ſoll nach Vorſchrift der Criminalgeſetze, 
gleich demjenigen, der ſich einem Unterbedienten des 
Staats in ſeinem Amte widerſetzt, beſtraft werden. 

§. 65. Der Schulze muß dafür haften, daß 
fremdes Geſinde, oder andre Leute, von den Dorfs⸗ 
einwohnern ohne Kundſchaft nicht aufgenommen 
werden. 

H. 66. Feld und Gartendiebftähle, ſo wie alle 
übrige zu feiner Wiſſenſchaft gelangenden Uebertre- 
tungen der Polizey⸗ und Criminalgeſetze, muß er 
der Obrigkeit ohne Zeitverluſt anzeigen. 

$. 67. Er muß darauf fehen, daß alle im Dow 
fe verwaiſeten Kinder, und wahn⸗ oder bloͤdſinnige 
Perſonen, dem Gerichtshalter zur Bevormundung 
angezeigt werden. 

H. 68. Nachtwächter, Hirten, Flurſchuͤtzen, und 
andre im Dienſte der Gemeine ſtehende Perſonen, 
muß er mit Ernuſt zu ihrer Schuldigkeit anhalten. 

§. 69. Diejenigen Dorfeinwohner, welche ihr 
re Wirthſchaft oder Gebäude vernachläßigen, oder 
mit Feuer und Licht unvorſichtig umgehen, muß er 
der Obrigkeit ſogleich anzeigen. 

$. 70. Er muß dahin ſehen, daß die Feuer⸗ 
töfch: Gerärhfchaften, ſowohl bey der Gemeine, 85 

0 bey 
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bey jedem einzelnen Wirthe, in brauchbarem Stan⸗ 
de erhalten werden. 

H. 71. Er muß dafür ſorgen, daß jeder Haus⸗ 
wirth feine Schornſteine in gehoͤrigem Stande halte, 
und zur rechten Zeit fegen laſſe. 

9. 72. Die dem Schulzen für feine Bemuͤhun⸗ 
gen etwa zukommenden Vortheile oder Freiheiten ſind 
nach der Verfaſſung eines jeden Orts beſtimmt. 

§ 73. Dem Schulen müffen von der Gerichts⸗ ar 
obrigkeit wenigſtens zwey Schoͤppen oder Gerichts- pen 115 
männer beigeordnet, und dieſe ſowohl, als jener, Gerichts, 
dem Staate, der Herrſchaft, fo wie der Gemeine, männern. 
zur getreuen Beſorgung ihrer Aumtsangelegenheiten, 
in Gegenwart der Letztern eidlich verpflichtet werden. 

$. 74. Zu Schoͤppen oder Gerichtsleuten muß 
die Herrſchaft, fo viel als möglich, angeſeſſene Wir⸗ 
the, und Leute von unbeſcholtenem Rufe und un⸗ 
tadelhaften Sitten beſtellen. 

H. 75. Das won der Behörde ihm aufgetrage⸗ 
ne Schulzen⸗ und Schoͤppenamt, kann ein Mitglied 
der Gemeine nur aus ſolchen Gruͤnden ablehnen, 
die ihn von der Uebernehmung einer Vormundſchaft 
entſchuldigen würden: 

5. 76. Die Pflicht der Schoͤppen iſt, dem Schul⸗ 
zen in ſeinen Amtsverichtungen beizuſtehen. 

$. 77: In Abweſenheit oder bey Verhinderun⸗ 
gen deſſelben vertreten fie feine Stelle. 

§. 78. In Fallen, wo der Schulze feine Pflich⸗ 
ten zu beobachten unterläße, find die Schoͤppen, bey 
Vermeidung gleicher Verantwortung, ihr Amt zu 
thun, oder der Obrigkeit die noͤchige Anzeige zu 
machen verpflichtet. 

H. 79. Schulze und Schoͤppen machen zuſam⸗ Von, 
men die Dorfgerichte aus. Fre 

$. 80. Dorfgerichte follen ſich in Entſcheidung 
ſtreitiger Rechts handel nicht miſchen. 

§. 81. 
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F. g. Doch find. Uebertretungen der inneren 
Dorfs⸗Polizeiordnung, auf welche nur kleine zur 
Gemeinekaſſe fließende, Einen Thaler nicht errei⸗ 
chende Strafen geſetzt worden, ihrer Unterſuchung 
und Entſcheidung, mit Vorbehalt der Berufung 
auf die Gerichtsobrigkeit, unterworfen. 

§. 82. Dorfgerichte können, mit Zuziehung 
eines vereideten Gerichtsſchreibers, gerichtliche Hand⸗ 
lungen, bey welchen es auf keine Rechtskenntutſſe, 
ſondern auf bloße Beglaubigung ankommt, galtig 
vornehmen. 

§. 83. Doch muͤſſen fie auch ſolche Verhand⸗ 
lungen, zur Beurtheilung der Geſetzmäßigkeit, oder 
näherer Berichtigung, dem ordentlichen Gerichts⸗ 
halter ohne Zeitverluſt vorlegen. 

$. 84. Iſt dieſes unterlaſſen worden: fo muͤſ⸗ 
fen die Dorf erichte allen dadurch entſtandenen Scha⸗ 
den erſetzen; und ſollen nach Verhaͤltniß deſſelben 
mit Gefaͤngnißſtrafe belegt werden. 

$. 85. Unter der Direktion des Gerichtshalters 
vertreten die Dorfgerichte die Stelle des ermangeln⸗ 
den Gerichtsſchreibers, oder Protokollführers. 

$. 86. Der Gerichtshaſter kann den Dorfge⸗ 
richten die Aufnahme von Inventarien und Taren 
unter feiner Aufſicht übertragen, auch ſich ihrer zu 
Vollſtreckung der Executionen bedienen. 


Dritter Abſchnitk. 


Von unterthaͤnigen Landbewohnern, und 
ihrem Verhaͤltniſſe gegen ihre 
Herrſchaften. 


F. 87. Die Berbälenife der Gutsunkerthanen 
auf dem Lande gegen ihre Gutsherrſchaften ſollen, 


nach der Verſchiedenheit der Provinzen, in den Pro · 
vin⸗ 
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vinzial Geſetzbuͤchern gehörig. beſtimmt, und dabey 
die bisherigen Provinzialgeſetze und darauf beru⸗ 
hende wohlhergebrachten Verfaſſungen lediglich zum 
Grunde gelegt werden. ; 

H. 88. Wo bisher die Gutsunterthanen dieſe 
Eigenſchaft nicht vermoͤge ihres Standes, ſondern 
nur vermöge des Beſitzes eines der Guts herrſchaft 
unterworfenen Grundſtuͤcks, oder vermoͤge ihres un⸗ 
ter grundherrlicher Gerichtsbarkeit aufgeſchlagenen 
Wohnfiges gehabt haben; da behalt es auch ferner 
dabey fein unabänderliches Bewenden. 

H. 89. Was alſo in der Folge von den pers 
ſoͤnlichen Verhaͤltniſſen ſolcher Unterthanen, die für 
ihre Perſonen, und vermoͤge ihres Standes, einer 
Gutsherrſchaft unterworfen find, verordnet wird, 
kann auf ſolche perſoͤnlich freie Dorfseinwohner 
(G. 88.) nicht angewendet werden. 

§. 90. Die Vorſchriften des allgemeinen Land⸗ 
rechts aber, welche die der Gutsherrſchaft von den 
unterthaͤnigen Stellen zu leiſtenden Dienſte und Ab⸗ 
gaben betreffen, finden auf die Unterthanen aller 
Provinzen in ſo weit, als beſondere Geſetze und 
Verſaſſungen keine Ausnahmen beſtimmen, Anwen⸗ 
dung. 


$. 91. Rur die Beſiger von Ritterguͤtern kön⸗ Wer un, 
nen in der Regel Unterthanen haben, und herrſchaft⸗ Aral, 


liche Rechte über dergleichen Leute ausüben, 

H. 92. Beſitzer anderer freier Landgüter, welche 
dieſes Vorrecht zu haben behaupten, müffen daſſelbe 
durch Provinzialgeſetze, Privilegia, oder Verjährung, 
beſonders begründen. 


§. 93. Kinder unterthaͤniger Aeltern werden Wie die 
derjenigen Herrſchaft unterthan, welcher die Aeltern 1 55 
FR 


zur Zeit der Geburt unterworfen waren. 
9. 94. Waren die Aeltern ungſeichen Standes: fehe. 
fo folgen, auch in Anſehung der Unterthänigkeit 


Allgem, Candr. In. Band. 9 ehe 
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eheliche Kinder dem Vater, uneheliche aber der 
Mutter. 2 

9. 95. Wird ein von einem freien Manne mit 
einer unterthänigen Weibsperſon außer der Ehe er- 
zeugtes Kind, durch eine nach der Geburt zwiſchen 
den Aeltern rechtmaͤßig geſchloſſene Ehe zur rechten 
Hand legitimirt: ſo muß daſſelbe der Unterthaͤnig⸗ 
keit entlaſſen werden. 3 

§. 98. Perſonen weiblichen Geſchlechts, welche 
einen unterthaͤnigen Mann heirathen, treten in die 
Unterthaͤnigkeit, zu welcher dieſer verpflichter iſt. 

§. 97. Wenn wahrend der Ehe der freie Mann 
ſich in die Umterthänigfeit begiebt: fo kann die Frau, 
ihm dahin zu folgen, in der Regel nicht gezwungen 
werden. > 

F. 98. Vielmehr ift fie auf Trennung der Ehe, 
und daß der Mann fuͤr den ſchuldigen Theil erkannt 
werde, anzutragen berechtiget. 

H. 99. Findet jedoch der Richter, daß die von 
dem Manne beſchloſſene Veranderung ſeines Stan⸗ 
des zum gemeinſchaftlichen Beſten beider Eheleute 
gereiche; fo muß er die Fraun anhalten, dem Manne 
auch in die Unterthaͤnigkeit zu folgen. 

$. 100. Weigert ſie ſich deſſen beharrlich: fü 
kaun zwar die Ehe getrennt, der Mann aber kann 
nicht für den ſchuͤldigen Theil erklart werden. 

F. 101. Folgt die Frau dem Manne freiwillig, 
ohne gegen die Gutsherrſchaft, in deren Unterthaͤnig 
keit er ſich begiebt, wegen ihrer perſönlichen Freiheit 
binnen acht Tagen, nachdem ihr der Entſchluß des 
Mannes bekannt geworden iſt, ſich etwas vorzube⸗ 
halten: ſo wird auch fie unterthaͤnig. 4 

$. 102. In Provinzen, wo die noch in der Ael⸗ 
tern Brot und Erziehung ſtehenden Kinder eines in 


die Unterthänigkeit ſich begebenden Menſchen, dem 
\ Vater 
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Vater nach bisherigen Geſetzen dahin gefolgt ſind, 
mag es auch ferner dabey ſein Bewenden haben. 

$. 103. Wo aber die Provinzialgeſetze derglei⸗ 
chen bisher nicht verordnet haben, da ſoll auch fer⸗ 
ner der Vater nicht berechtigt ſeyn, die unmündigen 
noch in ſeiner Gewalt befindlichen Kinder zur Un⸗ 
terthaͤnigkeit zu verpflichten. 

$. 104, Doch muͤſſen dergleichen Kinder, ſo 
lange fie bey dem Vater ſich aufhalten, der Guts⸗ 
berrſchaft eben das leiſten, wozu andere wirklich 
unterthaͤnige Kinder verpflichtet find. 

$. 105. Eine Wittwe kann ihre mit einem freien 
Ehemanne erzeugten Kinder, in keinem Falle, ohne 
beſondere Einwilligung des vormundſchaftlichen Ge⸗ 
richts, mit ſich in die Unterthänigkeit bringen 

$. 106. Perſonen des Bauerſtandes, weiche ein 
zur Unterthaͤnigkeit verhaftetes Gut ohne ſchriftli⸗ 
chen Vorbehalt ihrer perfönlichen Freiheit uͤberneh⸗ 
men, treten dadurch in die Unterthaͤnigkeit der Guts⸗ 
herrſchaft. 

$. 107. Hingegen wird ein Menſch buͤrgerli⸗ 
chen Standes, bloß durch die Uebernehmung einer 
unterthänigen Stelle, noch kein Unterthan; in fo 
fern er ſich nicht feiner perſoͤulichen Freiheit aus⸗ 
druͤcklich und ſehriftlich begeben hat. 

$. 108. Doch iſt auch ein ſolcher Menſch, fo 
lange er das Gut befißt, zu allen davon der Herr⸗ 
ſchaft zu leiſtenden Dieuſten und Abgaben, gleich 
einem Unterthan, verpflichtet. 

$. 1og. Perſonen adlichen Standes koͤnnen keine 
perfönliche Unterthaͤnigkeit übernehmen, oder dazu 
angenommen werden. 

§. 110. Was Rechtens ſey, wenn eine ſoſche 
Perſon, mit Verſchweigung oder Verleugnung ihres 
Standes, ſich in die Unterthanigkeit begiebt, iſt ge⸗ 
börigen Orts beſtimmt. (Tit. 9.) 

N 2 9. 117. 
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$ 111. Nur Perſonen des gemeinen Bürger 
und Bauerſtandes können, auch ohne Uebernehmung 
eines unterthaͤnigen Grundſtücks, durch einen Ver⸗ 
trag in die perſönliche Unterthaͤnigkeit einer Guts⸗ 
herrſchaft ſich begeben. 
| $. 112. Zur Gültigkeit eines ſolchen Vertrages 
iſt die ſchriftliche Abfaſſung deſſelben allemal noth⸗ 
„ wendig. 
0 en F. 173. Wenn dergleichen freie Perſonen 
. G. zır.) in einem Dorfe ſich niederlaffen, ohne 
weder ein unterthaͤniges Gut zu ubernehmen, noch 
ſich zur perſoͤnlichen Unterthanigkeit zu verpflichten: 
fo werden fie Schutzunterthanen oder Einlieger ger 
nannt. y 
§. 114. Dergleichen Einlieger darf kein Dorfs⸗ 
einwohner ohne Vorwiſſen und Genehmigung der 
Herrſchaft aufnehmen. 
$. 115. Leute, die wegen ihres bisherigen Wan⸗ 
dels und Verhaltens ſich durch glaubwürdige Zeug⸗ 
u niffe nicht ausweiſen koͤnnen, iſt die Herrſchaft in 
ihren Schutz aufzunehmen, und im Dorfe zu dul⸗ 
den nicht verpflichtet. 
§. 116. Das Verhältniß ſolcher von der Herr 
ſchaft, oder mit ihrer Einwilligung aufgenommenen 
Einlieger, iſt hauptſaͤchlich nach den bey ihrer Auf 
nahme geſchloſſenen Vertragen, und in deren Er- 
mangelung, nach den Geſetzen und Verfaſſungen ei- 
ner jeden Provinz zu beurtheilen. 
4 §. 117. In Ermangelung ſolcher Verträge oder 
Provinzialgeſetze, ſind dergleichen Leute nur der Ge⸗ 
richtsbarkeit der Herrſchaft unterworfen. 
§. 118. Wenn fie ſich als Tagelöhner nähren: 
fo find fie ſchuldig, der Herrſchaft für das geſetzmaͤ⸗ 
ßig beſtimmte, oder im Mangel einer ſolchen Be⸗ 
ſtimmung, fuͤr das in der Gegend übliche Tagelohn, 
wor-sgfich zu arbeiten. 


$. 119. 
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$. 179. Wenn fie ein auf dem Lande erlaubtes 
Handwerk treiben: fo muͤſſen fie auch damit, gegen 
das obſtehendermaßen zu beſtimmende Arbeitslohn, 
der Herrſchaft, vorzuͤglich vor Andern, Dienſte 
leiſten. 

$. 120, Auch ihre Kinder, in fo fern dieſelben 
nicht auf ein Handwerk gegeben find, müffen der 
Herrſchaft, vorzüglich vor Andern, als Geſinde ge⸗ 
gen das geſetzmäßige fremde Lohn dienen. 

§. 121. Dagegen ſteht es ſolchen Einliegern frey, 
mit ihren Kindern aus dem Dorfe wegzuziehen, und 
ſich anderwärts niederzulaſſen; ohne daß fie eine Los⸗ 
laſſung bey der Herrſchaft zu ſuchen ſchuldig find, 

§. 122. Eine jede Gutsherrſchaft iſt ſchuldig, Allgeme. 
ſich ihrer Unterthanen in vorkommenden Nothfaͤllen 100 52 
werkthaͤtig anzunehmen. Guts, 

S. 123. Sie muß denjenigen unter ihnen, wel- ken cel 
che noch nicht angeſeſſen ſind, zum Erwerbe ihres 
Unterhalts, fo viel an ihr liegt, Gelegenheit ver» 
ſchaffen. 

H. 124. Kann fie dieſes nicht: fo muß fie ih⸗ 
nen, auf gebuͤhrendes Anſuchen, erlauben, ihr Brot 
auswärts zu verdienen, und ihnen dazu die erfor⸗ 
derliche Kundſchaft ertheilen. 

$. 125. Der Gutsherrſchaft liegt beſonders ob: 
fuͤr eine gute und chriſtliche Erziehung der Kinder 
ihrer Unterthanen zu ſorgen. 

$. 126. Sie muß daher auf die Aeltern ein 
wachſames Auge haben; und wenn dieſelben bey der 
Erziehung etwas verſaumen, die Kinder nicht or⸗ 
dentlich zur Kirche und Schule ſchicken, oder ſie 
nicht zur Arbeit oder irgend einem nützlichen Ge⸗ 
werbe erziehen, die Aeltern zur Beobachtung dieſer 
ihrer Pflichten mit Nachdruck anhalten. 

§ 127. Gutsherrſchaften, welche ſich der ver⸗ 
waiſeten oder ſonſt von ihren Aeſtern verlaffenen Kin⸗ 

der 
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der nicht . wollen, verlieren auf dieſelben 
ihre Rechte. 

H. 128. Dieſe Rechte erhält dagegen diejenige 
Gutsherrſchaft, welche die Erziehung und Verpfle⸗ 
gung eines ſolchen Kindes bis in die Jahre, wo es 
ſich ſeinen Unterhalt ſelbſt erwerben kann, uͤbernom⸗ 
men hat. 

$. 129. Aeſternloſe Waiſen, die ohne Zuthun 
der Herrſchaft in oͤffentlichen Armenanſtalten des 
Staats erzogen worden, find von der Unterthänig⸗ 
keit, in weſcher ſie geboren worden, frey. 

$ 130. Simd anſaſſige Unterthanen, nach erlit⸗ 
tenen harten Unglücksfallen, fremden VBeiſtandes be⸗ 
duͤrftig: fo iſt die Herrſchaft, ſich derſelben nach 
ihren Kräften werkthaͤtig anzunehmen, vorzüglich 
verpflichtet. 

H. 131. Sie muß die Unterthanen gegen wur 
cherliche Behandlungen und Uebervorthellungen zu 
ſichern bemuͤht ſeyn. 

6 $. 132. Zur Erſtatteng der von ihr ſelbſt den 
Unterthanen gemachten Vorſchüſſe, muͤſſen denſelben 
N billige Termine gelegt, und fie bey deren Ablaufe 
nicht uͤbereilt werden. 
Allge- 5 133. Unterthanen find ihrer Herrſchaft Treue, 
Pflichten Ebrfurcht und Gehorſam ſchuldig. 
a der Un⸗ $. 134. Sie find derfelben zu Dienſten und 
ö terthauen. Abgaben, nach den unten naͤher folgenden Beſtim⸗ 
mungen, verpflichtet. 

H. 135. Die Herrſchaft iſt von ihnen eidliches 
Angeloͤbniß der Treue und Unterthaͤnigkeit zu . 
dern berechtiget. 

. weit $. 136. Die Pflichten der Unterthanen gegen 
1 und biſch⸗die Herrſchaft muͤſſen jedoch den Pflichten gegen ver 
5 Hen Staat, wenn beide nicht zuſammen beſtehen koͤnnen 


ſchen 
ſchaſten weichen. 


§. 137. 
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6. 137. Die Pflichten der Unterthanen gegen und un⸗ 
ihre Herrschaft werden hauptſächlich nach den Kauf, fen“ 
oder Annahmebriefen; biernächlt nach den -gelegma- 
ßigen Erb- und Dienſtregiſtern oder Urbarienz und 
endlich nach den Provinzialgeſetzen beurtheilt. 

$. 138. Den neu angehenden Beſitzern unker⸗ 
thäniger Stellen ſollen die vorhin darauf gehafte⸗ 
ten Laſten und Abgaben willkuͤhrlich nicht erhoͤhet 
werden. 28 } 

H. 139. Wenn aber dergleichen Abänderung er⸗ 
forderlich iſt: fd muß der Grund davon, und worin 
die der Stelle, gegen die Uebernehmung neuer oder 
größerer Laſteu, zugewendeten neuen Vorcheile bes 
ſtehen, in dem Kauf⸗ oder Annahmebriefe ausdrück⸗ 
lich angezeigt ſen. 1 5 

$. 140. Dergleichen Annehmungs⸗ oder Kauf 
briefe (H. 139.), ſo wie überhaupt alle Vertrage, 
durch welche die bisherigen Obliegenheiten der Unter⸗ 
thanen gegen ihre Herrſchaft Abaͤnderung leiden ſol⸗ 
len, muͤſſen mit aller Vorſicht, und gerichtlich abge⸗ 
ſchloſſen werden. ö 

S. 141. Neue Dienſtregiſter und Urbarien 
zwiſchen Herrſchaften und Unterthanen, muͤſſen von 
dem Landescollegio unterſucht, und, nach Befinden 
der Umſtaͤnde, beſtatiget werden. 

§. 142. Von dergleichen Urbarien und Dienſt⸗ 
regiſtern iſt allemal ein Exemplar in der Dorf ⸗ und 
Schoͤppenlade der Gemeine aufzubewahren. 

8. 143. Gegen den deutlichen Inhalt ſolcher 
von den Landescollegiis beſtaͤtigten Urbarien, findet 
weder für den einen, noch für den andern Theil, eine 
Verjaͤhrung Statt. 

F. 144. Wo es an einem vollſtaͤndigen Urbario 
oder Dienſtregiſter bisher gemangelt hat, da koͤnnen, 
durch rechtsguͤltige Verjährung, Dienſte und Abga⸗ 

ben 
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ben von der Herrſchaft erworben; auch Unterthanen 
dadurch von Pflichten und Abgaben befreit werden. 

§. 145. Die Abänderung oder Verwandlung 
gewiſſer Arten von Dienſten und Abgaben ſteht der 
Herrſchaft nur in ſo weit frey, als dadurch die La⸗ 
ſten der Unterthanen nicht erſchwert werden. 

$. 146. Nur alsdann, wenn Verträge, Urba⸗ 
rien, Provinzialgeſetze, oder Verjahrung, die Strei⸗ 
tigfeiten zwiſchen Herrſchaften und Unterthanen nicht 
entſcheiden, finden die Vorſchriften des allgemeinen 
Landrechts Anwendung. 


Vierter Abſchnitt. 


Von den perſoͤnlichen Pflichten und 
Rechten der Unterthanen. 


Perſönli⸗ H. 147. Unterthanen werden, außer der Ber 
de See ziehung auf das Gut, zu welchem ſie geſchlagen find, 
Untertha⸗ in ihren Geſchaͤften und Verhandlungen als freie 
en. Burger des Staats angeſehen. 
$. 148. Es findet daher die ehemalige Leibei⸗ 
genſchaft, als eine Art der perſönlichen Sklaverey, 
auch in Anſehung der unterthaͤnigen Bewohner des 
platten Landes, nicht Statt. 
$. 149. Sie find fähig, Eigenthum und Rechte 
zu erwerben, und dieſelben gegen Jedermann, auch 
gerichtlich, zu vertheidigen. 


N Kate $. 150. Sie dürfen das Gut, zu welchem fie 


der 98 geſchlagen find, ohne Bewilligung ihrer Grundherr⸗ 


ar auf ſchaft nicht verlaſſen. 

dieselben. 5. 151. Sie konnen aber auch von der Herr⸗ 
ſchaft, ohne das Gut, zu welchem ſie gehoͤren, nicht 
verkauft, vertauſcht, oder ſonſt an einen Andern wir 
der ihren Willen abgetreten werden. 


$. 152. 
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§. 152. Wo es bisher zulaͤßig geweſen, daß 
Unterthanen, mit ihren Stellen zugleich, von einer 
Gutsherrſchaft an die andere uͤberlaſſen worden, da 
mag es zwar auch ferner dabey ſein Bewenden 
haben; 

§. 153. Doch darf durch eine ſolche Veraͤnde⸗ 
rung der Zuſtand der Unterthanen auf keinerley Weiſe 
erſchwert oder verſchlimmert werden. 

H. 154. In Provinzen, wo eine dergleichen 
Veraͤußerung §. 152.) bisher nicht Statt gefunden 
bat, bleibt dieſelbe auch fuͤr die Zukunft gänzlich 
unterſagt. 

$. 155. Entwichene Unterthanen kann die Herr⸗ 
ſchaft überall und zu allen Zeiten aufſuchen, und 
zur Rückkehr noͤthigen. 

§. 156. Riemand darf ihr dieſelben vorenthal⸗ 
ten, oder entwichene Unterthanen bey ſich verheim⸗ 
lichen. 

F. 157. Wer dieſes thut, hat die in den Lan⸗ 
des⸗Polizeigeſetzen beſtimmte, oder im Mangel einer 
ſolchen Beſtimmung, Fuͤnf bis Zwanzig Thaler Geld⸗ 
ſtrafe verwirkt. 

§. 158. Wer einen fremden Unterthan ohne 
Kundſchaft in Dienſte nimmt, ſoll auf gleiche Art 
beſtraft, und zum Erſatze aller dadurch verurſachten 
Schäden und Koſten angehalten werden. 

§. 159. Auch die auswärts gebornen Kinder 
entwichener Unterthanen iſt die Herrſchaft zurüͤckzu⸗ 
fordern berechtiget. 

$. 160. Nur alsdann verliert fie ihr Recht, 
wenn ſie den Aufenthalt ſolcher Kinder gewußt, und 
dieſelben innerhalb Zehn Jahren nach dem Tode des 
Vaters nicht zurückgefordert hat. 

H. 161. Uuterthauen find bey ihrer vorhabenden Here / 
Heirath die herrſchaftliche Genehmigung nachzufuchen den. 
verbunden. 

$. 162, 
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§. 162. Die Hereſchaft aber kann ihnen die 
Erlaubniß ohne geſeßmaͤßige Urſache nicht verſagen. 

$ 163. Geſetzmaͤßige Weigerungsurfachen find, 
wenn die Perſon, welche der Unterthan heirathen 
will, ſich grober Verbrechen ſchuldig gemacht hat; 

$. 164. Ferner, wenn dieſe Perſon wegen Lie⸗ 
derlichkeit, Faulheit, oder Widerſpenſtigkeit bekannt 
ift, und deſſen durch glaubwürdige Zeugniſſe über- 
Führe werden kaun; 

§. 165. Ingleichen, wenn dieſelbe wegen koͤr⸗ 
perlicher Gebrechen unfähig iſt, den wirthſchaftlichen 
Arbeiten, deren Verrichtung ihr obliegt, gehoͤrig 
vorzuſtehen. 

§. 166. Auch Leuten, welche ſelbſt, Förperlicher 
Gebrechen wegen, ſich und eine Familie zu ernaͤhren 
außer Stande find, kann die Herrſchaft die Erlaub⸗ 
niß zu einer Heirath, durch welche ihre Umſtände 
nicht verbeſſert werden, verſagen. 

§. 167. Der Unterthan männlichen Geſchlechts, 
welcher die Erlaubniß zur Heirath nachſucht, muß 
in der Regel, wenn es die Hereſchaft verlangt, an 
dem Orte, wo er unterthänig ist, ſich häuslich nie⸗ 
derlaſſen. (5. 114. 516. 517.) 

§. 168. Ehen, die ohne herrschaftliche Erlaub⸗ 
niß geſchloſſen worden, find zwar guͤltig; die Ueher⸗ 
kreter aber mögen mit verhaͤltnißmäßiger Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafe oder Strafarbeit, von Drey Tagen bis Vier 
Wochen, belegt werden. 

$. 169. Hat ein angeſeſſener Unterthan eine 
Perſon, welcher die §. 163. 164. erwähnte Ausſtel⸗ 
lungen entgegen ſtehen, ohne Conſens der Herrſchaft 
geheirathet: fo iſt die Herrſchaft auf feine Entſetzung 
aus der Stelle anzutragen berechtiget. 

§. 170. Wenn die Herrſchaft, nach erfolgter 
gehoͤrigen Begrüßung, ihren Couſens in die Heirath 
eines Unterthaus ohne rechtlichen Grund verſagt: ſo 
muf' 
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muß derſelbe, auf Aurufen des Unterthaus, durch 
das Obergericht der Provinz ergaͤnzt werden. 

§. 171. Kinder der Unterthanen muͤſſen in der 
Regel dem Bauerſtande, und dem Gewerbe der Nils 
tern ſich widmen. 5 

$. 172. Ohne ausdrückliche Erſaubniß der Guts ⸗ 5 . 5 
herrſchaft konnen fie zur Erlernung eines bürgerii- Gakkır 
chen Gewerbes, oder zum Studiren nicht gelaſſen aan der 
a 2 Kinder. 

$. 173. Dagegen kann auch die Herrſchaft die 

Kinder der Unterthanen zur Wahl einer andern Le⸗ 
bensart, wider den Willen der Aeltern oder Vor⸗ 
münder, nicht noͤthigen. 

F. 174. Beltern, welche ein erlaubtes Hand⸗ 
werk auf dem Lande treiben, koͤnnen Einen ihrer 
Soͤhne, nach ihrer eigenen Wahl, zu dieſem Ge⸗ 
werbe beſtimmen. 

$. 175. Kindern, welche nach ihrer koͤrperlichen 
Beſchaffenheit zu ſchwerer Handarbeit nicht tauglich 
find, darf die Herrſchaft die Erlaubniß, ein leichtes 
res Gewerbe zu erlernen, nicht verſagen. 

$. 176. Wenn ein Kind, nach dem Befunde 

ſachkundiger Männer, zu einer Kuͤnſt oder Wiſſen⸗ 
ſchaft vorzügliche Talente, und die erforderlichen 
Hülfsmittel zu deren Erlernung beſitzt: ſo darf ihm 
auch dazu die Erlaubniß nicht verweigert werden. 
F. 177. Hat ein Unterthan eine Kunſt oder ein 
Handwerk, womit er der Herrſchaft perſoͤnlich, oder 
in ihrer Wirthſchaft Dienfte leiſten kann, auf Ko⸗ 
ſten derſelben erlernt: fo muß er ihr damit, gegen 
das gewoͤhnliche Lohn, fo lange dienen, bis durch 
verhaͤltnißmaͤßige Abzüge von dieſem Lohne, die für 
ihn gemachten Auslagen erſtattet find. 

§. 178. Will die Herrſchaft an dem einem ſol⸗ 
chen Unterthan zu gebenden fremden Lohne keine Ab⸗ 
zuge machen: ſo muß Letzterer derſelben ſo lange die⸗ 

nen, 
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nen, als er bey der auf ihre Koſten erlernten Kunſt 
oder Profeſſion bleiben will. = 

$. 179. Kann oder will die Herrſchaft einen 
ſolchen Unterthan, der auf ihre Koſten eine Kunſt 
oder ein Handwerk gelernt hat, nicht ſelbſt ſolcherge⸗ 
ſtalt in ihre Dienſte nehmen; oder iſt die erlernte 
Kunſt oder Profeſſion von der Art, daß dieſelbe bey 
der Perſon der Herrſchaft, oder in ihrer Wirthſchaft 
gewohnlich nicht gebraucht wird: ſo kaun die Herr⸗ 
fehafe einem ſolchen Unterthan die Erlaubniß, ſich 
. fein Brot anderwärts zu erwerben, nicht vers 
jagen. 

$. 180. Doch muß auch ein folcher Unterthan, 
wenn er hiernaͤchſt auf dieſe feine Kunſt oder Profeſ⸗ 
ſion ſich niederlaſſen will, die Herrſchaft wegen der auf 
ihn verwendeten Koſten baldmoͤglichſt entſchadigen. 

§. 181. Die zur Landwirthſchaft erzogenen 
Soͤhne der Unterthanen koͤnnen, nach zuruͤckgelegtem 
Vier und zwanzigſten Jahre, angehalten werden, 
ledige Stellen in den Gütern, wozu fie gehören, 
anzunehmen. > 

$. 182. Gutseinwohner, die fich als Tagelöh- 
ner nähren, müſſen, wenn fie auch nicht dienſtpflich⸗ 
tig find, der Gutsherrſchaft, vor Andern, gegen den 
geſetzmaͤßigen Tagelohn arbeiten. 

. 183. Hat ein angefeffener Wirch dergleichen 
Tageloͤhner mit Bewilligung der Herrſchaft zu ſich 
genommen: fo gebührt dieſem, noch vor der Herr⸗ 
ſchaft, auf die Huͤlfe des Tagelöhners ein vorzügli⸗ 
cher Anſpruch. 

§. 184. Genießt ein Tagelöhner an Hutung, 
Holz, oder ſonſt, Vortheile von der Gemeine: ſo 
muß er dieſer vorzuͤglich vor Fremden dienen. 
geſſude⸗ $. 185. Die Kinder aller Unterthanen, welche 
Biene der in fremde Dienſte gehen wollen, müͤſſen ſich zuvor 


e der Herrſchaft zum Dienen anbieten. 
8 §. 186. 
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$. 186. Dies Anerbieten muß ſpaͤteſtens Drey 
Monate vor Weihnachten, oder dem ſonſtigen durch 
Provinzialgeſetze beſtimmten Antrittstermine des Land⸗ 
geſindes geſchehen. 

§. 197. Die Herrſchaft muß in den erſten Vier⸗ 
zehn Tagen dieſes Vierteljahrs fi erklaren: ob fie 
ein ſolches Geſinde in ihre Dienſte nehmen wolle. 

F. 188. Wo gewiſſe Geſtellungstage eingeführt 
find, an welchen die dienſttauglichen Kinder der Un⸗ 
terthanen ſich melden, und die Herrſchaft wahlen 
muß, welche derſelben ſie auf das folgende Jahr in 
ihre Dienſte nehmen wolle, hat es dabey auch noch 
ferner ſein Bewenden. 

§. 189. Verlangt die Herrſchaft die Dienſte 
eines ſolchen Unterthanenkindes nicht: ſo kann ſie 
ihm den Erlaubnißſchein zum Auswaͤrtsdienen nicht 
verſagen. 

$. 190. Dergleichen Erlaubnißſeheine gelten, 
wenn fie nicht ausdrücklich auf längere Zeit ertheilt 
worden, nur auf Ein Jahr; koͤnnen aber auch vor 
Ablauf dieſes Jahres nicht widerrufen werden. 

§ 191. Verlangt der auswaͤrts dienende Uns 
terthan eine Verlängerung feines Urlaubs: fo muß 
er ſich zu rechter Zeit melden, und die Erklaͤrung 
der Herrſchaft darüber abwarten. 

$. 192. Wegen der Friſten, wo dieſes Anmel⸗ 
den geſchehen, und wo die Herrſchaft ſich daruͤber 
erklären muß, finden die Vorſchriften H. 186. 187. 
188. Anwendung. 8 

9. 193. Verſagt die Herrſchaft einem Untertha⸗ 
nenkinde die zu rechter Zeit nachgeſuchte Erlaubnif; 
oder hindert fie daſſelbe durch ihre Verzögerung an 
ſeinem auswärtigen Unterkommen: ſo iſt ſie ihm, 
bis zum naͤchſten Vermiethungstermine, Unterhalt 
und Lohn auf andere Art zu gewaͤhren verbunden. 


§. 194. 
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§. 194. Zu einem fremden Dienſte aber kaun 
ihn die Herrſchaft niemals zwingen. 

§. 195. Die Herrſchaft kann die Kinder der 
Unterthanen nicht eher zu ihren Dienſten nothigen, 
als bis ſie das Alter und die Eeibesftärfe erlangt 
haben, welche zu der Art des D wozu ſie 
gebraucht werden ſollen, erforderlich ſind. 

H. 196. Kinder, weiche die Aeltern, in ihrer 
eigenen Wirthſchaft, als Knechte oder Maͤgde nörhig 
haben, muͤſſen denſelben gelaſſen werden, 

$e 197. In dieſem Falle hat der unterthaͤnige 
Gutsbeſitzer die Wahl, welches. der Kinder er für 
ſich behalten wolle. 

$. 198. Söhne, welche in Kriegsdienſten ſte⸗ 
hen, und nur als Beurlaubte bey ihren Aeltern ſich 
aufhalten, koͤnnen zu den, den Aeltern Dienſte lei ⸗ 
ſtenden Kindern nicht gerechnet werden. 

§. 199. , Töchter können ſo wenig dem einen als 
dem andern Theile für maͤnnliche, und Soͤhne nicht 
als weibliche Dienſtboten aufgedrungen werden. 

$. 200. Ein einzelnes Kind kann den Aeltern, 
auch wenn es in ihrer eigenen Wirthſchaft entbehr⸗ 
lich wäre, dennoch nicht entzogen werden. 

§. 201. Entgeht dem Unterthan die Huͤlfe des 
ihm zu ſeiner Wirthſchaft gelaßnen Kindes: ſo kaun 
er das der Herrſchaft dienende Kind mit Ende des 
laufenden Dienſtdjahres zurück fordern. 

$. 202. Ein Gleiches findet Statt, wenn Eins 
der Aeltern, durch einen in feiner eigeuen Perſou ſich 
ereignenden Zufall, zur Arbeit untauglich wird. 

§. 203. Vormuͤnder und Andere, welche eine 
Stelle fuͤr vaterloſe Kinder verwalten, haben zum 
Behufe des Wirchſchaftsbetriebes auf derſelben, mit 
den Aeltern gleiche Rechte. 

g. 204. Das in den Geſindeordnungen beſtimm⸗ 
te ann. ingleichen die an jedem Orte bisher üblich 

gewe⸗ 
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geweſene Koſt des Geſindes, kann die Herrſchaft eis 
genmaͤchtig nicht vermindern 

$. 205. Eine bloße Veränderung der bisher 
gewohnlichen Speiſen kann, mit Einwilligung der 
mehreſten in dem Dorfe angeſeſſenen Wirthe, weht 
vorgenommen werden. 

H. 206. Wo das Geſindedienen der Untertha 
nenkinder auf gewiſſe Jahre nicht beſtimmt iſt, müſ⸗ 
ſen ſie daſſelbe auf Verlangen der Herrſchaft ſo lange 
fortſetzen, bis ſie Gelegenheit ſinden, eine Stelle an⸗ 
zunehmen, oder eine Heirath zu ſchließen, mit wel⸗ 
cher der Geſindedienſt nicht beſtehen kann. 

$. 205. Dagegen kann die Herrſchaſt den zu 
ſolchen ungemeſſenen Geſindedienſten verbundenen 
Unterthanen die Erlaubniß, von einer ſolchen Gele⸗ 
genheit Gebrauch zu machen, bloß um deswillen, 
weil ſie noch nicht als Geſinde gedient haben, kei⸗ 
nesweges verſagen; noch Vergütung für die nicht 
geleiſteten Dienſte von ihnen fordern. 

$. 206. Sind die Geſindedienſte der Untertha⸗ 
nenkinder auf gewiſſe Jahre beſtimmt: ſo haͤngt es 
von der Herrſchaft ab: zu welcher Zeit ſie deren Lei⸗ 
ſtung fordern wolle. 

§. 209. Doch kann auch in dieſem Falle die 
Herrſchaft ſolchen Kindern, wegen noch nicht abge⸗ 
dienter Hofjahre, die Gelegenheit, durch Annehmung 
einer Stelle, oder durch eine Heiratch ihr Unterkom⸗ 
men zu erhalten, nicht entziehen, oder Verguͤtung 
dafür verlangen. i 

279. Wenn aber ein ſolches Kind der Un⸗ 
thänigkeit entlaſſen ſeyn will: fo muß daſſelbe, 
der Wahl der Herrſchaft, entweder zum Abdie⸗ 
nen der noch rückſtändigen Jahre eine andere taugliche 
Perſon für ſich ſtellen, oder den Unterſchied zwiſchen 
dem Hofe, und dem einem freien Dienſtboten in der 
Geſindeordnung ausgeſetzten fremden Lohne verguͤten. 

$. 217. 
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b. 211. Auch an Orten, wo die beſtimmten 
Dienſtjahre mit einem Dienſtgelde abgelöft zu wer⸗ 
den pflegen; iſt die Herrſchaft den Dienſt in Natur 
zu fordern berechtigt; und kann zur Aunahme des 
Dienſtgeldes nicht gezwungen werden. 

$. 212. Dagegen kann fie aber auch den Lin» 
terthan, welcher in Matur zu dienen bereit iſt, zur 
Entrichtung des Dienſtgeldes nicht noͤthigen. 

$, 213. Sind aber Herrſchaft und Unterthan 
über die Entrichtung des Dienſtgeldes mit einander 
einig: fo hat an Orten, wo die Ablöfung der Dienſt⸗ 
jahre uͤblich ift, kein Dritter ein Recht zum Wider⸗ 
ſpruch. 

$. 2714. Wenn ein ſolches Kind der Unterthäͤ⸗ 
nigkeit entlaſſen ſeyn will: ſo muß es fuͤr die noch 
ruͤckſtaͤndigen Dienſtjahre das Dienſtgeld entrichten. 

$. 215. Uebrigens findet auch in dieſem Falle 
(F. 211.) die Vorſchrift §. 209. Anwendung. 

$. 216. Das angefangene Dienſtjahr muß das 
Geſinde in allen Fällen bis zum Ende deſſelben fort 
ſetzen, und kann der Herrſchaft einen Andern an ſei⸗ 
ner Stelle nicht aufdringen. 

$. 217. Wird die Dienſtzeit durch die Schuld 
des Geſindes, oder durch eine in ſeiner Perſon ſich 
ereignende Veranlaſſung unterbrochen: ſo muß daſ⸗ 
ſelbe die verſaͤumte Zeit nachdienen. 

9. 218. Entſteht aber die Unterbrechung durch 
Krankheit des Geſindes, oder fonft durch höhere 
Gewalt: ſo kann die fehlende Zeit des laufenden 
Dienſtjahres dem Geſinde nicht zur Laſt gerechnet 
werden. 

$. 219. Eben das gilt, wenn das laufende 
Dienſtjahr durch die Schuld der Herrſchaft, oder 
durch einen in ihrer Perſon oder Wirthſchaft ſich 
ereigneten Zufall unterbrochen worden. 


§. 220, 
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9 220. Wenn ein Kind nach Vorſchrift §. 174. 
bis 176. die Erlaubniß zur Erlernung einer Profeſ⸗ 
ſion, Kunſt oder Wiſſenſchaft zu fordern berechtigt 
iſt: ſo kann ihm dieſelbe, wegen noch nicht geleiſteter 
Geſindedienſte nicht verſagt werden. 

H. 22 1. Die Herrſchaft aber kann alsdann das 
Dienſtgeld, an Orten, wo es eingeführt iſt, for⸗ 
dern; oder wo dieſes nicht iſt, bey Ertheilung ber 
Erlaubniß ſich zur Bedingung machen, daß eine 
andere dienſttaugliche Perſon fur ein ſolches Kind 
geſtellt werde, i 

§. 222. In dem Falle des F. 175. aber kaun 
die Herrſchaft weder Dienſtgeld, noch Stellung ei⸗ 
nes andern Dienſtboten verlangen. 

$. 223. Iſt in den ubrigen Fällen die Erlaub⸗ 
niß einmal ohne Vorbehalt ertheilt worden: ſo findet 
ein Auſpruch an ein ſolches Kind, wegen noch nicht 
geleiſteter Geſindedienſte, nicht mehr Statt. 

$. 224. Wenn zwiſchen Herrſchaften und Un⸗ 
terthanen über das Kinderdienen Streit entſteht: fo 
muß der Gerichtshalter die Sache ſofort unterſuegen 
und entſcheiden. 5 

§. 225. Will bey dieſer Entſcheidung ein oder 
der andere Theil ſich nicht beruhigen: ſo muß der Ge⸗ 
richtshalter die Akten ſofort an die hoͤhere Inſtanz, 
zur ferneren Beurtheilung: ob und mit welcher Wir⸗ 
kung die Appellation dagegen Statt ſinden ſoll, ein⸗ 
ſenden. 

$. 226. Uebrigens finden, wegen des Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen der Herrſchaft, und den ihr als Ge⸗ 
finde dienenden Unterthanenkindern, die Vorſchrif⸗ 
ten der Geſetze von Herrſchaſten und Geſinde uͤber⸗ 
haupt Anwendung; ſo weit nicht Abweichungen da⸗ 
von durch den gegenwärtigen Abſchnitt begründet 
werden. 1 


Algen. Landr. Ul. Band, 3 §. 227. 


Zuͤchti⸗ 
gungs⸗ 
recht der 
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$. 227. Faules, unordentliches, und wider⸗ 
ſpenſtiges Geſinde, kann die Herrſchaft durch maͤßi⸗ 


- ge Zuͤchtigungen zu feiner Pflicht anhalten; auch 


dieſes Recht ihren Pächtern und Wirthſchaftsbeam⸗ 
ten uͤberteagen. 

$. 228. Eine gleiche Befugniß ſteht der Herr⸗ 
ſchaft in Anſehung des Geſindes der Unterthanen zu, 
wenn daſſelbe von dieſen zum Hofedienſte geſchickt 
wird, und ſich dabey faul, unordentlich, oder wi⸗ 
derſpenſtig bezeiget. 

$. 229. Bey ſolchen Zuͤchtigungen aber muß 
nicht die Geſundheit, vielweniger das Leben des Ge⸗ 
ſindes in Gefahr geſetzt werden. 


Anh. §. 205. Die Ertheilung der Stockſchlaͤge iſt geſetz⸗ 
widrig. Dagegen aber der Gebrauch einer ledernen 
Peitſche erlaubt, mit welcher auf den Ruͤcken über die 
Kleider eine mäßige Anzahl von Hieben gegeben wer⸗ 
ben kann. 


$. 230, Auch muß die Herrſchaft ſolcher Zuͤch⸗ 
tigungsarten, wodurch die Schamhaftigkeit, beſon⸗ 
ders bey dem Gefinde weiblichen Geſchlechts, ver⸗ 
letzt wird, ſich enthalten. N 

$. 231. Dergleichen grobe Mißhandlungen der 
Unterthanen ($. 229. 230) ſollen, außer der den» 
ſelben zukommenden vollſtaͤndigen Entſchaͤdigung, nach 
Vorſchrift der Criminalgeſetze, nachdrücklich geahn⸗ 
det werden. 

$. 232. Auch angeſeſſene Wirthe, und deren 
Weiber, kann die Herrſchaft durch Gefängnißſtrafe 
oder Strafarbeit zu ihrer Pflicht anhalten, wenn dies 
ſelben, bey Leiſtung unſtreitiger Dienfte, ſich der Wir 
derſetzlichkeit, beharrlichen Faulheit, vorfäglichen Ver⸗ 
nachlaͤſſigung, oder eines andern dergleichen Verge⸗ 
hens ſchuldig machen. 


§. 233. 
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§. 233. Iſt das Vergehen fo beſchaffen, daß 

die Herrſchaft zu deſſen Ahndung eine gewöhnliche Ger 

faͤngnißſtrafe von hoͤchſtens Acht und Vierzig Stun⸗ 

den hinreichend findet: ſo iſt ſie, bey der Unterſuchung 
nur die Dorfgerichte zuzuziehen verbunden. 

$. 234. Findet ſich aber bey einer nachher, auf 
Anmeldung der ſolchergeſtalt beſtraften Unterthanen, 
von dem Landes⸗Juſtizcollegio veranlaßten Unterſu⸗ 
chung, daß die Strafe zur Ungebuͤhr verhängt wor⸗ 
den: fo muß die Herrſchaft den Unterthan vollſtaͤn⸗ 
dig entſchaͤdigen: und außerdem, wegen des Miß⸗ 
brauchs ihrer Gewalt, nach Vorſchrift der Crimi⸗ 
nalgeſetze beſtraft werden. 

§ 235. Findet die Herrſchaft längeres Geſäng⸗ 
niß, oder eine andere Strafart nöthig: fo muß fie 
die Unterſuchung und das Erkenntniß dem Gerichts⸗ 
halter uͤberlaſſen. 

$. 236. Fälle der Spruch des Gerichtshalterg 
auf achttaͤgigen oder Fürzeren gewohnlichen Arreſt 
oder Strafarbeit aus; fo findet dagegen kein Rechts⸗ 
mittel Statt. 

H. 237. Wohl aber haftet alsdann, in dem 
Falle des §. 234., der Gerichtshalter, gleich der 
Herrſchaft, den zur Ungebühr beſtraften Untertpa⸗ 
nen zur Schadloshaltung, und dem gemeinen We⸗ 
fen zur Strafe. 

$. 238. Erkennt der Gerichtshalter auf eine laͤn⸗ 
gere oder härtere, als die F. 236. beſtimmte Strafe: 
ſo findet dagegen die Berufung auf das hoͤhere Ge⸗ 
richt mit voller Wirkung Statt. \ 

$. 239, Wie es zu halten. fey, wenn fich Un⸗ 
terthanen ihrer Herrſchaft, oder den Beamten ders 
ſelben, tätig. widerſetzen, iſt im Criminalrechte vor⸗ 
geſchrieben. 


3 2 Fuͤuf⸗ 
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Fuͤnfter Abſchni bt. 


Von den Rechten und Pflichten der Unker⸗ 
thanen in Anſehung ihres Vermoͤgens. 


Grundſatz. . 240. Unterthanen koͤnnen, gleich andern 
Bürgern des Staats freies Vermögen erwerben und 
beſitzen. 

Heron . 241. Verbindlichkeiten in Anſehung ihrer Per 

Ball fen, wodurch fie ihren Dienſtpflichten entzogen wer⸗ 

keiten. den, konnen fie ohne Einwilligung der Herrſchaft 
nicht ubernehmen, . 

$ 242. Sie konnen alſo auch wegen Schulden, 
die ſie ohne herrſchaftliche Einwilligung gemacht 
haben, nicht in perſoͤnlichen Verhaft genommen 
werden. 

$. 243. Erlaubt die Herrſchaft ausdrücklich 

oder ſtillſchweigend, daß ein Unterthan, außer der 
Landwirthſchaft, noch ein anderes Gewerbe treibe, 
bey welchem gewoͤhnlich Credit gegeben und genom⸗ 
men wird: ſo kann ſie, wegen ſolcher Schulden des 
Unterthans, der Execution durch Perſonalarreſt nicht 
widerſprechen. 
H. 244. Schenk und Gaſtwirthe ſollen dem 
Geſinde auf dem Lande Getränke und Eßwaaren, 
ohne ausdrückliche Einwilligung der Herrſchaft, bey 
Verluſt ihrer Forderung, nicht anders, als gegen 
baare Zahlung verabfolgen. 

9. 245. Auch ſollen fie von dergleichen Leuten 
Naturalien und Kleidungsſtucke, bey einer nach Ver⸗ 
hältniß des Werehs der Sache zu beſtimmenden Ge⸗ 
faͤnguißſtrafe, oder Strafarbeit, an Zahlungsſtatt 
nicht annehmen. 0 7 

de $. 246. In der Regel, oder wo das Gegentheil 

terthanen nach Provinzialgeſetzen und Verfaſſungen, oder ſonſt, 

Satie nieht erhellet, find angeſeſſene Unterthanen als wirk⸗ 


Brands fi 
ſtücke. liche 
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liche Gienchümer ihrer Stellen und Güter anzuſe⸗ e 
ben, und in vorkommenden Fallen zu beurtheilen. ler 
9 247. Sie fönnen aber dieſelben ohne herr⸗ 9 85 
fehaftlichen Conſens weder veräußern, noch durch Bere“ 
Tauſch, oder andre Abtrennung einzelner unbewegli⸗ 301 80 
cher Pertinenzſtuͤcke ſchwaͤchen. 1 bebe 
$. 248. Eben fo wenig koͤnnen fie, ohne dieſen 
Conſens, Dienſtbarkeits » oder andre fortwaͤhrende 
Laſten ihren Guͤtern auflegen. 
H. 249. Auch zu Verpfaͤndungen iſt die Einwil⸗ 
ligung der Herrſchaft nothwendig. 
§. 250. Dieſe Einwilligung kann die Herrſchaft 
ſo weit, als die zu verſichernde Summe die Hälfte 
des im Hypothekenbuche eingetragenen Werths nicht 
überfteigt, nicht verſagen. 
$. 251. In Verpfaͤndungen uber dieſe Hälfte 
iſt die Herrſchaft nur alsdann zu willigen verbunden, 
wenn der Vorſchuß zur Erhaltung und Wiederher⸗ 
ſtellung des ohne grobes Verſchulden des Beſitzers zu⸗ 
ruͤckgekommenen Guts erforderlich iſt. 
9 252. In dieſem Falle iſt aber auch die Herr⸗ 
ſchaft befugt, Nachweis von der gehoͤrigen Verwen⸗ 
dung des Darlehns zu fordern; und, nach Bewand⸗ 
niß der Umſtände, billige Friſten zur Wiederbezah⸗ 
lung deſſelben zu beſtimmen. 
$. 253. Wenn eine Hypothek uͤber die Hälfte 
des Werths, zur Verſicherung oder e der 
Erben des Beſitzers nothwendig wird: ſo kann die 
Herrſchaft ihre Einwilligung dazu nicht verſagen. 
$. 254. Bey Schulden, da die Geſetze ſelbſt 
das Recht, Eintragung dafür zu fordern, begruͤn⸗ 
den, bedarf es dazu keiner 1 der Herr⸗ 
ſchaß. (Th. 1. Tit. 20. §. 3 
$ 255. Die Eimeiligung. % Herrſchaft giebt 
dem Gläubiger ein dingliches Recht auf das ein un⸗ 
teennbares Ganze ausmachende Gut; wenn auch dies 
ſelbe 
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ſelbe ausdrücklich nur auf gewiſſe einzelne dazu ge⸗ 
hoͤrende Grundſtuͤcke gerichtet war. 

6. 256. In allen Fällen, wo nach obigen Vor⸗ 
ſchriften, die Einwilligung der Herrſchaft nothwen⸗ 
dig, und weder ertheilt, noch von dem Richter er⸗ 
gaͤnzt iſt, kann der Gläubiger, wider den Willen der 
Herrſchaft, weder die Subſtanz des Guts, noch das 
zu deſſen ordentlicher Bewirthſchaftung nöthige In⸗ 
ventarium angreifen. 5 

$. 257. Doch kann er an das über den Wirth⸗ 
ſchaftsbedarf vorhandene Vieh und Gerärhe; an den 
Ueberſchuß der Früchte, nach Abzug der Wirthſchafts⸗ 
nothdurft, ingleichen der Öffentlichen und gutsherrli⸗ 
chen Abgaben: und an das uͤbrige zum Gute nicht 
gehoͤrende Vermoͤgen des Schuldners ſich halten. 

§. 258. Auch zu Veraͤußerungen, ingleichen 
zur Belegung des Guts mit Dienſtbarkeits⸗ und an⸗ 
dern fortwaͤhrenden Laſten, ſoll die Herrſchaft ihre 
Einwilligung ohne erhebliche Gruͤnde nicht verſagen. 

§. 259. Zur Veräußerung des Guts an einen 
neuen Beſitzer verſagt fie die Einwilligung mit Grun⸗ 
de, wenn es demſelben an Vermoͤgen und Tüchtigkeit, 
der Wirthſchaft vorzuſtehen, und die Dienſte gehoͤ⸗ 
rig zu leiſten, ermangelt, 

§. 260. Desgleichen, wenn der neue Beſitzer, 
wegen feiner ſchlechten Wirthſchaft, Faulheit, Lie⸗ 
derlichkeit, oder Widerſpenſtigkeit ſchon bekannt iſt. 

$. 261. In Abtrennung von Pertinenzftücken, 
oder in andere Belaſtungen, iſt die Herrſchaft zu wil⸗ 
ligen nicht verbunden, wenn dadurch das Gut an 
ſeinem Ertrage, im Ganzen genommen, einen dau⸗ 
ernden Abfall erleiden wuͤrde. 

$, 262. Was zur Abtrennung unbeweglicher 
Perkineuzſtücke von Bauerguͤtern, außer dem Con⸗ 
ſens der Herrſchaft, noch erforderlich ſey, beſtimmen 
die Landes: Poligeigefege. h 
$. 263. 
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§. 263. Der Gerichtsherr, wenn derſelbe von 
dem Gutsherrn unterſchieden iſt, muß in Fallen, da 
die Einwilligung des Letztern zu einer Verfügung über 
das Grundſtuck nothwendig ift, die Beibringung der⸗ 
ſelben erfordern, ehe die Handlung von ihm beſtäͤ⸗ 
tigt und eingetragen wird. 

$. 264. Auch bey nothwendigen Subhaſtatio⸗ 
nen darf er mit dem Zuſchlage an den Meiſtbietenden 
nicht eher verfahren, als bis die Einwilligung des 
Gutsherrn nachgewieſen worden. 

$. 265. Hat der Gerichtsherr dieſe Vorſchriften 
verabſaͤumt: fo iſt die Beſtaͤtigung oder Eintragung 
nichtig, und der Gerichtsherr haftet den Intereſſen⸗ 
ten für allen darans entſtehenden Nachtheil. 

$. 266. Nur derjenige, dem die Verwaltung 
des Inbegriffs der gutsherrlichen Rechte übertragen 
iſt, nicht aber ein bloßer Wirthſchaftsbeamter oder 
Pächter, kann im Namen der Herrſchaft Einwilli⸗ 
guug ertheilen. 

§. 267. Ueber fein eigenthuͤmliches Vermögen b) bey 


kann ein Unterthan, gleich andern Bürgern des Bel 
Staats, auch letztwillig verfügen. von To⸗ 


$. 268. Er kann beſtimmen, welches unter meh⸗ 819 
rern Kindern ſein Gut uͤberkommen ſolle. 5 
§. 269. Auch den Preis, für welchen eins der Kin⸗ 
der das Gut aunehmen ſolle, kann der unterthaͤnige 
Erblaſſer, gleich jedem andern Vater, beſtimmen. 

9. 270. Ueberſteigt aber der väterliche Anſchlag 
den Werth, welcher nach den unten folgenden Grund⸗ 


ſätzen, bey einer Erbteilung ohne Teſtament dem 
Gute beizulegen ſeyn würde: ſo kann die Herrſchaft 
auf eine billige Herunterſetzung dieſes Anſchlags 
antragen. 

§. 271. Im Mangel letztwilliger Verordnungen 
finden, auch bey Unterthanen, die Regeln der gemei⸗ 
nen geſetzlichen Erbfolge Statt. 
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§. 272. In der Regel kann die Herrſchaft dem⸗ 
jenigen unter mehrern Miterben, welchen ſie für 
den Tüchtigſten halt, das Gut zuwenden. 

$. 273. Wenn aber die Miterben wegen Ueber⸗ 
laſſung des Guts au Einen unter ihnen, oder auch an 
einen Dritten, ſich vereinigen: ſo kann die Herrſchaft 
ihre Einwilligung nur fo weit verſagen, als fie uͤber⸗ 
haupt einen vorgeſchlagenen neuen Beſitzer zu verwer⸗ 
fen berechtigt iſt. 

5 274. Einem vermöge letztwilliger Verfügung, 
oder vermoͤge der geſetzlichen Succeſſionsordnung, 


zum Beſitze des Guts berufenen Erben, kann die 


Herrſchaft die Aunahme aus eben den Gründen ver⸗ 
weigern, aus welchen fie überhaupt der Veräußerung 
des Guts an einen neuen Beſitzer widerſprechen 
kann. ($. 259. 260.) 

9.275. Der Mangel des erforderlichen Alters, 
dem Gute gehörig vorzuſtehen, iſt in der Regel kei⸗ 
ne rechtmaͤßige Verweigerungsurſache. 

$. 276. Vielmehr muß ſich die Herrſchaft die 
Annahme eines auch noch unmündigen Gutserben in 
ſo fern gefallen laſſen, als Anſtalten getroffen werden 
konnen, daß das Gut fo lange, bis es der Erbe ſelbſt 
übernehmen kann, ordentlich bewirthſchaftet, und 
die der Herrſchaft davon gebührenden Dienſte und 
Abgaben gehörig geleiſtet werden. 

$. 277. Iſt der durch Teſtament oder Geſetz 
zum Beſitze des Guts berufene Erbe kein Unterthan 
der Herrſchaft; und kann oder will er ſich auch nicht 
in ihre Unterthaͤnigkeit begeben: fo iſt die Herrſchaft 
berechtigt, ihn auszuschließen. 

9. 278. In allen Fallen, wo nach obigen Vor⸗ 
ſchriften (§. 274. [ag.) die Herrſchaft das Recht 
bat, den Erben von dem Beſitze des Guts auszu⸗ 
ſchließen, muß demſelben eine Friſt von Sechs Wo⸗ 
chen bis Drey Monaten, von dem Tode des = 
laſſers 
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kaſſers an gerechnet, verſtattet werden, um das Gut 
au einen andern fähigen Beſitzer zu bringen. 

$. 279. Nach Ablauf diefer Friſt kann die 
Herrſchaft auf öffentlichen gerichtlichen Verkauf ans 
tragen. 

8. 280, In allen Fällen, wo der neue Beſitzer 
Miterben abzufinden hat, muß der Werth des Guts, 
und des zur Wirthſchaft erforderlichen Inventarii, 
nach einer gemäßigten Taxe angeſchlagen werden. 


Anh. F. 106. Es iſt jedoch auch die Subhaſtation bey ums 
terthänigen eigenthuͤmlichen Bauergütern unter eben den 
Umſtäuden, wie bey andern Grundſtcgcken, für eine ges 
ſetz Art der Auseinanderſetzung unter Miterben 
zu achten; jedoch die nach Vorſchrift des §. 281. und 282, 
gufgenommene Taxe dadey zum Grunde zu legen. 

Die Grundherrſchaften koͤnnen dem Meiſtbletenden den 
Conſens zur Uebernehmung des Guts aus eben den 
Grunden verſagen, aus welchen fie denfelben bey Ver⸗ 
aͤußerung überhaupt nach der geſeßlichen Vorſchrift g. 
259. 260. zu verweigern berechtigt find, 

Ein die Taxe erheblich uͤberſteigendes Gebot iſt jer 
doch nur dann fuͤr eine ſolche rechtmäßige Verweige⸗ 
rungsurſache zu achten, wenn der Lieltantſ nicht nachwet⸗ 
fen kaun, daß er fein Gebot, fo weit es die Hälfte der 
Taxe uͤberſteigt, aus eigenen Mitteln zu erfuͤllen im 
Stande Hit. 

Sollte über die nach dieſen Grundſätzen zu beurthei⸗ 
lende Beſitzfaͤhigkelt des Lieltanten ein Strelt entſte⸗ 
hen, welcher nicht ſofort nach den Vorſchriften der allge⸗ 
meinen Gerichtsordnung Tlt. 52. $ 42. 44. abgemacht 
werden kann: fo findet daruber rechtliches Gehör Statt, 
und der Zuſchlag muß bis zur erfolgten rechtskraͤftlgen 
Entſcheidung ausgeſetzt bleiben. 

Kann aus einer und der andern Urſache der Zuſchlag 
au den Meiſtbſetenden nicht erfolgen, fo hängt es als⸗ 

dann 


Von der 
Entſe⸗ 
kung fol: 
cher Eis 
geuthu⸗ 
mer aus 
ihren 
Stellen. 


362 Zweiter Theil. Siebenter Titel. 
dann von den theilenden Erben ab, in wie fern ſie eine 
neue Lieltation nachſuchen, und auf dieſem Wege die 
Ausmittelung eines ihnen annehmlichen und zugleich bes 
fisfähigen Käufers abwarten, oder eine andere geſetzli⸗ 
che Art der Thellung wählen wollen. 

6. 281, Bey Aufnehmung einer ſolchen Taxe 
muß nicht nur auf fümmeliche Laſten und Abgaben, 
ſondern auch auf den nothdürftigen Unterhalt des 
neuen Beſitzers, und feiner Frau, Ruͤckſicht genom⸗ 
men werden. 

$. 282. Mähere Beſtimmungen der Abſchaͤ⸗ 
e bleiben den Provinzialgeſetzen vor⸗ 
ehalten. 5 

§. 283. Den nach einer ſolchen Tare beſtimm⸗ 
ten Werth muͤſſen ſaͤmmtliche Theilnehmer ohne Wir 
derrede ſich gefallen laſſen. 2 

§. 284. Zur Herauszahlung der den übrigen 
Theilnehmern zukommenden Abfindungen, muſſen 
billige, den Vermoͤgensumſtaͤnden des Uebernehmers 
augemeſſene Termine beſtimmt werden. 

§. 285. Wo es nicht verabredet iſt, werden 
dergleichen Kaufgeldertermine, außer dem Falle eir 
ner Verzögerung, nicht verzinſet. 

$. 285. In Anfehung des Nachweiſes der von 
dem Regimente erhaltenen Entlaſſung, welchen jeder 
cantonpflichtige Gutserbe vor Uebernehmung der Stel⸗ 
le beibringen muß, hat es bey den Cantonverfaſſun⸗ 
gen ſein Bewenden. 

§. 287. Die Herrſchaft darf einen Unterthan, 
der fein Gut eigenthuͤmlich beſitzt, deſſelben ohne er⸗ 
bebliche Urſache und richterliches Erkenntniß nicht 
entſetzen. 

§. 288. Der Unterthau kann aber zum Ver⸗ 
kaufe feines Guts genothigt werden, wenn er daſſelbe, 
oder das dazu gehoͤrige Inventarium, durch lieder⸗ 


ſiche Wirthſchaft ruinirt. 
N $. 289. 
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$. 289. Ein Gleiches findet Statt, wenn er ſich 
boshafter Widerſpenſtigkeit, Auſwiegelung der Ges 
meine, oder vorfäßlicher Vergehungen gegen die Herr⸗ 
ſchaft, wodurch die ihr gebührende Ehrfurcht groͤb⸗ 
lich verletzt wird, ſchuldig macht. 

$. 290, Desgleichen alsdann, wenn er einen 
überwiegenden Hang zu Diebereien, und andern die 
Sicherheit des Eigenthums kränkenden Verbrechen, 
an den Tag legt; oder durch ſchaͤndliche Vergehungen 
ein oͤffentliches Aergerniß in der Gemeine giebt; und 
auch durch ausgeſtandene leichtere Strafen nicht hat 
gebeſſert werden koͤnnen. 

§. 291. Einen Unterthan, gegen welchen we ⸗ 
gen ſeiner Verbrechen mehr als Einjährige Zucht⸗ 
haus- oder Veſtungsſtrafe verhängte worden, iſt die 
Herrſchaſt im Beſttze feines Guts zu laſſen nicht 
ſchuldig, 

$, 292. Wenn ein Unterthan das nach H. 251. 
mit Bewilligung der Herrſchaft über die Hälfte feines 
Gutswerthes aufgenommene Darlehn liederlich ver⸗ 
ſchwendet: fo iſt die Herrſchaft ihn zum Verkauf ans 
zuhalten ebenfalls berechtigt. 

$. 293. Wenn ein Unterthan durch hohes Als 
ter, oder unheilbare Krankheit, außer Stand geſetzt 
wird, der Wirthſchaft ferner gehörig vorzuſtehen: ſo 
kann die Herrſchaft ihn anhalten, daß er das Gut ei⸗ 
nem andern tuͤchtigen Wirthe überlaffe, 

$. 294. Doch muß alsdann für den Unterhalt 
des abgehenden Wirthes nach Nothdurft geforgt, 
und wenn er Kinder hat, das Gut für dieſelben fo 
viel als moͤglich erhalten werden. 

$. 295. In ſo fern, außer dem Falle des 9. 29 1., 
der Unterthan ſeiner Wirthſchaft gehörig vorzuſtehen 
bloß auf eine Zeitlang verhindert wird, muß die 
Herrſchaft durch eine wohl angeordnete Verwaltung 
ihm zu helfen ſich angelegen ſeyn laſſen. 

5. 296. 
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§. 296. Iſt auf den Verkauf erkannt worden: 
ſo muß derſelbe durch gerichtliche Subhaſtation er⸗ 
folgen; der Uncerthan aber kaun, bis zum wirklichen 
Zuſchlage, das Gut aus freier Hand an einen an⸗ 
dern annehmlichen Beſitzer veräußern. 
$. 297. Dadurch, daß der Unterthan zum Ver⸗ 
kaufe feines Guts aus vorſtehenden Grunden ange⸗ 
eee wird derſelbe von der perſoͤnlichen 
Unterthaͤnigkeit noch nicht frey. 
deter, g. 298. Wenn die von Unterthanen beſeſſenen 
thanen Guter der Herrſchaft eigentümlich gehören; den Ber 
115 ſitern aber auch nicht in Zeir- oder Erbpacht, ſon⸗ 
2 wenn dern ohne Zeitbeſtimmung zur Cultur und zum Ge⸗ 
25 unh nuſſe eingeraͤumt find: fo werden die Rechte der Un⸗ 
mer find. terthanen, in Anſehung ſolcher Güter, nach den Vor⸗ 
ſchriften des Vierten Abſchnitt? im Ein und zwanzig⸗ 
ſten Titel des Erſten Theils beurtheilt. 
$. 299. Außer den daſelbſt angeführten Urſa⸗ 
chen, kann ein ſolcher Guts beſitzer, wenn er zugleich 
ein Unterthan iſt, aus eben den Gründen feiner Stel⸗ 
le entſetzt werden, aus welchen ein Eigenthuͤmer 
zum Verkauf feines Guts angehalten werden kann. 
(5. 288. 440 
$. 300. Ein unterthaͤniger Gutsbeſitzer dieſer 
Art iſt, ſeine Stelle ohne beſondere Einwilligung der 
Herrſchaft aufzugeben, nicht berechtigt. 
§. 301. Die Einwilligung kann ihm aber nicht 
verſagt werden, wenn er der Herrſchaft einen ans 
nehmlichen Wirth zur Uebernehmung des Guts zu 
ſtellen vermag. 
$. 302. Wenn die Herrſchaft dergleichen auf 
andere Art ledig gewordene Stellen an Unterthanen, 
welche dieſelben nach $. 181. zu übernehmen ſchul⸗ 
dig find, austhut: fo iſt fie die Bedingungen, unter 
welchen das Gut vorhin verliehen und beſeſſen wor⸗ 
den, zu erſehweren nicht berechtiget. 
9. 303 
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$. 303. Mird jedoch eine ſolche Stelle, durch 
Zuſchlagung neuer nutzbarer Pertinenzſtuͤcke und Zur 
behörungen, oder ſonſt, in ihrem Ertrage dauernd 
verbeſſert; fo muß der neu anzuſetzende Beſitzer eine 
verhaͤltnißmaͤßige Erhöhung der Dienſte und Abga⸗ 
ben, allenfalls nach richterlichem Ermeſſen, ſich ge⸗ 
fallen laſſen. (§. 138 — 140.) 

$ 304. Die Beſitzer bloß verpachteter Güter 
werden, als Erb⸗ oder Zeitpächter, nach dem In⸗ 
halte ihrer Vertraͤge beurtheilt. 

$. 305. Im zweifelhaften Falle ſtreitet die Ver⸗ 
muthung fuͤr die Erbpacht. 

$. 306. Daraus, daß die Abgabe, welche der 
unterthaͤnige Beſitzer der Herrſchaft für den Genuß 
des Guts entrichtet, Erbzins genannt wird, folgt 
noch nicht, daß das Gut ſelbſt die Erbzinseigen⸗ 
ſchaft im geſetzlichen Sinne habe. 

$. 307, Auch unterthaͤnige Pacht⸗ oder Erb⸗ 
zinsbeſitzer koͤnnen aus eben den Grunden, wie die 
Eigenthuͤmer, zur Aufgebung und zum Verkauf ih⸗ 
rer Stellen, oder der daran habenden Rechte, ge⸗ 
richtlich angehalten werden. 


Sechſter Abſchnitt. 
Von den Dienſten der Unterthanen 


F. 308. Die Dienfte, welche die Unterthanen Won die 
ihrer Herrſchaft zu leiſten haben, ſind eigentlich zur Fler 
Bewirthſchaftung und Benutzung der herrſchaftlichen werden 
Grundſtucke beſtimmt. fis 

§. 309. Auf andern Gütern, als wozu die 
Unterthanen bisher gefchlagen waren, koͤnnen fie zu 
dienen nicht gezwungen werden. 

H. 310. Wenn nicht ausgemittelt werden kann, 
zu welchem Gute oder herrſchaftlichen Vorwerke Un⸗ 
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terthanen, die bisher Dienſtgeld bezahlt haben, die 
Maturaldienſte zu leiſten ſchuldig find: fo koͤnnen fie 
dazu nur in Anſehung der im Dorfe oder zunächſt 
demſelben gelegenen Vorwerke, wo die Dienſte ge⸗ 
braucht werden können, angehalten werden. 

$. 311. In der Regel find die zu Dienſten ver⸗ 
pflichtete Unterthanen alle Arten von Fuhren und 
Handarbeiten, welche zur landwirthſchaftlichen Be⸗ 
nutzung des herrſchaftlichen Guts erfordert werden, 
zu verrichten ſchuldig. 
9. 312. Dagegen können ihnen andere Arbeiten, 
beſonders ſolche, die eine auf dem Lande nicht ge⸗ 
wohnliche Fabrikation oder Handlung zur Abſicht ha 
ben, im Hofedienſte nicht zugemuthet werden. 

§. 313. Wo jedoch ſchon zur Zeit der Publika⸗ 
tion dieſes Landrechts, Unterthanen auch ſolche 
Dienſte, vermoͤge vorhandener Verträge, oder einer 
ſeit rechtsverjaͤhrter Zeit wohlhergebrachten Verfaſ⸗ 
ſung, haben leiſten muͤſſen, hat es auch ferner da⸗ 
bey ſein Bewenden. 


Mögliche F. 314. Alle Arten der Hofedienſte follen kuͤnf⸗ 


Seretfer 


Kung ges 


me sjfener 
Dienſte. 


tig, ſo viel als moͤglich, nach Zeit, Ort, Maaß, 
oder Gewicht, beſtimmt werden. 

$. 315. Bey Beſtimmung der ungemeſſenen 
Dienſte ift ſowohl auf die Nothdurft des Guts, zu 
deſſen Cultur die Unterthanen angeſetzt find, als auf 
deren eigne Bedürfniſſe Rückſicht zu nehmen. 

§. 316. Se Fällen, wo die Herrſchaft, durch 
eigne Züge oder Handarbeiter, zur Cultur ihres 
Guts mit geholfen hat, muß, bey Berechnung der 
Nothdurft dieſes Guts, dergleichen Beihülfe zu 
Bunſten der Unterthanen allerdings mit angeſchla⸗ 
gen werden. N 

$. 317. Bey bisher ungemeſſenen Arten von 
Dienſten, welche nicht zur gewöhnlichen Bewirth⸗ 
ſchaftung des Gute gehören, ſondern nur bey außers 
ordent⸗ 
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ordentlichen Gelegenheiten, oder in beſondern Fällen 
vorkommen, iſt die Herrſchaft nicht ſchuldig, ſich 
eine Beſtimmung derſelben gefallen zu laſſen. 

$ 318. Ungemeſſene Baudienſte koͤnnen daher, 
wider den Willen der Herrſchaft, niemals in ge⸗ 
meſſene verwandelt werden. 

§. 319. Bey Veſtſetzung und Vertheilung der 
Dienſte iſt darauf zu ſehen, daß den Unterthanen 
die noͤthige Zeit zur Beſtellung ihrer eignen Wirth⸗ 
bete und zum Erwerbe ihrer Nothdurſt übrig 

eibe. 

$. 320. Bey ſtreitiger Beſtimmung ungemeſſe⸗ 
ner Dienſte muſſen von beiden Theilen Sachver⸗ 
ſtändige vorgeſchlagen; dieſe von dem Richter mit 
ihrem Gutachten gehoͤrt; und auf dies Gutachten, 
bey Abfaſſung des Urtels, vorzügliche Ruͤckſicht ger 
nommen werden. 

$. 321. In Auſehung ſoleher Guͤter, welche 
die Unterthanen, ohne herrſchaftliche Huͤlfe, bisher 
bearbeitet haben, hat es dabey ferner ſein Bewenden. 

§. 322. Es darf aber alsdann die Herrſchaft 
ohne Einſtimmung der Dienſtleute, weder Erweite⸗ 
rungen, noch Veranderungen in dem Betriebe der 
Wirthſchaft vornehmen, durch welche die Dienſte 
erſchwert werden. 

§. 323. Welche Claſſe von Unterthanen zu Spayn⸗ 
Spanndienſten verpflichtet; mit welchen Arten von deute. 
Zugvieh, und mit wie vielen Stücken deſſelben ein 
jeder von ihnen dabey zu erſeheinen ſchuldig ſey, iſt 
nach der Verfaſſung eines jeden Orts beſtimmt. 

§. 324. Von dieſen Einrichtungen tft kein Theil 
ohne des andern Einwilligung abzugehen berechtigt. 

$. 325. Im zweifelhaften Falle gilt die Ver⸗ 
muthung, daß die Bauern mit Pferden zu dienen 
ſchuldig ſind. 

F. 326. 
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$. 326. Unterthanen, die zur Bearbeitung ih⸗ 
rer eigenen Güter kein Zugvieh noͤthig haben, koͤn⸗ 
nen auch zu herrſchaftlichen Spanndienften nicht an⸗ 
gehalten werden. 
S. 327. Die Unterthanen find ſchuldig, ihre 
Dienſte, nach deren Beſtimmung, den Anweiſungen 
der Herrſchaft gemäß, mit Fleiß, Sorgfalt, und 
Treue zu a j 

$. 328. Wo die Dienfte auf eine gewiſſe Zahl 


ta, von Tagen in der Woche oder im Jahre beſtimmt 


ſind, haͤngt es von der Herrſchaft ab, welche Wo⸗ 
chentage fie zu wählen für gut finde, 

$. 329. Die nach den Landesgeſetzen beibehal⸗ 
255 Feiertage haben mit den Sonntagen gleiche 

echte. 

$ 330. An den durch Landesgeſetzen abgeſchaf⸗ 
ten Feiertagen Fönnen die Unterthanen den Dienſt, 
auf Erfordern, zu thun ſich nicht weigern. 

H. 331. Wo aber die Unterthanen alltäglich 
zu dienen ſchuſdig find, da können fie an den dlrit⸗ 
ten Feiertagen von den ſogenannten drey hohen Feſt⸗ 
tagen, dem gruͤnen Donnerſtage, und den drey auf⸗ 
gehobenen Bußtagen, zum Hofedienſte, außer der 
Erndte, nicht angehalten werden. 

S8. 332. Gewoͤhnlich muß die am andern Ta⸗ 
ge vorzunehmende Arbeit den Unterthanen am Aben⸗ 
de vorher angeſagt werden. 

$, 333. Doch bleibt in vorkommenden unver⸗ 
mutheten Fällen der Herrſchaft frey, noch den fol⸗ 
genden Morgen die vorzunehmenden Arbeiten auf 
eln Art anzuordnen, oder noch gänzlich abzube⸗ 

ellen. 

§. 334. Hat aber der Unterthan dadurch, daß 
er mit ſeinem Zugviehe bereits ausgezogen war, oder 
ſonſt, den Dienſt ſchon wirklich angetreten: fo muß 
ihm, wenn dieſe Arbeit nicht fortgeſetzt wird, eine 

i andere 
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andere angewieſen, oder die angefangene Arbeit an 
ſeiner gemeſſenen Dienſtzeit verhaͤltnißmaͤßig abge⸗ 
rechnet werden. ne 

$. 335. Wird der Unkerthan noch an demſel⸗ 
ben Vormittage wieder nach Haufe entlaſſen: ſo 
wird ihm ein halber; wenn aber die Nachmittags 
arbeit ſchon angefangen war, der ganze Dienſttag zu 
gute gerechnet. 

§. 336. Wo es hergebracht iſt, daß die Arbeit 
nach Geſpannen eingetheilt und berechnet wird, da 
iſt in dieſem Falle jedes angefangene Geſpann fuͤr 
vollendet zu achten. a 1 

9. 337. Außer dieſem Falle einer durch Ver⸗ 
änderung der Umftände nothwendig gewordenen Abs 
rechnung der angefangenen Dienſte, iſt die Herr⸗ 
ſchaft nicht berechtigt, die ſchuldigen Hofetage in 
balbe Tage, oder einzelne Geſpanne, nach Willführ 
zu verwandeln. 

H. 338. Iſt die angefangene Arbeit durch Schuld 
des Unterthans unterbrochen worden: ſo muß er die 
ruͤckſtaͤndig gebliebenen Stunden nachdienen. 

$. 339. Woͤchentlich beſtimmte Spanndienſte, 
welche in dem veſtgeſetzten Zeitraume nicht gefordert 
worden, koͤnnen nur auf Eine; Handdienſte aber auf 
Zwey Wochen zuruck, nachgefordert werden. 

H. 340. Betraͤgt der ordinaire Hofedienſt auf 
die Woche mehr als Drey Tage, ſo kann woͤchent⸗ 
lich nur Ein Tag nachgefordert werden. 

H. 341. Auch findet eine Nachforderung der 
Spanndienſte nicht Statt, wenn der Unterthan in glei⸗ 
cher Roth und Verlegenheit nut der Herrſchaft iſt. 

H. 342. Es kann alſo in der Erndtezeit, wenn 
der Unterthan mit feiner Erndte noch nicht fertig iſt, 
die Herrſchaft von ihm Spanndienſte, die er ſelbſt 
zur Einbringung feiner eigenen Feldfrüchte noͤthig 
bat, nicht nachfordern. 

Allgem. Landr. II, Band. Aa §. 343 
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. 343. Ein Vorausfordern der Dienſte findet 
gegen den Willen der Unterthanen niemals Statt. 
ler §. 344. Sind die Spanndienfte der Untertha⸗ 
nach nen auf ein gewiſſes Acker⸗ oder Wieſenmaaß veſt⸗ 
Aker geſetzt: fo muͤſſen dieſelben zu gehoͤriger Jahreszeit, 
Ma und nach den Regeln einer guten Wirthſchaft ver⸗ 
richtet werden. 
$. 345. Ein Gleiches finder Statt, wenn die 
Unterthanen im gemeſſenen Hofedienſte gewiſſe be⸗ 
ſtimmte Acker⸗ oder Wieſenfſlecke zu bearbeiten haben. 
$. 346. Auch in dieſen Fällen find die Unter⸗ 
thanen ſchuldig, bey der Arbeit der Anweiſung der 
Herrſchaft zu folgen, und koͤnnen von ihr, vermoͤge 
des Dienſtzwanges, dazu angehalten werden. 
§. 347. Wird die Beſtellung nachläffig und 
ſchlecht befunden: ſo muß dieſelbe ſofort, und ohne 
Widerrede, auch ohne Anrechnung auf den ordinai⸗ 
ren Hofedienſt, verbeſſert werden. 
Nach Zeit- H. 348. Sind die Dienſte der Unterthanen zum 
naeh aue Theil auf Tage; zum Theil aber auf Acker- oder 
gleich. Wieſenmaaß, oder gewiſſe Fuhren beſtimmt: fo fin⸗ 
den bey jeder dieſer Arten von Dienſten, die dafür 
oben beſonders ertheilten Vorſchriften Anwendung. 
Handdien⸗ H. 349. Zur Ableiſtung der Spanndienſte muͤſ⸗ 
N ſen, außer dem Zugviehe, auch die zur Fuͤhrung des 
Untertha. Wagens, des Pfluges, und der Egge erforderlichen 
nen. Perſonen geſtellt werden. 
$. 350. Dieſe find ſowohl beim Ackerbaue, als 
bey dem Auf- und Abladen der Wagen, zu helfen 
ſchuldig. 
§. 351. In keinem Falle kann der mitgeſchickte 
Ablader auf längere Zeit, oder zu ſchwerern Dien⸗ 
ſten, als ihm nach §. 350, obliegen, gebraucht 
werden. 
$. 352. Iſt ein zu Spanndienſten pflichtiger Un · 
terthan, auch eine oder mehrere Perſonen zu befon- 
derer 
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derer Handarbeit zu ſtellen verbunden: fo konnen 
der Regel nach, beiderley Arten von Dienſten nicht 
zu gleicher Zeit gefordert werden. 

$. 353 Es ſteht dem Unterthan frey: ob er 
die Hofearbeit ſelbſt verrichten, oder durch tuͤchtiges 
Geſinde oder dienſttaugliche Kinder leiſten wolle. 

$. 354. Männertage konnen nicht durch Weis 
ber oder Magde; wohl aber die ſogenannten Wei⸗ 
bertage durch Mannsperſonen abgedient werden. 

$ 355. Sind jedoch in dieſen Weibertagen ges 
wiſſe Arbeiten zu verrichten, welche von Mannsper⸗ 
ſonen nicht gehörig geleiſtet werden koͤnnen: fo iſt 
die Herrſchaft dieſe, ſtatt der Weiber oder Mägde, 
anzunehmen nicht ſchuldig. 

$. 356. Unterthanen, welche von der ordinairen 
Hofearbeit befreit, und dagegen fuͤr das ganze Jahr 
nur zu einer beſtimmten Anzahl von Hofetagen ver⸗ 
bunden ſind, muͤſſen dieſelben zu der Zeit, wo die 
Herrſchaft fie am nöchigften braucht, unweigerlich 15 
entrichten. 

§. 357. Eben das gilt von den ſogenannten Bei⸗ 
tagen, welche manche Unterthanen außer der ordi⸗ 
naiven Hofearbeit zu leiſten haben. 

§. 358. Die Unterthanen muͤſſen zum Hofe. Geräth⸗ 
dienſte diejenigen Geräthſchaften in tüchtigem Stande schaften. 
mitbringen, die ſie zur Hofwehr erhalten haben, oder 
die fie, zu Arbeiten von derſelben Art, in ihrer ei⸗ 
genen Wirthſchaft brauchen. 

§. 359. Iſt der Unterthan zu ſolchen Arten von 
Arbeit verpflichtet, die in ſeiner eigenen Wirthſchaft 
nicht vorſallen: fo muͤſſen ihm die dazu beſonders 
erforderlichen Gerächfchaften von der Herrſchaft ges 
geben werden. . 

$. 360. Nur dann, wenn er dergleichen Ge⸗ 
raͤthſchaften vorfäglich, oder aus grober Fahrluͤßig⸗ 
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keit verdirbt, muß er den dadurch verurſachten Scha⸗ 
den erſetzen. 

Anfang. H. 361. Wo nach dem Landesgebrauche keine 

En andere Beſtimmungen angenommen find, muß der 

arbeit. Unterthan vom Funfzehnten April, bis zu Ende des 
Monats Auguſt, früh von Fünf Uhr an; in der 
übrigen Jahreszeit aber mit Sonnenaufgang den 
Dienſt antreten, und in allen Fallen denſelben vor 
Sonnenuntergang nicht wieder verlaſſen. 

H. 362, Doch muß bey dieſen Zeitbeſtimmun⸗ 
gen auf die Entfernung des Orts, wo der Dienſt 
geleiſtet werden ſoll, von dem Wohnorte des Unter⸗ 
thans, billige Ruͤckſicht genommen werden. 

Kuhenun⸗ F. 363. Bey Spanndienſten ſowohl, als bey 
9, Handarbeiten, müffen den Unterthanen die jeden Orts 
gewohnlichen Ruheſtunden zum Fruͤhſtuͤcke, zum 
Mittage und zur Veſper gelaſſen werden. 
F. 364. Wo die Gewohnheit des Orts nichts 
Beſtimmtes veſtſezt, da find den Unterthanen, bey 
Spanndienſten, am Vormittage Eine, zu Mittage, 
Zwey, und den Nachmittag wieder Eine; ſo wie 
bey Handdienſten, auf jede der drey Tagezeiten, Eine 
Ruheſtunde zu geſtatten. 

$. 365. Im Winter, vom Ein und zwanzigſten. 
September bis Ein und zwanzigſten März, fallen 
die Fruͤhſtuͤcks⸗ und Veſperſtunden weg; und es 
koͤnnen an Orten, wo mehr als ein Geſpann auch 
in kurzen Tagen gemacht wird, nur die Futterſtun⸗ 
den gerechnet werden. 1 
Anderner 6. 366. Wo das Tagewerk nach Maaß, Ges 
enter wicht, Zahl, oder Entfernung nicht beſtimmt iſt, 


füimmun⸗ muß der Unterthan mit feinem Geſpanne dem mitt⸗ 
n. lern oder ſchwaͤchern Hofezuge gleich arbeiten. 
§. 367. Bey Handdienſten muͤſſen die Unter⸗ 
— 72 dem von der Herrſchaft beſtellten Vorarbeiter 
olgen. 


9. 368. 
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§. 368. Dieſer Vorarbeiter, fo wie in dem 
Falle des $. 366. der Hofezug, durfen an demſelben 
Tage nicht gewechſelt oder abgelöft werden. 

$. 369. Baudienſte muͤſſen von den Untertha⸗ Kr 
nen in der Degel außer dem ordinairen Hofedienſte If“ 
geleiſtet werden. ; 

§. 370, Die Unterthanen find dieſelben ſowohl 
zur Erbauung neuer, als zur Wiederherſtellung und 
Beſſerung alter Gebäude, zu leiſten verbunden, 

6. 371. Sie werden allein durch die Beduͤrf⸗ 
niß der Wirthſchafts⸗ und unentbehrlichen Wohn⸗ 
gebäude, auf demjenigen Gute, zu welchem die 
Dienſtpflichtigen als Unterthanen gehören, beſtimmt. 

$. 37a. Ob ſolche Gebäude innnerhalb der Ein⸗ 
ſchließung des Nitterfiges, oder außerhalb derſelben 
liegen; und ob ſie auf der vorigen, oder auf einer 
andern Stelle wieder erbauet werden ſollen, macht 
keinen Unterſchied. € 

$. 373. Zu Gebäuden, welche bloß zur Pracht, 
oder zum Vergnügen dienen, koͤnnen die Unterthanen 
nicht anders, als an den gemeſſenen Hofetagen 
Dienſte zu leiſten angehalten werden. 

g. 374. Gleiche Bewandniß hat es in Anſe⸗ 
hung derjenigen Gebäude, die für ein beſonderes 
die Landwirthſchaft nicht betreffendes Gewerbe er⸗ 
richtet ſind. ; 

b. 375. In Fällen, wo die Unterkhanen unge⸗ 
meſſene Baudienſte zu leiſten ſchuldig find, muͤſſen 
ſie alle zum Baue erforderliche Materialien und 
Geräthſchaften anfahren. 

$. 376. Findet die Herrſchaft für gut, zum 
Behufe des bevorſtehenden Baues einen Ziegel⸗ oder 
Kalkofen anzulegen: fo koͤnnen die Unterthanen ſich 
nicht weigern, das zum Ziegel» oder Kalkbrennen er⸗ 
forderliche Holz, ſo weit als dieſe Materialien zum 

0 eigenen 
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eigenen Gebrauche zubereitet werden, im Baudienſte 
anzufahren. 

$. 377. Dagegen find fie nicht ſchuldig, zum 
Baue des Ziegel⸗ oder Kalkofens ſelbſt, außer den 
ordinairen Hofetagen, Dienſte zu leiſten. 

$. 378. Das Anfahren der Pflaſterſteine und 
des Sandes zu Ställen und Miſtplätzen, fo wie des 
Holzes zu Einfaſſung der Brunnen und Duͤngerſtel⸗ 
len, gehort zum Baudienſte. 

9. 379. Dagegen wird die Anfuhre des Holzes 
und der Steine zu Gartenmauern und Planken, zum 
Baudienſte in der Regel nicht gerechnet. 

§. 380. Das Bauholz aus dem Walde ſind 
die Unterthauen auch unbeſchlagen anzufahren ſchul⸗ 
dig; es muß aber abgewipfelt und ausgeaͤſtet ſeyn. 

$. 381. Saͤgebloͤcke, welche zum Behufe des 
Baues zu Brettern geſchnitten werden ſollen, muͤſſen 
die Unterthanen im Baudienſte zur Schneidemühle 
anfahren, und die Bretter daſelbſt wieder abholen. 

H. 382. Den Bauplatz müſſen die Unterthanen 
zwar abräumen; das Wegſahren des Schuttes aber, 
ingleichen der abgebrochenen Bretter, Balken, Die⸗ 
len, und andrer alten Baumaterialien, gehoͤrt nicht 
zum Baudienſte. 

$. 383. Die Baumaterialien müffen die Unter⸗ 
thanen an denjenigen Orten abholen, wo ihnen die⸗ 
ſelben von der Herrſchaft augewieſen werden. 

$. 384. Doch find fie Bauholz, und Steine 
aller Art, in einer weitern Entfernung, als ſechs 
Meilen, herbey zu holen niemals verpflichtet. 

$. 385. Andere Baumaterialien müffen fie auch 
weiter holen, wenn dieſelben in der Nahe gar nicht 
mehr zu haben ſind. 

F. 386. Kann aber die Herrſchaft brauchbare 
Baumaterialien dieſer Art unter ſechs Meilen erhal⸗ 
ten; ſo iſt ſie weitere Fuhren, unter dem Vorwande 
der 
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der beſſern Guͤte, oder des wohlfeilern Preiſes, von 
den Unterthanen zu fordern nicht berechtiget. 

$. 387. In einer Entfernung von ſechs Meilen 
hingegen fönnen die Unterthanen ſich nicht weigern, 
die Baumaterialien da zu holen, wo ſie ihnen von 
der Herrſchaft angewieſen werden; wenn auch dieſel⸗ 
ben mehr in der Nähe, aber von ſchlechterer Beſchaf⸗ 
fenheit, oder in allzu theuerem Preiſe zu haben 
wären, 

H. 388. Allzu theuer iſt der Preis, wenn die 
nähern Materialien Ein Viertel oder darüber mehr 
foften, als die entfernteren. 

$. 389. Die etwanige vorzügliche Güte entfern« 
terer Materialien berechtigt die Herrſchaſt nicht, wei ⸗ 
tere Fuhren von den Unterthanen zu verlangen, for 
bald die naheren Materialien nur an und fuͤr ſich 
brauchbar ſind. 

$. 390. Handlangerdienſte, und alle uͤbrige Are 
ten von Arbeiten, die ein Unterthan bey dem Baue 
und der Beſſerung feiner eigenen Gebäude nach Lan⸗ 
desgebrauch zu verrichten pflegt, muß er auch im 
herrſchaftlichen Baudienſte übernehmen. 

§. 391. Arbeiten, welche handwerksmaͤßige 
Kenntniß erfordern, iſt er folchergeftalt zu verrichten 
nicht ſchuldig. 

$. 392. Bey dem ſogenannten Heben und 
Legen, oder dem Richten herrſchaftlicher Wirth⸗ 
ſchaftsgebäude, iſt ein jeder Unterthan auf Erfor⸗ 
dern huͤlfreiche Hand zu leiſten, zu allen Zeiten vers 
pflichtet. 1 

Fi. 393. Die Herrſchaft muß die ihr zukommen. 
den Baudienſte mit ſolcher Mäßigung fordern, daß 
die Wirthſchaft der Unterthanen dabey beſtehen kann. 

$. 394. So weit die Herrſchaft von den in Cul⸗ 

tur habenden bäuerlichen Grundſtücken bänerliche 
Praͤſtationen entrichten muß, iſt fie auch ſchuldig, 
zu 
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zu den Baudienſten der Unterthauen verhaͤltnißmaͤ⸗ 
ßig mitzuwirken. 0 

$. 395. Zum Baue und zur Beſſerung der Ge⸗ 
baude auf unkerthaͤnigen Stellen, welche die Herr⸗ 
ſchaft nach der gemeinen Verfaſſung des Orts, zu 
unterhalten ſchuldig iſt, find die Unterthanen Bau ⸗ 
dienſte zu leiſten verbunden. 


dort H. 396. Forſtdienſte werden in der Regel zu 
en den ordinairen in den gemeſſenen Tagen zu leiſten⸗ 
den Hofſedienſten gerechnet. 
$. 397. Unterthanen alſo, welche noch unge 
meſſene Dienſte haben, ſind in der Regel Forſtdienſte 
zu leiſten nicht ſchuldig. 
$. 398. In wie fern die Unterthanen auch 
Jagddienſte zu verrichten ſchuldig find, bleibt nach 
den beſonderen Verfaſſungen einer jeden Provinz, 
der näheren Beſtimmung in ihren Geſetzbuͤchern vor⸗ 
behalten. 
auh, F. 399. Zum ordinairen Hofedienſte ſpann⸗ 
a pflichtiger Unterthauen gehört auch die Verfahrung 
aller Arten von Erzeugniſſen des Guts, zu welchem 
fie geſchlagen find, an Feld- und Gartenfruͤchten, 
ingleichen an Vieh; fo wie die Herbeiholung aller 
Arten der zu deſſen Bewirthſchaftung erforderlichen 
Beduͤrfniſſe. 
Reiſefuh⸗ F. 400. Sind die Unterthanen, noch außer dem 
e. ordinairen Hofedienſte, zu unbeſtimmten Reiſefuhren 
verpflichtet: fo muͤſſen fie dieſelben der Perſon des 
Herrn, ſeiner Ehegattin, und den in ſeinem Hauſe 
ſich aufhaltenden Kindern leiſten. 
$ 401. Auch zur Abholung und Zuruͤckfahtung 
des Arztes, des Wundarztes, des Geburtshelfers, 
und der Hebamme, Fönnen ‚fie dieſe Fuhren nicht 
verſagen. 


§. 402. 
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$ 402, Zur Herbeiholung, nicht aber zur Abs 
fahrung der Wirthſchaftsbedienten, ſind die Unter⸗ 
thanen der Regel nach verbunden. 

§. 403. Ein Gleiches gilt von Erziehern und 
Erzieherinnen, für die bey der Herrſchaft ſich auf⸗ 
haltenden Kinder derſelben. 

§. 404. Sowohl bey dieſen außerordentlichen, Weite der 
als bey den im ordinairen Hofedienſte zu leiſtenden uw 
Juhren, außerhalb der Graͤnze des Guts, hängt die 
Beſtimmung: wie weit dieſelben zu leiſten; wie viel 
Meilen auf einen Hofetag zu rechuen; wie viel La⸗ 
dung der Unterthan zu nehmen ſchuldig u. ſ. w., von 
der Verſaſſung jedes Oets ab, und muß in den 
Provinzialgeſetzen näher darüber verordnet werden. 

§. 405. Wenn über dergleichen Fragen Streit 
entſteht: ſo hat es, bis zur Endſchaſt des Prozeſſes, 
bey demjenigen ſein Bewenden, was bisher geſche⸗ 
hen, oder ſonſt in der Gegend üblich iſt. 

8. 406. Bey Fuhren, welche außerhalb der Rüͤckla⸗ 
Gränze des Guts geleiſtet werden muͤſſen, find die gen, 
ſpannpflichtigen Unterthanen Ruͤckladungen für die 
Herrſchafk anzunehmen verbunden. 

$. 407, Beträge die Ruͤckladung nur die Hälfte 
der vollen Ladung, oder weniger: ſo wird den Un⸗ 
thanen dafür nichts gut gerechnet. 

H. 408. Beträge aber die Ruͤckladung mehr; 
oder muß der Unterthan länger, als einen halben 
Tag darauf warten: ſo muß ihm auf ſeine ſchuldi⸗ 
gen Dienſttage fuͤr die Ruͤckfuhre eben ſo viel, als 
für die Hinfuhre, abgeſchrieben werden. 

H. 409. Ueber Vier und Zwanzig Stunden auf 
Ruͤckladung zu warten, iſt der Unterthan niemals 
verbunden. 

$. 410. Die Verbindlichkeit, in herrſchaftlichen Botenger 
Angelegenheiten Boten zu gehen, trifft gewöhnlich ben. 

nur 
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nur die zu Spanndienſten nicht verpflichteten Un 
terthanen. 

§. 411. Das Boteulaufen gehort in der Regel 
zu den außerordentlichen Dienſten; doch konnen die 
ordinairen Dienſttage, welche waͤprend der durch eine 
ſolche Verſchickung veraulaßten Abweſenheit des 
Unterthans verfloſſen ſind, niemals nachgefordert 
werden. 

9. 412. Die Zeit, welche der Unterthan, über 
einen halben Tag, an dem Orte, wohin er verſchickt 
worden iſt, auf die Abfertigung warten muß, iſt 
ihm auf die ſchuldigen Dienſttage, in ſo fern dieſe 
nachgefordert werden koͤnnen, gut zu ſchreiben. 

H. 413. Ein Botenlaͤufer iſt im herrſchaftlichen 
Dienſte Funfzehn bis Achtzehn, und wenn die Ent⸗ 
fernung weiter iſt, als daß er noch an demſelben 
Tage zurückkommen koͤnnte, Zehn bis Zwoͤlf Pfund 
mitzutragen ſchuldig, 

H. 414. Laſten, die nur mit einem Schiebkar⸗ 
ren, oder mit einer Radbare fortgebracht werden 
können, find die Unterthanen im Botendienſte mit⸗ 
zunehmen, der Regel nach nicht verbunden. 

. 415. Wo fie aber dazu verpflichtet find, da 
darf eine ſolche Laſt die Schwere von Funfzig bis 
Sechzig Pfund niemals überfteigen, 

§. 416. Wegen Beſtimmung der Weite hat 
es bey den Vorſchriften §. 404. 405. fein Bewenden. 

Von der $. 417. Außerordentliche Dienſte, welche die 
Sate, Unterthanen über die ordinaire Hofearbeit zu leiſten 
beit. ſchuldig find, inſonderheit der Baudienſte, koͤnnen 
zur Saat- und Erndtezeit, außer dem Falle einer 
dringenden Noth, von ihnen nicht gefordert werden. 
$. 418. Auf jede Saatzeit werden Vier, und 
auf die Erndtezeit Sechs Wochen gerechnet. 
4 0 6. 419. Die Beſtimmungen: was den Unter 
Pele. thanen für ihre Dienfte an Lohn, Kost, oder 15 
gebuͤy⸗ 
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gebuͤhre, bleiben den Verfaſſungen eines jeden Orts, 
und den Geſetzen der Provinz überlaffen. 

§. 420. Doch muͤſſen ihnen überall das Zoll, 
Wege⸗, Brucken⸗ und Faͤhrgeld, ingleichen, wenn 
fie im herrſchaftlichen Dienſte über Nacht ausbleiben 
müffen, bey Spanndieſten das Stall-, und bey dem 
Botengehen das Schlafgeld, fo wie alle andern ers 
traordinairen Auslagen dieſer Art, vergütet werden. 

H. 421. Mit Einwilligung der Unterthanen kann 1 
die Herrſchaft Naturaldienſte in Dienſtgeld, und mit 1215 992 
ihrer Zuziehung ungemeſſene Dienſte aller Art in Dienſe 
gemeſſene verwandeln. a. 

$. 422. In fo fern aber durch dergleichen in 
den Dienſten einzelner Unterthanen vorzunehmende 
Veränderung, die unbeſtimmten Laſten der übrigen 
erſchwert werden koͤnnen, iſt die Einwilligung aller 
Theilnehmer erforderlich. 

$. 423. Wo jeder Unterchan beſtimmte Dienfte 
zu leiſten hat, da bedarf es zur Verwandlung der⸗ 
ſelben in Geld oder andern Abgaben, auch bey ein⸗ 
zelnen Unterthanen, keiner Einwilligung von Seiten 
der uͤbrigen. 

$. 424. Iſt der Unterthan zu Naturaldienſten 
oder zu Dienſtgeld verpflichtet: fo gebührt der Herr⸗ 
ſchaft die Wahl: welches von beiden ſie fordern wolle. 

$. 425. Sie muß aber, wenn fie von dem, was 
bisher geſchehen iſt, abgehen will, den Anfang eines 
neuen Wirthſchaftsſahres abwarten, und die Unter⸗ 
thanen wenigſtens in den erſten Drey Monaten des 
nächſtoorhergehenden Wirthſchaſtsjahres davon ber 
nachrichtigen. 5 

$. 426. Ein Gleiches muß von den Untertha⸗ 
nen geſchehen, wenn dieſen die Wahl: ob fie Dienſt⸗ 
geld zahlen, oder die Dienfte in Natur leiſten mol 
len, ausdruͤcklich vorbehalten iſt. ; 


§. 427. 
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§. 427. Haben ſich Herrſchaft und Unterthanen 
durch ſcheiftliche Verträge auf Dienſtgeld vereinigt: 
fo bat es bey dem wortlichen Inhalte dieſer Ver⸗ 
traͤge ſein Bewenden. 

$. 428. Iſt aber kein ſchriftlicher Vertrag vor⸗ 
handen: fo kann der Herrſchaft, wenn auch dieſelbe 
ſeit noch fo langer Zeit nur das Dienſtgeld gefor- 
dert und angenommen hat, die Forderung der Dienſte 
in Natur dennoch nicht gewehrt werden. a 

S. 429. Eine Verjährung finder in dieſem Falle 
nur von der Zeit an Statt, wo die Herrſchaft die 
Dienſte in Natur gefordert, der Unterthan deren Lei⸗ 
ſtung verweigert, und die Herrſchaft das Dienſtgeld 
von ihm ferner angenommen hat. 8 

$. 430. Sind den Unterthanen innerhalb Funf⸗ 
zig Jahren die Dienſte in Natur nicht abgefordert, 
ſondern nur Dienſtgeld von ihnen entrichtet worden: 
ſo muß es der Regel nach auch ferner dabey ſein 
Bewenden haben. 

$. 431. Kann jedoch klar nachgewieſen werden, 
daß die Unterthauen in noch älteren Zeiten wirklich 
Naturaldienſte geleiſtet haben: ſo bleibt es bey den 
$. 428. und 429. enthaltenen Verordnungen. 


Aussetzung F. 432. Wenn der Unterthan dem Staate die⸗ 


nen muß, und in derſelben Zeit nicht zugleich die 
herrſchaftlichen Dienſte leiſten kann: fo. muß er zwar 
damit in dieſem Zeitraume verſchont; es muͤſſen aber 
die ſolchergeſtalt ruͤckſtäͤndig gebliebenen herrſchaftli⸗ 
chen Dienſte in den zunächſt folgenden Tagen oder 
Wochen von ihm nachgeleiſtet werden. ($. 339. 1d.) 

§. 433. Eben das findet Statt, wenn der Un⸗ 
terthan, durch von ihm zu leiſtende Gemeinarbeit, an 
der Ableiſtung der herrſchaftlichen Dienſte eine Zeit⸗ 
lang verhindert worden. . 


9. 434. 
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$. 434. Doch muß den Unterthanen durch die⸗ 
ſes Nachdienen die nothwendige Beſtellung ihrer ei⸗ 
genen Wirehſchaft nicht unmöglich gemacht werden. 

9. 435. Bey erlittenem betraͤchtlichen Brand, Erlaß ber 
ſchaden an Wohn⸗ oder Wirthſchaftsgebauden, kann Dre 
der Unterthan einen verhaͤltnißmaͤßigen Erlaß an den 
Dienſten verlangen; in ſo fern die Herrſchaft den 
Wiederaufbau nicht ſelbſt zu beſorgen übernimmt. 

§. 436. Die Dauer dieſes Erlaſſes iſt auf die 
Haͤlfte der Zeit zu beſtimmen, waͤhrend welcher dem 
verunglückten Unterthan ein Nachlaß an den Kreis⸗ 
praͤſtationen zu ſtatten kommt. 

H. 437. Hat der Unterthan durch Feuer oder 
Seuche das zum Spanndienfte erforderliche Zugvieh 
verloren: fo muß ihm ebenfalls für die Hälfte der 
Zeit, während welcher der Kreis Remiſſion giebt, 
der Spanndienſt erlaſſen werden. 

F. 438. Doch muß er in dieſem Falle, auf Ver⸗ 
langen der Herrſchaft, ſtaet des Spanndienſtes, eben 
ſo viel Tage mit der Hand dienen. 

9. 439. Bey dem Verluſte des Zugviehes durch 
andere Ungluͤcksfaͤlle, kann der Unterthan nur auf fo 
viel Zeit, als zu deſſen Wiederanſchaffung nothwen⸗ 
2 iſt, Nachlaß an den ſchuldigen Spanndienſten 
ordern. 

§. 440. Wenn es dem Unterthan durch feine 
eigene, oder der Seinigen Krankheit unmoͤglich wird, 
die Dienſte zu leiſten: fo kann die Herrſchaft dieſel⸗ 
ben nicht nachfordern. 2 

§. 441. Doch kann in dieſem Falle der ſpann⸗ 
dienſtpflichtige Unterthan fein Zugvieh dem herrſchaft⸗ 
lichen Dienſte nicht vorenthalten. 

$. 442. Die Frau des dienſtbaren Unterthans 
bleibt nach ihrer Niederkunft, durch Sechs Wochen, 
von den ihr ſonſt obliegenden Weiberdienſten frey. 


$ 443. 
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§. 443. Wenn der Wirth oder die Wirthin 
geſtorben iſt: ſo koͤnnen von der Stelle Acht Tage 
lang keine Dienſte gefordert werden. x 

ee F. 444. Auf einen immerwaͤhrenden Erlaß an 

lente. den ſchuldigen Dienſten, wegen angeblicher Unmoͤg⸗ 
lichkeit, können Unterthanen nur alsdann antragen, 
wenn ſie durch Zufall, hoͤhere Gewalt, oder den An⸗ 
ſoruch eines Dritten, einen nicht unbeträchtlichen 
Theil ihrer Grundſtucke, oder eine dazu gehörende 
nutzbare Gerechtigkeit verloren haben. 

$. 445. Ferner alsdann, wenn durch einen ſol⸗ 
chen Unglücksfall die Grundſtuͤcke zu der bisher ge⸗ 
woͤhnlichen Cultur ganz oder zum Theil unbrauchbar 
geworden ſind. 

§. 446. Wird durch Nachweiſung ſolcher Um⸗ 
ſtaͤnde die Unmoͤglichkeitsklage begruͤndet: fo muß 
durch Sachverſtaͤndige ausgemittelt werden: um wie 
viel die Stelle durch den erlittenen Ungluͤcksfall an 
ihrem Ertrage vermindert worden. 

H. 447. Alsdann muß die Herrſchaft entweder 
den vormaligen Ertrag durch Anweiſung anderer 
Realitäten wieder ergänzen, oder ſich nach Verhaͤlt⸗ 
niß der entſtandenen Verſchlimmerung, eine Herun⸗ 
terſetzung der Dienſte gefallen laſſen. 

F. 448. Behauptet die Herrſchaft, daß die Un» 
terthanen, des erlittenen Verluſtes ungeachtet, die 
ſchuldigen Dieuſte dennoch leiſten Fönnen: ſo ſteht 
ihr frey, die Moͤglichkeit derſelben entweder durch 
nähere Ausmittelung der gegenwaͤrtigen Beſchaffen⸗ 
heit der Guͤter, oder durch Vergleichung mit andern 
eben ſolche Dienſte in gleichem Maaße wirklich lei⸗ 
ſtenden Stellen, nachzuweiſen. 

H. 449. Waͤhlt die Herrſchaft den erſten Weg: 
ſo muß ausgemittelt werden: ob die Stelle bey einer 
gewöhnlichen Bewirthſchaftung fo viel eintragen koͤn⸗ 
ne, als zur Unterhaltung des Beſißers und Een 

amis 
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Familie, ſo wie des zur Beſtellung der Wirthſchaft 
und zum Hofedienſt nothwendigen Geſpanns und Ge⸗ 
ſindes, erforderlich iſt. | 

$. 450. Jugleichen: ob, wenn die ſchuldigen 
Dienſte in ihrem bisherigen Maaße und Umfange 
ferner geleiſtet werden müßten, dem Befiger die noͤe 
thige Zeit übrig bleibe, feine Wirthſchaft gehoͤrig zu 
beſtellen, und ſowohl die öffentlichen, als Gemeinde⸗ 
dienſte zu leiſten. 

H. 451. Auch muß bey dieſer Zeitberechnung 
darauf geſehen werden: ob und wie viel Zeit der Un⸗ 
terthan noͤthig habe, um den etwa unzureichend be 
fundenen Ertrag der Stelle durch Nebenverdienſt zu 
ergänzen; und in wie fern Gelegenheit zu einem ſol⸗ 
chen Nebenverdienſte in der Gegend vorhanden ſey. 

8. 452. Nach dem, was hiedurch ausgemittelt 
worden, und nach dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen ver- 
eideter Sachverſtaͤndigen, muß der Richter veſtſetzen: 
ob und in welchem Maaße die Herrſchaft einen Theil 
der ſchuldigen Dienſte zu erlaſſen verbunden ſey. 

9. 453. Will die Herrſchaft den Weg der Ver⸗ 
gleichung wählen ($. 448.): fo ſteht ihr frey, dieje⸗ 
nigen Stellen, mit welchen die Vergleichung ange⸗ 
ſtellt werden ſoll, in Vorſchlag zu bringen. 

H. 454. Alsdann muß unterſucht werden: ob 
dieſe vorgeſchlagenen Stellen mit denjenigen, fuͤr 
welche der Erlaß gefordert wird, ſowohl in Anſehung 
der Dienſte und uͤbrigen Laſten, als des Umfangs 
und der Beſchaffenheit der dabey befindlichen nutzba⸗ 
0 Realitäten, wirklich in gleichem Verhaͤltniſſe 

ehen. 

H. 455. Auch auf die mehr oder minder beque⸗ 
me Lage, und Gelegenheit zum Nebenverdienſte, 
muß dabey Ruͤckſicht genommen werden. 

§. 456. Findet der Richter, nach dem Ermeſſen 
der Sachverſtaͤndigen, daß die zur Vergleichung 

ſchickli⸗ 


— 
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ſchickliche eben dieſelben Dienſte leiſtende Stelle, von 
eben der, oder gar noch ſchlechterer Qualität ſey: 
fo iſt die Unmoͤglichkeitsklage als ungegruͤndet zu 
verwerfen. 2 0 

§. 457. Findet ſich aber, daß die gleiche Dienſte 
leiſtende Stellen von beſſerer Qualitat find: fo muß 
die Herrſchaft entweder diejenigen, für welche der 
Erlaß gefordert wird, ſo weit, daß ſie jenen gleich 


werden, verbeſſern; oder nach Verhaͤltniß der ſchlech⸗ 


tern Qualität, eine Herunterſetzung der Dienſte ſich 
gefallen laſſen. 

$: 458. Sind durch Erweiterung oder Verbeſ⸗ 
ferung der herrſchaftlichen Wirthſchaft, ungemeſſene 
Dienſte der Unterthanen dergeſtalt vermehrt worden, 
daß denſelben die erforderliche Zeit zu ihrer eigenen 
Notbdurft nicht übrig bleibt: fo iſt die Herrſchaft 
ſchuldig, dabey mit eigenen Zügen oder Lohnarbei⸗ 
tern, nach Verhaͤltniß der Erweiterung mitzuwirken. 

H. 459. Obige Vorſchriften (F. 444 — 458.) 
gelten auch alsdann, wenn die Unterchanen ihre 
Stellen nicht eigenthuͤmlich beſitzen, ſondern dieſel⸗ 
ben der Herrſchaft gehören. 

§. 450. Will jedoch die Herrſchaft ſich mit eir 
nem ſolchen Unterthan auf den Prozeß über die vor⸗ 
geſchützte Unmoͤglichkeit der Dienſte gar nicht einlafe 
fen: fo ſteht ihr frey, die Stelle zurückzunehmen. 

$. 461. Sie muß aber alsdann den Unterthan, 
ſein Weib, und die nach dem Achten Abſchnitte ihm 
folgenden Kinder, wenn er anderwaͤrts im Lande 
fein Unterkommen finden kann, der Unterthaͤnigkeit 
auf fein Verlangen unentgeldlich entlaſſen, und für 
die Wiederbeſetzung der Stelle mit einem tauglichen 
Wirthe bey eigener Vertretung ſorgen. 

F. 462. Iſt der Unterthan bloß Zeitpaͤchter: fo 


muß feine Befugniß, Erlaß der Dienſte zu fordern, 


nach dem Inhalte feines Contracts, hiernaͤchſt 20 
na 
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nach den bey Pachtungen überhaupt vorgeſchriebe⸗ 
nen Grundſätzen beurtheilt werden. 

§. 463. Bey entſtependen Dienſtſtreitigkeiten pe 
müͤſſen die Unterthanen diejenigen Dienſte, welche keiten. 
ſie in dem letzten Jahre vor erfolgtem Widerſpruche, 
auf Geheiß der Herrſchaft, ohne ſchriftlichen Vorbe⸗ 
halt, geleiſtet haben, bis zur rechtskraͤftigen Eneſchei⸗ 
dung der Sache fortſetzen. } 

§. 454. Bau- und andere nicht alljährig wie⸗ 
derkommende Dienſte muͤſſen, wenn der Beſitzſtand 
ſtreitig iſt, während des Prozeſſes nach dem Provin⸗ 
zial, und wo dieſe nichts beſtimmen, nach dem 
allgemeinen Landrechte geleiſtet und angenommen 
werden. . 
$. 465. Gegen dieſe einſtweilige Leiſtung der 
ſtreitigen Dienſte, koͤnnen die Unterthanen ſich mit 
dem Einwande, daß dieſe Dienſte in den vorhan⸗ 
denen Vertraͤgen oder Urbarien mit Stillfehweigen 
uͤbergangen find, keinesweges ſchuͤtzen. 

§. 466. Doch hat es in Anſehung der nach 
Vorſchrift H. 141. aufgenommenen Urbarien, bey der 
Verordnung des §. 143. fein Bewenden. 

$. 467. Findet es ſich am Ende des Prozeſſes, 
daß die Herrſchaft die ſtreitigen Dienfte zur Unge⸗ 
buͤhr gefordert habe: ſo muß ſie dieſelben den Unter⸗ 
thanen, von der Zeit des erſten Widerſpruchs an, 
nach dem doppelten Satze des in der Gegend gewoͤhn⸗ 
lichen Kammeranſchlages vergüten. 

$. 458. Bey Unmoͤglichkeitsklagen muͤſſen die 
Unterthanen die ſchuldigen Dienſte bis zu dem Er⸗ 
kenntniſſe in erſter Inſtanz dennoch leiſten. 

$. 469. Was aber in dieſer Inſtanz erkannt 
worden, muß einſtweilen gelten, bis ein Anderes 
rechtskräftig veſtgeſetzt iſt. 5 

$. 470. Wird auf einen Erlaß rechtkraͤftig er⸗ 
kannt: fo muß die Herrſchaft die Unterthanen wegen 

Allgem. Landr. UI. Bond. Bb deſſen 
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deſſen, was fie während dem Prozeſſe, um dennoch 
die Dienſte zu leiſten, haben aufwenden, oder in ih⸗ 
rer Wirthſchaft verabſaumen muͤſſen, entſchaͤdigen. 

H. 471. Beſitzer dienſtpflichtiger Bauergüter, 
wenn ſie auch für ihre Perſonen keine Unterthanen 
wären, ſind dennoch in Anſehung der von ihrer Stelle 
der Herrſchaft zu leiſtenden Dienſte und Abgaben, 
nach eben den Grundfägen, wie die unterthaͤnigen 
Beſißer zu beurtheilen. 


Siebenter Abſchnitt. 


Von den Zinſen und Abgaben der Unter⸗ 
thanen. 


Algemel⸗ §. 472. Grundzinſen und andere Abgaben, weis 
1 che die Unterthanen der Herrſchaft von ihren Stellen 


Natural 


zu entrichten haben, ſollen kuͤnftig, ſo wie die Dienſte, 
in den Urbarien oder Kauf- und Annehmebriefen, 
moͤglichſt genau beſtimmt werden. 

$. 473. Daß Unterthanen außer den auf eine 
oder die andere Weiſe beſtimmten, noch andere oder 
mehrere Abgaben an die Herrſchaft zu leiſten ſchul⸗ 
dig ſind, wird nicht vermuthet. 

H. 474. Gebüßhrt der Herrſchaft ein verhaͤltniß⸗ 


abgaben. mäßiger Antheil (pars quota) gewiſſer Erzeugniſſe, 


es ſey als Zehend, oder unter einem andern Namen: 
fo finden die Vorſchriften vom Zehentrechte Anwen⸗ 
dung. (Tit. 11. Abſchn. 11.) 
§. 475. Abgaben, die in einem gewiſſen be⸗ 
ſtimmten Maaße von Fruͤchten, oder andern Natu⸗ 
ralien beſtehen, muͤſſen fo, wie fie auf dem zinsba⸗ 
ren Gute gewonnen werden, rein und unvermengt 
entrichtet und angenommen werden. 
$. 476. Sind dem Unterthan dergleichen Na⸗ 
turalien in einem oder dem andern Jahre nicht 5 
wach⸗ 
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wachſen: fo muß er dafür den zur Verfallzeit geſtan⸗ 
denen mittleren Preis der naͤchſten Markkſtadt ent⸗ 
richten. 5 

$. 477. Doch ſteht dem Unterthanen frey, die 
ihm mißrathenen Naturalien ſelbſt anzukaufen, und 
ſolchergeſtalt in Natur an die Herrſchaft abzuliefern. 

H. 479. Dergleichen Abgaben muͤſſen am Ders 
falltage, oder fpäteftens innerhalb Vier Wochen nach 
demſelben, abgefuͤhrt werden. 

§. 479. Fällt dem Unterthan eine Saumſeligkeit 
erweislich zur Laſt; fo ſteht es in der Wahl der Herr⸗ 
ſchaft: ob ſie nach dem Verfalltage noch die Natu⸗ 
rallieferung, oder baare Bezahlung, nach dem am 
Verfalltage geſtandenen mittleren Marktpreiſe, ſor⸗ 
dern wolle. 

$. 480. a) Wählt fie Letzteres: fo muß der 
Unterghan von der ſchuldigen Geldſumme Zoͤge⸗ 
rungszinſen ſeit dem Verfalltage entrichten. 

$. 480. b) Nach Ablauf der Vier Wochen 
($. 478.) bat der Unterthan die Vermuthung der 
Saumſeligkeit wider ſich. ; 

$. 481. Zu Zögerungszinfen iſt der Unterthan Geldzins 
in Anſehung aller Geldabgaben, die nicht an dem fer 
beſtimmten Termine erlegt worden, verpflichtet. 

H. 482. Geldzinſen muͤſſen in derjenigen Muͤnz⸗ 
ſorte bezahlt und angenommen werden, in welcher der 
Unterthan die öffentlichen Abgaben zu entrichten hat. 

$. 483. Sollte in Zukunft ein leichterer Münz« 
fuß eingeführt werden: ſo dient bey Beſtimmung 
der von den Unterthanen zu entrichtenden, alsdann 
ſchon beſtependen Ziufen, der gegenwärtige Münze 
ſuß zur Richtſchnur. 

$. 484. Unſtreitige Zinſen kann die Herrſchaft, Beitrei⸗ 
auch wenn fie felbit die Gerichtabarkeit nicht hat, Kind ner 
durch die Dorfgeriehte des Orts unmittelbar beitrei⸗ 5 


ben laſſen, 
Bb 2 H. 485. 
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$. 485. Doch muͤſſen daben die Vorſchriften der 
Executionsordnung beobachtet, und wenn es auf ei- 
nen oͤffentlichen gerichtlichen Verkauf ankömmt, die 
Direction deſſelben dem ordentlichen Richter über- 
laſſen werden. h 

5. 486. Beſtreitet aber der Unterthan die Ver⸗ 
bindlichkeit zu den geforderten Zinſen oder Abgaben: 
fo iſt ihm darüber rechtliches Gehoͤr und Erfeunt- 
niß nicht zu verſagen. 

$. 487. Er muß aber, wenn die Herrſchaft ſich 
bisher im Beſſtze der ſtreitig gewordenen Zinſen be 
funden hat, dieſelben während des Prozeſſes, mit 
Vorbehalt ſeines Rechts, entrichten, oder Sicherheit 
dafuͤr beſtellen. 


Erlaß an F. 488. Wegen erlittener Ungluͤcksfaͤlle koͤnnen 
be. Sen, Unterthanen an den herrſchaftlichen Zinfen und Ab» 


gaben nur alsdann einen Nachlaß fordern, wenn ih⸗ 
nen dergleichen an der landesherrlichen Contribution 
zu ſtatten kommt. 

. 489. Das den Unterthanen zu erlaſſende 
Quantum muß nach der Hälfte der Zeit, für welche 
der Landesherr die Steuern erlaͤßt, berechnet werden. 

$. 490. Wenn alſo z. B. der Landesherr einem 
Unterthan, wegen erlittener Ungluͤcksfaͤlle, ſechsmo⸗ 
natliche Steuern nachläße: fo kommt dieſem, an den 
jährlichen herrſchaftlichen Zinſen und Abgaben, der 
Erlaß eines Viertels zu gute. 

$. 491. Unterthanen, die ihre Güter auf den 
Grund eines wirklichen Zeit⸗ oder Erbpachtcontracts 
befigen, muͤſſen auch in Anſehung der Remiſſionen 
bey Unglücksfällen, nach den bey Zeit oder Erb⸗ 
pachten geltenden Geſetzen beurteilt werden. 

9. 492. Andre zinspflichtige Beſitzer, die nicht 
Unterthanen find, haben auf die nach $. 488. Ia. 
den Unterthanen zu ſtatten kommenden Remiſſionen 


keinen Anſpruch. 6 
493. 
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FS. 493. Wegen ruͤckſtaͤndig gebliebener Zinſen 
und Abgaben hat die Herrſchaft, bey einem über das 
Vermögen des Schuldners entſtehenden Coneurſe, 
das Vorrecht der Zweiten Claſſe, nach naͤherer Be⸗ 
ſtimmung der Concursordnung, 

$. 494. Von der Verjährung ſolcher Zinſen gilt 
alles, was die Geſetze bey jährlichen Praſtationen 
überhaupt verordnen. (Th. 1. Tit. 9. §. 509, 5 10.) 


Achter Abſchnitt. 


Von der Entlaffung aus der Unter 
thaͤnigkeit. 


§. 495: Wer die Entlaſſung aus der Unterthä⸗ Auge 
nigkeit verlangt, muß fie bey feiner Herrſchaft ſuchen. Grund; 

$. 496. Nur der wirkliche Eigenthuͤmer des ſitze. 
Guts, nicht aber der Pfandinhaber, oder der ein 
bloßes Nutzungsrecht hat, kann Unterthanen ent⸗ 
laſſen. f 

H. 497. Der Vormund, oder der Curator ei« 
nes Schuldenweſens, kann Entlaſſungen nur aus 
den in den Geſetzen ausdrücklich gebilligten Urſachen 
ertheilen. RE 

§. 498. Die Herrſchaft ſoll keinem Unterthan 
die Entlaſſung bewilligen, der nicht vorher auf eine 
glau hafte Art angezeigt hat, womit er ſich kuͤnftig 
im Lande nähren wolle. 

$. 499. Hat die Herrſchaft dieſe Vorſchrift nicht 
befolgt; und fälle der Eutlaſſene dem Lande hiernächſt 
als Bettler oder Landſtreicher zur Laſt: fo bleiben 
der Herrſchaft in dieſer Ruckſicht alle Verbindlichkeiten, 
als wenn er noch wirklich ihr Unterthan ware. 

$. Joo. Die Urſache der Entlaſſung muß in 
dem Losbriefe oder in der Kundſchaft ausgedrückt 
werden. x 

$. sor 


alle, wo 
ie Los 

laſſung 

Richt ver⸗ 
ſagt wer⸗ 
en kann. 
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$. 501. Iſt die von dem Unterthan angegebene 
und in dem Losbriefe ausgedrückte Urſache falſch und 
erdichtet: fo iſt die Entlaſſung unguͤſtig; und die 
Herrſchaft kann den Unterthan innerhalb rechesver⸗ 
jaͤhrter Zeit zuruͤckfordern. 

$. 502. Das entrichtete Losgeld muß zwar zus 
rück gegeben werden; fallt aber, zur Strafe des be 
eg Unterthaus, der Armenkaſſe des Dorfs 
anheim. 

$. 503. Die geſuchte Entlaſſung kann einem 
noch unangefeffenen Unterthan nicht verſagt werden, 
wenn derſelbe, unter ertheilter oder ergaͤnzter Erlaub⸗ 
niß der Herrſchaft, auf andre als herrſchaftliche Ko⸗ 
ſten, eine Wiſſenſchaft, Kunſt, oder Profeſſion 
erlernt hat, womit er ſich auf dem Lande nicht nah⸗ 
ren kann. 

§. Fog. Was in Anſehung ſolcher Unterthanen, 
die eine Kunſt, oder ein Handwerk auf herrſchaſt⸗ 
liche Koſten erlernt haben, Rechtens ſey, iſt oben 
verordnet. (9. 178. Iq.) 

g. 505. Ein noch nicht angeſeſſener Unterthan 
kann die Entlaſſung fordern, wenn er durch eine buͤr⸗ 
gerliche, Kirchen oder Schulbedienung, oder auf 
andere erlaubte Art, fein Gluck zu verbeſſern Ge⸗ 
legenheit findet. 3 

$. 506. Wenn ein noch nicht angefeffener, aber 
großjähriger Unterthan, ſich auswärts anſaßig mas 
chen kann, fo ift die Herrſchaft ihn zu entlaſſen vers 
bunden. 

$. 507. Kann aber die Herrſchaft einem ſolchen 
Unterthan in den Gütern, zu welchen er mit Un⸗ 
terthaͤnigkeit verpflichtet iſt, eine Stelle anweiſen; fo 
muß er dieſelbe entweder annehmen, oder der Herr⸗ 
ſchafr, gegen feine Entlaſſung, einen andern taug⸗ 
lichen und annehmlichen Wirth zu dieſer Stelle vers 
{haften 
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§. 308. Ob die dem Unterthan von der Herr⸗ 
ſchaft anzuweiſende Stelle von eben der Beſchaffen⸗ 
beit, Umfange, oder Werth iſt, als diejenige, die 
dee Unterthan auswaͤrts Übernehmen will, macht da⸗ 
bey keinen Unterſchied. 2 

$. 509, Soll aber der Unterthan dieſe Stelle 
gegen ein Entgeld übernehmen, welches feine Vers 
mögensumftände uͤberſteige, fo kann ihm die ſelbe nicht 
aufgedrungen, noch er an Uebernehmung der aus⸗ 
märtigen Stelle, die er unentgeltlich, oder unter 
leichteren ſeinem Vermoͤgen augemeſſenern Bedingun⸗ 
gen erhalten kann, gehindert werden. 

§. 510. Iſt der Unterthan, welcher wegen Les 
bernehmung einer auswärtigen Stelle die Entlaſſung 
ſucht, der einzige zur Landwirthſchaft tüchtige Sohn 
eines unter derſelben Herrſchaft angeſeſſenen, ſchon 
bejahrten, oder mit Gebrechlichkeit oder Leibesſchwaͤ⸗ 
che behafteten Vaters: fo iſt die Herrſchaft befugt, 
die Entlaſſung zu verſagen, und ihn anzuweiſen, daß 
er die Erledigung der väterlichen Stelle abwarte. 

$. 517. Kann die Herrſchaft dem Unterthan, 
der ſich auswärts mit einer unterthaͤnigen Stelle an⸗ 
ſaͤſſig machen will, zwar nicht in dem Gute, zu wel⸗ 
chem er unferchänig iſt, aber doch auf einem andern 
ihr zugehoͤrenden Gute, in demſelbe Kreiſe, eine 
Stelle auweiſen: ſo iſt der Unterthan dieſe letztere 
vorzüglich anzunehmen verbunden. 

$. 512. Doch muß alsdann die von der Herr⸗ 
ſchaft anzuweiſende Stelle wenigſtens eben ſo gut, als 
die fremde, und die Annahme derſelben muß mit kei⸗ 
nen laͤſtigern Bedingungen verknuͤpft ſeyn. 

§. 513. Auch muß der Unterthan in dem herr⸗ 
schaftlichen Dorſe, wo ihm die Stelle angewieſen 
wird, gegen das fremde Dorf, wo er die Stelle an⸗ 
nehmen wollte, in Anſehung der Dienſte, und ande⸗ 

rer 
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rer aus der Unkerthanigkeit fließenden perſoͤnlichen 
Verphaͤltniſſe, ſich nicht verſchlimmern. 

$. 514. Auf Gütern, die in einem andern 
Kreiſe liegen, kann die Herrſchaft dem Unterthan 
eine Stelle niemals aufdringen. 

$ 515. Auch kaun fie ihn zur Annehmung ei⸗ 
ner Stelle auf einem andern Gute, wozu er nicht 
unterthaͤnig iſt, nicht noͤthigen, wenn er die fremde 
Stelle durch eine Heirath erwerben ſoll, und ſeine 
Braut ihm auf das andere herrſchaftliche Gut nicht 
folgen will. 

$. 516. Kann der Unterthan durch Heirath zum 
Beſitze einer von der perſdulichen Unterthänigfeit freien 
Stelle, von welcher er ſich und eine Famiſie ernäh⸗ 
ren kaun, gelangen; oder durch den Eintritt in eine 
bürgerliche Nahrung, fein Gluͤck dauerhaft verbeſ⸗ 
fern: fo muß ihm die Entlaſſung ertheilt; und es 
kann ihm eine unterthaͤnige Stelle, ſelbſt in dem 
Dorfe, wohin er bisher gehort hat, nicht aufgedrun⸗ 
gen werden. 5 

§. 517. Ein Gleiches findet Statt, wenn die 
Stelle, zu welcher der Unterthan durch die Heirath 

gelangen kann, zwar einer Gutsherrſchaft unterthä⸗ 
nig iſt; die Braut aber demſelben auf diejenige, wel⸗ 

che die bisherige Herrſchaft ihm anweiſen will, zu 
folgen ſich weigert. 5 

$: 518. Außer dieſen Fällen iſt die Verheira⸗ 
thung einer unterthaͤnigen Mannsperfon kein Grund, 
die Entlaſſung zu fordern. 

519. Einer unterthaͤnigen Weibsperſon, die 
durch auswaͤrtige Heirath ihre Verſorgung finden 
99 mag die Herrſchaft die Entlaſſung nicht ver⸗ 
jagen, 

H. 520, Ein Unterthan, welchen die Herrſchaft 
ohne Urtel und Recht gemißhandelt hat, iſt ſeine Ent⸗ 
laſſung unentgeltlich zu fordern wohl befugt. 

F. 121. 
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§. 521. Auch ein ſchon angeſeſſener Wirth kann 
ſeine und ſeines Weibes Entlaſſung fordern, wenn 
er den §. 498. vorgeſchriebenen Nachweis führen, 
und einen andern gleich tüchtigen Wirth an ſeine 
Stelle ſchaffen kann. 
$. 522. Die ſchon dienftfähigen Kinder iſt die 
Herrſchaft mit ihren Aeltern abziehen zu laſſen nicht 
weiter gehalten, als ihr der Verluſt durch die Fami⸗ 
lie des neu anziehenden Wirthes erſetzt wird. 
$. 523. Behält die Herrſchaft Kinder, welche 
noch nicht großjährig ſind, zuruͤck: ſo muß ſie dieſel⸗ 
ben entweder ſelbſt in ihre Dienſte nehmen, oder 
1 andre Art fuͤr deren Unterhalt und Fortkommen 
ſorgen. 
5 524. Kinder unter Vierzehn Jahren kann 
die Herrſchaft ihren wegziehenden Aeltern, wider 
deren Willen, niemals vorenthalten. 
§. 525. Wenn der Unterthan aus dem $. 520. 8 
angeführten Grunde feine Entlaſſung zu fordern be⸗ 
rechtigt iſt: fo muͤſſen ihm auch alle noch in feinem 
Brote befindlichen Kinder unentgeltlich verabfolgt 
werden. 2 
8. 526. Die Kinder einer abziehenden Wittwe 
iſt die Herrſchaft der Unterthänigkeit mit der Mut⸗ 
ter zugleich zu entlaſſen nicht verbunden. 
. 527. Wie weit durch Verjährung die Unten ⸗ 
thaͤnigkeit aufhoͤre, iſt S. 155 160. beſtimmt 
$. Jag. Ein Unterthan macht ſich des Nechts, dale we 
feine Entlafung zu fordern, in allen Fallen verlu⸗ chan de 
ſtig, wenn er grober Vergehungen gegen die Herr- 12 75 
fehaft, oder deren Familie, schuldig erkannt worden. lang“ 
$. 529. Unter welchen Umſtänden das zum hervs zu fore 
ſchaftlichen Hofedienſte verpflichtete Geſinde, wenn In," 
es die ſchuldigen Dienſtjahre noch nicht geleiſtet hat, wird. 
feine Entlaſſung fordern konne, iſt nach den Ver⸗ 
ſchriften H. 205 — 216. zu beurtheiſen. 


. 530, 
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$. 530. Wenn ein abziehender Unterthan un 
ter ſeiner bisherigen Gerichtsbarkeit in Prozeß verwi⸗ 
ckelt iſt, kann er ſowohl wegen der Koſten, als we⸗ 
gen deſſen, was in der Hauptſache erkannt werden 
möchte, einen hinlänglichen Vorſtand zu beſtellen an⸗ 
gehalten werden. 2 

Loslaſ⸗ $. 531. Ob und was der abziehende Unterthan 

lub a, für fi), feine Familie, und fein Vermögen, an Los⸗ 

zugsgeip. laſſungs und Abzugsgelde zu bezahlen habe, wird 
in den Provinzialgeſetzen näher beſtimmt. 

g. 532. Dieſe Beſtimmungen if die Herrſchaft 
in Fällen, wo der Unterthan eine gefegmäßige Ur⸗ 
ſache zur Entlaſſung fur ſich hat, zu überſchreiten 
nicht berechtigt. 

§. 533. Iſt bey der Annehmung eines Unter⸗ 
thans, wegen des von ihm im Falle feiner Entlaſſung 
zu entrichtenden Losgeldes, im Voraus etwas bedun⸗ 
gen worden; ſo iſt ein ſolcher Vertrag nach der Vor⸗ 
ſchrift $. 139. 140. zu beurtheilen. 

Unterbre⸗ F. 534. Durch die Aufnahme eines Unterthans 

Dust in Königliche Kriegsdienſte, wird deſſelben Unter⸗ 

higkeit thaͤnigkeit nur unterbrochen, aber nicht aufgehoben. 

Arcen . 535. Beſitt derſelbe eine unterchänige Stel⸗ 

dien. le: fo bleibt er zu allen mit dieſem Beſitz verbun⸗ 
denen Dienſten und Abgaben, gleich andern Unter⸗ 
thanen, verpflichtet. i 

$ 536. Seinem Weibe kann die Herrſchaft 
nicht wehren, ihrem Manne in ſein Standquartier 
zu folgen. 5 

F. 337. Auch iſt der Vater feine Kinder, wel⸗ 
che das Vierzehnte Jahr noch nicht zuruͤckgelegt ha⸗ 
ben, mit ſich zu nehmen wohl befugt. 

§. 538. Kinder von hoͤherm Alter iſt die Herr⸗ 
ſchaft in das Standquartier des Vaters verabfolgen zu 


laſſen nicht ſchuldig. 8 
$. 53% 
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§. 539. Sie muß aber ſolche Kinder entweder. 
ſelbſt in ihre Dienſte nehmen, oder für deren Unter⸗ 
halt und Fortkommen auf andre Art ſorgen. 

$. 540. Wird der zu Kriegesdienſten eingezo⸗ 
gene Unterthan derſelben enclaſſen: fo tritt er, der 
Regel nach, wieder in alle die Verbindlichkeiten ge⸗ 
gen ſeine Herrſchaft, in welchen er vor uͤbernomme⸗ 
nen Kriegesdienſten geſtanden hat. 

H. 541. Will er aber der Unterthaͤnigkeit ges 
gen Entrichtung des geſetzmaͤßigen Losgeldes entlafs 
fen ſehn: fo kann ihm dieſes von der Herrſchaft 
nicht verſagt werden. > 

§. 542. Erhaͤlt er bey feiner Entlaſſung eine 
Verſorgung mit einem Civildienſte, welcher mit der 
Unterthänigkeit nicht beſtehen kann, fo muß er der⸗ 
ſelben unentgeltlich entlaſſen werden. 

$. 543: In fo fern der Mann, nach erhalte⸗ 
nem Abſchiede, in die Unterthaͤnigkeit zurückkehrt, 
muͤſſen auch fein Weib, und die während feines Sol⸗ 
datenſtandes erzeugten Kinder, ihm dahin folgen. 

F. 544. Alle Kinder hingegen, welche der Bas 
ter, während ſeines Soldatenſtandes, bey ſich im 
Standquartiere erzogen, und fo weit verſorgt hat, 
daß ſie hinfort ihr Brot ſelbſt zu verdienen im Stande 
find, bleiben von der Unterthaͤnigkeit frey. 

$. 545. Auch nach dem Tode des aus dem Sol 
datenſtande in die Unterchänigfeie zuruͤckgekehrten 
Mannes, bleibt das Weib deſſelben, nebſt den noch 
unverſorgten Kindern in der Unterthaͤnigkeit. 

§. 546. Hat der verabſchiedete Soldat wäh⸗ 
rend feiner Kriegesdienſte eine freie Perſon geheirg⸗ 
ehet: fo muß dieſe, nach des Mannes Tode, der 
Unterchaͤnigkeit auf ihr Verlangen unentgeltlich ent⸗ 
laſſen werden. 

$, 547. Ein Kantonift, welcher durch fein 
Wohlverhalten in Kriegesdienſten bis zur Stelle ei⸗ 

nes 
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nes Oberoffiziers geſtiegen, iſt für ſich und feine Fa⸗ 
mille von aller perfönlichen Verpflichtung gegen ſei⸗ 
ne vormalige Grundherrſchaft frey, und bedarf kei⸗ 
ner Enklaſſung. N 

9. 548. Wer es in den Krieges dienſten des 
Staats bis zum Feldwebel oder Wachtmeiſter ge⸗ 
bracht hat, muß unentgeltlich entlaſſen werden. 


Achter Titel. 
Vom Buͤrgerſtande. 


Erſter Abſchnitt. 
Vom Buͤrgerſtande uͤberhaupt. 


Tr 
Der Buͤrgerſtand begreift alle Einwohner des 
Staats unter ſich, welche, ihrer Geburt nach, we⸗ 
der zum Adel, noch zum Bauerſtande gerechnet wer 
den koͤnnen; und auch nachher keinem dieſer Staͤn⸗ 
de einverſeibt find. 

5. 2. Ein Bürger im eigentlichen Verſtande, 
wird derjenige genannt, welcher in einer Stadt ſei⸗ 
nen Wohnfis aufgefchlagen, und daſelbſt das Buͤr⸗ 
gerrecht gewonnen hat. 

§. 3. Perſonen — Buͤrgerſtandes in und au⸗ 
ßer den Staͤdten, welche durch ihre Aemter, Wuͤr⸗ 
den, oder beſondere Privilegien, von der Gerichts ⸗ 
barkeit ihres Wohnorts befreit ſind, werden Exi⸗ 
mirte genannt. 

9. 4. Wenn auch den Gerichten des Wohn⸗ 
orts die Jurisdiction uͤber Perſonen, die an ſich zu 
den Eximirten gehoͤren, durch beſondere Privilegia 
verliehen iſt, ſo andert dieſes nichts in den fonfti« 
gen Rechten ſolcher Perſonen. 

§. 5. 
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F. 5. Einwohner der Städte, welche weder 
eigentliche Bürger, noch Eximirte find, heißen Schutz⸗ 
verwandte. 00 RR 

. 6. Burger und Schutzverwandte det Stadt 
werden nach den Statuten ihres Wohnorts; Eximir⸗ 
te hingegen nach den Provinzialgeſetzen, und in de⸗ 
ren Ermangelung, nach dem allgemeinen Landrechte 
beurtheilt. 5 R = 

H. 7. Perſonen bürgerlichen Standes, welche 
adliche Guͤter beſitzen, ſind dieſes Beſitzes wegen 
nicht anders für eximirt zu achten, als wenn fie zu⸗ 

gleich ihren beſtändigen Wohnfig auf ihren Gütern 
genommen haben. N Br 

§. 8. Doch find, auch außer dieſem Falle, ders 
gleichen bürgerliche Gutsbeſitzer in Anſehung ſolcher 
Handlungen und Geſchaͤfte, welche auf den Beſitz 
des adlichen Guts ſich unmittelbar beziehen, dem Ge⸗ 
richtsſtande, unter welchem das Gut gelegen iſt, und 
den Geſetzen deſſelben unterworfen. 

5. 9. Dagegen ſtehen adliche Gutsbeſitzer buͤr⸗ 
gerlichen Standes, welche bürgerliches Gewerbe trei 
ben, unter der Gerichtsbarkeit und den Statuten der 
Stadt, wenn ſie auch bald in der Stadt, bald auf 
ihren Guͤtern leben, und alſo einen doppelten Wohn⸗ 
fis haben. 

$. 10. Die eigentlich nur dem Adelſtande ge⸗ 
gebenen Geſetze und Privilegien, finden weder bey buͤr⸗ 
gerlichen Beſitzern adlicher Güter, noch überhaupt 
bey Eximirten Anwendung. 

§. 11. Alle übrige nicht eximirte Perſonen des 
Buͤrgerſtandes, welche außer den Städten wohnen, 
werden nach den Geſetzen ihres Wohnorts gerichtet; 
auch wenn fie ihres Gewerbes wegen in eine ftädtifche 
Zunft aufgenommen ſind. 

§. 12. In wie fern dergleichen Landbewohner 
ſich auf die Gefege der benachbarten Staͤdte, oder 

auf 
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auf ein Weichbildsrecht zu berufen befugt find, tft in 
den Provinzialgeſetzen beſtimmt. 

§. 3. Das Bürgerrecht beſteht in dem In⸗ 
begriſſe aller Vorzüge und Befugniſſe, welche den 
Mitgliedern einer Stadtgemeine vom Staate verlie⸗ 
hen ſind. hi 

$. 14. Das Bürgerrecht wird in der Regel 
durch den Magiſtrat des Orts ertheilt. 

§. 15. Guͤtsunterthanen koͤnnen, ohne Entlaſ⸗ 
ſung von ihren Grundherrſchaften; Soldaten und 
Kankoniſten ohne Abſchied vom Regimente, oder 
ſchriftliche Einwilligung des Chefs oder Comman⸗ 
deurs, zu Bürgern nicht aufgenommen werden. 

$. 16. Auch kann ein Minderjähriger, ohne 
vorhergegangene Majorennitaͤtserklarung, in die Buͤr⸗ 
gerrolle nicht eingeſchrieben werden. 

Anh. $. 107. Auch in Anfehung der Quallſikation zum 
Bürger + und Meſſterrechte hat die in Gemaͤßheit des 


$. 516. Tit. 2. Th. 2. des allgemeinen Landrechts ges 
hoͤriz verlautbarte Erklaͤrung des Vaters gleiche Wir, 


kung mit der Majorennitaͤtszerklaͤrung. 

8. 17. Wo die Statuten eines Orts nicht noch 
beſondre Erforderniſſe zur Erlangung des Bürger⸗ 
rechts vorſchreiben, fo darf die Ercheilung deſſelben 
keinem, welcher hinlaͤngliche Fahigkeit zum Betriebe 
eines ſtaͤdtiſchen Gewerbes beſitzt, und von unbeſchol⸗ 
tenem Wandel iſt, verſagt werden. 

§. 18. Jeder, der ein buͤrgerliches Gewerbe in 
einer Stadt treiben will, iſt ſchuldig, ſich um Erthei⸗ 
lung des Buͤrgerrechts zu melden. 

H. 19. So weit die Ertheilung des Buͤrgerrechts 
die Befugniß, buͤrgerliche Gewerbe in einer Stadt 
zu treiben, in ſich ſchließt, kann ein Fremder, wel⸗ 
cher ſich daſelbſt nicht haͤuslich niederlaſſen will, dar⸗ 
auf keinen Anſpruch machen. 5 


$. 20, 


Vom Buͤrgerſtande uͤberhaupt. 399 


$. 20. Findet der Magiſtrat Für que, einem 
ſolchen Fremden das Bürgerrecht zu ertbeilen: fo muß 
für die Beſtellung eines tauglichen Repraͤſentanten 
am Orte ſelbſt, an welchen man wegen aller buͤr⸗ 
gerlichen Laſten und Pflichten ſich halten könne, ges 
ſorgt werden. 5 

$. 21. Wer Bürger werden will, muß in der 
Regel auch den Buͤrgereid ableiſten. 

$. 22. Kinder, welche zu der Zeit, als ihre 
Aeltern das Buͤrgerrecht gewonnen haben, noch in 
vaͤterlicher Gewalt geweſen find, gehen, außer den 
im vorigen Titel $ 522. [gg. vorkommenden Fällen, 
wo die Kinder eines entlaſſenen Unterthans der Herr⸗ 
ſchaft ferner unterthanig bleiben, mit dem Vater 
zugleich in den Buͤrgerſtand über, 

F. 23. Sie erlangen, gleich den nachher gebor⸗ 
nen, alle Rechte, welche nach den Statuten, Ver⸗ 
faſſungen, oder beſondern Privilegien und Willens⸗ 
erklaͤrungen, den wirklichen Buͤrgerkindern beige⸗ 
legt ſind. 

H. 24. Aber auch Büͤrgerkinder muͤſſen, wenn 
fie wirkliche Bürger werden wollen, das Buͤrger⸗ 
recht beſonders gewinnen. N 

§. 25. Die Bürger in den Städten find in Allge 
Polizey⸗ und Gewerbesangelegenheiten dem Magi- Rechte u, 
ſtrate unterworfen. Blchten 

F. 26. Der Magiſtrat iſt feinen Bürgern Schutz, ger. Sir 
und erforderlichenfalls Beiſtand zu leiſten verbunden. 

$. 27. Rechte und Nutzungen, welche nur der 
Buͤrgerſchaft verliehen worden, kommen den Übrigen 
Einwohnern des Orts nicht zu ſtatten. 75 

$. 28. Nach welchem Verhältniſſe die Bürger 
und Beſitzer buͤrgerlicher Grundſtuͤcke an den gemein⸗ 
ſchaftlichen Nutzungen Theil nehmen, und die ge⸗ 
meinſchaftlichen Laſten zu uͤbertragen haben, haͤnge 
von den beſondern Verfaſſungen eines jeden 1 85 ab. 

„ 29.7 
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$. 29. Jeder Bürger iſt ſchuldig, Öffentliche 
Stadtämter, denen er vorzuſtehen fähig iſt, zu über 
nehmen. 
Hi. 30. Iſt für die Verwaltung ſolcher Aemter 
keine beſondere Belohnung ausgeſetzt: ſo muß zwar 
der dazu berufene Bürger dieſelben auch unentgelt 
lich uͤbernehmen; 

F. 31. Es muͤſſen ihm aber die dabey vorfallen⸗ 
den Koſten von der Gemeine verguͤtet werden. 

$. 32. Auch kann er in der Regel, wo die Sta⸗ 
tuten nicht eine längere, oder eine immerwaͤhrende 
Dauer ausdrücklich beſtimmen, ein ſolches unentgelt⸗ 
lich zu führendes Amt uͤber Ein Jahr zu behalten 
nicht genoͤthiget werden. 

H. 33. Auch zu andern perſoͤnlichen Dienſten 
ſind die Buͤrger, in jedem Nothfalle, der gemeinen 
Stadt verpflichtet. 

H. 34. Wenn nicht wegen außerordentlicher Ge⸗ 
fahr, oder andrer beſondrer Umſtaͤnde, die perſoͤnli⸗ 
che Gegenwart der Buͤrger ausdrücklich gefordert 
wird: fo koͤnnen fie dieſe perfönlichen Dienſte auch 
durch andre taugliche Perſonen an ihrer Stelle ver⸗ 
richten laſſen. 

§. 35. Kunſt- und Handwerksdienſte find die 
Bürger unentgeldlich zu leiſten nicht ſchuldig. 

H. 36. Neue bisher ungewoͤhnliche Dienſte kann 
der Magiſtrat, ohne Zuziehung und Einwilligung 
der Buͤrgergemeine, außer einem dringenden Noth⸗ 

falle nicht fordern, noch die Art der Vertheilung 
aͤndern. 

§. 37. Ein Gleiches gilt von neuen bisher nicht 
gewöhnlichen Geld⸗ oder andern Beiträgen. 

§. 38. Dagegen kann aber auch die Buͤrger⸗ 
ſchaft keine Beiträge, ohne die Einwilligung der 
Obrigkeit, unter ſich beſtimmen und . 
39. 
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F. 39. Die Beſceiung von allgemeinen perſöͤn⸗ 
lichen Laſten der Bürger koͤnnen einzelne Mitglieder, 
ohne die Einwilligung der übrigen, zu deren Nach⸗ 
theil nicht erlangen. je 

$. 40. Beſondere Geſellſchaften der Stadtge⸗ 
mine hingegen können, auch durch Verjährung, von 
den Laſten der gemeinen Hürger befreit werden. 

$. 41. Wo mit dem Beſitze gewiſſer Grund⸗ 
ſtuͤcke, oder mit gewiſſen Geſchaͤften oder Wurden, 
eine perſoͤnliche Befreiung von gemeinen bürgerlichen 
Laſten, nach einer ſeit rechtsverjaͤhrter Zeit wohl her⸗ 
gebrachten Verfaſſung, bisher verbunden geweſen, da 
hat es auch fernerhin dabey fein Bewenden. 

F. 42. Wer feinen Wohnſitz an einen andern Ren 
Ort verlegt, verliert dadurch das Bürgerrecht in der gerrechts, 
verlaſſenen Stadt. 

§. 43. Will er ſich ſelbiges erhalten: fo muß er 
die Erlaubniß dazu laͤngſtens binnen Jahr und Tag, 
nach ſeinem Abzuge, bey dem Magiſtrate nachſuchen. 

§. 44. Gründe des gemeinen Beſten, und der 
Beförderung des Wohlſtandes der Stadt und Bur⸗ 
gerſchaft, muͤſſen uͤber die Ertheilung oder Verſa⸗ 
gung dieſer Erlaubniß den Ausſchlag geben. 

$. 45. Ein ſolcher abweſender Bürger iſt zwar, 
fo lange feine Abweſenheit dauert, von den perſonli⸗ 
chen bürgerlichen Pflichten frey; er kann aber auch 
von den der Derfon anklebenden Rechten eines Buͤr⸗ 
gers keinen Gebrauch machen. 

§. 46. Will der abweſende Burger, auf den 
Grund der erhaltenen beſondern Erlaubniß, ſein Ge⸗ 
werbe an feinem vorigen Wohnorte durch Andere 
fortſetzen: jo findet die Vorſchrift des §. 20. auf 
ihn Anwendung. 5 

5. 47. Wer, ohne einen andern Wohnſitz zu 
nehmen, ſich aus der Stadt eutfernt, verliert fein 
Bürgerrecht nur durch die gewoͤhnliche Verjährung. 

Allgem, kandr. ll. Band, Ce H. 48. 
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8. 48. Ein Bürger, welcher in die Claſſe der 
Eximirten übergebt, verliert bloß dadurch fein Buͤr⸗ 
gerrecht noch nicht. 

H. 49. Giebt er aber die bloßer getriebene buͤrger⸗ 
liehe Nahrung auf, und entzieht ſich der fernern Lei⸗ 
tung bürgerlicher Laſten und Pflichten: fo kann er auch 
auf das Bürgerrecht nicht ferner Anſpruch machen. 
8. 0. Wenn der Vater durch die Verände⸗ 
rung ſeines Wahnorts, oder durch den Uebergang 
in die Claſſe der Eximirten, fein Bürgerrecht ver⸗ 
liert: ſo verlieren auch die noch in ſeiner Gewalt 
ſtehenden Kinder die Vorrechte der Buͤrgerkinder. 

§. 51. Hat der Vater fein Bürgerrecht nur 
durch eine ausdrückliche Conceſſion erhalten ($. 43. 

149 -): fo bleiben allen feinen Kindern die Vorrechte 

der Buͤrgerkinder ſo lange, bis ſie ſelbſt einen eige⸗ 
nen Wohnfis außerhalb dem Orte, wo der Vater 
Buͤrger war, aufſchlagen. 
H. 52. Hat der Vater ſein Buͤrgerrecht durch 
die bloße Entfernung verloren (§. 47.): ſo bleiben 
den zur Zeit der Entfernung ſchon vorhandenen Kin 
dern die Vorrechte der Buͤrgerkinder fo lange, als 
ſich mit ihnen nicht eine Veränderung zuträgt, durch 
welche fie, wenn fie ſelbſt ſchon wirkſich Bürger wär 
ren, des Buͤrgerrechts verluſtig gehen würden. 

§. 53. Kinder hingegen, welche erſt nach der 
Entfernung erzeugt worden, verlieren die Vorrechte 
der Bürgerfinder, fobald der Vater ſelbſt des Buͤr⸗ 
gerrechts verluſtig wird. 

§. 54. Wer für ehrlos erklart, des Landes ver 
wieſen, oder nach ergriffener Flucht des Todes ſchul⸗ 
dig erkannt worden, verlieet ſein Buͤrgerrecht. 

§. 55. Andere Verbrechen wirken den Verluſt 

des Bürgerrechts nur alsdann, wenn darauf nach 

Vorſchrift der Criminalgeſetze ausdruͤcklich erkannt 

worden. h 

§. 56. 
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RL 


. 56. Wenn der Vater durch ſeine Verbre⸗ 
chen das Bürgerrecht verliert: ſo werden, außer dem 
Falle des Hochverraths, die vorher erzeugten Kin⸗ 
der der Vorrechte der Buͤrgerkinder dadurch nicht 
verluſtig 4 5 5 

$. 57, Auch Wittwen, und geſchiedene, aber 
nicht ausdrücklich fuͤr den ſchuldigen Theil erklaͤrre 
Ehefrauen, nehmen an den bürgerlichen Rechten ih⸗ 
rer geweſenen Manner, in fo fern dieſe nicht an des 
ren Perſon gebunden waren, ſo lenge Theil, als fie 
ſelbſt ihren Stand nicht verandern. ! 

$ 58, In wie fern fie aber das bürgerliche 
Gewerbe ihrer Manner fortſetzen koͤnnen, iſt unten 
beſtimmt. tee wi 

§. 59. Adliche und Eximirte, die in Städten Von Exi⸗ 
wohnen, muͤſſen ſich, gleich wirklichen Bürgern, nach MEN 
der allgemeinen ſtabtiſchen Poltzeieinrichtung achten; 
und find in vorkommenden Fällen den Poltzeiſtrafe! 
unterworfen. 85 _ ! 

§. 60. Kaufmannſchaft, oder andere bürgerliche 
Gewerbe, koͤnnen fie, ohne das Bürgerrecht erlangt 
zu haben, nicht kreiben. . 

§. 61,7 Wenn fie, nach erlangtem Buͤrgerrech⸗ 
te, ein ſoſches Gewerbe wirkſich treiben? ſo müſſen 
fie in allen daſſelhe betreffenden Angelegenheiten, die 
ſtädliſche Gerichtsbarkeit und Polizeſverordnungen 
anerkennen. EM 

H. 62. Hingegen behalten fie in allen ihren uͤbri⸗ 
gen perfönlichen Angelegenheiten die Rechte und den 
Gerichtsſtand der Eximirten. x 

$. 63. Sie muſſen aber die gemeinen buͤrger⸗ 
lichen Laſten und Dienfte bey der Stadt, gleich an⸗ 
dern Bürgern, leiſten. 5 7 

$. 64. Doch koͤnnen ſie zur Leiſtung perſön⸗ 
licher Dienſte in eigener Perſon niemals gezwungen 


werden. 25 
Ce 2 H. 65. 
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§. 65. Wollen eximirte Perſonen bürgerliche 
Grundſtuͤcke beſitzen: fo muͤſſen fie damit zugleich 
alle darauf haftenden buͤrgerlichen Laſten über⸗ 
nehmen. . 

$. 66. Auch perſoͤnliche Leiſtungen, die mit dem 
Beſitze bürgerlicher Grundſtuͤcke verbunden find, muͤſ⸗ 
ſen ſie entweder ſelbſt, oder durch taugliche Subſti⸗ 
tuten verrichten. 

6. 67. Sie koͤnnen aber zu deren ſelbſt eigenen 
Leiſtung niemals gezwungen werden. f 

. 68. In allen auch perfönlichen Angelegenhei⸗ 
ten, die ſich auf ihre Eigenſchaft als Grundbefißer 
beziehen, muͤſſen fie die ſtaͤdtiſche Gerichtsbarkeit und 
Geſetze anerkennen. 

. 69. Zu dieſen Obliegenheiten muͤſſen fie ſich, 
auf Verlangen des Magiſtrats, durch einen ſchrift . 
lichen Revers verpflichten. 

. 70, Die Kinder der Eximirten genießen, fo 
lange ſie ünter väterlicher Gewalt ſtehen, die Exem⸗ 
tion der Aeltern. 

§. 71. Wenn Eximirte durch Urtel und Recht 
ihrer Aemter und Wurden entſetzt worden: fo fallen 
fie in die Claſſe, in welche fie nach ihrer Geburt 
gehörten, zurück. 5 


Schuzver⸗ g. 72. Schutzverwandte find, auch fir ihre 
wandte. Perſonen, der Jurisdiction der ſtädtiſchen Obrigkei · 


ten der Regel nach unterworfen. 

H. 73. So lange fie das Bürgerrecht nicht ge⸗ 
wonnen haben, duͤrfen ſie weder buͤrgerliche Ge⸗ 
werbe treiben, noch andere Rechte wirklicher Buͤrger 
ausüben. 8 

$. 74. In wie fern fie zu den buͤrgerlichen La⸗ 
ſten mit beizutragen, und Abgaben an die gemeine 
Stadt zu entrichten ſchuldig find, hangt von der be⸗ 
ſondern Verfaſſung eines jeden Orts ab, 
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S. 75. Im Mangel näherer Beſtimmungen find 
fie zu perſoͤnlichen Dienſten nur in dringenden Noth⸗ 
Fällen, wo die Mitwirkung der eigentlichen Bürger 
allein zur Abwendung einer der Stadt drohenden Ge⸗ 
fahr nicht hinreichen würde, verpflichtet. 

§. 76. Dagegen muͤſſen fie zu offentlichen An⸗ 
ſtalten, wenn fie den Vortheil davon mit genießen, 
einen billigen Beitrag leiſten. 

H. 77. Doch kann ihnen, auch in dieſem Falle, 
ein e als den Buͤrgern der geringſten Claſſe, 
nicht abgefordert werden. 

8. 79. Die Zahl der Bürgerhäufer ſoll erhal. Bürger 
ten; und mehrere derſelben ſollen, ohne beſondere bänfer, 
Erlaubniß des Magiſtrats, nicht in Eins zuſammen⸗ 
gezogen werden. 

$. 79. Dieſe Erlaubniß darf der Magiſtrat nur 
aus erheblichen Gruͤnden des gemeinen Wohls der 
Stadt, und nur in fo weit ertheiſen, als dadurch 
den Einwohnern der nörhige Platz zu Wohnungen, 
und zum Betriebe der Gewerbe, nicht entzogen wird. 

§. 80. Wer in einer Stadt Burglehne, oder 
andere von den gemeinen bürgerlichen Laſten befreite 
Häuſer beſitzt, darf kein damit gränzendes Bürger 
haus an ſich bringen. 

H. 87. Wenn dergleichen gemeine Buͤrger⸗ 
befreiete Haͤuſer durch Erbgangerecht in Einer Pe 
fon zuſammen kommen: fo muß der Magiſtrat die 
nöthigen Maaßregeln zur Verhütung aller Vermi⸗ 
ſchungen der Gränzen und Gerechtſame, auf Koſten 
des Beſitzers, beſonders veſtſetzen. 

H. 82. Die zu Bürgerhaͤuſern gehörende Aecker 
und Wieſen find in der Regel von den Häufern, zu 
welchen fie bisher geſchlagen geweſen, nicht untrenn⸗ 
bar; ſondern koͤnnen von einem Hausbeſitzer auf den 
andern übertragen, oder auch von andern Einwoh⸗ 

nern 


nd 


406 Zweiter Theil. Achter Titel. 


nern der Stadt, als für ſich beſtehende Grundſtuͤcke 
befeffen werden 

§. 83. Fremde, die nicht in der Stadt woh⸗ 
nen, koͤnnen dergleichen Grundſtücke in der Regel 
nicht erwerben, noch beſitzen. N 

$. 84. Inſonderheit können Beſitzer von Land» 
guͤtern, die mit ſolchen Aeckern oder Wieſen gränen, 
ober damit vermiſcht liegen, dieſelben nicht an ſich 
bringen. \ 

§. 85. Geſchieht eine ſolche Vereinigung durch 
Erbgangsrecht; fo findet die Vorſchrift (§. 81.) 
Auchendung. 


4 


Zweiter Abſchnitt. 
Don Städten und Stadtgemeinen. 


Rechte der F. 86. Staͤdte find hauptſaͤchlich zum Aufent⸗ 

Städte. halte ſolcher Einwohner des Staats beſtimmt, welche 
ſich mit der Verarbeitung oder Verfeinerung der 
Naturerzeugniſſe, und mit dem Handel beſchaͤftigen. 
8. 87. Das Stadtrecht kann von Niemanden 
als dem Oberhaupte des Staats ertheilt werden. 

. 88. Das Stadtrecht erſtreckt ſich in der 
Regel nicht auf die Vorſtädte. 

9. 89. Doch werden die Einwohner dieſer letz⸗ 
tern, ſo weit ſie der Gerichtsbarkeit des Magiſtrats 
unmittelbar unterworfen ſind, in ihren Rechtsange⸗ 
legenbeiten, nach den Statuten der Stadt beurtheilt. 


Bann⸗ $ 90. Das Recht der Bannmeile iſt keine Folge 
mel, des Stadtrechts, und muß beſonders nachgewieſen 
werden. 


§. 91. Wenn einer Stadt das Meilenrecht 
wirklich zukommt: ſo duͤrfen innerhalb der Meile 
auch ſolche ſtadtiſche Gewerbe, die ſonſt auf dem 
Lande zugelaſſen find, nicht getrieben wer 
5 F. 92. 
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§. 92. Wer innerhalb der Meile ein folches 
Gewerbe treiben will, muß ſeine durch beſondere 
rechtsgültige Privilegia oder durch Verjaͤhrung er⸗ 
lange Befugniß dazu gehoͤrig nachweiſen. 

F. 93. Doch erſtreckt fi das Meilenrecht in 
der Regel nicht auf ſolche Handwerker, welche bey 
dem Betriebe der Landwirthſchaft unentbehrlich ſind. 

H. 94. Nähere Beſtimmungen, was für Hand⸗ 
werker auf dem Lande überhaupt, und innerhalb eis 
ner flädtifchen Bannmeile inſonderheit, angeſetzt wer⸗ 
den koͤnnen, oder nicht, bleiben den Provinzialgeſe⸗ 
tzen vorbehalten. 

§. 95. Die mit dem Meilenrechte verſehenen 
Städte ſind ausſchließend befugt, alle innerhalb der 
Meile gelegenen Dörfer mit dem in der Stadt ver⸗ 
fertigten Biere und Brandtwein zu verlegen. (Th. 1. 
Tit. 23. F. 53. [gg.) 

$. 96. Die Bannmeile iſt nach dem in jeder 
Provinz gewöhnlichen Meilenmaaße zu beſtimmen. 

g. 97. Wo in einer Provinz kein beſonderes 
Meilenmaaß eingeführt iſt, da iſt'unter der Bann⸗ 
meile eine geographiſche, von Reunzehnhundert Neun 
und Sechzig Rheinländiſchen Ruthen, zu verſtehen. 

$. 98. Wenn ein Streit entſteht: ob ein Dorf 
inn⸗ oder außerhalb der Meile liege; ſo muß dieſes 
durch Vermeſſung ausgemittelt werden. 

6. 99. Die Vermeſſung wird vom Stadtthore 
angefangen, und bis zum Dorfgehege fortgeſetzt. 

$. 100. Kann erwieſen werden, daß ſeit der 
Verleihung des Bannrechts, der Bezirk der Stadt 
oder des Dorfes erweitert, oder ſonſt verändert 
worden: ſo ſind die Punkte der Vermeſſung nach 
der in fruͤheren Zeiten nach der Verleihung beſtan⸗ 

denen Lage zu beſtimmen. 
9. 101. 


408 oefter Theil. Achter Titel. 


— 


H. 101. Die Meſſung muß durch die gewoͤhn⸗ 
liche Landſtraße; nicht aber durch Fußſteige oder 
Feld⸗ und Nebenwege geſchehen. 

H. 102. Iſt die Landſtraße in neuern Zeiten ver⸗ 
andert, oder durch geradere Ziehung abgekürzt wor⸗ 
den: ſo muß die vormalige Richtung derſelben ſo 
weit als möglich ausgemittelt, und darnach die Meſ⸗ 
ſung angeſtellt werden. 

Markt / $. 103, Meſſen, Jahr- Wochen⸗ Woll⸗ und 
Viehmärkte follen der Regel nach nur in Städten 
gehalten werden. 8 

$. 194. Wochenmärkte kann die Staͤdtiſche 
Obrigkeit unter Genehmigung der Landespolizeibe⸗ 
hoͤrde anordnen. 

H. 105: Das Meß- oder Jahrmarktsrecht zu 

ertheilen, gebuͤhrt allein dem Landesherrn. 

$. 106. Zur Zeit der Meſſen und Jahrmärkte 
ſteht auch Fremden der oͤffentliche Verkauf ihrer 
Waaren frey. 4 

$. 107, Die Einſchraͤnkung dieſer Freiheit in 
Kauf und Verkauf wird nicht vermuthet, ſondern 
muß durch beſondere landesherrliche Verordnungen 
nachgewieſen werden. 

Stadtge⸗ F. 108. Stadegemeinen haben die Rechte pri⸗ 

meien. vilegirter Corporationen. (Tit. 6. §. 23. 194.) 

$. 109. Alle, die in der Buͤrgerrolle eingetra⸗ 
gen ſtehen, ſind als Mitglieder einer ſolchen Gemeine 
zu betrachten. 7 

§. 110. Gemeinfchaftliche Angelegenheiten wer⸗ 
den durch Berathſchlagungen und Schluͤſſe der 
Stadtgemeinen, den Vorſchriften des Sechſten Titels 
gemäß, regulirt und entſchieden. 

§. 111. Der Regel nach werden dergleichen 
Angelegenheiten nicht in allgemeinen Verſammlungen 
der ganzen Buͤrgerſchaft, ſondern nur mit den Re⸗ 
praͤſentanten derſelben verhandelt, 


$. 112. 


D 
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§. 112. Dieſe muͤſſen aber mit den Vorſtehern 
der Zuͤnfte, und übrigen einzelnen in der Stadtge⸗ 
meine befindlichen Corporationen, fo wie dieſe hin» 
wiederum, ein jeder mit den Mitgliedern ſeiner Zunft 
oder Corporation, daruͤber Ruͤckſprache nehmen. 

§. 113. Wegen der Berſammlungen und Schluͤſ⸗ 
ſe dieſer Claſſen und Corporationen, in welche die 
Stadtgemeine vertheilt iſt, gelten ebenfalls, im Man⸗ 
gel beſonderer Beſtimmungen, die Vorſchriften des 
Sechſten Titels. 

§. 114. Auch die Repraͤſentanten einer Stadt⸗ 
gemeine ſind nach den daſelbſt ertheilten Vorſchriften 
von Repräſentanten überhaupt zu beurtheilen. - 

$. 115. Stadtgemeinen haben das Recht, Star Statu⸗ 
tuten, welche die innere Einrichtung und Polizey der ken. 
Gemeine, oder gewiſſer Claſſen derſelben betreffen, 
8 ordnungsmaͤßig abgefaßte Schluͤſſe zu errichten. 

. 116. Doch muͤſſen dergleichen Schlüͤſſe, ehe 
ſie als Statuten die Gemeine und deren einzelne 
Mitglieder verpflichten koͤnnen, allemal erſt der vor⸗ 
geſetzten Landes⸗Polizey-Inſtanz zur Pruͤfung vor⸗ 
gelegt werden. 

9. 117. Bey Errichtung neuer Statuten, wo⸗ 
durch die äußern Rechte der Gemeine, oder die Pri⸗ 
vatrechte ihrer einzelnen Mitglieder beſtimmt werden 
ſollen, iſt alles das zu beobachten, was wegen Abs 
faſſung neuer Geſeze vorgeſchrieben worden. (Einleit. 
§. 10— 13. 

8. 118. Auch finden eben dieſe allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften Anwendung, wenn von der Abaͤnderung oder 
Aufhebung ſolcher Statuten die Rede iſt. (Ebend. 
§. 63 66.) 

§. 119. Der Magiſtrat iſt der Vorſteher der Magir 
Stadegemeine. eite. 

H. 120. Ob derſelbe gewählt, oder vom Lan⸗ 
desherrn beſtellt werde, iſt nach den Privilegien uud 

Statu⸗ 
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Statuten jedes Orts, und, bey deren Ermangelung, 
nach den Probinziafgefegen zu beurtheilen. 

§. 121. Im zweifelhaften Falle wird vermu⸗ 
thet, daß der Gemeine das Wahlrecht zuſtehe. 

§. 122. Wo die Gemeine das Wahlrecht hat, 
da wird ſelbiges der Regel nach durch den Magi 
ſtrat ausgeübt. “=; 

H. 123. Die Magifträte müffen alsdann zu den 
erledigten Stellen taugliche Subjekte wählen, und 
dieſelben dem vorgeſetzten Landescollegio zur Prüfung 
darſtellen. 

§. 124. Wer mit einer Magiſtratsperſon im 
Vierten Grade oder näher verwandt, oder durch 
Schwaͤgerſchaft (Th. 1. Tit. 1. §. 43.) in eben dies 
ſem Grade mit ihr verbunden iſt, darf zur Beſetzung 
einer erledigten Stelle nicht vorgeſchlagen werden. 

$. 125. Das Recht, Unterbedienten zu sähe 
len, kommt in der Regel dem Magiſtrate zu. 

K. 126. Von der Wahl der Stadtſekretarien 
gilt alles, was wegen der eigentlichen Mitglieder des 
Magiſtrats verordnet iſt. 

§. 127. Was wegen anderer Unterbedienten 
Statt finde, iſt lediglich nach der hergebrachren Ver⸗ 
faſſung eines jeden Oets zu beſtimmen. 


Rechte und H. 128. Dem Magiſtrate gebührer, als Vor⸗ 


Pflichten, 
des Magi⸗ 


rats. 


ſtehern der Buͤrgerſchaft, vermoͤge feines Amts, die 
Ausuͤbung der Stadtpolizey. 

$. 129. In ſo weit find alle, auch die eximir⸗ 
ten Einwohner der Stadt, ſeiner Direction und 
Auſſicht unterworfen. 

$. 130. Vermoͤge der Stadtpolizey iſt der Ma⸗ 
giſtrat berechtigt, die den Einwohnern der Stadt ob⸗ 
ſiegenden unſtreitigen Abgaben, und andere Beiträge 
zu den gemeinſchaftlichen Laſten der Stadt einzufor⸗ 
dern; auch uͤber die Beobachtung der Polizeiverords 
8 nungen 


Von Städten und Stadtgemeinen. 411 


nungen zu halten, und die nach ſelbigen unſtreitig 
verwirkten Geldſtrafen einzuziehen. 

§. 131. Sobald aber wegen der Verbindlich⸗ 
keit zu den abgeforderten Beiträgen, oder über die 
Verwirkung einer Polizeiſtrafe Streit entſteht, muß 
derſelbe der Erörterung und Entſcheidung des gehoͤ⸗ 
rigen Richters uͤberlaſſen werden. 

$. 132. Die Granzen zwiſchen der ſtaͤdtiſchen 
Polizey⸗ und Civilgerichtsbarkeit, find an jedem Orte 
durch beſondere Verordnungen, fo wie die Graͤnzen 
der Polizey⸗ und Criminalgerichtsbarkeit, unten im 
Siebzehnten Titel beſtimmt. 

§. 133. Alle der Stadtgemeine untergeordnete 
Collegia, Corporationen, und Öffentliche Anſtalten, 
ſind der Aufſicht des Magiſtrats unterworfen. 

§. 134. Der Magiſtrat iſt ſchuldig und befugt, 
die Rechte der Stadtgemeine in und außer Gerichten 
wahrzunehmen und zu vertheidigen. 

$. 135. Ihm liegt ob, die zur Stadt gehören 
den, deren Rechte und Verfaſſungen betreffenden 
Urkunden aufzubewahren. 

§. 136. Das Archiv eines Stadtmagiſtrats hat, 
wenn gleich dem Magiſtrate die Gerichtsbarkeit nicht 
zukommt, dennoch mit einem gerichtlichen Archive 
gleiche Rechte. 

H. 137. Doch muß ein Magiſtrat, der feinem 
Archive dieſes Recht erhalten will, daſſelbe durch 
E dazu verpflichtete Perſonen verwahren 
laſſen. 

§. 138. Das Kaͤmmereivermoͤgen der Stadt 
ſteht unter der Verwaltung des Magiſtrats. 

8. 139. Zum Kaͤmmereivermoͤgen gehört alles, 
was zur Beſtreitung der gemeinſchaftlichen Laſten und 
Ausgaben der Stadtgemeine beſtimmt iſt. 

H. 140. Auch ſolche Guͤter, von deren Ertrage 
die Unterhaltung der Magiſtratsperſonen ganz oder 

zum 


Kaͤmme⸗ 
rep. 
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zum Theil beſtritten werden ſoll, gehören zum Kaͤm⸗ 
mereivermoͤgen. 

$. 141. Iſt ein beſonderer Kammerer beſtellt; 
fo muß der Magiſtrat über deſſen Amtsfuͤhrung ger 
nate und forgfältige Aufſicht haben. 

F. 142. Unrichtigkeiten des Kaͤmmerers muß 
der Magiſtrat in ſo weit vertreten, als er bey deſſen 
Deſtellung nicht die gehörige Vorſicht gebraucht, oder 
die Aufſicht über ihn vernachläßigt hat. 

$. 143. Wenn Streit entſteht: in wie fern 
der Magiſtrat ſich dabey eine Vertretung zugezogen 
babe: fo muß dieſer Streit, im Maugel beſonderer 
Vorſchriften, nach eben den Grundſatzen entſchieden 
werden, welche wegen Vertretung der Unrichtigkeiten 
eines Vormundes durch das vormundſchaftliche Ge⸗ 
richt vorgeſchrieben find. 

$. 144. Der Kämmerer hat alle Rechte und 
Pflichten eines Verwalters fremder Guter. (Th. 1. 
„Tit. 14. Abſchn. 2.) 

$. 145. Der Stadtgemeine gebuͤhrt in feinem 
Vermoͤgen ein in der Concursordnung näher beſtimm⸗ 
tes Vorzugsrecht. 

6. 146. An Orten, wo die Ausfälle bey der 
Kaͤmmerey, durch Beitraͤge der Bürgerſchaft aus 
ihren eigenen Mitteln, getragen und ergaͤnzt werden 
muͤſſen, muß die Buͤrgerſchaft, durch ihre Reprä⸗ 
ſentanten, bey der Rechnungslegung des Kaͤmmerers 
zugezogen werden. 

$, 147. Dieſe Repraſentanten find befugt, über 
alles, was die Verwaltung der Stadegüuͤter, inglei⸗ 
chen die Einziehung und Verwendung der Einfünfte 
betrifft, von dem Magiſtrate Nachweis und Erlaͤu⸗ 
terung zu fordern. 

§. 148. Befundene Unrichtigkeiten, oder vor⸗ 
gefallene Bedenklichkeiten, denen nicht ſo fort 2 
holfen 


Von Städten und Stadtgemeinen. 413 


holfen wird, muͤſſen ſie der hoͤhern Inſtanz zur Un⸗ 
terſuchung und Berichtigung anzeigen. 

$. 149. Das Vermoͤgen der Kaͤmmereien ſteht 
unter der Oberaufſicht des Staats. 

$. 150. Der Staat if berechtigt, darauf zu 
ſehen, daß dieſes Vermoͤgen ordentlich verwaltet, und 
die Einkünfte davon zweckmaͤßig verwendet werden. 

$. 1517. Außer den Fällen, wo nach den Ge⸗ 
ſetzen von Corporationen und Gemeinen überhaupt, 
die Genehmigung der vom Staate vorgeſetzten Be⸗ 
hoͤrde, zu den Verhandlungen einer Stadtgemeine 
in Anfebung ihres Vermoͤgens erfordert wird, iſt 
dieſe Genehmigung in allen Fällen nothwendig, wo 
das Kaͤmmereivermdgen mit einer Capitalsſchuld ber 
laſtet werden ſoll. - 


Anh. §. 108. Betrifft der Gegenſtand elnes Prozeſſes 
Kaͤmmereſvermoͤgen; fo iſt die Genehmigung der vorge⸗ 
ſetzten Kieges / und Domainenkammer zur Anſtellung 
der Klage oder Erklärung darüber dergeſtalt weſentlich 
erforderlich, daß der Mangel derſelben eine Nullität 
des ganzen Verfahrens bewirkt. 


§. 152. Wie weit es, auch bey Verpachtungen 
der Kaͤmmereiguͤter und Gerechtigkeiten, bey außer 
ordentlichen Holzverkaufen, und bey Verfügungen 
über Activcapitalien der Kaͤmmerey, einer Einwilli⸗ 
gung der vorgeſetzten Behörde beduͤrfe, bleibt, in 
Ermangelung ſpecieller Vorſchriften, den Beſtim⸗ 

mungen der Provinzialgeſetze uͤberlaſſen. 
§. 153. Die Zuziehung und Einwilligung der 
Buͤrgerſchaft iſt nothwendig, wenn Kämmereiguͤter 
oder Gerechtigkeiten veraͤußert, in Erbpacht ausge⸗ 
than, verpfändet, oder mit Dienſtbarkeiten belegt, 
oder neue Schulden auf die Kaͤmmerey gemacht wer⸗ 
den ſollen, die aus den Kömmereieinfünften, ohne 
Abbruch 
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Abbruch der übrigen noͤthigen Ausgaben, nicht ge 
tilge werden können. 

. 154. Die Einwilligung der Repräſentanten 
allein iſt in dergleichen Faͤllen nicht hinreichend; ſon⸗ 
dern dieſe muͤſſen darüber mit den verſchiedenen Claſ⸗ 
fen der Burgerſchaft, nach Vorſchrift §. 112. Rüͤck⸗ 
ſprache nehmen, und ſich von denſelben mit ſchrift⸗ 
lichen Erklärungen verſehen laſſen. 

§. 15. Wegen gültiger Kaͤmmereiſchulden koͤn⸗ 
nen zwar auch unbewegliege Kammereiguͤter ange» 
griffen, und im Wege der Execution veräußert wer ⸗ 


den, ohne daß es zu dieſer Veräußerung eines beſon⸗ 


Buͤrger⸗ 


dern Conſenſes von der Gemeine oder vom Staate 
bedarf. 

9. 156. Doch koͤnnen Gebäude, welche zum 
Betriebe der oͤffentlichen Angelegenheiten, und zu 
andern gemeinen Nothdurften, nicht bloß für die 
Stadtgemeine, ſondern zugleich für alle am Orte 
Geſchaͤfte treibende Einwohner und Fremde beſtimmt 
ſind, wegen Kaͤmmereiſchulben nicht angegriffen 
werden. 

F. 157. Uebrigens genießen Stadtgemeinen, in 
Anſehung ihres Kaͤmmereivermoͤgens, die Rechte der 
Minderjährigen, 

§. 158. Auch gebuͤhrt den Kaͤmmereien, in dem 
Vermoͤgen ihrer Schuldner, das in der Concursord- 
nung näher beſtimmte Vorzugsrecht. 

§. 159. Auf die Verwaltung desjenigen ges 


vermögen meinſchaftlichen Vermoͤgens, deſſen Nutzungen den 


einzelnen Mitgliedern der Buͤrgergemeine zukommen, 
bat der Magiſtrat vermoͤge feines Amtes, keinen 
Anſpruch. 

$. 160, Vielmehr wird, fo weit daruͤber in der 
Verfaſſung nichts beſtimmt iſt, die Verwaltung die⸗ 
ſes Bürgervermoͤgens durch Schluͤſſe der Bürger- 
ſchaft angeordnet, und uberhaupt dergleichen Ver⸗ 
mögen 
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moͤgen nach den Regeln des gemeinsamen Eigen⸗ 
thums beurtheilt. 

161. Doch ſteht das Buͤrgervermöͤgen, unter 
der Aufſicht des Magiſtrats. 

$. 162. In Fallen, wo zu Verfügungen über 
das Kämmereivermoͤgen die Genehmigung des Staats 
erfordert wird, gilt die Vermuchung, daß zu ſolchen 
Verfügungen über das Buͤrgervermoͤgen die Eins 
willigung des Magiſtrats nachgeſucht werden muͤſſe. 
($. 151. 12.) 

9. 163. Die Einwilligung des Staats in Ber 
fuͤgungen über das Buͤrgervermoͤgen iſt der Regel 
nach nur in denjenigen Fallen nothwendig, wo die⸗ 
ſelbe in Anſehung des gemeinſchaftlichen Vermoͤgens 
der Corporation überhaupt erfordert wird. 

9. 164. Das Bürgervermoͤgen haftet für guͤl⸗ 
tige Kaͤmmereiſchulden nur fo weit, als das Kaͤmme⸗ 
reivermoͤgen zu deren Tilgung nicht hinreichend iſt. 

$. 165. Auch außer dem Falle eines nothwen⸗ 
digen Verkaufs, iſt zur Veräußerung unbeweglicher 
Güter und Gerechtigkeiten einer Kaͤmmerey oder 
Buͤrgergemeine, die oͤffentliche Verſteigerung noth⸗ 
wendig. 

§. 166. Zwiſchen mittel⸗ und unmittelbaren 
Staͤdten waltet der Regel nach nur derjenige Unter⸗ 
ſchied ob, welcher aus der Abhaͤngigkeit der erſtern 
noch von einer andern Herrſchaft außer dem Landes⸗ 
herrn entſteht. 

$. 167. Wenn die Herrſchaft mit der Gerichts» 
barkeit uberhaupt beliehen iſt: fo wird vermuthet, 
daß ihr dieſelbe auch uͤber ihre Mediatſtadt zukomme. 
9. 168. Der Regel nach hat die Herrſchaft das 
Recht, die ſtadtiſchen Beamten zu wählen und zu 
beſtellen. 


Fg. 169. Auch wenn dem Magiſtrate oder der 


Buͤrgerſchaft mittelbarer Städte das Wahlrecht bei 
gelegt 


Von 
Mediar⸗ 
ſtaͤdten. 


Flecken. 
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gelegt iſt, gebuͤhrt der Herrſchaft die Beſtaͤtigung 
und Verpflichtung. 

H. 170. Wenn der Staat in einer Mediatſtadt 
beſondere Polizeibeamten anzuſetzen nöchig findet: fo 
gebühret die Beſtellung derſelben der Landes⸗Poli⸗ 
zeibehoͤrde. 

$. 171. Ohne Vorwiſſen und Genehmigung der 
Herrſchaft kann Niemanden das Bürgerrecht in ei⸗ 
ner Mediatſtadt verliehen werden. 

$. 172. Was für Rechte dem Med fatherrn bey 
der Verwaltung, Veräußerung und Verſchuldung 
der Kämmerey⸗ und Buͤrgergüter zukommen, bleibt 
den nähern Beſtimmungen der Provinzialgeſetze vor⸗ 
behalten. 

$. 173. Aber auch in Anſehung dieſer ihm wirk⸗ 
lich zukommenden Rechte, ſteht der Mediatherr un⸗ 
ter der Oberaufſicht des Staats, und unter den von 
dieſem vorgeſchriebenen Geſetzen. 

F. 174. Auch kommen in jedem Falle dem Staa⸗ 
te, in Anſehung ſolcher Angelegenheiten der Mediat⸗ 
ſtaͤdte, eben die Rechte zu, die ihm im Sechſten Ti⸗ 
tel wegen des Vermoͤgens der Corporationen und 
Gemeinen überhaupt beigelegt find, 

§. 175. Die Rechte der Mediatherrſchaft über 
die einzelnen Bürger haͤngen von dem Unterſchiede 
des Verhaͤltniſſes ab, nach welchem die letztern ent⸗ 
weder der Unterthänigkeit oder nur der Gerichtsbar⸗ 
keit der erſtern unterworfen ſind. . 

$. 176. Flecken unterſcheiden ſich von Doͤrfern 
nur durch die ihren Einwohnern zukommende Be⸗ 
fugniß, gewiſſe ſtaͤdtiſche Gewerbe zu treiben. 

$. 177. Doch koͤnnen in Flecken, der Regel 
nach, zum Betriebe ſolcher Gewerbe keine Corpora⸗ 
tionen und Junungen errichtet werden. 


§. 178. 
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$. 178. Die in Flecken angeordneten Magiſtraͤ⸗ 
te haben der Regel nach nur eben die Rechte, wie 
Dorfgerichte. 
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$. 179. Wo bisher eine Art von Gewerbe in Alge, 
keine Zunft oder Innung eingeſchloſſen geweſen iſt, Grund 
da ſoll auch ferner der Betrieb deſſelben einem Jeden, füge, 
welcher damit fortzukommen ſich getrauet, frey und 
unverſchraͤnkt ſeyn. 

§. 180. Doch muß Jeder, welcher dergleichen 
Gewerbe anſtellen will, zuvor der Obrigkeit des Orts 
davon Anzeige machen. 

§. 181. Wo Zuͤnfte find, muß ein Jeder, der >» 
in der Stadt ein zunftmaͤßiges Gewerbe treiben will, 
ſich in dieſelben aufnehmen laſſen. 

§. 182. Neue Zünfte zu errichten, kommt als 
lein dem Landesherrn zu. N 

§. 183. Der Landesherr allein hat das Recht, 
eine bisher ungeſchloſſen geweſene Zunft in eine ge⸗ 
ſchloſſene zu verwandelnz d. h., die Zahl der Mit- 
glieder, aus welchen die Zunft an einem Orte be⸗ 
ſtehen ſoll, zu beſtimmen. 

$. 184 Auch wo geſchloſſene Zuͤnfte find, bleibt 
dem Staate nach wie vor das Recht, nach Befinden 
der Umſtände, Freimeiſter anzuſtellen. 

H. 185. Landhandwerker find der Regel nach Land 
ſchuldig, ſich zu einer ſtädtiſchen Zunft zu halten, enden, 
wenn die Proſeſſion, welche fie treiben, an und für 
ſich eine geſchloſſene Innung hat. 

$. 186. Auch die innerhalb einer ſtaͤdtiſchen 
Bannmeile geduldeten Landhandwerker find in der 
Regel verbunden, zunftmäßig zu werden. 

Migent, Landr. II, Band. D 8. 187. 
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§. 187. Wo die Landhandwerker nach Pros 
vinzialgefegen, Innungsartikeln, Vertragen, oder 
einer ſeit rechtsverjahrter Zeit wohl hergebrachten 
Obſervanz, zinftig zu werden nicht ſchuldig find, 
hat es dabey, ſo wie bey den von ihnen an die 
Zunft zu leiſtenden Beitragen, auch noch ferner fein 
Bewenden. 

§. 188. In wie fern Landhandwerker, inglei⸗ 
chen die in kleinen Staͤdten und in Flecken einzeln 
wohnende Meiſter, Lehrlinge annehmen, und Ge⸗ 
ſellen halten konnen, bleibt der naͤhern Beſtimmung 
der Provinzialgeſetze vorbehalten. 

$. 189. Zimmerleute, Maurer, und Schmie · 
de, find durchgehends, auch wenn fie nicht zur Zunft 
gehoͤren, Geſellen und Jungen zu halten, berechtigt. 

$. 190. Zur Errichtung einer eignen Zunft in 
einer Stadt werden wenigſtens Drey daſelbſt woh⸗ 
nende Meiſter erfordert. 

$. 191. Die Zuͤnfte haben, gleich der ganzen 
ſtaͤdliſchen Gemeine, zu welcher fie gehoͤren, die 
Rechte privilegirter Corporationen. 

F. 192. Ihre innere Verfaſſung, und die Rech⸗ 
te und Pflichten der Zunftgenoſſen, ſind hauptſäch⸗ 
lich nach den vom Staate ertheilten oder beſtätig⸗ 
ten Gildebriefen, Innungsprivilegiis, 5 
tikeln zu beurtheilen. 0 

§. 193. Sie ſtehen unter ber Aufſicht des Mas 
giſtrats, und des von demſelben verordneten Bei⸗ 
ſitzers. 

H. 194. Außerordentliche Verſammlungen koͤn⸗ 
nen nur mit Vorwiſſen und Genehmigung des Bei⸗ 
ſitzers veranlaßt werden. 

$. 195. Der Beiſitzer muß bey allen gewoͤhn⸗ 
lichen und außerordentlichen Zuſammenkuͤnften der 
Zunft gegenwärtig ſeyn. 


§. 196. 
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§. 196. Die Schlüfe und Ausfertigungen wer⸗ 
den durch feine Mitünterſchrift, und durch Bei⸗ 
druͤckung des ihm anvertraueten Gewerksſtegels be⸗ 
kräftigt. 

$. 197. Mur eigentliche Zunftangelegenheiten 
konnen durch Zunfefehlüffe regulirt werden. 

§. 198. Die Zünfte koͤnnen in ihren Verſamm⸗ 
lungen nichts beſchließen, was allgemeinen Polizei⸗ 
geſetzen zuwider iſt, oder dem gemeinen Beſten uͤber⸗ 
haupt nachtheilig werden konnte. } 

$. 199. Sie duͤrfen keinen Preis der von den 
Zunftgenoſſen zu verfertigenden Arbeiten beſtimmen. 

$. 200. Sie muͤſſen es der Obrigkeit allein über⸗ 
laſſen; ob die Feſtſetzung einer Tape nothwendig und 
rathſam ſey. 

$. 201. Soll jedoch dergleichen Taxe beſtimmt 
werden: fo muß die Obrigkeit die Zunftaͤlteſten zu⸗ 
ziehen, und mit ihrem Gutachten hoͤren. J 

9. 202. Keine Zunft iſt berechtigt, ihren Gen 
noſſen die Vollendung der von einem andern ange⸗ 
fangenen Arbeik zu unterſagen. . 

$. 203. Keine Zunft darf durch ihre Schluͤſſe 
den neu aufzunehmenden Mitgliedern neue bisher 
nicht gewöhnliche Laſten aufbürden. i 

$. 204, Beiträge und Strafen darf die Zunft 
von ihren Mitgliedern nur ſo weit fordern, als es 
in den vom Staate gegebenen oder beſtätigten In⸗ 
nungsartikeln, mit Beſtimmung der Fälle, auch der 
Summe des Beitrages, oder der Strafe, ausdrüͤck⸗ 
lich zugelaſſen iſt. 

H. 205. Wie weit Übrigens zu den Zunftſchluͤſ⸗ 
ſen obrigkeitliche oder landesherrliche Genehmigung 
und Beſtaͤtigung hinzukommen müſſe, iſt nach den 
allgemeinen Grundſatzen von Corporationen über⸗ 
haupt, und von Stadteommunen inſonderheit zu be⸗ 
ſtimmen. 

Do 2 6. 206. 
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$. 206. Neue Zunfrartifel vorzuſchreiben, iſt 
der Landesherr allein berechtigt. 

$ 207. Auch bleibt dem Staate das Recht, die 
bisherigen Innungsartikel, nach den Erforderniſſen 
des gemeinen Beſten, zu beſtimmen und abzuändern. 

H. 208. Doch ſollen in beiden Fällen, ($. 206. 
207.) die Zuͤnfte zupoͤrderſt, allemal mit ihrer Noth⸗ 
durft und etwanigen Gegengründen vernommen 
werden. N 

$. 209. In ſo fern durch Abaͤnderung oder Auf⸗ 
hebung der Zunftartikel, einzelne Mitglieder einen 
wirklichen Nachtheil erleiden, ſinden wegen der ihnen 
zukommenden Entſchaͤdigung, die Grnadſatze von 
Privilegiis Anwendung. (Einl. §. 74. 75. 76) 

$. 210. Von dem gemeinſchaftlichen Vermoͤgen 
der Zuͤnfte gilt in der Regel eben das, was von dem 
Vermoͤgen der Corporationen und Gemeinen uͤber⸗ 
haupt, ſo wie der Stadtgemeinen inſonderheit, vor⸗ 
geſchrieben iſt. 

F. 211. In Fallen, wo zu Verfügungen über 
das Kaͤmmereivermoͤgen die Genehmigung des Staats 
nachgeſucht werden muß, iſt zu Verfügungen über 
das gemeinſchaftliche Zunftvermögen die Approbation 
des Magiſtrats erforderlich. 

$. 212. Der Genehmigung des Staats ſelbſt 
bedarf es der Regel nach nur in ſolchen Fallen, wo 
dieſelbe bey Corporationen und Gemeinen überhaupt 
erfordert wird. 

$. 213. Die Zunftälteſten find die Verwalter 
des gemeinſchaftlichen Zunſtvermoͤgens. 

9. 214. Sie ſtehen dabey zunächft unter der 
Aufſicht des Belſitzers; und mittelbar unter der Ober 
aufſicht des Magiſtrats. 

§. 215. Sie find ſchuldig, der Zunft von ihrer 
Verwaltung alljaͤhrig Rechnung abzulegen. 


F. 216. 
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$. 216. Mähere Beſtimmungen: wie die Ver⸗ 
waltung gefuhrt, und in wie fern von den Aelte⸗ 
ſten Caution deshalb geleiſtet werden ſolle, bleiben 
den Zunftartikeln vorbehalten. 3 

H. 217. In Fallen, wo das Zunftvermoͤgen in 
gemeinſchaftlichem Beſchluſſe mehrerer Aelteſten und 
des Beiſitzers gehalten wird, kann der Regel nach 
Cautionsbeſtellung nicht gefordert werden. 

$. 218, Zuͤnfte genießen zwar nicht in dem 
Vermoͤgen ihrer Verwalter das den Stadtcommunen 
in dem Vermoͤgen des Kammerers beigelegte beſon⸗ 
dere Vorrecht; 

§. 219. Sie haben ſich aber vor andern Pri⸗ 
vatgläubigern eines ſolchen Verwalters, des in der 
Concursordnung näher beſtimmten Vorzugs in der 
Fuͤnften Claſſe zu erfreuen. . 

$. 220. Die Zünfte und deren Aelteſten find Auge 
ſchuldig und befugt, für die Bevormundung und Er⸗ lichte 
ziehung der von ihren verſtorbenen Zunftgenoſſen der Sunfe 


zurückgelaſſenen unmündigen und minderjährigen Kin- ie Fan 
der zu ſorgen. ; 0 der ihrer 


$. 221. Die Aelteſten muͤſſen daher den Tod zee. 
eines ſolchen Mitgenoſſen dem vormundſchaftlichen 
Gerichte zur erforderlichen Verfuͤgung anzeigen. 

F. 222. Zunftgenoſſen find die Vormundſchaft 
über unmuͤndige und minderjährige Kinder ihrer Mit⸗ 
genoſſen, vorzüglich vor andern, zu übernehmen ver ⸗ 
bunden. 

$. 223. Die Aelteſten find ſchuldig, wenn es 
auf die Erziehung und Vorbereitung der Pflegebe⸗ 
ſohlnen zu einer künftigen Lebensart ankommt, dem 
vormundſchaftlichen Gerichte, auf Erfordern, mit 
Rath und Gutachten an die Hand zu gehen. 

H. 224. Der Zunftzwang beſteht in dem Rech⸗ Fun: 
te, die Treibung eines zunftmäßigen Gewerbes, in⸗ want. 
nerhalb des der Zunft angewieſenen Diſtrikts, 55 

« welche 
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welche weder zur Zunft gehoͤren, noch vom Staate 
beſonders privilegirt find, zu unterſagen. 

$. 225. Handwerker, welche als Freimeiſter, 
oder ſonſt, ein beſonderes Privilegium vom Staate 
erhalten haben, müſſen die darin geſetzten Schran⸗ 
ken, bey Verluſt ihres Rechts, genau beobachten. 

§. 226. Wer den Rechten der Zuͤnfte unbefug⸗ 
ter Weiſe Eingriff thut, dem ſoll das Handwerks⸗ 
zeug genommen, und zum Beſten der Zunftcaffe an 
den Meiſtbietenden verkauft werden. 

$. 227. Bey beharrlicher Fortſetzung ſolcher 
Eingriffe iſt die Zunft berechtigt, auf die Wegſchaf⸗ 
fung des Fuſchers aus ihrem Zunftdiſteikte anzu⸗ 
tragen. 

$. 228. Die Zünfte find aber nicht berechtigt, 
den Zunftzwang eigenmächtig auszuüben. 

§. 229. Vielmehr müffen ſie die vorfallenden 
Störungen dem Magiſtrate zur ungeſaͤumten und 
nachdruͤcklichen Verfuͤgung anzeigen. 

$. 230. Wohnt die Perſon, welche den Ein⸗ 
trag in die Rechte der Zunft begangen hat, unter 
einer andern Gerichtsbarkeit; ſo muß der Magiſtrat 
dieſen ordentlichen Richter um die noͤthigen Werfüs 
gungen, zur Aufrechthaltung des Zunftzwangs, und 
Beſtrafung des Fuſchers erſuchen. 

§. 231. Eine jede Gerichtsobrigkeit iſt aber bey 
eigner Vertretung ſchuldig, ſolchen Requiſitionen 
des Magiſtrats unverzuͤglich und unweigerlich ein 
Gnuͤge zu leiſten. 

$. 232. Auch kann fie ſich nicht entbrechen, 
bey der anzuſtellenden Viſikation Deputirte der be⸗ 
einträchtigten Zunft zuzulaſſen. 

F. 233. Wenn der angeſchuldigte ein beſonde⸗ 
res Recht zur Treibung des zünftigen Gewerbes oh ⸗ 
ne ein Mitglied der Zunft zu ſeyn, behauptet: ſo 
muß 
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muß er darüber bey ſeinem ordentlichen Richter recht⸗ 
lich gehoͤrt werden. 

$. 234. Gründer er fein Recht auf eine ‘before 
dere ſeiner Perſon anklebende Eigenſchaft, oder auf 
ein beſonderes Privilegium: fo muß er daſſelbe fo 
fort wenigſtens einigermaßen beſcheinigen; und wenn 
er dies nicht vermag, der Treibung des Gewerbes, 
bis zum Austrage des Prozeſſes, ſich enthalten. 

H. 235. Wird aber das Recht des Angeſchul⸗ 
digten auf das Recht der Gerichtsobrigkeit, unter 
welcher er wohnt, oder auf eine Ausnahme dieſes 
Orts vom Zunftdiſtrikte gegruͤndet: fo finden, wegen 
des Beſitzſtandes während des Prozeſſes, die allge⸗ 
meinen geſetzlichen Vorſcheiften Anwendung, 

§. 236. Privatperſonen ſind nicht ſchuldig zu 
wiſſen: ob der, welcher ein Gewerbe treibt, zunftz 
mäßig ſey, oder nicht; und konnen daher auch, wenn 
ſie bey einem Unbefugten arbeiten laſſen, dafür nicht 
beſtraft werden. 

$. 237. Rur wenn von Obrigkeit wegen die 
Unbefugniß eines ſolchen Menſchen Öffentlich und na⸗ 
mentlich bekannt gemacht worden, hat derjenige, wel» 
cher nachher gleichwohl bey ihm arbeiten laßt, eine 
Polizeiſtrafe bis zu Fünf Thalern verwirkt. 

§. 239. Die Wittwe eines Zunftgenoffen kann, 
wo nich die Zunftartikel ein Anderes verordnen, 
res Mannes durch Geſellen fort⸗ 


Sie muß aber zur Zunft, gleich an⸗ 
zelſtern, mit beitragen. 
F. 240, Sie verliert ihr Recht nur durch eine 
anderweitige Verheirathung. 2 

$. 241. Zu feinen eignen, und der in feinen 
Hauſe lebenden Familie Gebrauche, kann ein Jeder 
auch ſolche Arbeiten verfertigen, wozu ſonſt nur 
Zunftgenoſſene berechtigt ſind. 1 


g 242. 


Meiſter⸗ 

recht; 
deſſen 
Exlau⸗ 
gung. 
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FS. 242. Nur das, was er ſeinen Dienſtboten 
als einen Theil ihres Lohns geben muß, kann er ſelbſt 
verfertigen. 5 

H. 243. Niemand aber darf, auch für ſich ſelbſt, 
ohne Zuziehung eines werkverſtaͤndigen Meiſters, Ar 
beiten unternehmen, aus deren unvollſtaͤndigen oder 
unregelmaͤßigen Verfertigung Nachtheil für einen 
Dritten, oder für das gemeine Weſen entſtehen koͤnn⸗ 
te. (Th. . Tit. 8. F. 69. 70.) 

$. 244. Handwerker, die als Geſinde in Dien⸗ 
ſie kreten, find für andere, außer ihrer Herrſchaft 
und deren Familie, nach näherer Beſtimmung b. 241. 
und 242. Arbeiten zu verfertigen nicht befugt. 

$. 245, Keine Zunft darf der andern Eingriffe 
in ihre Gefchäfte thun. 

. 246. Kein Zunftgenoſſe darf die Vollendung 
einer Arbeit, die nach der Verfaſſung für eine an⸗ 
dere Zunft gehoͤrt, weder ſelbſt, noch durch unzuͤnf⸗ 
tige Gehuͤlfen bewirken. 5 

$. 247. Was außer der Gewinnung des Buͤr⸗ 
gerrechts, zur Aufnahme in eine Zunft, als Mei⸗ 
ſter, erforderlich ſey, beſtimmen die Zunftartikel und 
Gildebriefe. N 

$. 248. Niemanden foll die Aufnahme in eine 
Zunft, als Meifter, bloß aus dem Grunde, weil 
er bereits verheirathet iſt, verſagt werden. 

§. 249. Wer einmal als Lehrburfche, und in 
der Folge als Geſelle, in eine Zunft gehörig aufge⸗ 
nommen worden, dem darf die Zunft die Aufnahme 
als Meiſter, wenn er uͤbrigens den Erforderniſſen der 
Junungsartikel ein Gnuͤge leiſtet, unter keinerley 
Vorwand verweigern u. 

§. 250. Wer Meifter werden will, muß ſei⸗ 
nen Lehrbrief und ſeine Kundſchaft der Zunft vor⸗ 
legen, und dadurch ſeine bisherige gute Aufführung 
nachweiſen. 
$. 251. 
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§. 251. Vor der Aufnahme muß er ein Mei⸗ 
ſterſtuͤck, unter Aufſicht der Aelteſten, ohne fremde 
Beihuͤlfe verfertigen. 

„252. Durch Aufgebung allzu koſtbarer oder 
unverkauflicher Meiſterſtuͤcke, ſoll Niemanden der 
Eintritt in die Zunft erſchwert werden. 

§. 253. Das Meiſterſtuͤck iſt den verſammel⸗ 
ten Zunftgenoſſen zur Prüfung vorzulegen. 

F. 254. Erklaͤrt die Mehrheit der Stimmen das 
Meiſterſtuͤck für untauglich: fo muß die Zunft den 
Aufzunehmenden fo lange zuruckweiſen, bis er die 
erlangte hinreichende Geſchicklichkeit durch ein beſſe⸗ 
res Meiſterſtuͤck nachgewieſen hat. 

§. 255. Wer zum drittenmale ein untaugliches 
Meiſterſtück liefert, muß für immer abgewieſen wer⸗ 
den. 7 

$. 256. Wenn die Zunft ein Meiſterſtuͤck vers 
wirft: ſo muß ſie die Gruͤnde ihres Tadels dem 
Beiſitzer zum Protokolle geben. 

H. 257. Der Beiſitzer muß darauf ſehen, daß 
kein Tadel, der bloßen Eigenſinn oder Gelderpreſ⸗ 
ſungen zum Grunde hat, zugelaſſen werde. 

$. 258. Der Abgewieſene kann auf obrigkeit⸗ 
liche Unterſuchung der Gründe ſeiner Abweiſung an⸗ 
tragen. 

9. 259. Findet der Magiſtrat dieſe Gründe zwei⸗ 
felhaft: fo muß er das Gutachten einer Zunft eines 
andern benachbarten Orts, unter Vorlegung des 
Meiſterſtuͤcks, und des darüber aufgenommenen Pros 
tokolls, einziehen. 

§. 260. Wenn ein bereits aufgenommener 
Zunftgenoſſe feinen Wohnſitz verändert: fo muß er 
ſich in die Zunft des neuen Wohnorts, ſobald er das 
ſelbſt fein Gewerbe ſortſetzen will, aufnehmei laſſen. 

9. 261. Ein neues Meifterftück aber darf als, 
dann von ihm in der Regel nicht gefordert werden. 
§. 262. 


Recht 


zum feilen 
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§. 262. Wenn jedoch ein Landhandwerker, der 
als ſolcher nur ein geringeres Meiſterſtuͤck zu ver⸗ 
fertigen angehalten worden, ſich in einer Stadt, wo 
ein größeres und ſchwereres erfordert wird, nieder⸗ 
laſſen will, kann die Zunft annoch die Anfertigung 
des letztern von ihm fordern. 

9. 263. Jeder zünftige Meiſter iſt befugt, die 


Verkaufe. von ihm verfertigte Arbeit in feinem Zunftbezirke, auch 


Recht, 
Geſellen 
und Lehr⸗ 
linge zu 
halten. 


außerhalb des Hauſes, feil zu bieten. 

$. 264. Er darf aber damit nicht hauſiren ges 
hen, ſondern kann den feilen Verkauf, außer ſei⸗ 
nem Hanſe, nur in ſeinem Laden, oder in ſeiner 
Bude ausüben. 0 

§. 265. Wenn das oͤffentliche Feilbieten gewiſ⸗ 
fer Arbeiten durch beſondere Geſetze ausdrücklich ver⸗ 
boten ift: fo find auch zünftige Meiſter dieſem Ver⸗ 
bote unterworfen. 

$. 266. Wie lange, und unter welchen Eins 
ſchraͤnkungen, fremde Handwerker auf Jahrmaͤrkten 
oder Meſſen ihre Waaren feiſbieten duͤrfen, iſt nach 
den Verfaſſungen eines jeden Orts beſtimmt. 

6. 267. Auf Beſtellung kann ein Zunftgenoſſe 
auch für auswärts Wohnende arbeiten. 

$. 268. Nur zünftige Meiſter haben das Recht, 
Lehrburſchen anzunehmen und Geſellen zu halten. 

$. 269. Doch kann dieſe Befugniß auch den 
vom Staate geſetzten Freimeiſtern nicht beſtritten 
werden. 

$. 270. Die Annahme und das Losſprechen 
ſolcher Lehrburſchen muß aber bey der Zunft des 
Orts geſchehen. 

$. 271. Wer nach erlerntem Handwerke in den 
Soldatenſtand getreten iſt, mag nach erhaltenem ehr⸗ 
lichen Abſchiede, ſich mit ſeinem Handwerke ferner 
naͤhren, ahne daß er das Meiſterrecht zu erlangen 
ſchuldig iſt. 
$. 272. 
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9.272. Will er aber Lehrburſchen annehmen, 
oder Geſellen halten: ſo muß er ſich, gleich jedem 
Andern, als Meiſter gehoͤrig aufnehmen laſſen. 


§. 273. Ein Meiſter, welcher die ihm anver⸗ za 
traueten Materialien veruntreuet, ſoll das erſtemal fer 


nach den allgemeinen Vorſchriften der Criminalge⸗ 
ſetze um Geld geſtraft: im Wiederholungsfalle aber 
außer der ſonſt verwirkten Strafe, aus der Innung 
geſtoßen werden. 

9. 274. Wer durch Urtel und Recht feiner 
Ehre verluſtig erklaͤtt wird; der verliert auch fein 
Meiſterrecht. 

F. 275. Außerdem ziehen andere Verbrechen 
den Verluſt des Meiſterrechts nur alsdann nach ſich, 
wenn darauf ausdrücklich erkannt worden. 

$. 276. Auf den Verluſt des Meiſterrechts ſoll 
nur in Fällen erkannt werden, wo es die Geſetze 
ausdrücklich vorſchreiben; oder wo ein beſonderer 
überwiegender und gefährlicher Hang zu Verbrechen 
gegen das Eigenthum und Vermoͤgen Anderer, aus 
deu Akten klar erhellet. 

§. 277. So lange ein Meiſter in gefänglicher 
Haft ſich befindet, und ſelbſt das Meſſterrecht noch 
nicht verloren hat, mag ſeine Frau das Gewerbe 
durch Geſellen fortſetzen. 


es Mei⸗ 


echts. 


9. 278. Wer Lehrburſche werden will, muß Voneehr⸗ 


ſich bey der Zunft einſchreiben laſſen. 
F. 279. Wegen unehelicher Geburt ſoll Nie⸗ 
manden, welcher die Legitimation erhalten hat, (Tit. 
2. H. 592 —608.), die Aufnahme in die Lehre ver⸗ 
ſagt werden. 

$ 280. Nur diejenigen, welche bisher die Ges 
fehäfte eines Schinders oder Abveckers wirklich ge⸗ 
trieben haben, iß eine Zunft oder Innung aufzu⸗ 
nehmen nicht ſchuldig. 


8. 281. 


lingen. % 
Aufnah⸗ 
me der⸗ 
ſelben. 
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$. 281. Außerdem kaun eine Zunft nur die 

Aufnahme ſolcher Lehrlinge verweigern, die wegen 
eines koͤrperlichen Gebrechens, oder eines offenba⸗ 
ren Mangels an Verſtandeskraͤften, zur Erlernung 
des Handwerks, dem fie ſich widmen wollen, un⸗ 
tauglich ſind. 

$. 282. In wie fern Perſonen, die einer Held 
ſchaft unterthänig find, bey einer Zunft als Lehrbur⸗ 
fen angenommen werden koͤnnen, iſt im vorigen 
Titel verordnet, (Tit. 7. $. 172. lag.) 

$. 283. Die Wahl des Meisters, bey welchem 
Jemand in die Lehre treten ſoll, ſtegt deſſen Aeltern, 
Vormündern, oder den Vorſtehern oͤffentlicher An⸗ 
ſtalten, in welchen der Fünftige Lehrling erzogen 
wird, frey. 

§. 284. Kann ein Lehrling keinen Lehrmeiſter fin⸗ 
den: fo find die Junungsälteſten ſchuldig, für die 
Unterbringung deſſelben moͤglichſt zu ſorgen. 

§. 285. Meiſter, die noch keine Lehrburſchen, 
und doch hinlaͤngliche Arbeit haben, Fönnen durch 
einen Schluß der Zunft zur Annahme eines ſolchen 
Lehrlings, auch wider ihren Willen, angehalten 
werden. 

236. Nur alsdann, wenn alle Innungsmei⸗ 
ſter an einem Orte mit einer hinlaͤuglichen Anzahl 
von Lehrlingen ſchon verſehen find, kann die Zunft 
den, welcher ſich zur Aufnahme meldet, vor der 
Hand, und bis unter den vorhandenen Lehrlingen 
eine Stelle ledig wird, abweiſen. 

$. 287. Sicherheitsbeſtellung kann von einem 
Lehrlinge nur alsdann gefordert werden, wenn nach 
der Natur der Kunſt oder Profeſſion, dem Lehrlinge 
Sachen und Materialien von beträchtlichem Werthe, 
oder baare Gelder anvertraut werden EM. 0 
. 288. 
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F. 289. Ingleichen, wenn fich derſelbe vorhin 
ſchon der Untreue, oder ſonſt einer ſchlechten Auf⸗ 
führung verdächtig gemacht hat. 8 

. 289. Ferner wenn der Lehrling ſchon bey 
einem andern Meiſter geſtanden, und demſelben 
durch Nachläfigkeie oder Leichtſinn einen erheblichen 
Schaden verurſacht hat. ß 

$ 290. Wo das Lehrgeld und die Lehrjahre 
in den Zunftartikeln nicht feſtgeſetzt ſind, muß bei⸗ 
des entweder durch einen 199 Vertrag, oder 
in dem bey der Aufnahme des Lehrlings abzuhal⸗ 
tenden Protokolle veſtgeſetzt werden. 

$ 291. Iſt weder eines noch das andere ger 
ſchehen: fo muͤſſen der Meiſter ſowohl als der Lehr⸗ 
ling, die Veſtſetzung der Zunft in Anſehung der behr⸗ 
jahre und des Lehrgeldes, nach dem, was bey der 
Junung gewoͤhnlich iſt, ſich gefallen laſſen. \ 

H. 292. Die Pflicht des Meiſters iſt, dem 12 5 
Lehrlinge die noͤthige Anweiſung zu den Kenntniffen sers. 
zu geben, welche zu einem ordentlichen Betriebe des 
Gewerbes erforderlich ſind. 2 

§. 293. Auch muß er denſelben zu guten Sit⸗ 
ten und fleißiger Beſuchung des öffentlichen Gottes⸗ 
dienſtes anhalten, fur Ausſchweifungen und Geles 
genheiten zu Laſtern moͤglichſt hüten; und zu einer 
anhaltenden nuͤtzlichen Thaͤtigkeit gewöhnen. 

$. 294. Wer einen Lehrling annimmt, welcher 
im Leſen und Schreiben, und in der Religion, den 
nöthigen Unterricht noch nicht erhalten hat, iſt ſchul⸗ 
dig, denselben bis zur Erlangung diefer Kenntniſſe 
zur Schule zu halten. N ; 

$. 295. Der Lehrling muß, ſowohl in Ge⸗ dee, 
werks- als häuslichen Angelegenheiten, den Anord⸗ tings. 
nungen des Lehrherrn Gehorſam leiſten. 

$. 296. In Geſchaͤften, welche den Betrieb des 
Handwerks betreffen, muß er, bey Abweſenheit Pr 

er · 
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Verhinderung des Lehrherrn, auch den Anweiſungen 
des erſten Geſellen gehorchen. 

§. 297. Zu Geſindedienſten darf der Meiſter 
den Lehrling mur in ſo fern brauchen, als dadurch die 
Erlernung des Handwerks nicht verſäumt wird. 

gechder F. 298. Dem Lehrheren gebührt das Recht, 
Zucht. den Lehrling, nach Erforderniß der Umſtaͤnde, mä⸗ 
ßig zu zuͤchtigen. 

H. 299. Er darf aber dabey die einem Vater 
vorgefchriebenen Graͤnzen nicht überfchreiren. (Tit. 2. 
§. 86. ad) 

$. 300. In Abweſenheit, oder bey Verpinde ⸗ 
rungen des Meiſters, kann nur der erſte oder Mei- 
ſtergeſelle, und auch dieſer nur in Gewerksſachen, 
das Recht der mäßigen Zuͤchtigung über den Lehr⸗ 
ling ausüben, 

§. 301. Ein von dem Meiſter gemißhandelter 
Lehrburſche ſoll von den Aelteſten, bis zur Vollen⸗ 

dung feiner Lehrjahre, bey einem andern Meiſter 
untergebracht werden. b 

$. 302. Die dazu erforderlichen Koſten muß 
der vorige Meiſter tragen; doch kommt demſelben 
darauf das bey der Annahme des Lehrlings etwa be⸗ 
dungene, und noch rückſtandige Lehrgeld zu gute. 

Aue , 9. 303. Stirbt der Meiſter: fo haben der Lehr⸗ 
W ling, oder deſſen Akltern, Vormünder, oder Pfle⸗ 
as wis ger die Wahl: ob fie ihn bey der das Handwerk 
Ken fortſetzenden Wiktwe laſſen, oder zu einem andern 
and Lehr⸗ Meifter bringen wollen. 
i unt $. 304. Lesztern Falls muß von dem etwa vor 
den Tod ausbezahlten Lehrgelde ſo viel zurückgegeben werden, 
5 als auf die noch unvollendete Lehrzeit, nach dem 
Befinden der Zunftälteften verhaͤltnißmäßig zu rech⸗ 
nen iſt. 
95571 Ein Gleiches findet Statt, wenn die 
Witwe das Handwerk nicht fortſetzt, 1 
Reis 
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Meiſter ſelbſt, daſſelbe ferner zu treiben, außer 
Stand kommt. ; 
$. 306. Zur Unterbringung eines ſolchen Lehr⸗ 
burſchen muͤſſen noͤthigen Falls die Aelteſten, nach 
Vorſchrift §. 284. 19g. huͤlfreiche Hand leiſten. 
9. 307. Bey eintretendem Colliſtonsfalle gebührt 
einem ſchon aufgenommenen Lehrlinge, der zu einem 
andern Meiſter gebracht werden muß, vor einem 
noch erſt aufzunehmenden allemal der Vorzug. 
§. 308. Wenn der Lehrburſche ohne gegebene Jeu 
Urſache aus der Lehre entlaͤuft: ſo muß dem Mei⸗ Fung dez 
ſter das Lehrgeld auch für das ganze noch laufende letztern; 
zur bezahlt, und er uͤberdem, wegen des, aus dem 
erluſte des Lehrlings, oder den Koſten bey der 
Annahme eines andern, etwa entſtandenen Nach⸗ 
theils ſchadlos gehalten werden. 
$. 309. Auch muß ein ſolcher Lehrling, wenn 
er in der Folge wiederum zu einem Meiſter ge⸗ 
bracht wird, die kehrjahre, auf Verlangen deſſel⸗ 
ben, von neuem anfangen. 
. 310. Wenn der Lehrburſche ein anderes Ge⸗ > dureh 
werbe ergreifen will: ſo har der Meiſter das Lehrgeld fung el 


fl 9 4565 x ung ei⸗ 
nicht nur für die verfloffenen Lehrjahre, ſondern berg 
auch fur das ganze noch laufende zu fordern. ER 


$. 3711. So lange das Lehrgeld nicht vollſtän⸗ Rechte 
dig berichtigt iſt, kann der Meiſter den Lehrling ders zel 
loszuſprechen nicht angehalten werden. Auſchung 

8. 312. Iſt der Lehrling das rückſtaͤndige Lehr⸗ 1 
geld zu entrichten unvermoͤgend: fo muß er dem Meiſter 
eine gewiſſe Zeit, noch über die gewohnlichen oder 
bedungenen Lehrjahre, unentgeltlich dienen. 

§. 313. Iſt in den Zunftartikeln keine Zeit 
beſtimmt: ſo muß dieſelbe nach dem billigen Er⸗ 
meſſen der Gewerksäſteſten, und allenfalls durch eis 
nen Zunftſchluß, veſtgeſetzt werden. 


L. 314. 


ten der 
Lehrlinge. 


Lehrteit. 


Krankhei⸗ 
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F. 314. Das rüͤckſtändige Lehrgeld hat ein in 


der Concursordnung beſtimmtes Vorzugsrecht. 


F. 315. Einen Lehrling, welcher ſich grober Ver⸗ 
untreuungen ſchuldig macht; oder ſich den Anweiſun⸗ 
gen des Meiſters hartnäckig widerſetzt; oder den Mei⸗ 
ſter, oder deſſen Familie, durch Thaͤtlichkeiten, oder 
andre grobe Beſchimpfungen vorſätzlich beleidigt; oder 
ſich, aller Ermahnungen und Zuͤchtigungen ungeach⸗ 
tet, einem liederlichen Wandel ergiebt; oder nach 
dem Befinden der Aelteſten zu der Erlernung des 
Handwerks gar keine Fähigkeit zeigt, kann der Mei⸗ 
ſter zurückſchicken. x 

$. 316. In dieſen, fo wie in allen übrigen vor⸗ 
ſtehend nicht beſtimmten Fallen, wo die Lehrzeit oh⸗ 
ne Schuld des Meiſters nicht ausgehalten wird, 
kann derſelbe das ruͤckſtändige Lehrgeld, nach Ver⸗ 
haͤltniß der verfloſſenen Zeit, und fir das ganze 
laufende Jahr fordern. 5 

$. 317. Die Verpflegung eines kranken Lehr⸗ 
lings aus eignen Mitteln, kann einein Meiſter, wel⸗ 
cher dieſelbe im Vertrage nicht ausdrücklich uͤberno nn⸗ 
men hat, nicht zugemuthet werden. 

§. 318. Wird der Lehrling durch eine kürzer 
als Deey Monate dauernde Krankheit an der Fort⸗ 
ſetzung der Lehre gehindert: ſo wird ihm dieſer Zwi⸗ 
ſchenraum auf die geſetzmaͤßige oder verabredete Lehr⸗ 
zeit nicht abgerechnet. 

$. 319. Hat aber die Krankheit länger gedau⸗ 
ert: ſo kommt es auf die Beurtheilung des Mei⸗ 
ſters und der Zunſtaͤlteſten an: in wie fern der Lehr⸗ 
ling die verſaͤumte Zeit nachlernen muͤſſe. 

$. 320. Dem Leheherrn ſteht frey, dem Lehr⸗ 
burſchen, zur Belohnung ſeines Fleißes, einen Theil 
der Lehrzeit zu erlaſſen. 


$. 321. 
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§. 321. Iſt die Lehrzeit geſetzlich beſtimmt: fo 
kann hoͤchſtens nur der Dritte Theil derſelben er⸗ 
laſſen werden. . 

$. 322. Allemal aber iſt zu einem ſoſchen Er⸗ 
laſſe die Einwilligung der Aelteſten, nach angeſtelſter 
Pruͤfung, erforderlich. 

$. 323. Nach geendigter Lehrzeit, muß der Losſpre⸗ 
Meiſter den Lehrbuſchen der verſammelten Zunft, ja 
zur Prüfung und Aufnahme als Geſelle, vorſtellen. 

g. 324. Bey dieſer Aufnahme find weder 
Schmauſerelen auf Koſten des Geſellen, noch an⸗ 
dere Erpreſſungen, auch Feine unauſtaͤndige oder der 
Geſundheit nachtheilige Gebräuche zulaßſg. 

$. 325. Dem neu aufgenommenen Geſellen Von Gr 
muß ein Lehrbrief, unter Vollziehung der Aelteſten i 
und des Beiſitzers, mit Beidrückung des Gewerks⸗ 
ſiegels, ausgefertigt werden. 

$. 326. Wie lange die Wanderfchaft des Mei Fader; 
aufgenommenen Geſellen dauern müffe, beftimmen, 1675 Ver⸗ 


die Innungsartikel einer jeden Zunft. 115 85 
. 327. Ein Geſelle kann zwar, ohne Nach faber. 


theil ſeines Standes, bey einer Herrſchaft in Dienſte 
treten; 

§. 328. Die daſelbſt zugebrachte Zeit aber 
wird ihm auf ſeine Wanderjahre nicht abgerechnet. 

$. 329. Nur die Landes⸗Polizey⸗Inſtanz kann, 
nach Bewandniß der Umſtaͤude, die Zeit der Wan⸗ 
derſchaft verkürzen, oder auch eine gänzliche Be⸗ 
freiung davon ertheilen. 

$. 330. Die Wanderſchaft ſoll in ber Regel 
niemals außerhalb Landes gehen. 

$. 331. Mur in beſondern Faͤllen kann die Lan⸗ 
des⸗Polizey⸗Inſtauz die Erlaubniß dazu ertheilen. 

$. 332. Wandernde Geſellen müſſen ihren Ael⸗ 
tern, Vormuͤndern, oder Verwandten, über den 

Allgem. Landr. Ill. Band. Ee Ort 


434 Zweiter Theil. Achter Titel. 


5 ihres Aufenthalts von Zeit zu Zeit Nachricht 
geben. 

$. 333. Unterlaſſen fie dieſes durch die in den 
Geſetzen beſtimmte Zeit: ſo findet wider ſie das 
gegen Verſchollene vorgeſchriebene Verfahren Statt. 
ie 8 

F. 334. Das Betteln um Zehrpfennige iſt auch 
den wandernden Geſellen nicht erlaubt. 

9. 335. Sie müſſen fich gleich nach ihrer An 
kunft an einem Orte bey den Gewerfsälteften mel⸗ 
den. 

$. 336, Dieſe muͤſſen dem Eingewanderten fo: 
gleich ſeine Kundſchaft abfordern. 

§. 337. Kann er keine Kundſchaft vorzeigen: 
ſo muß er an den Ort ſeines vorigen Aufenthalts 
zuruͤckgewieſen werden. 

$. 338. Leiſtet er dieſer Anweiſung keine Folge: 
fo muß ihn die Obrigkeit auf die Anzeige der Ael⸗ 
teſten fortſchaffen laſſen. 

$. 339. Legitimirt ſich aber der Geſelle durch 
die gehörige Kundſchaft: fo muß ihm dieſelbe abge⸗ 
nommen, und bis er feine Wanderfchaft fortſetzen 
will, in der Gewerkslade aufbewahrt werden. 

$. 340. Einem ſolchen Geſellen muͤſſen die Ael⸗ 
teſten Arbeit bey einem Meiſter zu verſchaffen bemüht 
ſeyn, und ihm bis dahin diejenige Unterſtuͤtzung rei⸗ 
chen, welche der Zunftgebrauch mit ſich bringt. 

§. 341. Können die Aelteſten den Geſellen bey 
einem Meiſter nicht unterbringen: ſo muß er, nach 
Verlauf von Drey Tagen, ſeine Wanderſchaft fort⸗ 
zuſetzen angewieſen werden. 

$. 342. Verweilt er ohne beſondere Erlaubniß 
der Obrigkeit noch laͤnger an dem Orte: ſo findet 
gegen ihn die Vorſchrift §. 338. Anwendung. 

H. 343. In wie fern der Geſelle den Meiſter, 
bey welchem er in Arbeit treten will, ſelbſt wählen 
koͤnne, 
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koͤnne, oder die Anweiſung der Zunſftaͤlteſten abwar⸗ 
ten muͤſſe, iſt in den Innungsartikeln beſtimmt. | 
H. 344. Die Zunftaͤlteſten muͤſſen die Meiſter, | 
welche Geſellen verlangen, genau aufzeichnen, und 0 
den zuerſt ankommenden Geſellen, welcher ſich Tüte ra 
feinen Meifter nicht wählen kann oder will, an de ir 
noch unverſorgten Meiſter, welcher ſich zuerſt ger RN | 
meldet hat, weiſen. 0 k ar‘ | 
§. 345. Doch muͤſſen Wittwen, welche das 
Handwerk fortfegen; ingleichen Meiſter, welche wea ;- * 8 
gen langwieriger Krankheiten, oder anderer unver⸗ At; 
ſchuſdeter Unglücksfaͤle, dem Handwerke nicht ſelbſt. .. 5 
vorſteben koͤnnen, mit tüchtigen Geſellen vor allen 
andern verſorgt werden. 5 
$. 346. Von dieſem Vorrechte kann jedoch eine 
Wittwe nicht oͤfterer als Dreimal Gebrauch machen. 
$. 347. Hat ein Meiſter einen Geſellen auf 
eigene Koften verſchrieben, und es dem Aelteſten 
noch vor der Ankunft des Geſellen gemeldet: ſo 
muß ihm derſelbe in allen Fallen gelaſſen werden. 
§. 348. In Haupt- Handlungs⸗ und Seeſtaͤd⸗ 
ten ſoll kein Meiſter in der Zahl der von ihm zu 
haltenden Lehrburſchen und Geſellen durch Geſetze 
eingefchränft werden. 
$. 349. An andern Orten bleibt dieſe Beſtim⸗ 
mung der zur Aufſicht über die Landespolizey geſetz⸗ 
ten Behoͤrde vorbehalten. 
$. 350. Lohn und Koftgeld, oder Beköſtigung Lohn und 
der Geſellen, muß die Zunft unter Direction der Siegen 
Obrigkeit, beftimmen. 0 
§. 351. Die Beſtimmuno darf kein Meiſter 
uͤberſchreiten. 
$. 352. Das kückſtendig gebliebene Lohn und 
Koſtgeſd der Geſellen dat, auch im Concurſe, mit 
dem Geſindelohne Leiche Rechte. 


Ee 2 5. 353. 


436 Zweiter Theil. Achter Titel. 


Verpſte⸗ F. 353. Die Cur und Verpflegung eines einge⸗ 
er Oel wanderten und krank gewordenen Geſellen, er ſtehe 
Len. bereits in Arbeit oder nicht, muß, wenn er ſelbſt 

unvermogend iſt, aus der Geſellenlade, und in des 


22 ke, ten Ermangelung aus der Gewerkscaſſe beſtritken 


5 


H. 354. Iſt dieſe nicht hinreichend: fo. muß die 
rmencaſſe des Orts, und bey deren Unzulänglich⸗ 
eit, die Stadt⸗ oder Kaͤmmereicaſſe zutreten. 

9. 355. Der Magiſtrat muß alſo bey eigener 
ertretung dafür ſorgen, daß ein krank gewordener 
unvermoͤgender Geſelle nicht bülflos gelaſſen, oder 
vor erfolgter hinlänglicher Wiederherſtellung fortge⸗ 
ſchafft werde. . 

Race . 356. Der Meiſter iſt befugt und ſchuldig, 
en dle über das Betragen der Geſellen Aufſicht zu führen; 
ſchen Heis ſie zur Beſuchung des Öffentlichen Gottesdienſtes, und 
Gente. zu einem ſtillen und regelmaßigen Lebenswandel flei⸗ 
ßig anzumahnen; von Laſtern und Ausſchweifungen 
aber, ſo viel an ihm iſt, abzuhalten. 
§. 357. Der Geſelle iſt verpflichtet, die ihm 
aufgetragene Arbeit willig zu übernehmen, und tren 
und fleißig auszurichten. 
§. 358. Nur an Sonn» und ſolchen Feſttagen, 
deren Feier nach den Geſetzen des Staats verordnet 
iſt, mag er die Arbeit unterlaſſen. ; 
$ 359. Geſellen, welche an den nach den' Ge⸗ 
ſetzen des Staats zur Arbeit beſtimmten Tagen ſich 
derſelben enuzehen, ſollen mit Gefaͤngniß bey Waſ⸗ 
ſer und Brot, das erſtemal auf Drey Tage, und 
im Wiederholungrkalle auf Vierzehn Tage, beſtraft 
werden. 
H. 360. Bey hartnisfiger Fortſetzung eines ſol⸗ 
chen Mißbrauchs wird der Geſelle auf Vier Wochen 
zum Zuchthauſe abgeliefert, und ihm ſein Lehrbrief 
abgenommen. 
F. 361. 
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§. 361. Dieſen erhält er nicht eher wieder zu⸗ 
ruͤck, als bis er nach ausgeſtandener Strafe Beſſe⸗ 
rung gelobt, und die Obrigkeit von der Aufrichtigkeik 
dieſes Angeloͤbniſſes ſich uͤberzeugt halt. 

$. 362. Jeder Meiſter, deſſen Geſellen ſich 
an den zur Arbeit beſtimmten Tagen derſelben ent⸗ 
ziehen, iſt ſchuldig, bey Ein bis Drey Thaler Stra⸗ 
fe zur Gewerkscaſſe, der Obrigkeit davon Anzeige zu 
machen. 

2 H. 363. Kein Wirth, oder ſogenannter Krug⸗ 
vater in einer Gewerksherberge, ſoll an den zur Ar⸗ 
beit beſtimmten Tagen, beſonders aber an Monta- 
gen, einen in Arbeit ſtehenden Geſellen während der 
gewohnlichen Arbeitsſtunden bey ſich dulden; vielwe⸗ 
niger demſelben Speiſen oder Getränke verabfolgen. 

§. 364. Wer dieſem Verbote zuwider handelt, 
ſoll mit einer Polizeiſtrafe von Zwey bis Fuͤnf Tha⸗ 
lern belegt werden. 

H. 365. Jeder Geſelle iſt ſchuldig, den haͤusli⸗ 
chen Einrichtungen feines Meiſters, fo lange er bey 
ihm arbeitet, Folge zu leiſten. , 

$. 366. Häusliche Dienſte kann kein Meifter 
von feinem Geſellen fordern. 

$. 367. Kein Geſelle darf andere, als die von 
ſeinem Meiſter ihm angewieſene Arbeit verfertigen. 

9. 368. Kein Meiſter ſoll dem andern die bey 
ihm in Arbeit ſtehenden Geſellen abwendig machen. 

F. 360. Geſchieht dieſes; fo muß der Meiſter 
um Zwey bis Fünf Thaler zur Gewerke caſſe be⸗ 
ſtraft, und der Geſelle weiter zu wandern angehal⸗ 
ten werden. N 

§. 370. Nur den Meiſterwittwen, welche das 
Handwerk fortſetzen, muß der geſchickteſte Geſelle 
nach ihrer Auswahl verabfolgt werden. 

8. 371. Wenn aber ein Meiſter nur einen Ges 
ſellen hat, und denſelben der Wittwe uͤberlaſſen muß: 

x ſo 
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ſo iſt er befugt, von einem der Mitmeiſter, welche 
mehrere Geſellen halten, die Abgabe Eines derſelben 
zu fordern. . 

$. 372. Melden ſich mehrere Wittwen um Les 
berlaffung eines tuͤchtigen Geſellen: ſo entſcheidet 
unter ihnen die Zeit der bey dem Gewerke geſchehe⸗ 
nen Aumeldung. 

§. 373. Auch dieſes Vorrecht kann von jeder 
Meiſterswittwe nur dreimal ausgeuͤbt werden. 
($. 346.) 

$. 374. Verfallt ein Meiſter in langwierige 
Krankheit: ſo kann er die Abtretung eines Geſellen 
von ſeinen Zunftgenoſſen verlangen. 

$. 375. Zu dieſer Abtretung iſt derjenige Mei⸗ 
ſter vorzüglich verpflichtet, bey welchem die meiſten 
Geſellen in Arbeit ſtehen. 

$. 376. Iſt die Zahl der Gefellen bey mehrern 
Meiſtern gleich: fo trifft die Abtretung den Juͤugſten 
unter ihnen. 

$. 377. Nach erfolgter Geneſung muß der krank 
geweſene Meiſter den ſolchergeſtalt erhaltenen Ge⸗ 
Tellen dem vorigen Meifter, auf deſſen Verlangen, 
zuruck geben. 

§. 378. Wenn der Meiſter einen Geſellen ab⸗ 
ſchaffen will, muß er ihm ſolches Vierzehn Tage 
zuvor ankuͤndigen. 

. 379. Ohne dergleichen Auffündigung kann 
der Meiſter einen Geſellen ſofort entlaſſen: 1) wenn 
derſelbe ihn oder feine Familie durch Thaͤtlichkeiten, 
Schimpf⸗ und Schmäahworte, oder ehrenrührige 
Nachreden beleidigt; 

$. 380. 2) Wenn er ſich beharrlichen Unge⸗ 
horſams und Widerſpenſtigkeir gegen die Anweiſun⸗ 
gen des Meiſters ſchuldig macht. 


$. 381. 
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§. 381. 3) Wenn er die Frau oder die Kinder 
des Meiſters zum Böfen verleitet, oder verdächtigen 
Umgang mit ihnen pflegt; 

F. 382. 4) Wenn er ſich Diebſtahl oder Ver⸗ 
untreuung gegen den Meiſter zu Schulden kommen 
läßt; 

§. 383. 5) Wenn er ſich zur Gewohnheit macht, 
ohne Vorwiſſen und Erlaubniß des Meiſters über 
Nacht aus dem Hauſe zu bleiben; 

H. 384. 6) Wenn er mit Feuer und Licht un⸗ 
vorſichtig umgeht, und einer ihm deshalb ertheilten 
Warnung keine Folge leiſtet. 

$. 385. Auch der Geſelle kaun den Meiſter ver» Abgang 
laſſen; er muß aber demſelben Vierzehn Tage vor⸗ deen. 
her aufſagen. 

$. 386. Doch iſt der Meiſter die Aufkuͤndigung 
anzunehmen nicht verbunden, wenn die Zeit des Ab⸗ 
zuges auf eine Meſſe, oder einen Jahrmarkt, oder 
innerhalb Vierzehn Tagen vor den Meſſen und Jahr⸗ 
maͤrkten, oder vor den hohen Feſten einfallen würde. 

$. 387. Vielmehr kann alsdann der Geſelle erſt 
nach dem Feſte, oder nach dem Ende der Meſſe, 
oder des Jahrmarkts abziehen. 

§. 388. Hat der Meiſter ſich an dem Geſellen, 
ohne gegebene dringende Veranlaſſung, thätlich vers 
griffen: fo iſt der Geſelle ſofort aus der Arbeit zu 
gehen berechtigt. 

$. 389. Will der Geſelle feine Wanderſchaft 
fortfegen: fo darf ihm feine Kundſchaft, ohne Ein⸗ 
willigung des Meiſters, bey welchem er zuletzt gear⸗ 
beitet hat, nicht verabfolgt werden. a 

H. 390. Der Meifter darf in die Aushändigung 
der Kundſchaft bey eigener Vertretung nicht willigen, 
wenn er weiß, daß der Geſelle Schulden gemacht, 
oder Verbrechen begangen hat. 


§. 391, 


übers 
haupt. 
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$ 391. Vielmehr muß er feine Wiſſenſchaft 
davon dem Gewerksheiſitzer anzeigen. 

$. 392. Findet der Meiſter gegen den Abzug 
des Geſellen kein Bedenken; oder iſt der vorgewaltete 
Auſtand hinlänglich gehoben: fo muß die Kundſchaft 
dem Öefellen zurückgegeben, und darunter vermerkt 
werden: wie lange der Geſelle an dem Orte ſich auf⸗ 
gebalten, und wie er, nach dem Zeugniffe feiner 
Meiſter, ſich betragen habe. 

§. 393. Nach zurücerhaftener Kundſchaft muß 
der Geſelle feine Reife fo fort antreten. h 

$. 394. Wird er daran durch Zufall verhin⸗ 
dert; ſo muß er die Kundſchaft bey dem Gewerke 
anderweit niederlegen. 

§. 395. Thut er beides nicht: fo muß ihm die 
Obrigkeit, auf des Gewerkes Anzeige, als einen 
Landſtreicher anſeben und behandeln. 


H. 396, Die Geſellen machen unter ſich keine 


Commune oder privilegirte Geſellſchaft aus. 

$. 397. Sie find nicht berechtigt, eigenmaͤch⸗ 
tiger Weiſe Verſammlungen zu halten. 

§. 398. In Fällen, wo ihnen dergleichen Ver⸗ 
ſammlungen nach den Zunftartikeln oder Polizeige⸗ 
ſetzen geſtattet (ind, müſſen dieſelben nur mit Vor⸗ 
wiſſen der Gewerksalteſten gehalten werden. 

$. 399 Uebrigens hat es bey den Polizeigeſetzen 
und Zunftartifeln, wornach den Geſellen erlaubt iſt, 
einen Altgeſellen zu wählen, und unter deſſen Rech⸗ 
nungsführung eine eigene Caſſe aus ihren Beiträgen, 
zu gemeinſchaftlichen Bedürfniſſen, beſonders zur 
Verpflegung kranker oder ſonſt verunglückter Geſellen 
zu errichten, auch noch ſerner fein Bewenden. 

$. 400. Doch find die Geſellen, auch in dieſen 
Angelegenheiten, der Anfſicht der Gewerksaͤlteſten 
unb des Beiſttzers unterworfen. 


Vier⸗ 
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Vierter Abſchnitt. 
Von Kuͤnſtlern und Fabrikanten. 


HSH. 401. Von Kuͤnſtlern, deren Gewerbe in eine Kuͤnſtler. 
Junung oder Gilde eingeſchloſſen iſt, gilt alles, was 

von Zuͤnften und deren Mitgliedern im vorherge⸗ 
henden Abſchnitte verordnet wird. 

$. 402. Wo keine dergleichen Innung vorhan⸗ 
den iſt, da kann eine Kunſt der Regel nach von ei⸗ 
nem Jeden, welcher damit fortzukommen ſich ge⸗ 
trauet, ausgeuͤbt werden. (§. 179. 180.) 

H. 403. Auch iſt ein jeder ſolcher Kuͤnſtler die 
von ihm ſelbſt verfertigten Arbeiten, ſowohl inn⸗ als 
außerhalb feiner Wohnung, gleieh einem zünftigen 
Meiſter, (S. 263. [.) zum Verkauf feil zu bieten 
berechtigt. 

H. 404. Ein Küuͤnſiler, welcher bey der Akade⸗ More, 
mie der Kuͤnſte aufgenommen und eingeſchrieben wor ie der 
den, kann fein Gewerbe überall in Königlichen Lan⸗ 
den treiben, ohne daß irgend einer Zunft oder Gilde 
ein Recht zum Widerſpruche dagegen zuſteht. 

§. 405. Wer einem ſolchen akademiſchen Kuͤnſt⸗ 
ler ein ſelbſt erfundenes von der Akademie anerkann⸗ 
tes Kunſtwerk ohne ſeine Genehmigung nachmacht, 
und zu feinem Nachtheile verkauft, der fol mit Funf⸗ 
zig Thalern Strafe belegt werden. 

$. 406. Erben des Kuͤnſtlers, auf welehe das 
Privilegium nicht beſonders und ausdrücklich erſtreckt 
worden, haben fich dieſes Vorrechts nur zum Behuf 
des Abſatzes der noch von dem Erblaſſer verfertig⸗ 
ten und hinterlaſſenen Vorrathe zu erfreuen. 

H. 407. Anſtalten, in welchen die Verarbeitung Fabriken. 

oder Verfeinerung gewiſſer Maturerzeugniſſe im Gros 
ßen getrieben wird, werden Fabriken genannt. 


$. 408. Der, welcher eine dergleichen Anſtalt A 
für feine. Rechnung betreibt, beißt ein Fabrikun, mer und 


terneh⸗ 8 
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ternehmer, und diejenigen, welche in einer folchen 
Anſtalt arbeiten, führen den Namen der Fabri⸗ 
kanten. 
$. 409. Diejenigen, welche eine zunftmaͤßige 
oder andere Profeſſion für eigene Rechnung einzeln 
betreiben, ſind, wenn ſie auch im gemeinen Leben 
Fabrikanten heißen, dennoch nur nach den Vorſchrif. 
ten des vorhergehenden Abſchnitts, je nachdem das 
Gewerbe in eine Junung eingeſchloſſen iſt, oder nicht, 
zu beurthetlen. 
Wer Fa⸗ $. 410. Die Erlaubniß zur Anlegung einer Fa⸗ 


beiten aue hrik zu ertheilen, kommt allein dem Staate zu. 


könne. $. 411. Dergleichen Erlaubniß iſt als ein Pri⸗ 
vilegium anzuſehen und zu deuten. 
§. 412. Wird die Erlaubniß zur Anlegung ei⸗ 
ner neuen Fabrik für ein an ſich zunftmaͤßiges Ges 
werbe, an einem Orte, wo ſchon eine ſolche Zunft 
vorhanden iſt, oder in der Naͤhe deſſelben nachge⸗ 
ſucht: fo ſoll vor deren Ertheilung zuvoͤrderſt allemal 
die Zunft, deren Intereſſe es betrifft, vernommen 
werden. ; 
Rechte der 6. 413. Die Unternehmer der Fabriken haben, 
c in Rückſicht auf den Betrieb derſelben, und den Ab⸗ 
mer. ſatz der darin verfertigten Waaren, kaufmänniſche 
Rechte. 
$. 414. Sie bedürfen zu deren Ausuͤbung kei⸗ 
ner Aufnahme in die Kaufmannsgilde, auch da nicht, 
wo dergleichen Gilde ſonſt vorhanden iſt. 
$. 415. Zur Vereinzelung ihrer Fabrikwaaren 
ſind ſie in der Regel nicht berechtigt. 
$. 416. Sie genießen in dem Vermögen ihrer 
Arbeiter und Abnehmer, bey einem darüber entſte⸗ 
henden Coneurſe, das in der Concursordnung näher 
deſtimmte Vorrecht. 
$. 417. 
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§. 417. Eigentliche Fabrikanten (§. 408.) find gie 15 


dem Zunftzwange und den Statuten der Zünfte br 
nicht unterworfen. 

$ 418. Sie nehmen aber auch an den Vor⸗ 
rechten und Privilegien der Zünfte keinen Antheil. 

$. 419. Die von ihnen ausgelernten Arbeiter 
haben ſich der Rechte der Zunftlehrlinge und Gefels 
ien nicht zu erfreuen. 

$. 420. Doch kann ein Zunftgenoſſe, ohne 
Nachteil feiner Zunftrechte, ſich als Arbeiter in Fa⸗ 
briken brauchen laſſen. 

H. 421. Eigentliche Fabrikanten find nicht be⸗ 
rechtigt, die von ihnen verfertigten Waaren für ei⸗ 
gene Rechnung feil zu bieten; ſondern ſie ſollen bloß 
für den Unternehmer der Fabrik, und nach deſſen 
Beſtellung arbeiten. 

H. 422. Kein Fabrikunternehmer ſoll diejenigen, 
welche in einer aͤhnlichen Anſtalt bisher gearbeitet 
haben, in die ſeinige aufnehmen, ehe dieſelben ihre 
5 durch ein ſchriſtliches Zeugniß dargethan 
gaben. 

$. 423. Uebrigens find die Verhaͤltniſſe zwiſchen 
dem Fabrikunternehmer, und den Fabrikanten, nach 
dem Inhalte des unter ihnen beſtehenden Contracts, 
und nach den über dergleichen Contracte ſprechenden 
Geſetzen zu beurtheilen. (Th. 1. Tit. 1 1. Abſchn. 8.) 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Von Brauern, Gaſtwirthen, Garkoͤchen, und An⸗ 
dern, welche mit dem Verkaufe zuberelteter Spei⸗ 
fen oder Getränke ein Gewerbe treiben, 


$. 424. Jeder, der in einer Stadt den Ver⸗ 
kauf zubeveiteter Speiſen oder Getraͤnke als ein bin 
7 gt 


balkan; 
ten. 


Allge⸗ 
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gerliches Gewerbe treibt, iſt ſchuldig, die dieſem Ge⸗ 
werbe nach den Statuten und Polizeiordnungen des 
Orts vorgeſchriebenen Gränzen genau zu beobachten. 

H. 425. Neue bisher nicht vorgeſchriebene Ein⸗ 
ſchraͤnkungen iſt kein Stadtmagiſtrat, ohne ausdruͤck⸗ 
liche Genehmigung der Landes + Polizey ⸗Inſtanz, 
veſtzuſetzen befugt. - 


Brauerey. F. 326, Ob die Braugerechtigkeit in einer Stadt 


zum Kaͤmmereivermoͤgen gehöre; oder einzelnen Buͤr⸗ 
gern beigelegt ſey, iſt nach der hergebrachten Ver⸗ 
faſſung eines jeden Orts zu beſtimmen. 

§. 427. Nach eben dieſen Verfaſſungen muß 
beurtheilt werden: ob die den einzelnen Bürgern bei⸗ 
gelegte Braugerechtigkeit auf gewiſſen Häuſern hafte, 
oder gewiſſen ausſchließend dazu berechtigten Perſo⸗ 
nen zukomme. R 

F. 428. Ferner: ob jeder Berechtigte zu allen 
Zeiten, oder nur nach einer gewiſſen Reihe, und ob 
er ohne, oder mit Einſchraͤnkung auf ein gewiſſes 
Mo aß, zu brauen befugt ſey. 

6. 429. Wo das Braurecht einzelnen Bürgern 
oder Hausbeſitzern zukommt, da muͤſſen dieſelben in 
der Regel der dazu oͤffentlich beſtellten und verpflichte⸗ 
ten Perſonen, ſo wie des vorhandenen gemeinſchaft⸗ 
lichen Brau⸗, Malz⸗ und Darrhauſes ſich bedienen. 

§. 430. Braugerechtigkeiten, die auf Haͤuſern 
haften, koͤnnen in der Regel ohne dieſe Grundſtuͤcke 
nicht veraͤußert werden. 

§. 431. Doch kann der Berechtigte die Aus⸗ 
uͤbung ſeines Rechts, von einer Zeit, oder von ei⸗ 
nem Falle zum andern, auch einem Dritten übere 
Fragen. 

§. 432. Wo das Reihebraiien unter den Buͤr⸗ 
gern oder Hausbeſitzern eingeführt iſt, da iſt in der 
Regel ein jeder befugt, das von ihm in ſeiner Ord⸗ 
nung gebrauete Bier auch in ſeinem Haufe aus zu⸗ 
ſchenken; 
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ſchenken; wenn ihm gleich ſonſt die Schenfgerechtig 
keit oder der Ausſchank nicht zukommen. 7 
§. 433. Wo die Brauerey in einer Gilde oder 
Innung eingeſchloſſen iſt, da finden die Vorſchriften 
des Dritten Abſchnitts auch in Ruͤckſicht des Zunft⸗ 
zwanges Anwendung. 
§. 454. Garköche find berechtigt, die von ihnen cane 
verfertigten Speiſen auch außerhalb ihrer Wohnun⸗ A 
gen zu verkaufen wih⸗ 
8. 435. Gaſtwirthe dürfen bloß in ihren Woh⸗ Matten, 
nungen Gäfte für Geld mit warmen Speiſen bes 
wirthen. 
§. 436. Sie haben, mit Ausſchließung der Gar⸗ 
koche, Bier⸗, Wein- und Koffeeſchenken, das Recht, 
Fremde für Geld zu beherbergen. 
8. 437. An Orten, wo Gaſthoͤfe vorhanden 
ſind, ſollen auch andere Einwohner fremde Reiſende, 
die in dem Gaſthofe unterkommen koͤnnen, für Geld 
nicht aufnehmen. 
$ 438 Verdaͤchtige mit Paͤſſen nicht verfehene- 
Leute durfen Gaſtwirthe weder aufnehmen noch 
dulden. 
$ 439. Sie find ſchuldig, die zur Nachther⸗ 
berge bey ihnen einkehrenden Perſonen, in Städten 
dem Magiſtrate, auf den Doͤrfern aber dem Schul⸗ 
zen anzuzeigen. x 
$. 440. Ueberhaupt find Gaſtwirthe der genau 
ſten Aufſicht der Polizey unterworfen, und muſſen 
ſich alle zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit noͤthig gefundene Veranſtaltungen ohne 
Widerrede gefallen laſſen. & 
. 441. Auch die von der Polizey vorgeſchrie⸗ 
bene Tape dürfen fie unter keinerley Vorwande über- 
ſchreiten. 2 
$. 442. Gaſtwirthe, die ſich wiederholter Ueber⸗ * 
tretungen der ihnen vorgeſchriebenen Polizeigefege, Eu 
oder 
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oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit gegen die Anord⸗ 
nungen der Polizey ſchuldig machen, ſollen ihres 
Gaſtwirthsrechts durch richterliches Erkenntniß für 
verluſtig erklärt werden. 

8. 443. Wie Gaſtwirthe, welche wiſſentlich 
Diebe oder Diebeshehler bey ſich aufnehmen und 
dulden, beſtraft werden ſollen, verordnen die Crimi⸗ 
nalgeſetze. 

$. 444. Gaſtwirthe find ſchuldig, für alles zu 
haften, was die von ihnen, oder ihren dazu beſtell⸗ 
ten Leuten, aufgenommene Reiſende in das Gaſt⸗ 
haus gebracht haben. 

§. 445. Mehrere, welche Eine Gaſtwirthſchaft 
gemeinſchaftlich treiben, haften den Reiſenden, Einer 
für alle, und alle für Einen. 

§. 446. Diejenigen Perſonen, deren ſich der 
Gaſtwirth zur Anweiſung des Platzes fuͤr die Rei⸗ 
ſenden, ihre Wagen und Sachen bedient, find für 
ſolche zu achten, die er zu deren Aufnahme beſtellt 
at. 
$. 447. Von der Vertretung eines an den auf⸗ 
genommenen Sachen entſtandenen Verluſtes oder 
Schadens, iſt der Gaſtwirth nur alsdann frey, wenn 
ausgemittelt werden kann, daß dieſer Schade durch 
eigenes grobes oder mäßiges Verſchulden des Rei⸗ 
ſenden, oder durch aͤußere Gewalt und Zufälle, die 
der Wirth, bey der ſorgfaͤltigſten Aufmerkſamkeit, 
2 vorher ſehen, noch verhüten koͤnnen, eucſtan · 
den iſt. 

$. 448. Erklaͤrt der Gaſtwirth ſogleich bey der 
Aufnahme, daß er für die eingebrachten Sachen nicht 
ſtehen wolle: fo haftet er nur für einen ſolchen Ver⸗ 
luſt, welcher von ihm ſelbſt, oder von feinen Leu⸗ 
ten, aus grobem oder mäßigen Verſehen verurſacht 
worden. 8 


H. 449. 
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$. 449. Unter die Perſonen, I welche der 

Wirth haften muß, gehoͤren auch die dem Reiſen⸗ 
den von ihm empfohlnen Lohnkutſcher und Lohnbe⸗ 
diente. 

§. 450. Dadurch, daß der Wirth dem Rei⸗ 
ſenden ein zum Verſchließen eingerichtetes Behäͤſt⸗ 
niß für feine Sachen auweiſet, und ihm die Schlüſ⸗ 
ſel dazu einhaͤndigt, wird er von der Vertretung 
nicht frey. 

§. 451. Iſt aber der Reiſende bey dem Ver⸗ 
ſchließen nachläßig, oder in Aufbewahrung der 
Schluͤſſel unvorſichtig geweſen: fo muß er einen 
Schaden, der nicht erweislich durch den Wirth oder 
feine Leute entſtanden iſt, ſeſbſt tragen. 

F. 452. Hat der Reiſende dem Wirthe die in 
verſchloſſenen Koffern, Kiſten oder andern Behaͤlt⸗ 
niſſen enthaltene Sachen nicht namentlich angezeigt: 
ſo muß er, bey angeblich erlittenem Verluſte, die 
Beſchaffenheit und den Betrag der weggekommenen 
Sachen nachweiſen. 

H. 453. Iſt jedoch der Reiſende eine unverdaͤch⸗ 
tige Perſon, die nach ihrem Stande und Gewerbe, 
dergleichen Sachen, als ihr vorgeblich weggekommen 
‚find, bey ſich zu führen pflege: fo muß dieſelbe, in 
Ermangelung anderer Beweismittel, zur eidlichen 
Beſtaͤrkung ihrer Angabe, über die Beſchaffenheit 
und den Werth der weggekommenen Sachen gelaſſen 
werden. 

9. 454: Hat der Reiſende dem Gaſtwirthe et⸗ 
was von den eingebrachten Sachen zu deſſelben eiges 
ner unmittelbarer Aufbewahrung anvertraut: ſo hat 

der Gaſtwirth dabey alle Pflichten und Vertretungen 
eines Verwahrers. (Th. 1. Tit. 14. Abſchn. 1.) 

$. 455. Dem Gaſtwirthe gebuͤhren, wegen ſei⸗ 
ner Bezahlung für Quartier und Bewirthung, auf 
die eingebrachten Sachen eben die Rechte, wie einem 

Vermie⸗ 
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Vermiether wegen des zu fordern babenden Mieth 
geldes. (Th. 1. Tit, 217. $. 39.) 


Sechſter Abſchnitt. 
Von Apothekern⸗ 


Rechte der 6. 456. Apotheker find zur Zubereitung der 
1 9 Arzneimittel, ingleichen zum Verkaufe derſelben, und 
der Gifte, ausſchließend berechtigt. 


Anh. F. 209. Siehe Apothekerordnung vom ızten Okto⸗ 
ber 1801. 


§. 457. Naturerzeugniſſe, welche, außer der 
Medicin, auch zu andern Fabriken⸗ Haus⸗ oder 
Kuͤchenbeduͤrfniſſen gebraucht werden, mögen Apo⸗ 
theker ebenfalls führen, und, jedoch nur in kleinern 
Auantitaͤten, verkaufen. 
$, 458. Zum Handel mit Gewuͤrz⸗ oder an⸗ 
dern Matertalwaaren ſind die Apotheker, als ſolche, 
nicht berechtigt. g 
§. 459. Doch hat an Orten, wo kein beſonde⸗ 
rer Gewüurzkrämer oder Materialiſt angeſetzt iſt, der 
Apotheker die Vermuthung für ſich, daß er auch mit 
Gewürzen und Materialwaaren zu handeln aus: 
ſchließend berechtigt ſen. 
$. 460. Aerzte und Wundaͤrzte muͤſſen ſich der 
eigenen Zubereitung der den Kranken zu reichenden 
Arzeneien, an Orten, wo Apotheker ſind, der Regel 
nach enthalten. 
$. 461. Auch ſogenannte Arkane darf Nie⸗ 
mand, ohne befondere Erlaubniß der dem Medici- 
3 nalweſen in der Provinz vorgefeßten Behörde, zum 
1 Verkaufe verfertigen. 
§. 462. Das Recht, zur Anlegung neuer Apo⸗ 
theken Erlaubniß zu geben, komme allein dem 


Staate zu. ö h 
F. 463. 
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H. 463. Dergleichen neue Conceſſionen find nach 
den Vorſcheiften von Privilegien zu beurtheilen. 

$. 464. Die Apotheker find der unmittelbaren Pfichten 
Aufſicht des Staats, und den von ihm angeordneten Perfelben. 
Medicinalbehoͤrden unterworfen. 

§. 465. Nur diejenigen, welche die Apotheker⸗ 
kunſt ordentlich erlernt haben; zu deren Ausübung, 
nach angeſtellter Prufung von der Medieinalbehoͤr⸗ 
de tüchtig befunden; und zur Wahrnehmung ihrer 
Obliegenheiten durch dieſe Behoͤrde verpflichtet wor⸗ 
den, find fähig, einer Apotheke vorzuſtehen. 

§. 466. Wem es an dieſen Erforderniſſen mans 
gelt, der muß, zur Verwaltung einer durch Erb⸗ 
gangsrecht oder ſonſt ihm zugefallenen Apotheke, ei⸗ 
nen nach obiger Vorſchrift qnaliſicirten Proviſor be⸗ 
ſtellen. j 

$. 467. Ein ſolcher Proviſor hat die Rechte 
und Pflichten eines Handlungsfaktors. 

$. 468. Kein Arzt ſoll in der Regel eine eige⸗ 
ne Apotheke beſitzen, oder dieſelbe durch ſich ſelbſt 
oder durch Andere verwalten. { 

$. 469. Ein Apotheker iſt, bey Verluſt feines 
Rechts, ſchuldig, dafuͤr zu ſorgen, daß die noͤthigen 
Arzeneimittel bey ihm in gehoͤriger Güte zu allen 
Zeiten zu haben ſind. 

9. 470. Auch muß er. folche Veranſtaltungen 
treffen, daß das Publikum und die Kranken mit 
deren Zubereitung, es ſey bey Tage, oder bey Mach⸗ 
te, ſchleunig gefoͤrdert werden. 

§. 471, Die Pflichten der Apotheker wegen der 
Zubereitung, des Verkaufs, und der Verwahrung der 
Arzeneien und Gifte, ingleichen wegen des Curirens 
der Krankheiten, find im Criminalrechte beſtimmt. 

§. 472. Apotheker genießen, wegen der einem Beſonde, 
Gemeinſchuldner anf Credit gereichten Arzeneien, das 179 
in der Concursordnung naͤher beſtimmte Vorrecht. Apothe⸗ 

Allgem. Landr. I, Bond. Sf 9.473. . 


450 Zweiter Theil. Achter Titel. 


9. 473. Die von ihnen nach kaufmänniſcher 
4 Art geführten Bücher, haben die Rechte und die 
4 Glaubwürdigkeit der Handlungsbuͤcher. 

F. 474. Auch in Anfehung des Wechſelausſtel⸗ 
lens genießen ſie die Rechte der Kaufleute. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von Kaufleuten. 


D. Went §. 475. Wer den Handel mit Waaren oder 
2 Wechſeln als fein Hauptgeſchäft treibt, wird ein 
leute zu, Kaufmann genannt. 
0 kommen. ß. 476. Will Jemand unter dem Schutze des 
1 Staats Faufmännifche Geſchaͤfte treiben: fo muß er 
dazu die Erlaubniß der Obrigkeit nachſuchen. 

$. 477. Ein Minderjähriger fol zur Treibung 
kaufmänniſcher Geſehaͤfte erſt nach erhaltener Groß⸗ 
jaͤhrigkeits⸗Erklaͤrung gelaſſen werden. 

§. 478. Ein Großjaͤhriger, welcher mit Vor⸗ 
wiſſen ſeines noch am Leben befindlichen Vaters, und 
ohne deſſen ausdrücklich erklärten Widerſpruch, kauf⸗ 
männiſche Gefihäfte zu betreiben anfängt, geht eben 
dadurch aus der vaͤterlichen Gewalt. (Tit. 2. 9. 
212. 218.) 5 

$. 479. Wo Kaufmannsgilden oder Innun⸗ 
gen vorhanden find, muß ein darin aufzunehmendes 
Mitglied den Erforderniſſen der Innungsartikel, ſo⸗ 
wohl in Anſehung der Lehrjahre, als ſonſt, ein Ge⸗ 
nuͤge leiſten. 

§. 480. An Orten, wo dergleichen Innungen, 
beſtehen, hat nur der, welcher darin aufgenommen 
iſt, die Rechte eines Kaufmanns. 

9. 481. Doch bleibt dem Staate, auch an ſol⸗ 

chen Orten, das Recht, einzelnen Perſonen 17 
al 
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halb der Innung, die Befugniß zum Handel durch 
beſondere Conceſſionen zu ertheilen. (S. 184.) 

H. 482. Wo gar keine Gilden vorhanden, oder 
wo dieſelben nur fuͤr gewiſſe Arten der Kaufleuke 
errichtet ſind, haben alle diejenigen, welche einen 
fordauernden Waarenhandel, oder ein dergleichen 
Wechſelperkehr treiben, die Rechte der Kaufleute, 

§. 483. Die Unternehmer der Fabriken haben, 
in Ruͤckſicht auf den Betrieb derſelben, und den 
g der darin verfertigten Waaren, Faufmännifche 

echte. 

§. 484. Eben dies gilt von Schiffsrhedern, in 
Auſehung der auf die Rhederey unmittelbar Bezug 
habenden Geſchaßte. 

$. 489. Bewohner des platten Landes, die nur 
mit ſelbſt erzeugten, oder durch landwirthſehaftliche 
Mittel veredelten Produkten; ingleichen Handwerker 
und Fabrikanten, welche mit den von ihnen ſelbſt 
verfertigten Arbeiten Verkehr treiben, find für Kauf 
leute nicht zu achten. 5 

§. 486. Kraͤmer in Dörfern und Flecken, Hatte 
ſirer, Troͤdler, und gemeine Viktualienhaͤndler, ha⸗ 
ben nicht die Rechte der Kaufleute. 

§. 487. Wer nur einzelne Lieferungen übers 
nimmt, wird dadurch noch kein Kaufmann. 

§. 488. Eine Frauensperſon, welche für eigene u. Von 
Rechnung Kaufmannſchaft treibt, kann bey den da wan 
bin einſchlagenden Geſchaften und Verbindungen, auf ſchaft 
bie Vorrechte und Begünſtigungen ihres Geſchlechts 0 
keinen Anſpruch machen. ende 

$. 489. In ihren übrigen Angelegenheiten aber foren 
bleiben ihr die Rechte vorbehalten. 

$. 490. In zweifelhaften Fällen wird vermu⸗ 
thet, daß eine ſolche Perſon (§. 488.) die einge⸗ 
gangenen Verbindlichkeiten als handlungstreibende 
Frau uͤbernommen habe, 


fa $ 491. 
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§. 491. Auch wird von einer Frauensperſon, 
welche Eigenthuͤmerin einer Handlung iſt, ſo lange 
angenommen, daß ſie dieſer Handlung ſelbſt vorſtehe, 
bis von ihr ein Diſponent beſtellt, und die Prokura 
nach H. 500. Lag, gehörig bekannt geworden iſt. 

$ 492. Alsdann hat fie ferner fur ihre Per⸗ 
fon weder die Rechte, noch die Verbindlichkeiten 
eines Kaufmanns. 

F. 493. Jedoch iſt fie ſchuldig, alle der bekannt 
gemachten Prokura gemäß, vorgenommenen Hands 
lungen ihres Diſponenten, ſowohl mit dem Hand⸗ 
lungs⸗, als mit ihrem übrigen Vermögen, zu ver⸗ 
treten. 

§. 494. Die Verheirathung einer Frauensper⸗ 
ſon, welche Eigenthuͤmerin einer Handlung iſt, än« 
dert ihre Rechte und Verbindlichkeiten, in Abfiche 
der Handlung und deren Betriebes, an und für ſich 
nicht ab. 

F. 495. Iſt eine Frauensperſon mit ihrem Ehe 
manne, oder einem Dritten, in Societaͤts handlung 
getreten: ſo hat ſie die Rechte und Verbindlichkeiten 
einer Kaufmannſchaft treibenden Frau nur alsdann, 
wenn zugleich verabredet und bekannt gemacht wor⸗ 
den, daß ſie der Handlung mit vorſtehen ſolle. 

$. 469. Die Ehefrau eines Kaufmanns, mel 
che dem Manne in feinen Geſchaͤften bloß huͤlfreiche 
Hand leiſtet, iſt ſelbſt an Orten, wo Gemeinſchaft 
der Guͤter unter ihnen obwaltet, fuͤr eine Kaufmann⸗ 
ſchaft treibende Frauensperſon noch nicht zu achten. 

3 $. 497. Wer von dem Eigenthuͤmer einer Hand⸗ 
205 Di lung, welcher derſelben nicht vorſtehen kann oder will, 
ponenten. den Auftrag erhalten hat, feine Stelle zu vertreten, 

wird Faktor, Diſponent, oder Handlungsvorſteher 
genannt. 
abe, F. 498. Steht der Eigenthuͤmer einer Hand⸗ 


Prokura, lung unter vaͤterlicher Gewalt oder e 
. 0 


„ 
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fo muß die Prokura von demjenigen ausgeſtellt wer⸗ 
den, dem die Verwaltung feines Vermoͤgens gebührt. 

H. 499. Iſt dieſer ein Vormund oder Cura⸗ 
tor; oder gehört die Handlung zum freien Vermö⸗ 
gen eines noch unter väterlicher Gewalt ſtehenden 
Minderjährigen: ſo muß die obervormundſchaftliche 
Genehmigung hinzu kommen. 

8. 500. Die Ertheilung der Prokura muß ſchrift⸗ 
lich geſchehen, und gehoͤrig bekannt gemacht werden. 

H. 501. Iſt der Diſponent einer Handlung übers b Unt 
haupt vorgeſetzt: ſo erſtreckt ſich der Auftrag uͤber am: 
alle Arten der Gefchäfte, welche bey der ihm uͤber⸗ 
tragenen Handlung vorfallen. 

$. 502. Soll die Macht des Diſponenten in 
beſondern Fällen eingeſchräͤnkt ſeyn: fo muß dieſes 
in der Prokura beſtimmt, und mit derſelben gehö- 
rigen Orts bekannt gemacht werden. 

$. 503. Fuͤr eine gehörige Bekanntmachung iſt 1 
anzuſehen, wenn die Kaufmannſchaft des Orts, wo chung. 
die Handlung etablirt iſt, auf der Boͤrſe oder durch 
ihre Vorſteher; ingleichen die auswärtigen Corre⸗ 
ſpondenten, mit welchen die Handlung in Verbin⸗ 
dung ſteht, durch Briefe davon benachrichtiget 
werden. 


verwahrlich niedergelegt werden. 

9. 505. An Orten, wo keine ordentlich einge⸗ 
bteten Börfen oder Kaufmannsinnungen find, muß, 
der ſchriftlichen Bekanntmachung an die Cor⸗ 
denten, die Ertheilung der Prokura den or⸗ 
yen Gerichten angezeigt; die Firma bey Dies 
fen nievergelegt; und den Kaufleuten des Orts durch 
die Gerichte davon Nachricht ertheilt werden. 


g. 506. 


4, 
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§. 506. Einſchraͤnkungen der Prokura, die 
nicht gehoͤrig bekannt gemacht worden, kommen dem 
Eigenthuͤmer gegen einen Dritten, der mit dem Di⸗ 
ſponenten ſich eingelaſſen hat, nur in ſo fern zu 
ſtatten, als ausgemtittelt werden kann, daß dieſe 
Einſchränkungen zeitig genug, auf andere Art, zur 
Wiſſenſchaft des Dritten gelangt ſind. 

$. 507. Hat der Eigenthuͤmer einer Handlung 
Jemanden, dem er keine Prokura ertheilt, gleich⸗ 
wohl für feinen Faktor ſchriftlich oder mündlich ans 
gegeben: fo wird er denjenigen verhaftet, welche da 
durch verleitet worden, ſich mit demſelben einzu⸗ 
laſſen. 

§. 508. So weit die Bekanntmachung gehoͤ⸗ 
rig erfolgt iſt, ſteht es in dem freien Willen des 
Eigenthuͤmers, ob er die von dem Faktor außer den 
Schranken der Prokura unternommenen Geſchaͤfte 
genehmigen wolle, oder nicht. 

9. 509. Wegen einer hinzukommenden aus⸗ 
druͤcklichen oder ſtillſchweigenden Genehmigung finden 
die Vorſchriften des Erſten Theils, Tit. 5. H. 185. 
bis 191. und Tit. 13. F. 143. 144. Anwendung. 

$. sro. Auch muß ein Handlungseigenthumer, 
ſobald er von dem Faktor oder von dem Dritten, mit 
welchem ein Geſchaͤft verhandelt worden, Nachricht 
erhält, daß der Faktor dabey die Schranken der Pros 
kura überfchritten habe, ſich innerhalb der im Erſten 
Theile, Tit. 5. $ 90, gd. beſtimmten Friſten, über 
die Billigung oder Mißbilligung erklaren, oder allen 
aus dieſer Unterlaſſung enkſtandenen Schaden ver⸗ 
treten. (Th. 1. Tit. 13. H. 145. 146.) 


§. 511. Auch wenn ein Faktor nur zu einer bes 
ſondern Art von Gefchäften beſtellt worden, muß 
dennoch die Bekanntmachung an dem Orte, wo er 
die Gefchäfte betreiben ſoll, ingleichen an auswärtige 
Hand⸗ 
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Handlangseorrefpondenten, nach obigen Vorſchriften 
geſchehen. 0 

9. 512. Einſchraͤnkungen, die ſich aus der Nas 
tue des Auftrages von ſelbſt ergeben, bedürfen Feis 
ner ausdrücklichen Bekanntmachung. ; 

$ 513. Ein Faktor, der nur zum Waarenein⸗ 
kauf oder Verkauf auf Markten und Meſſen beſtellt 
iſt, verbindet den Principal nur durch ſolche Hands 
lungen, ohne die er ſeinen Auftrag nicht vollziehen 
koͤnnte. 

$. 514. Soll ein ſolcher Faktor Wechſelverbin⸗ 
dungen für den Principal übernehmen können: fo 
muß die Prokura ausdrücklich darauf gerichtet ſeyn. 

F. 515. Hat ein Faktor, bey Vollziehung ſei⸗ h wie 
nes Auftrages, eine unerlaubte Handlung oder gar rubte 
ein Verbrechen begangen: fo iſt der Principal dem Handlun⸗ 
Beſchädigten nur in fo weit zum Schadenserſaze ver- Fallurt 
haftet, als uͤberhaupt ein Dritter dazu für ſchuldig den peu⸗ 
geachtet werden kann. (Th. 1. Til. 6.9. 30. lad.) binden 

H. 516. Die vom Faktor bey Handlungsan⸗ 
gelegenheiten verwirkte Conſiscation trifft den Princi⸗ 
pal, mit Vorbehalt des Regreſſes gegen den Faktor. 

§. 517. Hat jedoch der Principal ſchon vor⸗ 
mals ah lungen des Faktors gebilligt: ſo 
ß nicht Statt. 3 
§. 518. Auch haftet der Principal, bey dem 2 
Unvennögen des Faktors, für die Geldſtrafen wegen 
mſelben in Handlungs angelegenheiten, ob⸗ 
in Vorwiſſen begangenen Vergehungen 
Aceiſe- und Zollgeſetze. 

b. 519. Bey andern Verbrechen des Faktors 
hingegen if der Eigenthuͤmer für die demſelben zu ⸗ 
erkaunte Geloſtafe an und für ſich nicht verhaftet. 

$. 520, Ohne ausdrückliche Einwilligung des 56 ein 
Principals iſt der Faktor nicht berechtigt, die er⸗ fut, 
baltene Prokura einem andern zu übertragen. ren kann. 

$ 521. 
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$. 521. Doch kann er zu einzelnen Angelegen⸗ 
heiten Bevollmächtigte beſtellen; auch ſich zu ſolchen 
Geſchaͤften, die ein Kaufmann durch Handlungsdie⸗ 
ner und Lehrlinge zu betreiben pflegt, dieſer Beihüͤl⸗ 
3 fe bedienen. 

debe 6. 522. Die Rechte und Pflichten zwiſchen 
| zwifchen dem Principal und Faktor find hauptſachlich nach 
an auh dem Inhalte des unter ihnen geſchloſſenen Abkom⸗ 
Factor. mens, und wo dieſes nichts beſtimmt, nach den all⸗ 
gemeinen geſetzlichen Vorſchriften von Vollmachts⸗ 
aufträgen zu beurtheilen. (Th. 1. Tit. 13. H. 49. 14.) 
$. 523. Ohne ausdrückliche Erlaubniß des 
Prineipals darf kein Faktor Handlungsgeſchaͤfte auf 

eigene Rechnung treiben. 5 

§. 524. St er es dennoch gethan: fo gehört 
aller dadurch erhaltene Gewinn dem Principale. 

9. 525. Beſteht eine ſolche Handlungeunterneh⸗ 
mung aus mehrern verbundenen Geſchaͤften; fo muß 
der Principal, wenn er ſich den Vortheil bey dem 
Einen Geſchaͤfte zueignen will, auch den Schaden 
bey den übrigen mit übernehmen, 

§. 526. Der Faktor hat nach aufgehobener 
Prokura das Recht, die in feiner Gewahrſam be⸗ 
findlichen Waaren und Sachen des Principals fo 
lange zuruͤckzubehalten, bis er wegen ſeiner bey Ge⸗ 
legenheit der gehabten Prokura entſtandenen Forde⸗ 
rungen befriedigt worden. ; 

. 527. Doch kann dies Retentionsrecht nicht 
weiter ausgedehnt werden, als bis zum Betrage der 
auf wahrſcheinlichen Gründen beruhenden Forderung 
des Faktors. (Th. 1. Tit. 20. §. 536, fgg.) 

9. 528. Auch ohne ausdruͤckliches Verſprechen 
kann ein Faktor fuͤr ſeine Bemuͤhungen billige Ver⸗ 
guͤtung fordern, wenn er nicht ſchon vorher gegen 
ein beſtimmtes Lohn im Dienſte des Principals ge⸗ 
ſtanden hat. 


§. 529. 
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9. 529. Dieſe Verguͤtung muß, wenn die Par⸗ 
teien ſich daruͤber nicht einigen koͤnnen, nach dem 
Umfange der Geſchaͤfte, und des dadurch bewirkten 
Vortheils, von vereideten Sachverſtändigen beſtimmt 
werden. \ 

8. 530, Will der Handlungseigenthuͤmer feinen 8) Auf⸗ 
Auftrag widerrufen: fo muß er die Prokura zurück- eb n 


5 9 er Pro⸗ 
nehmen, und es gehoͤrig bekannt machen. kura. 


$. 531. Dieſe Bekanntmachung muß nach Vor⸗ 
ſchriſt des F. 503. faq: geſchehen. 

$. 532. Denjenigen, welchen die Zurücknahme 
der Prokura ſolchergeſtalt bekannt gemacht worden, 
wird der Handlungseigenthuͤmer aus ihren biernächft 
mit dem geweſenen Faktor geſchloſſenen Vertragen 
und Gefchäften ferner nicht verantwortlich. 

6. 533, Gegen Andere aber kann der Hands 
lungseigenthuͤmer ſich nur dadurch ficher ſtellen, daß 
er die Zuruͤcknahme der Prokura viermal, von acht 
zu acht Tagen, durch die Zeitungen und Intelligenz⸗ 
blaͤtter der Provinz, wo der Sitz der Handlung iſt, 
bekannt macht; außerdem aber an der Börfe, inglei⸗ 
chen an der Thuͤre des Hauſes, wo das Comtoir be⸗ 
findlich geweſen iſt, eine ſchriftliche Nachricht darüber 
anſchlagen, und Vier Wochen lang aushaͤngen läßt. 

H. 534. Sind dieſe Maaßregeln nicht beobach⸗ 
tet worden: ſo wird der Principal ſolchen Perſonen 
auch aus den nachherigen der vorhin ertheilten Pro⸗ 
kura gemaͤßen Handlungen des geweſenen Faktors 
verhaftet: in ſo fern nicht ausgemittelt werden kann, 
daß ſie von dem Widerrufe auf andere Art Wiſſen⸗ 
ſchaft erhalten haben, 

§. 535. Iſt ein Faktor nur auf eine gewiſſe bes 
ſtimmte Zeit beftellt; fo bedarf es nach Ablauf bieſer 
Zeit keines ausdrücklichen Widerrufs, in Übfiche der⸗ 
jenigen, denen dieſe Einſchränkung gehoͤrig bekannt 

gemacht 
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gemacht worden, oder die davon auf andere Art er⸗ 
weislich Wiſſenſchaft erhalten haben. 
§. 536. Gegen alle übrigen iſt zur Sicherftel- 
kung des Principals, die Bekanntmachung der auf⸗ 
gehobenen Prokura in der §. 333. vorgeſchriebenen 
Art nothwendig. 0 
H. 537. Will der Handlungseigenthuͤmer ſich 
wegen der von dem Faktor, während feiner Verwal⸗ 
tung, vor nommenen Geſchaſte, gegen unbekannte 
Anfprüche ſicher ſtellen: fo kann er ein gerichtliches 
Aufgebot nachſuchen. 5 
$. 538. Zu dieſem Aufgebote muß der Termin 
auf Achtzehn Monate hinausgeſetzt werden, und bie 
in der Prozeßordnung vorgeſchriebene Bekanntma⸗ 
chung, außer den Zeitungen und Intelligenzblaͤttern 
der Provinz, auch durch die Öffentlichen Blaͤtter 
derjenigen Orte, wohin das Verkehr der Handlung 
hauptſaͤchlich gerichtet geweſen iſt, geſchehen. 
$. 539. Werden nach ergangenem Praͤcluſions⸗ 
urkel annoch Forderungen angebracht, welche aus den 
Büchern und andern vorhandenen Nachrichten nicht 
bekannt geweſen find: fo iſt der Principal nur für 
dasjenige verhaftet, was aus dem Geſchäfte wirk⸗ 
lich an die Handlung gekommen iſt. 
$. 540. Stirbt der Handlungseigenthuͤmer: fo 
bleibt die von demſelben ertheilte, auf eine gewiſſe 
Zeit, oder auf feine Lebenszeit ausdruͤcklich nicht ein. 
geſchraͤnkte Prokura, fo lange bey Kräften, bis ſel⸗ 
bige von den Erben oder von den Gerichten wider⸗ 
rufen wird. 2 
Da $. 541. So lange die Prokura des Faktors 
Anifchen dauert, haben diejenigen, mit welchen er Handlungs 
dem Ach gefchäfte getrieben hat, die Wahl: ob fie ihn oder 
denz den Prineipal belangen wollen, 
20 6. 542. Doch darf der Faktor ſolchen Hand⸗ 
en lungsgläubigern nicht weiter, als auf den Betrag des 
Vat. in 
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in feinen Händen befindlichen Handlungsfonds ger 
recht werden. 

$ 343. Die ausſtebenden Forderungen der 
Handlung koͤnnen gleichfalls, ſo lange die Prokura 
dauert, entweder von dem Principal ſelbſt, oder 
von dem Faktor eingezogen werden. 

§. 544. Nach geſchehener Aufhebung der Pros 
kura kann nur der Principal belangt werden, auch 
nur von ihm die Einziehung der ausſtehenden For⸗ 
derungen geſchehen. t 

F. 545. Jedoch iſt ſowohl vor, als nach auf⸗ 
gehobener Prokura, der Faktor aus eignen Mitteln 
verhaftet, wenn er ſich ausdrücklich zugleich für ſei⸗ 
ne Perſon verbindlich gemacht, oder die Schranken 
ſeines Auftrages uͤberſchritten hat. 

$, 545. Handlungdiener oder Lehrlinge, die in W. Von 
offenen Gewoͤlben oder Laden angeſtellt worden, ſind nat 


zu den daſelbſt gewöhnlich vorfallenden Handlungs⸗ ger 
geſchaͤften für bevollmächtigt zu achten. 1 


9. 347. Sie koͤnnen im Laden oder Gewölbe 
die daſelbſt befindlichen Waaren verkaufen, das 
Geld dafur in Empfang nehmen, und darüber quit⸗ 
given. 

§. 548. Auch Rechnungen über ausgenomme⸗ 
ne Waaren koͤnnen im Laden oder Gewoͤlbe, gegen 
die von ihnen ausgefieflten Quittungen, ſicher be⸗ 
zahlt werden. 

$. 549. Zu Geldanleihen, zum Wechſelaus⸗ 
ſtellen, Acceptiren oder Indoſſiren, zum Einkauſe, 
ingleichen zum Verkaufe auf Credit, oder in großen 
Parteien, ſind bloße Handlungsdiener oder Lehrlin⸗ 
ge nicht für bevollmaͤchtigt anzuſehen. . 

$. 550. Außer dem Laden oder Gewölbe, kann 
an ſie nur in ſo fern bezahlt werden, als ſie die 
Waaren, wofür die Zahlung erſolgt, oder die mit 

Quit⸗ 


v. Vom 
Ausheh⸗ 
zien der 
Wagren 


durch 
Dienſtbo⸗ 
den. 
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Quittungen verſehenen Wechſel, Aſſignationen, Rech⸗ 
nungen, und andere Schuldbriefe uͤberbracht haben. 

§. 551. Caſſirer der Bankiers und anderer 
Kaufleute, ingleichen Handlungsbediente, die auf 
Meſſen oder Märkte verſchickt werden, find in Abs 
ſicht der mit ihrer Beſtimmung verknuͤpften und dar⸗ 
aus folgenden Geſchaͤfte, auch ohne beſondere Be⸗ 
kanntmachung, als Faktors anzusehen. 

$. 552. In wie fern, außer dieſen Fallen, 
ein Handlungseigenthuͤmer durch die von ſeinen Hand⸗ 
lungsbedienten oder Lehrſingen vorgenommenen Ge⸗ 
fchäfte verbindlich werde, iſt nach den Grundſaͤtzen 
von Vollmachtsauftraͤgen zu beurtheilen. (Th. I. 
Tit. 13. §. 98. Lad.) 

§. 553. Für die unerlaubten Handlungen der⸗ 
ſelben haftet er nur in ſo weit, als die unerlaubten 
15 eines Faktors ihn verbinden. (§. 515. 


955 554 Ein Kaufmann, welcher auf Jeman⸗ 
des Namen und Credit, an deſſen Hausgenoſſen, 
Dienftboten, oder Handwerker, Waaren verabfolgt, 
thut dieſes bloß auf feine Gefahr. 

§. 555. Will er ſich an den, auf deſſen Na⸗ 
men die Waaren abgeholt worden, wegen der Be⸗ 
zahlung halten, fo muß er ſich einer ſchriftlichen 
Einwilligung deſſelben verfichern, 

§. 556. Iſt dieſe Einwilligung nur auf Eine 
Lieferung gerichtet: ſo berechtigt ſie den Kaufmann 
nicht zu mehrern folgenden Lieferungen. 

§. 557. Hat aber Jemand einem Andern die 
Vollmacht, auf ſeinen Namen Waaren abzuholen, 
ohne Einſchraänkung ertheilt: fo kann der Kaufmann 
mit der Verabfolgung an dieſen Bevollmaͤchtigten fo 
lange fortfahren, bis ihm die Zuruͤcknahme der Voll⸗ 
macht ausdrücklich bekannt gemacht wird. 


F. 558. 
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§. 558. Hält der Abnehmer mit dem Kauf⸗ 
manne ein Buch, in welches die gelieferten Waaren 
und der bedungene Preis eingeſchrieben werden: fo 
iſt jeder Abholer der Waaren, welcher dies Buch 
dem Kaufmanne vorzeigt, zum Empfange derſelben 
für bevollmächtigt zu achten. 9 . 

H. 55% Hat Seinand einen Hausgenoſſen, 
Dienſtboten, oder Handwerker bevollmaͤchtigt, Waa⸗ 
ren auf feinen Namen von einem oder mehreren aus⸗ 
drücklich benannten Handlungshaͤuſern auszunehmen: 
ſo giebt dieſes andern Kaufleuten keine Befugniß, 
demfelben in gleicher Art Waaren zu verabfolgen. 

$. 560. Selbſt der Empfang der Waagren, die 
auf Jemandes Namen einem Andern ohne gehörige 
Legitimation verabfolgt worden, verpflichtet den Em⸗ 
pfaͤnger, in ſo fern derſelbe nur ſonſt fuͤr einen red⸗ 
lichen Beſitzer zu achten iſt, noch nicht zu deren 
Bezahlung. f } 

H. 561. Vielmehr haftet ein folcher Empfaͤn⸗ 
ger fuͤr den Werth der Waare nur ſo weit, als er 
ſich ſonſt mit dem Schaden des Verkäufers berei⸗ 
chern wuͤrde. 

§. 562. Ein Kaufmann kann ſich feiner Hand- VI. Bon, 
lungsbucher, wenn dieſelben gehörig geführt ſind, langebſ, 
zum Beweiſe bey feinen ſtreitig gewordenen Forde- chen. 
rungen bedienen. 

§. 563. Dieſe Beweiskraft erſtreckt ſich jedoch 
nur auf das zur Handlung gehörende Waaren ⸗ und 
Wechſelverkehr. > 

$. 564. Bey Anlehnen und Buͤrgſchaften; we⸗ 
gen eingebrachten Vermögens der Ehefrauen, und 
anderer Geſchaͤfte, haben Vermerke in den Hand⸗ 
lungebuͤchern keine mehrere Glaubwürdigkeit, als an⸗ 
dere Privatverzeichniſſe. 5 

§. 565. Wenn auch dergleichen Forderungen 
( 564.) mit dem Handlungsverkehre in Beziehung 

oder 
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oder Verbindung ſtehen: ſo koͤnnen dennoch, ſobald 
fie nicht ſelbſt aus einem Waaren⸗ oder Wechſelver⸗ 
kehr entſprungen ſind, die Handlungsbuͤcher als Be⸗ 
weismittel dabey nicht gebraucht werden. 8 

5. 566. Sollen Handlungsbuͤcher Beweiskraft 
haben: fo muͤſſen fie nach kaufmänniſcher Art ger 
fuhrt ſeyn. 

$. 567. Mit dem Hauptbuche zugleich muͤſſen, 
nach dem Verlangen des Gegentheils, auch die 
übrigen Bücher, auf die daſſelbe ſich bezieht, vor⸗ 
gelegt werden. 

$. 568. Dieſe Bücher müſſen ſowohn unter ſich, 
als mit dem Hauptbuche, bey den durch Sachver⸗ 
ſtaͤndige zu machenden Proben uͤbereinſtimmen. 
gb. 569. Unter Kaufleuten haben dergleichen 
Handlungsbuͤcher volle Beweiskraft. 

$. 570. Weichen die Vermerke in den Buͤchern 
der in Streit befangenen Kaufleute von einander ab, 
und find beiderley Bücher gehoͤrig geführt: fo kann 
keins derſelben als ein Beweismitel für. den vorlie⸗ 
genden Fall gebraucht werden. 

8. 571. Finden ſich aber gegen das Eine von 
beiden Buͤchern erhebliche Ausſtellungen: ſo hat das 
andere, welches untadelhaft geführt worden, fo lan⸗ 
ge Beweiskraft, als das Gegentheil nicht auf an⸗ 
dere Art ausgemittelt iſt. 

§. 572. Gegen Andere, als Kaufleute, kann 
nur bey ſtreitigen Waarenlieferungen ein Beweis 

Raus den Handlungsbüchern genommen werden; wenn 
durch Geſtaͤndniß, oder ſonſt, bereits ausgemittelt 
iſt, daß die Waaren geliefert worden. 

$. 573. Alsdann kann die Zeit der geſchehenen 
Lieferung; der Betrag und die Beſchaffenheit der ge⸗ 
lieferten Waaren; der Preis, wofür ſie behandelt 
oder werabfolge worden z, und die Zeit, binnen Be 

x her 
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cher die Zahlung erfolgen ſollen, aus den Handlungs⸗ 
buͤchern bewieſen werden. 

9. 574. Auch über den Umſtand: ob die Lies 
ferung unmittelbar an den Beklagten, oder an deſ⸗ 
fen Hausgenoſſen, Dienſtboten, Handwerker, u. ſ. w. 
geſchehen ſey, iſt der Beweis aus den Handlungs⸗ 
buͤchern zuläßig. 

H. 375. Doch wirken die Bücher des Kauf⸗ 
manns gegen einen, der kein Kaufmann iſt, in je⸗ 
dem Falle nur einen halben Beweis. 

. 576. Wird dieſer halbe Bewels durch Ges 
genbeweismittel nicht geſchwächt, oder aufgehoben: 
fo muß der Kaufmann zur eidlichen Beſtaͤrk ung ſei⸗ 
ner Buͤcher zugelaſſen werden. 

§. 577. Bey Societaͤtshandlungen find die 
ſammtlichen Theilnehmer, welche zur Zeit der geſche⸗ 
benen Lieferung der Handlung an dem Orte vorge⸗ 
ſtanden haben, zur eidlichen Beſtaͤrkung verbunden. 

$, 578. Haben die Theilnehmer einen von ihnen, 
oder einen Fremden, der ganzen Handlung, oder. 
doch der Art von Gefchäften, woraus die Schuld 
entſtanden iſt, vorgeſetzt: ſo iſt nur dieſer zur eid⸗ 
lichen Beftärfung verpflichtet. 

§. 579. Sind die Bücher von einem Buchhal⸗ 
ter geführe worden: fo muß, auf Verlangen des 
Gegentheils, außer dem Handlungseigenthuͤmer oder 
8 auch der Buchhalter den Eid ab⸗ 
eiſten. 

§. 580. Iſt Letzterer geſtorben, oder fein Auf⸗ 
enthalt unbekannt: ſo iſt der Eid des Eigenthuͤmers 
oder Diſponenten allein hinreichend. 

S. 581. Wie zu verfahren ſey, wenn der Buch⸗ 
halter den Eid abzuleiſten Anſtand nimmt, iſt in 
der Prozeßordnung vorgeſchrieben. - 

§. 582. Die Erben eines Kaufmanns müffen 
die Richtigkeit der Bücher der Regel nach insgeſammt, 

jedoch 


464 Zweiter Theil. Achter Titel, 


jedoch nur auf die Aft, wie Erben uberhaupt Hand⸗ 
lungen des Erblaſſers zu bekraͤftigen verbunden find, 
eidlich beſtaͤrken. 75 

§. 583. Hat aber Einer von den Erben die 
Direction der Handlung übernommen, und ſolche 
bereits langer als Ein Jahr gefuͤhrt: ſo iſt deſſen 
alleinige eidliche Beftärfung hinreichend. 

H. 584. Der eidlichen Beſtärkung bedarf es 
nicht, bey den von vereideten Buchhaltern geführten 
Büchern der Koͤniglichen Bank, der Seehandlungs⸗ 
Geſellſchaft, des Lagerhauſes, der Gold» und Gil 
bermanufaktur, und anderer öffentlichen Anſtalten, 
die mit dieſem Privilegio ausdrücklich verſehen find. 

$. 585. Den Handlungsbuͤchern der Juden, 
welchen die Rechte christlicher Kaufleute verliehen 
worden, kommt eben die Beweiskraft zu, als den 
Büchern chriſtlicher Kaufleute. 

$. 586. Dieſe Beweiskraft ſchraͤnkt ſich jedoch 
nur auf ſolche Handlungsgeſchaͤfte ein, die nach dem 
Zeitpunkte vorgefallen ſind, da der Jude die Rech⸗ 
te chriſtlicher Kaufleute erhalten hat. 

$ 587. Hat ein mit dieſen Rechten nicht verſe⸗ 
hener Jude die chriſtliche Religion angenommen: fo 
haben feine Bücher nur in Abſicht der nachher bes 
triebenen Handlungsgefchäfte Beweiskraft. 

§. 888. Die Handlungsbuͤcher der Juden, wel⸗ 
che die Rechte chriſtlicher Kaufleute nicht haben, be⸗ 
weiſen nur gegen deren Glaubensgenoſſen. 

§. 589. Iſt jedoch ein ſolcher Jude Unterneh⸗ 
mer einer Fabrike, oder ein Bankier: ſo beweiſen 
ſeine Buͤcher auch gegen chriſtliche Kaufleute, die 
ſich in Wechſel- oder Fabrikengeſchäfte mit ihm ein« 
gelaſſen haben. 

9. 590. In allen Fällen aber koͤnnen Hand⸗ 
lungsbuͤcher, welche in juͤdiſcher Sprache gefuhrt 
ſind, als Beweismittel nicht gebraucht 852 7 

391. 


Von Kaufleuten. 465 


9. 591. Bücher der Brauer, Backer, oder 
anderer Perſonen, welche ein oͤffentliches Gewerbe 
treiben, ingleichen der Kraͤmer in Doͤrfern und Fle⸗ 
cken, haben keine Beweiskraft, wenn ſie auch an ſich 
auf kaufmänniſche Art gefuͤhrt wären. 

$. 592. Iſt aber mit dem Abnehmer ein Ge⸗ 
genbuch gehalten, und find in ſelbigem die ausgenom⸗ 
menen Waaren oder geſeiſteten Zahlungen eingeſchrie⸗ 
ben worden: ſo bewirkt dies in den Haͤnden des Ab⸗ 
nehmers befindliche Gegenbuch wider ihn, ohne Un⸗ 
terſchied des Standes, vollen Beweis, wenn er Acht 
Tage nach Einziehung der Lieferung verſtreichen läßt, 
ohne wider die Richtigkeit des in dem Gegenbuche 
enthaltenen Vermerks gerichtlich zu proteſtiren. 

$. 393. Geht ein ſolches Gegenbuch ohne Ver⸗ 
ſchulden des Lieferanten verloren: fo kann derſelbe, 
gleich einem Kaufmanne, zur eidlichen Beſtarkung 
des in feinen Händen befindlichen Exemplars verſtat⸗ 
tet werden. 9 

$. 594. In Anſehung der von Kaufleuten un⸗ 
ter einander betriebenen Gefchäfte, iſt die Beweis⸗ 
kraft der Handlungsbuͤcher auf keine beſtimmte Friſt 
eingeſchraͤnkt. 

§. 595. Gegen die Erben eines Kaufmanns 
dauert die Beweiskraft eines Handlungsbuchs nur 
Fünf Jahre, vom Todestage des Erblaſſers. 

$. 596. Gegen einen, der kein Kaufmann iſt, 
bat das Handlungsbuch nur binnen Jahresfriſt von 
Zeit jeder Lieferung an gerechnet, die Kraft eines 
halben Beweifes, h 

§. 597. Nach Verlauf dieſes Jahres erlöſcht 
zwar die Beweiskraft, nicht aber das Recht des 
Kaufmanns, aus dem eingetragenen Vermerke, als 
aus einem ſchriftlichen Contracte, zu klagen. 0 

g. 598. Auch die Beweiskraft Fat dem Hand⸗ 
lungs buche durch Einlegung eines Proteſtes erhalten 

Agent. Landr. III. Band, 89 wer⸗ 


gangen bat, die zu feinem Vortheile abzielen. 
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werden, wenn der Abnehmer die Koͤniglichen Lande 
verlaſſen hat, oder ſein Aufenthalt dem Kaufmanne 
unbekannt iſt. 

H. 599. Ein ſolcher Proteſt muß aber vor Ab- 
lauf des Jahres (5. 596.) vor Gerichten, oder vor 
einem Juſtizcommiſſario und Notario eingelegt 
werden. 

$. 600. Der Kaufinann muß dabey entweder 
die Entfernng des Abnehmers außerhalb der Koͤnig · 
lichen Lande befcheinigen, oder an Eidesſtatt erhaͤr⸗ 
ten, daß er, aller angewendeten Mühe ungeachtet, 
den gegenwärtigen Aufenthalt deſſelben nicht erfors 
ſchen koͤnnen. 

§. 601. Er muß ferner fein Hauptbuch vorle⸗ 
gen, und die Stellen deſſelben, worin ſeine Forde⸗ 
rung enthalten iſt, dem Proteſte einrücken laſſen. 

$. 602. Durch den ſolchergeſtalt auſgenomme⸗ 
nen Proteſt wird die Beweiskraft des Handlungs⸗ 
buchs bis auf Fuͤnf Jahre vom Dato deſſelben erhal⸗ 
ten; und ſie kann auch nachber, von Zeit zu Zeit, 
durch Wiederholung des Proteſtes verlängert werden. 

603. Durch einen dergleichen Proteſt kann 
ein Kaufmann die Beweiskraft ſeines Handlungs⸗ 
buchs, auch gegen die Erben eines andern Kauf⸗ 
manns, über die $. 595. beſtimmte Friſt verlängern. 

$. 604. Uebrigens wird ein Kaufmann dadurch, 
daß die Beweiskraft ſeiner Handlungsbuͤcher erloſchen 
iſt, ſeiner Forderung ſelbſt noch nicht verluſtig. 

$. 605. Ein Handlungsbuch hat keine Beweis⸗ 
kraft, wenn darin Blaͤtter eingeklebt, eingeheftet, 
oder ausgeriſſen: oder wenn Stellen darin beſind⸗ 
lich ſind, die durch Aenderungen unleſerlich gemacht 
worden. 

$. 606. Eben das findet Statt, wenn der Kauf⸗ 
mann, bey Führung der Bücher, Unrichtigkeiten be. 


$. 607. 
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$. 607. Finden ſich Unrichtigkeiten anderer Art, 
und, find deren mehrere: ſo muß nach dem Gutachten 
vereideter Sachverſtandigen beurtheilt werden; ob 
dieſelben ſo beſchaffen ſind, daß dadurch die Glaub⸗ 
wuͤrdigkeit der Bucher ganz entkräftet werde. 

8. 698. Handlungsbücher eines Kaufmanns, 
der eines Meineides, oder falſchen Zeugniſſes nber⸗ 
führt ;- oder eines anderen feinen ehrlichen Namen 
ſchaͤndenden Verbrechens durch Urtel und Recht ſchul⸗ 
dig; oder für unfähig, einen Eid zu ſchwoͤren, eve 
klaͤrt worden, verdienen gar keinen Glauben. 

§. 609. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Kauſmann einen betrüglichen oder muthwilligen 
Bankeut gemacht hat. (Tit. 20, Abſchn. 14.) 

§. 610. Iſt er nur eines fahrläßigen, oder une 
beſonnenen Bankruts ſchuldig befunden worden: fo 
koͤnnen ſeine Buͤcher zur Unterſtützung anderer vor⸗ 
handenen Beweismittel gebraucht werden. 

H. 611. Hat ein Kaufmann auf den Grund ſei⸗ 
ner Bücher eine Forderung eingeklage, deren bereits 
erfolgte Zahlung ausgemittelt wird: fo geht die Be⸗ 
weiskraft ſeiner Buͤcher auf immer verloren. 

$. 612. Wird jedoch erwieſen, daß er bloß we⸗ 
gen Untreue, oder Unordnung eines feiner Hand. 
lungsbedtenten, von der geſchehenen Zahlung keine 
Wiſſenſchaft erhalten habe; fo iſt die Beweiskraft 
feiner Bucher nur in Anſehung des Zeitraums, in 
welchem ein ſolcher Handlungsbedienter zur Führung 
der Bücher, oder Einkaſſirung der Gelder gebraucht 
worden, geſchwaͤcht. . 

§. 613. Aber auch für dieſen Zeitraum konnen 
die Bücher) zur Unterſtützung anderer vorhandenen 
Beweismittel gebraucht werden. vn Voß 

6 514. Bey Handlungsgeſellſchaften finden die Haud⸗ 
allgemeinen Vorſchriften von Geſellſchaftsverkraͤgen ale 

G9 2 über- (lin 
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&. übers überhaupt, in fo fern dieſelben hier nicht abgeändert 

haupt; worden, Anwendung. (Th 1. Tit. 17. $. 186. [d.) 

$. 615. Hat die Handlungsgeſellſchaft nur ein⸗ 

zelne beſtimmte Geſchaͤfte und Unternehmungen zum 

3 fo iſt keine öffentliche Bekanntmachung 
noͤthig. 

H. 616. Auch bedarf es dazu unter Kaufleuten 
keines fehriftlichen Contracts, in fo weit deſſen Stelle 
durch gehörig geführte Handlungsbuͤcher des einen 
oder anderen Geſellſchafters erſetzt wird. 

2. un $. 617. Soll aber eine fortwährende Societaͤts⸗ 

ee Handlung unter einer gemeimſchaftlichen Firma errich⸗ 

den bes tet werden: fo find bloße Vermerke in den Hand⸗ 

e fungsbüchern dazu nicht hinreichend; fondern die Ver⸗ 
bundenen muͤſſen einen ſchriftlichen Contract darüber 
abfaſſen. (Th. 1. Tit. 5. . 155. 149.) 

$. 618. Die Geſellſchafter muͤſſen ferner die 
unter ihnen geſchloſſene Societät der Kaufmannſchaft 
des Orts, wo die Handlung errichtet iſt, auf der 
Boͤrſe, oder durch deren Vorſteher, bekannt machen. 

1 §. 619. Iſt an demſelben Orte keine Kauf 
mannsinnung befindlich: fo muß die errichtete So⸗ 
cierät der Obrigkeit des Orts angezeigt werden. 

§. 620. In dem Einen, fo wie im andern Falle, 
muß zugleich die Firma, unter welcher die Societaͤt 
ihre Gefchäfte zu kreiben gedenkt, angezeigt, und die 
Handſchrift derer, die fie zu führen berechtigt ſeyn 
ſollen, auf der Boͤrſe, oder bey den Gerichten, nie⸗ 
dergelegt werden. x 5 

§. 621. Bey Beſtimmung der Firma iſt darauf 
zu ſehen, daß ſich dieſelbe von allen bereits oͤffentlich 
bekannt gemachten hinlänglich unterſcheide. 

§. 622. Ergiebt ſich in der Folge, daß eine an⸗ 
dere bereits errichtete Handlung dergleichen Firma 
führe: ſo iſt die ſpaͤter geſchloſſene Societät verbun⸗ 
den, ihre Firma zu ändern. 

H. 623. 
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§. 623. Soll das eine oder andere Mitglied von 
Betreibung der Gefhäfte ganz oder zum Theil aus⸗ 
geſchloſſen ſeyn: fo muß dies in der Bekanntmachung 
ausdrücklich bemerkt werden. 

$. 624. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn die 
Rechte und Pflichten einzelner Mitglieder anders, 
als es die Geſetze an die Hand geben, beſtimmt ſeyn 
ſollen. 5 

H. 625. So lange die gehörige Bekanntmachung 
nicht erfolgt iſt, kann die Geſellſchaft ſich der Rechte 
einer Handlungsſocietaͤt gegen einen Dritten nicht 
bedienen. 1 

$ 626. Sie felbft aber macht ſich durch die 
inzwiſchen vorgenommenen Geſchäfte gegen einen 
Dritten allerdings verbindlich. 

F. 627. Eine gleiche Bekanntmachung (8. 618. 
619.) muß allemal erfolgen, wenn in dem vorhin 
bekaunk gemachten Inhalte des Vertrages, in Abe 
ſicht der Firma, oder der Perſonen, welche der Hand⸗ 
lung vorſtehen, eine Veraͤnderung vorgenommen wer⸗ 


den 96 

. 6ag. Auch muß von einer ſolchen Veraͤnde⸗ 
rung denjenigen auswärtigen Handelshauſern, mit 
welchen die Societät bisher ſchon in Verbindung 
geſtanden hat, noch beſonders Nachricht ertheilt 
werden. 

$. 629. Die Verbindlichkeit unter den Contra- Hehe 
benten ſelbſt, nimmt mit dem Tage des geſchloſſenen lichten 
Vertrages ihren Anfang. Win 

9. 630. Wegen der Beitrage zum gemeinfchafte ter“! 
lichen Fond finden die Grundſätze des Erſten Theils, ER 
Tit. 17. §. 189. fgg. Anwendung. der Bei⸗ 

§. 631. Sollen jedoch die Geſchäfte der Socie- träge. 
tätshandlung durch neue Beiträge erweitert werden: 
fo kann dies nur durch Uebereinſtimmung ſaͤmmtli⸗ 
cher Mitglieder geſchehen, 

F. 632. 
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$. 632. Hat das eine oder andere Mitglied ohne 
eine ſolche Uebereinſtimmung feinen Beitrag verftärft, 
und damit die Geſchaͤfte der Societätshandlung er 
weitert: ſo iſt er als ein ſolcher zu betrachten, der 
fremde Geſchäfte ohne vorhergegangenen Auftrag 
beſorgt hat. (Th. 1. Tit. 13. H. 228. Id.) 
dne, H. 633. Wenn der bekannt gemachte Inhalt 
tiehe der des Societaͤtscontracts nicht ein Anderes beſtimumt: 
Geschäfte fo iſt jedes Mitglied in Absicht der gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten als Faktor anzuſehen. 
S. 634. Sind aber die Societaͤtsgeſchaͤfte uns 
ter verſchiedene Mitglieder verthellt, und iſt dies ges 
Se bekannt gemacht: fo wird jeder nur in feinem 
ache als Faktor betrachtet. 
F. 635. Jedoch koͤnnen auch alsdann diejenigen 
Geſchaͤfte, welche den Handlungsdienern oder Lehr⸗ 
1 lingen zuſtehen, von jedem Mitgljede, welches nicht 
1 ausdruͤcklich von allen Geſchaͤften ausgeſchloſſen iſt, 
ö guͤltig vollzogen werden. 5 
N §. 636. Ein Mitglied, welches von dem Be⸗ 
triebe der Societaͤtsgeſchaͤfte nicht ganz ausgeſchloſſen 
iſt, darf ohne Genehmigung der übrigen keine eigene 
Handlung von eben der Art, als die Societäͤts⸗ 
handlung iſt, errichten, oder als Geſellſchafter daran 
N Theil nehmen. 
$. 637. Hat aber ein Geſellſchafter ſchon zur 
1 
1 


Zeit ſeiner Aufnahme in die Soeietät ſeine eigene 
Handlung gehabt: ſo kann er fie fortſetzen, in fo fern 
die Niederlegung derſelben nicht ausdrücklich vorbe⸗ 
dungen worden. 3 
H. 638. Wenn ein Milglied, ohne die aus⸗ 
drückliche Einwilligung der übrigen, feinen Socie⸗ 
| tätsantheif einem Fremden überläßt: fo kann dieſer 
14 von den übrigen Geſellſchaftern, weder die Einſicht 
| der Handlungsbücher, noch Rechnungsablegung, noch 
andere Nachweiſungen über die betriebenen Geſchaͤf⸗ 
te, 
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te, ſondern nur die Mittheilung des jährlichen Ab⸗ 
ſchluſſes fordern. (Th. 1. Tit. 17. F. 217. faq.) 

$. 639. Jeder Geſellſchafter iſt ſchuldig, dahin der Ne 
zu ſehen, daß über die durch ihn beſorgten Geſchafte nungsah⸗ 
ordentliche Bucher nach kaufmaͤnniſcher Art geführt lesung. 
werden. 

§. 640. Wer dies unterlaͤßt, verliert bey der 
Rechnungslegung, in Abſicht der durch ihn betrie⸗ 
benen und nicht gehoͤrig eingetragenen Geſchäfte, die 
Befugutß zur eidlichen Beſtarkung. (Th. 1. Tit. 17. 
H. 220.) 

$. 641. Auch iſt er den übrigen Mitgliedern 
für allen dadurch entſtehenden Schaden verhaftet. 

§. 642. Sind in dem Contracte keine beſondere 
Verabredungen getroffen: ſo kann jedes Mirglied 
verlangen, daß am Ende des Jahres ein Inventa⸗ 
rium über das geſammte Societätsvermoͤgen aufge⸗ 
nommen; alsdann der Abſchluß aus den Handlungs⸗ 
büchern angefertigt; und nach demſelben Gewinn 
oder Verluſt vertheiſt werde. 

$. 643. Bey dem Mangel anderer Beſtimmun⸗ 
gen muß dies am Ende des Monats Dezember in 
jedem Jahre geſchehen. 

§. 544. Sind in dem Contracte keine beſondere 
Abreden getroffen: ſo werden, bey Aufnahme des 
Inventarit, die zum Handlungsvermöͤgen gehörende 
Vorrathe an Materialien und Waaren nur zu dem 
Preiſe, wofür ſie angeſchafft ſind, und wenn der 
gaugbare Werth zur Zeit der Inventur niedriger iſt, 
nur zu dieſem niedrigeren Preiſe angeſetzt. 

9. 645. Von ſolchen Materialien und Waa⸗ 
ren, deren Werth durch das Liegen im Lager ver 
mindert wird, ingleichen von den Geraͤthſchaften, 
welche ſich durch den Gebrauch abnutzen, muß au⸗ 
ßerdem noch ein verpaltnißmaͤßiger Abzug gemacht 
werden. 

5 S. 645. 
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$. 646. Die ausſtehenden Forderungen der 
Handlung, welche nicht beigetrieben werden koͤnnen, 
muſſen ganz abgeſchrieben; die zweifelhaften aber 
nur mit einem verhaͤltnißmaͤßigen Abzuge angeſetzt 
werden. 5 
den r, 6.647. Die Geſellſchaft wird ſowohl durch ge⸗ 
bättnifen meinſchaftlich abgeſchloſſene und unterſchriebene Ver⸗ 
bete. (träge, als durch die Handlungen einzelner Mitgie- 
re. der, in fo fern dieſelben als Faktors zu betrachten 
find (. 633 — 635.) verpflichtet. 
$- 648. Wegen der übernommenen Wechſel⸗ 
verbindlichkeiten iſt das Noͤtyige im folgenden Ab⸗ 
ſchnitte vorgeſchrieben. 
§. 649. Wenn ein Geſellſchafter nicht im Na⸗ 
men der Societät, oder unter deren Firma Verträge 
ſchließt: fo finden die Vorſchriſten des Erſten Theils 
Tit. 17. §. 225. 226. und 228. Anwendung. 
$. 650. Hat ein Mitglied der Societät die 
Schranken feines Auftrages uͤberſchritten, oder uns 
erlaubte Handlungen vorgenommen: ſo iſt die Ver⸗ 
bindlichkeit der übrigen Mitglieder nach den Grund⸗ 
fügen von Faktoren zu beurtheilen. (§. 516. 149.) 
§. 651. Derjenige, welcher der Societät ein 
beſtimmtes Capital mit der Bedingung anvertrauet 
hat, daß er, ſtatt der Zinſen, am Gewinne oder 
Verluſte nach Verhaͤſtniß dieſes Capitals Theil neh⸗ 
men wolle, wird ein ſtiller Geſellſchafter (Allocié en 
commendite,) genannt. 
§. 652. Iſt fein Name in der Firma nicht mit 
enthalten, noch er ſonſt als ein Geſellſchafter aus⸗ 
druͤcklich bekannt gemacht: fo haftet er den Societätse 
gläubigern nur mit ſeinem in der Handlung ſtehenden 
Capitale; und kann ein Mehreres zu den Societäts⸗ 
0 ſchulden beizutragen, nicht angehalten werden. 
a Seien 9. 653. Jedes Mitglied iſt von feinem einge: 
zes und legten Capitale gewöhnliche Zinſen zu fordern befugt, 
Verlustes, wenn 
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wenn nicht das Gegentheil im Contracte veſtgeſetzt 
worden. 7 

F. 654. Vor angefertigtem jahrlichen Abſchluſſe, 
und darnach angelegter Vertheilung des Gewinnfter, 
Fran kein Mieglied, ohne Genehmigung der übrigen, 
de als landuͤbliche Zinſen feines eingelegten Ca⸗ 
aus der Handlung nehmen. 

655. Geſchieht es dennoch: fo muß von der 
herausgenommenen Summe der hoͤchſte erlaubte 

ſatz entrichtet, auch dieſelbe, auf Verlangen des 

einen oder andern Geſelſchafters, ſogleich wieder 

berbey geſchafft werden. 

9. 655. Nach angefertigtem Abſchluſſe, und 
angelegter Vertheilung hingegen, iſt jeder befugt, ſich 
ſeinenuntheit am Gewinne, in fo fern es ohne Zer 
riseung der fortlaufenden Geſchaͤfte möglich iſt, baar 
herauszahlen zu laſſen. 

$. 657. Läßt ein Geſellſchafter feinen ausgemit⸗ 
telten Antheil am Gewinne, mit ausdruͤcklicher oder 
ſtillſchweigender Bewilligung der übrigen, in der 
Handlung ſtehen: fo muß ihm derſelbe vom Ablaufe 
des nach 5. 643, zu beſtimmenden Societaͤtsjahres, 
gleich dem eingelegten Capitale, verzinſet werden. 

H. 658. Wenn ein einzelnes Mitglied aus der e) Bon 
Societät ſcheidet: fo muß dieſes jedesmal, nach Vor, zug he, 
ſchrift F. 627. 628. gehörig bekannt gemacht werden. Societät. 

$: 659. So lange dieſe Bekanntmachung nicht zun ann 
geſchehen iſt, bleibt das ausgetretene Mitglied, auch jelver 
in Anſehung der nach dem Austritte vorgenommenen de e 
Geſchäfte, denjenigen Societätsglaubigern, welche 
davon keine Wiſſenſchaft erhalten haben, verhaftet. 

$. 669. Dies findet auch alsdann Statt, wenn 
ein Mitglied von der Geſellſchaſt ausgeſchloſſen wor⸗ 
den. (Th. 1. Tit. 17. . 262. und 263.) 

$. 661. Stirbt ein Geſellſchafter, welcher der 
gemeinſchaftlichen Handlung, oder einem 2 5 

elben 
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ſelben, mit vorgeſtanden hat: ſo ſind, im Mangel 
entgegenſtehender gültiger Verabredungen, die Erben 
deſſelben berechtigt, mit dem Ablaufe des nach H. 643. 
zu beſtimmenden Societaͤtsſahres, in welchem das 
Abſterben erfolgt iſt, die Societät zu verlaſſen. 

$. 662. Auf gleiche Art find die ubrigen Mit⸗ 
glieder befugt, den Erben die Societät zu kundigen. 

$. 663, Bis zum Ablaufe des Jahres nehmen 
die Erben an dem Gewinne oder Verluſte der Go 
cietär, gleich dem Erblaſſer, Theil. 

$. 654. Die übrigen Mitglieder, oder deren 
Faktors, betreiben fo lange die Geſchäfte unter der 
Firma für gemeinſchaftſiche Rechnung; und den Er⸗ 
ben des Verſtorbenen ſteht bloß frey, zu Wahrneh⸗ 
mung ihrer Rechte einen vereideten Sachverſtändigen 
als Aufſeher zu beſtellen. 

§ 665. Die ausſcheidenden Erben müffen das 
für ſorgen, daß vor Ablauf des Jahres das Abſter⸗ 
ben ihres Erblaſſers, und ihr bevorſtehender Aus⸗ 
tritt, nach Vorſchrift F. 658. gehoͤrig bekannt ges 
macht werde. 

$. 666. Welche Wirkungen, außer dem §. 56 T. 
beſtimmten Falle, das Abſterben eines Geſellſchaf⸗ 
ters habe, iſt nach den allgemeinen Vorſchriften des 
Erſten Theils, Tit. 17. $, 280, zu beurtheilen. 

$. 667. Wird über das eigene Vermoͤgen eines 
Geſellſchafters Concurs eroͤffnet; fo höre in Anſehung 
deſſelben die Societaͤt mit dem Tage der Concurser⸗ 
oͤffnung auf; und die übrigen Mitglieder ſind befugt, 
ſich nach näherer Vorſchrift der Prozeßordnung, mit 
feiner Ereditmaſſe aus einander zu ſetzen. 

$. 668. Will außerdem ein Mitglied aus der 
Geſellſchaft kreten: fo muß daſſelbe feinen Vorſatz 
den Uebrigen Sechs Monate vor Ablauf des So⸗ 
cietaͤtsjahres ankuͤndigen. 


§. 669. 
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$. 669. In Anfehung der bey dem Ablaufe des 
Jahres, ohne ausdruͤcklichen Widerſpruch des aus ⸗ 
tretenden Geſellſchafters, ſchon wirklich geſchloſſenen 
Societaͤts geſchaͤfte, iſt derſelbe bis zu deren völligen 
Beendigung mit verhaftet. 

$. 670. Bey der Auseinanderſetzung ſelbſt fin⸗ 
den die Vorſchriften des Erſten Theils, Tit. 17. 
9. 295. 14d. Anwendung. 

$. 671, Hiernach muß auch beſtimmt werden: 
in wie fern der austretende Geſellſchafter ſein einge⸗ 
legtes Capital ſogleich zurück fordern koͤnne; oder 
ſcloiges gegen Faufmännifche Zinſen noch länger ſte⸗ 
hen laſſen muͤſſe. 

$. 672. Allen Societätsgläubigern, welchen der 
Austeitt gehörig bekannt gemacht worden, bleibt der 
ausgetretene Geſellſchafter nur auf Ein Jahr, ſeit 
dem Ablaufe des Socierätsjahres, verhaftet. 

$. 673. Wird eine Forderung erſt nach Ablauf 
dieſes Jahres fällige jo ik die Jahresfriſt von dem 
Verfalltage an zu rechnen. 

§. 674. Nach Ablauf dieſes Zeitraums (§. 672. 
673.) koͤnnen dergleichen Societaͤtsgläubiger ſich nur 
an die. übrigen in der Societät verbliebenen Mit⸗ 
glieder halten. - 

$. 675. Iſt die Führung der ganzen Gocietärs- 
handlung, oder eines Theils derſelben, dem ausge⸗ 
tretenen Mitgliede allein übertragen geweſen: fo koͤn⸗ 
nen die in der Societät verbleibenden Mitglieder, ge⸗ 
gen unbekannte Anſpruͤche aus den von ihm vorge⸗ 
nommenen Handlungen, ſich eben ſo, wie der Prin⸗ 
eipal gegen die Handlungen des geweſenen Faktors 
(S. 538. ag.) durch ein öffentliches Aufgebot ſicher 
ſtellen. (§. 540.) 

§. 676. Den Socierätsgläubigern, weſche ſich 
bey dieſem Aufgebote nicht gemeldet haben, bleibt 
jedoch ihr Recht gegen den geweſenen Grſellſchafter, 

welcher 
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weicher feinen Austritt nicht gehörig bekannt ge. 
macht hat, vorbehalten. 
noir . 677. Soll die Societaͤtshandlung ganz auf⸗ 
mung und gehoben werden: fo muß darüber öffentliche Bekannt⸗ 
5 machung, nach Vorſehriſt $. 518. lag erfolgen. 
Socletk. . 678. IE dieſe Bekanntmachung unterblie⸗ 
ben: ſo haftet jedes Mitglied denjenigen, welche auch 
ſouſt von der erfolgten Aufhebung der Societät keine 
Wiſſenſchaft erlangt haben, für die von einem oder 
dem Andern der geweſenen Geſellſchafter, im Nu _ 
inen der Societät, oder unter deren Firma, geſchloſ⸗ 
ſenen Verträge eben fo, als wenn die Societät nich! 
aufgehoben wäre, a 
S8. 679. Entſteht ein Streit daruͤber, welcher 
von den geweſenen Geſellſchaftern die bisherige Fir⸗ 
ma behalten ſolle: fo muß dieſelbe demjenigen zu⸗ 
geeignet werden, welcher den darin enthaltenen Haupt 
namen zu führen berechtigt iſt. 

g. 680. Kann der Streit nach dieſem Grund⸗ 
ſatze nicht entſchieden werden; fo gebuͤhrt demjenigen, 
welcher von Anfang an ein Mitglied der Societaͤt 
geweſen iſt, oder deſſen Erben, der Vorzug vor ei⸗ 
nem fpäter aufgenommenen Geſellſchafter. 

$. 681. Kann auch hiernach die Streitfrage 
nicht beſtimmt werden: ſo muß das Loos entſcheiden. 

H. 682. Wegen Verhaftung der geweſenen 
Mitglieder gegen die Societaͤtsglaͤubiger, nach ges 
ſchehener Bekanntmachung, findet eben das Statt, 
was im Erſten Theile Tit. 17. $. 307. Iqꝗ . verord« 
net worden. 

5. 683. Doch kann unter den 8. 334. [dg vor⸗ 
geſchriebenen Beſtimmungen, die oͤffentliche Vorla⸗ 
dung der unbekannten Gläubiger geſucht werden. 

em Von 5. 684. Hat ein Kaufmann einem Andern, dee 
15 50 kein Kaufmann iſt, Waaren auf Borg gegeben: ſo 
Zinsen. kaun er, wenn keine Zahlungefriſt beſtimmt Pr 
mai 


Don Kaufleuten, 477 


nach Verlauf von Vierzehn Tagen, vom Tage der 
geſchehenen Einmahnung gerechnet, landuͤbliche Zin⸗ 
ſen fordern. 

9. 685. Der ausdrücklichen Einmahnung ſoll 
es gleich geachtet werden, wenn der Kaufmann dem 
Abnehmer Rechnung znuſchickt. . 

§. 686. Zum Beweiſe, daß, und wenn die 
Einmahnung geſchehen, oder bis zu welchem Tage 
der Credit gegeben ſey, ſoll der eidlich beſtaͤrkte Ver⸗ 
merk in den Büchern des Kaufmanns hinreichen. 

$. 687. Kann die geſchehene Einmahnung, oder 
der Tag, bis zu welchem Credit gegeben worden, 
nicht nachgewieſen werden: ſo tritt die Verzinſung 
erſt mit Verlauf Eines Jahres vom Tage der ge⸗ 
ſchehenen Lieferung ein. 

§. 688. Iſt der Credit bis zu einem beſtimm⸗ 
ten Tage gegeben worden: fo laufen von dieſem an, 
die Verzoͤgerungszinſen. 

$. 689. Vorſtehende Befugniß, Zinſen zu for⸗ 
dern (F. 684. 687. 688.) wird nicht aufgehoben, 
wenn gleich der Kaufmann demſelben Abnehmer in 
der Folge noch mehr Waaren auf Credit giebt. 

9. 690. Den zur Beſtimmung des Zinsſatzes 
ergangenen Landes⸗ oder Provinzialgeſetzen find auch 
Kaufleute der Regel wach unterworfen. 

$. 691. Bey Darlehnen der Kaufleute finden 
die Vorſchriften des Erſten Theils Tit. 11. §. 805. 
Anwendung. 

$. 692. Wenn jedoch einem Kaufmanne, der 
mit Waaren im Großen handelt, Gelder gegen blo⸗ 
ße Handſchrift oder Wechſel, und ohne beſondere 
Sicherheit auf eine Sechs Monate nicht überftei- 
gende Zeit vorgeliehen worden: fo ſoll die Beſtim⸗ 
mung des Zinsſatzes lediglich der Vereinigung der 
Intereſſenten überlaffen ſeyn. 


9. 693. 


IX. Pro⸗ 
viſion. 
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9. 693. Nach Verlauf der Sechs Monate aber 
finden nur die gefeßmäßigen Zinſen Statt. 

§. 694, Wird auch noch wahrend der Sechs 
Monate über des Schuldners Vermoͤgen Concurs 
eröffnet: fo kann der Gläubiger nur die geſetzmaͤßi⸗ 
gen Zinſen aus der Maſſe fordern. 

H. 695. Von den Vorſchuſſen, welche ein Kauf⸗ 
mann, bey Gelegenheit eines demſelben ertheilten 
Auftrages macht, iſt er vom Tage der Verwendung 
an, Sechs vom Hundert jährliche Zinfen zu fordern 
berechtigt. 

$. 696. Kaufleute untereinander konnen in 
Handlungsgeſchaͤften, auch ohne ausdrückliche Ver⸗ 
abredung, die am Orte zwiſchen Kaufleuten gewoͤhn. 
lichen Zinſen fordern. 

§. 697. Wenn Kaufleute ſich untereinander 
wegen wechſelſeitiger Forderungen an Capital und 
Zinſen berechnen: ſo iſt der, welchem ein Ueberſchuß 


gebührt, von dem ganzen Betrage deſſelben, wenn 


gleich darunter Intereſſen mit begriffen ſind, Zinſen 
ſeit dem Tage des Abſchluſſes anzuſetzen berechtigt. 

$. 698. Ein Kaufmann, welcher kaufmänniſche 
Geſchäfte für einen andern, er fen Kaufmann oder 
nicht, beſorgt, kann dafür, auch ohne ausdrückliche 
Verabredung, Proviſion fordern. 

§. 699. Dieſe Proviſton wird bey dem Waa⸗ 
reneinkauf oder Verkauf, von dem Betrage des 
Kaufgeldes; bey Zahlungen und Geldhebungen, von 
dem Betrage der zu zahlenden oder zu erhebenden 
Summe; und bey Verſicherungen von dem gezeich⸗ 
neten Verſicherungsquanto gegeben. 

$ 700. Sind Waaren bey einem Kaufntanne 
niedergelegt worden: fo kann derſelbe für deren Auf⸗ 
bewahrung Lagergeld, auch ohne vorhergegangene 
ausdrückliche Verabredung fordern. 


$. 701. 
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H. 70. Der Satz der Proviſion und des Lager. 
geldes muß nach demjenigen beſtimmt werden, was 
unter Kaufleuten am Orte oder in der Provinz ges 
woͤhnlich iſt. 

$ 702; Kaufleute find ſchuldig, Aufmerkſam⸗ 
keit anzuwenden, daß nicht andere Kaufleute durch 
ihre Empfehlungen verleitet werden, ſich mit unſi⸗ 
chern Perſonen in Handlungsgeichäfte, einzulaſſen. 

H. 703. Hat ein Kaufmann Jemanden von mif- 10 Von 
lichen Vermoͤgensumſtänden, oder unzuverlaßigem Aue 185 
Charakter, einem andern Kaufmanne, wider befferes fe 
Wiſſen, als einen ſichern guten Mann empfohlen: fung 
fo muß er allen Schaden erſetzen, welcher bey den 
durch dieſe ſaſſche Empfehlung unmittelbar veran⸗ 
laßten Geſchaften, aus dem Unvermoͤgen oder unzu⸗ 
verlaͤßigen Charakter des Empfohlnen entſteht. 

§. 704. Hat er von den mißlichen Vermoͤgens⸗ 
umſtaͤnden, oder dem unzuverlaͤßigen Charakter des 
Empfohlnen keine Wiſſenſchaft gehabt: fo iſt er den 
Schaden nur alsdann zu vertreten ſchuldig, wenn er 
den Irrthum bey Anwendung der gewöhnlichen Auf⸗ 
merkſamkeit hätte vermeiden können. 

H. 705. Iſt die Empfehlung auf vorhergegan⸗ 
gene Anfrage des andern Kaufmannes erfolgt: fo 
haftet er nur für ein grobes Verſehen. 

$. 706. In allen Fällen iſt der Empfehlende 
von der Vertretung frey, wenn ausgemittelt werden 
kann, daß der Beſchaͤdigte durch die Empfehlung 
nicht bewogen worden, ſich mit dem Empfohlnen ein⸗ 
zulaſſen. 

H. 707. Desgleichen alsdann, wenn die Un⸗ 
ſicherheit oder Unzuverlaßigkeit bey dem Empfohlnen 
erft nach der geſchehenen Empfehlung entſtanden iſt. 

$. 708. Auch erſtreckt ſich die Vertretung alle» 
mal nur auf diejenigen Gefchäfte, welche ummittel» 

bar 


A. Von 
Wechſeln 
über⸗ 
haupt. 


) Met 
wechſelſz⸗ 
big ist 
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bar nach der Empfehlung mit dem Enpſohlnen ge⸗ 
ſchloſſen worden. 

§. 709. Hak der Beſchaͤdigte in der ZIwiſchen⸗ 
zeit Gelegenheit gehabt, von den Vermögensu: Hatte 
den oder Charakter des Empfohlnen ſich ſeloſt zu 
überzeugen: fo fälle die Vertretung binweg. 

§. 710. Wenn ein Kaufmann einem andern 
Kaufmanne ſchriftlich oder mündlich erklart, daß 
derſelbe einem Dritten auf ſeine Gefahr Credit geben 
koͤnne: fo iſt er als Bürge zu betrachten. 

g. 711. Sowohl wegen einer ſolchen Vuͤraſchaft 
überhaupt, als wegen der Dauer und des Umfanges 
derſelben finden die Vorſchriften des Erſten Therls 
Tit. 14. F. 258. lad. Anwendung. 

$. 712. Hat aber ein Kaufmann an Jemanden 
einen Ereditbrief ertheilt, und ſeinen Correſpondenten 


angewieſen, dem Ueberbringer auf feine Rechnung 


zu zahlen: ſo wird er jenem als Hauptſchuldner ver⸗ 


haftet. 


i Achter Abſchnitt. 
Jon Weich ſe len. 


8. 713. Die nach einer beſtimmten geſeß lichen 
Form abgefaßten Verſchreibungen, wodurch Jemand 
verpflichtet wird, eine Summe Geldes bey Vermei⸗ 
dung des ſogleich erfolgenden perſönlichen Arreſtes 
zu bezahlen, werden Wechſel genaunt. 

$. 714. Hat der Ausſteller die Zahſung. ſelbſt 
zu leiſten verſprochen: ſo iſt ein trockner oder eigner 
Wechſel; wenn aber die Zahlung einem Dritten auf⸗ 
N worden, ein gezogener Wechſel vorhanden. 

$. 715. Wer überhaupt unfähig iſt, Derttäge 
zu ſchließen, kann ſich nicht wechſelmaßig verbinden. 
(Th. 1. Tit. 5. H. N 

$ 7 c. 
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9 716. Wer in Anſehung der Fahigkeit, Dar⸗ 
lehnsvertraͤge zu ſchließen, eingeſchrankt iſt, kann 
keine Wechſelverpflichtung uͤbernehmen. (Th. 1. 
Tit, 11. §. 75, lag.) 

§. 717. Selbſt in den Fällen, da die von der⸗ 
gleichen Perſonen geſehloſſenen Vertrage, oder auf⸗ 
genommenen Darlehne, unter gewiſſen Umſtänden 
gültig werden, findet gegen ſie weder wechſelmaͤßiges 
Verfahren noch Wechſelexecution Statt. (Th. 1. 
Tit. 11. H. 707. Iq.) 

9. 718. Ju der Regel iſt nur derjenige wechſel⸗ 
faͤhig, welcher die Rechte eines Kaufmannes hat. 

Anh. §. 110. Ordenclich resipiere Buchhändler find wech⸗ 
ſelfoͤbig. 


$ 719. Dieſe Wechſeffaͤhigkeit hört, auch nach 
niedergelegter Handlung, nicht eher auf, als bis 
eine Veränderung des Standes vorgegangen iſt. 
(Th. r. Tit. 1. F. 6.) 

$. 720. Die Jußhaber der Fabriken, ingleichen 
die Apotheker, find in Anſehung der Wechſelgeſchäf⸗ 
te den Kaufleuten gleich zu achten. 

§. 721. Eben dies findet in Abſicht derjenigen 
Statt, welche nach den beſondern Verſaſſungen ei⸗ 
nes jeden Ortes, die Befugniß erhalten haben, für 
eigene Rechnung zur See oder auf Stroͤhmen Schiff⸗ 
fahrt zu treiben. 

H. 722. Dieſen wird, bey Seeſchiffen, der Car 
pitain, oder derjenige, welchem die Führung des 
ganzen Schiffes anvertrauet worden, gleich geachtet. 

$. 723. Auch Juden ohne Unterſchied find dem 
Wechſelrechte unterworfen. 

F. 724. Frauensperſonen, welche Kaufmanns 
ſchaft treiben, bleiben wegen der in dieſer nalität 
geſchloſſenen Wechſelgeſchaͤfte ihren Glaͤubigern, auch 

Allgem. Landr. II. Band. Hb nach 
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nach niedergelegter Handlung, wechſelmäßig ver⸗ 
pflichtet. ; 

$. 725. Alle übrige Perſonen weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts, ohne Unterſchied, ſind an ſich nicht wech⸗ 
ſelfaͤhig. 

§. 726. Wirkliche Beſitzer adlicher Güter, fer- 
ner die Haupt⸗ oder Generalpächter Landesherrlicher 
= Prinzlicher Aemter, find für mechfelfäbig zu 
achten, 


Anh. §. 111. Dies iſt auch der Fall bey den Beſſtzern 
derjenigen Erb zins und Erbpachtgüter, welche mit eis 
gener Gerichtsbarkeit verſehen, und als für ſich beſte⸗ 
hende Beſitzungen unter einem beſondern Namen im Hy⸗ 
pothekenbuche eingetragen worden ſind. 


$. 727. Wenn der Beſitztitel eines adlichen 
Gutsbeſitzers im Hypothekenbuche geloͤſcht worden; 
oder wenn die Pacht aufgehoben iſt: fo erloͤſcht die 

darauf gegruͤndete Wechſelfaͤhigkeit. 

6, 728. Alle uͤbrige Landeseinwohner, außer 
vorſtehend benannten Perſonen, (§. 718 724. 
726.) koͤnnen ſich in der Regel nicht wechſelmaͤßig 
verpflichten. ($. 931. 932.) f 

§. 729. Auch dadurch, daß Jemand ſich für 
einen Mechfelfähigen ausgegeben, und dieſe Angabe 
ſogar eidlich befärft hat, erlangt der Glaͤubiger kein 
Wechſelrecht. (Th. 1. Tit. 5. H. 35. 36.) 

§. 730 a. Die von ſolchen nicht wechſelfaͤhigen 
Perſonen ausgeftellte krockne Wechſel werden als blo⸗ 
ße Schuldſcheine angeſehen; und andere von ihnen 
übernommene Wechſelverbindungen werden nach der 
Natur des dabey eigentlich zum Grunde liegenden 
Geſchaͤfts beurtheilt. 

$. 730 b. Wenn jedoch dergleichen an ſich nicht 
mechfelfähige Perſonen an eine öffentliche Kaſſe oder 
Anſtalt Wechſel ausftellen, fo entſteht daraus gegen 

fie, 
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fie, fo weit fie uͤberhaupt Darlehne aufzunehmen faͤ⸗ 
hig find, auch wechſelmaͤßige Verpflichtung. 
$. 731. Wenn Jemand, der nach den Geſe⸗ 
Sen nicht wechſelfahig iſt, zur Unterſtuͤtzung oder Aus⸗ 
breitung ſeines Verkehrs oder Gewerbes, ſich die 
Wechſelfaͤhigkeit verſchaffen will: fo muß er ſich bey 
feinem ordentlichen perſoͤnlichen Richter melden, und 
die Beilegung der Befugniß, Wechſelverbindungen 
einzugehen, nachſuchen. 
Anh. §. 112. Perſonen, denen das Geſetz ſelbſt die Wech⸗ 
ſelfahigkeit in gewlſſen Fallen beigelegt hat, koͤnnen zum 


Wechſelausſtellen auch in andern und mehrern Fällen aus 
toriſirt werden. 5 


$. 732. Die Anmeldung muß entweder in Per⸗ 
ſon geſchehen, oder es muß dazu eine gerichtliche Spe⸗ 
cialvollmacht ausgeſtellt werden. 

§. 733. Der Richter muß dabey genau unters 
ſuchen: ob der, welcher um die Wechſelfaͤhigkeit ſich 
meldet, die Eigenſchaften, Verſtandeskraͤfte, und 
Erforderniſſe beſitze, die ein Jeder haben muß, wel⸗ 
cher Verträge zu ſchließen, und Darlehne aufzuneh⸗ 
men, befugt ſeyn ſoll. 

$. 734. Er muß ſich ferner, jedoch nur im All⸗ 
gemeinen, überzeugen, daß derſelbe ein nützliches 
Gewerbe treibe, zu deſſen Beförderung die Wech⸗ 
ſelfaͤhigkeit gereichen kann. J 

„735. Auf eine genaue Unterſuchung uͤber den 
Umfang dieſes Gewerbes, und über die Vermoͤgens⸗ 
umftände des Anſuchenden, ift der Richter ſich eins 
zulaſſen weder befugt, noch ſchuldig. 

$. 736. Iſt der Anſuchende einer Patrimonial⸗ 
Gerichtsbarkeit unterworfen: ſo muß ſich der Ge⸗ 
richtshalter die Genehmigung der Grundherrſchaft, 
oder deren Stellvertreters, beibringen laſſen. 


Hb 2 $. 737. 
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§. 737. Den Perſonen weiblichen Geſchlechts, 
ingleichen den Mannsperſonen vom Bauer = oder ge⸗ 
zingern Buͤrgerſtande, muß der Richter, bey Ver⸗ 
meidung nachdrückſicher Ahndung, die Vorſchriften 
und Folgen des Wechſelrechts erklaren und bekannt 
machen. 

$. 738. Findet der Richter bey dem Antrage, 
nach vorſtehend erfolgter Prüfung deſſelben, kein 
Bedenken: fo muß er dem Anſuchenden ein Certi⸗ 
ficat dahin ausfertigen: 

daß derſelbe ſich um die Befugniß, wechſelmaͤßige Ver⸗ 
bindungen einzugehen, gebuͤhrend gemeldet habe, und 
dazu hiermit für fähig erflärt werde. 

§. 739. Ein ſolches Certificat macht denjeni⸗ 
gen, der es erhalten hat, nicht nur fuͤr den Fall, bey 
deſſen Gelegenheit felbiges nachgeſucht worden, ſon⸗ 
dern auch für alle kuͤnftige Fälle wechſelfähig. 

$. 740. Bey Wechſelgeſchaͤften einer Frauens⸗ 
perfon, welcher ein ſolches Certiſicat ertheilt worden, 
iſt weder die Gegenwart eines Aſſiſtenten oder Ges 
ſchlechtsvormundes, noch eine nochmalige Erklaͤrung 
der Strenge des Wechſelrechts nothwendig. 

§. 741. Hat Jemand, der entweder Verträge 
uͤberhaupt zu ſchließen, oder Darlehne aufzunehmen 
unfähig iſt, ein ſolches Gertificat erhalten: fo beſte⸗ 
hen zwar die mit ihm auf den Grund deſſelben ge⸗ 
ſchloſſenen Wechſelverbindungen; 

H. 742. Der Richter aber, welcher das Certi⸗ 
ſicat ausgeſtellt hat, haftet nach den allgemeinen 
Grundſätzen vom Schadenserſatz, für allen dem Un⸗ 
fähigen daraus entſtandenen Nachtheil; und ſoll 
überdies, wegen vorſaͤtzlicher Ueberſchreitung oder 
grober Vernachlaſſigung feiner Amtspflichten, nach 
Vorſchriſt der Criminalgeſetze beſtraft werden. ‘ 

$. 743. Das Certificat felbft muß dem Unfaͤ⸗ 
bigen ſofort abgenommen und caſſirt BE 
744 · 
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§. 744. Kann ſelbiges nicht wieder herbeige⸗ 
ſchafft werden: 1 muß eine gerichtliche Mortificirung 
deſſelben, durch Öffentliches Aufgebot, und Ber 
Fanntmachung in den Zeitungen und Intelligenz⸗ 
blaͤttern der Provinz erfolgen. (Th. 1. Tit. 16. 
§. 130. 132.) 

$. 745. Wenn Jemand, welcher die Wechſel⸗ 
fähigkeit durch eine richterliche Beglaubigung erhalten 
hat, in der Folge die Befugniß, Vertrage zu ſchlie⸗ 
ßen, oder Darlehne frey aufzunehmen, verliert: ſo 
muͤſſen, wegen Zurücknahme und Caſſation des Cer⸗ 
tificats, oder wegen deſſen Mortificirung, die obi⸗ 
gen Vorſchriften (5. 743. 744.) ebenfalls beobach · 
tet werden. 

$. 746. Jedes Gericht muß von den bey ihm 
nachgeſuchten und erebeilten Gertificaten ein genaues 
und vollftändiges Verzeichniß führen; damit in jedem 
Falle ohne Weitläuftigkeit ausgemittelt werden koͤn⸗ 
ne: ob Jemand, welcher zu den $. 718. 720 — 724. 
und 726. benannten Perſonen nicht gehöre, die Wech⸗ 
ſelfaͤhigkeit beſonders erhalten habe. 

$. 747. In dieſem Verzeichniſſe müffen die nach 
§. 743 —745. zuruͤckgenommenen oder mortificirten 
Certificate ſogleich wiederum gelöfcht werden. 7 

H. 748. Ein Inſteument, welches Wechſelkraft u. Alge. 
haben fol, muß in dem Conterte ausdrücklich als zern 
Wechſel, oder Wechſelbrief, benannt ſeyn. Kale 5 

8, 749. Iſt dies geſchehen: fo kommt es nicht e 
darauf an: ob außerdem noch der Ausdruck: „nach Kerr: 
„Wechſelrecht, gebraucht worden. 7 11 

§. 750. Sowohl eigene, als gezogene Wech⸗ rte, 
ſel, koͤnnen nur auf beſtimmte Geldzahlungen, nicht Bun 
auf Waaxenlieferungen, oder Dienſtleiſtungen, ges fun 
richtet werden. : eig 

§. 751. Verſchreibungen, worin dem Schuld» 
er die Wahl, entweder Geld zu zahlen, oder Waa⸗ 

ren 
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ren zu liefern, gelaſſen wird, follen nicht als Wech⸗ 
ſel gelten. 

$. 752. Die zu verſchreibende Geldſumme muß 
in jedem Wechſel beſtimmt ausgedruckt werden. 

$. 753. Die Bezahlung der Summe kann mit 
Buchſtaben, oder Ziffern, oder durch beide zugleich 
geſchehen. 5 

$. 754. Iſt die Summe bloß mit Ziffern aus⸗ 
gedrückt, und an dieſen eine Correctur erſichtlich: fo 
hat das Juſtrument keine Wechſelkraft. 

§. 755. Eben dieſes findet Statt, wenn die 
Summe bloß mit Buchſtaben ausgedrückt worden, 
und ſich an dieſen eine Correckur findet. 

$. 756. Iſt die in der Ueberſchrift oder unter 
dem Wechſel vermerkte Summe von der im Con: 
terte ausgedrückten verſchieden: fo wird nur auf die 
letztere Ruͤckſicht genommen. 

§. 757. Weicht im Wechſel ſelbſt, die mit Zif⸗ 
fern bezeichnete Summe von der mit Buchſtaben 
geſchriebenen ab: ſo iſt letztere fuͤr die richtige zu 
achten. 

5. 758. Behauptet Jemand, daß in den hier ⸗ 
nach 8. 756. 757. anzunehmenden Summen ein 
Irrthum vorgefallen fey: ſo bleibt ihm der Nach⸗ 
weis dieſes Irrthums, jedoch außer dem Wechſel⸗ 
prozeſſe, unbenommen. 


Hun, F. 759. Die Münzſorte, worin die Zahlung 


zu leiſten iſt, kann nach Bancopfunden und andern 
bekannten Rechnungsmünzen, oder in klingendem 
Gelde, beſtimmt werden. 

5 H. 760. Lautet jedoch ein in hieſigen Landen 
zahlbarer Wechſel auf Scheidemuͤnze, oder auf eine 
zur Zeit der Ausftellung ſchon verrufene Geldſorte: 
To hat er keine Wechſelkraft. 


§. 761. 
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$. 761. Auch derjenige, an welchen, oder auf 9 Due 
deſſen Ordre die Zahlung geſchehen ſoll, muß der pfüngers. 
Regel nach, im Wechſelbriefe benannt ſeyn. 

$. 762. Doch koͤnnen auch die Wechſel ſol⸗ 
cher Perſonen, welche kaufmaͤnniſche Rechte haben 
5 718 .), an jeden Briefsinhaber geſtellt 
ey, 

§. 763. Wer ſich aber einen ſolchen Wechſel 
ausſtellen läßt, muß es lediglich ſich ſelbſt beimeſ⸗ 
fen, wenn dieſer Wechſel von einem unrechtmaͤßigen 
Beſißer, von dem er keine Schadloshaltung erlau⸗ 
gen kann, eincaſſirt wird. 

H. 764. Iſt jedoch ein ſolcher auf jeden Inhaber 
lautende Wechſel an einen Dritten namentlich indoſ⸗ 
fire worden: fo kann die Zahlung nur an den durch der⸗ 
gleichen Indoſſament berechtigten Inhaber geſchehen. 

$. 765. Jeder Wechſel muß das Bekenntniß at 
des Ausſtellers von dem Empfange der Valuta, oder 
des Werths, enthalten. 

§. 766. Iſt nur der Ausdruck: „Valuta 
oder Werth,“ gebraucht: ſo kommt es übrigens 
auf die Worte, womit das Empfangsbekenntniß 
ausgedrückt worden, nicht an. 

$. 767. Die Beſtimmung, worin oder von wem 
Valuta gegeben worden, iſt zur Guͤltigkeit eines 
Wechſels nicht nothwendig. 

$. 768 Auch der Ausdruck: „Valuta in 
Rechnung,“ oder: „den Werth in Rech⸗ 
nung,“ iſt hinreichend. 

H. 769. Doch ſind die Wechfel der §. 726. bes 
nannten Perſonen nur in fo fern als Wechſel gültig, 
wenn darin ein. Vekenntniß des Ausſtellers, die Bar 
luta baar empfangen zu haben, enthalten iſt. 

§. 770. Jeder Wechſel muß auch den Ort der D Da 
Ausſtellung, ingleichen die Zeit derſelben, nach Tag, 
Monat, und Jahr beſtimmt, enthalten. 


9. 771. 


Tungszeit, fung 
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$. 771. Es iſt gleichgültig, ob dieſer Vermerk 
am Anfange oder an einer andern Stelle des Wed 
ſels ſich befinde. 
$. 772. In dem Wechſel muß ferner die Zah⸗ 
zeit genau beſtimmt werden. 

§. 773. Dieſe Beſtimmung kaun durch Ber 
nennung eines gewiſſen Tages, Monats und Jah⸗ 
res; oder eines gewiſſen Marktes, oder einer Meſſe; 
oder durch Angebung eines nach Tagen, Wochen, 
Monaten, oder Jahren ausgemeſſenen Zeitraumes, 
geſchehen. 

FH. 774. Auch iſt die Beziehung auf eine be⸗ 

ſtimmte Handlung, oder Begebenheit, von deren 
Erfüllung oder Wirklichkeit die Verbindlichkeit zur 


Zahlung abhängen ſoll, hinreichend. 


$. 775. Ein Wechſel kann auch auf Sicht, oder 
auf Ufo geſtellt werden. ($. 849. Iq.) 


ee H. 776. Endlich muß jeder Wechſel von dem 


Ausſteller unterzeichnet ſeyn. 

$. 777. Bey Kaufleuten, die als Eigenthuͤmer, 
Geſellſchafter, oder Diſponenten einer Handlung, 
eine gewiſſe bekannt gemachte Firma führen, müffen 
Wechſel, durch welche die Handlung verpflichtet wer⸗ 
den ſoll, unter dieſer Firma ausgeſtellt werden. 

$. 778. In allen übrigen Fällen muß entweder 
der Bor» und Geſchlechtsname, oder der Geſchlechts⸗ 
name und Charakter des Ausſtellers, oder ein ande⸗ 
res deutliches Kennzeichen zur Unterſcheidung deſſel⸗ 
ben von andern Perſonen gleiches Namens, beige⸗ 
fuͤgt werden. 

$. 779. Wird Jemand durch Zufall außer Stand 
geſetzt, ſelbſt zu ſchreiben; fo kann er einem Andern 
zur Unterzeichnung feiner Wechſel Procura geben. 

§. 780. Dergleichen Procura muß wie jede 
andere Specialvollmacht ausgeſtellt werden. (Th. 1. 
Tit. 1. . 111. d.) 
$ 781. 
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F. 781. Wechſel, die bloß mit Kreuzen oder 
3 Zeichen unterſchrieben (ind, haben keine Guͤl⸗ 
tigkeit. 

9. 782. Daß der Ausſteller den Contert des 
Wechſels eigenhändig ſchreibe, iſt nicht nothwendig. 

$. 783. Bey anerkannter Unterſchrift, kann ſich 
der Ausſteller mit dem Einwande, daß der Wech⸗ 
ſel ſelbſt ohne ſeine Genehmigung geſchrieben wor⸗ 
den, im Wechſelprozeſſe nicht ſchuͤtzen. 

. 784. Das Vorgeben des Ausſtellers, daß 
er der Sprache, worin der Wechſel abgefaßt iſt, 
nicht kundig ſey, benimmt dem Inſtrumente nichts 
an ſeiner Wechſelkraft. N { 

$. 785. Iſt ein Wechſel in der einfachen Zahl en 
ausgeſtellt, und von Mehrern unterfchtiebenz fo wird Wechsel, 
der zuerſt Unterzeichnete als Hauptſchuldner betrach⸗ N 
tet, und die übrigen haften nur als Bürgen. 55 

$. 786. Lautet aber der Inhalt des don Meh⸗ 
rern unterſchriebenen Wechſels in der mehrern Zahl: 
ſo iſt anzunehmen, daß ſie Einer für alle und alle 
für Einen haften. (Th. 1. Tit. 5. H. 430. [qq .) 

$. 787. Wer alſo bey einem ſolchen Wechſel, 
den er mit unterzeichnet, nur als Buͤrge, Aſſiſtent, 
oder Zeuge betrachtet ſeyn will, muß dieſe Eigen⸗ 
ſchaft feiner Unterſchrift ausdruͤcklich beifügen. 

$. 788. Ein Faktor oder Diſponent, der nicht 
zugleich Miteigenthuͤmer der Handlung iſt, kann 
wegen der von ihm unter der Handlungs firma uͤber⸗ 
nommenen Wechſelverbindlichkeiten, für feine Per⸗ 
fon nicht in wechſelmäßigen Anſpruch genommen 
werden. 7 
9. 789. Er iſt aber dieſem Anſpruche unter 
worfen, wenn er ſich ausdrücklich für feine Perſon 
verpflichtet, oder die Schranken ſeines Auftrages 
überſchritten hat. ; 


9. 790, 
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$. 790. Hat ein Faktor oder Diſponent das 
Wechſelgeſchäft nicht unter der Firma, ſondern bloß 
in feinem Namen geſchloſſen: fo iſt nur er ſelbſt, 
nicht aber die Handlung, wechſelmäßig verhaftet. 

$. 791. Die Erfüllung der von einer Firma 
uͤbernommenen Wechſelverbindlichkeit, muß von dem 
gefordert werden, welcher der Handlung vorſteht. 

$. 792. Wird fie von dieſem niche geleiſtet! fo 
haͤlt ſich der Wechſelglaͤubiger an den Eigenthuͤmer 
der Handlung wechſelmaͤßig. 

$. 793. Iſt es eine Societätshandlung: fo kann 
der Wechſelglaubiger ſich an ſämmtliche Geſellſchaf⸗ 
18 oder auch nur an Einen oder etliche derſelben 
alten. 

$. 794. Keiner darf vorſchuͤtzen, daß die zu 
zahlende Summe feinen Antheil an der gemeinſchaft⸗ 
lichen Handlung uͤberſteige. 

$. 795. Ein ſtiller Geſellſchafter (Allooie en 
commendite $. 651. 652.) wird aus einer unter der 
Firma der Geſellſchaft uͤbernommenen Wechſelver⸗ 
bindlichkeit niemals wechfelmäßig verhaftet. 

§. 796. Iſt der Eigenthuͤmer einer Handlung, 
oder der Eine von den Geſellſchaftern für ſeine Per⸗ 
fon nicht wechſelfähig: fo bat dies weiter keinen Ein« 
fluß, als daß der eigentliche Wechſelarreſt wider 
ihn nicht Statt findet. 

$. 797: Sind außerdem mehrere wechſelfaͤhige 
Perſonen aus einem Wechſelgeſchaͤfte Selbſtſchuld⸗ 
ner: fo hat der Gläubiger die Wahl, von welchem 
unter ihnen er Zahlung fordern wolle. 

$. 798. Dieſer muß die Zahlung vollſtandig lei⸗ 
ſten; wenn auch das Geld, ganz oder zum Theil, 
zum Beſten ſeiner Mitſchuldner verwendet ſeyn 
ſollte. 

§. 799. In wie fern er ſich, nach geleiſteter 
Zahlung, an feinen Mitſchuldner halten koͤnne, 0 
na 


* 


Von Wechſeln. 491 


nach den Vorſchriften des Erſten Theils Tit. J. §. 443. 
fag. zu beurtheilen. 

9. 800. Ihm ſtehen in fo weit alle Rechte ei⸗ 
nes Bürgen zu. 

§. 801. In wie fern derjenige, welcher aus ei⸗ 
nem Wechſel als Buͤrge verhaftet iſt, wechſelmoͤßig 
belangt werden kann, iſt im Erſten Theile Tit. 14. 
$. 296. Sgq. beſtimmt. 

H. 802. Der Bürge, weleher ſtatt des Haupt⸗ 
ſchuldners einen Wechſel einlöfer, tritt ohne Ceſſion 
in alle Rechte des Wechſelgläubigers. 

$. 803. Iſt ein Wechſelbuͤrge nicht wechſelfa⸗ 
hig: fo haftet er nicht wechſelmaͤßig, ſondern nur 
gleich einem gemeinen Bürgen. 7 

$. 80g. Eben dies findet Statt, wenn die Buͤrg⸗ 
ſchaft nicht im Wechſel ſelbſt, ſondern außer dem⸗ 
ſelben, in einer andern Verſchreibung übernommen 
worden. 

§. 805. Wenn der in, oder auf dem Wechſel IV Dem 
benannte Inhaber, denſelben einem andern überträgt: dune e 
fo wird dieſes ein Indoſſament genannt. 

H. 806. Geſchiehet die Uebertragung in der Ab⸗ 
ſicht, den Andern zum Eigenthuͤmer oder Herrn des 
Wechſels zu machen: fo iſt ein eigentliches Indoſſa⸗ 
ment; wenn aber dem Andern bloß die Einforderung 
der verſchriebenen Schuld aufgetragen wird, ein In⸗ 
doſſament pro cura vorhanden. 

§. 897. Bey einem Indoſſament pro cura gel- 
ten zwiſchen dem Indoſſanten, und dem Indoſſa⸗ 
tarius, die Grundsatze den Vollmachtsauftragen. 
(Th. 1. Tit 13. H. 49. 14d.) 

$ 80g. Im zweiſelhaften Falle wird angenom⸗ 
men, daß ein eigentliches Indoſſament, durch wel⸗ 
ches dem Indoſſatarius das Eigenthum des Wechſels 
uͤbertragen werden ſollen, vorgegangen ſey. 


§. 809. 


Erforberz 
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$. 809. Durch den bloßen Befig eines Wech⸗ 
ſels wird Jemand, der in oder auf dem Wechſel ſelbſt 
nicht benannt iſt, zur Einziehung der darin ver⸗ 
fehriebenen Summe nicht berechtigt. 

9. 8 ro. Iſt jedoch der Wechſel auf jeden Briefs⸗ 
inhaber geſtellt, und es befindet ſich darauf kein In⸗ 
doſſamenk: fo iſt jeder Beſitzer zur Erhebung der 
verſchriebenen Summe legitimirt. (S. 763.) 

9. 817. Das Indoſſament muß auf dem Wech⸗ 


Einer ſel ſelbſt verzeichnet werden. 


ments. 


$. 812. Iſt jedoch bey langen auf entfernte 
Pluͤͤtze gezogenen Wechſeln, wegen Mangel des Rau⸗ 
mes, die Fortſetzung des Indoſſaments auf dem 
Wechſel ſelbſt nicht moͤglich: ſo kann dieſelde auf 
einem eingeklebten Blatte guͤltig geſchehen. 

§. 813. Außer dieſem Falle hat die nicht auf 
dem Wechſel ſelbſt geſchehene Uebertragung deſſelben 
nur die Wirkungen einer Ceſſion. (Th. I. Tit. 11. 
$. 402. Lad 

§. 614. Iſt dabey der Wechſel dem Ceſſiona⸗ 
rio nicht überliefert; ſondern einem Dritten gehörig 
indoſſirt worden: ſo geht letzterer, wenn ihm die 
frühere Ceſſion nicht bekannt geweſen iſt, dem erſtern 
vor. (Th. 1. Dit. 10. K. 23. 25.) 5 

$. 815. Der Regel nach muß das Indoſſament 
den Namen desjenigen, welchem der Wechſel uͤber⸗ 
tragen wird, enthalten. 

$. 816. Doch kann daſſelbe ausdruͤcklich auf 
jeden Briefsinhaber gerichtet werden; es findet aber 
alsdann die Vorſchrift des $. 763. und 810. An⸗ 
wendung. 

§. 817. Die bloße Namensunterſchrift des vo⸗ 
rigen Inhabers iſt nicht hinreichend, den gegenwaͤr⸗ 
tigen zu Verfügungen über den Wechſel zu berech⸗ 
tigen. 


8. 818. 
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§. 818. Wenn aber ein gehörig ausgefülltes 
Indoſſament vorgezeigt wird: ſo kann der vorige In⸗ 
haber, welcher ſeine Namensunterſchrift anerkennen 
muß, ſich mit dem Einwände, daß er den Wechſel 
bloß in Blanco indoöſſirt habe, und die Ausfüllung 
ohne ſein Vorwiſſen geſchehen ſey, im Wechſelpro⸗ 
zeſſe nicht ſchuͤtzen. 1 h 

$ 819. Das Judoſfament muß ferner ein Ems 
pfangsbekenntniß der Valuta. oder des Werlhs eben 
fo enthalten, wie bey den Wechſelu ſelbſt vorgeſchrie⸗ 
ben iſt. (F. 765 — 759.) 

$ 820. Iſt dergleichen Bekeuntniß aus dent 
Indoſſament niche zu erſehen: fo wird derjenige, auf 
welchen daſſelbe lautet, nur als Specialbevollmäͤch⸗ 
tigter des Indoſſanten betrachtet. (F. 807.) 

§. 821. Auch muß beim Indoſſament die Zeit, 
wann es geſchehen iſt, nach Tag, Monat, und Jahr 
ausgedruckt werben. 

F. das, Fehlt dies Erſorderniß: fo wird an⸗ 
genommen, daß nur ein Indoſſament pro cura vor- 
handen ſey. 

$. 823. Die Beſtimmung des Orts, wo das 
Indoſſament ausgeſtellt worden, iſt nicht noth⸗ 
wendig. 

$. 824. Hingegen muß das Indoſſament von 
dem Indoſſanten eben fo unterſchrieben ſeyn, wie es 
bey Wechſeln verordnet iſt. (S. 777: faq.) 

$. 825. Das Indoſſament eines Wechſels kann Wie lan, 
fo lange geſchehen, als die Wechſelkraft nicht erlo- ge ac, 
ſchen iſt. 5 Hr Ib 

$. 826. Ein nach erloſchener Wechſelkraft ev: feen 
ſolgtes Indoſſament hat nur mit der Ceſſton eines 
Schuldſcheins gleiche Wirkung. (Th. 1. Tit. 11. 
$. 402. 14d.) 


$. Say. 
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$. 827. Eben das findet Statt, weun das in⸗ 
doſſirte Inſtrument, wegen darin vorhandener Maͤn⸗ 
gel, nicht fur einen Wechſel gelten kann. 

F. 828, Der Indoſſatarius tritt in alle Rechte 
des Indoſſanten gegen den Wechſelſchuldner, und 
die übrigen Wechſelverpflichteten. 

$. 829. Ein Indoſſatarius, welcher Herr des 
Wechſels iſt , kann denſelben, ohne Unterſchied ob 
er auf Ordre lautet, oder nicht, weiter indoſſiren. 

$. 830. Iſt er aber nur als Specialbevollmaͤch⸗ 
tigter anzuſehen, ſo kann er nur weiter indoſſiren, 
wenn das Indoſſament, vermöge deſſen der Wechſel 
an ihn gediehen iſt, auf Ordre lautet. 

§. 831. Der Indoſſant haftet dem Indoſſata⸗ 
rio wechſelmäßig, ſowohl für die Richtigkeit des 
Wechſels, als für die Bezahlung der verſchriebenen 
Summe zur beſtimmten Zeit. x 3 
H. 832. Erhellet jedoch feine Eigeuſchaft als 
bloßer Bevollmächtigter aus dem Indoſſament: ſo 
wird er fit feine Perſon den Hintermaͤnnern nur zur 
Entſchaͤdigung, gleich jedem andern Bevollmnaͤchtig ; 
ten, im gewöhnlichen Prozeſſe verhaftet. (Th. I. 
Tit. 13. §. 150. Lag.) a 

§. 833. Iſt ein Inſtrument in gehoͤriger Wech⸗ 
ſelform abgefaßt, der Ausſteller aber zu Wechſelge⸗ 
ſchaͤften nicht faͤhig: fü haftet dennoch jeder wechſelfuͤ⸗ 
Hige Indoſſant feinen Hintermaͤnnern wechfelmäßig. 


Anh. §. 113. Ein wechſelfaͤhiger Indoſſant, welcher wis, 
ſentlich einen von einem nicht Wechſelfaͤhtgen ausgeſtell⸗ 
ten Wechſel indoſſirt, blelbt dem Indoſſatario wechſel⸗ 
maͤßig verhaftet, wenn gleich dleſer feine Anſpruͤche nicht 
gegen den erſten Ausſteller zur Verfallzelt des Wechſels 
vorher geltend gemacht hät, 


8. 834. Auch dadurch, daß der Wechſel an ſich 


falſch iſt, wird die durch richtige Indoſſamente ent⸗ 
ſtande⸗ 
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ſtandene Verbindlichkeit der Indoſſanten gegen ih re 
Hintermaͤnner nicht verändert. g 

$. 835. Eben das gilt, wenn ein an ſich richt i⸗ 
ger Wechſel durch ein falſches Indoſſament an eint n 
Inhaber gekommen iſt, der damals von dieſer Vers 
fälſchung keine Wiſſenſchaft gehabt hatte. 5 

F. 836, Indoſſanten, die ſich wechſelmaͤßig niche 
verbinden koͤnnen, haften zwar ſelbſt ihren Hintere 
maͤnnern nur im ordentlichen Prozeſſe; nach der Bes 
ſchaffenheit des bey der Uebertragung des Wechfels 
zum Grunde gelegenen Geſchäftes. 0 

8. 837. An ihre Vormänner aber koͤnnen auch 
ſie ſich wechſelmaͤßig halten. 

6. 838. Hat Jemand, welcher ſich überhaupt 
rechtlich verbinden, und gültig Darlehne aufnehmen 
kann, aber nur von Wechſelgeſchäſten au⸗geſchloſſen 
geweſen iſt, in der Folge die Wechſelfähigkeit erlangt: 
ſo iſt er auch aus feinen frühern noch nicht verjaͤhr⸗ 
ten Indoſſamenten wechſelmaͤßig verhaftet. 

§. 839. Iſt ein Wechſel mehrmals indoſſirt: fo 
bat der Inhaber die Wahl, auf welchen von den 
wechſelmaͤßig verpflichteten Vormännern er zuruͤckge⸗ 
hen will. 

$. 840. Auch wenn er gewählt hat, kann er 
dennoch innerhalb der unten ($. fo 47. 1211.) bes 
ſtimmten Friſten von dieſer Wahl wieder abgehen, 
und nach ſeinem Gutbefinden einen andern ſeiner 
Vormaͤnner in Anſpruch nehmen, ohne ſich an die 
Ordnung zu binden. 

§. 841. Der in Anſpruch genommene Vormann 
muß dem Inhaber alles leiſten, wozu der eigentliche 
Wechſelſchuldner verpflichtet iſt; auch demſelben die 
nothwendig geweſenen Koſten erſtatten. 

9. 842. Sobald der in Anſpruch genommene 
Vormann dieſer Verbindlichkeit ein Genuͤge leiſtet, 
bat er gegen feine Vormaͤnner, und gegen den ir 

lichen 
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fi chen Wechſelſchuldner, die Rechte des von ihm be⸗ 
ßeiedigten Inhabers. 5 
$. 843. Auch muß ihm letzterer den Original⸗ 
n echſel aushaͤndigen. A 
„ S. 844. Der befriedigte Inhaber hat jedoch das 
echt, vor der Auslieferung des Wechſels, ſein ei⸗ 
„di d enes und ſeiner Hintermänner Giro auszuſtreichen. 
Ems: H. 845. Vor der Verfallzeit kann aus Wed): 
e n nicht Zahlung, wohl aber, wenn geſetzmaßige 
Kg, € Bründe zum Arreſtſchlage eintreten, Sicherheit ge · 
keiten. fordert werden. 0 403 2. 
F. 846. Von Erfüllung der Wechſelverbind⸗ 
lichkeiten gelten die allgemeinen Grundsatze von Er⸗ 
füllung der Verbindlichkeiten überhaupt (Th. 1. 
Leit. 16. F. 11. [gg.); in fo fern nichts Abweichen · 
dees in gegenwaͤrtigem Abſchnitte verordnet iſt. 
0, Ver- §. 847. Der Wechſelinhaber iſt, die Zahlung, 
füleit. tor der Berfallzeit wider feine Willen anzunehmen, 
wicht ſchuldig. 1 
H. 848. Iſt in dem Wechſel ein Zahlungstag 
k eſtimmt; fo tritt die Verfallzeit noch an demſelben 
„Tage ein. 5 5 
$. 849. Ein auf Sicht, ohne weitern Beiſatz, 
Gerichteter Wechſel iſt Vier und zwanzig Stunden 
nach der Vorzeigung zahlbar. 
§. 850. Iſt der Wechſel nach Sicht, mit Bes 
ſtimmung gewiſſer Tage, geſtellt: fo werden dieſe von 
zem Tage an gerechnet, da der Wechſel vorgezeigt 
u vorden. 
§. 851. Die Verfallzeit eines Uſowechſels 
wird durch die Handlungsgeſetze des Zahlungsortes 
be ſtimmt. 
$. 852. Der Regel nach wird ein Uſowechſel 
einem vierzehn Tage nach der Vorzeigung zahlbaren 
Wechſel gleich geachtet. 


§. 853, 
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§. 853. Bey Dato⸗ und ſolchen Uſobriefen, 
deren Verfallzeit vom Tage der Praͤſentation läuft, 
wird der Tag der Praͤſenkation mitgerechnet. 

§. 854. Iſt die Verfallzeit nach Wochen be⸗ 
ſtimmt: ſo tritt ſie in der letzten Woche an eben 
dem Tage ein, an welchem der Wechſel ausgeſtellt 
worden. 

§. 855. Lauter der Wechſel auf Monate: fo 
wird jeder Monat, ohne Ruͤckſicht auf die Zahl ſei⸗ 
ner Tage, mit dem Monatstage geendigt, an wel⸗ 
chem die Ausſtellung geſchehen iſt. 

$ 856. Iſt ein ſolcher Wechſel am letzten 
Tage eines Monats ausgeſtellt, und der Monat, 
worin die Zahlung geſchehen folle, hat weniger Tage: 
ſo tritt die Verfallzeit am letzten Tage des Zah⸗ 
lungsmonats ein. Dam 

$. 857. War die Zahlung in der Mitte eines 
beſtimmten Monats veſtgeſetzt: fo wird der Funf⸗ 
zehnte für den Verfalltag geachtet; wenn auch der 
Monat mehr oder weniger als Dreißig Tage bärte, 

H. 858. Iſt die Verfallzeit des Wechſels nach 
Sahren beſtimmt: fo iſt felbiger an eben dem Mo⸗ 
natstage des Zahlungsjahres verfallen, an welchem 
er ausgeſtellt worden. 

$. 859. Sollte in dieſem Falle der Wechſel in 
einem Schaltjahre am Neun und zwanzigſten Fe⸗ 
bruar ausgeſtellt ſeyn: ſo tritt im Zahlungsjahre, 
wenn daſſelbe kein Schaltjahr iſt, der Acht und 
zwanzigſte Februar an deſſen Stelle. 

9. 860. Der Ausdruck eines halben oder Vier⸗ 
teljahres iſt dem von Sechs oder Drey Monaten 
gleich zu achten. 

$ 861. Iſt in dem Wechſel auf eine gewiſſe 
Handlung oder Begebenheit, von deren Erfüllung 
oder Wirklichkeit die Verbindlichkeit zur Zahlung ab⸗ 
hängen fol, Bezug genommen: ſo tritt der Verfall⸗ 

Allgem. Lanbr. Il. Band. Ji tag 
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tag ein, ſobald die beſtimmte Handlung oder Bege⸗ 
benheit wirklich geworden iſt. 

$. 802. Bey Meß- und Marktwechſeln bes 
ſtimmen die Handlungsgefege jedes Orts den Ver⸗ 
falltag. 

§. 863. Koͤnigsbergiſche Wechſel muͤſſen, nach 
der Wahl des Schuldners, am Vierten oder Fünf 
ten Tage der Zahlwoche, bis Abends um Sieben 
Uhr berichtigt werden. 

$. 864. Wechſel auf Elbingſchen Maͤrkten zahle 
bar, ſind am Sechſten, Siebenten und Achten Tage, 
wenn ausgeläutet worden, bis um Zwölf Uhr Mit⸗ 
tags zu berichtigen. 

$. 865. Wechſel auf Breslauer Meſſen oder 
Markten, muͤſſen vom Montage in der Zweiten, bis 
zum Donnerſtage in derſelben Woche, Vormittags 
um Neun Uhr, eingelöft werden, wenn der Schuld⸗ 
ner ein Chrift iſt; Juden aber muͤſſen den Tag vor 
der Auslautung der Meſſe Zahlung leiſten. 

$. 866. In Magdeburg, und Frankfurt an der 
Oder, muß die Einloͤſung der Wechſel laͤngſtens den 
Vierten Tag der Zahlwoche erfolgen. 

ma: . 867. Der Verfalltag iſt in dee Regel auch 
lünsezeit. der Zahlungstag eines Wechſels. 

§. 868. Nur in fo weit findet eine Ausnahme 
Statt, als bey gezogenen Wechſeln noch Refpit» oder 
Discretionstage zugelaſſen werden. (§. 1092. [gq,) 

§. 869. Am Zahlungstage kann in der Regel 
nach Zwölf Uhr Mittags, bis Sieben Uhr Abends, 
die Zahlung gefordert werden. (§. 883. 865.) 

§. 870. Trifft der Zahlungstag auf einen Sonn-, 
hohen Feſt⸗ oder Bußtag, wohin auch der Neujahrs⸗ 
und Charfreitag gehören: fo muß der Gläubiger den 
naͤchſten Werkeltag abwarten. 


K 871. 
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§. 871. Es macht keinen Unterſchied, wenn 
auch der Schuldner einer andern als der ehriſtlichen 
Religion zugeiban wäre, 

$. 872. Trifft aber der Zahlungstag auf einen 
Sonnabend oder jüdifchen Feiertag: fo muß ein Ju⸗ 
de, wenn er auch ſanſt ehriſtliche Rechte erhalten hat, 
ſchon au dem zunachſt vorhergehenden Werkeltage 
Zahlung leiſten. 

§. 873. Iſt wegen des Zahlungsortes im Weche d ort, 
ſel nichts beſonderes beſtimmt: ſo muß, bey 5 U 
nen Wechſeln, der Gläubiger das Geld in der Wog⸗ 
nung des Acceptanten abholen. 

9. 874. Bey trockenen Wechſeln hingegen fie 
den die Worfchriften des Erſten Theils, Tit. 11. 
$. 769. [aq Anwendung. 

9. 875. Zahlungen an die Bank muß der Schuld⸗ 
ner in allen Faͤllen auf das Bankocomtoir des Orts 
bringen. ; 

$. 876. Alle Wechſelzahlungen innerhalb Lan q) Müns 
des follen nur in Gold» oder Silbermünzen, welche IF: 
durch die Landesgeſetze Cours erhalten haben, gelei⸗ 
ſtet und angenommen werden. 0 

$. 877: Lautet der Wechſel auf eine andere 
Muͤnzſorte, oder auf eine Rechnungsmuͤnze; fo wird 
das Verhaͤltniß derſelben gegen die zu zahlende, nach 
dem Cours des Zahlungsortes am Verfalltage bes 
rechnet. 

$ 878. Iſt keine Muͤnzſorte im Wechſel bes 
ſtimmt; letzterer aber in hiefigen Landen zahlbar: fo 
wird angenommen, daß das Wechſelgeſchaͤft auf 
Preußiſches Silber Courant geſchloſſen fen. 
} . 879. Iſt in einem ſolchen Wechſel die Zah⸗ 

lung in Golde, ohne Beſtimmung einer gewiſſen 

Sorte, verfihrieben: fo werden Preußiſche Gold⸗ 
münzen, die zu Fuͤnf Thalern ausgepräge find, ver⸗ 


ſtanden. 
Ji 2 $. 880. 
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9. 880. Sind Dukaten ohne weitere Beſtim⸗ 
mung verſchrieben: ſo werden vollwichtige Dukaten 
nach Preußiſchem oder Holländifchem Muͤnzfuße ver⸗ 
ſtanden. 

6. 88 7. Iſt der Wechſel auf eine gewiſſe Anzahl 
von Stücken an Friedrichsd'or oder Dukaten geſtellt: 
fo muß genau dieſe Zahl entrichtet werden. 

F. 882. Lautet der Wechſel nur auf eine ge⸗ 
wiſſe Summe in Friedrichsd'or oder Dukaten, ohne 
Beſtimmung der Stucke: jo wird bey der Berech⸗ 
nung, wie viel Stücke zu zahlen find, der Friedrichs⸗ 
Vor zu Fünf Reichsthalern, der Dukaten aber zu 
Zwey Drey⸗Viertel Reichsthalern angeſchlagen. 

9. 883. Iſt der Wechſel außerhalb Landes zahl⸗ 


bar geweſen: ſo wird, bey ermangelnder Beſtim⸗ 


mung der Münzſorte, das gewöhnliche Silber⸗Cou⸗ 
rant des Zahlungsortes verſtanden. 

§. 884. Eben dies gilt von dem gewoͤhnlichen 
Gold ⸗ Courant des auswaͤrtigen Zahlungsortes, 
wenn der Wechſel in Golde, ohne weitere Beſtim⸗ 
mung, geſtellt iſt. 

§. 885. War der Wechſel an mehrern Orten 
wahlweiſe (alternative), oder aller Orten, wo der 
Schuldner anzutreffen, zahlbar: fo muß die unbe- 
ſtimmt gelaſſene Muͤnzſorte nach dem Orte der Aus» 
ſtellung veſtgeſetzt werden. 

9. 886. Außer der im Wechſel verſchriebenen, 
nach vorſtehenden Grundfägen zu beſtimmenden 
Summe, kann der Wechſelinhaber in der Regel 
keine Zinſen fordern. . 

F. 887. Sind Zinſen im Contexte des Wech⸗ 
ſels mit verſchrieben: fo muͤſſen die ſelben, fo weit 
fie zulaßig find, mit dem Capitale zugleich bezahlt 
werden. (F. 684. Iq.) 

F. 888. 
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6: 888. Sind Feine Zinſen verſchrieben: fo lau⸗ 
fen, vom Verfalltage an, nur die geſetzmäßigen Zoͤ⸗ 
gerungszinſen. (Th. 1. Tit. 11. §. 827. lag.) 

$. 989. Wo ein Wechſelregreß Statt findet, 
muſſen dem Wechſelinhaber auch die ohne feine, 
Schuld entſtandenen Koſten erſtattet werden. 

§. 899. Meldet ſich der Glaͤubiger am Zah⸗ ) Ver⸗ 
lungstage nicht: fo kann der Schuldner, nach An- en, 
leitung des Erſten Theils, Tit. 16, §. 214. [qg. die in 
Zulaſſung zur Depofition nachſuchen. ro: 

$. 891. Iſt über das Vermögen des Wechſel⸗ 
inhabers vor eingetretenem Zahlungstage Coneurs 
entſtanden: fo muß der Schuldner die Zahlung in 
das gerichtliche Depoſiterium leiſten. 

$. 892. Die deponirte Valuta gehoͤrt alsdann 
der Maſſe des in Concues verſunkenen Wechſelinha⸗ 
bers, wenn nicht ausgemittelt wird, daß derſelbe 
bloß Bevollmaͤchtigter geweſen ſey. 

$. 893. Iſt der Wechſelinhaber vor der Zah⸗ 
lung geſtorben: ſo muß der Schuldner von den ſich 
meldenden Erben Legitimation fordern. 

g. 894. Er iſt jedoch auf Verlangen der Erben 
verbunden, bis zur Beibringung der Legitimation, 
die ſchuldige Summe auf ihre Koſten gerichtlich nier 
derzulegen. 

$. 895. Eben dazu iſt er berechtigt, wenn er 
ſich auf die Unterſuchung einer nicht ſofort klaren 
Legitimation der Erben nicht einlaſſen will. 

8. 896. Iſt der Wechſelſchuldner vor der Ver⸗ 
fallzeit verſtorben: ſo kann der Inhaber deſſen Erben 
wechſelmaͤßig in Anſpruch nehmen. 

$ 897. Berufen ſich die Erben auf die geſetz⸗ 
liche Bedenkzeit, oder tragen gar auf Eröffnung des 
Liquidationsprozeſſes an: fo kann wider fie nicht 
wechſelmaͤßig verfahren werden. 


$, 898. 
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§. 898. Doch kann der Inhaber inzwiſchen 
durch Arreſtſchlag, oder gerichtliche Siegelung des 
Nachlaſſes, für feine Sicherheit forgen. 

$. 899. Was er außerdem ben gezogenen Wech⸗ 
ſeln zur Erhaltung ſeines Regreſſes zu beobachten 
hat, iſt F. 890. 1045. (qq. verordnet. . 

$. 900. Nach gehörig geletſteter Zahlung muß 
dem Schuloner der Wechſel ausgehändigt werden. 

$. 901. Auch kaun er verlangen, daß über die 
Zablung auf dem zurückgegebenen Wechſel qutttirt 
werde. 0 

9. 902. Was zu beobachten ſey, wenn der 
Wechſel verloren gegangen iſt, wird unten §. 1159. 
lad: und 1199. gd. vorgeſchrieben. 

IW. Kon H. 903. Die Wechſelverbindlichkeit erloͤſcht nach 


dunn de Ablauf Eines Jahres, vom Verfalltage an gerechnet. 
8 Anh. §. 114. Wenn auch der Wechſel fruͤher proteſtirt 
lichkeit. wurde, als die Zahlungszelt eintrat: ſo läuft doch die 


Verjaͤhrung des Wechſels erſt von dem Tage an, welcher 
zur Bezahlung deſſelben beſtimmt war. Iſt aber der 
Wechſel deswegen proteſtirt worden, well die Aecepta⸗ 
tion deſſelben ſchlechterdings und unbedingt verſagt wur⸗ 
de: fo nimmt die Verjährungsfriſt der Wechſelkraft mit 
dem Tage der eingelegten Proteſtatlon ihren Anfang. 


F. 904. Hierbey wird nur auf den Verfalltag 
geſehen, welcher in dem Wechſel ſelbſt, oder durch 
die neueſte ſchriftliche Verlangerung veſtgeſetzt worden. 

$: 905. Durch den Vermerk einer Abſchlags⸗ 
zahlung, oder durch außergerichtliches Einmahnen, 
wird die Verjährung der Wechſelkraſt nicht unters 
brochen. 

H. 906. Ein dem Schuldner bewilligter Indult 
unterbricht nur die Verjährung der Wechſelverbind⸗ 
lichkeit ſolcher Perſonen, die nicht kaufmänniſche 
Rechte haben. (F. 726.) 

$. 907. 
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$. 907. Bey dieſen nimmt eine neue einjährige 
Praͤſeriptionsfriſt mit dem Tage des aufgehobenen 
Indults ihren Anfang. 5 
§. 908. Durch gerichtlich angeſtellte Klage wird 
die Wechſelkraft gegen den beklagten Schuldner ſo 
lange erhalten, bis das Inſtrument auch als Schuld⸗ 
ſchein verjährt iſt. (Th. 1. Tit. 11. 9.752. faq.) 
Auf. $. 115. Die Liquidation einer Wechſelforderung im 
Coneurſe vor Ablauf der einjährigen Friſt, erhält zwar 
dem Liquidanten die Rechte der Sechſten Claſſe, aber 
nicht die Befugniß, den Wechſelſchulduer für feine Per⸗ 
fon wechfelmäßig zu belaugen. 


$. 909. Dies findet Statt, ſobald dem Schuld⸗ 
ner die gerichtliche Vorladung eingehändigt wor 
den; wenn auch demnaͤchſt der Prozeß nicht fortge⸗ 
ſetzt wäre. 

Anh. §. 116. Es iſt nicht noͤthig, daß auch bie 
tion der Klage während des Laufes des verolle 
Jahres erfolge. 

§. 910. Doch muß die geſchehene Kufinuation 
der Wechſelladung auf die in der Prozeßorbnung 
vorgeſchriebene Art hinlänglich nachgewieſen fern 

F. 911. Auch durch einen gehörig aufgenom⸗ 
menen Proteſt wird die Verjährung der Wechſel⸗ 
verbindlichkeit unterbrochen. 

H. 912. Sind mehrere Perſonen als Selbſt⸗ 
fhuldner verhaftet: fo kann durch den Proreſt die 
Wechſelkraft nur in Abſicht derjenigen, gegen welche 
ſelbiger aufgenommen worden, erhalten werden. 

$. 913. Die Form und die übrigen Wirkungen 
des aufgenommenen Proteſtes bey gezogenen und 
trocknen Wechſeln find $. 1035. ad: und §. 1204. 
fgg. beſtimmt. 

$. 914. Das bey Wechſelklagen zu beobachtende 5 SER 
Verfahren iſt in der Prozeßordnung Wen e u 

„915. 
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$. 915. Gehoͤrt der Beklagte nicht zu den nach 
§. 718— 727. an und für ſich wechſelfaͤhigen Per⸗ 
ſonen: ſo kann die Wechſelklage nicht eher angenom⸗ 
men werden, als bis der Kläger nachgewieſen hat, 
daß dem Beklagten durch ein Certiſicat die Wech⸗ 
ſelfaͤhigkeit beigelegt fey. 

§. 916. Der Wechſelbeklagte kann, außer dem 
Einwande der dem Klaͤger bereits geleiſteten Zahlung, 
nur ſolcher Einwendungen, die aus gegenwärtigen 
Wechſelrechte hergenommen ſind, ſich bedienen. 

H. 917. Dergleichen Einwendungen muͤſſen je⸗ 
doch ſefort durch Urkunden, Eideszuſchiebung, oder 
Ausſagen ſolcher Zeugen, die ſogleich zur Stelle ge⸗ 
bracht ſind, dargethan werden. 

H. 918. Auswärtige Zeugenvergoͤre, wenn fie 
gleich im Termine beigebracht worden, gelten nur ſo 
weit, als fie mit Zuztehung des Gegentheils, oder 
eines von ihm ſelbſt dazu beſtellten Bevollmaͤchtigten 
aufgenommen worden. ! 

$. 919. Aus der bloßen Unterſchrift kann, bey 
erbotener eidlicher Diffenſion derſelben, keine Ver⸗ 
gleichung der Handſchriften angeſtellt werden. 

§. 920. Hat der Wechſelbeklagte, außer ſei⸗ 
nem Vor⸗ und Geſchlechtsnamen, auch feinen Cha⸗ 
rakter oder Wohnort beigeſetzt: fo findet die Vergſei⸗ 
chung nur wider deſſen Erben, und zwar bloß zur Ute 
terftügung anderer vorhabenden Beweismittel Statt. 

§. 921. Hat er aber mehrere Worte oder Zei⸗ 
len, zur Bekräftigung des Inhalts, oder der Unter⸗ 
ſchrift, eigenhändig beigefügt: fo kann aus dieſen 
die Vergleichung der Handſchrift mit voller geſetz⸗ 

mäßigen Wirkung geſchehen. 

H. 922. Wie weit der Einwand der nicht er⸗ 
haltenen Valuta bey gezogenen und trockenen Wech⸗ 
ſeln Statt finde, iſt unten näher beſtimmt. ($ 1078. 
1242. gg. . 


9. 923: 


F. 923. Abrechnungen und Gegenforderungen 
finden nur in ſo weit Stott, als ſie aus Wechſel⸗ 
geſchaͤften entſpringen, und auch ſonſt mit den ge⸗ 
ſetzmaͤßigen Exforderniffen zur Compenſation verſehen 
ſind. (Th. 1. Tit. 16. H. 302. ad.) 

9. 924. Sind jedoch Einwendungen oder Ge⸗ 
genforderungen, welche an ſich im Wechſelprozeſſe 
zufäßig waͤren, aber nur nicht ſofort dargethan wer⸗ 
den koͤnnen, ſo beſchaffen, daß ſie einen Arreſtſchlag 
begruͤnden: ſo iſt der Wechſelbeklagte nur in das 
gerichtliche Depoſitorium zu zahlen verbunden. 

§. 925. In allen Fällen, da gerichtliche Depo⸗ 
ſition Statt findet, kaun dem Kläger die Auszahlung 
gegen Hinlängliche Caution nicht geweigert werden. 

§. 926. Iſt der Kläger bloß Bevollmächtigter, 
oder nach H. 820. und H. 822. dafür zu achten: fo 
muß er alle zulaͤßigen Einwendungen und Gegenfors 
derungen, welche dem Beklagten gegen den Herrn des 
Wechſels zuſtehen, wider ſich gelten laſſen. 

$. 927. Außer dieſem Falle kann der Beklagte 
in der Regel ſich nur ſolcher Einwendungen und Ge⸗ 
genforderungen bedienen, welche ihm wider den kla⸗ 
genden Wechſelglaͤnbiger ſelbſt zukommen. 

§. 928. Sobald der Kläger Herr des Wechſels 
iſt, findet die Vorſchrift H. 926. Statt, auch wenn 
der Wechſel nicht auf Ordre lautet. 

§. 929. Was wegen der Klauſel: auf Or⸗ 
dre, bey trocknen Wechſeln Statt finde, wird unten 
verordnet. (§. 1244 1247.) j 
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$ 930, Die ſowohl bey gezogenen als krocke⸗ vm ri. 


nen Wechſeln entſtandenen wechſelmäßigen Forde⸗ Br 


ochſel 


dep 


rungen gehören, nach ausgebrochen Cencurſ über im Lon, 
das Vermögen des Schuldners, in die Sechſte eurſt. 


Claſſe. 


$. 931. Fremde Neifende find in Anſehung der IX, Ke, 


Fahigkeit, Wechſelvepbindlichkeiten zu übernehmen, 
den, 


torfioi 
Bed) 
lachen, 
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den Einſchränkungen des hieſigen Wechſelrechts nicht 
unterworfen. 

$. 932. Uebrigens aber werden die von ihnen 
in biefigen Landen vorgenommenen Wechſelgeſchaͤf⸗ 
te, nach der Vorſchriſt der Einleitung H. 38. 39. 
beurtheilt. 

$. 933. Auswärtige Gläubiger ſollen in Wech 
ſelſachen eben die Rechte genießen, welche in gegen⸗ 
wärtiger Ordnung für die Landeseinwohner veſtge⸗ 
ſetzt ſind. 

§. 934. Hiervon find allein die Fälle ausgenom⸗ 
men, da nach rechtlichen Grundfägen eine Retorſion 
Statt findet. Einleit. $. 47. 2 

§. 935. Doch ſollen die Gerichte, wenn der 
Fall zur Ausübung des Retorſionsrechts nicht ganz 
klar iſt, zuvoͤrderſt bey dem Juſtizdepartement dar⸗ 
uͤber anfragen. 

$. 936. Außerhalb Landes vorgenommene Wech⸗ 
ſelgeſchaͤte, ſind nach den Geſetzen des Orts, wo 
ſie verhandelt worden, zu beurtheilen. 

Anh. §. 117. Diejenigen Gläubiger, welche nach der Ger 
richtsordnung die Claffification in hieſigen Landen vers 
langen konnen, find wegen eines nach hiefigen Laudes⸗ 
geſetzen verſährten Wechſels zur Slebenten Claſſe zu 
verweiſen, wenn gleich derſelbe auswärts ausgeſtellt wor⸗ 
den, und der Schuldner ſich dem auswärtigen Wech⸗ 
ſelrechte unterworfen hat, nach welchem eine längere 
Verjahrungsfriſt Statt findet. 


$. 937. Beſonders müffen die Erfoꝛderniſſe ei⸗ 
nes gültigen Wechſels, oder Indoſſaments, nach den 
Geſetzen des Orts der Ausſtellung beſtimmt werden. 

§. 938. Hat aber ein Landeseinwohner mit ei⸗ 
nem andern Landeseinwohner, welcher nicht wechſel⸗ 
fähig iſt, außerhalb Landes ein Wechfelgefchäft ge» 
ſchloſ⸗ 
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ſchloſſen; fo iſt ſelbiges nur eben fo zu beurtheilen, 
als wenn es innerhalb Landes geſchloſſen waͤre. 

§. 939. Zu gezogenen Wechſeln iſt der Ge⸗ . Von 
brauch des Stempelpapiers nicht erforderlich. Heirfßechr 

S. 940. Außer den allgemeinen Erforderniſſen fein, 
eines Wechſels ( 748. [g) muß der Name des Alle, 
Bezogenen, welcher die Zahlung leiſten ſoll, im Con: wife, 
terte des Wechſels, oder unter demſelben deutlich P Wen 
ausgedrückt ſeyn. 2 zogenen. 

5. 941. Deſſen Vornamen oder Charakter bei⸗ 
zufügen iſt nicht nothwendig; wohl aber zur Ver⸗ 
meidung beſorglicher Irrungen rathſam. 

$. 942. Soll die Zahlung an einem andern b) Ort 
Orte, als wo der Bezogene wohnt, geſchehen: fo ee. 
muß auch der Ort der Zahlung im Wechſel ausge 
drücke ſeyn. 

$: 943. Ermangelt eines der vorgeſchriebenen 
Erforderniſſe: ſo kann ein dergleichen gezogener Wech⸗ 
ſel allenfalls nur als Aſſignation gelten. (Abſchn. 9.) 

9. 944. Werden mehrere Exemplare als Pri: U. Von 
ma, Secunda u. w. Wechſel ausgefertigt: fo muß erben, 


8 Erempla⸗ 
in jedem Exemplare ausgedruckt werden, ob ſolches ren eiſes 
Prima, Secunda u. ſ. w. ſey. genchech⸗ 


5. 925. Iſt dieſerhalb im Wechſel nichts bes ſels. 
merkt: ſo wird angenon men, daß ſelbiger nur ein 
Sola ⸗Wechſel ſey. 
$. 46. Hat der Traſſant ohne dieſe Bemer⸗ 
kung mehrere Exemplare ausgeſtellt: fo haftet er für 
jedes Exemplar, gleich einem Sola-Wechſel, mit 
Vorbehalt des Rechts an den Remittenten, und die int. pfich⸗ 
übrigen Teilnehmer eines vorgefallenen Betruges. dz 1 
§. 947, Die Verabredung wegen eines gezoge⸗ ken und 
nen Wechſels, kann zwiſchen dem Traffanten und Rmits 


5 bien: 
dem Remittenten unmittelbar, oder durch einen 25 
Makler geſchloſſen werden. Sie, 


Bor 
F. 948. ſchiſts. 
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. 948. Iſt das Geſchaͤft durch einen Makler 
geſchloſſen worden: ſo beweiſet das von dieſem aus 
feinen Journal gegebene Atteſt die Bedingungen des 
getroffenen Handels. 7 

H. 949. Haben der Traſſant und Reiniteent den 
Handel unmittelbar geſchloſſen: fo vertreten, bey Per⸗ 
ſonen, melche kaufmänniſche Rechte haben, die Hand⸗ 
lungsbuͤcher die Stelle des ſchriftlichen Contracts. 

$ 950. Bey Perſonen, welche nicht kaufmän⸗ 
niſche Rechte haben, finden die allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten von fchrifttichen Vertraͤgen Anwendung. (Th. X. 
Dit F. H. 155. lag.) 

$. 951. Der Traſſant muß, nach dem Verlan⸗ 
gen des Remittenten, entweder einen Sola⸗Wechſel 
ausſtellen, oder denſelben in mehrern Exemplaren, 
als Prima, Secunda u. ſ. w. Wechſel ausfertigen. 

§. 952. Soll das eine Exemplar zur Praͤſenta⸗ 
tion verſendet; das andere aber indoſſirt werden: ſo 
iſt auf letzterem zu bemerken, in weſſen Haͤnden ſich 
das zur Praſentation verſendete Exemplar befindet. 

6. 973. Der Traſſant muß dem Bezogenen bey 
Zeiten Nachricht geben, damit die Annahme des 
Wechſels nicht verweigert werde. 

§. 954. Den Avis: Brief kann der Traſſant un⸗ 
mittelbar abſenden, oder ihn dem Remittenten, auf 
deſſen Verlangen, zur Beſtellung einhaͤndigen. 

§. 955. Im letztern Falle haftet er jedoch ge⸗ 
gen den Dritten Inhaber für Schaͤden und Koſten, 
wenn der Avis⸗Brief dem Bezogenen nicht gehoͤrig 
zugeſtellt wird, und kann ſich bloß an den Remit⸗ 
£enten halten. 

$. 956. Verzoͤgert der Traſſant, nach Empfang 
der Valuta, die Aushändigung des Wechſels langer, 
als Vier und zwanzig Stunden über die bedungene 
Zeit: fo kann ihn der Remnittent dazu im executiven 
Prozeſſe anhalten. : 
$. 957. 
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§. 957. Wie und zu welcher Zeit die Valuta 
vom Remittenten berichtigt werden ſolle, haͤngt von 
dem Uebereinkommen der Intereſſenten ab. 

F. 958. Der Remittent iſt dem Traſſanten, fuͤr 
die verabredete Berichtigung der Valuta des erhal⸗ 
tenen Wechfels, bis zu Ablauf Eines Jahres, vom 
Tage des geſchloſſenen Handels an gerechnet, im 
executiven Prozeſſe verhaftet. 

H. 959. Entſteht binnen dieſer Jahresfriſt Con 
curs über das Vermögen des Remittenten: fo hat 
der Traſſant wegen der rüͤckſtaͤndigen Valuta, das 
Vorzugsrecht der privilegirten Schuldinſtrumente. 

§. 960. Hat er aber die beſtimmte Einjührige 
Feiſt ablaufen ſaſſen, ohne die Klage gehörig anzu⸗ 
ſtellen: ſo hoͤrt ſowohl der ſchnellere Prozeß, als 
das Vorzugsrecht im Concurſe auf; und es iſt bloß 
die Klage im ordentlichen Prozeſſe zulaͤßig. 

9. 961. Hat der Traſſant den Wechſel für 
fremde Rechnung gezogen, und denfelben, ohne aus⸗ 
drückliche Ordre, vor Berichtigung der Valuta aus- 
gehaͤndigt: fo muß er demjenigen, für deſſen Rech⸗ 
nung er traſſirt hat, wegen alles daraus entſtehenden 
Nachtheils gerecht werden. 

$. 962. Die Aeceptation eines Einmal ausge⸗ 
haͤndigten Wechſels kann der Ausſteller dem Bezo⸗ 
genen, wegen nicht erhaltener Valuta, nicht unterſa⸗ 
gen; ſelbſt wenn der Wechſel auf Ordre lautet. 

§. 963. Der Inhaber des Wechſels iſt ſchuldig, u: 
dafür zu forgen, daß der Wechſel dem Bezogenen zur tation des 
gehoͤrigen Zeit zur Annahme vorgezeigt werde. Wechſels. 

$: 964. Bey Meßwechſeln beſtimmen die Hand⸗ 
lungsgeſetze und Gewohnheiten jedes Orts, an wel⸗ 
chem Tage die Präſentation geſchehen muͤſſe. 

9. 965. Zu Koͤnigsberg in Preußen muß die 
Präfentation am erſten oder andern Tage des einge⸗ 
tretenen Marktes geſchehen. 


$, 966. 
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$. 966, Zu Frankfurt an der Oder, und Mag⸗ 
deburg, müſſen Meßwechſel am Dritten oder Vier⸗ 
ten Tage der Zahlwoche praͤſentirt werden. 

$ 967. Zu Breslau kann die Praͤſentation vom 
Montage der erſten Meßwoche, bis zum Freitage in 
eben derſelben Vormittags um Zehn Uhr, erfolgen. 

9. 968. Wechſel, auf Elbinger Maͤrkten zahl⸗ 
bar, find am Erſten, Zweiten, oder Dritten Tage 
zu praͤſentiren. 

$. 969. Bey Dato⸗ und ſolchen Uſowechſeln, 
deren Verfallzeit vom Tage der Ausſtellung an ges 
rechnet wird, muß die Präſentation ſpateſtens an 
dem Tage geſchehen, da der Wechſel zahlbar iſt. 

$. 970. Bey Sicht- und ſolchen Uſowechſeln, 
deren Verfallzeit vom Tage der Präfentation bes 
rechnet wird, kann der Ausſteller die Zeit, innerhalb 
weicher fie zur Praͤſentation gebracht werden ſollen, 
in dem Wechſel ſelbſt beſtimmen. 5 

$. 971. Iſt dieſes nicht geſchehen: fo muß der 
Inhaber die Praͤſentation binnen Achtzehn Monaten 
nach dem Tage der Ausſtellung, bey Verluſt ſeines 
Rechts, beſorgen. ; 

FS. 972, An den hiernach zu beſtimmenden To⸗ 
gen, kann die Präfentation von Acht bis Zwölf Uhr 
Vormittags, und von Zwey bis Sieben Uhr Nach 
mittags geſchehen. 

$. 973. Sind dieſe Präfentationsfriften, §. 965. 
fqg. von dem Inhaber verabfäumt: fo kann er, bey 
verweigerter Annahme oder Zahlung, weder an den 
Ausſteller, noch an die Indoſſanten wechſelmaͤßig 
zuruck gehen. 

$. 974. Doch bleiben ihm, wegen der gezahl⸗ 
ten Valuta, feine Rechte gegen den Ausſteller und 
die Indoſſanten, in fo fern ſich der Eine oder An⸗ 
dere ſonſt mit ſeinem Schaden bereichern wuͤrde, im 
ordentlichen Prozeſſe vorbehalten. 


9. 75. 
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H. 975. Zur Präſentation iſt ein Jeder für bes bo Wer 
vollmnächtigt zu achten, der ſich im Beſtze des Ori⸗ Pifent, 


ginalwechſels befindet. könne. 
§. 976. Der Wechſel muß dem Bezogenen 9 Gen 

ſelbſt, oder demjenigen vorgelegt werden, der von e 

ihm mit Procura verſehen iſt. geſcheben 


9. 977. Hat ſich der Bezogene von feinem Mile 
Wohnorte entfernt, und keine Procura zuruͤckgelaſſen: 
oder iſt er in den geſetzlichen Praͤſentationsſtunden an 
dem Orte, wo er ſonſt ſeine Geſchaͤfte treibt, nicht 
anzutreffen: fo ift der Inhaber zur Aufnahme des 
Proteſtes berechtigt. 

§. 978. Ein Gleiches findet bey Meßwechſeln 
Statt, wenn der Bezogene die Meſſe weder ſelbſt, 
noch durch Procura beſucht; oder ſich vor Ablauf der 
beſtimmten Praſentationsfriſten wieder entfernt hat. 

§. 979. Iſt der Bezogene verſtorben, fo muß 
ſich der Inhaber des Wechſels damit in ſeinem Com⸗ 
toir, oder im Sterbehauſe melden. 

$. 980. Findet ſich daſelbſt Niemand, der zur 
Acceptation befugt und bereit iſt: ſo muß mit Auf⸗ 
nehmung des Proteſtes verfahren werden. N 

$. 981. Ein Gleiches muß gefchehen, wenn die 
Erben von der geſetzlichen Bedenkzeit zur Erbeser⸗ 
klaͤrung Gebrauch machen wollen. 

F. 982. Wird Über das Vermögen des Bezoge⸗ 
nen vor der Praͤſentation Concurs eröffnet: fo muß 
ſofort, nach erhaltener Wiſſenſchaft davon, der Pro⸗ 
teſt aufgenommen werden. 

§. 933. Durch die Annahme des präfentirten V. Von 
Wechſels verpflichtet ſich der Bezogene wechfelma- ae 
ßig, die beſchriebene Summe zur beſtimmten Zeit tion. 
zu berichtigen. 

$. 984. Das außer dem Wechſel geſchehene 
Verſprechen, fuͤr Rechnung eines Dritten eine be⸗ 
ſtimmte Summe zu acceptiren, iſt bloß nach den 

Vor⸗ 
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Vorſchriften von Bürgfchaften zu beurtheilen (Th. 1. 
Tit. 14. H. 257. fgg.) | 
a H. 985. An Sonn , hohen Feſt⸗ und Buß⸗ 
lange wer, fügen, imgleichen am Neujahrs⸗ und Charfreitage, 
den könne. kann die Annahme eines präfentirten Wechſels nicht 
verlangt werden. 
$. 986. Der Praͤſentant muß vielmehr den 
naͤchſtfolgenden Werkeltag abwarten. 
§. 987. Auch wenn der Bezogene ein Jude, und 
der Präſentant ein Chriſt iſt, kann letzterer den Wech⸗ 
ſel an zinem Sonn», hohen Feſt⸗ oder Bußtage zu 
präfentiven, nicht verpflichtet werden. 
§. 988. Er kann vielmehr, ohne Nachtheil 
feines Rechts, den nächſtfolgenden Werkeltag ab- 
warten. 
$. 989. Dagegen kann auch von einem Juden, 
während eines Sabbaths, oder ſolchen jüdiſchen Fe⸗ 
fies, an welchem er Feine Handlungsgeſchaͤfte kreiben 
darf, die Aeceptation eines auf ihn gezogenen Wech 
ſels nicht verlangt werden. 3 
$. 990. Jedoch iſt er an dem naͤchſt vorherge- 
Di Werkeltage fich Darüber, auf Verlangen des 
braͤſentanten, zu erklaren ſchuldig. 
5) Wie die F. 991. Die Annahme muß von dem Bezoge⸗ 
a nen felbft, oder von demjenigen, welcher dazu mit 
ſchehen gehöriger Procura verſehen iſt, eigenhändig auf dem 
muſſe. Wechſel verzeichnet werden. 
9. 992. Bloß mündlich geſchehene Aeceptatio⸗ 
nen ſollen in Koͤniglichen Landen kein Wechſelverfah⸗ 
ren begründen. . - 
§. 993. Behäle aber der Bezogene den ihm 
ſelbſt vorgezeigten und eingehändigten Wechſel, ohne 
Erinnerung uͤber Nacht bey ſich: ſo wird dieſes fuͤr 
eine ſtillſchweigende Acceptation geachtet. 
$. 994. Die Vermerkung der Annahme iſt an 
keine Form gebunden. 
$. 995. 
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H. 995. Der Bezogene iſt nicht berechtigt, das 
Gegentheil, namlich, daß er nicht acceptiren wolle, 
auf den Wechſel zu verzeichnen. 

9. 996. Thut er es dennoch: fo iſt er dem Praͤ⸗ 
ſentanten, und allen uͤbrigen Intereſſenten, wegen 
des daraus enkſtehenden Nachtheils verhaftet. 

$. 997. Die einmal geſchehene Acceptation kann 
der Bezogene nicht wieder zurü nehmen, noch auf 
dem Wechſel ausſtreichen. 

$. 998. Auch wenn er das letztere gethan hat, 
bleibt er dennoch aus der Acceptation verhaftet, 

§. 999. Soll nach dem Inhalte des Wechſels 
die Zahlung nicht an dem Wohnorte des Bezogenen 
erfolgen (F. 942.): fo muß derſelbe bey der Annah⸗ 
me vermerken, wo ſich der Inhaber ſeiner Befrie⸗ 
digung wegen zu melden habe. 1 

F. roco. Iſt dieſes unterblieben: fo haftet der 
Aeceptant fuͤr den daraus entſtehenden Schaden, und 
kann an feinem Wohnorte zur wechfelmäßigen Zah⸗ 
lung angehalten werden. 

$. foo. Nur bey Sicht⸗ oder folchen Uſo⸗ 
briefen, deren. Zahlungszeit von der Praäſentation 
läuft, iſt der Bezogene zur Bemerkung des Tages 
der Annahme verbunden. 

$. 5002, Auch muß das Datum der Praͤſenta⸗ 
tion beigefügt werden, wenn die Zeit der Praͤſenta⸗ 
tion und der Annahme verſchieden finds (§. 985. 
990.) „ 
$. 1003. Doch wird auch in dieſen Fällen die 
Annahme ſelbſt durch den Mangel des Datum nicht 
entkräftet. 5 

§. 1004. Nur muß der Inhaber, wenn über 
den eigentlichen Verfalltag Streik entſteht, die Zeit 

der Praͤſentation auf andere Art nachweiſen. 
$. 1005. Ergiebt der Inhalt des Wechſels, daß 
davon mehrere Exemplare ausgeſtellt worden: ſo iſt 
Allgem. Lanbr. 111, Bond. Kk der 
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der Bezogene nur das erſte Exemplar, welches ihm 
präſentirt wird, zu acceptiren ſchuldig. 
Sine $. 1006. Weigert der Bezogene die Annahme 
wegen des Wechſels: fo muß ſofort mit Aufnehmung des 
gerter An- Proteſtes verfahren werden. 
nabıne, H. 1007. Die Aufnahme des Proteftes muß der 
Regel nach am Tage der Praͤſentation noch vor Son. 
nenuntergang geſchehen. 7 
$. 1008, Doch kann der Präfentant, bey Meß⸗ 
wechſeln mit dem Proteſte fo lange Anſtaud nehmen, 
bis die an jedem Orte beſtimmten Praſentationsfri⸗ 
ſten zu Ende gehen. 5 

$. 1009. Auch bey Dako » Sicht» und Uſo⸗ 
Wechſeln kann die Aufnahme des Proteſtes fo lan⸗ 
ge verſchoben werden, daß ſelbiger noch mit naͤch⸗ 
ſter Poſt abgehen konne. 

H. 1010, Iſt jedoch in dieſem Falle der Eigen⸗ 
thuͤmer, Ausſteller oder Girant, am Orte wohnhaft: 
fo kann der Praͤſentant ohne deſſen Einwilligung die 
Aufnahme des Proteſtes nicht verſchieben. 

$. 1011. Will der Bezogene den Wechſel nur 
auf einen Theil der darin verſchriebenen Summe an ⸗ 
nehmen: fo iſt der Präfentant nicht ſchuldig, ſich 
dieſes gefallen zu laſſen; ſondern er kann, wegen 
der ganzen im Wechſel verſchriebenen Summe, mit 
Einlegung des Proteſtes verfahren. 

S. 1012, Will er aber die Acceptation auf ei⸗ 
nen Theil geſchehen laſſen: ſo muß er dennoch den 
Proteſt wegen des Ueberreſts beſorgen. 

S. 1013. Es macht keinen Unterſchied: ob der 
Praͤſentant Eigenthuͤmer des Wechſels, oder nur 
Bevollmächtigter iſt, wenn er in dem letzten Falle 
keine ausdrückliche Ordre hat, ſich die Annahme auch 
nur auf einen Theil der verſchriebenen Summe ge⸗ 
fallen zu fallen. 


$. 1014. 
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H. 1014, Läßt der Praͤſentant die Annahme mit 
einem Vorbehalte, unter einer Bedingung, oder auf 
einen ſpaͤtern Zahlungstermin geſchehen: ſo verlierk 
er das Wechſelrecht gegen feine Vormaͤnner⸗ 

$. 1015. Doch kann er ſich, wenn der Are 
ceptant nicht Zahlung leiſtet, an diejenigen untet 
dieſen Vorlnaͤnnern, welche ſich ſonſt mit feinem 
Schaden bereichern würden, im Wege des ordent⸗ 
lichen Prozeſſes halten. 0 

. 1016. War der Pröfentant bloß Bevollmaͤch⸗ 
tigter: fo bleibt er dem Eigenthuͤmer des Wechſels, 
wegen alles aus dieſer feiner Einwilligung (§. 1014.) 
entſtandenen Schadens verhaftet. 

§. 1017. Wird alſo von dem Bezogenen der 
Annahme ein Vorbehalt oder eine Bedingung bei⸗ 
geſuͤgt; oder geſchieht die Annahme auf eine fpätere 
Zahlungszeit: fo muß der Praͤſentant ebenfalls, zur 
Wahrnehmung feines Rechts, mit Einlegung des 
Proteſtes gehoͤrig verfahren. 

$. 1018. Iſt auf dem Wechſel Jemand be⸗ 
nannt, bey welchem ſich der Inhaber, im Falle 
verweigerter Annahme, melden ſolle: ſo iſt letzte⸗ 
rer ſchuldig, ſobald der Proteſt gegen den Bezo⸗ 
genen aufzenommen worden, ſich an die Addreſſe 
zu wenden 3 

§. 1019. Wird auch von der Addreſſe die Ans 
nahme verweigert: ſo muß der Inhaber deshalb von 
neuem Proteſt aufnehmen laſſen. 

$. 1020. Meldet ſich Jemand, der auf dem 
Wechſel nicht benannt iſt, zur Acceptation: ſo iſt der 
Inhaber dieſelbe nur gegen baare Zahlung zu ger 
ſtatten verbunden. 

$. 1021. Will aber der Bezogene ſelbſt den 
Wechſel zur Ehre des Ausſtellers, oder Eines der 
Indoſſanten acceptiren: ſo muß der Inhaber ſich 
dieſes gefallen laſſen, ; 

2 g 2 H. 1022, 


VII. Von 
der Alecep⸗ 
kation 
per ho- 
nox. 
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§. 1022. Wer einen Wechſel per honor ac- 
ceptiren will, muß zuvoͤrderſt den Proteſt aufneh⸗ 
men, und ſich denſelben von dem Inhaber, gegen 
Erſtattung der Koſten, einhaͤndigen laſſen. 

9. 1023. Die Ncceptation per honor muß 
nothwendig ſchriftlich und ausdrücklich geſchehen: 
und kann weder zurückgenommen, noch ausgeſtri⸗ 
chen werden. 

§. 1024. Die der Acceptation hinzugefügten 
Buchſtaben 8. P. (lopra prot@lio) find dazu nicht 
hinreichend; und es macht keine Ausnahme, wenn 

leich der Eine oder Andere von den Indoſſanten 
een Giro dem Acceptanten rekommandirt haben 
ſollte. x 

§. 1025. Ein beſonderer Auftrag iſt dazu nicht 
noͤthig. 

$. 1026. Der Acceptant per honor tritt in 
alle Verbindlichkeiten, welche der Bezogene durch 
die gewöhnliche Annahme eingehen würde, 

$. 1027. Dagegen tritt er auch, nach geleiſte⸗ 
ter Zahlung, in die Rechte des Inhabers gegen den⸗ 
jenigen der Wechſelverpflichteten, zu deſſen Ehren 
er den Wechſel angenommen hat. 

H. 1028. Iſt bey der Annahme nicht aus druͤck⸗ 
lich bemerkt, zu weſſen Ehren dieſelbe geſchehen ſey: 
ſo wird angenommen, daß ſie nur zu Ehren des 
Ausſtellers erfolge; und der Acceptant kann alſo auch 
nur an dieſen ſich halten. 5 \ 

§. 1029. Eben das, was dem Juhaber wegen 
Remiſſton des Proteſtes vorgeſchrieben iſt, muß auch 
der Acceptant per honor beobachten. 

$. 1030. Iſt etwas davon verabſäumt: fo er⸗ 
haͤlt der Acceptant per honor nur die Rechte, wel⸗ 
che dem Bezogenen, wenn er Zahlung geleifter haͤt⸗ 
te, gegen den Ausſteller zugekommen ſeyn würden. 


$, 1037. 
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$. tog t. Hat der Bezogene ſelbſt per honor 
acceptirt: ſo erhält er mik einem ſolchen fremden 
Accepkanten voͤllig gleiche Rechte. ö 

H. 1032. Er wird dadurch von der Verbind⸗ 
lichkeit frey, ſich die im Avis⸗Briefe von dem Aus⸗ 
ſteller, wegen der Deckung, oder ſonſt, getroffenen 
Verfügungen gefallen zu laſſen. u 

§. 1033. Hat derjeitige, an welchen der Wech⸗ 
ſelinhaber von dem Ausſteller bey Ermangelung des 
Bezogenen addreffirt worden (. 1018.) den Wech⸗ 
ſel acceptirt: fo ſtehen ihm mit einem Acceptanten 
per honor gleiche Rechte zu. 

§. 1034. Unter mehrern Addreſſen hat derje⸗ 
nige den Vorzug, welcher zu Ehren des Traſſanten, 
oder eines frühern Indoſſanten, acceptiren will. 

§. 1035. Die Proteſte ſollen in ‚Königlichen dun Sorm 
Landen, entweder von einer Gerichtsperſon, oder von dee “ 
einem Juſtizcommiſſario oder Notario aufgenommen 
werden. 4 
$. 1036. Eine Gerichtsperſon bedarf dazu ‚fo, 
wenig eines beſondern Protokollführers, als ein No, 
tarius, der bey andern Notariatshandlungen erfor⸗ 
derlichen Zeugen. erh 

$. 1037. Derjeuige, welcher den Proteſt auf⸗ 
nimmt, muß ſich von den bey der Sache vorkommen⸗ 
den Hauptumſtaͤnden, beſonders denjenigen, welche 
die Perſon des Bezogenen betreffen, die erforderliche 
Gewißheit verſchaffen; ‚über den ganzen Vorgang ein 
erdentliches Protokoll aufnehmen; und nach deſſen 
Inhalte hiernachſt den Proteſt ausfertigen. 

$. 1038. Daß dergleichen beſonderes Protokoll 
nicht aufgenommen worden, benimmt zwar dem Pro⸗ 
teſte nichts an feiner Gültigkeit; 

§. 1039. Die Gerichtsperſon aber, der Juſtiz⸗ 
eommiſſarius , oder der Notarius, welche ein ſolches 
Verſehen begangen haben, haften den BEE 

ür 
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für allen daraus etwa entſtandenen Nachtheil; und 
ſollen überdies um den vierfachen Betrag der erhal⸗ 
tenen Proteſtgebuhren ſiskaliſch beſtraft werden. 

9. kogo. Wer ſchon einmal wegen einer der⸗ 
gleichen Vernachlaͤſſgung beſtraft worden, iſt im 
Wiederholungsfalle für unfähig zur Aufnehmung ei⸗ 
nes Wechſelproteſtes zu erklären, und dieſes der 
Kaufmannſchaft des Orts bekannt zu machen. 
F. 1040. Außer den allgemeinen Erforderniſſon 
eines Protokolls, oder Notariatsinſtruments, muß 
ein Wechſelproteſt enthalten: 

1) eine genaue Abſchrift des Wechſels; 

2) die vollſtandige Bemerkung der Unmſtände, 
weshalb die Annahme oder Jahlung nicht er⸗ 
bene 

F. 1042. Iſt der Bezogene anweſend? fo muß 


die Anfrage an denſelben: ob und in. welcher Art 


er den Wechſel acceptiren oder zahlen wolle? init der 
beſtimmten woͤrtlich niederzuſchreibenden Antwort dar⸗ 
auf, dem Proteſte eingerückt werden, 

. 1043. Hat der Bezogene ſich von feinem 
Stock A oder iſt 15 an 5 Orte, 1 er 
in den geſetzlichen Praſentationsſtunden ſonſt feine 
Gee nicht anzutreffen: fo wird, nach 


vorher gehaltener Nachfrage, in dem Protokolle be⸗ 


merkt! daß in dem Comtoir, Laden, Gewölbe, und 
Behauſung des Schuldners, Erkundigung eingezo⸗ 
gen und Niemand angetroffen worden, welcher ac⸗ 
ceptiren koͤnnen und wollen. i 
$. tog. Ein Gleiches findet bey Meßwechſeln 
Statt, wenn der Ausſteller nicht zur Meſſe gekommen, 
oder vor der Praͤſentations ⸗ oder Verfallzeit wieder 
abgereiſet iſt. . N 
9. 1043. Ferner alsdann, wenn der Proteſt, 
wegen erfolgten Abſterbens des Bezogenen, oder we⸗ 
1 gen 


Von Wechſeln. 319 


gen des über ſein Vermögen eröffneten Concurſes, 
nach H. 979 — 983. aufgenommen werden muß. 

$. 1046. Iſt der Praͤſentant nur Bevollmaͤch⸗ ae 
tigter: fo muß er den aufgenommenen Proteſt unfehl⸗ nach auf- 
bar mit nächſter Poft an feinen Machegeber übers genoms 
ſchicken; widrigenfalls er demſelben für allen daraus Proteste 
entstehenden Schaden haftet. 

$. 1047. , Iſt er aber Eigenthuͤmer des Wech⸗ 
ſels; fo muß er denjenigen von den Vormaͤnnern, 
an welchen er ſich wechſelmaͤßig halten will, mit 
nächſter Poſt von dem aufgenommenen Proteſte ber 
nachrichtigen. ö a 

1048. Es hangt von ihm ab, dieſer Nach⸗ 
richt den Originalproteſt beizufügen; oder letzteren 
einem Bevollmächtigten, zur Vorzeigung an den 
Vormann, gegen welchen der Regreß gerichtet wird, 
zu uͤberſenden. 

$. 1049. Hat er letzteres gethan: fo haftet er 
für das von dem Bevollmächtigten bey der Vorlegung 
etwa begangene Verſehen eben ſo, als ob er den Pro⸗ 
teſt ſelbſt nicht remittirt, und den Vormann nicht 
benachrichtigt hätte, 
FS. 1035. Die Zurückſendung des Wechſels ſelbſt 
kann der Präſentant noch einen Poſttag verſchieben, 
und abwarten, ob der Bezogene ſich bis dahin zur 
Annahme noch entfchließen werde. 

$. 1051. Auch kann dieſe Ruͤckſendung, bey 
Dato⸗ und Uſowechſeln, bis zum letzten Reſpittage 
aus eſetzt werden, wenn keine Gegenordre vorhan⸗ 
den iſt. 

$. 1052. Will der Bezogene, nach aufgenom⸗ 
menem Proteſte den Wechſel noch acceptiren; fo muß 
es der Präfentant gegen Erſtattung der Koſten ge⸗ 
ſchehen laſſen. 

. 1053. Auch alsdann, wenn der Bezogene 
die Erjiaerung der Proteſtkoſten verweigert, muß der 

Praͤſen⸗ 
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Präſentant die Ucceptation zulaſſen; jedoch, zur 
Erhaltung feines Rechts wegen der Koften, einen 
beſondern Proteſt aufnehmen laſſen. 
$. 1054. Sind die geſetzlichen Vorſchriften bey 
Aufnahme und Verſendung des Proteſtes wegen nicht 
geſchehener Annahme verabſaͤumt: fo verliert der Ei⸗ 
genthümer des Wechſels den Wechſelregreß an die 
Bormänner, und kann nur feinen etwanigen An⸗ 
ſoruch an einen oder den andern unter ihnen, nach 
H. 974. im ordentlichen Prozeſſe ausführen. 
§. 1055, Es entſchuldigt den Präſentanten 
nicht, wenn gleich der Poſttag zur Verſendung des 
Proteſtes auf einen Sonn», Feſt⸗ oder Bußtag, oder 
bey Juden auf einen Sonnabend oder andern jüͤdi⸗ 
ſchen Feiertag fälle, ſobald es ihm nur möglich ger 
weſen iſt, zur Beförderung des Briefes auf die Poſt 
noch vorher die noͤthigen Anſtalten zu treffen. 
X. Rechte F. 1056. Sind aber die geſetzſichen Vorſchrif⸗ 
dünne ten bey Aufnahme und Verſendung des Proteſtes bes 
eines nicht obachtet worden: fo iſt der Eigenthuͤmer eines weyen 
ven, nicht geſchehener Annahme proteſtirten Wechſels, au- 
fels, ßer der darin verſchriebenen Summe, ingleichen au⸗ 
ßer den durch den Proteſt verurſachten Koſten, auch 
für Provifion, Courtage, und Briefporto, ein halb 
Prozent zu fordern berechtigt. 
$. 1057. Die verſchriebene Summe muß nach 
dem Courſe am Zahlungstage des proteſtirten Wech⸗ 
ſels berechnet werden. a 
§. 1058. Von diefer Zeit an laufen auch die 
Zinſen, und die Reſpittage kommmen dabey nicht 
in Betrachtung. 
§. 1059. Iſt der Wechſel mehrmals indoſſirt: 
ſo hat der letzte Inhaber die Wahl: ob er ſofort 
auf den Ausfteller, oder an welchen der Indoſſan⸗ 
ten er zuruͤckgehen will. 


$. 1060. 
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§. 1060, Hat er gewaͤhlt: aber binnen Vier 
und zwanzig Stunden keine vollſtaͤndige Befriedigung 
erhalten: fo muß er gegen einen ſolchen Vormann 
auf eben die Art, als gegen den Bezogenen, ſofort 
Proteſt einlegen. 

$. 1061, Aſsdann kann er binnen der §. 1047. 
fgg- beſtimmten Friſt wiederum von einem andern 
Indoſſanten, oder von dem Ausſteller, nach eignem 
Gutbefinden, Zahlung fordern, und ſo weiter bis zu 
feiner gänzlichen Befriedigung fortfahren, ohne ſich 
an die Ordnung, wie feine Bormänner auf einan⸗ 
der folgen, zu binden. 

$. 1062. Dadurch erlangt er die Befugniß, je⸗ 
den der Vormaͤnner binnen Jahresfriſt, von Zeit des 
wider denſelben aufgenommenen Proteſtes, wegen 
desjenigen, was an ſeiner völligen Befriedigung 
fehlt, wechſelmaͤßig in Anſpruch zu nehmen. 5 

§. 1063. Hat er jedoch bey Aufnahme oder 
Verſendung des Proteſtes etwas verſaͤumt: fo geht 
das Wechſelrecht gegen denjenigen Indoſſanten, bey 
welchem bas Verſehen vorgefallen iſt, ſo wie gegen 
alle übrigen, gegen welche die geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten nicht beobachtet worden, verloren: und es fin⸗ 
det nur der Auſpruch im ordentlichen Prozeſſe nach 
H. 974. Statt. 

§. 1064. Gegen diejenigen Indoſſanten aber, 
gegen welche er die geſetzlichen Vorſchriften wegen 
Aufnahme und Remiſſton des Proteſtes befolgt, und 
dieſelben dadurch in den Stand geſetzt hat, weiter auf 
ihre Vormaͤnner zurück zu gehen, bleibt ihm fein 
Wechſelrecht nach H. 1062, vorbehalten. ($. 1067.) 

$. 1065. Läßt der Inhaber einen der Indoſſau⸗ 
ten fein Giro ausſtreichen: fo verliert er fein Recht 
gegen alle Hintermänner deſſelben; im Uebrigen aber 
behält der Wechſel, und der Proteſt, gegen alle Vor⸗ 
maͤnner des Ausgeſtrichenen ſeine Kraft. 


9. 1066. 
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$. 1066. Hat der Wechſelinhaber von dem 
Bezogenen, oder von dem zuerſt in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Indoſſanten, Abſchlagszahlung erhalten: 
fo kann er dennoch den Ueberreſt von einem der 
Glranten, oder von dem Ausſteller fordern, wenn 
mit Aufnahme und Verſendung des Proteſtes gehoͤ⸗ 
rig verfahren worden. 

H. 1067. Will der in Anſpruch genommene In⸗ 
doſſant ſich wieder an Einen feiner Vormaͤnner halten: 
ſo muß er den von dem Wechſelinhaber erhaltenen 
Proteſt, binnen der §. 1047. Iq: beſtimmten Friſt 
nach deſſen Empfang, gehoͤrig verſenden. 

H. 1068. Ein ſolcher Indoſſant hat, gleich dem 
auf ihn zurückgehenden Praͤſentanten, die Wahl, an 
welchen feiner Bormänner er ſich halten wolle. 

§. 1069. Hingegen kann er die von dem vori⸗ 
gen Inhaber einmal Uebergangenen, die ſeine Hinter⸗ 
männer ſind, nicht in Anſpruch nehmen. 

$: 1070, Hat ein Indoſſant nur Abſchlagszah⸗ 
lung geleiſtet: ſo kann er dieſelbe auf dem Origi⸗ 
nalwechſel verzeichnen, und eine beglaubte Abſchrift 
des Wechſels anfertigen laſſen. 

§. 1071. Alsdann hat er gegen feine Wormän- 
ner, und gegen den Wechſelſchuldner, wegen der be⸗ 
zahlten Summe, die Rechte des Inhabers einer kauf⸗ 
maͤnniſchen Aſſignation. (Abſchn. 9.) 

$. 10%. Die Wechſelklage kann in den Fällen 
des §. 1056 — 1068. ſogleich angeſtellt werden, 
wenn derjenige, an welchen der Inhaber ſeinen Re⸗ 
greß zu nehmen hat, nicht binnen Vier und zwanzig 
Stunden nach Vorzeigung des Proteſtes und Wech⸗ 
ſels Zahlung leiſtet. 

$. 1073. Der Praͤſentant iſt weder ſchuldig, 
die Zahlungszeit abzuwarten, noch alsdann, wegen 
Michtbezahlung, gegen den Bezogenen von neuen 
proteſtiren zu laſſen. 8 
$. 1074 
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$.,1074. Nur alsdann, wenn aus dem Proteſte 
erhellet, daß die Acceptation wegen Mangels des Ad⸗ 
vis, oder wegen fehlender Remeſſe verweigert wor⸗ 
den, und der Wechſel noch nicht verfallen iſt, muß 
zuvörderſt der Zahlungstag abgewartet, und der noch⸗ 
malige Proteſt wegen Nichtbezahlung, gehoͤrig auf⸗ 
genommen, und verſendet werden. 

F. 1075. Doch kann der Wechſelinhaber im⸗ 
mittelſt guf bloße Vorzeigung des Protkeſtes, die Ber 
ſtellung hinlänglicher Sicherheit bis zum Zahlungs⸗ 
tage fordern. 

$ 1076. Der Wechſelregreß findet auch wider 
den Ausſteller einer für Rechnung eines Dritten ge⸗ 
zogenen Tratte Statt. 

§. 1077. Es kann alſo auch ein ſolcher Ausſtel⸗ 
ler den Inhaber an denjenigen, für deſſen Rechnung 
gezogen worden, nicht verweiſen; ſondern es ift 
lediglich ſeine Sache, ſich mit letzterm aus einander 
zu ſetzen. 

§. 1078. Des Einwandes der nicht erhaltenen 
Valuta kann derjenige, gegen welchen der Wechſel⸗ 
regreß gerichtet wird, ſich im Wechſelprozeſſe nicht 
bedienen. er 

$ 1079, Laßt der Wechſelinhaber Ein Jahr, 
vom Zahlungstage des Wechſels an gerechnet, ver⸗ 
ſtreichen, ohne die Klage anzumelden: ſo verliert er 
ſein Wechſelrecht. 

. 1080. Es bleibt ihm alsdann nur wegen der 
gezahlten Valuta, der Zinſen, Schaͤden und Koſten, 
die Ausführung feiner Rechte im ordentlichen Prozeſſe 
nach $. 974. vorbehalten. 

8. 1081. Ueber die nach §. 1056. ag. zu be⸗ 
ſtimmende Schadloshaltung, kann der jedesmalige 
Inhaber, ſtatt der Klage, einen Rückwechſel auf 
denjenigen von den Vormaͤnnern ziehen, an welchen 
er feinen Regreß zu nehmen haf, 

; §. 1082. 
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$. 1082. Ein ſolcher Ruͤckwechſel muß unmit⸗ 
telbar (à drittura) geſtellt werden, wenn zwiſehen 
beiden Platzen Wechſelverkehr iſt. 

\ $. 1083. Findet aber von dem Wohnorte des 
Inhabers, nach dem des Vormannes, gegen welchen 
der wechfelmäßige Regreß gerichtet wird, kein Wech⸗ 
ſelverkehr Statt: fo muß der Ruͤckwechſel auf den⸗ 
jenigen Plat gezogen werden, über welchen beide 
Herter gewöhnlich ihre Wechfelgefchäfte machen. 

dude. F. 1084. Iſt der Wechſel acceptirt worden: fo 
lichten muß der Jubaber die Verſallzeit abwarten. 
Bes lach §. 1085. Jedoch kann er, wenn in der Zwi⸗ 
ber de ſchenzeit ſolche Umftände eintreten, welche nach geſetz⸗ 
ceptation, lichen Vorſchriſten den Arreſtſchlag begründen, von 
dem Acceptanten Sicherheitsbeſtellung fordern. 
$. 1086. Er wird aber, im Falle der Unter⸗ 
laſſung, den Vormannern nur alsdann verantwort⸗ 
lich, wenn er dabey ein grobes Verſehen began⸗ 
gen hat. 
9. 1087. Kann oder will der Acceptant die Sir 
cherheitsbeſtellung nicht leiſten: ſo iſt der Inhaber 
Arreſt auszubringen berechtigt. 
§. 1088. Hat er Realarreſt ausgebracht, und 
will nach eingetretener Verfallzeit die Wechſeſexecu⸗ 
tion ſuchen; fo muß er dem Realarreſte wieder ent⸗ 
fagen, x 
§. 1089. Wird vor der Verfallzeit über des 
Acceptanten Vermoͤgen Concurs eroͤffnet: fo muß 
der Inhaber ſokort nach erhaltener Wiſſenſchaft da⸗ 
von, mit der Aufnahme und Verſendung des Pro⸗ 
teſtes verfahren. 
Ku. Ver / F. 1090. Wegen Berechnung des Verfalltages 
allet. treten die Vorſchriften des $. 847. 109. überall ein. 
§. 1091. Bey Dato, und ſolchen Uſowechſeln, 
* deren Verfallzeit vom Tage der Praͤſentation läuft, 
muß die Verfallzeit nach dem Dato der Rn 
R erech⸗ 
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berechnet werden; wenn gleich die Acceptation, we⸗ 
gen eines dazwiſchen gekommenen Feſttages, erſt am 
folgenden Werkeltage geſchehen wäre. (H. 985. [4g-) 

$ 1092. Bey Meß⸗ und Marktwechſeln finden 
keine Reſpit⸗ oder Diseretionstage Statt. 

§. 1093. Auch bey Sicht⸗ und ſolchen Brie⸗ 
fen, die auf halb Uſo oder weniger geſtellt find, 
kann der Aecepkant dergleichen nicht verlangen. 

$ 1094. Bey andern gezogenen Wechſeln, kom⸗ 
men in Königlichen Landen dem Acceptanten, nach 
dem Verfalltage, noch Drey Reſpittage zu ſtatten, 
an deren Drittem er erſt zur Zahlung angehalten 
werden kann. 2 

§. 1095. Iſt der Dritte Reſpittag ein Sonn, 
Feſt⸗ oder Bußtag: fo muß die Zahlung am Zwei⸗ 
ten Reſpittage erfolgen. 

$. 1096. Ein Gleiches gilt, wenn der Wech⸗ 
felacceptant ein Jude iſt, und der Dritte Reſpittag 
auf einen Sonnabend oder juͤdiſchen Feiertag fällt, 

$. 1097. Sind alle Drey Reſpitkage Soun⸗ 
und Feiertage: ſo muß die Zahlung am Verfalltage 
ſelbſt geleiſtet werden. 

$. 1098. Iſt gleich der acceptirte Wechſel erſt 
nach dem Verfalltage zur Zahlung präfentiet wor⸗ 
den, ſo werden dennoch die Reſpittage von der Ver⸗ 
fallzeit an gerechnet. 

$. 1099. Sind daher, von dieſem Zeitpunkte 
an gerechnet, ſchon Drey Tage verſtrichen, ſo finden 
weiter keine Reſpittage Statt. 

$. 1100. An dem biernady zu beſtimmenden 
Zahlungstage, kann von Zwölf Uhr Mittags, bis 
Sieben Uhr Abends, Zahlung gefordert werden. 

$. 1101. Wegen der Zahlung treten die Vor⸗ 
ſchriften des F. 873. Lag. uberall ein. 

$. 1102. Ergiebt der Wechſel, daß davon meh⸗ 
rere Exemplare ausgefertigt worden, fo muͤſſen mes 
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nigſtens diejenigen, worauf die Acceptation, und die 
ganze Folge der Indoſſamente befindlich iſt, bey der 
Zahlung ausgeliefert werden. ; 

$. 1103. Kann dies nicht geſchehen, fo iſt 
der Acceptant nur zur gerichtlichen Deposition ver⸗ 
bunden. 

$. 1104. Durch die Zahlung des Wechſels er⸗ 
lange der Bezogene, außer dem Falle einer von ihm 
geſchehenen Acceptation per honor (H. 102 T. 1028.) 
gegen den Ausſteller kein Wechſelrecht. 

$. 1105. Hat er ohne hinlängliche Deckung ge⸗ 
zahlt, fo kann er dieſe, nebſt kaufmänniſchen Zin⸗ 
ſen, ſeit dem Tage der Zahlung, von dem Ausſtel⸗ 
ler nur in dem Wege des ordentlichen Prozeſſes 
fordern. 

$. 1106. Hat der Bezogene gewußt, daß der 
Wechſel von dem Ausſteller für Rechnung eines Drit⸗ 
ten gezogen worden: fo kann er, außer dem Falle 
einer Annahme per honor, ſich nur an dieſen Drit⸗ 
ten Committenten halten. 

§. 1107. Iſt der Acceptant vor der Zahlung 
verſtorben: fo finden die Vorſchriften des $. 979. 1. 
Anwendung. 

§. 1108. Leiſten die Erben nicht gehörige wech⸗ 
ſelmaͤßige Zahlung, und der Inhaber will ſich an den 
Ansſteller, oder die Vormänner regreſſtren: fo muß 
er ſofort, wegen nicht geleiſteter Zahlung, Proteſt 
einſegen, und denſelben binnen der $. 1047. fü. vor 
geſchriebenen Friſt verſenden. 

$. 1109. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn 
kein Handlungsfaktor vorhanden iſt, und die Erben 
ungewiß, unbekannt, oder an einem andern Orte 
wohnhaft find. 

$ 1110. Ueberhaupt muß der Inhaber, wenn 
die Zahlung zur beſtimmten Zeit nicht richtig erfolgt; 
und er ſich an die Vormaͤnner, oder an den We 

er 
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ler wechſelmäßig halten will, ſofort den Proteſt auf⸗ 
nehmen laſſen. . 

H. 1111. Er kann jedoch den nach $. 846. lag 
zu beſtimmenden Zahlungstag abwarten, wenn auch 
der Arceptant vorher erklart haben ſollte, daß er nicht 
zahlen werde. 5 

H. 1172. Iſt in dem Falle des $. 999. der Prär 
ſentant an eine Addreſſe verwieſen, und dieſe leiſtet 
die Zahlung nicht: fo muß ebenfalls Proteſt aufge⸗ 
nommen werden. i 

9. 1113. Alsdann ift der Acceptant, welcher 
ben Wechſelinhaber an die Addreſſe verwieſen hat, 
wechfelmäßig verhaftet. s 

$ 1114. Gegen den aber, welchem die Zah⸗ 
lung von dem Akceptanten aufgetragen worden, fin- 
det kein Wechſelanſpruch von Seiten des Inhabers 
Statt; ſondern es treten nur die Vorſchriften von 
kaufmaͤnniſchen Aſſignationen ein, (Abſchn. 9.) 

$. 1115. Iſt auf dem Wech el Jemand benannt, 
bey welchem ſich der Juhaber, im Falle der Nichts 
zahlung, melden ſolle: fo finden die Vorſchriften des 
$. 1018. 1019. Anwendung. 

§. 1116. Die abſchlägliche Zahlung eines Theils 
der verſchriebenen Summe iſt der Inhaber nur als⸗ 
dann anzunehmen ſchuldig, wenn er bloß Bevollmaͤch⸗ 
tigter, und zur Annahme von Abſchlagszahlungen 
ausdrücklich angewieſen iſt. 8 

$. 1117. Hat er Abſchlagszahlungen angenom⸗ 
men, und will ſich wegen des Ueberreſtes wechſel⸗ 
mäßig regreſſiren: fo muß er deshalb Proteſt aufs 
nehmen laſſen. 

§. 1118. Statt baarer Zahlung Aſſignation 
anzunehmen, iſt der Praͤſentank nicht ſchuldig. 

$. 1119. Hat er dergleichen angenommen, und 
iſt darüber die Zeit der Aufnahme des Proteſtes ver⸗ 

ſtrichen: 
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ſtrichen: ſo geht der wechſelmäßige Regreß an die 
Vormäunner und den Ausſteller verloren. 
$. 1120. Iſt in ſolchem Falle der Praͤſentant 
nur Bevollmächtigter: fo wird er dem Eigenthuͤmer 
zur völligen Schadloshaltung verhaftet. 
eden . rtf. Wegen Aufnahme und Verſendung 
habers des Proteſtes über Nichtbezahlung; ingleichen wegen 
wegen en des wechſelmäßigen Regreſſes an die Vormaͤnner, und 
Michtzah an den Ausſteller, finden die Vorſchriften §. 1056. 
are fgg. überall Anwendung. 5 
Wechſel. $. 1122. Auch hat der Juhaber die Wahl, 
ob er ſogleich von den Vormaͤnnern Zahlung for⸗ 
dern, oder zuvor den Aceeptanten wechleimäßig be⸗ 
langen wolle. 4 

§. 1123. Will der Inhaber zuerſt den Accep⸗ 
tanten in Anſpruch nehmen: fo iſt er nicht fehuls 
dig, mit dem Proteſte zugleich den Wechſel zu ver⸗ 
ſenden. 

F. 1724. Er kann jedoch alsdann von den Vor⸗ 
männern, und dert Ausſteller, weder Zahlungs 
noch Sicherheits beſtellung eher fordern, als wenn 
der Wechſel beigebracht wird. 

S 1123. Will aber der Inhaber, mit Ueber⸗ 
gehung des Aeceptanten, ſich gleich an Einen der Vor⸗ 
männer, oder an den Ausſteller halten: ſo muß der 
Wechſel zugleich mit dem Proteſte verſendet werden. 

H. 1126. Alsdann iſt der Vormann, oder Aus⸗ 
ſteller, zur Leiſtung der im §. 1056. Ig. beſchriebe⸗ 
nen Zahlung, binnen Vier und zwanzig Stunden 
von Zeit der geſchehenen Vorzeigung des Proteſtes 
und Wechſels, verbunden. 

$. 1127. Wegen Veränderung der Wahl hat 
der Inhaber die Rechte des H. 1059. lag 8 

$. 1128, Auch kann er nach H. 1081. lag. 
einen Ruͤckwechſel ziehen. 


§. 1129. 
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$. 1129. Wegen der Rechte des in Anſpruch 
ge ommenen Indoſſanten gegen feine Vormaͤnner 
finden gleichfalls die Vorſchriften des §. 1067. bis 
1072. Anwendung. 

$ 1130. In allen dieſen Fallen (5. 1125, 1127. 
1129.) verliert jedoch der Inhaber ſein Wechſelrecht, 
wenn er binnen Jahresfriſt, von Zeit des aufgenom⸗ 
menen Proteſtes, wider denjenigen, an welchen er 
zum Behuf des Regreſſes den Proteſt geſendet hat, 
die Wechſelklage nicht gehörig anſtellt. 

$. 1131. Iſt aber dies geſchehen, und die Klar 
ge gehörig eingehändige worden: fo wird dadurch das 
Wechſelrecht gegen den Beklagten fo. lange, bis der 
Wechſel auch als Schuldſchein verjährt iſt, erhalten. 


$. 1132. Der Ausſteller, weſcher einen accep-XVI.Nedr 


tirten Wechſel einloͤſet, erlangt dadurch gegen den 
Acceptanten kein Wechſelrecht. 

$. 1133. Er kann ſich auch von dem Juhaber, 
zum Nachtheile des Acceptanten, feine Rechte ge⸗ 
gen Letztern nicht abtreten laſſen. 

§. 1134. Dagegen bleibt dem Ausſteller ges 
gen den Bezogenen, wegen bereits erhaltener De⸗ 
ckung, oder ſonſt, fein Recht im gewöhnlichen Pros 
zeſſe vorbehalten. 5 

$. 1135. Wird in dieſem dargethan, daß der 
Acceptant von dem Ausſteller wirklich Deckung er⸗ 
halten habe: ſo hat der Ausſteller, bis zum Betrage 
der am Zahlungstage in des Acceptanten Händen bes 
ſindlich geweſenen Deckung, bey entſtehendem Con⸗ 
curſe über deſſen Vermoͤgen, das Vorzugsrecht der 
Sechſten Claſſe. 

§. 1136. Einer gegebenen Deckung iſt gleich 
zu achten, wenn der Aecceptant am Zahlungstage 
Schuldner des Ausſtellers geweſen iſt. 

$. 1137. Jedermann, welchem ein gezogener 
Wechſel zur Annahme oder Zahlung praͤſentirt wird, 
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Ben Beer iſt ſchuldig, denſelben zu unterſuchen, und ſich von 

Wechſeln:deſſen Richtigkeit zu uͤberzeugen. 

PA fir $. 1138. Wer einen falſchen Wechſel bezahlt, 
kann ſich nur an den Urheber des Betrugs, und 


an die Theilnehmer halten. 
$. 1139. Wird ein Wechſel präfenfivt, an mel» 
chem ſich ſcheinbare Spuren der Verfaͤlſchung finden: 
ſo kann der Bezogene denſelben an ſich behalten; 
muß aber auch ſofort dem gehoͤrigen Richter davon 
Anzeige machen, und das verdächtige Inſtrument 
gerichtlich niederlegen. Ban 5 
‚$ 1140. Eben dies findet Statt, wenn der 
Bezogene durch den angeblichen Traſſanten von der 
Verfaͤlſchung benachrichtigt, und der Praͤſentant ei⸗ 
ne unbekannte oder verdächtige Perſon iſt. 
§. 1141. In beiden Fällen bleibt dem Ermeſ⸗ 
ſen des Richters überlaffen, nach Vorſchrift der Pro» 
zeß⸗Ordnung, je nachdem der Verdacht der Unrich⸗ 
tigkeit mehr oder weniger beſcheinigt iſt, zu beurthei⸗ 
len: ob und auf wie hoch von dem Bezogenen, we⸗ 
gen Schäden und Koſten, Caution zu beſtellen ſey. 
(Th. 1. Tit. 14. §. 186. lag.) 
$. 1142. Wird gleich der Wechſel bis zur weis 
tern Unterſuchung in gerichtliche Verwahrung genom⸗ 
men: ſo kann der Inhaber dennoch mit Aufnahme 
und Verſendung des Proteſtes wegen Nichtaccepta⸗ 
tion verfahren. 0 
$. 1143. Der Richter muß ihm zu dieſem Be⸗ 
Hufe ſchleunig eine beglaubte Abſchrift des Wechſels 
ertheilen, und einen Depoſitalſchein darüber ausfer⸗ 
tigen laſſen. 
§. 1144. Dadurch erlangt der Inhaber das 
Recht, binnen der geſetzmaͤßigen Friſt auf feine Vor⸗ 
männer zuruck zu gehen, und bis zur ausgemachten 
Sache Sicherheitsbeſtellung von ihnen zu er 
„ 1145. 
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6. 17145. Nach einmal geſchehener Acceptation 
kann der Bezogene unter dem Vorwande, daß der 
Wechſel falſch ſey, die Zahlung nicht weigern. 

§. 1146. Es muß aber die Zahlung in das 
gerichtliche Depoſitorium geſchehen, fo bald der Ac⸗ 
ceptant einen ihm zugekommenen Avis von der vor⸗ 
geblichen Falſchheit des Wechſels vorzeigen kann. 

$. 1147. Eben dahin muß auch der angeblich 
falſche Wechſel abgeliefert werden. 8 

§. 1148. Der Inhaber muß alsdann den Er⸗ 
folg des gerichtlichen Verfahrens abwarten, und iſt 
nicht befugt, ſich vorher an die Vormaͤnner wechſel⸗ 
mäßig zu regreſſiren. 

$. 1149. Jedoch kann ihm die Auszahlung der 
deponirten Valuta gegen hinreichende Caution nicht 
verſagt werden. N 

$. 1150. Iſt in einem an ſich richtigen Wech⸗ b) ver 
ſel die Summe verfälfcht worden; und der Bezogene Wache. 
bat mehr bezahlt, als im Avisbriefe enthalten war: fumme; 
fo kann er ſich wegen des daraus entſtandenen Scha⸗ 
dens nur an denjenigen halten, der die Verfälſchung 
vorgenommen hat. 8 

§. 1151. War die Summe im Wechſel nur 
mit Ziffern ausgedrückt, und ſind dieſe unmerklich 
verfaͤlſcht: fo iſt der Ausſteller einem Dritten da⸗ 
durch hintergangenen Juhaber zum Schadenkerſatze 
verhaftet. 

§. 1152. Iſt die mit Buchſtaben ausgedruͤckte 
Summe verſaͤlſcht: ſo muß jeder Inhaber ſich an 
ſeinen Vormann ſo lange halten, bis man auf den 
z der nur die wahre Summe empfan« 
gen hat. f 5 

§. 1753. Auch die Richtigkeit des lezten In- 9 guy, 
doſſaments muß der Bezogene gehörig unterſuchen. (hes In 

8. 1154. Wer aus grobem Verſehen auf ein dae 
falſches Indoſſament Zahlung gen oder wit ei ⸗ 

12 ner 
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ner verdächtigen Perſon (Th. 1. Tit. 15. F. 19.), von 
der es ſich in det Folge findet, daß ſie unredlicher In⸗ 
haber ren fey, auf dergleichen Zahlung ſich eine 
läßt, bleibt dem Eigenthuͤmer des Wechſels im ov 
dentlichen Prozeſſe verhaftet; und kann ſich nur an 
den Urheber des Betrugs, und die Theilnehmer deſ⸗ 
ſelben halten. 

$. 1155. Iſt jedoch ein Wechſel in blauko in 
doſſiet worden: fo finden die Vorſchriften des H. 815. 
gg. Anwendung. 

$. 1156. Die etwanige Verfälſchung eines vor⸗ 
hergehenden Indoſſaments iſt dem Bezogenen un⸗ 
ſchaͤdlich, wenn nur der letzte Inhaber redlicher Beſi⸗ 
tzer geweſen iſt. (Th. 1. Tit. 7. $. 10. faq.) 

§. 1157. Sind gegen den letzten Inhaber ſchein 
bare Spuren des Verdachts vorhanden: ſo findet 
eben das Statt, was $. 1139. Sag. von falſchen 
Wechſeln verordnet iſt. 

$. 1158. Kommen die Spuren der Verfaͤl⸗ 
ſchung erſt nach der Acceptation zum Vorſchein: fo 
muß der Acceptant die Vorſchriften des $. 1146. 
‚2147. beobachten. 


xvun. §. 1159. Geht ein gezogener Wechſel verloren: 
Dee 96, ſo muß der bisherige Inhaber dieſen Verluſt dem Aus⸗ 


9 ſteller und dem Bezogenen unverzüglich melden. 

Wechseln. F. 1160. Hat der Bezogene von dem Verluste 
des Wechſels keine Nachricht erhalten, und daher 
denſelben zur Verfallzeit einem unverdaͤchtigen In⸗ 
baber bezahlt: fo muß der Eigenthümer, der den 
Wechſel angeblich verloren hat, den Schaden tragen, 
und kann ſich nur an denjenigen, welcher unredlicher 
Weiſe zum Beſitze der Tratte gelangt iſt, halten. 

$. 1161. Hat aber der Bezogene vor dem Ver⸗ 

falltage Zahlung geleiſtet: fo darf ihm der Ausſteller 
dafür nicht gerecht werden. 


$, 1162. 
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$. 1162. Der Eigenthuͤmer hingegen, welcher 
den Wechſel verloren hat, kann alsdann von dem 
Ausſteller im ordentlichen Prozeſſe Entſchädigung 
fordern; und hat bey entſtehendem Concurſe über 
1 Vermoͤgen das Vorzugsrecht der Sechſten 
Tlaſſe. ; 5 

$. 1163. Kommt die Nachricht vom Verluſte 
des Wechſels dem Bezogenen noch vor der Accep⸗ 
tation zuz und der Wechſel wird demſelben praͤſen⸗ 
tirt: fo muß nach der Vorſchrift H. 1139. lag · ver⸗ 
fahren werden. 22 

$. 1164. Dem ſich meldenden Inhaber kom ⸗ 
men alsdann gegen die Vormäanner die Vorſchriften 
des S. 1142. lag. zu ſtatt. n. 

§. 1165. Wird aber bis zum Zahlungstage der 
Wechſel nicht praͤſentirt: ſo kann ſich derjenige, wel⸗ 
cher den Wechſel verloren hat, nur an den Ausſtel⸗ 
ler halten. 

§. 1166. Es finder auch hier weder Wechſel⸗ 
prozeß, noch Wechſelereeution Statt, jedoch wird 
der Vorzug im Concurſe nicht veraͤndert. 

§. 1167. Kommt die Nachricht von dem Vers 
luſte des Wechſels dem Bezogenen erſt nach der Ac⸗ 
ceptation, jedoch vor der Zahlung zu: fo muß er letz⸗ 
tere in das gerichtliche Depoſitorium leiſten. 

§. 1168. Ale dann iſt zwiſchen dem letzten In ⸗ 
haber, und demjenigen, welcher den Wechſel angeb⸗ 
lich verloren hat, auszumachen, wem von ihnen die 
deponirte Valuta zukomme. 

9. 41169. Kann der letzte Inhaber darthun, daß 
er redlicher Befiser des Wechſels fey: fo: wird ihm 
das Geld verabfolgt; und derjenige, welcher den 
Wechſel verloren hat, kann ſich nur an den vorma⸗ 
ligen unredlichen Beſitzer halten. 

§. 1170. Es fteht in dieſem Falle weder dem 
Wechſelinhaber, noch demjenigen, welcher den 8 

e 


534 Ziwelter Theil. Achter Titel. 


ſel angeblich verloren hat, der Wechſelregreß gegen 
die übrigen Bormänner und gegen den Ausſteller zu: 
und die Aufnahme eines Proteſtes iſt unwirkſam. 

§. 1171. Wird ein ſchon acceptirter nachher 
verloren gegangener Wechſel zur Zahlungszeit nicht 
zum Vorſchein gebracht; und der Bezogene iſt der 
Acceptation geſtaͤndig, oder kann deren fofort uͤber⸗ 
führt werden: fo muß er wechſelmaͤßig Zahlung 
leiſten. 

$. 1172. Dieſe Zahlung darf jedoch nur in das 
gerichtliche Depoſitorium geſchehen; und es muß auf 
Koſten desjenigen, der den Wechſel verloren hat, 
ein öffentliches gefegmäßiges Aufgebot veranlaße 
werden. 

$ 1173. Meldet ſich dabey kein anderer Jnha⸗ 
ber: fo iſt der Präſentant die deponirte Valuta zu 
erheben berechtigt, und der verlorne Wechſel wird 
für mortiſicirt erklart. 

$. 1174. Meldet ſich hingegen ein anderer Js 
haber, fo finder die Vorſchrift F. 1168. Anwendung. 

H. 1175. Iſt die Acceptation weder zugeſtan⸗ 
den, noch ſofort erwieſen: fo kaun derjenige, wel⸗ 
cher den Wechſel verloren hat, auf ſeine Koſten ein 
oͤffentliches Aufgebot veranftaltens 

$. 1176. Meldet ſich dabey kein Inhaber, fo. 
wird der Wechſel mortificirt, und der Verlierer hält 
ſich nach Vorſchriſt $. 1162. an den Ausſteller. 

F. 1177. Dem Verlierer ſteht jedoch frey, in 
der Zwiſchenzeit die Acceptation gegen den Bezogenen 
im Wege des ordentlichen Prozeſſes nachzuweiſen. 

§. 1178. Erſtreitet er darüber ein rechtskraͤfti⸗ 
ges Urtel: fo findet die Wechſelexecution gegen den 
Acceptanten Statt; doch muß die Zahlung fo lange, 
bis der Wechſel mortifieirt iſt, in das gerichtliche 
Depoſitum geleiſtet werden. (1. 1172. 1173.) 


rn 
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$. 1179. Obige Vorſchriften (H. 1167. lad.) 
find. auch auf den Fall anzuwenden, wenn ein Wech⸗ 
ſel nach aufgenommenem Proteſte verloren geht. 

$ 1180. Jedoch wird durch eine beglaubte Abs 
ſchrift des bey dem Proteſte aufgenommenen Proto⸗ 
kolles, der darin benannte rechtmäßige Inhaber bes 
rechtigt, von demjenigen Vormann, an welchen er 
ſich halten will, Caution zu fordern. 

§. 1181. Auch bey krockenen Wechſeln find die c en 
$. 2 5 bis §. 784. beſtimmten Eigenſchaften erfor» Seh, 
derlich. 8 fein: 

$. 1182. Ein Inſtrument wird bloß dadurch, a 
daß darin die Zahlung nach Wechſelrecht verſpro⸗ aifts 
chen worden, kein gültiger Wechſel. 

§. 1183. Wie bey trockenen Wechſeln der Em⸗ 
pfang der Valuta ausgedruͤckt werden müͤſſe, iſt ge 
765 — 769. beſtimmt. 

9. 1184. Iſt in trockenen Wechſeln der $. 726. 
benannten Perſonen der Empfang der Valuta nicht 
in baarem Gelde ausgedruͤckt; oder kann ſofort nach⸗ 
gewieſen werden, daß der Ausſteller die Valuta nicht 
baar erhalten habe: ſo findet gegen ihn kein wech⸗ 
ſelmäßiges Verfahren Statt, 

§. 1185. Vielmehr ſoll die Sache im Wege des 
ordentlichen Prozeſſes eroͤrtert, und dabey dasjenige 
Geſchäft, aus welchem die Zahlungsverbindlichkeit 
des Ausſtellers entſprungen ſeyn ſoll, zum Grunde 
gelegt werden. 

H. 1186. Auf die Indoſſamente ſolcher Perſo⸗ 
nen findet obige Vorſchrift (d. 1184. 1185.) eben · 
falls Anwendung. 8 

$. 1187. Bey trockenen Wechſeln kann auch 
der Ablauf einer beſtimmten Aufkündigungsfriſt, als 
Zahlungstag veſtgeſetzt werden. 

H. 1188. Alsdann muß bey Anſtellung der Kla⸗ 
ge, entweder die ſchriftliche Annahme des Schuld⸗ 

ners 
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ners, oder ein Atteſt uͤber die gerichtlich oder durch 
einen Juſtizcommiſſarius und Notarius geſchehene 
Aufkündigung, beigebracht werden. 

§. 1189, Der Name desjenigen, welcher die 
Zahlung erhalten fol, muß in einem trockenen Wech⸗ 
ſel, bey Verluſt der Wechſelkraft, angegeben ſeyn. 

§. 1190. Nur Perfonen, welche in Abſicht der 
Wechſelfaͤhigkeit Faufmännifche Rechte haben ($. 718. 
bis 724.), können auch trockene Wechſel guͤltig auf 
jeden Briefsinhaber ausſtellen. 

§. 1191. Trockene Wechſel, denen die Wed) 
ſelkraft mangelt, gelten als Schuldſcheine, in ſo fern 
fie die nach den Vorſchriften des Erſten Theils, Tit. IT. 
F. 730. fqg. erforderlichen Eigenſchaften haben. 

. 1192. Der unterlaſſene Gebrauch des vor⸗ 
geſchriebenen Stempelpapiers benimmt der Kraft des 
Wechſels nichts; ſondern verbindet nur den Ausſteller 
zur ediftmäßigen Strafe. 

HS F. 1193. Vor der Verſallzeit kann aus trocke⸗ 
Wechſel, nen Wechſeln ebenfalls keine Zahlung, ſondern nur, 
b nach Anleitung des §. 1085. 14, Sicherheit ges 
. fordert werden. 
§. 1194. Wird vor der Verfallzeit uͤber den 
Ausſteller Concurs eröffnet: fo kann der Inhaber ſei⸗ 
ne Forderung dabey liquidiren. 
$. 1195. Er kann jedoch auch, wenn der Wech⸗ 
ſel indoſſirt iſt, ohne Aufnahme eines Proteſtes, ſo⸗ 
gleich an die Judoſſanten wechſelmaͤßig zuruͤckgehen. 
§. 1196. Doch muß alsdann der Klage ein 
gerichtliches Atteſt über die geſchehene Concurseroͤff⸗ 
nung beigefuͤgt werden. 
am §. 1197, Wegen der Zahlung finden die Vor⸗ 
lung. ſchriften des §. 867 — 924. Anwendung. 
$. 1198. Befindet ſich der Wechſel nicht mehr 
in den Haͤnden des erſten Inhabers: ſo muß der 
Schuldner die Richtigkeit des letzten Sutoffaneues 
nach 
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I Vorſchrift des §. 1137. [gg. gehoͤrig untere 
uchen. 

6. 1199. Iſt der Wechſel verloren gegangen: 
ſo findet nicht eher wechfelmäßige Execution Statt, bis 
die Exiſtenz, der Betrag, und übrige Juhalt deſ⸗ 
ſelben im ordentlichen Prozeſſe ausgemittelt iſt. 

§. 1200. Alsdann muß der Wechſelglaͤubiger 
uͤber die erhaltene Zahlung eine beſondere Quittung 
ausſtellen, und darin zugleich den Wechſel für er 
loſchen erklaren. 

F. 1201. In wie fern außer dieſer Quittung ein 
gerichtliches Aufgebot, und die Mortification des ver⸗ 
lornen Wechſels noͤthig ey, iſt nach den Vorſchrif⸗ 
ten des Erſten Theile, Tit. 16. H. 128, [gg. zu bes 
urtheilen. 

9. 1202. In dieſem Falle kann der Schuld⸗ 
ner, bis zum Erfolge der gerichtlichen Mortification;. 
nur gegen hinlängliche Caution wegen ſeiner Schad⸗ 
loshaltung, wenn der Wechſel in der Folge wieder 
zum Vorſchein koͤme, Zahlung zu leiſten angehalten 
werden. 

$. 1203. Von dem Falle, wenn der Wechſel⸗ 
ſchuldner verſtorben iſt, gilt bey trockenen Wechſeln 
alles das, was bey gezogenen §. 1107. faq. ver · 
ordnet worden. 

F. 1204. Auch iſt bey trockenen Wechſeln, zum 95 Von 
Behuſe des Regreſſes gegen die Indoſſanten, in den Proteften, 
Fällen des §. 1043 — 1045. die Aufnahme eines 
Proteſtes nothwendig. 

$. 1205. Iſt in dem Wechſel Fein Zahlungsort 
beſtimmt: ſo kann die Aufnahme des Proteſtes an 
dem Orte geſchehen, wo der Schuldner zuletzt be⸗ 
. gewohnt, oder wo er den We ausge⸗ 
ſtellt hat. 

9. 1206. Ein ſolcher Proteſt (. 1203 120% 
kann nur vor Gerichten, oder von einer dazu depu⸗ 

tirten, 
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tirten, zum Protokolle vereideten Gerichtsperſon, 
aufgenommen werden, 1 

$ 1207. Wegen der Aufnahme ſelbſt, und der 
Verſendung, finden die Vorſchriften des §. 1047. 
(gg: Anwendung. N 

$. 1208. Durch einen ſolchen Proteſt wird die 
Befugniß zum Wechſelregreſſe auf Ein Jahr, von 
Fern des aufgenommenen Proteſtes an gerechnet, er⸗ 
alten. 5 . R 
$. 1209. Läßt der Inhaber dieſe Einjährige Friſt 
verſtreichen, ohne gerichtliche Klage anzustellen: fo 
verliert er den wechſelmäͤßigen Regreß, und bes 
he 700 den Anſpruch im ordentlichen Prozeſſe. 

274. ’ RUN 

H. 1210, Außer diefen Fällen (§. 1194. 1195. 
§. 1204. 1205.) finder bey krockenen Wechſeln der 
Regreß gegen die Indoſſanten nicht eher Statt, als 
wenn zuvor der Wechſelſchuldner zur Verfallzeit aus⸗ 
geklagt, und zum Perſonalarreſt gebracht worden. 

H. 1211. Iſt dies geſchehen; und die Zahlung 
nicht binnen Drey Tagen, nach Ablieferung des 
Schuldners ins Gefängniß, erfolgt: fo muß der 
Wechſelinhaber ſich darüber von dem Gerichte ein Ak⸗ 
teſt ertheilen laſſen; und ſolches, nebſt dem Wechſel, 
nach Vorſchrift des F. 1047. fgq. verſenden. 

§. 1212. Alsdann treten die Vorſchriften des 
8. 1036, ſꝗꝗ. überall ein. 

§. 1213. Zur Erhaltung der Wechſelkraft ge⸗ 
gen den Schuldner ſelbſt, iſt die Aufnahme eines Pro⸗ 
teſtes nur alsdann wirkſam, wenn ſolche Umſtaͤnde 
eintreten, daß die an ſich zuläßige Wechſelklage, vor 
Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt wider ihn nicht ſogleich 
angeſtellt werden kann, 

§. 1214. Dahin iſt beſonders der Fall zu rech⸗ 
nen, wenn der Wechſelinhaber von dem Sitze des 
Gerichts, wo die Klage angeſtellt werden muß, ſo 
entfernt 
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entfernt ſich aufhält, daß vor Auſtellung der Klage 
die Verjaͤhrungsfriſt beſorglich ablaufen moͤchte. 

. 1215. Ein ſolcher Proteſt kann auch von 
einem Juſtizcommiſſario oder Notario aufgenommen 
werden. 5 

§. 1216. Alsdann aber muß, bey Verluſt des 
Wechſelrechts, binnen Acht Tagen, von Zeit des 
aufgenommenen Proteſtes, die Klage bey dem zu⸗ 
ſtändigen Richter des Wechſelſchuldners angemeldet 5 
werden. 

$. 1217. Finden ſich Umſtaͤnde, weshalb die 
Wechſelladung nicht eingehähdige werden kann: fo 
wird dem Kläger darüber ein Atteſt ausgefertigt. 

$. 1218. Ein ſolches Atteſt erhält die Wech⸗ 
ſelkraft ſo lange, bis das Inſtrument auch als 
Schuldſchein verjaͤhrt iſt 

§. 1219. Mit Einſtimmung des Wechſelgläu⸗ 5) Von 
bizers, und des Wechſelſchuldners, kann jeder tro⸗ Verlän 


dene Wechſel verlängert werden. ber Wech⸗ 
$ 1220, Iſt der Schuldner zur Zeit der Pro- ler 


longation nicht mehr wechſelfaͤhig: fo hat dieſelbe a 


keine Wirkungen. 

§. 1221. Die Verlaͤngerung kann vor, bey, 
oder nach der Verfallzeit, fo lange die Wechſelkraft 
noch dauert, erfolgen. 

$. 1222. Eine nach erloſchener Wechſelkraft ge⸗ 
ſchehene Prolongation iſt der Ausſtellung eines neuen 
trockenen Wechſels gleich zu achten, wenn die Zah⸗ 
lungszeit gehörig beſtimmt, und die Unterzeichnung 
nach Vorſchrift des §. 776. faq. geſchehen iſt. 

. 1223. Im zweifelhaften Falle wird ange⸗ 
nommen, daß die Verlängerung. nach erloſchener 
Wechſelkraft geſchehen ſey. 

H. 1224. Der Regel nach muß die Berlänges 
rung auf dem Wechſel ſelbſt vermerkt werden. 


$. 1425. 


540 Zweiter Theil. Achter Titel. 


$. tzag. Doch kann fie auch auf einer Abfchrift 
des Wechſels geſchehen, welche der Glaͤubiger dem 
Schuldner zu dieſem Behufe zuſchickt. 

H. 1226. Die Verlängerung muß von dem 
Schuldner eigenhändig unterſchrieben werden. 

$. 1227. Der Ort und das Datum iſt dabey 
nur alsdann nothwendig, wenn die Prolongation der 
Ausſtellung eines neuen trockenen Wechſels gleich 
geachtet werden foll. (§. 1222.) 

„1228. Von der Unterzeichnung gilt eben 
das, was von der Ausſtellung ſelbſt verordnet iſt. 
G. 776. [ag ) . 

§. 1229. Zum Vermerke der Verlängerung, 
wenn ſie nicht der Ausſtellung eines neuen Wech⸗ 
ſels gleich geachtet werden ſoll, wird keine beſonde . 
re Form erfordert. 

$. 1230. Es iſt genug, wenn daraus erhel⸗ 
let, daß die Zahlungszeit verſchoben ſeyn ſolle. 

H. 1231. Iſt die Dauer der Prolongationszeit 
nicht ausgedruckt: fo wird fie auf fo lange gerechnet, 
als der Wechſel zuerſt ausgeſtellt worden; oder wenn 
ſchon vorher Prolongationen erfolgt ſind, auf den 
Zeitraum der nachſt vorhergehenden Prolongation. 

§. 1232. Wenn zwar die Prolongationszeit 
beſtimmt, aber nicht ausgedrückt iſt, von welchem Zeit⸗ 
punkte ſie anfangen ſolle; ſo muß dieſelbe vom Ver⸗ 
falltage des Wechſels an gerechnet werden. 5 

§. 1233. Dies findet ohne Ausnahme Statt, 
die Prolongation mag vor, oder nach dem Verfall⸗ 
tage geſchehen ſeyn. 

$. 1234. Eben fo wird die Friſt berechnet, wenn 
der Prolongationsvermerk ohne Datum iſt. 

H. 1235. Bey wiederholten Verlängerungen 
wird auf die Verfallzeit geſehen, welche nach der 
zunächſt vorhergehenden Prolongation eingetreten ſeyn 


wuͤrde. 
$. 1236. 
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H. 1236. Die Prolongation eines Wechſels, 
woraus Mehrere als Selbſtſchuldner verpflichtet ſind, 
kommt, wenn ſie auch nur von Einem unterzeichnet 
iſt, Allen zu ſtatten, und erhaͤlt gegen Alle die Wech⸗ 8 
ſelkraft. 2 

§. 1237. Soll die Wirkung der Prolongation 
ſich nur auf Einen Wechſelſchuldner einſchraͤnken: 
fo muß dieſes in dem Vermerke ausdrücklich bes 
ſtimmt ſeyn. 

$. 1238. Verlängert der Wechſelinhaber dem 
Schuldner die Zahlungsfrift ohne ſchriftliche Ein⸗ 
willigung des Bürgen: fo entläßt er dadurch dieſen 
Letztern ſeiner Verpflichtung. 

§. 1239. Auf gleiche Art geht der Regreß ge» 
gen die Vormaͤnner verloren. 

§. 1240. Dies findet auch alsdann Statt, wenn 
die Anmeldung der Klage gegen den Wechſeſſchuld⸗ 
ner laͤnger als Drey Tage nach der Verfallzeit ver⸗ 
ſchoben wird. l 

$. 1241. Wegen der bey trockenen Wechſeln % Non 


zulaͤſſigen Einwendungen und Gegenforderungen, gel, a 
ten die §. 916. [qq gegebenen Vorſchriften. gen de 
trocknen 


6.1242. Der Einwand der nicht erhaltenen Bechſeln. 
Valuta kann nur in ſo fern Statt finden, als der⸗ 
ſelbe von dem Ausſteller nach Vorſchrift des §. 917. 
dad. ſofort dargethan wird. 

$. 1243. Es macht dabey keinen Unterſchied, ob 
ein Chriſt oder ein Jude Inhaber des Wechſels iſt. 

$ 1244. Der Einwand der nicht gezahlten Va⸗ 
luta kann auch dem Dritten Inhaber in allen Fällen 
entgegen geſetzt werden, wenn der Wechſel nicht auf 
Ordre lautet, und der Ausſteller das Indoſſament 
nicht ſchriftlich ohne Vorbehalt genehmigt bar- 

$. 1245. Lautet der Wechſel auf Ordre, und ges 


hoͤct der Ausſteller unter die $. 718 74. benann⸗ 
: ten 


Sarife 


. 
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ten Perſonen: ſo kann er von dieſem Einwande gegen 
einen Dritten Inhaber keinen Gebrauch machen. 

H. 1246. Iſt aber der Ausſteller nur nach $. 
726. oder vermoͤge eines erhaltenen Certificats, zu 
Wechſelgeſchaͤften fähig: fo kann er den Einwand 
der nicht erhaltenen Valuta auch einem dritten In⸗ 
haber entgegenſetzen, wenn gleich der Wechſel auf 
Ordre lantet. 

§. 1247. In allen Fällen, wo dieſer Einwand 
an ſich Statt findet, wird er weder durch wiederholtes 
Anerkenntniß des Wechſels, noch durch geſchehene 
Prolongation, noch durch geleiſtete Abſchlagszahlung 
ausgeſchloſſen. 2 
S. 1248. Will, bey einem trockenen Wechſel, der 
Schuldner ſich durch Einwendungen oder Gegenfor⸗ 
derungen, die einer weitläufigen Erörterung beduͤr⸗ 
fen, gegen die Zahlung ſchuͤtzen: fo muß er dieſel⸗ 
ben bey den Gerichten dergeſtalt zeitig anbringen, 
daß er vor Eintritt der Verfallzeit ein rechtskraͤfti⸗ 
ges Urtel erhalten koͤnne. 

$. 1249. Hat er zur Verfallzeit, wegen dieſer 
Einwendungen, ein obfiegendes, aber noch nicht 
rechtskräftiges Urtel erhalten: fo berechtigt ihn dafs 
ſelbe, die verſchriebene Wechſelſumme gerichtlich zu 
deponiren. 


Neunter Abſchuitt. 
Von Handelsbillets und Aſſignationen. 


$. 1250. Schuldſcheine, welche ein Kaufmann 
uͤber den Betrag der auf Zeit erkauften Waaren aus⸗ 

ſtellt, werden Handelsbillets genannt. 
§. 1251. Kaufmaͤnniſche Aſſignationen find ſol⸗ 
che, welche ein Kaufmann in Handlungsgeſchaͤften 
ausgeſtellt hat. ' 
5 §. 1252. 
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§. 1252. Wo ſolchen Handelsbillets und. Aſſig⸗ 4 
nationen durch beſondere Gefeke das Wechſelrecht bei⸗ 
gelegt worden, hat es ferner dabey fein Bewenden. 
§. 1293. Wegen der Verfallzeit, und der 
Muͤnzſorten, findet alles das Anwendung, was bey 
Wechſeln verordnet iſt. N 
. 1254. In einem Handelsbillet muß die 1. Von 
Summe der Schuld und die Zeit der Zahlung ent- Files“ 
halten ſeyn. 0 8 8 
§. 1255. Alsdann iſt es hinreichend, wenn der 
Waarenverkauf, woraus die Schuld entſtanden iſt, 
nur allgemein darin bemerkt worden. 
$ 1256. Aus ſolchen Handelsbillets oder Han⸗ 
delsobligationen ſoll auch an denjenigen Orten, wo 
ihnen die Wechſelkraft nicht beigelegt iſt, binnen Jah⸗ 
resfriſt vom Zahlungstage an gerechnet, der execu⸗ 
tiviſche Prozeß Stakt finden. 
§. 1257. Im Concurſe haben fie binnen dieſer 
Zeit mit den Wechſeln gleiches Recht. 
$. 1258, Wegen Verlangerung dieſer Friſt tre⸗ 
ten die Vorſchriften des F. 1279. und H 908. ein 
§. 1259. Iſt jedoch die Summe der Schuld, 
oder die Zeit der Bezahlung nicht gehörig beſtimmt; 
oder die Forderung nicht unmittelbar aus einem 
Waarenverkehre entſtanden: ſo iſt das Inſtrument 
nur als ein gewöhnlicher Schuldſchein zu betrachten. 
$ 1260. Wegen der an einigen Orten üblichen 
ſogenannten Mamres und Starchos, auch an⸗ 
derer juͤdiſchen Geldſcheine, bleibt es bey den Vor⸗ 
ſchriften der Provinzialgeſetze. 
$. 1261, Auch unter Kaufleuten iſt Anweiſung I n, 
keine Zahlung. 1 ae 
§. 1262. Nimmt jedoch ein Kaufmann von dem Agua 
andern ſtatt Zahlung, eine Aſſignation ohne Vorbe- len. 
halt an; ſo wird das Geſchaͤft durchgehends als eine 
Ceſſion angeſehen. (Th. 1. Tit. 11. 8. 2 1100 
„1263. 
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6. 1263. Kommt alsdann auch die Einwilli⸗ 

gung des Aſſignaten hinzu: ſo iſt eine Delegation 
vorhanden. (Th. t. Tit. 16. H. 264. Sag.) 
H. 1264. Ein Gleiches findet Statt, wenn mit 
Einwilligung ſämmtlicher Intereſſenten, durch Abs 
und Zuſchreiben in ihren Büchern, eine Ueberwei⸗ 
fung (Scontratioth geſchehen iſt. 

§. 1265. In allen dieſen ‚Fällen haftet der Ans 
weiſende nicht für die Sicherheit des Aſſignaten. 

H. 1266. Außer dieſen Faͤllen find, bey kaufmaͤn⸗ 
niſchen Aſſignationen, die Rechte und Pflichten zwi⸗ 
ſchen dem Ausſteller und Empfänger, in der Regel nach 
den Vorſchriften der Geſetze von Aſſignationen über⸗ 
haupt zu beurtheilen. (Th. 1. Tit. 16. $. 268. [ag. ) 

$. 1267. Zur Gultigkeit kaufmänniſcher Aſſig⸗ 
nationen iſt hinreichend, wenn nur daraus erhellet, 
wer Zahlung leiſten, und empfangen ſolle; ingleichen 

auf wie hoch, und von wem die Aſſignation aus⸗ 
geſtellt worden. 
obliegen, ß. 1268. Der Empfänger einer kaufmaͤnniſchen 
Alen Aſſignation muß vorzuͤglichen Fleiß anwenden, daß 
tat. ihm in deren Einziehung keine Saumſeligkeit zur 
Laſt falle. 

§. 1269. Iſt in der Aſſignation keine Zahlungs⸗ 
zeit beſtimmt; und der Inhaber befindet ſich mit dem 
Aſſignaten an Einem Orte: fo muß derſelbe ſich ſpaͤ⸗ 
teſtens binnen Acht Tagen nach dem Empfange bey 
dem Aſſignaten melden, und Bezahlung fordern. 

$- 1270. Befindet der Inhaber ſich nicht an Ei⸗ 
nem Orte mit dem Aſſignaten: fo muß die Aſſigna⸗ 
tion mit der nächſten Poſt zur Einkaſſirung abge⸗ 
ſchickt werden. 

$. 1271. Soll die Aſſignation während einer 
Meſſe oder eines Marktes bezahlt werden: ſo finden 
wegen der Praͤſentation die Vorſchriften des $. 964. 
lad. Anwendung. 

§. 1272. 
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$. 1272. Iſt ein Zahlungstermin beſtimmt: fo 
muß die Anmeldung ſpaͤteſtens den erſten Tag nach 
der Verfallzeit erfolgen, 

$. 1273. Wird die Aſſignation von dem Affige 
naten nicht angenommen: fo kann und muß der In⸗ 
haber dieſelbe ſpaͤteſtens innerhalb Vier und zwanzig 
Stunden dem Aſſignanten, wenn dieſer an demſelben 
Orte wohnhaft iſt, zurückgeben. 

9. 1274. Wohnt der Aſſignant an einem an⸗ 
dern Orte: ſo muß der Inhaber ſofort Proteſt auf⸗ 
6 und denſelben mit naͤchſter Poſt ver⸗ 
enden. 

$. 1273. Bey Aufnahme und Remiſſion eines 
ſolchen Proteſtes muß alles beobachtet werden, was 
im vorigen Abſchnitte von Wechſelproteſten vorge⸗ 
ſchrieben iſt. AR 

9. 1276. Auch wegen der Fälle, wenn die obi⸗ 
gen Friſten auf einen chriſtlichen oder juͤdiſchen Fei⸗ 
ertag treffen, finden die wegen der Wechſel gegebenen 
Vorſchriften Anwendung. 

$. 1277. Hat der Inhaber die Praͤſentation in 
den geſetzlichen Friſten verabſaumt: fo haftet er fir 
allen daraus entſtehenden Schaden, und hat den Re⸗ 
greß nur im ordentlichen Prozeſſe. (§. 974.) 

H. 1278. Iſt die Aſſignation arceptirt: fo kre⸗ 
ten die Vorſchriften des H. 1084. ein. 

8. 1279. In den Fällen, da bey wechſelmaͤßi⸗ 
gen Zahlungen Mefpit- oder Discrerionstage zuge 
ſaſſen find, finden dieſelben auch bey kaufmaͤnniſchen 
Aſſignationen Statt. 

$. 1280, Erfolgt die Zahlung der aceeptirten 
Aſſignation nicht zu der nach $. 867. [ag. zu beftim- 
menden Verfallzeit: fo muß der Inhaber ebenfalls 
wie bey acceptirten und nicht gehoͤrig bezahlten Wech · 
ſeln, nach Vorſchrift §. 1107. Lad. verfahren. 


Allgem. Landr. Ul. Band. M m 9. 1281. 
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$. 1281. Er iſt aber, wenn der Aſſeznant nicht 
an demſelben Orte wohnt, außer der Aufnahme und 
Verſendung des Proteſtes, bey Verluſt ſeines Rechts 
an den Aſſignanten, ſchuldig, auf deſſen Koſten die 
Klage wider den Aſſignaten ſogleich anzuſtellen, und 
den Prozeß fo lange gehörig fortzuſetzen, bis der Aſ⸗ 
fignant dazu, nach dem gewöhnlichen Laufe der Po⸗ 
ſten, ſelbſt die noͤthigſten Verfügungen treffen kann. 
„, b. 1282. Komme der Proteſt innerhalb der be⸗ 
on, ſtimmten Friſten zurück: fo muß der Aſſignant die 
Aſſignation unweigerlich wieder zuruͤck nehmen. 

§. 1283. Hat er die Aſſignation zur Tilgung 
einer Schuld, womit er dem Empfänger verhaftet 
war, ertheilt: fo ſteht letzterem frey, feine Schuld 
eben ſo einzufordern, als ob das Aſſignationsgeſchaft 
gar nicht geſchehen waͤre. 

H. 1284. Hat aber der Empfänger die Aſſigna⸗ 
tion von dem Ausſteller gekauft: fo kann er, gegen 
Ruͤckgabe derſelben, die Erſtattung der bezahlten 
Summe nebſt Zinſen und Koſten fordern. 

H. 1285. Enthaͤlt in dieſem Falle die Aſſigna 
tion ein Empfangsbekenntniß der baar bezahlten Va 
luta: fo finder gegen den Ausſteller, binnen Jah⸗ 
resfriſt nach dem Verfalltage, der executiviſche Pro. 
zeß Statt. ö 

$. 1286. Auch wegen des Vorzugs bey entſte⸗ 
hendem Concurſe findet binnen dieſer Friſt die Vor⸗ 
ſchrift des §. 1257. Anwendung. 

$. 1287. Iſt dergleichen Empfangsbekenntniß 
($. 1285.) im Inſtrumente ſelbſt nicht enthalten: fo 
muß der Empfänger feine Schadloshaltung von dein 
Ausſteller mittelſt ordentlichen Prozeſſes ſuchen. 

$. 1288. Hat der Inhaber die Friſten zur Auf⸗ 
nahme und Verſendung des Proteſtes wegen Nicht 
zahlung verſaumt; oder dem Aſſignaten nach der Ac⸗ 
ceptation irgend eine Nachſicht geſtattet; jo haftet 
ihm 
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ihm der Aſſignant nur als Bürge im ordentlichen 
Progzeſſe, für den ohne fein Verſchulden entſtandenen 
Ausfall, 

$. 1289. Derjenige, auf welchen aſſignirt wor⸗ Obtienens 
den, iſt dem Inhaber nur alsdann verhaftet, wenn des Af, 
er die Aſſignation ſchriftlich acceptirt hat. PN 

§. 1290. Es treten bier die Vorſchriften von 
5 eines gezogenen Wechſels H. 984. uber⸗ 
all ein. 

§. 1297. Vor der Acceptation kann der Aſſig⸗ 
nat an den Ausſteller ſicher zahlen, wenn er gleich 
ſonſt von der Aſſignation Wiſſenſchaft gehabt hat. 

$ 1292. Auch kann der Ausſteller dem Aſſig⸗ 
naten die Zahlung an den Inhaber vor der Accep⸗ 
tation unterſagen. N 

$. 1239. Hat der Aſſignat die Anweiſung ar⸗ 
ceptirt; ſo muß er dem Inhaber Zahlung leiſten, 
und kann ſich mit einer ſchon erfolgten Befriedigung 
des Ausſtellers nicht ſchuͤtzen. 

$. 1294. Auch andere Einwendungen, die dem 
Accepkanten gegen den Ausſteller zuſtehen, kaun er 
dem Inhaber nach der Acceptation nicht mehr ent« 
gegen ſetzen. — 

$. 1295. Iſt jedoch über das Vermoͤgen des 
Ausſtellers vor eingetretenem Verfalltage Cone urs 
entſtanden: fo iſt der Aſſignat dem Inhaber, auch 
auf eine ſchon acceptirte Aſſignation Zahlung zu lei⸗ 
ſten weder ſchuldig, noch berechtigt. 

§. 1296. Hat er nach eingetretenem Verſall⸗ 
tage die Zahlung geleiſtet, ehe die gerichtliche Be⸗ 
kanntmachung der Concurseröffnung zu ſeiner Wiſ⸗ 
ſenſchaft gelangt iſt: fo wird er dadurch von feiner 
Verbindlichkeit gegen den Ausſteller, und deſſen 
Maſſe, allerdings befreiet. 

§. 1297. Aus einer gcceptirten Aſſignation kann 
gegen einen Kaufmann zwar nicht wechſelmäßig, 

m 2 aber 
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aber doch, binnen Jahresfriſt vom Verfalltage an 
gerechnet, executiviſch geklagt werden. 

$. 1298. Binnen gleicher Friſt hat eine ſoſche 
kaufmänniſche Aſſignation mit einem Wechſel im 
Concurſe gleiche Rechte. (5. 1257.) 

Von in, 5. 299. Der Inhaber eines Handelsbillets, 
bel, oder einer Faufmännifchen Aſſignation, iſt dieſelbe zu 
File, inboflicen berechtigt. 

bn, . 1300. Zur Gültigkeit eines ſolchen Indoſſa · 
Ariane ments wird eben das erfordert, was bey Wechſeln 
tionen. vorgeschrieben iſt. 

§. 1301. Der Indoſſant ſteht mit dem Indoſ⸗ 
ſatario in eben dem Verhältniſſe, wie der Ausſteller 
mit dem erſten Inhaber. 

$. 1302. Sind mehrere Indoſſamente geſche⸗ 
hen: fo treten au folchen Orten, wo den Handels⸗ 
billets oder kaufmaäͤnniſchen Aſſignationen durch be⸗ 
ſondere Geſetze das Wechſelrecht beigelegt worden, 
in Abſicht des Regreſſes gegen die Vormaͤnner, und 
den Ausſteller, die Vorſchriften, wie bey Wechſeln, 
überall ein. 

$ 303. An ſolchen Orten aber, wo den Han⸗ 
delsbillets, oder kaufmänniſchen Aſſignationen das 
Wechſelrecht nicht beigelegt iſt, hat der Inhaber bloß 
die Wahl, ſich entweder an ſeinen unmittelbaren 
Vormann, oder an den Ausſteller zu halten. 

9. 304. Er muß jedoch auch alsdann die Vor⸗ 
ſchriften des Wechſelrechts, wegen Aufnahme und 
Remiſſion des Proteſtes, gehoͤrig beobachten; auch 
wenn die Aſſignatton acceptirt worden, nach Vor⸗ 
ſchrifſt F. 1281. einſtweilen die Klage gegen den Ac⸗ 
ceptanten anſtellen und fortſetzen. 


—— 


Zehnter 
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Zehnter Abſchnitt. 
on Maklern. 


6. 1303. Den Kaufleuten ſteht frey, ihre Ge⸗ 
ſchaͤfte ohne Maͤkler, ſelbſt, oder durch ihre Hand⸗ 
lungsbedienten, mit einander. zu verhandeln und abs 
zuſchließen.“ 5 

F. 1306. Wer ein Geſchaͤft durch einen Mak⸗ 
ler abſchließt, muß die Handlungen deſſelben eben ſo 
vertreten, wie der Vollmachtgeber die Handlungen 
des Bevollmaͤchtigten. (Th. 1. Tit. 13. 8. 85.) 

$. 1307. Geſchaͤfte und Verträge, die durch rar 
unbefugte oder unvereldete Mäkler gefebloffen wor- Waller. 
den, ſind ſo zu betrachten, als ob dabey kein Mak⸗ 
ler zugezogen waͤre. 

§. 1308. Wer ſich ohue geſetzmäßige Beſtellung 
und Verpflichtung in kanſmaͤnniſche Geſchafte als 
Makler einmiſcht, ſoll den doppelten Betrag des ger 
ſetzmäßigen Maͤklerlohns zur Strafe erlegen, und 
des bedungenen Maklerlohns verluſtig ſeyn. 

9. 1309. Bey der Wiederholung iſt die Strafe 
jedesmal zu verdoppeln. 

$. 1310. Das Zeugniß eines unbefugten Maͤk⸗ 
lers uͤber das durch ihn geſchloſſene Gefchäft hat in 
keinem Falle Beweiskraft. 

§. 1311. Wer ſich der Vermittelung und Un⸗ weleh, 
terhandlung bey Faufmännifchen Gefhäften widmen Miller. 
will, muß dazu gehörig beſtellt und vereidet fern. 

9. 1312. Ob die Beſtellung von der Kaufmanns 
ſchaft ſelbſt, oder auf deren Vorſchlag durch ihre 
Aelteſten, von der Obrigkeit geſchehe, beſtimmt eines 
jeden Orts Verfaſſung 

§. 1313. Wenn beſondere Verfaſſungen keine 
Ausnahme machen: fo müſſen dazu jedesmal von der 
Kaufmannſchaft wenigſteus Zwey Subjekte in Vor⸗ 

flag 
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ſchlag gebracht werden, von welchen die Obrigkeit 
Einen waͤhlt. 

F. 1314. Es ſoll aber in keinem Falle der 
Kaufmannſchaft eine Perſon, zu welcher ſie kein 
Vertrauen hat, zum Makler aufgedrungen werden. 

Erforder⸗ $. 1315. Ein Makler muß von unbeſcholtenem 
nie. Ruf, über Vier und zwanzig Jahr alt, und der 
Haudlungsgeſchaͤfte des Orts ſattſam kundig ſeyn. 
$. 1376. Boshafte und muthwillige Bankeru⸗ 

tiers ſollen nicht zu Maklern genommen werden. 

$. 1317. Von einem Mechfelmäffer und Sen⸗ 
ſal wird außerdem erfordert, daß er ſich eine genaue 
Kenntniß aller im Handel vorkommenden Munz ſor⸗ 
ten, ihrer Verhaͤltniſſe, der Urſachen des ſteigenden 
oder fallenden Courſes, und des Wechſelrechts, er⸗ 
worben habe. 

§. 1318. Ein Waarenmaͤkler muß ſich auf die 
Waaren ſelbſt, ihre Kennzeichen, Eigenſchaften, re⸗ 
gelmäßige Länge, Breite oder Größe, ihre Güte, 
Fehler und Verfaͤlſchungen wohl verſtehen. 

$. 1319. Ein Schiffsmaͤkler muß in fremden 
Sprachen und im Rechnungsweſen geuͤbt feyn, auch 
die Bauart eines Schiffes, die Seerechte, ingleichen 
die Acelſe⸗ und Zollgeſetze hinreichend kennen. 

$. 1320. Ob der Maͤkler Caution, und wie 
hoch leiſten muͤſſe, bleibt dem Gutbeſinden der Kauf⸗ 
mannſchaft des Orts überlaffen. 

$. 1321. Sind an Einem Orte zum Waaren⸗ 
und Wechſelhandel eigene Mäfler beſtellt: ſo muß 
jeder auf die ihm angewieſene Art von Geſchaͤften 
ſich einſchraͤnken. 

Ausſchlie⸗ F. 1322. Kein Makler darf, mittel ⸗ oder un⸗ 

Kung DER mittelbar, für eigene Rechnung Waarenhandlung 

von eige, oder Wechſelgeſchaͤfte treiben. 

ehr.“ F. 1323. Eben fo wenig iſt einem Makler er⸗ 

laubt, in Handlungsgeſellſchaften zu treten, er 
fi 
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ſich Schiffsparten oder ſonſt, Antheil an dem Ge⸗ 
winne oder Gewerbe Anderer zu bedingen. 

g. 1324. Es macht hiervon keine Ausnahme, 
wenn er gleich nur zu einer beſondern Art von Ge⸗ 
ſchaͤften als Makler angeſtellt ſeyn ſollte. 

$. 1325. Commiſſionen, Speditionen, oder Fak⸗ 
toreien für auswärtige Kaufleute darf kein Makler 
übernehmen, 

9. 1326. Auch auf Verficherungen, Bodmeren, 
und Burgſchaften für Kaufleute ſoll er ſich nicht 
einlaſſen. 

$. 1327. Desgleichen muß ſich ein Maͤkler des 
Treibens der Gaſtwirthſchaft, Wein ⸗, Kaffee, 
Branntwein und Bierſchanks ganzlich enthalten. 

§. 1328. Welcher Maͤkler wider vorſtehende 
Verordnungen H. 132 8. lag. handelt, der fell feines 
Amtes entſetzt, und mit willkͤͤhrlcher Geld- oder 
Leibesſtrafe belegt werden. 

§. 1329. Die von einem Mäfler wider das 
Verbot des $. 1321. vorgenommenen Geſchafte ſind 
null und nichtig; und er muß demjenigen, welcher 
dadurch ohne ſeine eigene Schuld Nachtheil erleidet, 
dafur gerecht werden. \ 

§. 1330. Wenn ein Makler, bey öffentlichen 
Verſteigerungen, oder ſonſt, Waaren erſteht, muß 
er auf Erfordern des Verkaͤufers, oder des Gerichts, 
ſeinen Committenten ſogleich namhaft machen 

§. 1331. Kann er keinen Käufer anzeigen, der 
binnen Drey Tagen die Waaren empfängt, und die 
Bedingungen des Kaufes erfüllt: fo find die Waa⸗ 
ren, auf Gefahr und Koſten des Maͤklers, ander⸗ 
weit oͤffentlich zu verkaufen. 

§. 1332. Bey langwierigen Krankheiten oder Beſuguig 
Reiſen, kann ſich ein Mäkfer einen andern vereide⸗ ate. 
ten Maͤkler zum Subſtituten wählen. 
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§. 1333. Iſt ein ſoſcher am Orte nicht vor⸗ 
handen; ſo muß dazu ein der Kaufmannſchaft an⸗ 
nehmliches Subjekt ausgeſucht, und der Obrigkeit 
zur Vereidung dargeſtellt werden. 

auh H. 1334. Unerfordert darf ſich kein Makler in 
der Mit Wechſel oder Handlungsgeſchaͤfte miſchen, noch feine 
ler. Dienſte Jemanden aufbringen, 

§. 1335. Wechſelmaͤkler muͤſſen jedoch täglich 
die Boͤrſe, ſo wie auch die Banquiers und angeſe⸗ 

henſten Kaufleute im Haufe beſuchen, und ſich von 
dem Zuſtande der Gefchäfte, von deren Conjunktu⸗ 
“ und dem Steigen oder Fallen der Preife unter- 
richten. $ 

§. 1336. Iſt an dem Orte eine Bancodirection: 
fo find fie gehalten, derſelben au jedem Poſttage die 
Courszettel gehoͤrig einzulieſern. 

§. 1337. Der Makler muß demjenigen, der 
feinen Dienſt zuerſt verlangt, allein dienen. 

9. 1338. Er muß, bis zum Abſchluſſe des über- 
nommenen Geſchaͤftes, alle Antraͤge von ſich ableh⸗ 
nen, woraus ſeiner Partey ein Nachtheil entſtehen 
koͤnnte. 0 

§. 1339. Den Nutzen feiner Partey muß er 
durch erlaubte Mittel, mit Revlichkeit, Aufmerkſam⸗ 
keit, und Fleiß zu befoͤrdern ſuchen, und für jeden 
yon ein maͤßiges Verſehen entſtaudenen Schaden 

aften. E 

$. 1340. Wegen beforglichen Nachtheils muß 
der Makler, auf erhaltene glaubwuͤrdige Nachricht, 
die an ihn ſich wendenden Intereſſenten unverzüglich 
warnen. 

$. 1341. Doch muß er auch, bey Verluſt ſei⸗ 
nes Amtes, ſich forgfältig hüten, auf leere Gerüchte, 
oder gar aus gefährlichen Abſichten, den Credit der 
Kaufleute zu ſchwaͤchen, und ihnen das Vertrauen 
im Handel zu entziehen. 

6, 1342. 
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H. 1342. Beim Wechſelhandel muß der Mäfr 
ler die Briefe bloß antragen, ohne ihre Guͤte zu 
beurtheilen, noch ſie anzupreiſen, oder zu verachten; 
auch wenn ſie von der Hand gewieſen werden, ohne 
die Urſachen der Verweigerung erforſchen zu wollen, 
oder die Partey zur Annahme zu uͤberreden. 

§. 1343. Schiffsmaͤkler find, bey Verluſt ihres 
Amtes, ſchuldig, innerhalb Vier Tagen nach der 
Ankunft eines jeden Schiffes, das Maniſeſt der Las 
dung der Zoll⸗ und Aceiſebehoͤrde einzuliefern; auch 
daſelbſt binnen Vier Tagen nach der Entladung eines 
Schiffes, ein genaues Verzeichniß jedes Empfängers 
ſolcher Waaren, worüder die Connoſſemente an Or⸗ 
dre lauten, einzureichen. 5 
F. 1344. Bey gleicher Strafe find fie verbun⸗ 
den, keinem abgehenden Schiffer ſeine Connoſſemente 
und Schiffspapiere aus zuhaͤndigen, bevor nicht die 
Entrichtung der Zoll- und Acciſegefaͤlle, ingleichen 
der Hafen» und Pilotagegelder, gehörig. nachgewieſen 
worden. 

$. 1345. Von jedem abgehenden Schiffe muͤſ⸗ 
fen fie, innerhalb Vier Tagen nach dem Abgange, 
das Manifeſt bey der Zoll⸗ und Aceiſebehoͤrde ein ⸗ 
reichen. 

$. 1346. Es ſteht ihnen frey, die Gefälle für 
das Schiff oder die Waaren ſelbſt vorzuſchießen; da 
ſie denn, binnen Sechs Wochen vom Tage jedes ge⸗ 
leiſteten Vorſchuſſes, alle die Rechte genießen, welche 
der oͤffentlichen Caſſe ſelbſt wegen der vorgeſchoſſe / 
nen Gefälle zuſtehen würden, i 

§. 1347. Andere beſondere Pflichten der Schiffs⸗ 
maͤkley beſtimmen die Haſen⸗Ordnungen jedes Orts. 

§. 1348. Bey Aſſeeuranz⸗ Aufträgen iſt ein 
Maͤkler verbunden, dem Verſicherer, bey Schlie⸗ 
ßung des Contracts, alle ihm bekannten, die Aſſe⸗ 
curanz betreffenden Nachrichten, aufrichtig anzuzei⸗ 

gen, 
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gen, und keine Aſſecüranz zu ſchließen, wenn er 
ſchon eine bedenkliche oder boͤſe Nachricht darüber 
weiß, ohne ſie in die Police zu ſetzen. ird 

9. 134% Jeder Makler muß die ihm anver- 
traueten Geheimniſſe treulich bewahren; und ſoll, 
wenn er dieſer Pflicht zuwider handelt, allen daraus 
entſtehenden Schaden vertreten; im Wiederholungs⸗ 
falle aber, noch außerdem, feines Dienſtes entſetzt 
werden. 

ö. 1350. Jedoch darf kein Makler Schleichhan⸗ 
del und Beeinträchtigung Landesherrlicher und oͤffent⸗ 
licher Gefälle begünſtigen, vielmehe muß er die Par⸗ 
teien an die geſetzlichen Vorſchriften erinnern, und 
vor deren Uebertretung ernſtlich warnen. 

§. 1351. Iſt dieſe Warnung fruchtlos: fo muß 
er, bey eigener Verantwortung, wenn das Vergehen 
noch verhuͤtet werden kann, gehörigen Orts ſchleu⸗ 
nige Anzeige thun; und ſoll alsdann ſein Name ver⸗ 
ſchwiegen werden. 0 

H. 1352. Auch muß kein Maͤkler einen in den 
Geſetzen verbotenen Handel, Wechſel⸗ oder anderes 
kaufmänniſche Geſchäft ſchließen, noch dazu beiraͤthig 
oder behüͤlflich ſeyn. 

§. 1353. hut er es dennoch; fo foll er Eaffiet, 
und als Theilnehmer an der unerlaubten Handlung 
beſtraft werden. 

g. 1354. Eben dies findet Statt, wenn einem 
au ſich erlaubten Geſchaͤfte verbotene Nebenabreden 
beigefügt werden. 

$. 1355. Bey gleicher Strafe darf kein Makler 
zu unerlaubtem Vor- und Aufkaufe, oder ſonſt zur 
Steigerung des Preiſes der gemeinen Lebensbeduͤrf⸗ 
niſſe ſich gebrauchen laſſen. E 

§. 1356. Wenn er einen Waarenhandel ſchließt, 
muß er von den verhandelten Waren, auf Verlan⸗ 
gen der Intereſſenten, eine von dem Verkäufer ver 
flegelte 
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ſiegelte Probe ſo lange behalten und aufbewahren, 
bis die Waare geliefert, und von dem Käufer oh⸗ 
ne Einwendung gegen ihre Qualitat angenommen 
worden. 

§. 1357. Eben dergleichen Probe muß er dem 
Käufer, auf deſſen Verlangen, unter ſeinem eigenen 
Siegel zuſtellen; auch die bedungenen Preife und 
Lieferungstermine eigenhaͤndig darauf bemerken. 

§. 1358. Dergleichen Proben werden dem Kaͤu⸗ 
fer, bey der Lieferung, am Gewicht oder Maaße mit 
ungerechnet. 

9. 1359. Jeder Mäkter muß die von ihm ger Fegg 
ſchloſſenen Geſchaͤfte, in Gegenwart der beiden fehlie let. 
ßenden Theile, in ſein Taſchen⸗ oder Handbuch auf⸗ 
zeichnen, und hiernaͤchſt ſelbige in ein dazu beſtimm⸗ 
tes paraphirtes Journal eintragen. a 

§. 1360. Dieſe Eintragung muß allemal an 
dem Tage, da das Gefchäft geſchloſſen worden, 
oder längſtens am folgenden Tage bewerkſtelliget 
werden. 

$. 1361. Sie muß dergeſtalt vollftändig ges 
ſchehen, daß daraus ſowohl das Hauprgefchäft, als 
die dabey verabredeten Bedingungen zu entnehmen 
find. 

F. 1362. Inſonderheit muͤſſen auch Frachtſchſie⸗ 
ßungen, Bodmereien, und Aſſeeuranzen, in dies 
Journal eingetragen, und dabey alles vermerkt wer⸗ 
den, was ſonſt zum weſentlichen Inhalt einer Char⸗ 
tepartie oder Police gehöre, 

$. 1363. Auch jüdifche Maͤkler muͤſſen ihr 
Journal in deutſcher Sprache führen. ; 

H. 1364. Jedem Intereſſenten muß der Makler 
einen Auszug dieſes Journals, ſo weit er das Ge⸗ 
ſchaͤft betrifft, unter ſeiner Unterſchrift, laͤngſtens am 
folgenden Tage, ohne beſondere Bezahlung aushäns 


digen. 5 
- 9. 1365. 
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S. 1365. Andern, welche an dem eingetrage⸗ 
nen Geſchafte keinen Theil haben, darf er derglei⸗ 
chen Extrakt, ohne Einwilligung, wenigſtens von Ei⸗ 
nem der Intereſſenken, oder ohne Verfügung des 
Richters, nicht verabfolgen 
Felde, . 136% Die im Journale des Maklers, er 
fle ſey Chriſt oder Jude, eingetragenen Vermerke ma⸗ 
chen, wenn deren Richtigkeit von ihm eidlich beſtärkt 
worden, einen vollen Beweis. . 
$. 1367. Sind bey einem Geſchaͤfte mehrere 
Mäkler gebraucht, und die daruͤber in ihren Jour⸗ 
nalen gemachten Vermerke in dem einen oder andern 
Punkte nicht übereinflimmend: fo findet eben das 
Statt, was F. 570. lad: bey Handlungs büchern ver⸗ 
ordnet worden. 
§. 1368. Iſt der Maͤkler geſtorben, oder fein 
gegenwärtiger Aufenthalt unbekannt: ſo haben die 
in ſein Journal eingetragenen Vermerke ſo viel Ge⸗ 
wicht, als die Ausſage eines vereideten glaubwuͤrdi 
gen Zeugen. 
§. 1369. Es muͤſſen daher die ‚Bücher des 
- + Mäflerg, wenn er ſtirbt, oder fein Amt niederlegt, 
verſiegelt, und zur gerichtlichen Aufbewahrung abge⸗ 
liefert werden. 
§. 1370. Die Bücher eines Mäflers verlieren 
ihre Glaubwuͤrdigkeit, wenn derſelbe wegen Betruͤ⸗ 
gereien feines Amtes entſetzt worden. 
§. 1371. Was die Glaubwuͤrdigkeit der Hands 
lungsbuͤcher ſchwaͤcht, hat eben die Wirkung auch 
bey den Büchern der Makler. 
$. 1372. Erhellet aus den Buͤchern, daß ein 
Geſchaͤft nicht binnen der H. 1350. vorgeſchriebenen 
Zeit eingetragen worden: fo hat der Vermerk, in 
Anſehung dieſes Gefchäftes, keinen Glauben. 
$. 1373. Der Makler, welcher ſich einer ſol⸗ 
chen verſpateten Eintragung ſchuldig gemacht hat, — 
a 
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das erſtemal mit einer willfühtlichen Geldbuße be⸗ 
legt; bey der Wiederholung aber feines Amtes ent« 
ſetzt werden. 2 

§. 1374. Doch kann der Richter ſich der Ver 
merke auch in ſoſchen Fällen ($. 1370. faq.) zu 
Hülfsmitteln bedienen, um näher auf den Grund 
der Sache zu kommen. 

8. 1375. Es muſſen daher auch die Bucher 
eines kaſſtrten Maklers zur gerichtlichen Verwah⸗ 
rung abgeliefert werden. k “ 

$. 1376. Ju allen Fallen, da Maͤklerfournale 
im Gerichte vorzulegen find, muͤſſen die Blätter, 
welche das ſtreitige Geſchäft nicht betreffen, verſie⸗ 
gelt werden. 4 

6.1377. Müffen dergleichen Blätter entſtegelt 
werden, um bey beſtrittener Glaubwuͤrdigkeit des 
Journals zu unterſuchen: ob ſelbiges vorſchrifts⸗ 
mäßig geführt fen: fo iſt eben fo zu verfahren, als 
für den Fall, wenn ein Dokument mehrere auf den 
Prozeß keinen Bezug habende Stellen enthaͤlt, in 
der Prozeßordnung vorgeſchrieben iſt. 

§. 1378. Ein von einem vereideten Maͤkler ats, 
teſtirter Wechſel kann nicht eidlich diffitirt werden. 

§. 1379. Die Gebühren der Makler find, nach Gebüd⸗ 
Unterfchied der Geſchafte, jeden Orts beſtimmk.  Aykeien, 

§. 1380. Wo dergleichen Beſtimmungen fehlen, 
kann beim Waarenhandel nur Eins, bey Darlehnen 
und Verſicherungen Ein Viertel vom Hundert; bey 
Geldwechſelungen Eins vom Tanſend; und beim 
Wechſelhandel Zwey vom Tauſend gefordert werden. 

§. 1381. Wenn weder durch beſondere Geſetze, 
noch durch Verabredungen der Parteien, etwas veſt⸗ 
geſetzt iſt: ſo hat der Makler feine Gebühren, bey 
dem Maarenbandel von dem Verkäufer, und bey 
n von dem Verſicherten allein, zu er⸗ 
alten. * 


8. 1382, 


I. Von 
Schiffen 


ber 
haupt. 
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$. 1382. Bey andern Geſchaͤften muͤſſen ihm 
dieſelben von jedem beider Theile zur Hälfte, entriche 
tet werden. 

§. 1383. Hat jede Partey ihren beſondern Maͤk⸗ 
ler: ſo erhält jeder Maͤkler von ſeiner Partey die 
Hälfte des vorgeſchriebenen Satzes. 

$. 1384. Wer an Mäklerlohn mehr, als die 
erlaubten Satze, fordert oder annimmt, ſoll zum er⸗ 
ſtenmale um den doppelten Betrag der rechtmaͤßigen 
Gebuͤhren beſtraft, und im Wiederholungsfalle ſeines 
Dienſtes entſetzt werden. 

$. 1385. Mehrere Makler ſollen, bey namhaf⸗ 
ter Strafe, keine Geſellſchaften unter ſich errichten, 
und keine Theilungen des Verdienſtes verabreden. 

$. 1386. Wird ein Makler begangener oder 
beguͤnſtigter Betruͤgereien uͤberfuͤhrt: fo ſoll er den 
Schaden erſetzen, kaſſirt, und noch außerdem, nach 
Beſchaffenheit des begangenen Verbrechens, und 
Vorſchrift des Criminalrechts, beſtraft werden. 

H. 1387. Will ein Maͤkler feinen Dienſt nie⸗ 
derlegen: ſo muß er die Entlaſſung bey der Obrig⸗ 
keit ſuchen, welche ihn beſtellt hat; damit fein Po⸗ 
ſten ſogleich wieder beſetzt werden koͤnne. 

§. 1388. Die Dienſtentſetzung, oder auch frei» 
willige Abdankung eines Maklers, ſoll an der Boͤrſe, 
und durch die Zeitungen und Intelligenzblaͤtter der 
Provinz bekannt gemacht werden. 


Eilfter Abſchnitt. 


Von Rhedern, Schiffern und Befrach⸗ 
tern. . 


§. 1389. Jeder, welcher gültige Vertrage ſchlie⸗ 
ßen kann, iſt befugt, Frachtſchiffe bauen und aus⸗ 
ruͤſten zu laſſen. 


9. 1390. 
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$. 1390. Er muß jedoch zuvor die Erlaubniß 
der Obrigkeit dazu nachſuchen, und dahin ſehen, daß 
bey dem Baue des Schiffes die wegen der Groͤße 
deſſelben, der Beſchaffenheit der Materialien, der 
Regelmäßigkeit oder Veſtigkeit des Baues, oder ſonſt 
ergangenen Vorſchriften, genau befolgt werden. 

§. 1391. Iſt das Eine oder Andere verſaͤumt: 
ſo muß die Obrigkeit, ſobald ſich gegen die Einrich⸗ 
tung des Baues, und ob ſelbiger vorſchriftsmaͤßig 
geführt ſey, ein erhebliches Bedenken findet, das 
Schiff auseinander nehmen, und die Materialien, 
für Rechnung des unbefugt Bauenden, an den 
Meiſtbietenden verkaufen laſſen. 

§. 1392. Kein Schiff ſoll zum Transport der 
Frachten gebraucht werden, wenn er nicht mit einem 
Atteſte der Obrigkeit über den vorſchriftsmaͤßigen Bau 
deſſelben (Beyl-Brief, verſehen iſt. 

§. 1393. Derjenige iſt fur den Eigenthuͤmer 
des Schiffes zu halten, auf deſſen Veranſtaltung ſel⸗ 
biges erbauet worden, wenn gleich die Materialien 
einem Dritten gehoͤrt haben. 

§. 1394. Er muß aber, im letzten Falle, den 
Dritten nach Vorſchrift des Erſten Theils, Tit. 9. 


6. 305. und 305. entſchaͤdigen. 


$. 1395. Beim Verkaufe eines Schiffes finden 
die Grundfäge des Erſten Theils, Tit. 11. H. 12. 
dg. Statt. 

$. 1396. Wenn nicht das Gegentheil ausdruͤck⸗ 
lich bedungen worden: ſo wird angenommen, daß die 
Uebergabe durch Vollziehung des Contracts geſche⸗ 
hen ſey. 

$. 1397. Welche Stücke als Zubehör eines 
Schiffes anzuſehen find, iſt im Erſten Theile Tit. a. 
H. 91. verordnet. f 

$. 1398. Auch das Boot wird als Zubehör des 
Schiffes betrachtet. 

$. 1399. 
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§. 1399. So oſt ein Schiff verkauft, oder fonft 
von einem Eigenthümer auf den andern gebracht 
wird, ſoll ein ordentliches Inventarium aller darauf 
vorhandenen Geraͤthſchaften aufgerichtet, und von 
beiden Theilen unterſchrieben werden. 

H. 1400. Iſt kein ſolches Inventarium vor⸗ 
bauden! ſo werden nur diejenigen Stuͤcke, welche im 
Contracke ausdrücklich benannt, oder nach Vor⸗ 
fehrift des Erſten Theils, Tit. 2. F. 91. für Zubehör 
zu achten find, für mitverkauſt geachtet. 

$. 1401. Befindet ſich das Schiff zur Zeit des 
Verkaufs auf der Reife: fo werden die Frachtgelder 
für dieſe Reiſe, bey dem Mangel beſonderer Ver⸗ 
abredungen, als ein Vorbehalt des Verkaͤufers an⸗ 
geſehen. 

§. 1402. Der Verkaͤufer eines Frachkſchiffes ift 
ſchuldig, das Schiff frey in allen Häfen und Ströͤh⸗ 
men zu gewaͤhren. (Th. r. Tit. 11. H. 135. qu.) 

$. 1403. Wer von einem Boots- oder andern. 
Schiſfsmanne einiges Schiffsgerärde, als Tauwerk, 
Segel, Ruder, und dergleichen, ohne Vorwiſſen 
des Schiffers kauft, oder ſonſt an ſich bringt, ſoll 
nicht allein ſelbiges ohne Entgeld wieder berausge⸗ 
ben, ſondern auch uͤberdies, gleich demjenigen, der 
von verdächtigen Perſonen gekauft hat, beſtraft wer⸗ 
den. (Tit. 20. Abſchn. 13.) 

§. 1404. Bey Vermiethung eines ganzen Schif- 
ſes gelten die Grundſätze des Erſten Theils, Tit. 21. 
9.234. ſad i 

§. 1405. Hat Jemand ein Schiff auf den 

anzen Sommer gemiethet: fo lauft der Conträct 
5 Martini. i 

$ 1406. Wird der Miether, ohne feine Schuld, 
durch Unglücksfälle genoͤthigt, über die beſtimmte 
Zeit in See zu bleiben: fo iſt er zu keiner Erhohung 
der Miethe verbunden. Ä 

5. 140%. 
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H. 1407. Wegen Verpfaͤndung der Schiffe 
und Schiffsgefäße treten die Vorſchriften des Erſten 
Theils, Tit. 20. H. 300. [ag. ein. 

§. 1408. In jedem Falle, da ein Pfandrecht 
ſich nür auf eine oder mehrere Schiffsparten erſtreckt, 
ſind die uͤbrigen Mitrheder befugt, von dem Pfand⸗ 
gläubiger, gegen Bezahlung der Schuld, die Abtre⸗ 
tung ſeiner Rechte zu fordern. 

$. 1409. Weder ein zum Auslaufen fertiges Sag, 
und beladenes, noch ein im Laden begriffenes Schiff, arreſten. 
kann wegen Schulden mit Arreſt belegt werden. 

$. 1410. Sind foldye Umftände vorhanden, daß 
ſonſt nach Vorſchrift der Prozeßordnung der Real- 
arreſt zuläßig ſeyn würde: fo muß der Richter ſtatt 
deſſen dem Glaͤubiger, nach Anleitung des Erſten 
Theils, Tit. 20. F. 303. Id. ein vorläufiges Pfand» 
recht auf das Schiff beſtellen, und den Schiffer als 
Sequeſter vereiden. 

H. 1411. Eben dieſes findet Statt, wenn Waa⸗ 
ren, welche ſich ſchon uͤber den Bord des Haupt⸗ 
ſchiffes befinden, wegen Schulden mit Arreſt belegt 
werden, und iſt alsdann bey deren Verpfaͤndung 
nach Vorſchrift des Erſten Theils, Tit. 20 §. 374, 
fqg. zu verfahren. pa 

$. 1412. Alsdann haftet demjenigen, welcher x 
den Arreſt ausgebracht hat, das Schiff oder die 
Waare bis zum Betrage desjenigen, was er dem⸗ 
nachſt an Capital, Zinſen und Koſten rechtskräftig 
erſtreitet. 1 1 280 

H. 1413. Iſt das Schiff oder die Waare ent⸗ 
weder gar nicht, oder nicht bis zum vollen zu bes 
ſtimmenden Werthe verſichert: ſo kann der Arreſtle⸗ 
ger die Verſicherung ergänzen. i 

§. 1414. Er muß zwar alsdann die Prämie 
vorſchießen; kann aber dieſen Vorſchuß, nach rechts · 
kräftig erſtrittener Hauptforderung, unter den uͤbri⸗ 

Allgem. Landr. II. Bond. Nun gen 
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gen vermöge H. 1418, ihm zukommenden Erſtattun⸗ 
gen zurückfordern. 
$. 1415. Wenn ein Schiff ſegelfertig liegt: fo 
kann kein Schiffsmann wegen Schulden oder ande 
rer bürgerlichen Anſprüche, obne Genehmigung des 
Schiffers, daraus genommen, und zur perſönlichen 
Haft gebracht werden. 
$. 1416. Wird aber dem Schiffer ſofort ein 
anderer tüchtiger und annehmlicher Schiffemann für 
dieſelbe Heuer geftelle: fo muß er ſich den Arreſt ge⸗ 
fallen laſſen. rn 
$. 1417. Dagegen kaun in jedem Falle der 
Gläubiger eines Schiffsmannes deſſelben bewegliche 
Sachen und Effekten, in ſofern ſelbige nicht zue Fort⸗ 
ſetzung der Reiſe unentbehrlich ſind, in Beſchlag neb⸗ 
men laffen, M 
$ 1418. Auch auf die ruͤckſtaͤndige Heuer kann 
bis zur Hälfte Arreſt angelegt werden; nicht aber 
auf die kuͤnftige Heuer. bi 
F. 1419. Wird ein Arreſt auf Schiff oder far 
dung nicht wegen Schulden, ſondern wegen Eigen⸗ 
thumsanſprüche, oder aus andern Gründen ange⸗ 
legt: fo treten die allgemeinen geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten von Arreſten ein. 1 3 
u. Pon F. 1420. Wer unter dem Schutze des Staats, 
diere e den Transport der Frachten mit Seeſchiffen als 
haupt. Hauptgeſchaͤft kreibt, wird Schiffsrheder genannt. 
$. 1421. Wer Rhederey treiben koͤnne, muß 
nach den Geſetzen und Verfaſſungen jedes Orts bes 
urtheilt werden. 5 a 
$. 1422. Wo dieſe keine deutliche Entſcheidung 
enthalten, findet eben das Statt, was im Siebenten 
Abfchnitte §. 476. [ag, von der Befugniß, Kaufe 
mannſchaft zu treiben, verordnet worden. 


§. 1423. 
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H. 1423. Wer die Rechte eines Kaufmanns 
gehörig erlangt hat, iſt dadurch in der Regel zur 
Rhederey befugt. 

H. 1424. Die Rheder find verbunden, ihr 
Schiff mit tuͤchtigen Beyl⸗„ See - und Kaufbriefen 5 
und Paͤſſen zu verſehen; widrigenfalls fie, wenn we⸗ 
gen Mangels derſelben, dem Schiffer und Volke, 
oder andern Intereſſenten, Schaden entſteht, dafuͤr 
verhaftet ſind. 

$. 1425. Die Schiffspaͤſſe und Beylbriefe, des⸗ 
gleichen die in Seeſachen gewoͤhnlichen Proteſtatio⸗ 
nen, Verklaͤrungen der Schiffsleute, oder andere 
dergleichen oͤffentliche und gerichtliche Inſtrumente, 
welche in hieſigen Landen aufgenommen werden, ſol⸗ 
len von keiner Kraft ſeyn, wenn ſie nicht bey der 
Königlichen Admiralität, oder bey der Licentkam⸗ 
mer, oder wohin ſonſt an jedem Ort die Schiffs⸗ 
und Seeſachen gewieſen find, in glaubwuͤrdiger Form 
ausgefertigt worden. 

F. 1426. Mehrere Rheder ſtehen unter einan⸗ Werhätt: 
der in eben dem Verhaͤltniſſe, als die Intereſſenten En 
einer auf beſtimmte Gefchäfte gerichteten Geſellſchaft. unter ſich. 
(Th. 1. Tit. 17. 6. 188. [d.) 

§. 1427. Die Vertheilung des Gewinnes und 
Verluſtes geſchleht, bey dem Mangel beſonderer Ab» 
reden, nach Verhältniß der Schiffsparten. 

$. 1428. Darnach werden auch die Stimmen 
berechnet, wenn über gemeinſchaftliche Angelegenhei⸗ 
ten ein Schluß abgefaßt werden ſoll. (Th. 1. Tit. 

17. 9, 1. Id.) 

H. 1429. Iſt jedoch von einer Ausbeſſerung des 
Schiffs die Rede, welche der Schiffer und ein ver⸗ 
eideter Schiffsbaumeiſler nothwendig finden: fo muß 
damit, ohne Ruͤckſicht auf die Mehrheit der Stim⸗ 
men verfahren werden. 


Nn 2 9. 1430 
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$. 1430. Will der größere Theil der Rheder 
ſich dieſes nicht gefallen laſſen: fo ſteht denſelben frey, 
auf den oͤffentlichen Verkauf des Schiffes anzutragen. 

§. 1431. Ein von den Rhedern zur Verwal⸗ 
tung ihres gemeinſchaftlichen Intereſſe beſtellter 
Schiffsdirector, hat alle Rechte und Pflichten eines 
Handlungsfaktors oder Diſponenten. (§. 497. [d.) 

$. 1432. Iſt die Beſtellung eines ſolchen Schiffs⸗ 
directors von ſämmtlichen Rhedern dem Schiffer 
bekannt gemacht worden: fo iſt dieſer ſchuldig, fo 
lange bis ſammtliche Rheder ihm andere gemeſſene 
Anweiſungen ertheilen, den Verfügungen deſſelben 
allein Folge zu leiſten. 


Wem, 5. 1433. So lange ein Schiff auf der Fahrt 
del eie, begriffen iſt, kann keiner der Intereſſenten die Auf⸗ 


der Rhe 


derey. 


hebung der Geſellſchaft verlangen. 

$. 1434. Wird jedoch Über das Vermoͤgen ei⸗ 
nes Rheders Concurs eroͤffnet: ſo ſind die uͤbrigen 
Mitrheder ſogleich befugt, ſich nach näherer Vor⸗ 
ſchrift der Concursordnung, mit ſeiner Creditmaſſe 
aus einander zu ſetzen. 

§. 1435. Eben dies findet Statt, wenn der Fall 
eintritt, daß ein Mitrheder von den ubrigen ausge⸗ 
ſchloſſen werden kann. (Th. 1. Tit. 17. §. 273. 274.) 

§. 1436. Nach Endigung einer Fahrt ſteht ei⸗ 
nem Jeden frey, auf den oͤffentlichen Verkauf des 
Schiffes anzutragen, wenn der Contract nicht das 
Gegentheil enthalt. 


Vom Vor- F. 1437. Will ein einzelner Rheder nur feine 
kauf und Schiffspart verkaufen: fo ſteht den Mitgliedern ein 


Ruͤckfor⸗ 


. geſetzliches Vorkaufsrecht zu. (Th. 1. Tit. 20. H. 573.) 
rechte. 


$. 1438. Sie muͤſſen ſich aber, bey Verluſt ih⸗ 
res Rechts, binnen Drey Tagen, nachdem ihnen die 
gehoͤrige Bekanntmachung geſchehen iſt, erklaͤren: 
ob fie den Vorkauf ausüben wollen, oder nicht. 
(Th. I. Tit. 20, f. 610. Iꝗq-) 
§. 1439. 
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$. 1439. Haben die Rheder einen Schiffsdire⸗ 
ctor beſtellt; fo iſt es hinreichend, wenn die Bekannt⸗ 
machung nur an dieſen geſchieht; und die Mitrheder 
verlieren durch feine Verſaͤumniß ihr Vorkaufsrecht. 

$. 1440. Iſt- der Verkauf ohne gehörige Bes 
kanntmachung, oder vor Ablauf der dreitägigen Friſt 
geſehehen: ſo ſteht den Mitrhedern das Ruͤckforde⸗ 
ungerecht binnen Vier Wochen zu. (Th. 1. Tit. 20. 
$. 631. dd.) 

9. 144. Wollen mehrere Mitrheder zur Aus⸗ 
uͤbung des Vorkaufs⸗ oder Naͤherrechts gelaſſen ſeyn: 
ſo hat derjenige den Vorzug, welcher ſich dazu bey 
dem gehoͤrigen Gerichte zuerſt gemeldet hat. 

§. 1442. Haben fich mehrere zugleich gemel⸗ 
det: fo ſteht dem bisherigen Befiger die Wahl frey, 
mit welchem unter ihnen er ſich einlaſſen wolle. (Th. 1. 
Tit. 17. $. 62.) 

$. 1443. Ein Mitrheder, welcher zugleich zum 
Schiffer beſtellt worden, erlangt dadurch, weder in 
Anſehung des Vorkaufs, noch ſonſt, ein beſonderes 
Borrecht vor den übrigen Rhedern; und wird in al⸗ 
lem, was die Fuͤhrung des Schiffes betrifft, nur 
einem andern Schiffer gleich geachtet. 

H. 1444. Es macht dabey keinen Unterſchied, 


trachtet. 
$. 1445. Es ſoll Niemand in hieſigen Landen ebe > 
zum Schiffer angenommen werden, der nicht zuvor Schiffe. 
von dem Schiffer⸗Alten mit Zuziehung eines geſchick⸗ 
ten Mathematikers gepruͤft, und mit einem 3 
verſe⸗ 
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verſehen worden: daß er in der Steuermannskunſt 
erfahren ſey; durch Reiſen ſchon die noͤthigen Land⸗ 
und Rebierkenntniſſe erlangt habe; den Schiffbau 
verſtehe; auch in den Seerechten und Gebraͤuchen 
hinreichend bewandert ſey. 

$. 1447. Die Rheder muͤſſen bey eigner Ver⸗ 
tretung keinen zum Schiffer beſtellen oder behalten, 
der die Schiffahrt nicht verſteht, oder ſolche grobe 
Fehler an ſich hat, die ihn zur Wahrnehmung ſei⸗ 
ner Pflichten untuͤchtig machen. (Th. 1. Tit. 6. 
9 62. [gg.) 

§. 1448. Auch dürfen fie einen Schiffer, der 
bereits ein Schiff geführt hat, nicht eher annehmen, 
als bis die geſchehene Entlaſſung aus ſeinem vori⸗ 
gen Dienſte gehoͤrig nachgewieſen iſt. 7 

H. 1449. Das Verhältniß zwiſchen Rhedern 
und Schiffern iſt, im Allgemeinen, nach den Geſe⸗ 
gen von Vertraͤgen über Handlungen zu beurthei⸗ 
len. (Th. 1. Tit. 11. Abſchn. 8.) 

H. 1450. Zu Verhuͤtung alles Streites muß mit 
dem Schiffer, wegen der Heuer und anderer Condi⸗ 
tionen, ein ſchriftlicher Contract geſchloſſen werden. 

§. 1451. Unter Abweſenden vertritt die zwi⸗ 
ſchen den Schiffern und den Rhedern, oder deren 
Bevollmächtigten, gepflogene Correſpondenz die Stel- 
le des Contracts. 

§. 1452. So weit aus dieſer ein Anderes nicht. 
erhellet, wird angenommen, daß der neue Schiffer 
in den Contract des vorigen getreten ſey. 

§. 1453. Bey dem Mangel eines fehriftlichen 
Contracts finden die Vorſchriften des Erſten Theils, 


Tit. 5. $. 155. lag. Anwendung; und in fo weit 


Entlaſ⸗ 
ſung beſ⸗ 
ſelben. 


es dabey auf eine muͤndliche Abrede aukommt, wird 
der Schiffer zu deren eidlichen Beſtarkung gelaſſen. 

§. 1454. Hat ſich Jemand zum Schiffer anneh⸗ 
men laſſen, der die zur Schiffahrt noͤthigen a 
x niffe 


Don Rhedern, Schiffern und Beſrachtern. 557 


— 


niſſe nicht beſitzt: ſo ſind die Rheder an den ge⸗ 
ſchloſſenen Contract nicht gebunden 

b. 1453, Vielmehr ſoll dergleichen Schiffer zur 
Ruͤckgabe alles Empfangenen, und zum Erſatze des 
verurfachten Schadens, durch rechtliches Erkenntniß 
angehalten, auch noch überdies mit willführlicher 
Geld oder Gefaͤngnißſtrafe belegt werden. 

$. 1456. Finden, außer dieſem Falle, die Rhe⸗ 
der noͤthig, den Schiffer vor Ablauf der im Con⸗ 
tracte beſtimmten Zeit zu entlaſſen: fo iſt derſelbs 
zwar ſchuldig, ſobald ihm dieſe Entſchließung der 
Rheder bekannt wird, ſich aller Verfügungen über 
das Schiff zu enthalten. 

§. 1457. Wird aber hiernächſt ausgemittelt, 
daß die Rheder den Schiffer ohne genugſam erheb⸗ 
liche Urſache zu fruͤhzeitig entlaſſen haben; fo muͤſſen 
fie denſelben vollkommen ſchadlos halten; und es ſoll 
ihm auf Koſten der Rheder ein gerichtliches Atteſt 
über feine Unſchuld ertheilt werden. 

$. 1458. Sobald dem Schiffer das Schiff uͤber⸗ 215 
geben iſt, muß er die Beſchaffenheit deſſelben und ers ge; 
der Schiffsgeräthe genau unterſuchen, die daran ent⸗ gen die 
deckten Mängel den Rhedern anzeigen, und wenn 1 
fie nicht am Orte gegenwärtig ſind, deren ſchleuni⸗ haupt. 
ge Abhelfung beſorgen. 

§. 1459. Wird von den am Orte gegenwaͤrti⸗ 
gen Rhedern die noͤthige Ausbeſſerung entweder gar 
nicht, oder nicht hinreichend vorgenommen: ſo muß 
er der Admiralitaͤt oder Licentkammer, oder wohin 
ſonſt jedes Orts die Schiffs - und Seeſachen gewie⸗ 
ſen ſind, davon ſchleunige Anzeige thun. 

F. 1460. Unterlaͤßt er das Eine oder Andere: 
fo wird er für allen dadurch entſtehenden Schaden 
mit verhaftet. 

$. 1461. Der Schiffer iſt ſchuldig, der Rheder 
Vortheil in allen Schiffsgeſchäften moͤglichſt zu beförs 
0 dern, 
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dern, und allen beſorglichen Nachtheil nach ſeinen 
Kraͤften abzuwenden. 
H. 1462. Dabey muß er die Verſehen vertre⸗ 
ten, die ein vorſichtiger und erfahrner Schiffer ſich 
nicht würde zu Schulden kommen laſſen. 
§. 1463. Bey wichtigen und bedenklichen Faͤl 
len, da Schiff, Ladung und Menſchen in Gefahr 
ſtehen, ſowohl im Hafen, als auf der See, muß er 
mit feinen Schiffsleuten Seemannſchaft oder Schiffs 
rath halten. 118 
§. 1464. Es iſt jedoch zur Deckung des Schif⸗ 
fers hinreichend, wenn zu einem ſolchen Schiffsra⸗ 
the nur der Steuermann, Hochbootsmann und Zim⸗ 
mermann gezogen werden. f 5 
$. 1465. Fehlt einer von dieſen: fo muß der 
Schiffer au deſſen Stelle wenigſtens einen andern 
erfahrnen Schiffsmann zuziehen. 
§. 1456. An die Meinung des Schiffsraths iſt 
der Schiffer zwar nicht gebunden; wenn er aber dem⸗ 
ſelben ohne erhebliche von ihm klar zu erweiſende 
Gründe zuwider handelt; ſo macht er ſich wegen des 
daraus entſtehenden Schadens verantwortlich. 
§. 1467. Der Schiffer darf das Schiff, vor 
beendigter Reiſe, ohne der Rheder Einwilligung, un⸗ 
ter keinem Vorwande verlaſſen. 
§. 1468. Selbſt in dem Falle, wenn der Schif⸗ 
fer nur auf eine beſtimmte Zeit gedungen worden, 
und die Reife binnen dieſer Friſt nicht geendigt wer 
den kann, muß er dennoch das Schiff an den Ort 
ſeiner Beſtimmung abliefern. 5 
§. 1469. Wird der Schiffer durch Krankheit 
oder andern Zufall verhindert, die Reiſe fortzusetzen: 
fo muß er den Rhedern, oder deren Bevollmäͤchtig⸗ 
ten, davon Nachricht geben, und ihre Verfügung 
abwarten, f 


$, 1470. 
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$. 1470. Kann die Fortſetzung der Reiſe bis 
zum Eingang dieſer Verfügung nicht verſchoben wer ⸗ 
den; ſo iſt er berechtigt, einem andern an feiner 
Stelle die Fuͤhrung des Schiffes aufzutragen. 

9. 1471. Für die Handlungen eines in ſolchem 
Falle beſtellten Subſtituten haftet er nur in ſo fern, 
als er bey der Auswahl deſſelben ein maͤßiges Ver⸗ 
ſehen begangen hart. 5 

$. 1472. Ehe ein Schiffer Ladung einnimmt, da dez 
muß er, allenfalls mit Zuziehung der nöchigen Sach · Schiffes 
verſtändigen, das Schiff genau unterſuchen, und 
ſich hinreichende Gewißheit verſchaffen, daß ſelbiges 
zu der vorhabenden Reiſe tüchtig und genugſam auge 
geruͤſtet ſey. 

$. 1473. Finden ſich bey dieſer Unterfuchung Maͤn⸗ 
gel am Schiffe, oder an der Ausruͤſtung: ſo muß der 
Schiffer nach Vorſchrift des F. 1458. 1459. verfahren. 

$. 1474. Wird ausgemittelt, daß ein Schif⸗ 
fer Ladung eingenommen babe, obgleich das Schiff 
nicht tüchtig und genugſam ausgeruͤſtet geweſen: fo 
fol er ſowohl den Rhedern und Befrachtern, als den 
Verſicherern, fuͤr allen Schaden haften; und außer⸗ 
dem, wegen der durch dieſe ſeine Fahrläßigkeit irgend 
Jemanden an Leben, Leib oder Vermoͤgen zugeſtoße⸗ 
nen Verletzungen, nach Vorſchrift des Criminalrechts 
beſtraft werden. h 

$. 1475. Für die gehörige Beladung des Schif- 
ſes muß der Schiffer vorzuͤgliche Sorgfalt anwenden; 
und beſonders darauf ſehen: daß das Schiff nicht 
zu leicht geladen, ſondern allenfalls mit dem noͤthi ⸗ 
gen Ballaſte verſehen, auch weder im Grunde, noch 
oben, noch auf Einer Seite zu ſehr belaſtet werde, 
ſondern eine bequeme Fahrt habe. 

H. 1476. Er muß ferner leckende Güter nicht 
auf trockene ſtauen; keine ſchwache Packlage unter ⸗ 
legen; und die Guͤter gut garniren. 5 


$. 1477. 
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FS. 1477, Nimm er eine loſe Ladung ein, oder 
ſaͤhrt er mit Ballaſt; ſo ſoll er in der Mitte ein kuͤch⸗ 
tiges Schloß machen, damit die Ladung nicht uͤber⸗ 
gehen könne. 

§. 1478. Auch muß er die Ladung veſte ſtauen, 
und ſie gehörig mit Holz unterſchlagen. 

8. 1479. Bedient er ſich bey dem Stauen der 
Schrauben oder Wagewinden: fo muß er Bretter vor 
die Schraube, oder Holz zwiſchen die Klau legen, 
damit er nicht die Packlage verderbe. 

F. rage, Sind dieſe Vorſchriften (S. 1475. 
bis 1479.) von ihm oder ſeinem Volke verabſäumt 
worden: ſo haftet er für allen Schaden. 

$. 1481. An ſolchen Orten, wo verordnete 
Stauer ſind, muß er dahin ſehen, daß dieſe keinen 
Fehler an der Stauung begehen: und wenn ſie ſich 
nicht abhalten laſſen wollen, dagegen Proteſt auf⸗ 
nehmen laſſen. 

H. 1482. Hat er dies verabſaͤumt: ſo ſoll ihm 
die Entſchuldigung, daß der Fehler durch die Stauer 
veranlaßt ſey, nicht zu ſtatten kommen. 7 

§. 1483. Die lleberladung des Schiffes muß 
der Schiffer mit gleicher Sorgfalt vermeiden, und 
kann, bey dadurch entſtehendem Schaden, ſich mit 
dem Verlangen der Befrachter oder Spediteurs ge⸗ 
gen die Vertretung nicht ſchuͤtzen. 

H. 1484. In allen "Fällen, wenn auch kein 
Schade geſchehen iſt, muß der Schiffer den doppel⸗ 
ten Betrag der bedungenen Fracht, fuͤr jede zu 
viel eingenommene Laſt, zur Schiffer ⸗Armencaſſe 
als Strafe entrichten. N 

$..1485. Ein Schiffer, der von einem unbe⸗ 
kannten oder unſicheren Befrachter Guͤter an Bord 
nimmt, deren Qualität er nicht genau kennt, haf⸗ 
tet fuͤr den Schaden, welcher aus der verborgenen 
Qualitat entſteht. 

- ? $. 1486. 
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§. 1486, Eben dieſes findet Statt, wenn er, 
ohne der Rheder und Befrachter Einwilligung, Con⸗ 
trebande, oder andere dergleichen Güter ladet, wel⸗ 
che das ganze Schiff und die übrige Ladung in Ge⸗ 
fahr ſetzen. 

$. 1487. Ferner, wenn er in Kriegeszeiten Guͤ⸗ 
ter einnimmt, deren äußere Beſchaffengeit eine un 
richtige Angabe des Befrachters vermuthen laßt. 

9. 1488. Der Schiffer darf nach beendigter 290 0% 
Ladung nicht ohne Noth vom Schiffe gehen, viele, feiben, 
weniger auf dem Lande übernachten. 

$. 1489. Wird er durch vorfallende Umſtände 
dazu genöthigt; ſo muß er die Aufſicht über das 
Schiff während ſeiner Abweſenheit dem Steuerman⸗ 
ne auftragen. 

$. 1490. Schiffer und Steuermann dürfen ſich 
alſo niemals zu gleicher Zeit vom Schiffe entfernen. 

$. 1491. Der Schiffer darf ohne Noth den ihm 
vorgeſchriebenen Curs nicht ändern, noch in andere, 
als die ihm beſtimmte Haͤfen einlaufen; widrigen⸗ 
falls er den Rhedern und Befrachtern für allen dar⸗ 
aus entſtehenden Schaden haftet. 

§. 1492. Iſt ihm kein Curs vorgeſchrieben: fo 
muß er den nächften und ſicherſten Weg zum Orte 
ſeiner Beſtimmung nehmen. 

$. 1493. Wird er durch Nothfaͤlle den Curs 
zu ändern, oder einen andern Hafen zu ſuchen 
veranlaßt: fo muß er den Rhedern baldmoͤglichſt 
davon Nachricht geben. 

§. 1494. Segelt der Schiffer unter Convoy, 
oder errichteter Admiralſchaft: ſo muß er dieſelbe 
nicht vorſätzlich brechen, noch ſich von den übrigen 
Schiffen ohne Noth entfernen. 

$. 1495. Hat er dieſem zuwider gehandelt: fo 
haftet er den Rhedern und Befrachtern wegen eines 
jedes Verluſtes, der durch Haltung der 4 

aft 
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ſchaft ware vermieden worden; fo wie den Übrigen 
Schiffen wegen feines etwanzgen Koſtenbeitrages. 
. 1496. Jeder Schiffer iſt bey eigner Vertre⸗ 
tung ſchuldig, er mag unter Segel oder vor Anker 
ſeyn; die Schiffsleuchte bey Nacht aufzuſtecken; auch 
wenn er vor Anker ſiegt, über demſelben den ſoge⸗ 
115 Wachter beveſtigen, und ſchwimmen zu 
laſſen. ; RI 
$. 1497. Außer dem hoͤchſten Nothfalle muß 
er, bey gleicher Verantwortung, nicht ohne die dazu 
beſtellten Piloten oder Lootſen ein- und aus ſeegeln; 
dem Piloten im Ein⸗ und Ausbeingen des Schiffes 
das Kommando lediglich überlaffen; auch fein Schiffs⸗ 
volk anhalten, demſelben in allen Stücken, beſon 
ders bey Regierung des Ruders und der Seegel, ger 
nau zu folgen. 
Sire §. 1498. Läuft er nach der Abfahrt vom La⸗ 
fan n el dungsplatze in einen Hafen ein, wo ein ihm bekannt 
nen Hafen. gemachter Bevollmächtigter der Rheder ſich befindet: 
ſo muß er ſich bey dieſem unverzuͤglich melden, und 
ohne Vorwiſſen und Einwilligung deſſelben nichts 
von Erheblichkeit unternehmen. 
Bey Auf; $. 1499. Iſt der Schiffer an einem fremden 
denoch, Orte, wo keine Bevollmächtigte der Rheder ſich bes 
gen Bel, finden, Gelder zur Fortſetzung der Reiſe aufzuneh⸗ 
12 8 men genoͤthigt: fo muß er dieſelben darlehnsweiſe auf 
die moͤglichſt beſten Bedingungen zu erhalten ſuchen. 
§. 1500. Kann er dergleichen Darlehn nicht 
aufbringen: fo muß er ſich die benoͤthigten Gelder auf 
Bodmerey zu verſchaffen bemüht ſeyn. 
$. 1501. Findet weder das eine noch das andere 
Start: fo ſteht ihm frey, von den geladenen Waa⸗ 
ren, oder von den entbehrlichen Schiffsgeraͤthſchaf⸗ 
ten, ſo viel als zur Beſtreitung ſolcher Ausgaben 
unumgänglich nothwendig iſt, zu verpfänden, oder 
zu veräußern. 
§. 1502. 
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g. 1502. Er muß aber in allen vorſtehenden 
Fallen (O 1499. 1500. 1501.) die Umſtände, wel⸗ 
che ihn in Verlegenheit ſetzen, dem Seegerichte des 
Orts, wo er vor Anker liegt, anzeigen; dieſelben, 
nebſt dem Steuermanne und zweien Schiffsleuten, 
eidlich erhaͤrten; und ein Inſtrument darüber errich⸗ 
ten laſſen. 1 E 2 

§. 1503. Vernachlaͤßigt er dieſe Vorſchrift: ſo 
muß er, wenn demnächſt die Rheder oder Befrach⸗ 
ter die Nothwendigkeit des Darlehns oder der Ver⸗ 
aͤußerung nicht auerkennen wollen, dieſelbe vollſtaͤn⸗ 
dig erweiſen; und ſoll zum Erfuͤllungseide darüber 
nicht gelaſſen werden. . = 

$. 1504. Der Schiffer ift ſchuldig, die Rhe⸗ b 
der, fo viel als moglich, von allen auf der Reiſe vera, 
ſich ereignenden erheblichen Vorfaͤllen zu benachrich / Ka, 
tigen. { 8 . 
§. 1505. Anfonderbeit muß er ihnen die An⸗ 2 2 
kunft und Abreiſe, Frachtſchließung uͤber Waaren 
und Perſonen, Ablieferung der Fracht und Fracht⸗ 
gelder, das Einlaufen in einen Mothhafen, u. d. m. 
bey erſter Gelegenheit melden. 

$. 1506. Außerdem muß er ein richtiges und Wegen 
vollftändiges Tagebuch über die ganze Neife entweder eh s 
155 fuͤhren, oder durch den Steuermann führen gebuchet. 
laſſen. a 
$. 1507. In dieſem Tagebuche muͤſſen alle merk⸗ 
wuͤrdige, vor, während, und nach der Reiſe ſich ers 
eignete Vorfälle verzeichnet werden. 

$ 1508. Beſonders gehören dahin die bedun⸗ 
gene Fracht; die Annahme oder Abdankung des Vol⸗ 
kes; der Empfang und die Ablieferung der Waaren; 
die Abfertigung bey den n und Licenten; die wäh» 
rend der Reife vorg nen Veränderungen des Wis 
des und Wetters, und dergleichen. 


§. 1509. 


Wegen 
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§. 1509. Auch die waͤhrend der Reiſe ſich auf 
dem Schiffe ereigneten Todes alle, ingleichen die vor⸗ 
gefallene Beſchädigungen an Schiff oder Ladung, müſ⸗ 
ſen in das Tagebuch genau eingetragen werden. 

5. 1510. Der Schiffer und Steuermann muͤſ⸗ 
ſen dieſes Journal dergeſtalt getreulich führen, daß 
fie die Richtigkeit deſſelben auf Erfordern eidlich bes 
ſtaͤrken koͤnnen. 

§. 1571. Sie müſſen daſſelbe innerhalb Viet 
und zwanzig Stunden nach ihrer Ankunft dem See 


Nene des Looſungsplatzes, wenn aber die Beſchaf⸗ 


ſenheit der Gewöſſer eine fruͤgere Brechung der Las 
dung nothwendig macht, dem Gerichte des Vorha⸗ 
bens im Original übergeben, 

$. 1512. Iſt das Tagebuch nicht gehalten, oder 
nicht gehörig fortgefuͤhrt worden, fo follen der Schif⸗ 
fer und Steuermann, außer der Verhaftung für als 
len daraus entſtehenden Schaden, wenn der Fehler 
ans bloßer Nachläßigkeit entſtanden iſt, den Vierten 
Theil der verdienten Heuer zur Strafe entrichten; 
bey auegemikteltem boͤſen Vorſatze aber als Verfaͤl⸗ 
ſcher beſtraft werden. 

§. 1513. Außerdem muß der Schiffer eine jede 
ſeiner Angaben, worauf er für ſich einen Anſpruch 
oder Vertheidigung gründen will, durch andere rechts 
liche Beweismittel vollſtändig darthun; und kann 
daruͤber zum Erfüllungseide nicht gelaſſen werden. 

$. 1514 Der Schiffer muß an der mit den 


derdracht hedern bedungenen Heuer ſich begnügen, und darf 


ohe deren Genehmigung keine Waaren für eigene 
Rechnung, weder in dem Raume, noch auf der 
Decke, noch in den Kellern, auch nicht in der Ca⸗ 
juͤte mitnehmen. 

§. 1515. Handelt er dieſem Verbote zuwider: fo 
ſoll er den Vierten Theil des Werchs der mitgenom⸗ 
menen Waaren den Rhedern zur Strafe ae 
. 1516. 
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§. 1516. Iſt aber der Schiffer zugleich Mitrhe⸗ 
der, oder hat er für einen der Rheder, ohne die 
Fracht zu bedingen, Waaren einladen laſſen: ſo muß 
er den mittlern Satz des zu derſelben Zeit am La⸗ 
dungsplatze gewöhnlichen Frachtlohnes bezahlen. 

$. 1517. Ferner muß er, bey Aunehmung der 
Fracht, vornehmlich ſeiner Rheder Nutzen zu befüre 
dern ſuchen, und um der Kaplaken, Schreibegeldes, 
oder anderes eigenen Vortheils willen, keine gute 
Fracht ausschlagen. e abr 22 

H. 1518. Auch darf er an Kaplaken, Schreibe⸗ 
geld, oder ſonſt, wenn ihm dergleichen Vortheile von 
den Rhedern zugeſtanden worden, nicht mehr als 
den Dreißigſten Theil’ der Fracht nehmen, widrigen 
falls er den doppelten Betrag des ganzen erhaltenen 
Kaplakens, Schreibegeldes, oder andern Vortheils, 
der Schiffer ⸗Armencaſſe zur Strafe erlegen ſoll. 

H. 1519. Bey Endigung jeder Reife muß der Wegen 
Schiffer den Rhedern genaue Rechnung ablegen, auch 11 8 
während derſelben, fo oft es von den Rhedern, oder legung. 
delhenigen, welchem fie dazu Aufteag erkheilt haben, 
verlangt wird, Auskunft über die vorgefallenen Eine 
nahmen und Ausgaben ertheilen " . 

H. 1520. Hat ein Schiffer von der Fracht oder 
Schiffsproviſion erwas unterſchlagen: fo ſoll er zum 
doppelten Erſatze angehalten, und außerdem als ein 
Betrüger geſtraft werden. F 

§. 1521. Eben dies findet Statt, wenn der 
Schiffer, zum Nachtheile der Rheder oder Verſiche⸗ 
rer, mit den Schiffshandwerkern und Lieferanten ſich 
einverſteht. 

$ 1522. Zum Verkaufe des ganzen Schiffes 2100 
aus freier Hand, iſt der Schiffer ohne ausdrückliche der hes 
Einwilligung der Rheder, oder ihrer Bevollmachtig⸗ dar ud 
ten, nicht befugt. A 

* des Schif⸗ 
fers. 


b. 1923. 
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$. 1523. Sollten beſondere Umſtaͤnde den ſchleu⸗ 
nigen Verkauf deſſelben nothwendig oder für die Rhe⸗ 
der nuͤtzlich machen; ſo muß der Schiffer dieſe Um⸗ 
ſtaͤnde den Gerichten des Orts anzeigen, eine Taxe 
durch vereidete Sachverſtaͤndige aufnehmen laſſen, und 
den Verkauf durch öffentliche Licitation veranſtalten. 
F. 1524, Unterläßter dies; ſo muß er den Werth 
des Schiffes zur Zeit der Abfahrt bezahlen, wenn er 
nicht die Nochwendigkeit oder Mützlichkeit des vor⸗ 
genommenen Verkaufes vollftändig, darthun kann. 
$ 1525. Durch andere von dem Schiffer, waͤh⸗ 
rend der Reiſe, wegen des ihm untergebenen Schif⸗ 
fes eingegangene Verbindlichkeiten, werden die Rhe⸗ 
der eben ſo, als ein Handlungseigenthümer durch 
die Unternehmungen ſeines Faktors oder Diſponen⸗ 
ten verhaftet. (d. 497. Id ), RN 
$. 1526. Gegen dieſe Verbindlichkeiten können 
die Rheder durch den Vorwand, daß der Schiffer 
die ihm ertheilte Vollmacht uͤberſchritten habe, ſich 
nicht ſchuͤtzen. 6 
$. 1527. Auch werden die Rheder von dieſer 
Vertretung nicht frey, wenn gleich der Schiffer ſelbſt 
das ganze Schiff gemiethet haben ſollte. 3 
§. 1528. Den durch die Schuld des Schiffers 
oder der Schiffsleute an der Ladung oder den Reiſen⸗ 
den verurſachten Schaden, muͤſſen die Rheder in ſo 
weit vertreten, als der Beſchaͤdiger ſelbſt zum Er⸗ 
ſatze unvermoͤgend iſt. 1 
$. 1529. Doch koͤnnen die Rheder von dieſen 
durch die Handlungen des Schiffers ihnen zur Laſt 
fallenden Verbindlichkeiten, mittelſt Abtretung ihrer 
Schiffsparte, und aller während der Reiſe davon 
gehabten Vortheile ſich befreien. 
§. 15 30. Iſt das Schiff verſichert geweſen: fo 
muͤſſen den Glaͤubigern auch die Rechte gegen den 
Verſicherer abgetreten werden. 
§. 1531. 
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$ 1531, Haben die Rheder nach Endigung der 
Reiſe, während welcher eine ſolche ihnen bekannt ge⸗ 
wordene Forderung entſtanden iſt, das Schiff aufs 
neue in See gehen laſſen: fo konnen fe ſich durch 
Abtretung ihrer Schiffsparte nicht mehr davon los⸗ 
machen; ſondern haften auch mie ihrem übrigen 
Vermoͤgen. 

H. 1532. Fuͤr die Vergehungen des Schiffers 
find die Rheder nur fo, als ein Principal für die 
Vergehungen feines Faktors verhaftet. ($. 515. 4g.) 

§. 1533. Es findet aber auch alsdann die Ab⸗ 


8. 
$ 1535. Der Schiffer iſt schuldig, ehe er in gahiler 
See geht, mit dem Volke einen ſchriftlichen Ver⸗ Edifer 
dung, oder ſogenannte Muſterrolle zu errichten. end 
$. 1536, Die Heuer des Volkes kann ent⸗ mung des 
weder monatwelſe, oder für die Reiſe überhaupt in CHI“ 
Pauſch und Bogen, bedungen werden. x 
$ 1537. Dadurch, daß der Verdung monate 
weiſe geſchehen iſt, wird keiner von beiden Theilen 
berechtigt, vor beendigter Loſung von dem Contracte 
einſeitig abzugehen. 
§. 1538. Muß, wegen Kürze der Zeit, ein 
oder der andere Schiffsmann ohne vorher errichteten 
ſchriftlichen Contract angenommen werden: fo iſt die 
Heuer nach Verhaͤltniß derjenigen zu beſtimmen, die 
der Schiffer ſelbſt von den Rhedern empfängt. 
§. 1539. Ein Steuer⸗ und Schiffszimmermann 
erhalten alsdann jeder Zwey Drittel; ein Koch und 
Hochbootsmaun jeder die Hälfte; ein Matroſe Ein 
Drittel; und ein Schiffsjunge Ein Sechſtel ſo viel, 
als dem Schiffer von den Rhedern ausgefege ist. 


engem. Landr. il. Band, 0 9. 1546. 
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$. 1540. Ein Schiffsmann, der ſich an zwey 
Schiffer zugleich verheuert, ſoll die Hälfte der vom 
letzten verſprochenen Heuer als Strafe, zum Beſten 
der See» Armen, entrichten. 
$. 1541. Auf gleiche Art iſt der Schiffer zu 
beſtrafen, der einen ſchon von einem Andern gemie⸗ 
theten Schiffsmann, ungeachtet ihm ſolches bekannt 
iſt, in Dienſte nimmt. 
$. 1542. Ein Schiffsmann, der mit der em⸗ 
pfaugenen Heuer entläuft, oder ſich verborgen haͤlt, 
um dem übernommenen Dienſte ſich zu entziehen, 
ſoll als ein Dieb angeſehen und beſtraft werden. 
§. 1543. Wer ſich für einen Steuermann, Zim ⸗ 
mermann, oder andern Schiffs⸗Officianten verheu⸗ 
ert, nachgehends aber untüchtig dazu befunden wird, 
gegen den finden die Vorſchriften 5. 1454. 1455. 
Anwendung. N 
Abdau⸗ H. 1544. Ein Matroſe, oder anderer gemeiner 
en Schiffsmann aber, der auf der Reiſe untüchtig be 
volfs funden wird, ſoll feiner noch ruͤckſtͤndigen Heuer 
eech verluſtig ſeyn, und mit einer nach Beſchaffenheit der 
Schuld; Umſtände zu beſtimmenden willkührlichen Leibesſtrafe 
belegt werden. 
§. 1545. Muß ein Schiffsmann vor vollende 
ter Reiſe entlaſſen werden, weil er ſich zum Dienſte 
untuͤchtig gemacht hat; oder weil er mit einer veneri- 
ſchen Krankheit behaftet ift: fo kann er nicht mehr an 
Lohn fordern, als er bis dahin wirklich verdient hat. 
§. 1546. Sollte ein Schiffsmann vor vollende 
ter Reiſe eigenmächtig aus dem Dienſte treten: ſo 
kaun er zu deſſen Fortſetzung durch Zwangsmittel 
angehalten werden. 5 5 
H. 1547. Will der Schiffer einen ausgetretenen 
Schiffsmann nicht wieder annehmen: fo muß der letz⸗ 
tere alles Empfangene an Handgeld und Heuer zu 
rück geben; auch wegen ſeines Unfugs, mit einer nach 
Bewand⸗ 
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Bewandniß der Amftände zu beſtimmenden Leibes⸗ 
ſtrafe belegt werden. 3 2 5 
§. 1548. Findet ein Steuer⸗ oder anderer 
Schiffsmann Gelegenheit, ſelbſt als Schiffer ange⸗ 
ſezt zu werden: ſo muß ihn fein bisheriger Schif⸗ 
fer, auch noch bor vollendeter Neife, des Dienſtes 
entlaſſen. er 0 ER 
b. 1549. Der Abgehende iſt aber alsdann ſchul⸗ 
dig, einen andern tuͤchtigen Mann an feine. Statt 
zu ſtellen, und ſich mit demſelben wegen des Sol⸗ 
des ohne des Schiffers Schaden zu vereinigen. 
§. 1550. So lange dieſes nicht geſchehen iſt, 
muß anch ein ſolcher Schiffsmann ſeinen bisherigen 
Dienſt nothwendig fortfegen. 2 
§. 1551 Eben dies findet Statt, wenn ein 
Steuer oder anderer Schiffsmann vor der Abreife 
Gelegenheit erhalt, ſich zu verheirathen; und er dieſe 
1 durch feine Reiſe zu verabſaumen Ges 
ahr lauft. ; ö Rn MEN un 
§. 1592. Berabfchiedet‘ der Schiffer einen . und 
Schiffsmann ohne rechtlichen Grund noch vor dem des Schif⸗ 
Antritte der Reiſe: ſo muß er demſelben, wenn in fers; 
Pauſch und Bogen gedungen worden, die halbe 
Heuer, und wenn Monatweiſe gedungen iſt, einen 
doppelten Monatsſold entrichten 188 
H. 1553. Geſchieht aber die Verabſchiedung 
während der Reiſe: ſo gebührt dem Verabſchiedeten, 
außer den Rekourkoſten, nach Verſchiedenheit des 
Verdunges, die ganze Heuer, oder ein Viermonat⸗ 
licher Sold. 5 5 
8. 154. Muß ein Schiffsmann, noch vor an, © Kraut, 
getretener eiſe, wegen eines Zufalls abgedankt wer, beit; 
den, der ihn ohne feine Schuld zum Dienſte untaug · 
lich macht! ſo kann er, nach Verſchiedenheit des 
Verdungs, den Vierten Theil ber Heuer, oder Einen 
Monatsſold fordern, . 
J 00 2 b. 1555. 
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I. 1555. Ereignet der Fall ſich waͤhrend der 
Reife: jo muß der Schiffer die Verpflegungs ⸗ Hei⸗ 
lungs- und Retourkoſten fir den Schiffsmann be⸗ 
zahlen. 5 8 

$. 1556. Hat jedoch der Zufall ſich außer dem 
Dienſte ereignet: fo fallt dem Schiffer an ſolchen 
Koſten zuſammen, nach Verſchiedenheit des Ver⸗ 
dungs, nicht mehr, als der Betrag der halben Heuer, 
oder eines Zweimonatlichen Soldes, außer dem 
ſchon verdienten Lohne, zur Laſt; und das mehr Ver⸗ 
wendete muß von dem Beſchaͤdigten demnächſt er⸗ 
ſtattet werden. 

§. 1557. Einen in Gefchäften feines Dienſtes 
verwundeten oder beſchaͤdigten Schiffsmann, muß 
der Schiffer, auf der Rheder Koſten, heilen und 
verpflegen laſſen. 8 - 

$ 1558. Auch für einen durch eigene Schuld 
erkrankten oder ſonſt beſchaͤdigten Schiffmann, muß 
der Schiffer ſo lange ſorgen, bis er ihn an ein be⸗ 
wohntes Land aus ſetzen kann. 4 

§. 1559. Doch iſt der Schiffer alsdann berech⸗ 
tigt, die gemachten Auslagen von der dem Kranken 
etwa noch zukommenden Heuer in Abzug zu bringen. 

$. 1560. In keinem Falle kann ein kranker 
Schiffsmann verlangen, daß der Schiffer um feinet- 
willen die Reiſe verzoͤgern, oder an einem Orte, wo⸗ 
hin er nicht beſtimmt iſt, landen ſolle. 


D Aken ı F. 1561. Stirbt ein Schiffsmaun, bevor mit 
en. 


der Ladung angefangen worden: fo koͤnnen deſſen Er⸗ 
ben, nach Verſchiedenheit des Verdungs, den Vier 
ten Theil der Heuer, oder Einen Monatsſold fordern. 
$. 1562. Stirbt er während der Hinreiſe: ſo 
gebuͤhrt den Erben, nach Verſchiedenheit des Ver⸗ 
dungs, die halbe Heuer, oder ein doppelter Mo⸗ 
natsſold; und wenn er auf der Ruͤckreiſe ſtirbt, die 
ganze Heuer, oder ein Viermonntlicher Sold. 
H. 1563. 
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$. 1563. Der Schiffer aber kann davon die 
dem Verſtorbenen gegebenen Vorſchuͤſſe, und die 
ausgelegten Begraͤbnißkoſten, in Abzug bringen. 

$. 1564. In allen vorſtehenden Fällen wird der 
Anfang der Hin⸗ oder Ruͤckreiſe nach Vorſchriſt des 
Vierzehnten Abſchnitts berechnet. 

$. 1565. Der Wittwe oder den Kindern eines 
bey Vertheidigung des Schiffs getödteren, oder an 
ſeinen Wunden geſtorbenen Schiffsmannes, muß in 
jedem Falle doppelte, andern Erben hingegen die ein ⸗ 
fache Heuer gezahlt werden. 

§. 1566. Davon wird bloß in Abzug gebracht, 
was der verſtorbene Schiffsmann auf die bedungene 
Heuer ſchon bey feinem Leben erhalten hat, 

§. 1567. Wird die Reiſe, wozu das Schiffs⸗ Nabe 
volk gedungen worden, auf Veranlaſſung der Rhe⸗ Sthiſſs⸗ 
der ganz rückgängig: ſo gebuͤhret dem Volke die halbe volks wer 


N e gen d. 
Heuer; oder wenn monatsweiſe gedungen iſt, Swei⸗ Heuer. 
monatlicher Sold. a) wenn 


9. 7969. Ein Gleiches fiudet alsdaun Statt, ficht ane 
wenn die Reife durch einen auf das Schiff gericht getreten, 
lich angelegten Arreſt ruͤckgaͤngig wird. 3 

$. 1569. Wird aber das Schiff, ohne Vers 
ſehulden der Rheder, oder des Schiffers, durch hoͤ⸗ 
here Macht, oder unvermuthete Kriegs oder Raͤu⸗ 
bergefahr, in See zu gehen verhindert: ſo kann das 
Volk, außer dem Handgelde, nur die Heuer des lau⸗ 
fenden Monats, oder wenn die Heuer für die ganze 
Reiſe in Pauſch und Bogen bedungen worden, eine 
verhaͤltnißmaßige Vergütung für die ſchon wirklich 
geleiſteten Dienſte fordern. 

H. 1570. Iſt in vorſtehenden Fallen ein Schiffs⸗ 
mann von einem fremden Orte verſchrieben worden: 
fo muß ihm die Hin⸗ und Ruͤckreiſe noch beſonders 
verguͤtet werden. 


§. 1571. 
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2 wenn $. 1571. Wird die Antretung der Reiſe über 

tretung die verabredete Zeit, ohne Zuthun des Schiffers oder 

der 171 0 Rheders verzögert; und der Schiffer will das Volk 

SH beibehalten: fo darf er demſelben, wahrend dieſes 
Aufenchalts, nur den halben Monatsſold, oder, wenn 
es auf die ganze Reife gedungen iſt, eine billige 
Verbeſſerung entrichten. 

$. 1572, Wird die Antretung der Reiſe durch 
der Rheder oder des Schiffers Zuthun verzoͤgert: fo 
kann dem Volke an feinem Monatsſolde nichts ger 
kuͤrzt werden; und wenn es in Pauſch und Bogen 
gedungen iſt, gebührt demſelhen eine verhältnißmä⸗ 
ßige Zulage. 

A $. 1573. Wird die bereits angetretene Reiſe aus 

nicht voll. Veranlaſſung der Rheder nicht vollendet: fo muß das 

endet, Volk, auf Koſten der Rheder, frey nach dem be 
ſtimmten Retourplatze zurückgeſchafft, und demſelben 
die Heuer entrichtet werden. 

F. 1574. Iſt monateweife gedungen, und die 
Abbrechung der Neife geſchieht jenſeit des Canals: fo 
hat das Volk, außer der bereits verdienten, eine 
dreimonatliche; diesſeit des Canals aber nur eine 
zweimonatliche Heuer zu fordern, 

§. 1575. Wird die Reiſe durch einen bloßen 
a abgebrochen: fo muß das Volk, außer der 
reien Ruͤckreiſe, wenn monatweiſe gedungen wor⸗ 
den, ſich mit der Heuer des laufeuden Monats, und 
wenn in Pauſch und Bogen gedungen iſt, mit ſo 
viel an Heuer begnügen, als im Berhältniß gegen 
die ganze Reiſe für verdient zu achten iſt. 

9 1576. Wird das Schiff von Feinden oder 
Räubern genommen; oder geht es ſonſt durch Zur 
fall ganz verloren; fo kann das Volk weiter keinen 
Anfpruch machen. 

9. 1577. Wird jedoch das Schiff, oder ein 
Theil der Ladung, wieder frey gegeben; oder von dem 

verun⸗ 
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verunglückten Schiffe, deſſen Geraͤthſchaften, oder 
Waaren etwas geborgen: fo muß davon zuvoͤrderſt 
das Bergelohn abgezogen werden. 

$. 1578. Von dem, was alsdann noch übrig 
bleibt, iſt das Volk, nach Anleitung des §. 1573. 
fgg. zu befriedigen. 

$ 1579. Es macht keinen Unterſchied: ob das 
Schiff und die Ladung verſichert iſt, oder nicht. 

$. 1580. Wird die Reiſe durch eine Veraͤnde⸗ Fi abe 
rung des Cours, oder der Beſtimmung des Schiffes Mr 
abgekuͤrzt: fo muß dem Volke die in Pauſch und 
Bogen bedungene Heuer dennoch vollſtaͤndig bezahlt 
werden. 0 

6. 1581. Wird die Reiſe ohne Schuld und Zu- e) vn. 
thun des Schiffers verlängert: fo kann das in Pauſch Anger 
und Bogen bedungene Volk, außer der gewöhnlichen 
Verpflegung, keine Vermehrung der Heuer fordern. 

b. 1582. Dahin gehört beſonders, wenn das 
Schiff durch widrige Winde aufgehalten, oder einen 
Nothhafen zu ſuchen, oder Winterlage zu machen 
genoͤthigt wird. 

$. 1583. Wird jedoch ein ſolcher Unglücksfall 
als große Haverey vergütet: fo muß auch dem Schiffs 
volke eine billige Eutſchädigung gegeben werden. 

9. 1584. Iſt das Schiff von Feinden oder Rau ⸗ 
bern genommen, und nachher wieder befreiet wor⸗ 
den: ſo kann das Volk, wegen des daraus entſtan⸗ 
denen Aufenthalts, dennoch keine Erhöhung der it 
Pauſch und Bogen bedungenen Heuer fordern. 

F. 1585. Wird die Reiſe durch Zuthun des 
Schiffers verlaͤngert: fo iſt das Volk eine verhält“ 
mißmäßige Erhöhung der in Panſch und Bogen be⸗ 
dungenen Heuer zu fordern berechtigt. - 

F. 1586. Dies gilt beſonders in den Fällen, 
wenn der Schiffer in einen weiter entlegenen Hafen 
geht; oder ohne Noth in einen nicht verabredeten 

Hafen 
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Hafen einlauft; oder zum Beſten der Rheder, oder 
Befrachter, freiwillig Winterlage macht. 
$. 1587. Die alsdann dem Volke gebuͤhrende 
Zulage muß nach dem Verhaͤltniſſe der zu der ver⸗ 
abredeten Reiſe, nach gewöhnlicher Rechnung erfor⸗ 
derlichen Zeit, gegen diejenige, um welche die Reiſe 
durch einen ſolchen Vorfall verlaͤngert worden, be⸗ 
rechnet werden. 
Piidten $. 1588. Auf den erſten Befehl des Schiffers 
Sch, muß das Volk ſich auf das Schiff, zu welchem es 
N vor gedungen worden, begeben. 
der dee; S. 1889. Sobald und fo lange dem Volke die 
Schiffskoſt gereicht wird, darf ſelbiges, bey nach⸗ 
drücklicher Geld- oder Leibesſtrafe, außer dem Schiffe 
nicht übernachten. 

§. 1590. Iſt das Schiff ſegelfertig: fo darf, 
auch bey Tage, keiner von den Schiffsleuten, ohne 
des Schiffers ausdrückliche Erlaubniß, von dem 
Schiffe ans Land gehen, oder wegbleiben, 

$. 1591. Vielweniger darf einer der Schiffs⸗ 
leute das Boot, ohne des Schiffers Befehl, vom 
Schiffe wegfuͤhren. 

8. 1392. Ohne des Schiffers Genehmigung 
darf kein Schiffsmann irgend Jemanden, er ſey ein 
% dee oder Fremder, das Schiff beſteigen 
laſſen. 

$. 1593. Das Schiffsvoſk iſt ſchuldig, nach 
Erfordern und Befehl des Schiffers, jederzeit, es ſey 
im Hafen oder auf der See, bey Tage oder bey 
Nacht, auf dem Schiffe fleißige Wache zu halten, 
und dabey auf das Licht in der Laterne genau Acht 
zu geben. 

$. 1594. Wer dabey ſchlafend oder unachtſam 
befunden wird, oder von ſeiner Wache abgeht, ehe 
und bevor er von einem Audern abgeloͤſet worden; 
ſoll für allen dadurch entflandenen Schaden haften, 

= und 
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und noch überdies mit einer nachdruͤcklichen Leibes⸗ 
ſtrafe belegt werden. 

$. 1595. Ohne Erlaubniß des Schiffers dürfen 
die Schiffsleute nicht das Geringſte an Waaren oder 
Gütern ein⸗ oder ausladen. 

§. 1596. Für eigene Rechnung dürfen fie nur 
fo viel unverbotene Waaren oder Sachen mitneh⸗ 
men, als ſie in ihrer Schlafſtelle und Kiſte bergen 
koͤnnen. 

§. 1597. Bey Empfang, Einladung und Loo⸗ 
ſung der Guͤter, ſoll das Schiffsvolk, inſonderheit 
der Hochbootsmann, oder in deſſen Ermangelung 
der Steuermann, alle Vorſicht gebrauchen, daß kein 
Schade daran geſchehe. 

$. 1598. Bemerken fie einen Mangel an dem 
Takelwerke, oder den andern dazu gehoͤrenden Ge⸗ 
raͤchſchaften: fo muͤſſen fie es dem Schiffer ſogleich 
anzeigen, oder ſelbſt für die Ausbeſſerung ſorgen; 
widrigenfalls fie, beſonders aber der Steuer und 
Hochbootsmann, den dadurch entſtandenen Schade; 
vorzüglich verantworten muͤſſen. ; 

$. 1599. Ferner iſt das Schiffsvolk ſchuldig, vahrend 
die eingeladen Waaren, fo oft es vom Schiffer oder dr Reise 
Steuermanne erfordert wird, zu ſtauen, umzulegen, 
auch bey vorfallenden Ungluͤcksfallen, fo viel als 
möglich, Schiff, Geraͤthſchaft, und Güter zu ber⸗ 
gen, und in Sicherheit zu bringen. 

8. 1600. Zur Aufſicht über die Waaren iſt bes 
ſonders der Steuermann und Hochbootsmann vers 
pflichtet. 

$. 1601. Allen, zum Dienſte des Schiffes, und 
zur Erhaltung guter Ordnung, von dem Schiffer 
getroffenen Verfügungen, muß das Schiffsvolk un⸗ 
geſäumte und willige Folge leiſten. 

$. 1602. Iſt der Schiffer abweſend, oder ſonſt 
verhindert; fo muß das Volk den Befehlen des Steuer⸗ 

mannes 
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mannes gehorchen, und dieſer iſt verbunden, die ge⸗ 
börige Aufſicht auf das Schiff und Volk zu haben. 

§. 1603, Erfolge während der Reiſe in der Per⸗ 
ſon des Schiffers eine Veraͤnderung: ſo muß das 
Volk dem neuen Schiffer eben den Gehorſam leiſten, 
als dem vorigen. 


Rechte des g. 1604. Der Schiffer iſt befugt, das Volk 
fler daß durch die erforderlichen Zwangsmittel und Strafen, 


Bal 


welche ſich jedoch über mäßige Schläge, achttägiges 
Gefängnig, oder Fünf Thaler Geldbuße nicht erſtre⸗ 
cken dürfen, zu feiner Schuldigkeit anzuhalten. 

$. 1605. Er muß dahin Kim daß fie fried⸗ 
lich unter einander leben, und keiner den andern be⸗ 
leidige, ſchimpfe, oder ſonſt ungebuͤhrlich behandle. 

$. 1606. Macht ein Schiffsmann ſich auf der 
See einer Gewaltthaͤtigkeit, Aufſtands, oder Meute⸗ 
rey gegen den Schiffer, oder eines andern ſchweren 
Verbrechens ſchuldig: fo iſt der Schiffer bey nach⸗ 
drüͤcklicher Strafe verpflichtet, einen ſolchen Miſſe⸗ 
chaͤter in Verhaft bringen zu laſſen. 

$ 1607. Er muß alsdann, mit Zuziehung des 
Schiffsrachs, und anderer auf dem Schiffe befind« 
licher vernünftiger Leute, alles dasjenige genau auf⸗ 
zeichnen, was auf die künftige Beſtrafung des Ver⸗ 
brechers Einfluß haben kann. 

$. 1608, Inſonderheit muͤſſen, wenn ein Todt⸗ 
ſchlag geſchehen iſt, und die Leiche vor der Landung 
über Bord geworfen werden muß, die Stelle und 
Beſchaffenheit der Wunde; die Zeit, wie lange der 
Verwundete noch gelebt; die Speiſe, die er genoſſen 
hat; und die Mittel, die zu feiner Heilung ange⸗ 
wendet worden, genau verzeichnet werden. 

$. 1609. Iſt auf dem Schiffe ein Arzt, oder 
Wundarzt: fo muß dieſer, in Gegenwart des Schiff⸗ 
raths, die Beſichtigung vornehmen, und darüber 
ſein 
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fein ausführliches Gutachten dem Schiffsjournale fo 
beifügen, wie er es eidlich beſtarken kann. 
$. 1610. Den in Verhaft genommenen Ver⸗ 
brecher muß der Schiffer, wenn er auf der Reiſe nach 
einen inländifchen Hafen begriffen iſt, am Beſtim⸗ 
mungs -, ſonſt aber an dem Orte, von welchem er 
abgeſegelt iſt, den Gerichten zur fernern Unterſuchung 
und Beſtrafung ausliefern. 5 
F. 1611. Doch ſteht ihm frey, wenn er die 
längere Aufbewahrung eines ſolchen Verbrechers be⸗ 
denklich oder gefährlich findet, ihn den Gerichten des 
erſten Landungsortes zur gebührenden Beſtrafung zu 
uͤberliefern. 
$. 1612. Mit dem Verbrecher zugleich muͤſ⸗ 
ſen dem Gerichte die vorbeſchriebenen Vermerke zu⸗ 
geſtelle werden. ($. 1607 1609. 8 
$. 1613. Wenn bey einer vorgefallenen Meu⸗ 
terey, der Schiffer einen oder etliche unter den 
Schiffsleuten als die Raͤdelsfuͤhrer angiebt; und feine 
Angabe mit wahrſcheinlichen Gruͤnden unterſtuͤtzt: 
ſo ſoll, falls die Wahrheit nicht auders ausgemittelt 
werden kann, und der Schiffer überhaupt die Eigen⸗ 
ſchaften eines glaubwürdigen Zeugen hat, die Aus⸗ 
ſage deſſelben für einen vollen Beweis gelten. 
§. 1614. Doch kann, auf den Grund eines 
ſolchen Beweiſes, immer nur eine geringere, als 
Zehnjährige Veſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe, erkannt 


werden. 


§. 1615. Alles Schiffsvolk iſt ſchuldig, dem 
Schiffer zur Beſtrafung eines ungehorſamen Schiffs⸗ 
mannes, ſo wie zur Verhaftnehmung eines jeden 
Verbrechers im Schiffe, huͤlfreiche Hand zu leiſten. 
H. 1616. Wer fich deſſen weigert, ſoll der gau⸗ 
zen Heuer verluſtig ſeyn, und noch außerdem, nach 
den Grundſätzen von der Theilnehmung an dem Ver⸗ 

brechen Anderer, beſtraft werden. 
97 1617. 
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Rechte §. 1617. Nach geendigter Reiſe darf das 
des derb Schiffsvolk nicht eher abgehen, als bis die Waaren 
Shift: ausgeladen, die Segel abgenommen, das Schiff an 
nach dou⸗Ort und Stelle gebracht, auch waſſerfeſt gemacht 
eudeter worden. 

Reife: §. 1618. Verzoͤgert der Schiffer die Lofung zur 
Ungebühr: fo muß er dem Volke die Koſt, und das 
am Loſüngsworte gewoͤhnliche Wartegeld entrichten. 

§. 1619. Eben dazu iſt er verpflichtet, wenn 
die Zahlung der ruͤckſtändigen Heuer von ihm ver⸗ 

VI Ver, Burn ee We ü S. b 

„ Ders . 1620. er ein ganzes il efrachtet, 
woche muß mit dem Schiffer eine a a 6 
ban a ſchriftlichen Contract errichten, = 
bende 1621, Darin müffen alle wegen der Be⸗ 
fragtern. frachtung getroffenen Abreden genau und beſtimmt 

enthalten ſeyn. 

§. 1622. Wird das Schiff nach Laſten, Pas 
cken oder Faͤſſern, Stuͤckweiſe beladen, und der 
Schiffer hat die Fracht mit den Beſrachtern unmit⸗ 
telbar geſchloſſen: ſo muß er ebenfalls einen ſchrift⸗ 
lichen Contract darüber mit jedem von ihnen errichten. 

6. 1623. Iſt die Fracht durch einen Makler 
geſchloſſen worden: ſo muß dieſer die Bedingungen 
in ſein Journal eintragen, und daraus ein Atteſt 
oder ſogenanntes Manifeſt ertheilen. 

§. 1624. Die Charte Partie, oder das Mani⸗ 
feſt muß, außer dem Namen des Schiffers und des 
Befrachters, hauptſaͤchlich enthalten: die Beſchrei⸗ 
bung des Schiffes nach feiner Benennung und Groͤ⸗ 
ße; die Zeit und den Ort der Ladung und Loſung; 
ein genaues Verzeichniß der geladenen Guͤter; die 
bedungenen Fracht⸗, Liege⸗ und Ungelder. 

§. 1625. Nach dieſen ſchriftlichen Verabredun⸗ 
gen muͤſſen die Verhälniffe zwiſchen den Schiffern 
und den Beſrachtern vorzüglich beurtheilt werden. 

9. 1626. 
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. 1526. Iſt wegen der Einladungs⸗ oder Aus⸗ dea bey 
ladungskoſten nichts verabredet? fo muß der Befrach⸗ Yin 
ter die Waaren an Bord liefern, oder von da ab- Beobacı 
holen laſſen; der Sthiffer aber das Gut durch ſeine ken. 
beute vom Bord bis in den Schiffsraum, oder von 
dieſem bis an den Bord bringen laſſen. 

§. 1627. Soll die Waade frey ins Schiff ge⸗ 
liefert werden: ſo bezahlt der Befrachter auch das 
ni um die Waare in den Schiffsraum zu 
ringen. N ; ? 

$. 1628. Hat ein Schiffer Ladung angenom⸗ 
men, ohne ſchriftlichen Contract oder Manifeft dar⸗ 
uͤber zu errichten: ſo muß er mit dem niedrigſten 
zur Zeit der Ladung geſtandenen Frachtlohne ſich 
begnügen. 5 
F. 1629. Hat aber Jemand ohne des Schiffers 
Vorwiſſen Waaren an Bord gebracht: ſo kann der 
Schiffer dieſeſben, auf des Einladers Gefahr und 
Koſten, wieder ans Land ſetzen; oder wenn er fie zum 
Transport behaͤſt, davon die hoͤchſte am Loſungsorte 
uͤbliche Fracht für die Rheder einfordern. 

§. 1630. Iſt in bem ſchriftlichen Contracte eine 
gewiſſe Zeit beſtimmt, binnen welcher die Ladung 
erfolgen ſolle: fo muͤſſen beide Theile dieſelbe genan 
einhalten. } 

H. 1631. Iſt dergleichen Zeit nicht ausdruͤcklich 
beſtimmt: ſo muß der Befrachter das Gut, auf des 
Schiffers Verlangen, ſpaͤteſtens am Dritten Tage 
an Bord, oder wenn es ſo bedungen worden, ins 
Schiff liefern. 1 

$. 1632. Der Befrachter iſt ferner ſchuldig, das 
Gut, nach ſeiner verſchiedenen Beſchaffenheit, in 
Faͤſſern, Packen, Kiſten, oder ſonſt, zu der beſtimm⸗ 
ten Reiſe gehörig zu verwahren. 

§. 1633. Findet der Schiffer dabey einen Man⸗ 
gel: fo muß er ſelbigen den Befrachtern ſogleich ans 

zeigen, 
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zeigen, und die Wagen nicht eher einladen, bis der 
Erinnerung abgeholfen worden. 

§. 1634. Hat er die Waaren eingeladen: ſo iſt 

die Vermuthung gegen ihn, daß ſelbige gehoͤrig ver⸗ 

packt und verwahrt geweſen ſind. 

$. 1635. Sobald mit der Ladung wirklich der 
Anfang gemacht worden, muß ein Schiff von Funf⸗ 
zig Laſten und darunter, bey ermangelnder andern 
Verabredung, binnen Acht Tagen; und Eins von 
Funfzig bis Hundert Laſten binnen Vierzehn Tagen 
völlig. zugeladen ſeyn. 

$ 1636: Iſt das Schiff über Hundert Laſten 
groß: ſo werden auf jede Funfzig Laſten Acht Tage 
zum Laden gerechnet. 

F. 1637. Unter Laſten werden hier Commerz ⸗ 
laſten, fo wie ſie am Orte der Ladung gebräuchlich 
ſind, verſtanden. 

§. 1638. Hinderungen, welche Wind und Wet⸗ 
ter im Laden verurſachen, duͤrfen weder vom Schif⸗ 
2 fer, noch von den Befrachtern vertreten werden. 
Was Rech, F. 1639. Wird binnen der contract ⸗ oder ge⸗ 
wenn die ſetzmäßigen Zeit dem Schiffer die Ladung nicht an⸗ 
Ladung gewieſen; ſo muß er Proteſt aufnehmen laſſen. 
1 8. 1640: Von dieſem Zeitpunkte an iſt der Be⸗ 
Zelt an, frachter ſchuldig, dem Schiffer alle Verſaͤumnißkoſten 
wüde en zu erstatten. 3 0 i 
g. 1641. Es macht keinen Unterſchied, wenn 
gleich die Ausfuhre der zum Einladen beſtimmten 
Waaren verboten, oder der Befrachter ſonſt durch 
einen Zufall verhindert ſeyn ſollte, die verſprochene 
Ladung anzuweifen N Dt 
F. 1642. Kann hiernaͤchſt der Schiffer andere 
Ladung erhalten: ſo muß der erſte Befrachter, au⸗ 
ßer den Verſaͤumtißkoſten, auch den etwa durch die 
niedere Fracht entſtandenen Verluſt dem Schiffer er⸗ 
ſetzen. 1 
1 i b. 1643. 
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5. 1643. Hat der Befrachter das ganze Schiff 
bedungen, aber gar keine Ladung angewieſen; und 
der Schiffer kann innerhalb Vierzehn Tagen von Zeit 
des eingelegten Proteſtes keine andere Ladung erhal⸗ 
ten: fo muß ihm der Befrachter die Hälfte der ver⸗ 
ſprochenen Fracht entrichten, 
$. 1644, Hat der Befrachter nur einen Theil - 
der Ladung angewieſen; und der Schiffer das Feh⸗ 
lende binnen Vierzehn Tagen von Andern nicht er⸗ 
halten koͤnnen: ſo muß die ganze verſprochene Fracht 
bezahlt werden. 
§. 1645. Iſt jedoch bey Schließung der Fracht 
bedungen worden, daß der Schiffer, gegen Entrich 
tung eines gewiſſen Warte⸗ oder Liegegeldes, auch 
nach Verfließung der in der Charte Partie, oder 
nach $ 1635. und 1536. beſtimmten Ladungszeit, 
liegen bleiben, und die Einlieferung der Ladung ab⸗ 
warten folles fo iſt er ſchuldig, fo lange zu liegen, 
bis entweder der Befrachter die fehlende Ladung an⸗ 
gewieſen hat, oder die dazu vom Richter zu beſtim, 
mende Friſt verlaufen iſt. (Th. 1. Tit. 5. §. 234.) 
§. 1646. Hat der Schiffer aufs Stuͤck ange⸗ 
legt, und einer oder etliche der Befrachter bleiben mit 
Anweiſung der verſprochenen Ladung zuruck: ſo iſt 
der Schiffer, nach aufgenommenem Proteſte, länger 
zu warten, und darüber guͤnſtigen Wind und Witte 
rung zu verfaumen, weder befugt noch ſchuldig . 
S. 1647. Vielmehr muß ihm, wenn er die aus⸗ 
gebliebene Ladung nicht noch vor dem wirklichen Aus⸗ 
laufen erhalten kann, die ganze bedungene Fracht 
verguͤtet werden. f t Wen 
9 1648. Die Krankheit oder das Abſterbe n der Schif, 
des Schiffers während der Ladung, ändert in dern kene, 
Verhaͤltniſſe der Rheder und Befrachter nichts, ſor e ker La⸗ 
dern es iſt die Sache der Rheder, oder deren Bevol l. kraut 
mächtigten, auf dieſen Fall, wegen Fuͤprung de s wird oder 
; Schiff is Mein 
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Schiffes die noͤthige Veranſtaltung bald möglichft 
zu treffen. 
Wenn die F. 1649. Witd das Schiff auf eine oder die 
Kon rie andere Art, durch Veranlaſſung des Schiffers, oder 
115 der Rheder, verhindert, die bedungene Neife zu thun: 
wid ſo müͤſſen letztere den Beſrachtern allen daraus ent ⸗ 
ſtehenden Schaden verguͤten. 
$. 1650. Verungluͤckt das Schiff, ehe mit Ein⸗ 
gebung der Güter der Anfang gemacht worden: fo 
hoͤren alle wechfelfeitige Verbindlichkeiten zwiſchen dem 
Schiffee und den Befrachtern auf. 
§. 1651. Ein Gleiches finder Statt, wenn die 
verdungenen Güter vor dem Anfange der Einladung 
verungluͤcken; es ware denn, daß der Befrachter an⸗ 
dere Waaren ſtate der verlornen einſchiffen wollte. 
§. 1652. Will der Befrachter die eingeladenen 
Guͤter ganz oder zum Theil wieder zuruck nehmen: 
fo findet eben das Statt, was auf den Fall verord⸗ 
net iſt, wenn die Ladung ganz oder zum Theil nicht 
geliefert werden kann. ($. 1643. qq.) 
$. 1653. Erhalt in ſolchem Falle der Schiffer 
andere Ladung: fo kann er von dem erſten Beſrachter 
noch insbeſondere ein billiges Arbeitslohn für das 
Aus» und Einladen fordern. 
§. 1654. Wollte Jemand aus einem Schiffe, 
welches von mehrern Befrachtern beladen iſt, ſein ein⸗ 
gegebenes Gut wieder herausnehmen: ſo muß er, 
außer der vorſtehenden Abfindung des Schiffers, 
auch den Mitbefrachtern fuͤr allen durch die Verſaͤum⸗ 
niß, oder ſonſt, erwachſendenden Nachtheil haften, und 
auf Erfordern annehmliche Sicherheit deshalb leiſten. 
§. 1655. Auch darf der Schiffer, wenn die 
Connoiſſemente bereits ausgefertigt find, die Zurüc- 
nahme der eingeladenen Guͤter weder ganz, noch zum 
Theil, eher geſtatten, als bis alle Exemplare der 
Connoiſſemente herbeigeſchafft und kaſſirt 2 N 
1656. 


— 
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$. 1656. Hat er dieſer Vorſchriſt zuwider ge⸗ 
handelt: ſo haftet er jedem dritten redlichen Inhaber 
eines ſolchen Connoiſſements eben fo, als wenn die 
eingeladenen Guͤter nicht waͤren zurück gegeben 
worden. 

S. 1657. Har der Schiffer das ihm uͤberlieferte Denn fe 
Gut, ohne des Befrachters Einwilligung, am La- auf ein 
dungsorte auf ein anderes Schiff geladen: ſo muß Schi 
er allen Schaden, welcher den Waaren auf dieſem yordukr 
andern Schiffe zuſtoͤßt, fo weit als ſelbiger den Be⸗ gen, oder 
frachter trifft, vertreten. x 

$. 1658. Von dieſer Vertretung wird er nur 
alsdann frey, wenn ſein Schiff auf der beſtimmten 
Reiſe ganz verloren geht. 

$. 1659. Hat der Schiffer aus Mangel an jutätee 
Raum, oder ſonſt durch feine Schuld, einen Theil MEE, 
des verdungenen Guts zuruͤck gelaſſen: ſo kann der 
Befrachter entweder fein Gut zur eigenen Diſpoſi⸗ 
tion zurücknehmen; oder ſelbiges auf Gefahr und 
Koſten des Schiffers nachſenden. 

$. 1660. Nimmt der Befrachter fein Gut zur 
eigenen Diſpoſition zuruck: fo werden dadurch die 
Verbindlichkeiten zwiſchen ihm, und dem Schiffer, in 
Anſehung dieſes Theils der Ladung aufgehoben. 

§. 1661. Will der Befrachter fein Gut nicht 5 
zur eigenen Diſpoſition zuruͤcknehmen: ſo muß er 
binnen Vier und zwanzig Stunden, nach erhaltener 
Nachricht, Proteſt einlegen, und zugleich die nöchte 
gen Vorkehrungen treffen, um die Waaren für Scha⸗ 
den moͤglichſt zu ſichern. 7 

$. 1662. Meldet ſich nach aufgenommenen 
Proteſte Riemand, dem der Schiffer die Nachſen⸗ 
dung der zurückgebliebenen Waaren aufgetragen hat: 
ſo muß der Befrachter ſelbige, ſo wie auch die an⸗ 
derweitige Verſicherung, auf des Schiffers Koſten, 
nach Moͤglichkeit beſorgen. 

Allgem. Landr, III. Band, Pp 9. 5663. 
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$. 1663. Nach der Ankunft am Loſungsplatze 
muß der Schiffer die Verſaͤumnißkoſten, hoͤhere 
Fracht, und den Ausfall am Preiſe wegen ſpaͤterer 
Ankunft der Waaren, desgleichen die Koſten wegen 
veränderter Aſſccuranz, Riſtorno u. ſ. w. erſetzen. 

§. 1664. Von dieſem Erſatze wird er nur als⸗ 
dann frey, wenn das von ihm ſelbſt geführte Schiff 
auf derſelben Reiſe verloren geht; jedoch muß er die 
Koſten wegen der veränderten Aſſecuranz in jedem 
Falle tragen. 

$. 1665. Wird ein Schiffer durch Sturm, oder 
ſonſt ohne feine Schuld, genöthigt, vor eingenom⸗ 
mener vollen Ladung in See zu gehen: ſo kaun der 
Eigenthuͤmer der zuruͤckgelaſſenen Guͤter keine Schad⸗ 
loshaltung fordern, ſondern die bedungene Fracht 
wird alsdann nur verhältnißmäßig vermindert. 

$. 1666. Auf das Verdeck darf der Schiffer, 
ohne des Befrachters ausdrückliche Einwilligung, 
keine Waaren legen, noch an die Seiten des Schif- 
fes anhängen laſſen. 

H. 1667. Ueber die geladenen Waaren oder 
Stückguͤter muß der Schiffer eine richtige Rolle, mir 
deutlicher Verzeichnung der Anzahl, ingleichen der 
Nummern und Merkzeichen von allen und jeden 
Packen, Kaſten, Fäſſern und dergleichen Stuͤcken 
verfertigen, und im Schiffe aufbehalten. 

Baden $. 1668. Nach geendigter Ladung muß jedem 

lers uch Befrachter ein Empfangſchein, oder ſogenanntes Con- 

Ladung. noiſſement, unter des Schiffers Unterſchrift zugeſtellt 

Eonnsif werden. 5 

ſement. §. 1669. Darin muͤſſen die Waaren und de 
ren Qualität, mit ihren Zeichen und Nummern; der 
Ort ihrer Beſtimmung; der Name des Befrachters 
und Empfängers; die bedungene Fracht; auch ob 
und was darauf ſchon bezahlt worden, ausgedrückt 
ſeyn. 

$. 1670. 
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$. 1670. Von jedem Connoiſſement muß der 
Schiffer Drey Exemplare, und wenn der Befrach⸗ 
ter es verlangt, auch das Vierte unterzeichnen; zu⸗ 
gleich aber dahin ſehen, daß fie völlig gleichlautend 
find; und daß in jedem die Zahl der ausgefertigten 
Exemplare bemerkt werde. \ 

§. 1671. Hat der Schiffer diefe Vorſicht un⸗ 
terlaſſen: fo bleibt er für den Schaden, welcher dar⸗ 
aus in der Folge einem dritten redlichen Inhaber 
des Connoiſſements, oder auch dem Verſicherer ent⸗ 
ſteht, verantwortlich. R 

§. 1678. Die Anzahl der Collis fol in den 
Connoiſſements mit Buchſtaben geſchrieben, und die 
leer gebliebenen Plaͤtze ſollen durchſtrichen werden. 

$. 1673. Das Eine beſonders zu bezeichnende 
Exemplar behalt der Schiffer, die übrigen find dem 
Befrachter zum Gebrauche zuzuſtellen. 

§. 1674. Werden dieſe Exemplare nachher nicht 
gleichlautend befunden: fo beweiſt das dem Schiffer 
zugeſtellte Exemplar ſo lange wider ihn, bis die 
Richtigkeit der Abweichung von einem der uͤbrigen 
Exemplare auf andere Art dargethan worden; zu 
ſeinem Vortheile aber nur in ſo weit, als es mit 
den andern unſtreitig richtigen Exemplaren völlig 
uͤbereinſtimmk. 

H. 1675. Sobald der Schiffer feine Abferti⸗ 

gung erhalten hat, muß er mit dem erſten guͤnſtigen 

Winde in See gehen. 

$. 1676. Unterlaͤßt er dieſes: fo muß er den 
Beſkachtern für allen aus feiner Nachläßigfeit ent⸗ 
ſtandenen Schaden haften. 0 EN 

$. 1677. Wird vor dem Auslaufen des Schiffs Das 
der Handel mit dem Beſtimmungsplaße vom Lan, Amts 
desherrn verboten: fd hoͤren alle gegenſeltige Ver Dir Reife 
hindlichkeiten zwiſchen dem Schiffer und den Be⸗ 90, 5e 


frachtern auf. ; 
Pp 2 §. 1678, 
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§. 1678. Die Befrachter find in dieſem Falle 
nur die Koſten des Ein⸗ und Ausladens zu erſtatten 
ſchuldig. 

$. 1679. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Hafen, nach welchem das Schiff beſtimmt war, ge⸗ 
ſperrt; oder die Fahrt dahin durch einen erſt nach 
Schließung des Frachtcontraets ausgebrochenen Krieg 
unſicher gemacht; oder die im Hafen befindlichen 
Schiffe zum Landesherrlichen Dienſte in Beſchlag 
genommen worden. 

$. 1680. Ferner alsdann, wenn das Schiff, 
wegen widrigen Windes und erlittener Beſchadigun⸗ 
gen, genoͤthigt wird, zuruck zu laufen, und die ganze 
Ladung geloſt werden muß, um das Schiff auszu⸗ 
beſſern. 

§. 1681. Wird hingegen die Antretung der 
Reiſe durch dergleichen oder irgend einen andern Zu⸗ 
fall, ohne Zuthun des Schiffers oder der Befrachter, 
nur verzoͤgert; fo bleibt der zwiſchen ihnen errichtete 
Contract bey Kräften, und kein Theil kann wegen 
eines folchen Verzugs von dem andern Entſchaͤdi⸗ 
gung fordern, 

§. 1682. Entſteht der Aufenthalt dadurch, weil 
ein Theil der Ladung, wegen verbotener Ausfuhr, 
oder aus andern Urſachen, wider Willen des Be 
frachters herausgenommen werden muß: ſo iſt dieſer 
ſchuldig, den Schiffer nach §. 1646. [g. ſchadlos zu 
halten; zugleich aber auch den übrigen Mitbefrach⸗ 
tern nach Vorſchrift §. 1654. gerecht zu werden. 

$. 1683. Wenn durch einen nach Schließung 
des Frachteontraets ausgebrochenen Krieg ein Theil 
der Ladung unfrey geworden iſt: ſo hat auch jeder 
der Mitbefrachter das Recht, die Herausnahme und 
Zuruͤcklaſſung derſelben zu verlangen. 

5. 1684. Der Anfang und das Ende eines Krie⸗ 
ges iſt nach Vorſchrift 9. 1966, 1967. zu beurtheilen. 
8. 1685. 
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§. 1685. Der Schiffer muß auch in dieſen 
Fallen die Vorſehrift des . 1645. beobachten. 9 
$. 1686. Iſt das Schiff ſchon auf der Reiſe bes abe a 
griffen, und die Handlung oder Fahrt nach dem Be⸗ gebrochen 
ſtimmungsplatze wird durch dergleichen Zufall ganz wird. 
unterbrochen: fo muß der Schiffer in den näͤchſten 
ſichern Hafen einlaufen, und den Rhedern, oder dem 
nächſten Correſpondenten derſelhen, fo wie auch den 
Befrachtern, davon ſchleunige Nachricht geben. 
$. 1687. Dies muß beſonders geſchehen, wenn 
wegen eines während der Reife ausgebrochenen Kriegs, 
das Schiff oder die Ladung, oder ein Theil der letz⸗ 
tern unfrey wird; alſo, daß bey Fortſetzung der Reife 
nach dem Beſtimmungsorte, Gefahr des Aufbrin⸗ 
gens zu beſorgen iſt. 
$. 1688. Iſt nur ein Theil der Ladung unfrey 
geworden: ſo muß der Schiffer ſelbigen auf Gefahr 
und Koſten des Eigenthuͤmers loſen; dieſen, fo wie 
den im Connoiſſement benannten Empfänger, davon 


benachrichtigen, und mit der übrigen Ladung die 


Reiſe fortſetzen. 5 

F. 1689. Iſt das Schiff unfrey geworden; die 
Ladung aber ganz oder zum Theil frey geblieben: ſo 
finden die folgenden Vorſchriſten 9. 1696, 1697. An⸗ 
wendung. ö 

F. 1690. Iſt die ganze Ladung unfrey gewor⸗ 
den: fo muß der Schiffer die weiteren Verfügungen 
der Befrachter oder ihres Correſpondenten abwarten, 
und in der Zwiſchenzeit für die Erhaltung der Waa⸗ 
ren ſorgen. 

9. 1691, Wird er alsdann zurückberufen, oder 
ihm ein anderer Loſungsplatz beſtimmt: ſo muß die 
Fracht, nach Verhältniß der bedungenen, gegen die 
wirkich zurückgelegte Reiſe, billigmäßig erhoͤhet, oder 
herunter geſetzt werden. 


6. 1692. 
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Wenn ihre 6. 1692, Wird die Reiſe durch einen unterwe⸗ 
din ver ges, aus Schuld des Schiffers, auf das Schiff ge⸗ 
zögert 
wird. 


legten obrigkeitlichen Beſchlag verzögert, oder ganz 
verhindert: ſo iſt der Schiffer den Befrachtern zum 
Erſatz des aus dieſer Verſaumniß entſtandenen Scha⸗ 
dens verhaftet. 

H. 1693. Auch ſteht den Befrachtern in dieſem 
Falle ſrey, die Ladung auf Gefahr und Koſten des 
Schiffers loſen, und durch ein anderes Schiff an 
den Beſtimmungsort bringen zu laſſen. 

§. 1694. Iſt dergleichen Aufenthalt durch die 
Schuld des einen oder andern der Befrachter entſtan⸗ 
den: fo muß dieſer dem Schiffer, außer der bedun⸗ 
genen Fracht, alle Verſaͤumnißkoſten erſetzen; und 
den übrigen Mitbefrachtern nach Vorſchrift §. 1654. 
gerecht werden. 0 

$. 1695. Iſt das Schiff von der Obrigkeit, ohne 
Schuld des Schiffers und der Befrachter, in Be⸗ 
ſchlag genommen, oder aufgehalten worden: fo müfz 
ſen beide Theile die Befreiung abwarten; ohne daß 
einer von dem andern deshalb Entſchaͤdigung for⸗ 
dern kann. 

$. 1696. Sollten jedoch in dieſem Falle die 
Waaren im Schiffe leicht verderben, oder Schaden 
leiden können: fo ſteht den Befrachtern frey, dieſel⸗ 
ben auf ihre Koſten loſen, und durch ein anderes 
Schiff an den Beſtimmungsort bringen zu laſſen. 

$. 1697. Alsdann find fie nur ſchuldig, den 
Schiffer nach Verhaͤltniß der zurückgelegten Reife zu 
befriedigen. 5 

$. 1698. Iſt das Schiff ſchon bey dem Auslau⸗ 
fen nicht in ‚gebörigem Stande geweſen; und die 
Fortſetzuug der Reiſe muß wegen erforderlicher Aus⸗ 
beſſerung eine K Zeit hindurch unterbrochen, 
oder gar eingeſtellt werden: ſo wird der Schiffer ſei⸗ 
ner ganzen Fracht verluſtig; und muß überdies den 
Beſrach⸗ 
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Befrachtern allen an der Waare, oder ſonſt, wirk 
lich erlittenen Schaden erſetzen. 

9. 1699. Verlangen die Befrachter, daß er 
auch den Vortheil erſetzen ſolle, der ihnen dadurch, 
weil die Waaren an dem Loſungsplatze nicht zu rech⸗ 
ter Zeit angekommen find, entgangen iſt: fo muͤſ⸗ 
he fie ſich darauf die bedungene Fracht abrechnen 
laſſen. 5 1 

§. 1700. Alles Vorſtehende ($. 1698. 1699.) 
gilt auch alsdann, wenn das Schiff erſt auf dem 
Wege durch Schuld des Schiffers ſchadhaſt, und 
dadurch die Ausbeſſerung nothwendig geworden iſt. 

$. 1701. Iſt aber der Schade ohne Schuld des 
Schiffers entſtanden: ſo kann der Befrachter wegen 
des Aufenthaltes keine Vergütung fordern 

$. 1702. Will alsdann der Befrachter die Aus⸗ 
beſſerung nicht abwarten; und ſeine Waaren auf ein 
anderes Schiff bringen laſſen: ſo muß er die Fracht 
nach Verhältniß der zurückgelegten Reiſe bezahlen. 

$. 1703. Kann das Schiff gar nicht, oder erſt 
in einer ſo langen Zeit ausgebeſſert werden, daß dar⸗ 
über die zur Schiffahrt bequeme Witterung verſtrei⸗ 
chen, oder die Ladung verderben wuͤrde: ſo muß der 
Schiffer, wenn Gefahr beim Verzuge iſt, die Ladung 
auf Koſten der Befrachter, durch ein anderes Schiff 
nach dem Loſungsplatze baldmoͤglichſt befoͤrdern. 

$. 1704. Kann der Schiffer keine Gelegenheit 
zu ſolcher Nachſendung finden: ſo muß er die Waa⸗ 
ren an dem Orte, wo er gelandet iſt, in ſichere Ges 
wahrſam bringen, und den Befrachtern davon Nach ⸗ 
richt geben. 

H. 1705. In beiden Fällen, ($. 1703. 1704.) 
muß der Schiffer mit der nach Verhältniß der zus 
rückgelegten gegen die bedungene Reiſe ihm gebuͤh⸗ 
renden Fracht ſich begnügen. 


$. 1706. 
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F. 1706. Eben dies (H. 1703. qq.) findet 
Statt, wenn ein Theil der Ladung, nach der in der 
Charte Partie angegebenen Beſchaffenheit während 
des durch die Ausbeſſerung des Schiffes entſtehenden 
Aufenthaltes verderben koͤnnte. 


dean, . 1707. Wihrend der Reiſe muß der Schiffer 

ats nber nicht nur dahin ſehen, daß der Steuer⸗ und Ober ⸗ 

Die Was bootsmann die nach F. 1600. ihnen obliegende Auf 

es. ſicht über die geladenen Waaren gehörig führen; 
ſondern auch ſelbſt Sorge tragen, die Waaren in 
gutem Stande zu erhalten. 

: $. 1708. Zu dieſem Behufe muß er auch, wenn 
ſich Güter im Schiffe befinden, die durch das Ans 
freſſen und Zernagen der Mäufe oder Ratten Scha⸗ 
den leiden koͤnnen, eine hinreichende Zahl von Katzen 
an Bord nehmen und unterhalten. 

$. 1709. Wenn er an fluͤſſigen Guͤtern Leckage 
bemerkt, muß er das weitere Lecken zu verhindern; 
auch andere verderbliche Sachen durch Oeffnung der 

Lucken, durch Umſtechen u, ſ. w. für Schaden zu ver⸗ 
wahren ſuchen. 

Wen der 6. 1710. Muß der Schiffer, während der Rei⸗ 

Waren ſe, einen Theil der geladenen Waaren zu feinen, oder 

verkaufen des Schiſſvolks, oder des Schiffes Beduͤrfniſſen, aus 

maß. Moth verwenden, oder veräußern: fo iſt er den Ber 

frachtern, nach deren Wahl, entweder das erhal⸗ 

tene Kaufgeld, oder den zur Zeit ſeiner Ankunft am 

Loſungsorte gangbaren mittleren Preis zu erſetzen 
ſchuldig. 1 

$ 1717. Dagegen kommt ihm aber auch die 

volle Fracht für dergleichen Güter oder Waaren zu. 

§. 1712. Hat der Schiffer, ohne unverſchul⸗ 

dete Noth, Waaren an einem andern, als dem Be⸗ 

ſtimmungsorte, gelandet: ſo kann der Befrachter die 

Bezahlung des Mittelpreiſes am Loſungsorte, Pa 

eit, 
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Zeit, als das Schiff daſelbſt nach dem gewöhnlichen 
Laufe angelangt ſeyn wuͤrde, fordern. 5 
§. 17135 Dagegen muß er die Waaren dem 
überlaffen, und demſelben die volle Fracht 


vergüten. 
§. 1714. Will er dieſes nicht: fo ſteht ihm frey, 
dem Schiffer noch eine angemeſſene Friſt zu ſetzen, 
binnen welcher er die Wnaren, auf eigene Gefahr 
und Koſten, au den Ort ihrer Beſtimmung ſchaf⸗ 
fen ſolle. 3 2 
§. 1715. Wird dies von dem Schiffer nicht 
bewerkſtelligt: ſo muß derſelbe für allen erweislichen 
Schaden und entgangenen Vortheil haften: wovon 
ihm aber die volle Fracht gut gerechnet wird. 
$. 1716. Sobald der Schiffer an den Ort ſei⸗ pflichten 
ner Beſtimmung gelangt iſt, muß er die Waaren, sach 
nach der in der Charte Partie und in dem Connoiſſe⸗ feiner Anz 
ment enthaltenen Auweiſung ablieſern; jedoch dabeg, Vite 
wegen Aushändigung aller Exemplare der unterzeich⸗ mung) 
neten Connoiſſemente, die Vorſchrift des H. 165. bite. 
genau beobachten. 
§. 1717. Die Ablieferung und Empfangneh⸗ 
mung muß, wenn Wind und Wetter es nicht ver⸗ 
bindern, binnen der in dem Frachteontraete verabres 
deten Zeit geſchehen. 
6. 1718. Iſt keine Friſt verabredet: fo findet 
bey dem Looſen eben das Statt, was wegen des 
Einladens oben verordnet iſt. (§. 1635. 1636.) 
§. 1719. Wird die Empfangnehmung der Waa⸗ 
ren verweigert, oder verzögert: fo muß der Schiffer 
deshalb Proteſt einlegen; den Befrachter davon un⸗ 
verzuͤglich benachrichtigen: und das Gut auf deſſen 
Gefahr und Koſten in ſichere Verwahrung bringen 
laſſen. 8 
19 1720. Dazu iſt er auch befugt und verpfliche 
tet, weun alle Exemplare der . 
berbey 
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herbey geſchafft, und deshalb keine hinreichende Si⸗ 
cherheit beſtellt worden. 

H. 1721. Von ſolchem Gute kann der Schiffer 
fo viel gerichtlich verkaufen laſſen, als zu feiner Be 
friedigung wegen Fracht, Zoll, und anderer Ausla⸗ 
gen erforderlich iſt. 


Taten, H. 1722. Die Zahlung der Fracht iſt der Schif⸗ 
wegen der fer, ſogleich nach Ablieferung ſaͤmmtlicher Waaren, 


Fracht. 


von dem im Connoiſſement beſtimmten Empfaͤnger 
derſelben zu fordern berechtigt. 

$. 1723. Hat er gegen den Empfänger. erheb⸗ 
lichen Verdacht, daß dieſer die Fracht nicht werde 
bezahlen koͤnnen, oder wollen: fo iſt er befugt, von 
der Waare fo viel zurück zu behalten, als zu feiner 
Deckung noͤthig iſt. 5 

§. 1723. Bleibt der Empfänger, nach ſchon 
erfolgter Ablieferung, mit Bezahlung der Fracht zu⸗ 
ruͤck: ſo kann der Schiffer von den gelieferten Waa⸗ 
ren ſo viel, als zu ſeiner Befriedigung erforderlich 
iſt, in gerichtlichen Beſchlag nehmen laſſen. 

$. 1725. Von dieſer Befugniß kann er auch 
gegen den dritten Beſitzer der Waaren, binnen Sechs 
Tagen nach der dem erſten Empfänger geſchehenen 
Ablieferung, Gebrauch machen. 

$. 1726. Hat jedoch der dritte Beſitzer die 
Waaren dem erſten Empfaͤnger baar bezahlt, ehe er 
von des Schiffers Anſpruche Wiſſenſchaft bekommen: 
ſo kann ſich der Schiffer nur an den erſten Empfaͤn⸗ 
ger halten. 

$. 1727. Für Güter, welche auf der Reiſe, 
oder vor der Ablieferung verloren gegangen ſind, kann 
der Schiffer nue in ſo weit die Fracht fordern, als 
der Werth ſolcher Güter durch die große Haverey⸗ 
rechnung vergütet wird. 

F. 1728. Hat ſich jedoch der Verluſt durch ei⸗ 
nen Unglücksfall in der Zeit ereignet, da der Em ⸗ 
pfänger 
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pfänger mit Uebernehmung der Waaren ſäumig ge⸗ 
weſen iſt: ſo muß derſelbe die Fracht bezahlen. 

$ 1729. Einen Theil der Ladung für die 
Fracht an Zahlungsſtatt anzunehmen, iſt der Schif⸗ 
fer nicht ſchuldig. 

$. 1738. Werden aber bey der Loſung die Faͤſ⸗ 
fee und Bebältniffe fließender und leckender Waaren 
ganz oder zum Theil ledig befunden: ſo ſteht dem 
Empfänger frey, dieſelben dem Schiffer ſtatt der 
davon zu bezahlenden Fracht zu uͤberlaſſen. 

$. 1731. Daruber muß er ſich jedoch erklaͤ⸗ 
ren, ehe er noch dieſe Güter in Empfang genom⸗ 
men hat. 

$. 1732. Haben ſich während der Reiſe folche 
Vorfälle ereignet, woraus zu vermuthen iſt, daß ir⸗ 
gend ein Theil der Ladung verdorben oder beſchaͤdigt 
fey: fo muß der Schiffer dieſe Vorfälle den Em⸗ 
pfangern binnen den erſten Vier und zwanzig Stun⸗ 
den nach ſeiner Ankunft bekannt machen. 

§. 1733. Dieſe koͤnnen alsdann darauf antra⸗ 
gen, daß der Schade, noch vor der Uebernahme, 
in Beyſeyn des Schiffers, durch Sachverftändige 
gerichtlich unterſucht und gewuͤrdigt werde. ; 

$. 1734. Den ausgemittelten Schaden muß 
der Schiffer erſetzen, wenn er nicht nachweiſen kann, 
daß ſelbiger durch innern Verderb der Waare, oder 
durch einen aͤußern Zufall entſtanden ſey, deſſen Ab⸗ 
wendung er nicht in ſeiner Gewalt gehabt. 

§. 1735. Auf gleiche Art muß der Schiffer auch 
für ganzlich verlorne Waaren und Guter haften, wenn 
er einen aͤußern unvermeidlich geweſenen Zufall, durch 
welchen der Verluſt entſtanden fer, nicht nachzuwei⸗ 
fen. vermag. 

$. 1736. Sind dem. Schiffer Kiſten, Faͤſſer 
oder Packen, verſchloſſen oder verſſegelt zugeſtellk 

4 worden: 


Vertre⸗ 

tung des 
Schiffers 
gegen 

die Ber 

ſrachter. 


Bau der 


v. Ber 
haͤleniſſe 
zwiſchen 
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worden: fo findet die Vorſchrift vom Verwahrungs⸗ 
vertrage Anwendung. (Th. 1. Tit. 14. . 26 — 34.) 

g. 1737. Iſt aber die Verſiegelung oder Ver⸗ 
ſchließung in Gegenwart des Schiffers geſchehen: 
nachdem ihm zuvor der Inhalt der Behäaͤltniſſe vor. 
gezeigt worden: ſo haben dergleichen Waaren mit 
andern, die der Schiffer unverſchloſſen oder unver⸗ 
fiegele übernommen hat, gleiche Rechte. 

. 1738. Die von dem Schiffer zu leiſtende 
Verguͤtung, iſt nach den Vorſchriſten des Erſten 
Theils Tit. 6. §. 82. agg, zu beſtimmen: nur treten 
in Abſicht der Quantität und des Werchs der Waa⸗ 
ren, die Vorſchriften des folgenden Abſchnittes ein. 

§. 1739. Iſt mit dem Schiffer bey feiner Ab⸗ 
ſendung auch die Rüͤckfracht bedungen worden: fo 
gilt, wegen deren Anweiſung und Einnehmung, alles 
das, was wegen der erſten Ladung veſtgeſetzt ist. 
(§. 1630. [ad- 

$. 1740. Auch muß in dieſem Falle, wenn der 
Schiffer mit dem ledigen Schiffsraume zurückzuge⸗ 
hen genoͤthigt wird, demſelben die volle Ruͤckfracht, 
nebſt den Verſaͤumnißkoſten, erſtattet werden. 

$. 1741. Ven dieſer Verbindlichkeit der Be⸗ 
frachter macht es keine Ausnahme, wenn das Schiff, 
nach fruchtloſer Abwartung der geſetzmaͤßigen Friſt, 
auf der Ruͤckreiſe verunglückt: 

8. 1742. Kein Schiffer ſoll, bey nachdruͤck⸗ 
licher Strafe, einen Reiſenden annehmen, der ihm 


dem&hif nicht zuvor die nach jeden Ortes Eiurichtung erfor⸗ 


fer und 
den Rei / 
fenden. 


derlichen Päffe vorgezeigt hat. 4 
$. 1743. Iſt das Schiff nicht ausdrücklich als 
ein Poſtſchiff oder Packetbot zum Transport der 
Keifenden beſtimmt: fo kann dem Schiffer wider 
ſeinen Willen nicht angemuthet werden, Reiſende 
mitzunehmen, die kein Intereſſe bey der Ladung 
Haben. 
9. 1744. 


Von Rhedern, Schiffern und Befrachtern. 605 


9. 1744. Das Verhaͤltniß zwiſchen Schiffer 
und Reiſenden, muß hauptſaͤchlich nach dem unter 
ihnen errichteten Contracte beurtheilt werden. 

$. 1747. Iſt kein ſchriftlicher Contract errichtet 
worden, die Ueberfahrt aber wirklich geſchehen: ſo 
muß der Schiffer ſich mit einer nach dem Gutach⸗ 
ten der Sachverſtaͤndigen, und dem Ermeſſen des 
Gerichts zu beſtimmenden Fracht begnügen, 

§. 1746. Die Reiſenden muͤſſen ſich auf das 
erſte Verlangen des Schiffers an Bord begeben, 
und wenn das Schiff ſehon ſegelfertig iſt, ſich nicht 
ohne des Schiffers Genehmigung, auch nur auf eine 
Zeitlang, davon entfernen. 3 

$. 747. Handeln fie dem zuwider: ſo kann 
der Schiffer, ohne auf ſie zu warten, in See ſte⸗ 
chen, und dennoch die Fracht fordern. 

§. 1748. Der Regel nach muͤſſen die Reiſen⸗ 
den ſich ſelbſt bekoͤſtigen. 

§. 1749. Iſt die Koſt ohne weitere Beſtimmung 
in die Fracht mit eingedungen: fo koͤnnen Reiſende 
nur die gewohnliche Koſt der Schiffsleute verlangen. 

9. 1750. Am Ladungsorte darf kein Schiffer, 
ohne Vorwiſſen und Einwilligung der Rheder, Rei⸗ 
ſende in Koſt ubernehmen. 5 

$ 1751. Hat er es gethan: fo muß er den Rhe⸗ 
dern, nach deren Wahl, die den Reiſenden gegebene 
Provifion verguͤten, oder ihnen das von denſelben 
außer der Fracht bezahlte Koſtgeld berechnen. 

$. 1752. Nimmt der Schiffer auf der Nückreife 
Paſſagiers ein: fo kann er mit ihnen wegen der Koſt 
Verabredung treffen. ' 

$. 1753. Iſt der Vorrath ſolcher Reiſenden, 
welche ſich ſelbſt beköſtigen ſollen, durch Ungluͤcksfalle, 
oder unvermuthete Verlängerung der Reiſe unzurei⸗ 
chend geworden: fo koͤnnen fie von dem Schiffer 
nothduͤrftigen Lebensunterhalt fordern. 

9. 17544 


606 Zweiter Theil. Achter Titel. 


§. 1754. Sie müͤſſen aber die ihnen gereichte 
Provifion, noch außer der Fracht, nach einer billigen 
Taxe bezahlen. 5 

§. 1755. Dagegen muͤſſen auch Reiſende, wenn 
auf dem Schiffe Mangel entſteht, dem Schiſſe mit 

ihrem entbehrlichen Vorrathe gegen billige Bezah⸗ 

lung zu Huͤlfe kommen. 

$. 1756. Um der Reiſenden willen iſt der Schif⸗ 
fer ſeinen Lauf zu unkerbrechen, und andere als die 
e Hafen anzuſegeln, weder ſchulbig noch 
efugt. 5 

$ 1757. Es muß daher auch ein krank gemor- 
dener Reiſender, der ans Land geſetzt ſeyn will, ſo 
lange warten, bis ſich dazu, ohne Unterbrechung der 
Reiſe und Veränderung des Laufes derſelben, eine 
Gelegenheit findet. 

$ 1758. Dagegen muß ein mit anſteckender 
Krankheit befallener Reiſender ſich, auch wider ſeinen 
Willen, an den nächſten bewohnten Ort, wo der 
Schiffer landet, ausſetzen laſſen. 

$. 1759. Ein Reiſender, welcher Kranfbeits- 
oder anderer Urſachen wegen, das Schiff noch vor 

vollendeter Reiſe verläßt, muß dennoch die ganze 

bedungene Fracht entrichten, ſohald ihm dabey auch 
nur das geringſte Verſchulden zur Laſt fällt, 

$. 1760. Hat der Reiſende die bey ſich haben⸗ 
den Effekten dem Schiffer zur Aufbewahrung uͤber⸗ 
liefert: ſo hat er in Anſehung derſelben mit einem 
Befrachter gleiche Rechke. 

$. 1761. Hat er aber ſelbige dem Schiffer nicht 
übergeben, und fie alſo in eigener Gewahrſam behal⸗ 
ten, ſo haftet der Schiffer nur für einen durch ſeine 
oder ſeiner Leute Schuld entſtandenen Verluſt und 
Schaden. 8 1 

8. 1762. Die Reiſenden muͤſſen allen Anwei⸗ 
ſungen des Schiſſers Folge leiſten, welche auf Beob⸗ 
. achtung 
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achtung guter Ordnung im Schiffe, oder auf Er⸗ 
haltung des Schiffes und der Ladung abzielen. 

§. 1763. In dringenden Nothfaͤllen muͤſſen 
Reiſende, zur Rettung des Schiffes, nach ihren 
Kraͤften huͤlfreiche Hand leiſten. 

$. 1764. Hat ein Reiſender auf dem Schiffe 
ein Verbrechen begangen: fo muß der Schiffer mit 
ihm eben ſo verfahren, als wegen eines ein Ver⸗ 
brechen begehenden Schiffmannes vorgeſchrieben iſt. 
(§. 1606. [dd) 

§. 1765. Wird während der Reiſe entdeckt, 
daß ein Reiſender vor der Einſchiffung ſich eines 
wirklichen Hochverraths oder Aufruhrs ſchuldig ge⸗ 
macht habe: ſo muß ihn der Schiffer in Verhaft 
nehmen, und im naͤchſten inlaͤndiſchen Hafen den 
Gerichten ausliefern, oder auf andere ſichere Art 


dahin ſchaffen. 
Zwoͤlfter Abſchnitt. 
Von Habvereßy und Seeſchäden. 


§. 1766. Zwiſchen einem Schiffe und ſeiner Won der 
Ladung beſteht eine Gemeinſchaft, zur Uebertragung 1 1 
der beide zugleich treffenden Gefahr und Koſten. wischen 

$. 1767. Dieſe Gemeinſchaft nimmt, in An. 15 
ſehung eines jeden Stücks der Waare, ihren An. dung. 
fang, ſobald daſſelbe über den Bord des Haupt 
ſchiffes gebracht iſt. 

§. 1768: Wenn, auch während der Reiſe, ges 
worfenes oder ſonſt verloren gegangenes Gut von 
dem Beſrachter durch anderes erſetzt, oder von dem 
Schiſſer zur Vollſtaͤndigkeit der Ladung Waare ein 
genommen wird: ſo treten auch dieſe von Zeit der 
Einladung in die Havereigemeinſchaft. 

$, 1769. Wenn während der Reife ein Theil 
der geladenen Waaren, auf Veranſtaltung des Schif⸗ 

fers, 


J. Von 
der ordi⸗ welche zum gemeinen Beſten des Schiffs und feiner 


naiven, 
oder kl. 
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fers, in ein kleineres Fahrzeug gebracht, oder gat 
gelandet werden muß: ſo wird dadurch die Gemein⸗ 
ſchaft nicht unterbrochen. 

$. 1770. Dagegen endigt ſich die Gemeinfchaft, 
in Anſebung eines jeden geladenen Guts, ſobald 
daſſelbe, am Orte ſeiner Beſtimmung, vom Borde 
des Hauptſchiffes gebracht worden. r 

$. 1771. Wenn Waaren zum Bebufe des Ein- 
und Ausſchiffens in kleine Fahrzeuge, als Lichter, 
Bordings, und dergleichen mehr, geladen werden: 
fo entſteht zwiſchen dieſen Waaren eine Gemeinſchaft 
für die Zwiſchenzeit, da jede derſelben uͤber den 
Bord des Fahrzeugs ein⸗ und wieder herausgebracht 
worden. . 
$. 1772. Zwiſchen dem Fahrzeuge ſelbſt aber, 
und den darin geladenen Waaren, iſt keine Ge⸗ 
meinſchaft vorhanden. 

§. 1773. Nur in dem einzigen Falle, wenn 
zur Rettung eines ſolchen Fahrzeuges, und der Las 
dung deſſelben, ein Theil der letztern geworfen wer⸗ 
den muß, iſt der Eigenthuͤmer des Fahrzeuges den 
Verluſt mit zu übertragen verbunden. 

§. 1774. Die Ungelder und andere Ausgaben, 


el, Ladung verwendet werden muͤſſen, um die Schif⸗ 


ven Has fahrt und Reiſe zu befördern, werden die ordinaire 


verey. 


oder kleine Haverey genannt. 

§. 1775. Es macht keinen Unterſchied, ob der⸗ 
gleichen Ausgaben am Ladungs⸗ oder Loſungsplatze, 
oder auf der Reiſe vorgefallen find. 5 

§. 1776. Jedoch muͤſſen die zur kleinen Have⸗ 
rey gehoͤrenden Ausgaben, welche an dem Orte der Las 
dung geſchehen, und daſelbſt berechnet werden koͤnnen, 
auch allda wieder bezahle und abgemacht werden. 

§. 1777. Es kann alſo weder der Schiffer dem 
Empfaͤnger der Waaren, noch dieſer jenem, deshalb 

5 in 
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in der Regel etwas anfchlagen oder abfordern; ſon⸗ 
dern es werden nur ſolche Koſten, die fich erweislieh 
nach der Abſegelung, oder am Loſungsorte ereignet 
haben, in Rechnung gebracht. 
$. 1778. Zur kleinen Haverey gehören vornehm⸗ Was ba⸗ 
lich Anker , Pilotage -, Lootſen⸗, Grund», Feuer-, zu gehöre 
Back⸗, Prahmen⸗, Lichter ⸗, Pfahle, Brücken⸗ 
und ordinaire Quarantainegelder, und dergleichen 
mehr. 5 
$. 1779. Ferner die Ausgaben an die Admira⸗ 
litäten der Ladungs⸗ oder Lofungspläge, und an die 
Caſtelle, bey welchem das Schiff vorbey ſegelt; ſo 
wie auch Zoͤlle, welche nicht für das Schiff allein, 
oder für die Ladung allein entrichtet werden; desglei⸗ 
chen die Koſten der Convoyen und Seyubriefe. 
$. 1780. Ferner die Aufeiſungskoſten eines ein⸗ 
gefrornen Schiffes, wenn ſelbige zu Bergung des 
Schiffs und der Güter verwendet worden, und nur 
Einen Thaler oder weniger auf die Laſt betragen. 
$. 781. Wie die kleine Haverey von den In- Wie ſol⸗ 
tereſſenten zu tragen ſey, iſt hauptſaͤchlich nach der . 
zwiſchen ihnen daruͤber getroffenen Abrede zu beur⸗ sereffens 
theilen. 5 199 5 
$. 1782. Wenn keine Abrede daruber getroffen 5 
iſt, muͤſſen die Rheder Ein Drittel, und die Em⸗ 
pfänger der Waare Zwey Drittel übernehmen. 
$. 1783. Der Beitrag der Empfänger wird un⸗ 
ter fie nicht nach dem Werthe der Waaren, ſon⸗ 
dern nach der Zahl der Schiffslaſten vercheilt. 
$. 1784. Reiſende find, für ihre Perſon und 
Reiſegeräͤthſchaſten, zur kleinen Haverey beizutragen 
nicht ſchuldig. l. Von 
§. 1785. Alles, was bey vorhandener Noth der erırd- 
und Gefahr des Schiffes und der Ladung, zur Abs 90 
wendung oder Verminderung derſelben aufgeopfert großen 
Algen, Landr. in. Band. ar oder Habvereh 
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oder verwendet wird, iſt fuͤr große oder extraordi⸗ 
naire Haverey zu achten. 
$. 1786. Es gehören dahin alle Verwendungen 
an Geld oder Geldeswerth, welche zur Vermeidung 
oder Minderung einer folchen Gefahr gemacht wor⸗ 
den; ingleichen die Beſchaͤdigungen, welche zu einem 
ſolchen Zwecke am Schiffe oder der Ladung abſichtlich 
verurſacht worden, oder eine natürliche Folge der 
dazu getroffenen Anſtalten ſind. 
$. 1787. Dahin gehöret beſonders, wenn ein 
Schiff bey Sturm oder Seeſturz fo viel Waſſer einge 
nommen hat, daß Löcher im Verdeck gemacht, oder 
in die Seiten des Schiffs gehauen, oder fonft der 
Körper des Schiffs beſchaͤdigt werden müſſen, um 
das Waſſer zu den Pumpen zu leiten; ingleichen, 
wenn dadurch Waaxen beſchaͤdigt oder verdorben 
worden. 
§. 1788. Ferner, wenn zur Rettung des Schif⸗ 
fes oder Guts, Maſten, Segel, Stangen, Takel⸗ 
werk, Anker, oder andere Schiffsgeraͤchſchaften ab⸗ 
ſichtlich gekappt, geſchlitzt, verſchliſſen, oder ſonſt be⸗ 
ſchaͤdigt, oder über Bord geworfen worden; inglei⸗ 
chen, wenn zu ſolchem Eutzwecke das Boot von ſei⸗ 
ner Beveſtigung auf dem Verdecke gekappt, und uͤber 
Bord geſetzt werden muß. $ 
$. 1789. Schaͤden, welche zwar bey Gelegen⸗ 
heit einer gemeinſchaftlichen Gefahr, aber durch blo⸗ 
ßen Zufall, oder durch Jemandes Schuld entſtan⸗ 
den ſind, koͤnnen nicht zur großen Haverey gerech⸗ 
net werden. 
§. 1790. Bey der Verbindlichkeit zur gemein⸗ 
ſamen. Uebertragung wird aber auch vorausgeſetzt, 
daß durch die Verwendung oder Beſchaͤdigung der 
Zweck der Rettung wirklich, gan oder zum Theil, 
erreicht worden. 


H. 1791 · 
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g. 1791. Ein Schiff muß zur großen Haverey 
beitragen, wenn daſſeſbe nach uͤberſtandener Gefahr 
einen Hafen erreicht hat; ſollte es auch für untuch⸗ 
tig zum Dienſte erklaͤrt werden. 3 

$. 1792. Iſt aber nach uͤberſtandener Gefahr 
Schiff und Ladung durch neue Ungluͤcksfalle verlo⸗ 
ren gegangen: ſo findet keine Vertheilung Statt, 
ſondern ein Jeder träge feinen Schaden. 

§. 1793. Wird hingegen ein Theil der Ladung 
geborgen, oder frey gegeben: ſo muͤſſen deſſen Eigen⸗ 
thuͤmer davon zu der bey dem vorigen Ungluͤcksfalle 
entſtandenen großen Haverey eben ſo beitragen, als 
ob der neue Unglücksfall ſich nicht ereignet hatte. 

$. 1794. Ein Gleiches gilt von den Rhedern, 
wenn das genommene Schiff wieder frey gegeben, 
oder ausgeloͤſt wird; ferner, wenn zwar das Schiff 
durch Wind und Wetter neue Unfälle erlitten hat, 
jedoch nicht ganz verloren gegangen, ſondern davon * 
mehr gerettet iſt, als die Bergungskoſten betragen. 

$. 1795. Der Seewurf kann nur alsdann ge- Von den 
ſchehen, wenn Sturm, Seenoth, oder feindliche Yara 


lichſt 
Verfolgung es nothwendig machen, das Schiff Gille, 
zu erleichtern. welche 


zur gro⸗ 


§. 1796. Nur ein auf Veranlaſſung oder Bez ßen Has 
fehl des Schiffer, oder deſſen, der feine Stelle ver- Din e⸗ 
tritt, erfolgter Seewurf, kann zur großen Haverey Ser 
gezogen werden. wurf; 

§. 1797. Ehe der Schiffer dazu ſchreitet, muß 
er mit den an Bord befindlichen Befrachtern, oder 
deren Bevollmächtigten, ingleichen mit dem Schiffs⸗ 
volke Seerach halten. 

H. 1798. Leidet die dringende Gefahr dieſes 
nicht: ſo muß er wenigſtens den Steuer, Hoch⸗ 
boots» und Zimmermann mit ihrem Gutachten vers 
nehmen. 


Aq 2 9. 1799. 
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$. 1799. Reiſende und Befrachter koͤnnen ſich 
weder der vom Schiffer beſchloſſenen Werfung wider 
ſetzen, noch den Schiffer wider feinen Willen zum 
Seewurfe noͤthigen; ſondern in jedem Falle nur ver⸗ 
langen, daß darüber Seerath gehalten werde. 

$. 1800. Bey der Werfung ſelbſt muß mit den 

Waaren, die auf dem Verdecke, Uleberlaufe, Back 
und Schanze liegen, oder an den Seiten des Schiffs 
angehängt find, der Anfang gemacht werden. 

§. 1801. Ein Gleiches gilt von den Waaren, 
die in das Boot oder die Schaluppe geladen worden. 

$. 1802. Sodann müſſen, fo viel als möglich, 
nur Stücke, Faͤſſer, Kaſten, oder Packe von Waa⸗ 
ven, welche die geringſten am Werthe find, und das 

Schiff am meiſten beſchweren, geworfen werden. 

$. 1803. Dagegen find ſolche Behaͤltniſſe vor⸗ 
uͤglich zu ſchonen, in welchen Edelſteine, Perlen, ge⸗ 
muͤnztes oder ungemunztes Gold oder Silber, oder 
ſonſt Koſtbarkeiten und Kleinodien ſich befinden. 
$. 1804. Hat Jemand dergleichen Sachen un⸗ 
ter andere Waaren gepackt, und dieſes bey der Ein⸗ 
ſchiffung verſchwiegen; fo muß er den Schaden, der 
ihm aus der Verheimlichung entſtanden iſt, allein 
tragen. } 

H. 1805. Zeigt er aber dem Schiffer die ver⸗ 
ſchwiegene Beſchaffenheit noch in Zeiten an: ſo muß 
ein ſoſches Pack mit dem Wurfe verfchont werden. 

$. 1806. Findet ſich hiernaͤchſt, daß die Anzei⸗ 
ge unrichtig geweſen: fo fol eine ſolche verſchonte 
Waare nach ihrem vierfachen wirklichen Werthe in 
Havereirechnung gebracht werden. 

$. 1807. Auch Mund» und Kriegesbeduͤrfniſſe, 

Kleider und Geraͤthſchaften des Schiffers, des 
Schiffsvolks, und der Paſſagiers, kommen, wenn 
ſie geworfen worden, bey der großen Haverey mit 


in Anſchlag. or 
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$. 1808. Ein Gleiches gilt von Waaren, die 
das Schiffsvolk für eigene Rechnung mitzunehmen 
befugt iſt. 

§. 1809. Auch Waaren und Sachen, die zwar 
nicht geworfen, aber durch die bey Gelegenheit des 
Wurfs getroffenen Anſtalten beſchaͤdigt, verdorben, 
oder in eine ſolche Lage gekommen ſind, daß ſie von 
den Wellen weggeſpuͤlt worden, müͤſſen verguͤtet 
werden. 

$. 1810. Wenn das Schiff zwar in eben der 
Noth, da der Wurf geſchehen iſt, durch Wind und 
Wellen Schaden gelitten hat; dieſer Schade jedoch 
weder abſichtlich zu Rettung des Schiffes und der La⸗ 
dung verurſacht worden, noch eine natuͤrliche Folge 
der dazu getroffenen Anſtalten geweſen iſt: fo koͤn⸗ 
nen die Rheder in ſo weit von den Befrachtern kei⸗ 
nen Havereibeitrag fordern. 

$. 1811. Eben dies ſindet von der auf ſolche 
Art ſich ereignenden Beſchaͤdigung der geladenen 
Güter Anwendung. 

$. 1812. Wenn zur Erleichterung des Schiffes 
Waaren in ein kleineres Fahrzeug geladen, und da⸗ 
ſelbſt verdorben, oder verloren worden: ſo gehoͤrt 
dieſer Schade zur großen Haverey. 

H. 1813. Iſt der Schade durch Untauglichkeit 
des kleineren Fahrzeuges geſchehen: ſo koͤnnen ſich 
die übrigen Intereſſenten, wegen ihres Havereibei⸗ 
trages, an den Eigenthuͤmer deſſelben halten. 

$. 1814. Ein Gleiches findet Statt, wenn der 
Schade aus Verwahrloſung oder Untreue der Mann⸗ 
ſehaft des kleineren Fahrzeuges entſtanden iſt. 

9. 1815. Der Schiffer des Hauptſchiffes iſt nur 
alsdann verhaftet, wenn er ein untaugliches Fahr⸗ 
zeug ohne Noth gewahlt hat. 8 

§. 1816. Hat von der in ein kleineres Fahrzeug 
während der Reiſe geladenen Waare, zur rer 

deſſel⸗ 
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deſſelben und feiner Ladung, etwas geworfen werden 
müſſen: ſo wird dieſer Schade von dem Bording, , 
und feiner übrigen Ladung, als große Haverey getra⸗ 
gen; und was die Bordingsladung dazu beiträgt, 
wird alsdann vom Hauptſchiffe und deſſen uͤbriger 
ganzen Ladung vergütet. 

F. 1817. Sobald ein Seewurf nach Vorſchrift 
des H. 1795. geſchehen iſt, muß die Verguͤtung als 
große Haverey ohne Widerrede Statt finden. 

H. 1918. Mit dem Vorwande, daß bey dem 
Wurfe ſelbſt, oder bey der Auswahl der zu werfen⸗ 
den Sachen, uͤbereilt oder ſonſt vorſchriftswidrig ver⸗ 
fahren worden, kann ſich kein Intereſſent gegen den 
Beitrag ſchuͤtzen; ſondern nur den Regreß an den 
Schiffer, oder andern Urheber des Schadens nehmen. 

9. 1819. Hat jedoch der Schiffer das Schiff 
uͤberladen; und muß zu deſſen Erleichterung die auf 
dem Verdecke liegenden Guͤter werfen: fo können die 
Eigenthuͤmer dieſer letztern ſich nur an den Schiffer 
halten; und es findet die Vergütung als große Ha⸗ 
verey nicht Statt. 

$. 1820. Hat der Schiffer, um die Ladung zu 
retten, das Schiff abſichtlich zum Stranden gebracht: 
ſo gehoͤrt der dabey am Schiffe und der Ladung 
eutſtandene Schade, nebſt allen dadurch verurſachten 
Koſten, zur großen Haverey. 8 

§. 1821. Erhellet aus den Umſtaͤnden klar, da 
die Strandung bloß in der Abſicht geſchehen iſt, um 
das Leben oder die Freiheit der Equipage zu retten: 
ſo wird der entſtandene Schade ſelbſt alsdann, wenn 
die ganze Ladung gerettet worden, nur für partikulai⸗ 


ZeErleſch re Haverey geachtet. (§. 1900. Lug.) 


terung des 


auf eine 
Klippe 


oder; 
Sandbanf 


geratber 
ns 
fes Aa 


$. 1822. Iſt ein Schiff durch Zufall auf den 
Grund oder auf eine Klippe gerathen; und wird durch 
das Abbringen befchädige: fo muß die Verguͤtung als 
große Haverey geſchehen. 
6. 1823. 
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§. 1823. Dahin gehören auch die bey ſocher 
Gelegenheit der Ladung zugefügten Beſchaͤdigungen; 
die Aus⸗ und Einladungskoſten; ingleichen die Ko⸗ 
ſten, wodurch das Schiff befreiet worden. 8 

$. 1824. Wurd ein Schiffer, um Strand und gens a 
Klippen zu vermeiden, gensthigt, das Schiff zur ges 
meinſchaftlichen Erhaltung zu prangen: ſo iſt der da⸗ 

durch am Schiffe und deſſen Geraͤthſchaften entſtan⸗ 
dene Schade ebenfalls als große Haverey zu verguͤten. 

$. 1825. Muß ein Schiff, wegen erhaltenen fo een 
Lecks, oder anderer Gefahr, in einen Nochhafen ein⸗ einen 
laufen: fo gehören alle Koſten des Ein⸗ und Ausla⸗ 7 
deus, ingleichen der Unterhalt des Schiffsvolks wäh⸗ 
rend des Aufenthalts im Nothhafen, fo wie die Heu⸗ 
er deffelben, in fo fern ihr Betrag durch eine ſol⸗ 
che Verlängerung der Reife vermehrt wird, zur gro⸗ 
ßen Haverey. 

§. 1826. Ein Gleiches gilt von den Aus « fo 
wie von den Einladungskoſten, wenn zum Behufe 
der Ausbeſſerung des Schiffes, oder ſonſt aus er⸗ 
beblichen Gründen, die Ladung im Nothhafen ge⸗ 
leſet wird. 

§. 1827. Muß ein Schiff auf Convoy warten, () Still 
oder ſonſt, wegen beſorglicher Feindesgefahr, in ei⸗ 99 51 
nem neutralen Hafen eine Zeitlang liegen bleiben: fo von; 
werden die Heuer und der Unterhalt des Schiffsvolks 
für dieſen Zeitraum, nach näherer Beſtimmung 9. 

1825. als große Haverey verguͤtet. 

6. 1828. Es macht keine Ausnahme, wenn 
gleich zur Zeit des Auslaufens die Gefahr ſchon 
bekannt geweſen, und wegen der Convoh nichts ver⸗ 
abredet ſeyn ſollte. 

H. 1829. Hat der Schiffer feindlichen Kapern 2) Ran, 
oder Seeraͤubern, um Schiff und Gut zu retten, ger Veran 
wiſſe Waaren oder Schiffsgeraͤchſchaften angewieſen, ſes; 

oder 
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— — 


oder übergeben: fo wird deren Werth als große Ha- 
verey verguͤtet. - 
F. 1830. Iſt in Fällen dieſer Art ein bedun⸗ 
genes Loͤſegeld baar bezahlt worden: fo muß die 
Auslage auf gleiche Art erſtattet werden. 
§. 1831. Haben die Feinde den Schiffer, oder 
andere am Bord befindliche Perſonen, als Geißel für 
das bedungene Löfegeld mitgenommen, fo muͤſſen, 
außer dem Löfegelde, auch die dadurch den Geißeln 
verurfachten Zehrungs- und andere Koſten, als gro⸗ 
ße Haverey erſetzt werden. 
§. 1832. Von der Zahlung koͤnnen die Rheder 
und Befrachter, in dieſem beſondern Falle, durch 
Abtretung ihrer Antheile am Schiffe oder an der 
Ladung ſich nicht befreien. 
$ 1833. Sie ſind vielmehr ſelbſt alsdann da⸗ 
fuͤr verhaftet, wenn gleich das Schiff oder die La⸗ 
dung durch nachherige Ungluͤcksfälle verloren gegan⸗ 
gen ſeyn follte, > 
6.1934. Wenn auch ein nicht feindlicher Ka⸗ 
per den Schiffer genoͤthigt hat, ihm Proviſion, Ges 
räthfchaften, oder Waaren, gegen verſprochene aber 
nicht erfolgte Bezahlung zu uberlaſſen: fo gehöre 
dieſer Verluſt zur großen Haverey. 
h) Ber $. 1835. Wird bey der Vertheidigung gegen 
ag des Kaper oder Seeräuber Schiff oder Gut beſchaͤdigt: 
gegen ſo geſchieht der Erſatz dieſes Schadens, nebſt der 
endliche im Gefechte verbrauchten Ammunition, als große 
Anfälle; Haverey. 2 
$. 1836. Sind bey einer folchen Gelegenheit 
dem Schiffsvolke zur Aufmunterung Belohnungen 
verſprochen, oder gegeben worden; ſo wird eine ſol⸗ 
che Auslage gleichfalls verguͤtet. 
$. 1837. Eben dahin gehören alle Koſten zur 
Heilung und beſſern Verpflegung der Verwundeten, 
zum 
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zum Begraͤbniß der Getoͤdteten, und zur Abfindung 
der untauglich gewordenen Schiffsleute. 

$. 1838. Auch dasjenige, was den Wittwen 
und Kindern der Getoͤdteten, oder an ihren Wun⸗ 
den geſtorbenen Schiffsleuten gereicht werden muß, 
iſt in Rechnung zu bringen. . 

§. 1839. Außer dieſen Fallen gehören auch alle sn Al 
außerordentliche Koſten, welche zur Fortſetzung der denelis 
Reiſe verwendet werden muͤſſen, und Einen Thaler, Nn de 
auf die Schiffslaſt gerechnet, uͤberſteigen, ebenfalls haupt. h 
zur großen Haverey. (S. 1774. faq.) 

H. 1840. Jeden zue großen Haverey gehören: Wo die, 
den Fall muß der Schiffer, ſobald er ſich ereignet, zahnung 
und es die Umſtände geſtatten, in fein Tagebuch anzule⸗ 
umſtändlich verzeichnen, und den etlittenen Schaden Len. 
ſo genau als moͤglich bemerken. N 

9. 1841. Iſt der Fall eines Seewurfs vorhan⸗ 
den: ſo muß der Schiffsſchreiber, oder wer ſonſt ſei⸗ 
ne Stelle vertritt, oder auch der Schiffer oder Steu⸗ 
ermann ſelbſt, die vorwaltenden Umſtaͤnde, die Mei⸗ 
nungen der Schiffsleute und Eigenthuͤmer, inglei⸗ 
chen die geworfenen, oder auch durch die Werfung 
beſchaͤdigten Waaren, nach den Packen, Kiſten, 
Tonnen, mit ihren Nummern und Zeichen, genau - 
aufſchreiben. N e 

$. 1842. Wenn Zeit und Gefahr dergleichen 
puͤnktliche Aufzeichnung nicht erlauben: fo ſoll fo viel 
als möglich bemerkt; der Beweis des übrigen aber 
durch die eidlichen Ausſagen und Angaben der Schiffs⸗ 
leute gefuhrt werden. 

H. 1843. In dem erſten Hafen, wo der Schif⸗ 
fer landet, muß er den Hafereifall und entſtandenen 
Schaden den dortigen Seegerichten, oder dem Con⸗ 
ſul der Nation umſtändlich anzeigen, und ſich dar⸗ 
uͤber ein Atteſt ausſtellen laſſen. 


H. 1844. 
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$. 1844. Auch muß er den Rhedern und Bes 
frachtern, ingleichen den Correſpondenten derſelben 
am Beſtimmungsorte, ſobald als moglich davon 
Nachricht geben. 

§. 1845. Wenn er am Orte der Beſtimmung 
anlangt, muß er den erlittenen Havereifall den Ge⸗ 
richten, den Empfängern der Waaren, und den et⸗ 
wa daſelbſt befindlichen Bevollmächtigten der Rheder, 
noch vor der Loſung anzeigen. 

F. 1846. Er muß zugleich den Seegerichten 
ſein Tagebuch vorlegen, und nebſt den Vornehmſten 
des Schiffsvolks den Inhalt deſſelbden, fo wie die 
Wahrheit feiner Angabe, eidlich beſtärken. 

§. 1847. Bey der Unterſuchung des zu vergü⸗ 
tenden Schadens muͤſſen zuvoͤrderſt diejenigen Sa⸗ 
chen abgeſondert werden, welche, wenn ſie auch bey 
einem Havereifalle beſchaͤdigt worden, dennoch keine 
Verguͤtung erhalten. 

§. 1848. Dahin gehören vornemlich die Guͤ⸗ 
ter, welche der Schiffer als Ueberfracht eingenom⸗ 
men hat. 

§. 1849. Ferner die Waaren, welche auf den 


Verdeck, Ueberlauf, Back, oder Schanze gelegt, 


in das Schiffsboot gepackt, oder an die Seiten des 
Schiffes gehängt worden. 

$. 1850. Der Eigenthuͤmer ſolcher Waaren hat 
keine Vergütung durch Havereirechnung zu fordern, 
wenn gleich dieſe Art der Unterbringung (F. 1848. 
1849.) ohne fein Vorwiſſen geſchehen iſt; ſondern 
er kann ſich deshalb nur an den Schiffer und das 
Schiff halten. 4 

$. 1851. Guter, wovon gar kein Connoiſſement 
vorhanden iſt, ingleichen heimlich ins Schiff gebrach⸗ 
te Waaren, erhalten keine Verguͤtung. 

$. 1852. Eben dies findet von ſolchen Gütern 
Statt, welche der Eigenthuͤmer, oder deſſen 2 5 
mäch⸗ 
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mächtigter, bey entſtehender Seegefahr, ohne des 
Schiffers und Schiffsvolks Einwilligung, wegneh⸗ 

men und anderswo hinbringen läßt. 

H. 1853. Eben fo wird auch der Schade am 
Schiffsboote nicht vergütet, wenn daſſelbe nicht auf 
dem Verdecke beveſtigt geweſen. 

$. 1854. Der Betrag des zu verguͤtenden Scha⸗ Bi: ber 

dens felbft muß entweder durch Vereinigung ſaͤmmt⸗ 85 che 
licher Intereſſenten, oder durch die in den Geſetzen dens aus: 


vorgeſchriebenen Beweismittel, veſtgeſetzt werden. ine 


$. 1855.  Schiffepropifionen, Geraͤthſchaften, 
oder Andre zur eigentlichen Ladung nicht gehörende 
Sachen, werden nach dem gemeinen Werkhe des 
Orts, wo ſie wieder angeſchaft werden muͤſſen, ge⸗ 
ſchͤͤtt; jedoch werden bey Geraͤthſchaften, und fol 
chen Sachen, die durch den Gebrauch abgenutzt 
werden, nur Zwey Drittheile dieſes Werths in Rech ⸗ 
nung gebracht. 
§. 1856. Iſt der Koͤrper des Schiffs ſelbſt beſchaͤ⸗ 
digt: ſo muͤſſen die Ausbeſſerungskoſten durch den An⸗ 
ſchlag vereideter Sachverſtändigen veſtgeſetzt werden. 
F. 1857. Eben dies gilt, jedoch unter der 
§. 1855. in Anſehung des Werths gegebenen Bes 
ſtimmung, wenn Schiffsgeraͤthſchaften nicht verlo⸗ 
ren, ſondern nur beſchaͤdigt worden. 
§. 1958. Sind Waaren verloren gegangen: 
ſo wird bey Beſtimmung ihrer Art und Quantität 
die Chartepartie, das Tonnoiſſement, die Faktur, 
oder andere bey der Einſchiffung geſchehene Decla⸗ 
ration, zum Grunde gelegt. 
$. 1859. Kann dargethan werden, daß die 
Angabe bey der Einſchiffung zu hoch geweſen ſey: fo 
iſt nur auf die erwieſene Art und Quantitat zu ſehen. 
$. 1860. Dagegen wird auf die Behauptung 
des Eigenthuͤmers, daß in dem verlornen ne 
aſſe 


Wie der 
Beitrag 
zur gro 
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Safe u. ſ. w. mehrere oder beſſere Waare geweſen, 
als angegeben worden, keine Ruͤckſicht genommen. 

$. 1861. Der Werth verlorner Waaren wird 
nach dem comptanten Marktpreiſe am Loſungsorte, 
zur Zeit der Loſung, angeſchlagen. 5 

$. 1862. Davon find jedoch die kleine Haverey, 
die Ausladungskoſten und andere Ungelder abzuziehen, 
welche von der Waare, wenn ſie wirklich angekom⸗ 
men wäre, hatten entrichtet werden muͤſſen. 

$ 1863. Die Fracht hingegen, wenn fie dem 
Schiffer bezahlt werden muß, kommt nicht in Abzug. 

§. 1864. Sind die verlornen Wagren, zur 
Zeit des Hapereifalls, durch Seeſturz oder andern 
Zufall ſchon beſchaͤdigt geweſen: fo werden fie nur 
nach dem Werthe, den ſie bey dem Verluſte wirk⸗ 
lich noch hatten, verguͤtet. 

$. 1865. Dieſer Werth muß auf den Grund 
der eidlichen Angabe des Schiffers, und ſeiner Leu⸗ 
te, über den Zuſtand der Waaren zur Zeit des 
Verluſtes, durch das Gutachten der Sachverſtaͤndi 
gen billig beſtimmt werden. e 

$. 1866. Sind Waaren nicht ganz verloren, 
ſondern nur beſchädigt worden; fo werden fie auf ges 
meinſchaftliche Koſten öffentlich verkauft, und die 
daraus geloͤſeten Gelder dem Eigenthuͤmer zugeſtellt; 
außerdem aber wird demſelben der Unterſchied mit 
dem nach §. 1861 — 1863. zu beſtimmenden Wer⸗ 
the verguͤtet. 

$. 1867. Iſt ſolchergeſtalt der Betrag der zu 
vergütenden großen Haverey ausgemittelt: ſo muß 


pen Have, derſelbe zwiſchen Schiff und Ladung verhaͤltnißmaͤ⸗ 


rey veſt⸗ 
zuſetzen. 
Vom 


ßig vertheilt werden. 
$. 1868. Zur Beſtimmung dieſes Verhälts 


Schſſe, niſſes muß der Werth des Schiffes nebſt Zubehör 


nach demjenigen Zuftande, in dem es aus der See 
gekom⸗ 
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gekommen iſt, durch vereidete Sachverſtändige ge⸗ 
ſchaͤtzt werden. MR) 

$. 1869. Die zur Fortſetzung der Reiſe oder 
zur Retour beſtimmten Mund » und Kriegsproviſio⸗ 
nen kommen nicht in Anſchlag; wohl aber das durch 
die zuruͤckgelegte Reiſe verdiente Frachtgeld, nach 
Abzug desjenigen, was die Rheder daraus noch zu 
bezahlen haben, beſonders der noch kuͤckſtändigen 
Heuer des Schiffers und des Volks, ingleichen des 
Beitrags zur kleinen Haverey - _ 

$. 1870, Nach dem ſolchergeſtalt ausgemittel⸗ 
ten Werthe des Schiffs wied deſſen Beitrag zur 
großen Haverey beſtimmt. 

§. 1871. In Abſicht der Ladung müͤſſen zuvoͤr⸗ 
derſt diejenigen Stuͤcke abgeſondert werden, welche 
von dem Beitrage zur großen Haverey frey find, 

$. 1872. Dahin gehören alle Waaren, welche 
erſt nach dem Havereifaſſe uber den Bord des Haupt⸗ 
ſchiffes gebracht worden. x 

$. 1873. Ferner diejenigen, welche zu der Zeit, 
da ſich der Havereifall ereignet, am Beſtimmungsorte 
ſchon vom Borde des Hauptſchiffes gebracht ſind. 

§. 1874. Ferner die Heuer und Equipage des 
Schiffers und Schiffsvolks; ſo wie auch diejenigen 
Waaren, welche daſſelbe für eigne Rechnung ver⸗ 
möge der ihm §. 1596, beigelegten Befugniß mit⸗ 
genommen hat. a 

$. 1875. Desgleichen die Kleidungsſtücke und 
Reiſebeduͤrfniſſe der Paſſagiers. . 

§. 1876. Hat bey einem Schiffbruche Jemand 
die ihm zugehörigen Sachen an ſich genommen, und 
mit eigner Lebensgefahr gerettet: fo kann ihm da⸗ 
von kein Beitrag abgefordert werden. 

$. 1877. Ein Gleiches gilt von den, durch ſol⸗ 
che Taucher, welche ein Befrachter fuͤr eigne Rech⸗ 
nung gedungen hat, herausgebrachten Waaren 

H. 1878. 


Von der 
Ladung. 
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Hi. 1878. Außer vorſtehenden, muͤſſen alle im 
Schiffe befindlich geweſene Waaren und Effekten zur 
großen Haverey beitragen. 

S. 1879. Dieſes gilt ſowohl von den verloren 
gegangenen oder beſchaͤdigten, und in der Berechnung 
als große Haverey verguͤteten, als von den gerette⸗ 
ten Waaren. 

§. 1880. Selbſt geworfene Waaren mäffen, 
auch bey den nachher während der Reiſe ſich ereig⸗ 
neten Unglücsfällen, den Beitrag zur großen Ha⸗ 
verey erlegen. 

F. 1881, Die Art und Quantität. der gerette⸗ 
ten Waaren wird nach Vorſchrift des §. 1858, 
d; angenommen. 

$. 1882. Kann dargethan werden, daß die 
Qualität oder Quantität einer Waare zu niedrig ans 
gegeben worden: ſo muß die durch gerichtliche Be⸗ 
ſichtigung auszumittelnde wahre Beſchaffenheit in 
Anſchlag kommen. 

$. 1883. Eben dies findet von denjenigen Waa⸗ 
ren Statt, woruͤber keine Connoiſſemente vorpan⸗ 
den ſind. 

§. 1884. Auch die Beſtimmung des Werths 
der geretteten Waaren geſchieht nach Vorſchrift des 
$, 1861 — 1866. 

§. 1885. Wegen der bey einem Seewurfe un⸗ 
richtig angezeigten und verſchonten Waaren findet 
die Vorſchrift des §. 1806. Anwendung. 

$. 1886. Waaren, deren Werth, waͤhrend 
der Reiſe, durch innern Verderb, oder andere zur 
großen Haverey nicht gehörende Ungluͤckfaͤlle, ver⸗ 
ringert worden, dürfen nur nach demjenigen Werthe 
beitragen, den ſie zur Zeit der Looſung noch wirk⸗ 
lich haben. 

$. 1887. Effekten, welche keinen gewöhnlichen 
Marktpreis haben, ſind nach ihrem wirklichen 2 55 
the, 
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the, zur Zeit der Loſung, durch vereidete Sachver⸗ 
ſtändige zu ſchaͤtzen. ; 

F. 1888. Heimlich eingebrachte, ingleichen die 
in Abſicht der Art oder Quantitat unrichtig declarirte 
Waaren, werden nach dem hoͤchſten zur Loſungszeit 
am Loſungsorte geltenden Preiſe berechnet. 

$. 1889, Der Empfänger ſolcher Waaren, von 
welchen ein Beitrag zur großen Haverey zu entrichten 
iſt, haftet nach geſchehener Andentung, für den veſt⸗ 
zuſetzenden Beitrag als Selbſtſchuldner. 

§. 1890. Er iſt verbunden, längftens binnen 
Acht Tagen nach der Abladung, den Werth derſel⸗ 
ben, vorſtehenden Grundſätzen gemäß, genau und 
9 anzugeben, und auf Erfordern eldlich zu er⸗ 

arten. 

§. 1991. Sind ihm die Waaren zur weitern 
Spedition uͤberſchickt: fo muß er fie nicht eher ver⸗ 
ſenden, als bis die vorgeſchriebene Angabe des 
Werths geſchehen iſt. 

$. 1892. Wird die Richtigkeit des angegebe⸗ 
nen Werths bezweiſelt: fo koͤnnen die übrigen In⸗ 
tereſſenten, auf Koſten des verlierenden Theils, eine 
gerichtliche Taxe durch vereidete Sachverſtaͤndige vera 
langen. . 
§. 1893. Wer überführe wird, vorſaͤtzlich, oder 
aus grobem Verſehen, den Werth einer empfange⸗ 
nen Waare zu niedrig angegeben zu haben, ſoll 
von dem wirklichen Werthe vierfachen Beitrag ent⸗ 
richten, und die Koſten erſtatten. 

$. 1894. Wenn ſolchergeſtalt die Summe, nach 
welcher ein jeder Intereſſent zu dem Havereiſchaden 
beitragen muß, ausgemittelt worden: fo geſchieht die 
Vertheilung des Beitrages unter die ſämmtlichen In⸗ 
tereſſenten nach der Societätsregel. 

$. 1895. Wer den hiernach auf ihn fallenden 
Beltrag verweigert, den kann und muß der Schiffer, 

s bey 
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bey eigner Verhaftung, zu Beſtellung hinreichender 
Sicherheit anhalten, oder die Waaren mit Arreſt 
belegen. 2 

$. 1896. Auch kann der Schiffer auf oͤffentli⸗ 
chen gerichtlichen Verkauf der Waaren, ſo viel da⸗ 
zu noͤthig iſt, antragen. 

$. 1897. Das Schiff darf nicht eher aus dem 
Hafen gelaffen werden, als bis die Rheder ihren Bei ⸗ 
trag zur Haverey davon entrichtet, oder binreichen⸗ 
de Sicherheit dafür beſtellt haben. 

§. 1898. Den Vorzug des rückſtäͤndigen Bei ⸗ 
trages zur großen Haverey bey entſtependem Concur⸗ 
fe, beſtimmen die Vorſchriften des Erſten Theils 
Tit. 20. H. 326. in Abſicht des Schiffes, und die 
Prozeßordnung in Abſicht der Waaren. 

§. 1899. Werden geworfene, oder ſonſt ver⸗ 
unglückte Güter, nach ſchon geſchloſſener Havereirech⸗ 
nung gerettet: ſo muß der nach Abzug der Bergungs⸗ 
und andern Koſten übrig bleibende Werth den Inter- 
eſſenten, nach Verhaͤltniß ihrer Beiträge, wieder zu 
gute kommen. 

$ 1900. Alle übrige nach vorſtehenden Grund⸗ 
fügen weder zur großen noch zur kleinen Haverey 
gehörende Schäden und Koſten, welche bey Gele⸗ 
genheit der Schifffahrt und Reiſe, das Schiff oder 
die Ladung treffen, werden für particulaire oder bes 
ſondere Haverey geachtet; und muͤſſen von dem Eir 
genthämer der Sache, über welche fie ergangen find, 
allein getragen werden. 

§. 1901. Wenn alſo ein Schiff auf den Grund 
oder auf eine Klippe gerathen iſt, und nicht durch 
das Abbringen ſelbſt beſchaͤdigt wird: fo gehoͤrt die 
daraus entſtandene Beſchaͤdigung zur beſondern Ha⸗ 


verey; die Koſten aber, durch welche das Schiff be⸗ 


freiet wird, find große Haverey. R 
$, 1902. 
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$. 1902. Wenn ein Schiff, oder deſſen Ge⸗ 
raͤthſchaften, durch Gewalt des Windes verdorben, 
oder verloren worden: ſo iſt die daraus entſtandene 
Beſchaͤdigung ebenfalls beſondere Haverey; es wäre 
denn, daß der Schiffer, um Strand und Klippen 
zu vermeiden, genoͤthigt wäre, das Schiff zu pran⸗ 
gen. (§. 1824.) 

$. 1903. Wenn Kaper oder Seeraͤuber Schiffs⸗ 
geräthſchaften, Ammunition, oder Lebensmittel vom 
Schiffe wegnehmen: ſo traͤgt das Schiff den Scha⸗ 
den allein. 

$. 1904. Eben fo trifft, wenn von Kapern 
oder Seeräubern Waaren aus dem Schiffe entwendet 
worden, der Verluſt die Eigenthuͤmer der Waaren. 

$. 1905. Ein Gleiches findet Statt, wenn Waa⸗ 
ren bloß durch Sturm oder Seeſturz beſchaͤdigt, vers 
dorben, oder weggeſpuͤlt worden. 

§. 1906. Sind in einem neutralen Schiffe ver⸗ Bor 
botene Waaren oder Sachen gefunden worden: fo al 
gehoͤrt der aus der Confiscation entſtehende Schade banden. 
nicht zur großen Haverey. 

$. 1907. Welche Waaren und Sachen fr ver⸗ 
boten zu achten find, wird unten (§. 2034. fgg.) 
beſtimmt. 5 5 

$. 1908. Schiffer und Rheder, welche wiſſent⸗ 
lich, oder aus grobem Verſchulden, verbotene Waa⸗ 
ren oder Sachen eingenommen haben, find den uͤbri⸗ 
gen Befrachtern zum Erſatze des dadurch verurſach⸗ 
ten Schadens verhaftet. . 

. 1909. Haben aber die übrigen Befrachter 
von der verbotenen Qualitat Wiſſenſchaft gehabt: jo 
muß, wenn Schiff oder Ladung deshalb aufgebracht 
worden, ein jeder ſeinen Schaden allein tragen. 

$. 1910. Entſteht Verluſt oder Schaden daher, 
weil ein Schiff nicht mit den gehörigen Paͤſſen, Char⸗ 
tepartie, Connoiſſements, oder ſonſt noͤthigen Brief⸗ 

Algen, Lands. In. Bond. Rr ſchaf⸗ 
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ſchaften verſehen iſt: fo muͤſſen der Schiffer und die⸗ 
jenigen, welchen die Beſorgung dieſer Erforderniſſe 
obgelegen hat, dafuͤr haften. 
dali F. 1911. Wenn zwey unter Segel ſich beſin. 
aung der dende Schiffe, ohne grobes Verſchulden des einen 
du An, oder des andern Schiffers, auf einander anſegeln, 
und lie: oder ſtoßen; dergeſtalt, das eins oder das andere, 
berſegeln. oder beide Schaden leiden: fo muß der beiderſeitige 
Verluſt oder Schade berechnet, und zuſammenge⸗ 
ſchlagen werden, 
§. 1912. Von der ganze Summe trägt jedes 
Schiff die Hälfte, 
$. 1913. Iſt das An⸗ oder Ueberſegeln von ei⸗ 
nem der Schiffer vorſaͤtzlich, oder durch grobe Schuld 
verurſacht worden: ſo muß derſelbe ſeinen Schaden 
allein tragen, und dem andern Schiffe den ganzen 
erlittenen Schaden verguͤten. 
$. 1914. So weit, als der Schade aus dem 
Vermoͤgen des Schiffers, ingleichen aus dem Schiffe 
und deſſen Frachtgeldern nicht erſetzt wird, iſt er als 
Particularhaverey zu betrachten. 
$. 1915. Eben dies findet Statt, wenn das 
Schiff, welches durch Zufall, oder grobe Schuld 
des Schiffers, ein anderes auf gedachte Art beſchä⸗ 
digt hat, nicht ausgemittelt werden kann. 
$. 1916. Wird ein vor Anker liegendes, oder 
am Lande veſtgemachtes Schiff, von einem ſegelnden 
Schiffe beſchaͤdigt: fo muß des letztern Schiffer allen 
verurſachten Schaden erſtatten; er koͤnnte denn nach⸗ 
weiſen, daß er durch einen ganz unvermeidlichen 
Zufall zum Ars oder Ueberſegeln genoͤthigt worden; 
in welchem Falle die Vorſchrift F. 191 T. 1912. 
Anwendung findet. 
F. 1917. Hat in dieſem Falle der veſtliegende 
Schiffer der Gefahr ausweichen koͤnnen, und es vor⸗ 
ſatzlich, 
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ſatzlich, oder aus grober Schuld unterlaſſen: fo iſt 
derſelbe zum Schadenserſatze nach $. 1913: verhaftet. 

§. 1918. Liegen zwey oder mehrere Schiffe vor Antrel⸗ 
Anker, und kommen einander gefährlicher Weiſe zu Soßen 
nahe: ſo muß der voranliegende Schiffer, auf des 
andern Zuruf, den Anker lichten und ablegen. 

$. 1919. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn 
die Schiffe in Gefahr ſtehen, durch Ablaufen des 
Waſſers auf den Grund zu gerathen. 

$. 1920. Hat der voranliegende Schiffer dieſe 
Vorſchriften vorſätzlich oder aus grober Schuld un⸗ 
befolgt gelaſſen: ſo muß er den ganzen dadurch ver⸗ 
anlaßten Schaden erſetzen. 

$. 192 T. Leidet der Schiffer, welcher auswei⸗ 
chen ſoll, bey dem Verſuche dazu, ohne fein grobes 
Verſchulden, ſelbſt Schaden: ſo kann er von dem 
Zurufenden Vergütung fordern. 

8. 1922. Iſt der Zurufende, bey dem Aus wei⸗ 
chen, ohne grobes Verſchulden des andern beſchaͤdigt 
worden: ſo bleibt der Ausweichende von der Ver⸗ 
antwortung frey. 

§. 1923. Werden zwey veſtliegende Schiffe 
durch Gewalt der Wellen, oder des Windes, der⸗ 
geſtalt zuſammengeſtoßen, daß eines oder beide ge⸗ 
quetſcht, gedrückt, oder ſonſt beſchaͤdige worden: fo 
finden die Vorſchriften H. 191 1. Anwendung. 

$. 1924. Eben das gilt, wenn zwey veſtliegen⸗ 
de Schiffe zu einer Zeit loskommen, an einander 
treiben, und dadurch bey einem oder beiden Schaden 
entſteht. 

$. 1925. Iſt aber ein vor Anker liegendes Schiff 
wegen Untauglichkeit ſeiner Taue, oder ſonſt durch 
grobes Verſchulden des Schiffers, ſos und treibend 
geworden: fo muß der Schiffer allen an den veſtlie⸗ 
genden Schiffen verurſachten Schaden erſtatten. 


Rr 2 $. 1926. 
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§. 1926. Iſt hingegen ein Schiff ohne grobes 
Verſchulden des Schiffers los und treibend geworden: 
ſo muß der Schade des Anſtoßens, nach den Vor⸗ 
ſchriften F. 191 1. gemeinſchaftlich getragen werden. 

$. 1927. Hat der antreibende Schiffer dem 
feſtliegenden zugerufen, den Tau ſchießen zu laſſen, 
und letzterer hat es nicht gethan, da es doch die Um⸗ 
fände geſtattet hätten: fo iſt erſterer zur Entſchaͤ⸗ 
digung nicht verbunden. 

§. 1928. Sind in den F. 1911. 1916. 1921. 
1922. 1923. 1926. beſchriebenen Fallen, auch die 
geladenen Waaren zu Schaden gekommen: fo. kann 
der daran erlittene Verluſt bey der Schadensberech⸗ 
nung nicht mit in Anſchlag kommen, ſondern wird 
als particnlaire Haverey betrachtet. 

$. 1929. Fällt nach obigen Grundſaͤtzen die 
Verguͤtung einem der Schiffer zur Laſt, fo müſſen, 
bey ſeinem Unvermoͤgen, deſſen Rheder, ſo weit ihre 
Schiffsparten reichen, den Ausfall vertreten. ! 

$. 1930. Sind beide Schiffer an dem einander 
zugefuͤgten Schaden ſchuld: fo findet die Vorſchriſt 
des Erſten Theils, Tit. 6. §. 22. Statt. 

§. 1931. Ein ſolcher durch An- oder Ueberſe⸗ 
geln, Antreiben und Stoßen entſtandener Unglücks⸗ 
fall, wenn er im Hafen geſchehen iſt, muß binnen 
Acht und vierzig Stunden nach dem Ereigniſſe, bey 
Verluſt des Rechts, den gehoͤrigen Gerichten ange⸗ 
zeigt werden. 

$. 1932. Geſchieht der Ungluͤcksfall auf der 
See: ſo muß von jedem Schiffer die Vorſchrift des 
$. 1840. fgq. beobachtet werden. 

$. 1933. Bey Stromſchiffen finden gleiche 
Grundſaͤtze Statt. 
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Dreizehnter Abſchnitt. 
Bon Berfiderntgen 


9. 1934. Bey einer Verſicherung, oder Aſſe⸗ 
curanz, uͤbernimmt der Verſicherer, gegen Erhaltung 
einer gewiſſen Abgabe oder Prämie, die Vergütung 
des aus einer beſtimmten Gefahr die verſicherte Sa⸗ 
che treffenden Schadens. . 

$. 1935. Iſt keine Prämie. bedungen worden: 
ſo wird das Geſchaͤft nicht als eine Aſſecuranz, ſon⸗ 
dern als eine Schenkung betrachtet. (Th. 1. Tit. Tx. 
9. 1089. Id.) 

N $. 1936. Mäfler und Schiffsklarirer ſollen we⸗ 

der Schiffe, noch Schiffsparten, noch Kaufmanns⸗ 
guͤter und Waaren, bey Vermeidung der §. 1328. 
5 Strafe, auf eigene Rechnung verſichern 
laſſen. 1 1 

$. 1937. Schiffer und Schiffsleute Dürfen über 
ihre Heuer oder Lohn keine Verſicherung nehmen; bey 
Verluſt des Rechts und der Praͤmie, deren doppelter 
Betrag von dem Verſicherer zur Strafe an die Caſſe 
der Seearmen erlegt werden ſoll. 

$. 1938. Verſicherungen ertheilen, ſetzt noth⸗ 
wendig die Befugniß voraus, einen laͤſtigen Vertrag 
zu ſchließen. (Th. 1. Tit. 5. §. 11.) 

§. 1939. Makler, Schiffsklarirer und Abrech⸗ 
ner; Öffentlich beſtellte Diſpacheurs, Schadentaxato⸗ 
ren, und richterliche Perſonen in Aſſecuranzſtreitig⸗ 
keiten; Vorſteher und Bediente der Bank; Vorſteher 
und Bediente der Aſſecuranzcompagnie; Officianten, 
ſowohl bey Landesherrlichen, als andern öffentlichen 
Caſſen; ingleichen Zoll- und Acciſebedienten, dürfen 
fuͤr eigene Rechnung, weder unmittelbar noch mit⸗ 
telbar, Verſicherungen ertheilen. 

$. 1940. Wird dieſem Verbote zuwider gehan⸗ 
delt; fo iſt der Vertrag nichtig; die bedungene Praͤ⸗ 

mie 
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mie fälle dem Fiskus anheim; und der unbefugte 
Verſicherer ſoll ſeines Amts entſetzt werden. 

$. 1941. Hat in ſolchem Fall der Verſicherte, 
ohne fein Verſchulden, die dem Verſicherer entgegen 
ſtehende Eigenſchaft nicht gewußt: ſo haftet ihm 
letzterer zur Eutſchaͤdigung. 

H. 1942. Wer den Auftrag hat, für einen 
Dritten Verſicherung zu ſuchen, darf dieſelbe ohne 
beſondere Genehmigung des Auftragenden nicht ſelbſt 
ubernehmen; widrigenfalls er die Prämie herausge⸗ 
ben muß, und für die übernommene Gefahr nichts 
deſto weniger verhaftet iſt. 

$. 1943. Einem Jeden ſteht frey, Verſicherungen 
da zu nehmen, wo er es am rathſamſten findet. 

$. 1944. Die Rechte einer zu Verſicherungen 
beſonders privilegirten Geſellſchaft find aus dem ihr 
ertheilten Privilegio zu beurtheilen. 

9. 1945. Wer fuͤr fremde Rechnung Verſiche⸗ 
rung nimmt, muß dazu mit Vollmacht oder Auftrag 
verſehen ſeyn; widrigenfalls die Verſicherung un⸗ 
guͤltig, und die bedungene Praͤmie verfallen iſt. 

9. 1946. Jedoch koͤnnen Handlungsfaktore und 
Diſponenten, auch ohne beſondere Vollmacht, für 
Rechnung ihres Principals Verſicherung nehmen. 

S. 1947. Soll ihnen dieſe Befugniß nicht zus 
ſtehen 1 fo muß eine ſolche Einſchraͤnkung gehoͤrig 
bekannt gemacht ſeyn. ($. 503. Id.) 

9. 1948. ‚Wer für fremde Rechnung ohne Spe⸗ 
elalvollmacht zeichnet, haftet nur fur feine Perſon. 

§. 1949. Eben dies findet auch von Handlungs⸗ 
faktoren und Diſponenten Statt, wenn ſie nicht durch 
Specialvollmacht, oder ein für allemal in ihrer Pro⸗ 
kura, dazu legitimirt find. 

9.19 50. So wie jeder ohne Vollmacht im Na⸗ 
men eines Andern geſchloſſene Vertrag, durch deſ⸗ 
ſelben nachher hinzukommende Genehmigung * 

Kräf: 
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Kräften gelangt: ſo findet ein Gleiches auch bey dem 
Verſicherungsvertrage Statt. 

9. 1951. Einer ſlillſchweigenden Genehmigung 
iſt gleich zu achten, wenn derjenige, in deſſen Na⸗ 
men die Verſicherung genommen oder ertheilt wor⸗ 
deu, nach davon erlangter Wiſſenſchaft, binnen der 
im Erſten Theil, Tit. 5. H. 95. lag: beſtimmten Fri⸗ 
ſten, keinen gerichtlichen Proteſt dagegen einlegt. 

$. 1952. Ueber alles, was der Gegenſtand ei⸗ leer 
nes rechtsgültigen Vertrags ſeyn kann, können auch Berfiher 
Verſicherungen geſchloſſen werden. (Th. 1. Tit. 5. rungen. 
§. 39. Sag.) ; 

$. 1953. Jede künftige Gefahr, die nicht mit 
verbotenen Handlungen verknüpft iſt, kann der Ver⸗ 
ſicherer übernehmen. 

H. 1954. Iſt eine Verſicherung über die Ges 
fahr bey verbotenen Handlungen geſchloſſen: ſo muß 
jeder Theil die gezeichnete Summe zur Strafe er⸗ 
legen. 

$. 1955. Sind Waaren und Güter, welche 
wider die Landesgeſetze aus, ein⸗, oder durchge⸗ 
führe werden ſollen, verſichert: fo iſt der Verſicherte 
aller Vortheile aus dem Vertrage verluſtig, und der 
Fiskus tritt an ſeine Stelle. 

9. 1956. Hat der Verſicherer wiſſentlich auf 
ſolche Waare gezeichnet: fo wird er als Theilnehmer 
beſtraft, und die Prämie verfaͤllt dem Fiskus. 

$. 1957. Iſt die Verſicherung nur zum Theil 
auf dergleichen Waaren gerichtet: ſo beſteht ſie in 
Anſehung der unverbotenen. 

§. 1958. Werden jedoch dieſe mit der verbo⸗ 
tenen zugleich confiscirt, oder zur Bezahlung der ver⸗ 
wirkten Strafe verwendet: ſo iſt der Verſicherer zur 
Verguͤtung nicht ſchuldig. 

$. 1959. In Kriegszeiten darf kein Unterthan 
auf Kriegsbeduͤrfniſſe, die feindlichen kee 

gehe» 
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gehören, oder ihnen ſonſt zugewendet werden follen, 
Verſicherung geben. (§. 2034. lag.) 

$. 1960. Ein Gleiches gilt von Lebensmitteln 
aller Art, die in feindliche Magazine, für feindliche 
Armeen und Feſtungen gehören, oder dahin gelie 
fert werden ſollen. 8 

§. 1961. Jngleichen von allen Waaren und 
Sachen, woruͤber der Handel mit feindlichen Unter⸗ 
thanen während des Kriegs verboten iſt. 

§. 1962. Hat Jemand, dieſen Vorſchriften zur 
wider, auf ſolche Sachen Verſicherung gegeben: ſo 
iſt der Vertrag ungültig. 

$. 1963. Hat er es wiſſentlich gethan; fo muß 
er die gezeichnete Summe dem Fiskus zur Strafe 
bezahlen. 

§. 1964. Iſt aber dem Verſicherer die verbo 
tene Qualität der Waare nicht bekannt geweſen: fo 
iſt er nur die erhaltene Prämie an den Fiskus her ⸗ 
auszugeben ſchuldig. 

$. 1965. Die Strafe des Verſicherten iſt nach 
Vorſchrift des Criminalrechts zu beſtimmen. 

$. 1966. Der Anfang eines Kriegs wird von 
der Zeit an gerechnet, da die Land- oder Seemacht 
ſich zu Kriegsoperationen gegen den Feind in Be⸗ 
wegung ſetzt. 

$. 1967. Nur mit Bekanntmachung der ge 
ſchloſſenen Sriedenspräliminarien wird ein Krieg für 
beendige geachtet. . 

§. 1968. Jedermann kann fein eigenes Leben 
verſichern laſſen. 

$. 1969. Auf einen durch Verbrechen verwirk⸗ 
ten Verluſt des Lebens kann jedoch eine ſolche Ver⸗ 
ſicherung weder gegeben, noch gedeutet werden. 
S. 1970. Hat aber Jemand das Leben eines 
Dritten verſichern laſſen; ſo haftet der Verſicherer 
fur jeden auch von dem Dritten ſelbſt verſchuldeten 

BER Verluſt 
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Verluſt des Lebens; wenn nicht das Gegentheil veſt⸗ 
geſetzt worden. 

. 1971. Aeltern, Kinder, Ehegatten, oder 
Verlobte, koͤnnen für eigne Rechnung das Leben ihr 
ter Kinder, Aeſtern, des andern Ehegatten oder 
Verlobten, verſichern laſſen. 

$. 1972. Unter Kindern werden eheliche Des 
ſcendenten in abfteigender Linie überhaupt verſtau⸗ 
den. (Th. 1. Tit. 1. F. 40. 41.) 

9. 1973. Außer dieſen kann Niemand, zu ſei⸗ 
nem eignen Vortheile, auf das Leben eines Drit⸗ 
ten, ohne deſſen gerichtliche Einwilligung, Verſiche⸗ 
rung nehmen. d 

§. 1974. Iſt dies dennoch geſchehen: fo muß 
Jeder, ſowohl der Verſicherer, als der Verſicherte, 
die gezeichnete Summe, zum Beſten der Armen, 
als Strafe erlegen. 

$. 1975. Auch die Freiheit eines Menſchen 
kann gegen See- und Turkengefahr, barbariſche See» 
raͤnbereien, feindliche Aufbringung, oder Gefangen⸗ 
ſchaft, verſichert werden. 

§. 1976. Wird auf ſolche Art die Freiheit eis 
nes Dritten verſichert: fo iſt deſſen Einwilligung das 
zu nicht noͤthig. 1 

H. 1977. Verſicherungen der Freiheit auf an⸗ 
dere Arten des Verluſtes, ſind unguͤltig, wenn der 
Dritte, deſſen Freiheit verſichert worden, nicht feine 
Einwilligung dazu gerichtlich ertheilt hat. 

$. 1978. Bey erfolgter Einwilligung aber fin⸗ 
det die Vorſchrift des $. 1970. Statt. 

$. 1979. Derjenige, welcher die Loskaufung eis 
nes von Feinden oder Seeraͤubern Gefangenen uͤber⸗ 
nommen bat, kann ſich das Loͤſegeld nebſt den Ko⸗ 
ſten wieder verſichern laſſen. 

$. 1980. Ein Bodmereigeber kann, auf den 
Betrag ſeines Capitals, nebſt kaufmaͤnniſchen Zinſen 

8 davon, 
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davon, und der Aſſecuranzpraͤmie, Verſicherung 
nehmen. 
$. 199 1. Auch auf das den Schiffsleuten gege⸗ 
bene Handgeld, und die vorausbezahlte Heuer, kann 
von dem Rheder Verſicherung genommen werden. 
$. 1982. Eben dies finder von Frachtgeldern 
se Dur v 
Wie welt 1983. ur. erſicherungen muß der Ver⸗ 
rungen ſicherte ſich nur gegen Schaden decken, nicht aber 
1 5 Bereicherung dadurch ſuchen. 
ben wer⸗ $. 1984. Niemand darf eine Sache höher ver⸗ 
den kön⸗ ſichern laſſen, als bis zum gemeinen Werthe der⸗ 
nen. felben, zur Zeit des geſchloſſenen Vertrages, (Th. 1. 
Tit. 11. F. 111.) 
$. 1985. Bey Verſicherung auf das Casco eis 
nes Schiffes, werden in deſſen Wuͤrdigung alle Un⸗ 
koſten der Ausrhedung und Ausrüſtung, die Provi⸗ 
ſion; die vorausbezahlte Volksheuer; und die Aſſe⸗ 
curanzpräme mit und eingerechnet; und der Werth 
des Schiffes wird fo beſtimmt, wie er zur Zeit der 
Abſegelung wirklich geweſen iſt. 
§. 1986. Werden aber die Frachtgelder beſon⸗ 
ders versichert: fo darf die Verſicherung des Casco 
nur bis zu demjenigen Werthe, welchen das Schiff, 
nebſt Geräthe, ohne die Ausrüſtungskoſten, beim 
Abgange gehabt hat, gefchloffen werden. 
§. 1987. Verſicherungen auf Waaren ſollen 
den Einkaufspreis nicht uͤberſteigen. 
§. 1988. Jedoch kann der Verſicherte alle Zölle 
Abgaben und Unkoſten zuſchlagen, die er darauf bis 
zu der Zeit, da ſie wirklich an Bord gebracht, oder 
ſonſt abgeſendet find, hat verwenden muͤſſen. 
§. 1989. Auch die Verſicherungspraͤmie ſelbſt 
kann er mit in Anſchlag bringen. 
h $. 1990. Eine Verſicherung auf Frachtgelder 
1 darf den Betrag der durch Connoiſſemente oder 
5 Charte⸗ 
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Charte⸗Partie veſtgeſetzten Fracht, und der kleinen 
Haverey, nicht überſteigen. 

§. 1991. Verſicherungen auf gehofften oder ſo⸗ 
genannten imaginairen Gewinn ſind nur in ſo weit 
gültig, als fie ausdruͤcklich darauf geſchloſſen, und 
zugleich der Gegenſtand, von welchem der Gewinn 
erwartet wird, beſtimmt angegeben worden. 

§. 1992. Verſicherungen auf das Beſtehen, 
Steigen und Fallen der Waarenpreiſe, find nur den 
Kaufleuten erlaubt. 4 

§. 1993. Es muß jedoch dadurch Feine dem 
gemeinen Weſen nachtheilige Preisſteigerung beab⸗ 
ſichtiget werden. 

$. 1994. Liege dieſe zum Grunde: fo iſt der 
Vertrag ungültig; die Prämie verfällt’ dem Fiskus; 
und die Contrahenten muͤſſen nach Vorſchrift des 
Criminalrechts beſtraft werden. 3 

$. 1993. Verſicherungen auf Intereſſe oder 
Nichtintereſſe find auf Feine höhere Summe guͤltig, 
als das in der Police angezeigte Intereſſe wirklich 
betraͤgt. » 

§. 1998. Wird von dem Verſicherten nachge⸗ 
wieſen, daß das wirkliche Intereſſe weniger, als die 
bezeichnete Summe betrage: fo finder verhaͤltnißmaͤ⸗ 
ßig das Riſtorno Statt. ) 

$. 1997. Dagegen darf, auch bey dieſer Art 
von Verſicherungen, ein Mehreres, als die gezeich⸗ 
nete Summe, von dem Verſicherer niemals vertre⸗ 
ten werden. . 

8. 1998. In ſo weit Schiffe oder Güter bereits 
verbodmet ſind, ſollen ſie von dem Bodmereineh⸗ 
mer, bey Verluſt der bedungenen Prämie, und Nich⸗ 
tigkeit des Vertrages, nicht verſichert werden. 

$ 1999. Diejenige Summe aber, welche an 
dem vollen Werthe fehlt, ſo wie auch die Art der 

5 Gefahr, 
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Gefahr, welche der Bodmereigeber nicht übernomgs 
men bat, kann befonders verſichert werden. 
Verbot $. 2000. Niemand ſoll über einen und eben 
ee denſelben Gegenſtand, auf deſſen nach . 1984. Lag 
zungen zu beſtimmenden Werth, mehrere Verſicherungen 
ite nehmen. g 
Werth ei- F. 2001. Wer Verſicherung ſucht, muß ge⸗ 
1 0 wiſſenhaft anzeigen: ob und in welcher Art er bereits 
ſelben an einem andern Orte Verſicherung genommen, oder 
Sam zu deren Schließung Ordre ertheiſet habe. 
F. 2002. Wer bey einer ſolchen Anzeige eine 
porfagliche Unrichtigkeit, zum Schaden des Verſiche⸗ 
rers, oder eines Dritten begeht, ſoll außer dem Ver⸗ 
luſte ſeines Rechts aus den beiden oder mehrern Ver⸗ 
ſicherungen, als ein Betruͤger geſtraft werden. 
§. 2003. Iſt die Anzeige aus grobem oder maͤ⸗ 
ßigem Verſehen unterlaſſen worden; ſo bleibt nur die 
ältefte Verſicherung bey Kräften, und es muß nichts⸗ 
deſtoweniger die bey der jüngeren, Verſicherung beduns 
gene Prämie bezahlt werden. 
$. 2004. Das Datum der geſchehenen Zeiche 
nung beſtimmt, welcher Contract der altere ſey, wenn 
auch die Police ein anderes Datum enthalten ſollte. 
§. 2005. Dieſe Vorſchrift findet in der Regel 
auch alsdann Anwendung, wenn die eine Verſiche⸗ 
rung von dem Principale ſelbſt, und die andere von 
dem Faktor geſchloſſen worden. 
$. 2006. Hat aber Jemand einem Correſpon⸗ 
denten Ordre ertheilt, Verſicherung für ihn zu neh⸗ 
men, und nachher fich ſelbſt darüber Verſicherung er⸗ 
theilen laſſen: fo wird auf das Datum der gegebe⸗ 
nen Ordre geſehen. (Th. 1. Tit. 13. H. 88.) 
$. 2007. Hat ein Correſpondent ohne Ordre 
Verſicherung für Jemand angenommen; dieſer aber 
weil es ihm unbekannt geweſen, einen ſolchen ben 
eben⸗ 
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ebenfalls geſchloſſen: fo wird diejenige, welche zuletzt 
gezeichnet worden, riſtornirt. ’ x 

$. 2008, Iſt in vorſtehenden Fallen, F. 2003. 
ad-, durch den ältern Contract eine Summe verſi⸗ 
chert, die den vollen nach §. 1984. Lad. zu beſtim⸗ 
menden Werth der Sache noch nicht erreicht: ſo gilt 
der zweite auf das an dieſem vollen Werthe noch feh⸗ 
lende Quantum; und in Anſehung des Ueberreſtes 
findet die Ruͤckforderung der Prämie nur in dem 
Falle des $. 2007. Statt. 5 

$. 2009. Iſt ein Gegenſtand nur auf eine ge⸗ 
wiſſe beſtimmte Zeit verſichert: fo kann derſelbe, wer 
gen Verluſtes und Schadens, welche ſich vor dem 
Eintritte dieſer Zeit, oder nach deren Ablauf ereig⸗ 
nen, anderweitig verſichert werden. 

b. 2010. Wenn eine Sache nur bis zu einem 
gewiſſen Orte verſichert worden: ſo iſt die fernere 
Verſicherung derſelben von dieſem bis zu einem an⸗ 
dern Orte zuläßig: * 8 

9. 2011. Es iſt auch erlaubt, über die Zah⸗ 
lungsfaͤhigkeit feines Verſicherers Verſicherung zu 
nehmen. 

$. 2012. Wird über das Vermögen des Ver⸗ 
ſicherers vor beendigter Gefahr Concurs eröffnet: fo 
ſteht dem Verſicherer frey, anderweitige Verſicherung 
zu nehmen. 

$ 2013. Alsdann kann er die Prämie von dem 
erſten Verſicherer ohne Abzug zuruͤckfordern, wenn 
gleich die bey der anderweitigen Verſicherung bedun⸗ 
gene Praͤmie geringer ſeyn ſollte. 

$ 2014. Er muß aber, bey Vermeidung der 
$. 2004, beſtimmten Strafe, ſogleich, als er die ans 
derweitige Verſicherung ſucht, oder dazu Ordre giebt, 
den Curator der Maſſe des erſten Verſicherers da⸗ 
von benachrichtigen. 


6. 2015. 


Von der 
Rückvers 
ſicherung. 
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§. 2015. Will er bey dem Vertrage bleiben: 
ſo kann er, wenn der Verſicherer Ruͤckverſicherung 
genommen hatte, gegen Erſtattung der dafür bezahl⸗ 
ten Prämie und Koſten verlangen, daß ihm alle 
Rechte gegen den Ruͤckverſicherer abgetreten werden. 

§. 2016. Der Verſicherer kann ſich die gezeich⸗ 
nete Summe, ganz oder zum Theil, von einem An⸗ 
dern wieder ve chern laſſen. 

$. 2017. Er muß aber außer den $. 2014 fad 
vorgeſchriebenen Pflichten, bey Verluſt ſeines Rechts, 
ausdrücklich anzeigen daß er eine Rückverſicherung 
verlange. 

§. 2018. Die Rückverſicherung kann auf das 
ganze verficherte Quantum, mit Einrechnung der 
Prämie für die Aſſecuranz, genommen werden. 

$. 2019. Zwiſchen demjenigen, welcher die 
Ruͤckverſicherung nimmt, und feinem Verſicherer, 
finden eben die Berhälfniffe Statt, als zwiſchen denje⸗ 
nigen, welche die erſte Verſicherung geſchloſſen haben. 

$. 2020. Die Rechte und Verbindlichkeiten zwi⸗ 
ſchen dem erſten Verſicherer und Verſicherten, werden 
durch die Ruͤckverſicherung in nichts geandert. 

§. 2021. Eben fo wenig andert ſich das Ver⸗ 
hͤͤltniß des erſten Verſicherers gegen feinen Ruͤckver⸗ 
ſicherer, wenn jener, ohne Genehmigung des letztern, 
ſich mit ſeinem Verſicherten uͤber das bey entſtandenem 
Ungluͤcksfalle zu verguͤtende Quantum vergleicht. 

§. 2022. Iſt aber dem erſten Verſicherer von 
der liquiden Vergutigungsſumme etwas erlaſſen: fo 
kommt dieſes auch dem Rückverſicherer zu ſtatten. 

$. 2023. Wird über des erſten Verſicherers 
Vermoͤgen Concurs eroͤffnet: ſo muß der Rückver⸗ 
ſicherer nichts deſto weniger an deſſen Creditmaſſe eben 
ſo die volle Vergütung bezahlen, als ob kein Concur 
entſtanden wäre 5 


9. 2024. 
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$. 2024. Bey Schließung des Verſicherungs⸗ pfichten 
vertrages find beide Theile zu beſonderer Treue, Red⸗ zahlten 
lichkeit und Aufrichtigkeit verpflichtet; und es finden vor und 
die Vorſchriſten des Erſten Theils, Tit. x. H. 539. Gli, 
lag. Anwendung. 0 fung des 

$. 2025. Hat der Verſicherer, vor Schließung zeta 
des Contracts, gewiſſe oder wahrſcheinliche Rach⸗ es 
richt, daß die Sache bereits in Sicherheit, oder die 
Gefahr, für welche die Verſicherung ertheilt werden 
ſoll, ſchon ganz uͤberſtanden ſey, erhalten, und die⸗ 
ſelbe dem Verſicherten verſchwiegen: fo muß er die 
ganze Präntie zurückgeben, und den doppelten Bes 
trag derſelben zur Strafe erlegen. 

$. 2026. Verſchweigt der Verſicherte Umſtaͤnde, 
welche nach dem vernünftigen Ermeſſen der Sachkun⸗ 
digen, auf den Entſchluß des Verſicherers, ſich in 
den Vertrag einzulaſſen, hatten Einfluß haben koͤn⸗ 
nen: ſo iſt die Aſſecuranz unverbindlich, und die 
Praͤmie verfallen. 173 5 

S. 2027. Dagegen ſoll dem Verſicherten die 
Entſchuldigung, daß die erhaltene und verſchwiegene 
Nachricht noch unzuverläßig oder zweifelhaft gewe⸗ 
ſen ſey, nicht zu ſtatten kommen. 

H. 2028. Kann er überführt werden, vor Schlie⸗ 
sung des Contracts, von einem die Sache betroffenen 
Ungluͤcksfalle ſichere Nachricht gehabt zu haben: ſo 
ſoll er noch außerdem als Betruͤger geſtraft werden. 

H. 2029. Wird die Verſicherung durch einen 
Bevollmaͤchtigten genommen: fo muß der Verſicherte 
deſſen Fehler als ſeine eignen vertreten. 

$. 2030. Soll ein Schiff verſichert werden: fo 
muß der Verſicherte, bey Vermeidung der §. 2026. 
veſtgeſetzten Strafe, die Bauart, Größe, und den 
gegenwärtigen Zuſtand deſſelben, nach ſeiner beſten 
Wiſſenſchaft angeben; auch anzeigen: ob es von ans 
derem als eichnem Holze erbauet fen; die e 

eiſe 
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Reiſe es thue; und ob es mit den erforderlichen 
Dokumenten vollſtaͤndig verſehen ſey. 2 

§. 2031. Der Verſicherte muß ferner, bey glei⸗ 
cher Strafe, dafür forgen, daß das Schiff zu der 
vorhandenen Reife in tuͤchtigen Stand geſetzt, und 
gehörig ausgeruͤſtet werde. 

$. 2032. Iſt das Schiff ein genommenes oder 
Priſenſchiff, fo muß er, be) gleicher Strafe, dem 
Verſicherer eröffnen, ob es ſchon auf einer freien 
Ahede, oder in einem freien Hafen geweſen iſt. 

$. 2033. Soll eine Cascoverſicherung zu Krie⸗ 
geszeiten geſchloſſen werden: fo muß der Verſicherte 
getreulich angeben: ob auf dem Schiffe Waaren oder 
Sachen befindlich ſind, welche fuͤr verboten geachtet 
werden, oder von den kriegführenden Maͤchten da⸗ 
für erklart worden. 

H. 2034. Verbotene Waaren find grobes Ges 
ſchuͤtz und die dazu gehörende Ammunition, ‚Gras 
naten, Bajonette, Flinten, Karabiner, Piſtolen, 
Kugeln, Flintenſteine, Lunten, Pulver, Salpeter, 
Schwefel, Picken, Saͤbel, Degen, Saͤttel, Haupt⸗ 
geſtelle, Zelte, und was ſonſt durch beſondere Ver⸗ 
träge zwiſchen den verſchiedenen Nationen einzuneh⸗ 
men verboten iſt. 

$. 2035. Von Sachen dieſer Art darf in der 
Regel kein Kauffarteiſchiff in Kriegszeiten mehr ein 
nehmen, als zur eigenen Bedürfniß erfordert wird. 

§. 2036. Maſten, Schiffholz, Taue, Segel⸗ 
tuch, Hanf, Pech, Korn, und andere Materialien, 
die in Kriegesbedürfniſſe verwandelt werden koͤnnen, 
ingleichen Pferde, gehoͤren nicht unter die verbote⸗ 
nen Guͤter. 

$. 2037. Land oder Seeoffiziere und Solda⸗ 
ten der kriegfuͤhrenden Maͤchte ſollen von neutralen 
Schiffen nicht an Bord genommen werden. 


. 2038. 
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S. 2039. Bon ben Schiffsvolke darf hoͤchſtens 
nur der Dritte Theil zu einer der kriegfüͤhrenden 
Nationen gehoren. ; . 

$. 2039. Jede Ladung eines neutralen Schiffes, 
die in einen belagerten, blockttten, oder nahe einge⸗ 
ſchloſſenen Hafen gebracht werden fol, iſt fuͤr verbo⸗ 
tenes Gut zu achten. 5 N 

$. 2040. In wie fern ein Plaz oder Hafen für 
eingeſchloſſen zu achten fen, iſt nach Vorſchriſt des 
Erſten Theile, Tit. 9. §. 219. zu beurtheilen. 

g. 2041, Hat der Verſicherte von dergleichen 
Contrebandewaaren etwas verſchwiegen: ſo iſt der 
Vertrag, in fo weit, als aus dieſer Qualitat der 
Waaren ein Schade entſteht, fir den Verſicherer uns 
verbindlich, und der Verſicherte muß gleichwohl die 
Prämie bezahlen. 2 

S. 2042, Eben fü muß, bey Waakenverſiche⸗ 
rungen, zu Kriegeszeiten genau angezeigt werden; 
ob unter dent verſicherten Gute, oder ſonſt auf dem 
Schiffe, dergleichen verbotene Stucke befindlich ſind. 

H. 2043. Der Verſicherte muß ferner anzeigen; 
ob das Schiff mit oder ohne Bedeckung und Convog 
gehe; auch wo es darunter kommen, oder dazu ſto⸗ 
Ben folle, Een } a 5 N 

9.2044 Iſt die Aiyeige unterblieben: fo haf⸗ 
tet der Verſicherer nicht, wenn das Schiff auf der 
Reiſe zur Convoy genommen wird. 1 22 

§. 2045. Soll ein bereits abgeſegeltes Schiff, 
oder deſſen Ladung, verſichert werden: ſo muß der 
Verſicherte den Ort und die Zeit der Abſegelung, ſo 
wie den Ort der Beſtimmung, ſo weit ihm dieſe 
Umſtaͤnde bekannt find, treulich anzeigen; auch alle 
ihm davon zugekommene Nachrichten und Zeitungen 
vollſtaͤndig mittheilen. „ rde 
F. 2046. Sollen Waaren gegen Seegefahr ber⸗ 
fichere werden; und es befinden ſich ſolehs darünter, 

Algen, Lands; I, Band, SS die 
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die leicht dem Verderben ausgeſetzt find: fo muͤſſen 
dieſelben nach ihter Beſchaffenheit und Quantität 
genau angegeben werden. 

$. 2047... Fuͤr verderbliche Waaren find. zu ach · 
ten, Getreide und alle Saͤmereien; alle Salze, als 
Zucker, Syrup, Vitriol, Alaun, Pot» und Weid⸗ 
aſche; feiſche, getrocknete, und eingemachte Fruͤchte 
und Kraͤuter; Blumenzwiebeln und Wurzeln; alle 
getrocknete Gallerte, vornehmlich Leim und Lakritzen⸗ 
ſaft; alle Arten von Gummi; Roſinen, Wein, Oehl, 
Flachs, Hanf, Käfe, Wolle, getrocknete Fiſche, Her 
ringe, Pelzwerk, ungetheertes Tauwerk und Kabel⸗ 
garn, kuͤnſtliche Inſtrumente, Papier und Bücher. 

§. 2048. Sind dergleichen Waaren nur unter 
dem allgemeinen Namen von Kaufmannsguͤtern, 
Schiffsladung, u. d. m. mit begriffen worden: ſo iſt 
der Verſicherer einen aus der verderblichen Qualität 
entſtenden Schaden zu vergüten nicht verbunden. 

$ 2049. Ein Gleiches gilt, wenn Sklaven oder 
lebendige Thiere nicht angegeben, ſondern nur unter 
allgemeinen Ausdruͤcken mit in die Verſicherung ge⸗ 
zogen worden. 

§. 2050. Bey Verſicherungen über das Leben 
eines Menſchen muß vorzüglich deſſen Alter, Geſund⸗ 
heitszuſtand, und Gewerbe angezeigt werden. 

$, 20517. Soll Jemandes Freiheit verſichert 
werden: ſo iſt beſonders die genaue Anzeige daruber 
nothwendig, ob er in einer fur feine Perſon gefähr- 
lichen Unternehmung begriffen ſey, oder dergleichen 
vorhabe. 

$.. 2052. Wer die Fracht von Salz, oder an⸗ 
deren dem Schmelzen unterworfenen loſe ins Schiff 
geladenen Waaren verſichern laßt, muß ausdrücklich 
anzeigen: ob die Fracht für das eingenommene, oder 
für das auszultefernde Maaß veſtgeſetzt ſey: wi⸗ 
4 drigen 
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drigenfalls das Letztere angenommen, und nur date 
nach die Veguͤtung geleiſtet wird. 

$. 2053. Werden Waaren, Mobilien und Ef⸗ 
fekten gegen Feuersgefahr verficheres ſo muß der Vers 
ſicherte die Qualitat dieſer Sachen getreulich anzeigen. 

$. 2054. Sind Schießpulver, Schwefel, Sal⸗ 
peter, Heu, Stroh, ungedroſchenes Getreide, Ta⸗ 
bafsblätter, Hanf, Flachs, Heede, getheertes Tau⸗ 
werk, Pech, Theer, Talch, Terpentinoͤhl und Thran 
darunter befindlich: fo muͤſſen fie, bey Verluſt des 
Rechts und der Praͤmie, ausdruͤcklich benannt werden. 

§. 2055. Gold, Silber, Gold- und Silberge⸗ 
ſchirr, Juwelen, Porzellain, Emaille, Spiegel, 
Glaͤſer, Gemälde, Kupferſtiche, Cabinette von Ans 
tiquitaͤten⸗ Naturalien⸗ oder Kunſtſachen, Zeichnun⸗ 
gen, Banknoten, Pfandbriefe, Wechſel- oder andere 
Schuldverſchreibungen, Contracte oder Schriften, 
Handinngsbücher und Rechnungen, ingleichen Mo⸗ 
ventien (Th. 1. Tit. 2. H. 17.) ſind nicht fuͤr verſi⸗ 
chert zu achten, wenn fie nicht ausdrücklich genannt, 
und die Verſicherung darauf mit gerichtet worden. 

H. 2056. Ferner muß derjenige, welcher Ver⸗ 
ſicherung gegen Feuersgefahr ſucht, gewiſſenhaft an⸗ 
geben: ob die Sachen in feuerfeſten Gebäuden auf⸗ 
bewahrt werden, und ob ſie gefaͤhrliche Nachbar⸗ 
ſchaft haben. 

H. 2057. Feuerfeſte Gebäude find ſolche, welche 
5 allen Seiten maſſive Mauern und Schornſteine 
aben, 

§. 2058. Ein Gebäude, welches ganz oder zum 
Theil mit einer leicht brennbaren Materie, als Schin⸗ 
deln, Bretter, Stroh, Rohr, Schilf u. d. m. gedeckt 
iſt, kann fuͤr feuerfeſt nicht geachtet werden. 

$. 2059. Fuͤr gefährliche Nachbarſchaft wird 
gehalten, wenn im Gebaͤude ſelbſt, oder in einem 
der drey nächſten Hauſer, welche das verſicherte 

re Ss 2 Gebaͤude 
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Gebäude umgeben, gefährliche Gewerbe getrieben 
werden. 

$. 2060. Ferner, wenn in einem dieſer Ge⸗ 
baude feuerfangende Sachen in größerer Quantität, 
als zum gewöhnlichen Wirthſchaftsgebrauche erfor⸗ 
derlich iſt, aufbewahrt ſind. 

§. 2061, Desgleichen, wenn eins der drey 
nächften Gebäude, welche das Haus, worin ſich die 
verſicherten Sachen befinden, umgeben, mit leicht 
brennbaren Materien ganz oder zum Theil gedeckt 
iſt. (§. 2058.) 

$. 2062. Gefährliche Gewerbe find Pulvermuͤh⸗ 
len, Stuͤckgießereien, Vitriol⸗ und Salmiakfabri⸗ 
ken, Zuckerſiedereien, chemifche Laboratoria, Apo⸗ 
theken, Goldſchmiede, Kupferſchmiede, Gelbgießer, 
Grobſchmiede, Deſtillateurs, Brauer, Brandwein⸗ 
brenner, Backer, Faͤrber, Seifenſieder, Lichtgießer 
und Töpfer, 

$. 2063. Als leicht feuerfangende Sachen wer⸗ 
den die im §. 2054. genannten betrachtet. 


gorm bes F. 2054. Jeder Verſicherungsvertrag, welcher 


Kolte 
ats, 


zwiſchen Königlichen Unterthanen, oder in hieſigen 
Landen zwiſchen Königlichen Unterthauen und Frein- 
den geſchloſſen wird, muß bey Strafe der Ungältig- 
keit ſchriftlich abgefaßt werden. 
§. 2065. Wird eine Verſicherung durch Maͤk⸗ 
ler geſchloſſen: ſo vertritt der aus ihrem Journale 
zu ertheilende Auszug die Stelle des ſchriftlichen 
Contracts. 
$. 2066. Sobald ſolchergeſtalt der Contraet ge- 
ſchloſſen iſt, muß der Verſicherer, gegen Bezahlung 
der bedungenen Prämie, den Verſicherungsbrief, oder 
die Police, nach den veſtgeſetzten Bedingungen aus, 
fertigen und unterſchreiben. 
8. 2067. Verzoͤgert der Verſicherte, nach Em» 
pfang der Police, die Aus haͤndigung der Prämie über 
Vier 
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Vier und zwanzig Stunden: ſo kann er dazu im 
Wege des executiviſchen Prozeſſes angehalten werden. 
9. 2068. Iſt keine beſondere ſchriftliche Verab ⸗ 
redung vorhergegangen: fo wird der Contract in An⸗ 
ſehung eines jeden Nerficherers für geſchloſſen geach⸗ 
tet, ſobald derſelbe den Verſicherungsbrief oder die 
Police unterzeichnet hat. , 
§. 2069. In der Police muß der Name des 1 8 
Verſicherten ausgedruckt ſeyn. ; Peer 
$. 2070. Ein Commiſſtonair, der Waaren auf 3, Wen 
fremde Rechnung verſendet, kann die Verficerufig ſccherteg⸗ 
auf ſeinen, oder auf des Eigenthuͤmers Namen 
ſchließen. i 
$. 2071. Nur Kaufleuten iſt erlaubt, mit Ber 
ſchweigung ihres Namens, unter dem Ausdrucke: 
An Zeigern dieſes, oder für Rechnung des, dem es 
angeht, Verſicherung zu nehmen. 
$. 207. Soll aber demnächſt der Verſicherer 
Vergütung leiften; fo kann er verlangen, daß ihm 
der Verſicherte genannt, und vollſtaͤndige Legitima⸗ 
tion beigebracht werde. 
$ 2073. Die Police muß ferner den Gegen⸗ b) Ge 
ſtand der erſicherung nach denjenigen Kennzeichen, ger der, 
die ihn von andern hinlänglich unterſcheiden, ent fiher 
halten. Fug 
$. 2074. Bey Seeverſicherungen muß der. Na« 
me des Schiffers und Schiffes genannt ſeyn. 
§. 2075. Wird aus Irrthum der Name des 
Schiffes ganz unrichtig angegeben: ſo iſt die Ver⸗ 
ſicherung ungültig, und die Prämie muß ohne Ab⸗ 
zug zurück gegeben werden. 
. 2076. ft aber der Verſicherte durch eigenes 
grobes oder mäßiges Verſehen in einen ſolchen Ier⸗ 
‚tum gerathen: fo kann der Verſicherer den bey dem 
Niſtorno Statt findenden Abzug machen. (Th. Ir 
Alt. 4. F. 79.) 
§. 2077. 
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2077. Ein Irrthum in Nebenbenennungen 
ſchadet nicht; auch hat es keinen Einfluß, wenn dem 
Schiffe nachher, ohne Betrug, ein anderer Name 
gegeben worden. # 

H. 2078. Wird die Größe und Beſchaffenheit 
des Schiffes unrichtig angegeben; und dadurch der 
Verſicheter veranlaßt, die Gefahr für geringer zu 
halten, als fie wirklich iſt: fo tritt die Vorſchrift 
des H. 2076. ein. 

$. 2079. Eben dies findet Statt, wenn der 
Name des Schiffers unrichtig angegeben worden. 

§. 2080. Will Jemand Waaren, die er aus 
weit entlegenen Gegenden erwartet, verſichern laſſen, 
bevor er den Namen des Schiffes und Schiffers 
erfahren hat: fo kann zwar der Contract über Guͤ⸗ 
ter in ungenannten Schiffen geſchloſſen werden; 

$. 2081. Der Verſicherte muß aber in dieſem 
Falle dafuͤr ſorgen, daß alle Umſtände, wodurch 
dieſe Beſtellung von andern gleicher Art unterſchie⸗ 
den werden kann, fo genan als möglich ausgedruckt 
werden. 

$. 2082. Beſonders ift die Qualität der Waa ; 
re; wo moͤglich auch die Zahl der Packen, Kiſten 
oder Faͤſſer, mit ihren Zeichen; der Ort der Abſen⸗ 
dung; der Name des Abſenders; das Datum der 
Beſtellungsordre und des Advisbriefs, in der Police 
zu bemerken. : 

$ 2083. Sobald der Verſicherte, nach gezeich⸗ 
neter Police, von dem Namen des Schiffers und 
Schiffes, welches die Waaren überbtingen foll, Nach⸗ 
richt erhält, muß er, bey Strafe doppelter Prämie, 
dieſelbe dem Verſicherer unverzuͤglich mittheilen. 

§. 2084. Bey Stromverſicherungen muß der 
Schiffer, und bey Landveeſicherungen der Fuhrmann, 
oder die Poſt, mit welchen die Verſendung geſchehen 
iſt, in der Police benannt werden. 

§. 2085. 
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K 2085. Wird das Leben, oder die Freiheit 
eines Dritten verſichert: ſo muß deſſen Vor⸗ und 
Geſchlechtsname, oder der Geſchlechtsname und Cha⸗ 
rakter deſſelben, oder ein anderes deutliches Kennzei⸗ 
chen, wodurch er ſich von andern Perſonen gleiches 
Namens unterſcheidet, in der Police ausgedruckt 
werden. 

§. 2086, Bey Feuerverſicherungen iſt der Ort. 
und die Lage des Gebaͤudes, worin die verſicherten 
Sachen ſich befinden, zu benennen. 

$. 2087. Haben die Contrahenten den Werth 
des verſicherten Gegenſtandes unter ſich beſtimmt; ſo 
muß ſelbiger in der Police angegeben ſeyn. 

$. 2088. Es muß ferner die Verſicherungsſum · 1 7805 
me genau beſtimmt werden. ene 

H. 2089. In allen Fällen, wenn das Leben, oder ſümme; 
die Freiheit eines Menſchen verſichert wird, muß im 
Contracte genau veſtgeſetzt ſeyn, was der Verſicherer 
zu bezahlen oder zu leiſten habe; widrigenfalls der 
Contract unguͤltig iſt. 

$. 2090. Zeichnen mehrere Verſicherer eine und 
eben dieſelbe Police: fo muß jeder von ihnen bey 
feiner Unterſchrift bemerken: auf welches Quantum 
er die Verſicherung uͤbernehme. 

$. 2091. Iſt dies unterblieben, und von kei⸗ 
nem das Verſicherungsquantum beſtimmt: ſo haften 
fie ſaͤmmtlich als Selbſtſchuldner. 

$. 2092. Hat aber der eine oder andere das 
Verſicherungsquantum beſtimmt: ſo haftet jeder für 
das Quantum ſeines naͤchſten Vormannes. 

$. 2093. Wird dadurch die Verſicherungs⸗ 
ſumme uͤberſchritten: fo haftet der leßte nur für dass 
jenige, was an der Verſicherungsſumme noch fehlt. 

$. 2094. Sowohl die Art, als die Dauer der Nen 
übernommenen Gefahr, muß nach ihrem Anfange er der 
und Ende genau beſtimmt werden. Gefahr; 

S. 2095. 
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$. 2095. Zu dem Ende muß bey See» und 
Stromverſicherungen der Ort der Ein» und Ausla⸗ 
dung oder Beſtimmung, desgleichen, ſo viel als moͤg⸗ 
lich, auch die Zeit der Abſegelung angegeben ſeyn. 

8 $. 2096. Uebernimmt der Verſicherer nur eine 
gewiſſe Art der Gefahr; fo muß dieſelbe deutlich an» 
gegeben werden. 2 

ae $. 209% Zuletzt muß in der Police auch der 
HE, wo fie gezeichnet worden, ingleichen die Unter⸗ 
ſchrift des Verſicherers beigefügt werden, 

g. zogg. Haben Mehrere auf eine Police gezeich⸗ 
net; und Einer derſelben hat das Datum nicht beige⸗ 
fest: ſo wird derjenige Tag angenommen, welchen ſein 
naͤchſter am Orte befindlicher Vormann beigefügt hat. 

$. 2099. Von der Unterſchrift des Verſicherers 
gile dasjenige, was H. 776. [ag, bey Wechſeln vor⸗ 
geſchrieben worden. g 2 

Pinten ° F. 2100. Die Pflichten des Verſicherers und 


x Konstante Verſicherten aus dem Contracte find hauptſaͤchlich 


nach dem Inhalte deſſelben zu beurtheilen⸗ 

$. 2101. Abweichungen von der Regel, Ne 
Benbedingungen, und Einſchrankungen, find nur in 
ſo weit guͤltig, als ſie in der Police, oder bey der 
Zeichnung, ausdrücklich bemerkt worden. 

2102. Iſt darin etwas dunkel oder zweideu⸗ 
tig: ſo wird jederzeit angenommen, daß die Contra⸗ 
henten in fo weit von den allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften nicht haben abweichen wollen. 

$. 2103. Die der Police eingerückte Clauſel: 
frey von Haverey, hat die Wirkung, daß der Ver⸗ 
ſicherer, außer dem Beitrage zur großen Haverey, 
für keine particulaire Beſchädigung, ſondern nur 
alsdann haftet, wenn die verſicherte Sache ganz oder 
zum Theil verloren worden. 

via s. 2104. Der Verſicherte iſt hauptſächllch zur 

d Entrichtung der verſprochenen Prämie eye 
J 2104. 
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$. 2105. Ein Commiſſionair, welcher nicht auf Pan Ab / 
den Namen des Committenten, ſondern auf feinen dci der 


8 4 inen berſſcher⸗ 
eigenen Verſicherung nimmt, haftet für die Prämie ven öh 
als Selbſtſchuldner, mie; 


$. 2106. Der Verſicherer iſt aber auch befugt, 
die Prämie, wenn er will, von dem Committenten 
ſelbſt zu fordern. (Th. 1. Tit. 13. F. 85. gd.) 

$. 2107. Die Prämie kann in Gelde, oder auch 
in andern erlaubten Vortheilen, die dem Verſicherer 
eingeräumt werden, beſtehen. 

$. 2108. Soll bey Seeverſicherungen, im Fall 
das Schiff mit Convoy ginge, ein Theil der Prä- 
mis zuruͤckgezahlt, oder im Falle das Schiff ohne 
Convoy ginge, die Praͤmie erhoͤhet werden: ſo muß 
dieſes ausdrücklich veſtgeſetzt ſeyn; widrigenfalls 
weder Verminderung noch Erhöhung der Prämie 
Statt findet. 

$. 2109. Iſt keine fpätere Friſt veſtgeſetzt: fo 
muß die Zahlung der Prämie bey Aushändigung 
der unterzeichneten Police erfolgen. 

$. 2110, Wird die Zahlung verzögert: fo kann 
der Saͤumige dazu, binnen Dreißig Tagen nach der 
Zeichnung, im Exeeutivprozeſſe angehalten werden; 
und muß zugleich von der Prämie Eins vom Hun⸗ 
dert monatlich an Zinſen bezahlen. (F. 2067.) 

§. 2111. War die Prämie nicht in Gelde ber 
dungen: ſo wird ſtatt der Zinſen das volle Intereſſe 
vergütet. (Th. 1. Tit. F. §. 287.) 

§. 2112. Iſt die Verſicherung durch einen Mäk⸗ 
ler geſchloſſen worden: fo haftet dieſer für die Praͤmie 
nur alsdann, wenn er ſie ausgehaͤndigt erhalten hat. 

$. 2143. In dieſem Falle muß er die Prämie 
unverzüglich abliefern; und wird, wenn er damit zö⸗ 
gert, außer der Verbindlichkeit zur Entrichtung der 
Zinſen, oder des Intereſſe, feines Maklerlehns für 
das Geſchüft verluſtig. 


92114 
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$. 2114. Hat der Verſicherer in der Police 
ſelbſt über den Empfang der Prämie quittirt: fo ſoll 
ihm dieſe Quittung nicht im Wege ſtehen, wenn er 
die Prämie innerhalb Dreißig Tagen nach der Zeich⸗ 
nung gerichtlich einfordert. 8 
$. 2115. Enkſteht Concurs über das Vermoͤgen 
des Verſicherten: fo hat der Versicherer, wegen der 
noch unbezahlten Prämie, vor Ablauf der Dreißig 
Tage, das Vorzugsrecht der Zweiten; nach Ablauf 
derſelben aber das in der Concursorduung näher be⸗ 
ſtimmte Vorrecht der Vierten Claſſe. 
§. 2116. Jedoch kann auch im letzten Falle, 
wenn ein Schade vergüfet werden muß, die rück 
ftandige Prämie, nebſt Zinſen oder Intereſſe, davon 
abgerechnet werden. 
b) hey §. 2117. Während der Verſicherungszeit darf 
are der Verſicherte, bey Verluſt feines Rechts, nichts 
anderun vornehmen, oder durch Andere vornehmen laſſen, 
gen. wodurch die Umſtaͤnde, unter welchen die Verſiche⸗ 
rung geſchloſſen worden, zu des Verſicherers Nach⸗ 
theil geändert werden, oder feine Gefahr vergrößert 
wird. 
§. 2118. Ereignen ſich Vorfälle dieſer Art, 
ohne Zuthun des Verſicherten: ſo muß er die erhal⸗ 
tenen Nachrichten, bey Verluſt ſeines Rechts in An⸗ 
ſehung aller nachher ſich ereiguenden Unglücksfaͤlle, 
dem Verſicherer binnen der im Erſten Theile Tit. 5. 
$. 94. [d- beſtimmten Friſten mittheilen; auch zur 
Abwendung des daraus entſtehenden Nachtheils, 
ſchleunig zweckmaͤßige Vorkehrungen treffen. 
§. 2119. In ſo weit der Verſicherte, oder deſ⸗ 
fen Commifjionait, durch eigene Schuld oder Mache 
läßigkeit, irgend einigen Schaden veranlaßt haben, 
iſt der Verſicherer zu deſſen Verguͤtung nicht ver⸗ 
bunden 8 


9. 2120, 
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$. 2120. Welchen Grad des Verſehens ein 
Verſicherter zu vertreten habe, iſt nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriften des Tit. 5, §. 278: lgg. zu 
beurtheilen. 

$. 2121. Soll bey der Seeverſicherung ein 
Schiff unter Convoy gehen; und der Verſicherte ver⸗ 
anfaßt, daß es ohne Convoy ſegelt, oder fpäter, oder 
an einem andern Orte, als er angezeigt hat, dazu 
ſtoͤßt: fo haftet der Verſicherer für keinen Schaden, 
zu deſſen Abwendung die Convoy beſtimmt war. 

§. 2122. Laßt, bey Seeverſicherungen, der 
Verſicherte die Reiſe ohne Noth, oder ohne Einwil⸗ 
ligung des Verſicherers verlängern, verkürzen, oder 
ſonſt verändern; oder das Schiff nach andern, als 
den in der Police benannten Haͤfen und Oertern 

ſegeln: fo iſt die Aſſecuranz erloſchen, und die Präs 
mie verfallen. 

§. 2123. Die Aſſecuranz erloͤſcht jedoch nur 
von dem Zeitpunkte an, da das Schiff, wegen der 
veränderten Beſtimmung, feinen Lauf wirklich geaͤn⸗ 
dert hat. 

§. 2124. Machen Seeſturm und Ungewitter, 
Verfolgung von Feinden oder Räubern, oder andere 
unvermeidliche Zufälle, eine Veränderung der Reiſe 
nothwendig: fo muß der Verſicherte, ſobald er ſol⸗ 
ches in Erfahrung bringt, den Verſicherer davon 
binnen der im Erſten Theile, Tit. 5. H. 95. 14g · bee 
ſtimmten Friſt benachrichtigen. 

. 2125. Iſt dieſes geſchehen: fo bleibt, der 
veränderten Umſtände ungeachtet, die Verſicherung 
bey Kräften. 

§. 116. Wird die Reiſe zwar nicht verändert; 
aber ohne Schuld des Verſicherten bis zu einer ge⸗ 
fährlichen Jahreszeit aufgeſchoben: ſo muß er, ſobalb 
ihm dieſes bekannt wird, dem Verſicherer davon 
Nachricht geben . 

2 9. 3127. 
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§. 2127. Verſaͤumt er dies: fo iſt die Verſi⸗ 
cherung erloſchen, und die Prämie verfallen. 

§. 2128. Iſt aber die Anzeige zu rechter Zeit 
geſchehen: fo bleibt der Verſicherer zwar an den Con⸗ 
kract gebunden; kann jedoch eine verhältnißmaͤßige 
Erhöhung der bedungenen Prämie fordern. 

H. 812. So viel als möglich müffen die Par⸗ 
teien, gleich in der Police, den Betrag der zu erhoͤ⸗ 
henden Prämie im Voraus veſtſetzen. f 

H. 2130, Dey dem Mangel einer ſolchen Ber 
ſtimmung, und wenn die Intereſſenten über den Be⸗ 
trag der Zulage ſich nicht vereinigen koͤnnen, muß 
ſelbige durch vereidete, von beiden Theilen zu erwäh⸗ 
lende Sachverſtaͤndige, nach demjenigen Satze be⸗ 
ſtimmt werden, der zur Zeit des wirklichen Antrittes 
der Reife am Orte der Verſicherung gangbar iſt. 

$. 2131. Die Erhöhung der Praͤmie findet ber 
ſonders Statt, wenn bey einer vor dem Ein und zwan⸗ 
zigſten Junius geſchloſſenen Cascoverſicherung, das 
Schiff am Vierzehnten Tage nach dem Ein und zwan⸗ 
zigſten Junius noch nicht ſegelfertig iſt. 

1 $. 2132. Bey einer nach dem Ein und zwan⸗ 

zigſten Junius geſchloſſenen Verſicherung, werden 
die Vierzehn Tage vom Ablaufe der in der Police 
beſtimmten Ladungszeit an gerechnet. 

$. 2133. Dieſe Grundſatze finden auch bey 
Verſicherungen einer ganzen Schiffsladung Statt. 

$. 2134. Bey Verſicherungen über Stuͤckguͤter 
hingegen, fie mögen vor oder nach dem laͤngſten Tage 
geſchloſſen ſeyn, werden Vier Wochen von der Zeit 
an gerechnet, da mit der Ladung angefangen worden, 

H. 2135. Hat der Verſicherte durch feine Schuld 
die Abreiſe ſo lange aufgeſchoben, daß die Gefahr 
bey derſelben vermehrt iſt: ſo muß er, bey Verluſt 
ſeines Rechts, den Verſicherer davon noch vor dem 
wirklichen Antritke der Reiſe beachcege 
9. 2136. 
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§. 2136. Alsdann Hänge es von dem Verſiche⸗ 
rer ab, gegen eine verhaͤltnißmaͤßige Erhöhung der 
Prämie bey dem Contrarte zu bleiben, oder das Ri⸗ 
ſtorno Statt finden zu laſſen. 5 

§. 2137. Will er das Letzte wählen: fo muß er 
ſich binnen der im Erſten Theile, Tit. 5. F. 94 — 102. 
beſtimmten Friſten darüber erklären; widrigenfalls er 
au den Contract gebunden iſt, und pur eine verhäfts 
nißmäßige Erhohung der Prämie fordern kann. 

$. 2138, Haben mehrere Verſicherer die Police 
zu beſondern Antheilen gezeichnet: ſo läuft einem je⸗ 
den dieſe Friſt von Zeit der ihm geſchehenen Bekannt⸗ 
machung; ohne Unterſchied, ob ſie gemeinſchaftlich, 
oder ein jeder nur für feinen Antheil gezeichnet ha⸗ 
ben. (Th. 1. Tit. 5. H. 438.) 

§. 2139. Eben dieſe Vorſchriſt §. 2124. und 
2135. findet Statt, wenn vor der Abreiſe das Schiff 
oder der Schiffer verändert wird. 

$. 2140. Bleibt von den verſicherten Waaren 
ein Theil zurück, fo muß der Verſicherte, ſobald er 
es in Erfahrung bringt, dem Verſicherer davon 
Nachricht geben. 

§. 2141. Geſchieht dies: fo findet, nach Vers 
haͤltniß der zuruͤckgebliebenen Waare, das Riſtorno 
Statt; 

5, 2142, Hat aber der Verſicherte dieſe Anzeige 
in Zeiten zu thun unterlaſſen: ſo kann er von der 
Prämie nichts abziehen, oder zurückfordern. 

. 2143. Sollen die verſicherten Waaren nach 
der Abrede in verſchiedene Schiffe geladen werden: 
und der Verſicherte beſchließt, fie faͤmmtlich nur mit 
Einem Schiffe zu verfendent fo muß er den Verſiche⸗ 
rer von dieſer Aenderung noch vor dem Abgange des 
Schiffes benachrichtigen. 8 

. 2144. Hat er dies unterlaſſen: fo haſtet der 
Verſicherer nur für diejenigen Güter, welche 115 der 

Abrede 
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Abrede in das abgeſegelte Schiff haben geladen wer- 
den ſollen; und gewinnt dennoch die ganze Prämie. 

§. 2145. Iſt aber die Anzeige zu rechter Zeit 
geſchehen: fo hat der Verſicherer binnen der $. 2137. 
vorgeſchriebenen Friſt die Wahl: ob er bey der Ver⸗ 
ſicherung bleiben, oder davon ganz abgehen wolle. 

$. 2146. Wähle er letzteres: fo findet das Ri ⸗ 
ſtorno Statt. N 

$. 2147. Eben dies gilt, wenn der Verſicherte 
Waaren, die nach der Abrede mit Einem Schiffe 
verſendet werden ſollen, in mehrere Schiffe vertheilt, 
und den Verſicherer noch vor der Abſegelung davon 
benachrichtigt. ar 
8. 2148. Iſt dies aber unterblieben: fo haftet der 
Verſicherer nur für denjenigen Theil der Waare, wel⸗ 
cher in dem durch die Police benannten Schiffe wirk⸗ 
lich abgegangen iſt, und gewinnt die ganze Prämie. 

HS. 2149. Hat der Verſicherte Waaren, die de⸗ 

reits an Bord gebracht worden, ohne Noth wieder 
aus- oder umladen laſſen: ſo haftet der Verſicherer 
weder fuͤr die Koſten, noch fuͤr die Schaͤden, welche 
bey einer ſolchen Gelegenheit entſtanden find, 
6. 2150. Hat, bey Verſicherungen auf Fracht⸗ 
gelder, der Verſicherer den Einladern die Waaren 
gegen einen Theil der Fracht zurückgegeben: fo kann 
er von dem Verſicherer für den Ausfall keine Ver⸗ 
guͤtung fordern. 0 n 

$. 2151. Wird er wegen der Zuruͤckgabe be⸗ 
langt: fo muß er binnen der §. 2137, beſtimmten Friſt, 
mit dem Verſicherer uͤber die Fortſetzung des Prozeſſes 
Rückſprache halten, und deſſen Willen befolgen. 

9. 2152, Hat Jemand fein eigenes Leben ver⸗ 

ſichern laſſen: ſo hört die Verſicherung auf, wenn 
er ohne des Verſicherers Einwilligung, außer Eu⸗ 
ropa, oder in den Krieg, oder zur See geht, oder 
ſonſt eine fiir fein Leben gefährliche Lebensart ergreift; 
es 
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es ſey denn, daß Die Berficherung auf dieſe Fülle 
ausdruͤcklich gerichtet worden. 

$. 2153. Giebt aber der Verſicherte noch in 
Zeiten dem Verſſcherer von einem ſolchen Vorhaben 
Nachricht, ſo findet für die noch nicht abgelaufene 
Zeit das Riſtorno Statt. 

§. 2154. Hat Jemand das geben eines Dritten 
verſichern Jaffen: fo heben dergleichen Vorfälle an 
und für ſich den Contract nicht auf, wenn fie fi ſich 
ohne Zuthun des Verſicherten ereignen. 

§. 2155. Gleiche Grundſatze finden bey Ber 
ſicherung der Freiheit Statt. 

§. 2156. Bey Feuerverſicherungen haftet der 
Verſicherer für keinen Schaden, der von dem Ver⸗ 
ſicherten felbit, deſſen Ehegatten, Kindern, oder En⸗ 
keln, verurſacht worden. 

$. 2157. Wird ein Theil der verſicherten Sache 
an einen andern als den in der Police beſtimmten Ort 
der Aufbewahrung gebracht: ſo hoͤrt die Gefahr des 
Verſicherers in fo weit auf, und er behäle dennoch 
die ganze Prämie, 

§. 2158. Wird aber des Verſicherten Woh 
nung, oder der in der Police beſtimmte Ort der Auf 
bewahrung ſaͤmmtlicher verſicherten Sachen veraͤn⸗ 
dert: ſo muß dieſes, bey Verluſt des Rechts, dem 
Verſicherer ſchleunig bekannt gemacht werden. 

§. 2159. Alsdann hat der Verſicherer innerhalb 
der §. 2137. beſtimmten Friſt die Wahl: e ob er den 


Contract fortſetzen, oder davon abgehen, und nach 


Verhältniß der noch nicht abgelaufenen Zeit, das 
Riſtorno Statt finden laſſen wolle. ; 
$. 2160. Wenn durch Veranlaſſung des Ver⸗ 
fiherten eine gefährliche Nachbarſchaft entſteht: fo 
iſt der Verſicherer für den daraus erwachſenden 

Schaden nicht verhaftet. 
$. 2161. 
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$. 2761. Ein Gleiches findet Statt, wenn die 
gefährliche Nachbarſchaft zwar ohne des Verſicherten 
Zuthun entſtanden iſt, derſelbe aber die davon er⸗ 
haltene Nachricht dem Verſicherer nicht binnen der 
H. 2137. beſtimmten Friſt mitgetheilt hat, 

$. 2162. Iſt die Anzeige gehörig geſchehen: 
ſo hat es bey der Vorſchrift des H. 2159. fein Be⸗ 
wenden. 

§. 2163. Eine Veraͤnderung in der Perfon des 
Eigenthümers der verſicherten Sache, aͤndert nichts in 
der Verſicherung, wenn nicht damit zugleich eine Ver⸗ 
änderung des Orts, der Aufficht, der Art der Auf 
bewahrung, oder der Nachbarſchaft verbunden iſt. 

d) bey H. 2164. Sobald der Verſicherte in Erfahrung 
Lai ben, bringt, daß der Gegenſtand der Verſicherung verun⸗ 
Schaden. gluͤckt oder beſchaͤdigt ſey, muß er, bey Verluſt ſei⸗ 
nes Rechts, den Verſicherer binnen der H. 2137, bes 
ſtimmten Feiſt davon benachrichtigen; und ſich über 
die ferner zu treffenden Maasregeln mit demſelben 
berachſchlagen, auch nach deſſen Anweiſung verfahren. 
§. 2165. In der Zwiſchenzeit muß er alles, 
was zur Abwendung oder Verminderung des Scha⸗ 

dens gereichen kann, vorkehren. . 

9 2166, Er ift jedoch befugt, von dem Ver⸗ 
ſicherer dazu einen verhaͤltnißmaͤßigen Vorſchuß zu 
fordern. 5 

§. 2167. Sind Schiffe oder Waaren aufge⸗ 
bracht, oder in Beſchlag genommen worden: fo muß 
der Verſicherte deren Freigebung betreiben, und. 
wenn darüber ein Confiscationsprozeß entſteht, waͤh⸗ 
rend deſſelben fur die ſichere Aufbewahrung der Gü⸗ 
ter bis zum Austrage der Sache ſorgen. 

§. 2168. Sind verderbliche Waaren ünter dem 
aufgebrachten, verunglückten, oder beſchaͤdigten Gu⸗ 
te: fo muß er den offentlichen Verkauf derſeſben 
bewirken. } > 

$. 2169. 


— 
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6 2169. In jedem Falle, wenn er die Verguͤ⸗ 
tung eines Schadens fordert, muß er darthun, daß 
die verſicherten Stuͤcke wirklich der Gefahr ausgeſetzt 
geweſen find; daß und welche davon befchädige oder 
verloren worden; und wle viel der daran entſtande⸗ 
ne Schade mit Inbegriff der Koſten betrage. 

§. 2170. Rur von dem Nachweiſe des Werkhs 
iſt der Verſicherte frey, wenn derſelbe ſchon in der 
Police beſtimmt worden; jedoch ſteht dem Verſicherer 
der Beweis offen, daß dieſe Taxe mehr als Zehn 
Prozent über den nach §. 1984. [gg zu beſtimmen⸗ 
den vollen Werth betrage. 

$. 2171. Die Hauptpflicht des Verſicherers bes u. pflich⸗ 
ſteht in der Vergücung des Schadens, welchen die Serie 
verſicherte Sache bey der übernommenen Gefahr ters. 
erlitten hat. 

$. 2172. Iſt die Dauer der Gefahr in der Poli⸗ Zeit ber 
ee nach Tagen, Monaten, oder Jahren beftimme; Geſahr. 
ſo iſt ſie nach dem Kalender zu berechnen. 

$. 2173. Die Tage werden von Mitternacht 
bis Mitternacht an dem Verſicherungsorte gerechnet, 
ohne auf die Zeit des Sonnenauf » oder Untergan⸗ 
ges Ruͤckſicht zu nehmen. 

$. 2174. Die Dauer einer folchen beſtimmten 
Verſicherungszeit kann durch Feine Zwifchenfälle, von 
welcher Art ſie auch ſeyn moͤgen, unterbrochen 
werden. 

H. 2175. Geht bey Seeverſicherungen von der 
auf eine beſtimmte Zeit verſicherten Sache gar keine 
Nachricht ein: ſo wird angenommen, daß ein Un⸗ 
gluͤcksfall daran während des Laufes der Verſiche⸗ 
rungszeit geſchehen ſey. 

$. 2176. Iſt die Verſicherung fo geſchloſſen, 
daß die Gefahr von einem beſtimmten Tage anfangen 
ſoll; das Schiff aber von dieſem Tage ſchon in See 
gegangen, und nachher nichts weiter von ihm gehoͤrt 

Allgem. Landr. In. Band. Tt worden; 
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worden; fo, muß der Verſicherte darthun, daß ſel⸗ 
biges erſt nach dieſem Tage verunglückt ſey. 

$. 2177. Iſt die Verſicherung dergeſtalt geſchloſ⸗ 
ſen, daß ſie erſt von einem auf der Reiſe des Schiffs 
gelegenen zum An⸗ oder Einlaufen beſtimmten Ort 
anfangen ſoll; das Schiff aber iſt dieſen Ort vor⸗ 
bey geſegelt: fo haftet der Verſicherer nicht für den 
Schaden. 

$. 2178. War aber der Ort nicht zum An⸗ 
oder Einlaufen beſtimmt, ſondern nur als ein Punkt 
im Wege des Schiſſes, von welchem die Verſiche⸗ 
rung gelten ſolle, angegeben: ſo haftet der Verſiche⸗ 
rer für den Schaden, ſobald das Schiff dieſen Ort 
vorbey geſegelt iſt. 

$. 2179. Iſt wegen des Anfangs der Gefahr in 
der Police nichts beſtimmt: fo wird, bey einer Cas⸗ 
coverſicherung, der Verſicherer von dem Augenblicke 
an verhaftet, da der Schiffer Ladung oder Ballaſt 
einzunehmen anfaͤngt. 

$. 2180. War die Verſicherung bloß auf die 
Hinreiſe geſchloſſen: ſo dauert die Gefahr des Ver⸗ 
ſicherers bis zur Ankunft am Beſtimmungsorte, und 
daſelbſt geendigten Loſung. 8 

$. 2181. Rimmt jedoch das Schiff aufs neue 
Ladung ein: ſo endigt ſich die Gefahr, ſobald mit der 
neuen Ladung angefangen worden. 

S. 2182. Iſt das Casco auf die doppelte Reiſe 
verſichert: ſo dauert die Gefahr durch die Zeit, waͤh⸗ 
rend welcher das Schiff auf die Ruͤckladung wartet, 
bis zur geendigten Loſung der Retourfracht. 

H. 2183, Geht die Verſicherung des Casco bloß 
auf die Rüͤckreiſe: fo fange ſich die Gefahr an, for 
bald der Schiffer Ruͤckladung einnimmt, wenn auch 
die uͤberbrachte Fracht noch nicht völlig geloſet wäre, 

§. 2184. Bey verſicherten Waaren und Gütern 
nimmt die Gefahr ihren Anfang, ſobald jedes Pack, 


Faß, 
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Faß, oder Kiſte, über den Bord des Schiffes ge⸗ 
langt, oder zum Behufe der Einſchiffung in leich ; 
tere Fahrzeuge geladen worden. 7 

$. 2185. Die Gefahr hoͤrt auf, ſobald jedes 
Stuͤck unmittelbar vom Schiffe, oder von den zur 
Loſung gebrauchten Fahrzeugen, am Beſtimmungs⸗ 
orte gelandet iſt. 

$, 2186. Der Verſicherer iſt daher verhaftet, 
wenn die Waaren in Quarantainehaͤuſer gebracht 
werden muͤſſen, und daſelbſt Schaden leiden. 

§. 2187. Liegen jedoch die Quarantainehaͤuſer 
dergeſtalt auf dem feſten Lande des Beſtimmungsor⸗ 
tes, daß kein weiterer Transport auf der See erfor⸗ 
dert wird: ſo haftet derſenige, welcher bloß auf See⸗ 
gefahr gezeichnet hat, für keinen in dieſen Häuſern 
vorgefallenen Schaden. 

S 2188. Auch haftet der Verſicherer, wenn bey 
dem Ein⸗ oder Ausladen das Hebezeug oder der Wins 
detakel zerbricht, und dadurch die verſicherten Waa⸗ 
ren Schaden leiden. f 

$. 2189. Die Loſung muß moͤglichſt beſchleu⸗ 
nigt, und ohne erhebliche Hinderniſſe deren Beendi⸗ 
gung nicht uͤber Funfzehn Tage nach der Ankunft 
verzogert werden. 

$. 2190. Selbſt im Falle erheblicher Hinder⸗ 
niſſe haſtet der Verſicherer nicht länger, als Ein und 
zwanzig Tage nach der Ankunft. 

§. 2191. Eben dieſe Grundſaͤtze ($- 2184. 1d.) 
finden bey Verſicherungen auf Frachtgelder Anwen⸗ 
dung. 

§. 2192. Iſt auf das Casco allein gezeichnet, 
ohne ausdruͤcklich zu beſtimmen, daß die Gefahr nur 
auf die Hinreiſe eingeſchraͤnkt fen; fo geht die Ver⸗ 
ſicherung auf die doppelke Reiſe. 


Tt 2 $, 2193. 
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§. 2193. Iſt auf Waaren allein ohne ſolche 
Beſtimmung gezeichnet: ſo verſteht ſich die Verſi⸗ 
cherung nur von Einer Reiſe. 

$. 2194. Dies gilt auch bey Verſicherungen 
auf Frachtgelder. 

$ 2195. Iſt auf Casco und Waaren zugleich 
ohne weitere Beſtimmung gezeichnet, ſo geht die Ver⸗ 
ſicherung, auch in Anſehung des Casco, nur auf 
Eine Reiſe. 

$. 2196. Sind in der Police mehrere Beſtim⸗ 
mungsorter durch den Beiſatz „und“ mit einander 
verbunden: ſo hat der Verſicherte die Wahl: ob 
und wie viel er von der Ladung an jedem Orte ab⸗ 
ſetzen will. 

$. 2197. Der Verſicherer haftet alsdann fo lan⸗ 
ge, bis die ganze Ladung an einem oder mehreren 
dieſer Oerter gelöfet iſt. 

$. 2198. Sind aber die mehrern beſtimmten 
Oerter durch den Beiſatz „oder“ verbunden: fo muß 
der Verſicherte an Einem derſelben die ganze La⸗ 
dung loſen. 

$. 2199. Setzt er an Einem derſelben ohne 
Moth nur einen Theil der Ladung ab: fo iſt der Ver⸗ 
ſicherer für den Ueberreſt der Waaren, und bey Casco | 
verſicherungen, für die nachherigen Beſchaͤdigungen 
nicht weiter verhaftet. 

$. 2200. War zur Zeit der gezeichneten Police 
das verſicherte Schiff oder Gut bereits verungluͤckt 
oder befchädige, und der Verſicherte hat davon 
Nachricht gehabt: fo finden die Vorſchriften . 2026. 
bis 2028. Anwendung. 

$. 2201. Ob er dergleichen Nachricht gehabt 
habe, darüber kann der Verſicherer eidliche Angabe 
von ihm fordern. 

§. 2202. Kann nicht ausgemittelt werden, daß 
der Verſicherte bereits Nachricht gehabt; er haͤtte 

aber 
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aber dergleichen ſchon haben koͤnnen; fo iſt dennoch 
der Verſicheter für einen ſolchen Verluſt nicht ver⸗ 
haftet; ſondern es findet das Riſtorno Statt. 

$. 2203. Ob der Verſicherte einen vor Zeich⸗ 
nung der Police ſich ereigneten Ungluͤcksfall habe wiſ⸗ 
ſen koͤnnen, muß nach dem Zeitverlaufe beurtheilt 
werden, binnen welchem eine Nachricht vom Orte 
der Ereigniß, bis zu demjenigen, wo die Verſiche⸗ 
rung geſchloſſen worden, gelangen kann. 

$. 2204. Dabey wird auf den gewoͤhnlichen 
Lauf der Poſten Ruͤckſicht genommen; im zweifelhaf⸗ 
ten Falle aber werden Zwey Stunden auf jede deut⸗ 
ſche Meile gerechnet. 

$. 2205. Muß die Nachricht ganz oder zum 
Theil über See kommen: fo iſt in fo weit diejenige 
Zeit zu rechnen, binnen welcher ein Packetboot die 
Reiſe gewöhnlich zu machen pflegt. 

$. 2206. Hat ſich der Unglücksfall auf offner 
See ereignet: ſo wird fuͤr den Zwiſchenraum, vom 
Orte der Ereigniß, bis an den naͤchſten Handelsplatz, 
von welchem die Nachricht hat gegeben werden koͤn⸗ 
nen, eine verhältnißmäßige Zeit, namlich Zwey 
Stunden auf die Meile gerechnet. 

§. 2207. Kann nach vorſtehenden Grundſätzen 
nicht ausgemittelt werden, daß der Verſicherte vor 
Zeichnung der Police von dem ſich ereigneten Un⸗ 
gluͤcksfalle Nachricht haben koͤnnen: fo iſt die Ver⸗ 
ſicherung verbindlich. 

$. 2208. War jedoch das verſicherte Schiff 
oder Gut zur Zeit der Zeichnung ſchon uͤber die ge⸗ 
wohnliche Zeit ausgeblieben: fo haftet der Verſicherter 
für die vorher ſich ereigneten Unglücksfälle nur als⸗ 
dann, wenn der Verſicherte alle zu ſeiner Wiſſen⸗ 
ſchaft gelangten Umſtände redlich angezeigt hat, und 
der Contract ausdrücklich auf alle gute und ſchlimme 
Zeitungen geſchloſſen worden. 

g. zac 9. 
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§. 2209. Iſt bey See⸗ und Stromverſicherun⸗ 
gen keine beſondere Art der Gefahr beſtimmt, für 
welche der Verſicherer nur haften ſoll! fo trifft ihn 
jeder Schade, den die Sache durch aͤußere Vorfälle 
leidet. 

$. 2210. Dahin gehört beſonders Sturm, Une 
gewitter, Schiffbruch, An⸗ und Ueberſegelung, Trieb⸗ 
eis, Strandung, Brand, Repreſſalien, feindliche 
Aufbringung, oder Pluͤnderung von Kriegsschiffen, 
Kreuzern, Kapern und Seeraͤubern, Diebſtahl und 
dergleichen. 

$. 2211. Hat das Schiff nach der Police un⸗ 
ter Convoy ſegeln ſollen; iſt aber durch Wind und 
Wetter zu ihr zu ſtoßen verhindert, oder von ihr 
getrennt worden: ſo muß der Verſicherer auch die 
Folgen eines ſolchen Zufalls tragen. 

§. 2212. Iſt das verſicherte Schiff oder Gut 
wegen des von einem Dritten, der die Stelle des 
Verſicherten nicht vertritt, ohne des letztern Vor⸗ 
wiſſen getriebenen Contrebandehandels, unrichtiger Der 
klaration, Einlaufens in verbotene Häfen, oder ſon⸗ 
ſtiger Uebertretung der vorhandenen Geſetze und Ord⸗ 
nungen, angehalten und eingezogen worden: ſo muß 
der Verſicherer für den Schaden haften. 

$. 2213. Sind die verſicherten Waaren ſelbſt, 
wegen eines dem Verſicherten unbekannt geweſenen 
Verbots, außerhalb Landes confiscirt worden: ſo haf⸗ 
tet der Verſicherer dafür nur in dem Falle, wenn das 
Verbot während der Reiſe ergangen iſt. 

$. 2214. Doch muß der Verſicherte zuvor auf 
Erfordern eidlich erhaͤrten, daß er weder von einem 
ſchon vorhanden geweſenen, noch von einem bevor⸗ 
geſtandenen Verbote Kenntniß gehabt habe. 

$. 2215. Aller Schade, welcher dem verſicher⸗ 
ten Gute durch Schuld der Rheder, oder eines Drit⸗ 
ten, der nicht die Stelle des Verſicherten vertritt, 
ohne 
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ohne des letztern Zuthun entſteht, muß von dem Vers 
ſicherer getragen werden; welcher dagegen ſeinen Re⸗ 
greß an den Urheber des Schadens zu nehmen hat. 

$. 2216. Ferner haftet der Verſicherer für ale 
len Schaden, der dem verſicherten Schiffe oder Gu⸗ 
te, durch des Schiffers, der Steuerleute, oder des 
Volks Unerfahrenheit, Unvorſichtigkeit, Nachläßig⸗ 
keit, Muthwillen oder Bosheit zugefügt wird, in ſo 
weit der Verſicherte aus dem Vermoͤgen des Schul⸗ 
digen, und aus dem Schiffe, nebſt der Fracht, ſei⸗ 
ne Befriedigung nicht erlangen kann. a 

$. 2217. Dahin gehört beſonders, wenn das 
Schiff übel verſehen und gedichtet, oder die Güter 
ſchlecht geſtauet, oder durch darauf gelegte naſſe und 
fließende Waaren verdorben ſind. 

$. 2218, Hat jedoch ein Rheder bey der Aus⸗ 
wahl des Schiffers ein grobes Verſehen begangen: ſo 
kann er von ſeinem Verſicherer keinen Erſatz der durch 
den Schiffer verurſachten Schäden fordern. 

H. 2219. Eben dies findet Statt, wenn ein Be⸗ 
frachter ben Auswahl des Schiffes ein grobes Ver⸗ 
ſehen begangen hat. 

§. 2220. Der Verſicherer eines Casco iſt nicht 
zum Erſatze verbunden, wenn die Schiffsgeraͤch⸗ 
ſchaften wahrend der Reiſe durch den ordentlichen 
Gebrauch brechen, oder abgenußt und zernichtet 
werden. A 

H. 2221. Dahin gehört auch das Brechen der 
Maſten oder der Taue, ingleichen der Verluſt der 
Anker oder Segel, wenn der Schade nicht durch 
Sturm, oder ſonſt durch außerordentliche Zufälle 
veranlaßt wird. J 

§. 2222. Eben fo haftet der Verſicherer bey 
Waaren und Guͤtern fuͤr keinen Schaden, der aus 
der natuͤrlichen Beſchaffenheit ſelbſt, aus ihren an 

ehlern 
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Fehlern und Mängeln, und aus der ſchlechten Fu: 
ſtage oder Emballage entſteht. 

§. 2223. Wenn alſo Weine ſauer werden; 
Oehle verderben; Früchte faulen oder ſonſt umkom⸗ 
men; Getreide oder Kaftanien ſich anſtecken; oder 
die Waare durch innerlich erzeugtes Ungeziefer bes 
Sean wird: ſo trifft der Schade den Verſicherten 
allein. 

$. 2224, Eben dies gilt von einem durch Anfreſ⸗ 
fen, Benagen und Zernichten, von Mäufen, Ratten 
oder anderem Ungeziefer verurſachten Schaden. 

§. 2225. Iſt aber die Reiſe durch Zufall unge⸗ 
wohnlich verzögert worden: fo muß der Verſicherer 
auch dergleichen bey verderblichen Waaren aus ſolchem 
Aufenthalte entſtandenen Schaden tragen. 

§. 2226, Ferner haftet der Verſicherer nicht, 
wenn Weine, Oehle, oder andere fluͤßige Waaren 
verlecken, ohne daß dieſes eine Folge vom Stoßen 
des Schiffes, vom Stranden, oder von einem an⸗ 
dern Ungluͤcke iſt. 
F. 2227. Bey Negerſklaven haftet der Verſiche⸗ 
rer nicht für das Leben derſelben, wenn fie an Krank⸗ 
heiten ſterben; oder ſich ſelbſt umbringen; oder eine 
Revolte anfangen, und dabey Schaden leiden. 

$. 2228. Ohne ausdrückliche Abrede darf der 
Verſicherer den aus dem Fallen der Preiſe entſte · 
henden Nachtheil nicht vergüten. 

§. 2229. Auch ſolchen Schaden, der durch die 
große Havereirechnung wirklich vergütet wird, darf 
der Verſicherer nicht uͤbernehmen. 

$ 2230. Dagegen muß er aber den etwanigen 
Ausfall, ſo wie auch den Beitrag, welcher von der 
verſicherten Sache zur großen Haverey hat entrich⸗ 
tet werden muͤſſen, verguͤten. 

§. 2231. Außer dem Schaden, muß der Ver⸗ 
ſicherer zugleich fuͤr alle beſondere und extraordinaire 

Koſten 
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Koſten haften, welche der verſicherten Sache wegen 
vorgefallen ſind, und durch die große Haverey nicht 
verguͤtet werden. 

H. 2232. Der Verſicherer eines Schiffes muß 
die Liegekoſten vertreten, wenn das Schiff, ohne 
Veranlaſſung der Rheder oder Befrachter, durch hoͤ⸗ 
here Macht angehalten, oder auszulauſen verhindert 
worden. 

§. 2233. Eben ſo muß, bey Waaren, ein Ver⸗ 
ſicherer für die Schäden und Koſten haften, welche 
durch das Umladen der Waaren entſtanden ſind; im 
Fall dies Umladen durch einen Zufall, oder durch 
die Schuld des Schiffers oder feiner Leute verurſacht 
worden. ö 

H. 2234. Hauptſaͤchlich aber muß der Verſi⸗ 
cherer diejenigen Koſten vertreten, welche bey ſich 
ereignetem Ungluͤcksfalle, zum Beſten der verſicher⸗ 
ten Sache verwendet werden müſſen. 

§. 2235. Bey Feuerverſicherungen haftet der Beſon⸗ 
Verſicherer für allen Feuerſchaden, welche der ver⸗ Feuern, 
ſicherten Sache, ohne Verſchulden des Verſicherten ſſcherun⸗ 
ſelbſt, deſſen Ehegatten, Kinder oder Enkel, ver⸗ gen. 
urſacht wird. 

§. 2236. Er haftet auch alsdann, wenn das 
Feuer durch Verſchulden der Hausgenoſſen und Do⸗ 
meſtiken des Verſicherten entſtanden iſt. 

$. 2237. Unter Hausgenoſſen find alle diejeni⸗ 
gen zu verſtehen, welche in den Gebaͤuden, wo die 
verſicherten Stuͤcke aufbewahrt werden, ihren Auf⸗ 
enechalt haben 

§. 2238. Geſchwiſter, und entferntere Were 
wandten des Verſicherten, werden zu den Hausge⸗ 
noſſen gerechnet. 

$. 2239. Nur alsdann iſt der Verſicherer frey, 
wenn ſolche Umſtande vorhanden find, daß der Ver⸗ 
ſicherte, nach Vorſchrift des Erſten Theils 15 6. 

„56. 


Ausmit⸗ 


telung des 
Schadens. 


666 Zweiter Theil. Achter Titel. 


F. 56 — 64., auch die unerſaubten Handlungen ſei⸗ 
ner Hausgenoſſen oder Dienſtboten vertreten muß. 
$. 2240. Sind, bey entitandener Fenersgefahr, 
die verſicherten Sachen bey dem Retten und Forts 
ſchaffen beſchaͤdigt oder verloren worden: fo muß der 
Verſicherer auch dafür Vergütung leiſten. 

H. 2241. Für die zur Rettung der verſicherten 
Sachen verwendeten Koſten muß der Berficherer eben⸗ 
falls haften. 

g. 2242, Iſt nach vorſtehenden Grundſaͤtzen an 
einem verſicherten Schiffe, Gute, oder andern Ob⸗ 
jekte ein Totalſchade entſtanden, welchen der Ver⸗ 
ſicherer zu vertreten hat: fo beſtimmt ſich das von ihm 
zu entrichtende Quantum aus der Police von ſelbſt. 

$ 2243. Iſt die Verſicherung auf Schiff und 
Ladung gerichtet, ohne daß der Werth eines jeden in 
der Police beſonders beſtimmt waͤre; und das Schiff 
wird während der Reife für unbrauchbar erkläre: fo 
wird ein Drittheil der gezeichneten Summe für das 
Schiff gerechnet, bis ein höherer. oder geringerer 
Werth deſſelben, in Verhaͤltniß gegen die Ladung, 
nachgewieſen werden kann. 

§. 2244. Wenn bey Frachtverſicherungen die 
Police nicht taxirt iſt: fo zahlt der Verſicherer, im 
Falle eines Totalſchadens, die durch Connoiſſemente 
oder Charte⸗Partie zu erweiſende, wirklich bedungen 
geweſene Fracht, und die zur kleinen Haverey gehoͤ⸗ 
renden Auslagen, bis zum Betrage der gezeichneten 
Summe. 1 

§. 2245. Sind Waaren für Rechnung der 
Rheder geladen; oder iſt ſonſt keine Fracht bedungen: 
ſo wird die Fracht zum Grunde gelegt, welche am 
Ladungsorte, zu der Zeit, als das Schiff in Ladung 
gelegen hat, für ahnliche Waaren und Reiſen ge⸗ 
wohnlich iſt. 


F. 2246. 
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$. 2246. Iſt die verſicherte Sache nur beſchaͤ⸗ 
digt worden, oder nur zum Theil verloren gegangen: 
ſo muß der eigentliche Betrag des Schadens ausge⸗ 
mittelt werden. ; 

H. 2247. Bey Schiffen beſtimmt denſelben die 
vor der Ausbeſſerung vorzunehmende Unterſuchung, 
und der darnach anzufertigende Koſtenanſchlag. 

§. 2248. Zu dieſer Unterſuchung muß ein er⸗ 
fahrner Schiffer, Schiffsbaumeiſter, Repſchlaͤger und 
Segelmacher, entweder durch Uebereinkunft der In⸗ 
tereſſenten gewaͤhlt, oder von der Obrigkeit ernannt, 
und in beiden Fällen vereidet werden. 

$ 2249. Bey Waaren muͤſſen die beſchaͤdigten 
Stücke von den unbeſchaͤdigten gehörig abgeſondert, 
und erſtere durch vereidete Taxatoren gewuͤrdigt, hier⸗ 
naͤchſt aber oͤffentlich verkauſt werden. h 

$. 2250 Sind keine oͤffentlich beſtellte kunſt⸗ 
erfahrne Taxatoren zu haben; ſo koͤnnen auch an⸗ 
dere von beiden Theilen zu erwaͤhlende glaubwuͤrdige 
Männer gebraucht werden. 

H. 2251. Die Taxe muß geſchehen, ehe noch 
der Empfänger die Guͤter in ſeine Gewahrſam 
übernimmt, f 

9.2252. Hat der Empfänger die Waaren ans 
genommen, ohne den Schaden vorher unterſuchen 
und abfchägen zu laffen: fo wird der Verſicherer frey. 

. 2253. Iſt der Empfänger nur Bevollmaͤch⸗ 
tigter geweſen: ſo bleibt derſelbe dem Verſicherten 
verantwortlich. 

F. 2254. Iſt nach dem Gutachten der Taxato⸗ 
ren der Schade an den verſicherten Waaren ſo be⸗ 
ſchaffen, daß ſie zu ihrer eigentlichen Beſtimmung 
gar nicht weiter zu gebrauchen find: fo, müffen felbis 
ge für Rechnung des Verſicherers, ohne weitere 
Ruͤckſprache, ſogleich öffentlich an den Meiſtbieten⸗ 
den verkauft werden. 
§, 2255. 
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— 


FS. 2255. Ein Gleiches muß geſchehen, wenn 
die beſchaͤdigten Waaren an ſich unter die verderb⸗ 
lichen gehoͤren. 

H. 2256. Außer diefen beiden Fällen iſt der Ver⸗ 
ſicherte, oder deſſen Commiſſionair ſchuldig, nach 
aufgenommener Taxe zuvor mit dem Verſicherer über 
den Verkauf Rüͤckſprache zu halten, und deſſen Anwei⸗ 
ſung zu befolgen. 

$. 2257. Das aus ſolchem Verkaufe geloͤſete 
Geld erhaͤle der Verſicherte, auf Abſchlag der ihm 


von dem Verſicherer zukommenden Verguͤtung. 


Verech 
nung des 
Schadens. 


$. 2258. Die Würdigung muß bey Schiffen an 
dem Orte, wo ſie zuerſt einlaufen, und bey Waaren 
an dem Orte, wo ſie ausgeladen werden, geſchehen. 

F. 2259. Der daſelbſt gegenwärtige Verſicherer, 
oder deſſen dem Schiffer bekannt gemachter Commiſ⸗ 
ftonaie, muß dabey mit zugezogen; außerdem aber 
dem Verſicherer ein zuverlaßiger Mann, zur Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Rechte, zugeordnet werden. 

$, 2260. Die Würdigung muß unter gericht⸗ 

licher Auſſicht erfolgen. 
F. 2261. Doch ſoll, wenn die Schadensauf⸗ 
nehmung außerhalb Landes geſchieht, auch die Zu⸗ 
ziehung des Conſuls der Nation, von welcher der 
Verſicherer iſt, oder eines Rotarii und zweier Zeus 
gen hinreichend ſeyn. 

H. 2262. Die Schadensberechnung ſelbſt muß, 
wenn beide Theile darüber uneinig find, von vereides 
ten Sachkundigen oder Diſpacheurs, nach den ihnen 
vorzulegenden richtig befundenen Briefſchaften und 
Beweismitteln, angefertigt werden. 

$. 2263. Bey beſchaͤdigten Schiffen ergiebt ſich 
der Beitrag deſſen, was der Verſicherer verguͤten muß, 
aus dem aufgenommenen Anſchlage. (F. 2247.) 

$. 2264. Iſt der vormalige Werth des Schif⸗ 
ſes in der Police beſtimmt, und nicht voll * 
0 
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— 


fo wird der Schade nur nach Verhaͤltniß der ge⸗ 
zeichneten Summe vom Verſicherer vergütet. 

$. 2265. Bey beſchaͤdigten Waaren ergiebt ſich 
die zu verguͤtende Summe aus Vergleichung des ge⸗ 
loͤſeten Geldes, gegen den comptanten Marktpreis 
am Beſtimmungsorte. . 

$. 2266. Wird aber die beſchaͤdigte Waare im 
Nothhafen verkauft: fo muß der Einkaufspreis aus ⸗ 
gemittelt werden. 

$. 2267. Dies geſchieht auf den Grund der 
Faktur und Einkaufsrechnung, mit Zuſchlagung der 
Ladungskoſten, der Fracht, des Beitrages zur klei⸗ 
nen Haverey, der Verſicherungspraͤmie, und ande⸗ 
rer Unkoſten, welche die Waare gewoͤhnlich bis zum 
Verkauf am Beſtimmungsorte erfordert. 
6. 2263. Betraͤgt die gezeichnete Summe we⸗ 
niger, als der nach vorſtehenden Grundſaͤtzen aus⸗ 
zumittelnde Werth der Waaren: fo muß der Scha⸗ 
de zwiſchen beiden Theilen, nach Verhaͤltniß des 
Verſicherungsquanti zum ausgemittelten Werthe, ver⸗ 
theilt werden. 1 

$. 2269. Sind Waaren von gleicher Art bey 
Mehrern verſichert, und es kann nicht ausgemittelt 
werden, von wem die beſchaͤdigten verſichert ſind: 
fo tragen ſammtliche Verſicherer den Schaden auf 
vorſtehende Art, nach Verhaͤltniß der gezeichneten 
Summen. ; 

§. 2270. Iſt zur Zeit des entſtandenen Un⸗ 
gluͤcks die verſicherte Sache ſchon durch ſolche Vor⸗ 
fälle, wofür der Verſicherer nicht einſteht, beſchä⸗ 
digt geweſen: ſo wird der Betrag dieſes Schadens 
nach dem Gutachten vereideter Sachverſtändigen in 
Abzug gebracht. 

9. 2271. Bey Frachtverſicherungen wird, im 
Falle eines Partialſchadens, auf die Taxe in der Po⸗ 
lice keine Ruͤckſicht genommen, ſondern der Ver⸗ 


ſicherte 


670 Zweiter Theil. Achter Titel. 


ſicherte muß durch Connoiſſemente und Charte-Par⸗ 
tie die bedungen geweſene Fracht, und die kleine 
Haverey erweiſen. 
§. 2272. Was er weniger erhalt, wird, in 
Verhaͤltniß des ausgemittelten Betrages der bedun⸗ 
genen Fracht und der kleinen Haverey, prozentweiſe 
berechnet; und der Verſicherer bezahlt fo viel Pro: 
zente von der gezeichneten Summe. 
$. 2273. Wenn aber die gezeichnete Summe 
die wirklich bedungene Fracht und kleine Haverey 
W fo bezahlt der Versicherer nur jene Dif⸗ 
erenz. 
$. 2274. Betraͤgt bey an ſich verderblichen 
Waaren, der Schade nur Zehn; bey unverderb⸗ 
lichen aber, ingleichen bey Cascoverſicherungen, un⸗ 
ter Drey Prozent von der verſicherten Summe ge⸗ 
rechnet: fo kann der Verſicherte keine Vergütung 
fordern. ; 
$. 2275. Iſt ein Schade durch Schuld und 
Verſehen des Schiffers, der Steuerleute, oder des 
Schiffsvolks geſchehen: ſo muß der Verſicherte alle 
Muͤhe anwenden, auf Koſten des Verſicherers, aus 
des Schuldigen Vermoͤgen, aus dem Schiffe oder 
deſſen Frachtgeldern, den Erſatz ſeines Schadens zu 
erhalten. 
$. 2276. Mur fo weit, als er ſolchergeſtalt zu 
feiner Befriedigung ganz oder zum Theil nicht gelan⸗ 
gen kann, iſt er dieſelbe von dem Verſicherer zu 
fordern berechtigt. 
§. 2277. Dem Verſicherer ſteht jedoch frey, den 
Prozeß gegen den Schuldigen ſelbſt zu uͤbernehmen, 
ohne daß er dazu eine Vollmacht oder Ceſſion noͤ⸗ 
thig hat; er muß aber alsdann dem Verſicherten 
die Verguͤtungsſumme auf deſſen Verlangen ſogleich 
bezahlen. 


8. 2278. 
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$. 2278. Hat außer dem Schiffer oder Schiffs⸗ 
volke, ſonſt ein Dritter, der nicht die Stelle des 
Verſicherten vertritt, den Schaden verurſacht: fo iſt 
der Verſicherte ſchuldig, die Klage wider denſelben 
ſogleich anzuſtellen, und den Prozeß, auf Koſten des 
Verſicherers, ſo lange gehoͤrig fortzuſetzen, als die⸗ 
fer, nach dem Laufe der Poſten, dazu die noͤthigen 
Verfügungen ſelbſt treffen kann. } 

§. 2279. Wegen der Muͤnzſorte, worin die Von 
Zahlung von dem Verſicherer geleiſtet werden muß, Falun 


gelten die Vorſchriften des Erſten Theils, Tit. 16. ane 
$. 74. q. Game, 


$. 2280. Die Zahlung muß an denjenigen ges 
ſchehen, auf deſſen Namen die Police lautet, oder 
dem ſie von dieſem cedirt worden. 

§. 2281. Iſt nach $. 2071. die Verſicherung an 
Zeigern dieſes, oder fuͤr Rechnung des, den es an⸗ 
geht, geſchloſſen: ſo kann der Verſicherer zwar an 
jeden Inhaber ſicher zahlen; jedoch haͤngt es von ihm 
ab, von der Vorſchrift des §. 2072: Gebrauch zu 
machen. ei 

$. 2282. Von der zu zahlenden Vergüͤtungs⸗ 
ſumme kann der Verſicherer Zwey Procent in Abs 

zug bringen, wenn er dieſer Befugniß nicht aus⸗ 
druͤcklich entſagt hat. ; 

$. 2283. Bey einem Totalſchaden ſowohl, als 
bey Partialjchäden, muß die Verguͤtung binnen Zwey 
Monaten, vom Tage der Bekanntmachung und An⸗ 
deutung, entrichtet werden; wenn binnen dieſer Zeit 
die erforderlichen Beweiſe beigebracht werden. 

H. 2284. Werden die erforderlichen Beweiſe 
fpäter beigebracht: fo iſt die Zahlung binnen Acht 
Tagen vom Tage der angelegten Difpache zu leiſten. 

§. 2285. Von der hiernach zu beſtimmenden 
Zahlungszeit, oder wenn die zu leiſtende Vergütung 
erſt durch Prozeß veſtgeſetzt wird, vom Tage der Fin 

gehaͤn⸗ 
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gehändigten Klage, kann der Verſicherte auch die im 
Erſten Theile, „Tit. 11. H. 827. Ia. beſtimmten Ver⸗ 
zoͤgerungszinſen fordern, 

$. 2286. Auf die Zwiſchenzeit kann er in den⸗ 
jenigen Faͤllen Sicherheitsbeſtellung verlangen, da 
gefegmäßige Gründe zum Arreſtſchlage vorhanden 
ſind. 

$. 2287. Bey Verſicherungen der Freiheit ei⸗ 
nes Menſchen, muß der Verſicherer die gezeichnete 
Summe binnen Acht Tagen von dem Tage an be⸗ 
zahlen, da ihm die eingegangene glaubhafte Nach⸗ 
richt von der Gefangennehmung des Verſicherten an⸗ 
gedeutet, oder in Ermangelung vollſtaͤndiger Bewei⸗ 
ſe, bis zur Beibringung derſelben hinreichende Si⸗ 
cherheit beſtellt worden. 

§. 2288. Der b. 2282. beſtimmte Abzug der 
Zwey vom Hundert findet in einem ſolchen Falle 
nicht Statt. 

§. 2289. Iſt der Verſicherte ohne Loͤſegeld frey 
gekommen: fo wird der Verſicherer dadurch nicht au⸗ 
ßer Verbindlichkeit geſetzt, noch kann er die bereits 
gezahlte Summe zurückfordern. 

$ 2290. Dagegen findet die Zurückforderung 
Statt, wenn der Verſicherte vor der Ausloͤſung geſtor⸗ 
ben iſt; jedoch muß alsdann der Wittwe und den 
Kindern des Verſtorbenen der Vierte Theil der ge⸗ 
zeichneten Summe gelaſſen werden. 

$. 2291. Iſt auf die Freiheit eines Menſchen 
keine beſtimmte Summe in der Police gezeichnet: 
fo muß der Verſicherer für alle Koſten zu der vers 
ſuchten Losmachung des Gefangenen haften. 

$. 2292. Doch ſoll, bey ermangelnder Verei 
nigung, auf den Antrag des Verſicherers, ein Drit⸗ 
ter von der Obrigkeit beſtellt werden, der das Aus⸗ 
löſungsgeſchaͤft auf Rechnung des Verſicherers, wel⸗ 
cher den Vorſchuß dazu hergeben muß, * 

8 2293. 
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§. 2293. Iſt das Leben eines Menſchen ver⸗ 
ſichert ! fo muß die gezeichnete Summe binnen Zwey 
Monaten, nach dem Tage, da die von ſeinem Ab⸗ 
ſterben eingegangene glaubhafte Nachricht dem Ver⸗ 
ſicherer angedentet worden, bezahlt werden. 3 

§. 2294. Iſt der zur Dauer der Verſicherung 
beſtimmte Zeitpunkt verfloſſen, ohne daß von dem 
Leben oder Tode der verſicherten Perſon Nachricht 
eingegangen wäre: ſo iſt der Verſicherer zu nichts 
verbunden, bis das Abſterben während der Verſiche⸗ 
tungszeit erwieſen wird. 

2 §. 2295. War die Verſicherung ausdruͤcklich 
zum Behufe einer bevorſtehenden Gefahr geſchloſſen, 
und die verſicherte Perſon iſt dieſer Gefahr wirklich 
ausgeſetzt geweſen : fo muß der Inhaber der Police die 
geſetzliche Friſt, nach deren Verlauf ein Verſchollener 
für todt erkläre werden kann, abwarten, 

§. 2296. Die Tobeserflärung muß der Inha⸗ 
ber auf ſeine Koſten ſuchen, nach deren Erfolg aber 
kann er die gezeichnete Summe fordern. 

$. 2297. In der Zwiſchenzeit kann er verlan⸗ 
gen, daß ihm landuͤbliche Zinſen von der gezeichneten 
Summe, ſeit dem Ablaufe der zur Dauer der Ver⸗ 
ſicherung beſtimmten Zeit, gezahlt werden. 

$. 2298. Wird hiernaͤchſt erwieſen, daß der 
Verſicherte während des zur Dauer der Verſicherung 
beſtimmten Zeitpunktes verſtorben ſey: ſo muß nichts 
deſtoweniger die volle gezeichnete Summe bezahlt wer⸗ 
den; wird aber dieſer Beweis nicht geführt: ſo wer⸗ 
den die genoffenen Zinſen von der gezeichneten Sume 
me abgerechnet. 

§. 2299. Findet ſich hiernaͤchſt der Verſchollene 
wieder ein, oder kann ſonſt erwieſen werden, daß er 
die Jahre der Verſicherung überlebt habe: ſo muß 
der Empfänger die gezeichnete Summe, jedoch ohne 
Zinſen, zuruͤckzahlen. 

Allgem. Lands, Ul. Baud, un 5. 2300. 
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Pom. F. 2300. Von vorſtehenden aus dem Aſſecu⸗ 
1 ranzvertrage fließenden Verbindlichkeiten kann keine 


von beiden Parteien ſich, weder ganz noch zum Theil, 
einſeitig losmachen. 


F $. 2301. Doch kann der Verſicherer von den 
959% zur Rettung oder Freimachung der verſicherten Sache 


29 des 


erforderlichen Koſten fich befreien, wenn er fich, nach 
entſtandenem Ungluͤcksfalle, zur Zahlung der ganzen 
gezeichneten Summe erbietet. 

F. 2302, Er muß ſich aber darüber binnen der 
im Erſten Theile, Tit. 5. F. 95. vorgeſchtiebenen 
Friſt, von der Zeit an gerechnet, da ihm der geſche⸗ 
hene Unglücksfall mit den Hanptumftanden vollſtaͤn⸗ 
dig gemeldet worden, ſchriftlich erklären. 

F. 2303. Zögert er damit: fo muß er alle bis 
zum Zeitpunkte der Erklaͤrung bereits verwendete 
a noch außer dem Verſicherungsquanto, be⸗ 
zahlen. 


Rerfihers H. 2304. Der Berficherte kann ſich feiner Ver⸗ 


ten. 


bindlichkeic, zur Rettung der verſicherten Sache fer- 
ner allen Fleiß und Muͤhe anzuwenden, nur in dem 
Falle entziehen, wenn bey Seeverſicherungen ein To⸗ 
talſchade hoͤchſtwahrſcheinlich iſt; und dies durch ger 
börig beigebrachte Beweiſe dargethan worden. 

0 95 2305. Dies findet beſonders Statt, wenn ein 
Schiff über die zur Reiſe gewohnliche Zeit ausbleibt, 
und davon keine Nachricht eingeht; welches der Ver⸗ 
ſicherte auf Erfordern eidlich beftärken muß. 

F. 2306. Ferner, wenn das Schiff, ohne daß 
ein Fehler in der Bauart oder Ausrüſtung daran 
Urſach wäre, während der Reiſe unbrauchbar wird; 
und entweder gar nicht, oder nicht ohne ſehr erheb⸗ 
liche Koſten, ausgebeſſert werden kann. 

g. 2307. Die Koften werden für erheblich ges 
achtet, wenn ſie mehr betragen, als das Schiff, nach 
der Reparatur, den Werth des Wraks abgerechnet, 
werch ſeyn wurde. 

H. 2308. 
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g. 2308. Auch wenn ein Schiff und Gut auf⸗ 
gebracht, angehalten, oder in Beſchlag genommen 
worden, und deſſen Befreiung oder Losmachung un⸗ 
gewiß und weit ausſehend iſt, kann daſſelbe von dem 
Verſicherten abandonnirt werden 75 

H. 2309; In allen Fallen des §. 2304, kaun der 
Verſicherte dem Verſicherer andeuten, daß er ihm die 
verficherte Sache uͤberlaſſe, und dagegen die Zahlung 
der gezeichneten Summe von ihm verlange. 

H. 2310, Zwey Monate nach dem Tage der 
ihm zugekommenen Andeutung muß der Verſicherer, 
gegen Aushaͤndigung der noͤthigen Documente, Zag⸗ 
lung leiſten. e "RO 5 

§. 2311. Will der Verſicherte Schiff und Gitt 
abandonniren, weil ſelbiges über die gewöhnliche Zeit 
ausgeblieben iſt: fo kann, wenn das Schiff von und 
nach einem Hafen in der Dft- oder Nordsee be 
ſtimmt war, die Andeutung geſchehen, ſobald Deey 
Monate uber die gewohnliche Zeit verlaufen ſind. 

§. 2312. War aber das Schiff von oder nach eine m 
andern jedoch europaͤiſchen Hafen beſtimmt: fo muß ein 
Zeitraum von Sechs Monaten abgewartet werden. 

§. 2313. Zwey Monate nach dieſer Andeutung 
muß der Verſicherer die gezeichnete Summe zahlen; 
kaun jedoch davon Acht vom Hundert in Abzug 
bringen. n 

§. 2314, Will der Verſicherer ſich zu diefer 
Zahlung nicht bequemen: ſo muß der Verſicherte 
Ein Jahr und Zwey Monate, von Zeit der Abſe⸗ 
gelung des Schiffes an, in Geduld ſtehen, k 
F. 2315. Nach Verlauf diefer Zeit aber muß 
der Verſicherer die volle gezeichnete Summe, auch 
ohne Abzug der ſonſt gewohnlichen Zwey vom Hun⸗ 
dert, bezahlen. 5 

H. 2316. Soll ein außer Europa beſtimmtes 
Schiff, weil es über die gewoͤhnliche Zeit ausgeblie⸗ 
ben ft, abandonnirt . ſo muß der . 

U 2 bey 
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bey Schiffen, welche die Linie nicht paſſiren, Ein 
Jahr und Sechs Monate, von Zeit der Abſegelung, 
abwarten. 

$ 2317. Hat das Schiff die Linie paſſiren ſol⸗ 
len: ſo muß ein Zeitraum von Drey Jahren abge⸗ 
wartet werden. 

§. 2318. Iſt nach Ablauf dieſer Friſten noch 
keine Nachricht eingegangen: ſo muß der Verſicherer 
binnen Acht Tagen, ohne Abzug der Zwey Procent, 
Zahlung leiſten. 

$. 2319. Ein angehaftenes, weggenommenes, 
oder aufgebrachtes Schiff oder Gut, deſſen Befreiung 
ungewiß, oder weitausſehend iſt, kann nach Sechs 
Monaten von der Zeit an, da die erfolgte Beſchlag⸗ 
nehmung dem Verſicherer bekannt gemacht worden, 
abandonnirt werden. 

$. 2320. Iſt die Aufbringung außerhalb En ⸗ 
ropa geſchehen: ſo muß der Verſicherte den Verlauf 
Eines Jahres abwarten. 

$. 2321. Kann jedoch der Verſicherte beibrin⸗ 
gen, daß ein ſolches Schiff mittelſt rechtlichen Er⸗ 
kenntniſſes für verwirkt, oder für eine gute Priſe 
erklart worden: fo ſteht ihm frey, es ſofort zu aban⸗ 
donniren, und von dem Verſicherer nach H. 2310. 
Zahlung zu fordern. 

$. 2322. Die Andeutung des Abandonnements 
muß gerichtlich, oder durch einen Notarium, oder 
vereideten Makler geſchehen. 

g §. 2323. Es muß unbedingt geſchehen, und 
kann nicht wieder zurückgenommen werden. 

H. 2324. Auch muß die ganze verſicherte Sache 
abandonnirt werden, wenn fie gleich nicht zum vollen 
Werthe verſichert geweſen ſeyn ſollte. 

$. 2325. Bey einer Cascoverſicherung muͤſſen 
die Rheder auch die Fracht mit abandonniren; au⸗ 
ßer wenn das Schiff ohne die Einrechnung der Aus⸗ 
tüftungsfoften verſichert worden. ($. 1986.) 2 

K. 2326. 
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$. 2326. Iſt wäßrend der Reiſe Ein Theil der 
verſicherten Waaren ausgeladen worden: ſo kann der 
Verſicherte die gezeichnete Summe nur nach Ver⸗ 
haͤltniß des Werths der nicht ausgeladenen Waaren 
fordern. 
§. 2327. Nach geſchehenem Abandonnement 
hängt es lediglich von dem Verſicherer ab, was für 
Muͤhe oder Koſten er zur Rettung oder Freimachung 
der Sache anwenden wolle. + 
$. 2328. Der Verſicherte ift jedoch verbunden, 
ihm dazu behüfflich zu ſeyn, fo weit dies ohne feine 
Koſten, und ohne beſondere Muͤhe oder Beſchwerde 
geſchehen kann. 
$. 2329. Alles, was noch gerettet wird, kommt 
dem Verſicherer zu gute, wenn auch die abandonnirte 
Sache nicht zum vollen Werthe verſichert geweſen 
ſeyn ſollte. 
$. 2330. Bey allen übrigen Arten von Verſiche⸗ 
rungen findet gar kein Abandonnement Statt. 
$. 2331. Hat aber, bey Feueraſſecuranzen, der 
Verſicherer die gezeichnete Summe bezahlt: ſo gehoͤrt 
ihm alles, was von den verſicherten Sachen gerettet, 
oder aufgefunden wird. 
§. 2332. Der Verſicherte iſt ſchuldig, dem 
Verſicherer dazu die ihm bekannt gewordenen Nach⸗ 
richten mitzutheilen, und ſich auf Erfordern darüber 
eidlich zu reinigen. 
$. 2333. Wenn der Aſſecuranzeontraet ohne Nom Ri⸗ 
Schuld des Verſicherten ruͤckgͤngig wird; und alſo Ford. 
der Verſicherer gar keine Gefahr gelaufen iſt: fo muß 
letzterer die bereits erhaltene Prämie zurückzahlen. 
8. 2334. Er kann ſich jedoch ein halb Procent 
von dem verſicherten Capitale abziehen und einbe⸗ 
alten. 
0 §. 2335. Veträͤgt die Prämie ſelbſt nicht über 
Zwey Procent: fo kann nur Ein Viertel der Praͤ⸗ 
mie abgezogen werden. N 
§. 2336. 
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$. 2336. Das Riſtorno findet alsdann Statt, 
wenn mehrere Verſicherungen über den vollen Werth 
der Sache ohne Schuld des Verſicherten geſchloſſen 
worden, und alſo die Eine wieder, aufgehoben wer⸗ 
den muß, (F. 2007, 2008,) 

§. 2337. Ferner, wenn der Verſicherte die Une 
kernehmung, auf welche die Verſicherung geſchloſſen 
worden, aus erheblichen Gründen ganzlich einſtellt. 

H. 2338. Auch alsdann, wenn ſonſt . vor⸗ 
gefallener Zufälle und Hinderniffe, die Unternehmung 
ganzlich unterbleibt. 

§. 2339. Muß aber ein bereits ausgelaufenes 
Schiff, wegen widrigen Windes, oder aus andern 
Urſachen, wieder zuruͤckkehren, und die Reiſe ganz 
lich einſtelen: fo kann der Verſicherer, außer dem 
halben Procent, noch einen verhaͤltnißmaͤßigen W. 
zug machen. 

$, 2340, Dieſer Abzug muß nach Verhältniß 
der bereits ausgeſtandenen Gefahr, allenfalls durch 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruch, beſtimmt werden. 

H. 2341. Die Reiſe wird für ganz eingeſtellk 

geachtet, wenn die Ladung ganz geloſet werden muß, 
un das Schiff aus zubeſſern. 
F. 2342. Wird aber von dem Verſicherer irgend 
ein Schade aus dem Contracte verguͤtet: fo findet 
das Niſtorno nicht Statt, und die Verſicherung iſt 
beendigt. 

§. 2343, Iſt ein Schiff oder Gut auf mehrere 
Orte zugleich verſichert; und auf jeden Ort eine ber 
ſondere Prämie beſtimmt; fo findet das Riſtorno in 
Alnſehung derjenigen Praͤmien Statt, welche für 
Orte beſtimmt waren, wohin das Schiff oder Gut 
nicht wirklich gegangen iſt. 

F. 2344. In Anſehung eines Theils der Prä⸗ 
hie findet das Riſtorno, in den §. 2141, 2146. 
2153. 2159, beſtimmten Fallen Anwendung. 
§. 2345. 
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$. 2345. Bey Verſicherungen auf imaginairen 
Gewinn iſt das Riſtorno nur alsdann zulaͤßig, wenn 
die Unternehmung, worauf ſelbige geſchloſſen worden, 
ohne Schuld des Verſicherers nicht Statt findet. x 
$. 2346. Kann der Verſicherte zu feiner Befrie⸗ Meriähr 
digung nicht gelangen: fo muß er deshalb richter⸗ g. 
liche Huͤlfe nachſuchen. 
§. 2347. Die Klage muß binnen Sechs Mo⸗ 
naten angeſtellt werden, wenn der Schade in der 
Nord- oder Oſtſee, oder in einem Hafen an dieſen 
Kuͤſten geſchehen iſt. 
§. 2348. Hat ſich aber der Schade im mittel ⸗ 
ländifchen Meere und deſſen Häfen, in der Levante, 
dem Archipelagus, oder an den Küften der Barba⸗ 
rey zugetragen: ſo muß die Anſtellung der Klage bin⸗ 
nen Jahresfriſt erfolgen. . N 
H. 2349. Bey einem in andern entferntern 
Welttheilen vorgefallenen Schaden, findet ein Zwei⸗ 
jähriger Zeitraum Statt. 
$ 2350. Dieſe Friſten laufen, bey einem To⸗ 
talſchaden, von dem Augenblicke an, da der Ver⸗ 
ſicherte über die Hauptumſtaände vollſtaͤndige Nach⸗ 
richt erhalten hat. il 
§. 2351. Iſt ein gehoͤriges Abandothnement era 
folgt: ſo läuft die Verjährung von dem Tage der 
Andeutung deſſelben, ohne Rückſicht auf die nachher 
etwa eingegangene Nachricht. 4 
§. 2352, In allen übrigen Fällen hingegen faͤngt 
die Verjährung von der Zeit an, da der Schade fo 
weit liquide geworden iſt, daß die Klage angeſtellt 
werden koͤnnen. 
$. 2353. Sind diefe Friſten verfloſſen, und 
der Verſicherte kann keine ſolche Umſtaͤnde nachweiſen, 
welche nach Vorſchrift des Erſten Theils, Tit. 9. 
§. 512 — 534. den Anfang der Verjaͤhrung hindern, 
oder die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand be⸗ 
gründen: ſo iſt fein Anſpruch ganz erloſchen. 
$. 2354. 
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$. 2354. Die Verjährung kann nur durch An⸗ 
ſtellung einer gerichtlichen Klage, oder dadurch un⸗ 
terbrochen werden, daß der Verſicherer ſich ſchrift⸗ 
lich zur Vergütung erboten hat. 

$. 2355. Sind uͤber die Verguͤtung Unterhand⸗ 
lungen gepflogen worden: ſo wird die darauf ver⸗ 
wendete Zeit, bis zu dem Zeitpunkte, da ſelbige we⸗ 
gen der Weigerung des Verſicherers abgebrochen wor⸗ 
den, in die Verjaͤhrungszeit nicht mit eingerechnet. 

§. 2356. Iſt die Verjährung einmal unterbro⸗ 
chen: fo dauert der Anſoruch dreißig Jahre. 

§. 2357. Wegen rückſtändig gebliebener Prä⸗ 
mie erföfche die Klage nur innerhalb der gewoͤhnli⸗ 
chen Berjährungsfeiften. 

$, 2358. Mit Einforderung des Riſtorno hat 
es gleiche Bewandniß. 


Vierzehnter Abſchnitt. 
Von der Bodmerey. 


Was §. 2359. Bodmerey iſt ein Darlehnscontract, 
10 bey welchem der Gläubiger, wegen Verpfändung ei⸗ 
nes Schiffes, oder der Ladung deſſelben, oder beider 
zuſammen, die Seegefahr übernimmt. 
$. 2360. Dagegen kann er ſich ein den erlaubten 
Zinsſatz überſteigendes Aufgeld verſchreiben laſſen. 
§. 2361. Die Beſtimmung dieſes Aufgeldes 
«hängt lediglich von der Vereinigung beider Theile ab. 
$. 2362. Ein Darlehn auf Schiff oder Ladung, 
bey welchem der Glaͤubiger keine Seegefahr uͤber⸗ 
nimmt, hat nicht die Vorrechte einer Bodmerey. 
$. 2363. Sind in einem ſolchen Abkommen hoͤ⸗ 
here als die an dem Orte des geſchloſſenen Contracts 
unter Kaufleuten erlaubten Zinſen bedungen worden: 
A iſt daſſelbe für einen wucherlichen Contract zu 
achten. 


9. 2364. 
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$. 2364. Diejenigen Perfonen, welchen nach Wer 
$. 1939 — 1942. unterſagt iſt, Verſicherungen zu Bl 
ertheilen, dürfen auch, bey gleicher Strafe, kein fen 
Geld oder Geldeswerth auf Bodmerey geben. me. 

§. 2365. Wer in der Faͤhigkeit, Darlehne aufs 
zunehmen, eingeſchraͤnkt iſt, kann keine Bodmerey 
nehmen. (Th. 1. Tit. 11. 8. 675. [qq .) 

H. 2366. Jeder einzelne Rheder kann feine 
Schiffspart verbodmen. 

§. 2367. Auch kaun das ganze Schiff von allen 
Rhedern zuſammen, oder von ihrem gemeinfchaftlis 
chen Faktor verbodmet werden. 

§. 2368. Auf die, Schiffspart eines einzelnen 
Rheders koͤnnen die übrigen, oder deren Diſponent, 
auch wider des Eigenthuͤmers Willen, Bodmerey 
nehmen, wenn derſelbe den ſchuldigen Beitrag zur 
Ausruͤſtung oder Ausbeſſerung des Schiffs verwei⸗ 
gert, oder zur Ungebühr verzögert. 

§. 2369. Bodmerey auf die Fracht N fin · 
det nicht Statt. 

$. 2370. Eben fo wenig kann fie über die 
Heuer des Schiffsvolks geſchloſſen werden. 

$. 2371. In beiden Fallen iſt der Vertrag un⸗ 
gültig; und das gegebene Darkehn zum Beſten der 
Secarmen verfallen. 

$. 2372. Jeder einzefne Befrachter kann feinen 
Theil der Ladung verbodmen. 

$. 2373. Dieſe Beſugniß steht auch dem Schiffer 
und dem Schiffsvolkr, in Abſicht der unter Billi⸗ 
gung der Geſetze, oder Bewilligung der Rheder, für 
eigene Rechnung mitgenommenen Waaren zu. 

9. 2374. Kein Rheder oder Befrachter darf 
über den gemeinen Werth des Schiffes, oder der La⸗ 
dung (Th. 1. Dit. r. 8. 177. Sgg.) am Orte und 
zur Zeit des geſchloſſenen Contracts, Bodmerey 
nehmen. 


§. 237 
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§. 2375. Hat er es gleichwohl gethan: fo ſoll 
er als ein Betrüger geſtraft werden; und fuͤr das 
mehr Empfangene, nebſt Sechs Procent Zinſen, 
auch alsdann haften, wenn die verbodmete Sache 
verungluͤckt. g 

H. 2376. Bey gleicher Strafe darf weder ein 
Rheder, noch Befrachter, Bodmerey uͤber Gegen ⸗ 
ſtände ſchließen, die bereits zu ihrem vollen ia 
Werthe verſichert find, 

$. 2377. Geſchieht dies dennoch: fo muß dem 
Bodmereigeber das verſchriebene Capital ohne Abzug 
bezahlt werden, wenn auch die verbodmete Sache 
verloren geht. 

$. 2378. Iſt aber Schiff oder Ladung nur zum 
Theil verſichert: ſo kann der freigebliebene Theil, bis 
zum vollen gemeinen Werthe, noch beſonders ver⸗ 
bodmet werden. 

§. 2379. Der Schiffer kann nur im Nothhafen 
Bodmerey ſchließen. 

$. 2380. Er kann aber alsdann ſowohl das 
Schiff allein, als auch Schiff und Ladung zuſam⸗ 
men, nicht aber die Ladung allein verbodmen. 

§. 2381. Es macht in dieſem Falle keine Aen⸗ 
derung, wenn gleich Schiff und Ladung bis zum 
vollen gemeinen Werthe verſichert ſeyn ſollten. 

§. 2382. Eben fo wenig hat es Einfluß, wenn 
gleich der Schiffer Theil an der Rhederey nimmt. 

F. 2383. An dem Orte, von welchem er aus⸗ 
ſegelt, und am Beſtimmungsorte, iſt er, ohne Spe⸗ 
cialvollmacht der Rheder oder Befrachter, nicht be⸗ 
fugt, Bodmerey zu ſchließen. 

2384. Auch in einem ſolchen Zwiſchenhafen, 
wo er an Bevollmaͤchtigte der Rheder oder Befrach⸗ 
ter gewieſen worden, ſoll er, ohne Vorwiſſen und 
Einwilligung derſelben, keine Bodmerey nehmen, 


§. 2385. 
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§. 2385. Was der Schiffer zu beobachten habe, 
wenn er in einem Motbhafen Bodmerey nimmt, iſt 
oben verordnet, (F. 1499. lag.) 

$. 2386. Wird eine ſolche Bodmerey in einem 
hieſigen Hafen geſchloſſen: ſo muß der Geber, bey 
Verluſt der Vorrechte aus dem Bodmerey⸗Contracte, 
dahin ſehen, daß der Schiffer dieſe Vorſchrift genau 
beobachte. 

g. 2387. In Abſicht derjenigen Bodmerey⸗Con⸗ 
tracte hingegen, welche in auswärtigen Häfen ge⸗ 
ſchloſſen worden, ſind die Geſetze des Orts zur Richt⸗ 
ſchnur zu nehmen. 

§. 2388. Wer einem Schiffer wiſſentlich zu ans 
derm Gebrauche, als zum Beſten des Schiffs oder 
Guts, Bodmerey giebt, kann ſich nur allein an den 
Schiffer und deſſen Schiffspart, oder andere Habſe⸗ 
ligkeit, halten. 

§. 2389. Ein Bodmereigeber, welcher ſich mit 
dem Schiffer zum Schaden der Rheder und Befrach⸗ 
ter verſtanden hat, muß dem Letztern fuͤr allen aus der 
Bodmerey entſtandenen Nachtheil als Selbſtſchuldner 
haften, und ſoll als ein Betrüger geſtraft werden. 

§. 2390. Bodmerey-Contracte ſollen in Köͤ⸗ 05 bes 
niglichen Landen, bey Strafe der Ungültigkeit, -ſchrift, zen Eg, 
lich errichtet werden. teaets. 

§. 2391. Iſt jedoch die Bodmerey durch einen 
Makler geſchloſſen worden; fo kann der von demſel⸗ 
ben zu ertheilende Auszug ſeines Journals die Stelle 
des ſchriftlichen Contracts vertreten. 

$ 2392. Bloß mündliche Verabredungen zur 
Bodmerey find ungültig, wenn auch in der Abſicht, 
einen Bodmerey⸗Contract zu ſchließen, ein unaus⸗ 
gefülltes Blanket ausgeſtellt, und unterſchrieben wor⸗ 
den. (Th. 1, Tit. F. H. 155, [ag, Tit. 11. §. 727.) 

$. 2393. Der Bodmereibrief muß vorzuͤglich 
enthalten: die Namen des Gebers und des Nehmers; 
die Benennung des Schiffs und des Schiffers; die 

zu 
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zu zahlende Summe; die vom Geber uͤbernommene 
Seegefahr; und die Beſtimmung der verbodmeten 
Sache. 

$. 2394. Ein Schuldſchein, worin bloß allge 
mein bemerkt worden, daß die Valuta oder der Werth 
auf Bodmerey genommen ſey, iſt für keinen Bod⸗ 
mereibrief zu achten. 

H. 2395. Wegen der Muͤnzſorte findet dasje⸗ 
nige Anwendung, was H. 759. lag. bey Wechſeln 
vorgeſchrieben iſt. 

$. 2396. Auch in Abſicht der Unterſchrift des 
Namens gilt alles dasjenige, was $. 776. bey 
Wechſeln verordnet worden. 

$. 2397. Sind wegen ber vom Geber übernom⸗ 
menen Seegefahr, im Bodmereibriefe keine beſondern 
Verabredungen enthalten: fo treffen ihn alle die Vor⸗ 
fälle, für welche, nach $. 2171. fgg., bey der See⸗ 
verſicherung der Verſicherer einſtehen muß. 

§. 2398. Iſt keine Zahlungszeit beſtimmt: fo 
wird angenommen, daß die Berichtigung binnen Acht 
Tagen nach der Ankunft des Schiffes erfolgen ſolle. 

§. 2399. Iſt die Bodmerey nicht ausdrücklich 
nur auf die Hin⸗ oder auf die Rückreiſe, oder auf 
beide zuſammen geſchloſſen: fo muß, bey verbodmes 
ten Waaren, die Zahlung an dem in der Charte 
Partie, oder im Connoiſſemente bemerkten Beſtim⸗ 
mungsorte geschehen. 

§. 2400. Iſt in einem ſolchen Falle das Schiff 
allein verbodmet: fo wird der Contract auf die Hin⸗ 
und Herreiſe gezogen. 

§. 2401. Doch muß die Bodmereiſchuld ſogleich 
bezahlt werden, wenn das Schiff binnen Zwey Mo⸗ 
naten die Rerourreiſe ohne unverſchuldete Hinderun⸗ 
gen nicht angetreten hat. 

$. 2402, Sind Schiff und Waaren zugleich 
ohne weitere Beſtimmung verbodmet: ſo 1 

od⸗ 
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Bodmereigeber die in Sicherheit gebrachten Waa⸗ 
ren, wenn gleich das Schiff auf der Rückreiſe ver⸗ 
loren geht. 1 

H. 2403. Eben das findet Statt, wenn die Waa⸗ 
ren verloren gehen, und das Schiff gerettet wird. 

$. 2404. Für die von den Rhedern geſchloſſene 
Bodmerey haftet der Regel nach nur das Schiff, 
oder die Schiffspart des einzelnen Rheders, welcher 
die Bodmerey geſchloſſen hat. 

§. 2405. Eben fo wird, für die von einem Bes 
frachter geſchloſſene Bodmerey, nur deſſen Antheil 
an der wirklichen Ladung verhaftet, 

$. 2406. Dagegen ift für die vom Schiffer 
im Nothhafen genommene Bodmerey Schiff und La⸗ 
dung zugleich verhaftet, wenn nicht das Gegentheil 
im Bodmereybriefe veſtgeſetzt worden. 

8. 2407. Der Bodmereigeber haͤlt ſich an Schiff 
und Ladung, oder welchen Theil derſelben er will, 
fo lange, bis fein Bodmereibrief berichtigt iſt. 

§. 2408. Bodmerey, welche der Rheder in Koͤ⸗ 
niglichen Landen nimmt, muß gleich einer Verpfaͤn⸗ 
dung, auf den Original⸗Schiffsurkunden verzeichnet 
werden. (Th. 1. Tit. 20. 9. 301, lud.) 

H. 2409. Eben fo find bey einer Bodmerey auf 
Waaren, wenn fie in hieſigen Landen von dem Cie 
genthuͤmer derſelben, oder deſſen Bevollmaͤchtigten 
geſchloſſen wird, die Vorſchriften des Erſten Theils, 
Tit. 20. $. 376. [ag. zu beobachten. 

§. 2410. Iſt dies verabſaͤumt worden: fo ſteht 
die Bodmerey den Verpfaͤndungen, bey welchen dieſe 
Vorſchriften beobachtet find, ohne Ruͤckſicht des Als 
ters nach. e . 

$ 2411. Nimmt der Schiffer Bodmerey, es 
ſey inn⸗ oder außerhalb Landes: ſo iſt er ſchuldig dar 
für zu ſorgen, daß felbige auf den Schiffsurkunden, 
und wenn Waaren verbodmet worden, auf dem Con⸗ 
noiſſement gehoͤrig verzeichnet werde; auch muß er, 

im 
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im letztern Falle, den Empfänger der verbodmeten 
Waaren ſogleich davon benachrichtigen. 
$. 2412. Unterlaͤßt es dies: fo haftet er jedem 
Dritten fur allen daraus entſtehenden Schaden. 
pachten H. 2413. Beh Schließung des Bodmerey⸗ Coti« 
ie tracts muß von beiden Theilen alles dasjenige beob⸗ 
gun des achtet werden, was §. 2024. [ag. dem Verſicherten 
Rd dem Verſicherer zur Pflicht gemacht if, 
9. 2414. In allen Fallen, da wegen unterlaſ⸗ 
ſeuer Befolgung dieſer Vorſchriſten, eine Seever⸗ 
ſicherung unguͤltig wird, (§. 2025. 2026. 2030, 
2031.) findet auch eben dies bey dem Bodmerey⸗ 
Contraete Statt. 1 Ä 
$. 2415. Hat alsdann der Bodmereinehmer 
den Fehler begangen: fo muß er die völlige Bodme⸗ 
reiſchuld, ſammt allen erweislichen Koſten bezahlen. 
H. 2416. Iſt aber der Fehler von Seiten des 
Bodmereigebers vorgefallen: ſo verliert er, zur Stra⸗ 
fe, das gegebene Darlehn, und der Nehmer muß 
ſelbiges, nebſt Zinſen, vom Tage des Empfanges, 
zur Armenkaſſe bezahlen. au 
Pom Ri, F. 2417. In allen den Fällen, da bey Sewves 
bernd. ſicherungen das Niſtorno zugelaſſen iſt 9, 2007: 2136, 
2139. 2141: 2202, und 2337: findet ſelbiges auch 
bey der Bodmerey Statt; “ 
$. 2418. Bedienk der Nehmer ſich deſſelben: 
ſo muß er das erhaltene Darlehn, nebſt Sechs Pro⸗ 
cent Zinſen vom Tage des Empfanges, und der ver⸗ 
urſachten Koſten, wohin auch die Koſten der von 
dem Geber uͤber die Bodmerey etwa genommenen 
Verſicherung gehoͤren, erſtatten. 
Fi. 2419. Sollte der Bodmereinehmet bloß un⸗ 
ter Vorſpiegelung einer zu machenden Reiſe oder 
Verſendung, Geld zu erhalten geſucht haben: ſo muß 
er außerdem die bedungene Bodmereiprämie, in fo 
weit ſelbige die gewöhnlichen Zinſen uͤberſteigt, an 
die Schiffs⸗Armencaſſe zur Strafe erlegen: 
9. 2420. 
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§. 2420. Wird das Riſtorno von dem Geber 
ausgeübt: fo erhaͤſt er bloß das Darlehn ohne Zin⸗ 
fen und Koſten zurück. h 

$. 2421. In beiden Fällen bleibt ihm, bis zur 
erfolgenden Zahlung, die verbodmete Sache eben ſo 
verhaftet, als wenn der Contract nicht ruͤckgängig 
geworden ware. 

$. 2422. Auch nach geſchloſſenem Contracte pfichten 
liegt dem Nehmer alles dasjenige ob, was §. 211. mers 105 
Lad. dem Verſicherten zur Pflicht gemacht worden. geſchloſ⸗ 

$. 2423. Hat er davon etwas verabſaumt: ſo Eon 
wird der Geber von der übernommenen Seegefahr trate, 
frey, und es muß demfelben die völlige Bodmerey⸗ 
ſchuld bezahlt werden, wenn gleich die verbodmete 
Sache ganz oder zum Theil verunglückte. N 

9: 2424. Wird durch das Riſtorno die auf Ladung 
geſchloſſene Bodmerey nur zum Theil rückgaͤngig: fo 
finden die Vorſchriften des §. 2418. und 2420, nach 
Verhaͤltniß der zuruͤckgebliebenen, gegen die abgegan⸗ 
genen Waaren, Anwendung, und es haften, bis zur 
erfolgenden Zahlung, dem Geber ſowohl die zuruͤck⸗ 
gebliebenen als die abgegangenen Waaren. i 

$. 2425. Der Geber haftet für die Seegefahr 
der verbodmeten Sache gleich einem Verſicherer, und 
es finden ſowohl wegen der Zeit, als wegen der Art 
dieſer Gefahr die Vorſchriften des H. 190 - 2190. 
und 2209 — 2234: Anwendung, in fo fern im Bod⸗ 
mereibriefe keine ausdrückliche Ausnahme veſtgeſetzt 
worden. 2 

ö. 2426. Iſt die verbodmete Sache durch die 
nach §. 2209. Id. zu beurtheilende Seegefahr ganz 
verloren gegangen: ſo erloͤſcht der Anſpruch des 
Bodmereigebers. 

$. 2427. Iſt ſie aber nur zum Theil verungluͤckt: 
fo haͤngt es von der Wahl des Rehmers ab: die Bod⸗ 
mereiſchuld zu bezahlen, oder dem Geber die verbod⸗ 
mete Sache zu feiner Befriedigung zu überlaſſen. 

H. 2428. 
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H. 2428. Wählt er das Letztere: fo muß er, 
| bey einer auf das Schiff genommenen Bodmerey, 
auch die vorhandenen Geräthſchaften, Ammunition, 
Lebensmittel, und die Fracht der letzten Reiſe, dem 
Bodmereigeber abtreten. 

$. 2429. Auch muß er in jedem Falle dem Bod⸗ 
mereigeber den Verluft aus der über die verbodmete 
Sache nach §. 2379. etwa beſonders erhaltenen Ver⸗ 
ſicherung uͤberlaſſen. 

§. 2430. Dagegen muß der Bodmereigeber, 
wenn er ſich an den verbliebenen Werth der verbod⸗ 
meten Sache hält, den Beitrag zur großen Haverey 
mit uͤbernehmen. 7 

9. 2431. Es iſt nicht erlaubt, das Gegentheil 
zu verabreden. € 

F. 2432. Iſt der Unfall durch Verſehen des 
Schiffes, oder feines Volks veranlaßt worden: fo 
| kann ſich der Bodmereigeber auf Ladung an den 
13 N Schiffer; bey deſſen Unvermoͤgen aber an das Schiff 
ſelbſt halten. 

$. 2433. Haben die Rheder unmittelbar, oder 
| die Befrachter, oder deren Bevollmächtigte, durch 
Beladung des Schiffes mit verbotenen. Waaren, 
oder ſonſt durch ihre Schuld den Verluſt oder Scha⸗ 
den veranlaßt: ſo kaun der Bodmereigeber von ihnen 
den Ausfall an der völligen Bodmereiſchuld, nebſt 
Zinſen und Koſten fordern. 

§. 2434. Der Bodmereigeber kann auch in 
gleicher Art gegen Jeden, durch deſſen Schuld das 
Schiff beſchaͤdigt oder verloren worden, auf Entſchaͤ⸗ 
digung klagen. 

§. 2435. Wenn verbodmete Waaren bloß durch 
innern Verderb oder Abſchlag des Preiſes Schaden 
und Verluſt leiden: ſo kann der Eigenthuͤmer ſich 
| durch Abtretung derſelben nicht befreien: ſondern er 
iſt ſchuldig, die völlige Bodmereiſchuld zu bezahlen. 

b 8. 2436. 
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§. 2436. Iſt die verbodmete Sache unbeſchaͤ⸗ 
digt an dem Orte ihrer Beſtimmung angekommen; 


Erfül⸗ 
lung des 
Dodme⸗ 


oder will der Nehmer die beſchaͤdigte Sache nach reicen⸗ 
. 2427. dem Geber nieht abtreten; fo muß er zu der Age 
im Bodmereibrieſe veſtgeſetzten, oder nach F. 2398. 


qq. zu beſtimmenden Zahlungszeit, die Bodmerey⸗ 
ſchuld ſogleich baar entrichten. 

§. 2437. Auch iſt er, von dieſer Zeit an, ver⸗ 
bunden, davon die unter Kaufleuten üblichen Zinſen 
zu entrichten. 

$. 2438. Hat der Schiſſer die Bodmerey ſelbſt 
geſchloſſen; oder iſt ihm dieſeſbe bekaunt gemacht wor⸗ 
den; ſo muß er, ohne Einwilligung des Gebers, die 
verbodmeten Waaren nicht eher verabfolgen, als bis 
die Bodmereiſchuld bezahlt, oder deshalb hinreichende 
Sicherheit beſtellt worden: widrigenfalls er dem Ge⸗ 
ber für allen daraus entſtehenden Schaden haftet. 

$. 2439. Bey ausbleibender Zahlung iſt der 
Bodmereigeber berechtigt, ſogleich den öffentlichen 
gerichtlichen Verkauf der verbodmeten Sache zu ver⸗ 
langen. 


H. 2440. Hat er die §. 2408. und 2409. ange⸗ 


gebenen Vorſichten beobachtet: ſo kann ſich der Bod⸗ 
mereigeber auch nach Vorſchrift des Erſten Theils 
Tit. 20. $. 119. an den Dritten Beſitzer der ver⸗ 
bodmeten Sache haften. y 

H. 2441. Sind aber dieſe Vorſichten nicht beob⸗ 
achter worden: fo findet der Auſpruch wider den Drit⸗ 
ten Beſitzer nur in fo weit Statt, als dieſer entweder 
vor Erlangung des Befißes von der darauf haftenden 
Bodmerey gewußt, oder vor geſchehener Aumeldung 
des Bodmereigebers den Eigenthuͤmer noch nicht voll⸗ 
ſtäͤndig befriedigt hat. 


92442. Ein Bodmereinehmer, welcher die 


verbodmete Sache, vor Befriedigung des Gebers, 
ohne deſſen Einwilligung veräußert, oder denſelben 
Algen. Laudr. 11, Band. Ef auf 
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E auf andere Art vorſätzlich in Schaden gebracht hat, 

1 haftet fr deſſen vollſtändige Befriedigung, und ſoll 

als Betruͤger beſtraft werden. 

Veriah⸗ b. 2443. Hat der Bodmereigeber ſeine Forde⸗ 
rung innerhalb Jahresſriſt nach eingetretenem Zah⸗ 
\ lungstermine nicht ‚gehörig eingeklagt: fo iſt fein 

dingliches Recht auf die verbodmete Sache und de⸗ 

ren Vorzug erloſchen. 

1 H. 2444. Das perſoͤnliche Recht gegen den Bod⸗ 

mereiſchuldner verbleibt ihm jedoch, bis zum Ablaufe 
der gewohnlichen Verjährungsſeiſt. 

Prioritit §. 2445. Iſt wegen derſelden Sache mit Meh⸗ 

an rern Bodmerey geſchloſſen worden: fo hat diejenige, 

Some welche der Schiffer im Mochhafen genommen hat, 

küchen vor allen vorhergehenden den Vorzug. 

R $. 2445. Von mehrern durch den Schiffer auf 
derſelben Reife im Nochhafen geſchloſſenen Bodwe⸗ 
reien, geht die juͤngſte der altern vor. 

5. 2447. Dieſen folgen, nach Ordnung der Zeit, 
diejenigen Bodmereigläubiger, welche die $. 2408. 
und 2409. bemerkten Vorſichten beobachtet haben. 

9. 2448. Alle übrige Bodmereiforverungen ha ⸗ 
ben, ohne Unterſchied der Zeit, gleiche Rechte. 

$. 2449. Sie theilen ſich alſo, bey entſtehen · 
der Unzulaͤnglichkeit der verbobmeten Sache, nach 
Verhältniß ihrer Bodmereiſorderungen an Capital, 
einjaͤhrigen Zinſen, und Koſten. 

§. 2450. In wie fern dem Einen oder Andern, 
wegen erweislicher Verwendung zum Beſten der ver⸗ 
bodme en Sache, ein beſonderer Vorzug zukomme, 
iſt nach Vorſchrift des Erſten Theils Tit. 20. §. 318. 
zu beurtheilen. 

1 % 2451. Sind, außer den Bodmereiforderun⸗ 
gen, noch andere ‚Gläubiger vorhanden; fo wird die 
Priorität nach Vorſchrift des Erſten Theils, Tit. 20. 
§. 321, dg beſtimmmt. h 
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Funfzehnter Abſchnitt. 
Von F u her let en. 


$. 2452. Die Inhaber oͤffentlicher Landkutſchen, 
welche der Staat beſtellt oder beſonders privilegirt hat, 
um Reiſende oder Sachen fortzuſchaffen, werden 
Rhedern; und diejenigen, denen fie die Führung der 
Kutſche anvertraut haben, Schiffern gleich geachtet. 

$ 2453. Dergleichen Landkutſcher muͤſſen alſo 
für alle Waaren und Sachen haften, die ihnen, und 
ihren dazu beſtellten Leuten, zur Fortſchaffung und Ab⸗ 
lieferung an einen gewiſſen Ort übergeben worden. 

§. 2454: Von dieſer Verbindlichkeit koͤnnen fie 
ſich, gleich den Rhedern, durch Abtretung des Wa⸗ 
gens, der Pferde und deren Zubehoͤr, ingleichen der 
Frachtgelder, befreien; wenn nicht ſolche Umſtaͤnde 
vorhanden find, da eine Herrſchaft, nach Vorſchrift 
des Erſten Theils, Tit. 6. F. 61. 1 4., auch für die 
gaubten Handlungen ihrer Dienſtboten einſtehen 


2455. In Abſicht der Verhaftung fuͤr die 


2456. Zwiſchen den Inhabern der Lands 

he, und den von ihnen beſtellten Kutſchern oder 
uten, waltet eben das Verhaͤltniß ob, als 
zwiſchen Rhedern und Schiffern. 8 

$. 2457. In Abſichs der Inhaber ſolcher Faͤh⸗ 
ren, welche zum Ueberſetzen der Reiſenden beſtimmt 
„find, finden gleiche Grundſätze Statt. 

9. 2458. Das Verhaͤltniß zwiſchen Privatfuhr⸗ 
leuten, ingleichen Fußboten, und denjenigen, welche 
fie gedungen haben, iſt nach den Vorſchriften des 
Erſten Theils, Tit. 11. Abſchn. 8. F. 859 — 920, 
zu beurtheilen. 
§. 2459. 
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$. 2459. Dergleichen Fuhrleute muͤſſen jedoch 
allen Verluſt oder Schaden vertreten, welchen ſie, 
oder die von ihnen beſtellten Leute, auch nur durch 
ein geringes Verſehen verurſacht haben. 

§. 2460. Beſonders muͤſſen fie auch fir das 
geringſte Verſehen haften, wenn der Schade oder 
Verluſt durch mangelhafte Beſchaffenheit des Fuhr⸗ 
werks entſtanden iſt. 

$. 2461. Ferner, wenn fie wiſſentlich Waaren 
übernommen haben, bey deren Aufbewahrung und 
Transport, nach ihrer befondern Natur und Beſchaf⸗ 
fenhelt, eine vorzügliche Sorgfalt und Vorſicht er⸗ 
fordert wird, und durch Verabſäumung derſelben 
Schade entſteht. 

$. 2462. Ferner alsdann, wenn fie, noch außer 
der Fracht, fuͤr die Aufſicht uͤber die Waaren eine 
beſondere Belohnung angenommen haben. 

$. 2463. In wie fern Fuhrleute verſchloſſene 
Briefe oder Pakete unter Vierzig Pfund mitnehmen 
können, iſt im Vierten Abſchnitte des Funfzehuten 
Titels verordnet. 

§. 2464. Was Fuheſeute bey hohlen Wegen 
und engen Paͤſſen, ingleichen bey dem Ausweichen, 
zu beobachten haben, wird im Erſten Abſehnitte des 
Junfzehnten Titels vorgeſchrieben. 
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